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F. 1. 


ie (lat. Gedanum oder EURER. war im Anfange des 
vierzehnten Jahrhunderts, als die Preuß. Städte Thorn, Kulm, 
Elbing und Koͤnigsberg theils durch ihren Handel, theils durch 
die Gunſt des deutſchen Ordens bereits einen hohen Grad von 
Reichthum und Wichtigkeit erlangt hatten, noch ein kleiner, unbe⸗ 
deutender Ort. Zwar war das Staͤdtchen wegen ſeiner gluͤcklichen 
Lage an der Weichſel, nahe an der Ausmuͤndung derſelben in die 
Oſtſee, zum Handel ſehr vortheilhaft gelegen; aber der Ort war 
damals weniger als Handelsſtadt als wegen des Schloſſes unmit⸗ 
telbar an der Stadt, und allenfalls wegen der hoͤlzernen Befeſti⸗ 
gungen wichtig, mit welchen die Stadt umgeben war !). Sie ge⸗ 
hoͤrte uͤbrigens zu Pomerellen, welches, urſpruͤnglich zu Pommern 
gehörig, zwiſchen den Herzoͤgen von Pommern und den Koͤnigen 
von Polen ſtreitig war, und nach mehreren darüber entſtandenen 
Kriegen endlich vom Herzoge Meſtwin von Pommern im Jahre 
1269 den Markgrafen von Brandenburg zu Lehen gegeben wurde 2). 
Demungeachtet ſetzte ſich Meſtwin im Jahre 1273 mit polniſcher 
Hülfe wieder in den Beſitz von Danzig ) und ernannte im Jahre 


1) o. Baczko's 45000 v. Pr. Th. 2. S. 48. 
2) Dreger S. 546 
8) Ausführung der Rechte auf das a Pomerellen, Berlin 
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1290 ſeinen Schweſterſohn, den Koͤnig Przimislaus von Polen, 
zum Erben von Pomerellen mit Einſchluß Danzigs ). 5 
Weder Przimislaus noch ſein Nachfolger Wladislaus Loktek 
waren im Stande, ſich im Beſitze Pomerellens zu erhalten. Der 
Kanzler Peter Suenza, welchem die Verwaltung des Landes an⸗ 
vertraut war, uͤberlieferte daſſelbe den Markgrafen von Branden⸗ 
burg 2), und dieſen fiel ſelbſt die Stadt Danzig in die Haͤnde. Das 
Schloß bei Danzig ſuchte der Landrichter Boguſſa, welcher daſſelbe 
mit einigen Pommerſchen Edelleuten beſetzt hielt, dem Koͤnige von 
Polen zu erhalten; da er aber keine Unterſtuͤtzung erhielt, fo übers 
trug er mit Bewilligung des Koͤnigs dem deutſchen Orden, gegen 
beſtimmten Sold, die Vertheidigung dieſer Feſtung. Nach uͤber⸗ 
ſtandener Gefahr verlangte Boguſſa die Zuruͤckgabe des Schloſſes; 
der Orden verweigerte dieſe aber, bevor nicht der verſprochene Sold 
bezahlt ſey. Bald darauf trat Markgraf Waldemar von Branden⸗ 
burg durch den Vertrag vom Sonntage vor Adrian 1310 5) ſeine 
Rechte auf Danzig, Dirſchau und Schwez fuͤr eine Summe von 
10,000 Mark brandenburgiſchen Geldes an den deutſchen Orden ab, 
welcher ſich noch in demſelben Jahre mit Gewalt der Waffen nicht 
bloß in den Beſitz dieſer drei Diſtriete, ſondern ganz Pomerel⸗ 
lens ſetzte ). Der König von Polen, unzufrieden mit dieſer Ver⸗ 
handlung, und doch zu“ machtlos, um ſeine Rechte ſelbſt zu be⸗ 
ſchuͤtzen, führte beim Papſte Johann XXII. über den deutſchen Or⸗ 
den Beſchwerde, und durch die Bulle vom März 1331) wurde 
dieſer in den Bann gethan; aber der Orden kehrte ſich daran nicht, 
denn auf ſeiner Seite war Kaiſer Heinrich VII., welcher bereits im 
Jahre 1311 dem Orden die Landeshoheit über alle Güter beſtaͤtigt 
hatte, welche der Orden ſchon in Pommern beſaß oder noch erlan⸗ 
gen wuͤrde “). Der Streit ſollte hierauf durch den ſchiedsrichterli-⸗ 
chen Ausſpruch der Könige Karl von Ungarn und Johann von 


— ——— 


1) Hartknoch's x... N. Pr. S. 294. — Schütz S. 50, 
2) Lucas David's Chronik, B. 8. 

3) Acta Boruss. B. 3. S. 539. > 
4) Lucas David, B. 8. 

5) Codex dipl. Pol. T. 4. S. 50. 

6) Ebendaſelbſt S. 40. 
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Boͤhmen beendigt werden; ſelbiger erfolgte auch im Jahre 1335, 

und Pomerellen wurde dem deutſchen Orden zugeſprochen 1). Koͤ⸗ 

nig Caſimir von Polen mußte ſich im folgenden Jahre 1336 in 

dieſen Ausſpruch fügen 2) und trat endlich Pomerellen durch den 

Kaliſcher Vertrag vom 3. April 1343 dem deutſchen Orden foͤrm⸗ 

lich ab 5). N 5 8 
8 


Der deutſche Orden ſah die Wichtigkeit, welche Danzig als 
Handelsſtadt erlangen konnte, ſehr bald ein, er erweiterte ſie und 
ſuchte ihren Flor durch Privilegien zu foͤrdern. Solche Privilegien 
erhielt die Rechtſtadt Danzig in den Jahren 1345 und 1378, die 
Neuſtadt aber im Jahre 1380. Dieſe Privilegien bilden, außer den 
Handelsmonopolen, zu welchen Danzig um die Mitte des vier⸗ 
zehnten Jahrhunderts durch ihren Eintritt in den Hanſabund ge⸗ 
langte, die erſte, wenn auch nur duͤrftige Quelle der Danziger Sta⸗ 
tutarrechte; ergiebiger wurde dieſe durch die Verleihung des Kul- 
miſchen Rechts, einer Geſetz-Sammlung, welche unter dem Na⸗ 
men des alten Kulms bereits das Geſetzbuch fuͤr ganz Preußen 
geworden war!). Dieſes Kulm. Recht wurde im Jahre 1438 der 
Altſtadt, welche wegen ihrer Rechte zweifelhaft war und ſchon im 
Jahre 1266 ſich von Lübe eine Abſchrift des Luͤbiſchen Rechts ers 
beten hatte, bewilligt !). 5 

) Der ſogenannte alte Kulm oder das alte Kulmiſche Recht, ge⸗ 
druckt zu Thorn 1584, war das in der Kulm. Handfeſte bewilligte 
Magdeburgiſche Recht, und hatte mit dem Schleſiſchen Landrechte 
und dem Schwabenſpiegel eine gemeinſchaftliche Quelle. Siehe die Ab⸗ 
handlung des Herrn Tribunalraths Schweikart in v. Kamptz's Jahr⸗ 
buͤchern, B. 26. S. 257. und B. 31. S. 227. 


9. 3. 


Das Kulm. Recht (der alte Kulm) war bei weitem nicht voll⸗ 
ſtaͤndig genug und ließ eine große Menge von Rechtsverhaͤltniſſen 


1) Codex dipl. Pol. T. 4. S. 54. 

2) Ebendaſelbſt S. 55. 

3) Acta Boruss, B. 8. S. 558. 

4) Jus Culmense ex ult. revis. S. 265. 


l 4 
x Geſchichte der Danziger ee 


unentſchieden; dieſer Mangelhaftigkeit ſich bewußt, uͤberließen da⸗ 
her die Verfaſſer dieſes Geſetzbuchs (B. 1. Cap. 4. 9. 11. 20.) den 
Staͤdten das Recht, dem Beduͤrfniß durch Willkühren (Sta⸗ 
tuten) abzuhelfen, ein Recht, von welchem Danzig im Jahre 1388 
zum erſtenmal Gebrauch machte. Dieſe Willkuͤhr wurde in den 
Jahren 1455, 1457, 1573, 1579, 1597, 1599, 1678, 1761 und 
1783 theils von neuem bearbeitet, theils geprüft und ergänzt ). 
Die Ausgabe von 1783 iſt diejenige, welche noch bis gegenwaͤrti⸗ 
gen Augenblick Guͤltigkeit hat. 


5 8.4. 

Als um die Mitte des funfzehnten Jahrhunderts die Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen dem deutſchen Orden als Landesherrn und den 
Preuß. Ständen dahin führten, daß Geiſtlichkeit, Adel und Staͤdte 
den Preuß. Bund ſchloſſen, um ſich den Bedrückungen des Or⸗ 
dens zu widerſetzen, trat auch Danzig, welches bereits zu den gro⸗ 
ßen Staͤdten Preußens gehoͤrte, wiewohl es nur den letzten Platz 
Runter ihnen einnahm, dem Bunde bei, und die beiden Danziger 
Buͤrgermeiſter Wilhelm Jordan und Johann Meideburg vollzogen 
mit die Erklaͤrung vom zweiten Sonntage nach Palmſonntag 1454, 
durch welche ſich der Preuß. Bund dem Könige Caſimir von Polen 
unterwarf 2). Durch den Thorner Frieden v. 19. Oct. 1466 wurde 
der Orden gezwungen, ſeinen landesherrlichen Rechten auf denjeni⸗ 
gen Theil Preußens zu entſagen, welcher ſeitdem den Namen von 
Polniſch⸗Preußen (Weſtpreußen) annahm, und hinſichts des Ueber⸗ 
reſtes (Oſtpreußens) die Oberlehensherrlichkeit von Polen anzuer⸗ 
kennen. Indeſſen wurde Weſtpreußen hierdurch nicht zu einer Pro⸗ 
vinz des Polniſchen Reichs, ſondern behielt ſeine Geſetze, ſeine Ver⸗ 
faſſung und ſeine Verwaltung, wenngleich Polniſcher Seits in der 
Folge Öfters der Verſuch, Preußen von Polen abhaͤngiger zu ma⸗ 
chen, nicht ohne Erfolg wiederholt wurde. Wiewohl daher die 
Preuß. Landtage, zu welchen Danzig zwei Deputirte ſchickte, die 
geſetzgebende Gewalt des Landes ausübten, fo mußten ſich die 


1) Siehe v. Kamptz's Provinzialrechte, Th. 1. S. 269. 
9 80 1 der Stände des Herzogthums Preußen, Braunsberg 1616, 


x 
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Stände fpäterhin doch bequemen, zu den Polniſchen Reichstagen 
Landboten abzuſchicken und durch ſelbige die Polniſchen Reichstags⸗ 
Conſtitutionen mit vollziehen und als Landesgeſetze anerkennen zu 
laſſen. Demungeachtet war das ſtaatsrechtliche Verhaͤltniß Weſt⸗ 
preußens zu Polen im Ganzen keineswegs druͤckend; beſonders 
erlangte Danzig durch die ihm ertheilten Privilegien ), namentlich 
der Unterhaltung einer eigenen Kriegsmacht, der Münze, der Selbſt⸗ 
beſteuerung %C., einen Grad von Unabhängigkeit, welche dieſe Stadt 
5 den deutſchen freien Reichsſtaͤdten ungefähr auf gleichen Fuß 
etzte. 0 

) Danzig erhielt fein Hauptprivilegium ſchon vor dem Thorner Frie⸗ 


den, am Sonntage Cantate 1457, nachdem es bereits am Sonntage 
Trinitatis 1454 das Landgebiet verliehen erhalten hatte. 


§. 5. 


Noch am Ende des ſechszehnten Jahrhunderts war der alte 
Kulm das allgemeine Geſetzbuch fuͤr ganz Preußen, aber er hatte 
mit der Zeit einen großen Theil ſeiner Brauchbarkeit verloren. Zwei 
Mängel waren es, welche hauptſaͤchlich fühlbar wurden: erſtlich 
die Unverſtaͤndlichkeit der veralteten Sprache des dreizehnten Jahr⸗ 
hunderts, in welcher dieſes Geſetzbuch geſchrieben war; zweitens aber 
der Mangel einer Sammlung derjenigen Landesordnungen, koͤnig⸗ 
lichen Bewilligungen und Landtagsbeſchluͤſſe, durch welche der alte 
Kulm nicht ſowohl abgeändert, als vielmehr ergänzt werden 
war; daher brachte man auf den Weſtpreuß. Landtagen die Um⸗ 
arbeitung des alten Kulms zur Sprache, und von 1553 bis 1603 
wurden auf den Landtagen wenigſtens fünf verſchiedene Bearbei⸗ 
tungen des Kulm. Rechts zur Prüfung vorgelegt ). Die Stände 
berathſchlagten Über einzelne Theile dieſer Entwürfe, fie konnten 
aber zu keinem endlichen Beſchluſſe gelangen, und als im Jahre 
1598 der Weſtpreuß. Adel, von den übrigen Ständen abgeſondert, 
ein eigenes Landrecht entwarf und deſſen Beſtaͤtigung auf dem 
Polniſchen Reichstage zu erlangen wußte, wurde auf die Umar⸗ 
beitung des Kulmiſchen Rechts als gemeinſchaftlichen Geſetzbuchs 


1) v. Kamptz's Jahrb. B. 26. S. 289. 
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für ganz Weſtpreußen um fo mehr verzichtet, weil man, nicht ohne 
Grund, befürchtete, daß, wenn der Entwurf dem Könige von Po⸗ 
len zur Beſtaͤtigung vorgelegt werde, derſelbe Polniſcher Seits, 
mit Beeinträchtigung der Rechte von Polniſch-Preußen, bedeutend 
aͤbgeaͤndert werden möchte. Um dies zu verhuͤten, kam man ſtill⸗ 
ſchweigend uͤberein, das Kulm. Recht nach der einen oder andern 
Bearbeitung bloß durch den Gerichtsgebrauch einzuführen ). f 
g. 6. f 
Dieſem gemaͤß wurde in der That in den einzelnen Weſtpreuß. 
Städten die eine oder die andere der Bearbeitungen des Kulm. 
Rechts, welche auf den Landtagen zur Berathung gekommen wa⸗ 
ren, bloß durch den Gerichtsgebrauch eingeführt, und erlangte fo, 
bald unter dem Namen des Jus Culmense emendatum (in Thorn), 
bald unter dem des Jus Culmense correctum (im Ermelande), bald 
in einer lateiniſchen Ueberſetzung des Neumarkſchen Entwurfs 2) (in 
den koͤnigl. polniſchen Aſſeſſoriats⸗Gerichten, an welche die Weſt⸗ 
preuß. Proceſſe zur Entſcheidung in den hoͤhern Inſtanzen gelang⸗ 
ten), Geſetzeskraft. In Danzig kam das Jus Culmense revisum 
in Gebrauch, welches von M. C. Hanov unter dem Titel: Jus 
Culmense ex ultima revisione, zuerſt im Jahre 1744, und ſo⸗ 
dann in einer zweiten Ausgabe im Jahre 1767, mit hiſtoriſchen 
und vergleichenden Anmerkungen begleitet, herausgegeben iſt. Die⸗ 
ſes Kulm. Recht gilt noch jetzt in Danzig und deſſen altem Gebiete 
als ſtatutariſches Recht“), in ſo weit es nicht durch die Danziger 
Willkuͤhr abgeändert iſt ). 5 i 
) Dieſe geſchichtlichen Data uͤber die Umſtaͤnde, unter welchen in 
Weſtpreußen das Kulm. Recht Eingang fand, beweiſen, daß dieſe Ge⸗ 
ſetz Sammlung, wenigſtens ihrer Form nach, in ganz Weſtpreußen 
immer nur als Statutarrecht der einzelnen Gerichtsbarkeiten (Ortsgeſetz), 
und keineswegs als Provinzialrecht (Landesgeſetz) Gültigkeit erlangte. 
Freilich iſt das Kulm. Recht groͤßtentheils aus dem alten Kulm, aus 
den Geſetzen und Landesordnungen des deutſchen Ordens, aus den Pri⸗ 
vilegien der Polniſchen Könige und aus den Landtagsbeſchluͤſſen der 
Weſtpreuß. Staͤnde entnommen, und es leidet keinen Zweifel, daß dieſe 


1) Hartknoch's A. und N. Pr. Th. 2. S. 587. 8 c 
2) Gedruckt unter dem Titel: J. V. Bandtke Jus Culmense eto. Var- 
saviae 1814. 8. 5 
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Quellen des Kulm. Rechts wirkliche Provinzialgeſetze waren; dieſe 
waren jedoch in ihrer urfprünglichen Form faſt ganz in Vergeſſenheit 
gerathen, ihre Vorſchriften galten nur noch in der Form des neuen 
Kulm. Rechts, und hatten alſo, da dieſes nur durch den Gerichtsge⸗ 
brauch eingeführt: war, die Kraft von Statutargeſetzen. i 

Außerhalb Danzigs galt das Jus Culmense ex ultima revisione 
bis 1772, nach Hanov's Angabe (S. 55.) in den kleinen Weſtpreuß. 
Staͤdten deutſcher Zunge, in den deutſchen Ortſchaften des Marien⸗ 
burger großen und kleinen Werders, in den koͤnigl. Domainenguͤtern 
und, ſo weit das adelige Landrecht nichts Abweichendes enthielt, ſelbſt 
in den adeligen Guͤtern. Damit ſteht aber einigermaßen die Regie⸗ 
rungs⸗Inſtruction vom 21. Sept. 1773 ($. 13.) in Widerſpruch, wo⸗ 
nach ſich die Partheien bald auf das Jus Culm, correctum, bald auf 
das revisum, ein Anderer auf die lateiniſche, ein Anderer auf die deut⸗ 
ſche Ausgabe beriefen, Ein Gericht behauptet habe daß dieſe, das an⸗ 
dere Gericht daß eine andere Bearbeitung des Jus Culmense bei ihm 
im Gebrauch ſei. Beide Angaben laſſen ſich vereinigen, wenn man an⸗ 
nimmt, daß die Regierungs⸗Inſtruction hauptſaͤchlich von den großen 
Städten Weſipreußens (Thorn, Kulm, Graudenz ꝛc.) ſpreche. Sei dem 
wie ihm wolle, ſo galt das Kulm. Recht in einer oder der andern 
Form uͤberall nur im Wege des Gerichtsgebrauchs, ſolglich als Orts⸗ 
geſetz (Statutarrecht). 

Dieſer hiſtoriſch begruͤndete Unterſchied iſt in der Geſetzgebung Dan⸗ 
zigs von Wichtigkeit; denn da Provinzial geſetze alle Claſſen von 
Unterthanen, fo weit nicht einzelne Ausnahmen vorgeſchrieben ſind, Sta⸗ 
tutar rechte aber nur diejenigen Perſonen verbinden, welche der Ge⸗ 

richtsbarkeit des Orts unterworfen find (Allg. Landr. Einl. §. 6. u. 60. 
und II. 8. 6.): fo iſt die Frage, ob das Kulm. Recht in Danzig zu 
den Statutarrechten gehoͤre, beſonders hinſichts der dort wohnenden Exi⸗ 
mirten, von praktiſchem Einfluſſe. In der Praxis hat man dieſe Frage 
immer bejahet, und ſowohl in der Inſtruction für das Stadtgericht 
zu Danzig, vom 6. Aug. 1796, als in dem Publicandum des dorti⸗ 
gen Magiſtrats vom 21. Aug. 1807, ferner in dem Publicandum der 
Organiſationscommiſſion vom 24. März 1814 und in der Inſtruction 

für das Commerz⸗ und Admiralitaͤtscollegium vom 17. Sept. 1814, 
wird das Jus Culmense ex ultima revisione durchweg und ausdruͤcklich 

zu den Danziger Statutarrechten gezählt. 

0 Iſt die Danziger Willkühr älter oder jünger als das Kulm. Recht, 

und derogirt ſie daher dem letztern? Auch dieſe Frage kann nur hiſto⸗ 

riſch beantwortet werden. Nach §. 3. entwarf Danzig bereits im Jahre 

1388 ſeine Willkuͤhr, aͤnderte, ergaͤnzte und verbeſſerte ſie aber in der 
Folge mehrmals, und der Abdruck von 1761 enthaͤlt daher ohne Zwei⸗ 
fel meiſtentheils ſolche Beſtimmungen, welche mit dem Kulm. Rechte 


U 
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wenigſtens gleiches Alter haben. Allein die letzte Reviſion des in Dan⸗ 
zig geltenden Kulm. Rechts geſchah fruͤheſtens im Jahre 1604, die 
Willkuͤhr dagegen wurde in den Jahren 1678 und 1761 revidiet, und 
iſt in ſo weit juͤnger als das Kulmiſche Recht. Auch nach dem Ge⸗ 
richtsgebrauche gilt das Kulm. Recht nur in ſo weit, als es nicht durch 


die Willkühr abgeändert iſt. 


Weder das Kulm. Recht noch die Danziger Willkuͤhr bilden 
die alleinige Quelle der in Danzig geltend geweſenen oder noch gel⸗ 
tenden Geſetze; beide Geſetzbuͤcher waren viel zu unvollſtaͤndig, und man 
mußte daher auf das Roͤmiſche Recht, als Huͤlfsrecht, zurückgehen. 
Außerdem ſuchte die Danziger Regierung durch Beſchlüſſe der drei 
Ordnungen, aus welchen die geſetzgebende Gewalt in Danzig be⸗ 
ſtand “), den Mängeln des gemeinen Rechts abzuhelfen, ja über ein⸗ 
zelne Gegenſtaͤnde wurden eigene, fuͤr ſich beſtehende Reglements 
eingeführt. Dahin gehören namentlich die Gerichts⸗ und Proceß⸗ 
ordnungen von 1615 und 1671, die Kirchenordnungen von 1680 
und 1708, die Räumungsorbihung vom 1. Dec. 1689, die Maͤkler⸗ 


ordnung von 1761, die Kaduckordnung vom 18. Jun, 1777 und 


die Bankerutirordnung vom 23. Jul. 1777. 
) Die geſetzgebende Gewalt in Danzig wurde bis zur Preuß. Be⸗ 


ſitznahme im Jahre 1793, und demnaͤchſt nach Wiederherſtellung der 


freiſtaatiſchen Verfaſſung von 1807 bis 1814, von drei Collegien, 
Ordnungen genannt, gemeinſchaftlich ausgeuͤbt. 

Die erſte Ordnung bildete der Rath oder Magiſtrat, welcher 
aus vier Buͤrgermeiſtern, achtzehn Rathsherren und einem Syndikus 
beſtand. Von den vier Buͤrgermeiſtern ſtand jaͤhrlich abwechſelnd ei⸗ 
ner, mit dem Titel des praͤſidirenden Buͤrgermeiſters, an der Spitze 
des ganzen Staats. 

Die zweite Ordnung machte das Schoͤppengericht aus, aus 
zwölf Mitgliedern — Schoͤppen — beſtehend. 

Zur dritten Ordnung wurden von der in vier Quartiere ge⸗ 
theilten Buͤrgerſchaft, aus der Kaufmannſchaft Einhundert Mitglieder 
gewaͤhlt, welchen zwei Deputirte aus jedem der vier Hauptgewerke (der 
Schuhmacher, Feſtbaͤcker, Schmiede und Fleiſcher) hinzutraten. Die 
dritte Ordnung beſtand folglich aus 108 Repraͤſentanten der Buͤrgerſchaft. 

Um ein rechtsverbindliches Geſetz zu geben (einen Ordnungsſchluß 


zu faſſen), war die Zuſtimmung aller drei Ordnungen nothwendig. 


Die ausäbende Gewalt befand ſich zwar in den Haͤnden des 
Raths, doch wurden die wichtigern Angelegenheiten durch beſondere 
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Ausſchüſſe — Functionen — verwaltet, aus Mitgliedern aller drei 
Ordnungen beſtehend. Jede Function hatte einen Buͤrgermeiſter oder 
ein anderes Rathsglied zum Vorſtande. So beſtand z. B. der Kriegs⸗ 
rath aus einem Buͤrgermeiſter als Kriegspraͤſidenten; zwei Rathsherren 
als Kriegscommiſſarien; zwei Schoͤppen und acht Quartiersgenoſſen. 
| In fruͤhern Zeiten waren über die Rechte der beiden erſten Ord⸗ 
nungen und uͤber die Zuſammenſetzung der dritten Ordnung haͤufige 
Streitigkeiten; im Jahre 1750 wurden ſie unter Vermittelung des 
Koͤnigs von Polen durch eine eigene Conſtitution (naͤmlich die koͤnigl. 
Ordination vom 20. Jul. 1750) beigelegt. 

Die geſetzgebende Gewalt der Danziger Regierung beſchraͤnkte ſich 
bis 1772 geſetzlich auf ortspolizeiliche und Gemeinde⸗Anordnungen; 
Geſetze allgemeinern Inhalts konnten unter Sanction des Königs von 
Polen nur bie Stände von Polniſch⸗Preußen geben, zu deren Lands 
tagen auch Danzig Deputirte abſchickte. Dieſer Verfaſſung gemäß 
hätten ſelbſt die Polniſchen Reichstagsconſtitutionen, wenn ſie von den 
Polniſch⸗Preuß. Landboten mit vollzogen, oder auf einem Preuß. Poſt⸗ 
comitiallandtage angenommen waren, auch in Danzig verbindliche Kraft 
haben muͤſſen. Allein die Polniſch⸗Preuß. Staͤnde befaßten ſich ſeit dem 
Anfange des ſiebzehnten Jahrhunderts nur wenig mit der Legislatur, und 
da Danzig bereits eine in ſich abgeſchloſſene Geſetzgebung beſaß, ſo 
fanden die Polniſchen Reichstagsconſtitutionen hier keinen Eingang. Dan⸗ 
zig gab ſich eigene Geſetze, ohne die Mitwirkung der Preuß. Staͤnde 
oder die Einwilligung von Polen nachzuſuchen, z. B. die Wechſelord⸗ 
nung von 1701 und eine große Anzahl anderer Verordnungen. 

Seitdem Polniſch-Preußen ſeit 1772 mit Polen aus aller Ver⸗ 
bindung trat und ſeine Landſtaͤnde und Landtage verlor, blieb Danzig 
ſeiner eigenen Geſetzgebung uͤberlaſſen, und machte davon, ſo oft es 
noͤthig war, Gebrauch. Den König von Polen erkannte Danzig nur 
als feinen (ohnmaͤchtigen) Schutzherrn an, welcher jedoch die höhere 
Gerichtsbarkeit theils durch den koͤnigl. Burggrafen (wozu nur ein Mit⸗ 
glied des Raths gewählt werden konnte), theils durch die Aſſeſſorial⸗ 
gerichte ausübte. 

i §. 8. 


Bemerkenswerth iſt außerdem die Danziger Wechfelordnung, 
„aus Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen publicirt den 8. März 1701,“ 
gedruckt zu Danzig 1701 in 4. Sie ſetzt das in Deutſchland gel⸗ 
tende gemeine Wechſelrecht voraus, und enthaͤlt in drei und vierzig 
Artikeln mancherlei eigenthuͤmliche, das gemeine Wechſelrecht er⸗ 
gaͤnzende Beſtimmungen. Sie iſt noch gegenwärtig von Guͤltigkeit, 
ledoch mit dem Unterſchiede, daß ſeit 1. Jun. 1794 uͤber diejenigen 
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Gegenſtaͤnde, uͤber welche die Danziger Wechſelordnung keine Vor⸗ 


ſchriften enthaͤlt, nicht das gemeine deutſche, ſondern das Preuß. 


Wechfelrecht (Abſchn. 8. im 8. Titel des 2. Theils des Allg. Lands 
rechts) entſcheidet. 5 5 
a: 8.9. 


Nicht minder merkwürdig und eigenthuͤmlich war das in Dan⸗ 


zig ſeit uralter Zeit beſtehende Inſtitut des Erbbuchs. 
Unter dem Namen der Erbbuͤcher fuͤhrte der Rath zu Danzig 


uͤber ſaͤmmtliche in der Stadt und ihrem Gebiete gelegene Grund⸗ 


ſtuͤcke aller Art oͤffentliche Grund» und Pfandbuͤcher, welche die 
weſentlichſten Erforderniſſe unſerer jetzigen Hypothekenbuͤcher hatten, 
jedoch von dieſen hinſichts der Form und des Verfahrens ſehr be⸗ 
deutend abwichen ). Alle Eintragungen und Loͤſchungen geſchahen 


nämlich in der Rechtſtadt nicht anders als in Gegenwart des praͤ . 


ſidirenden Buͤrgermeiſters und des Kaͤmmerers, in der Altſtadt aber 
nicht anders als in Gegenwart zweier Rathsherren, und dieſe 
Beamten hatten auch die Erbbuͤcher ſtets unter ihrem beſondern 
Beſchluſſe r). f 

„Auf dieſer beſondern Form der Erbbuͤcher und auf dieſer Art 
ihrer Fuͤhrung beruhte der unbedingte Glaube, welcher den Erb⸗ 
buͤchern geſetzlich und herkoͤmmlich beiwohnte ), keineswegs aber 
auf den Urkunden, auf deren Grund etwa die Eintragungen ges 


ſchehen waͤren. Vielmehr exiſtirten in der Regel dergleichen Ur⸗ 


kunden gar nicht, ſondern die Contrahenten erſchienen in Perſon 
oder durch Bevollmaͤchtigte (Procuratoren) vor der das Erbbuch 
führenden Behörde, fie zeigten muͤndlich an, was fie verabredet 
hatten, und in ihrer Gegenwart geſchah fofort die erforderliche Ein⸗ 
tragung in das Erbbuch, aus welchem Auszüge ertheilt wurden, 


1) Reſcript vom 9. Aug. 1796. . . g 
2) Verfügung des Organiſationscommiſſarius, Kammergerichtspräftdenten 
a v. Schleinitz, vom 2. Sept. 1794. 
3) Reſcript vom 9. Aug. 1796. Siehe auch 0 N 
a. Fiſcher, Introductio in libros fundorum eivitatis Gedanensis. 1703, 
mit Zuſaͤtzen von Groddeck und Wahl (Mſpt.). 
b. Becker, Tractatus de expositione fasciculi straminei (Mipt.). 
©. Fried. Gotth. Siewert, Das Pfennigzins⸗ und Strohwiſchrecht. 
Halle 1802. 8. ; 
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welche die Stelle der Hypothekenurkunden vertraten. Zwar konnte 

das Eigenthum eines Grundſtuͤcks an einen Andern nicht durch 
muͤndliche Verabredung uͤbertragen werden, vielmehr mußte geſetz⸗ 
lich der Vertrag ſogar gerichtlich geſchloſſen oder anerkannt werden; 
bei Eintragung des neuen Eigenthuͤmers wurde aber auf dieſen 
Vertrag weiter keine Ruͤckſicht genommen, ſondern die Vertrag⸗ 
ſchließenden erſchienen vor der vorhin bezeichneten Behoͤrde, in ih⸗ 
rer Gegenwart erfolgte die Umſchreibung des Beſitztitels, wozu es 
der wirklichen Uebergabe des Grundſtuͤcks nicht bedurfte, und 
die Eintragung der etwa getroffenen Nebenvertraͤge. Gegen das, 

was in die Erbbücher eingetragen war, fand die Verjährung nicht 
ſtatt, die Loͤſchungen erfolgten aber durch Ausradiren des Ein⸗ 
tragungsvermerks, zu deſſen Erleichterung das Erbbuch nicht aus 
Papier, ſondern aus Pergamentblaͤttern beſtand. 

5 Außer dem Beſitztitel und den beſtaͤndigen Laſten und Abga⸗ 
ben wurden hauptſaͤchlich Hypothekenſchulden in die Erbbuͤcher ein⸗ 
getragen. Die zur erſten Stelle eingetragene Forderung fuͤhrte 
den Namen des Pfenningzinſes, die zur zweiten Stelle den der 
erſten Verbeſſerung; das dritte und die folgenden Ingroſſate nannte 
man Ueberbeſſerung oder zweite, dritte und folgende Verbeſſerung. 
x Den in dieſer Art eingetragenen Hypothekenglaͤubiger beguͤn⸗ 

ſtigten die Geſetze durch das Stroh wiſchrecht, vermoͤge deſſen 

‘  Derfelbe, wenn der Schuldner nach abgelaufener Kuͤndigungsfriſt 
nicht Zahlung leiſtete, ermaͤchtiget wurde, auf dem verpfaͤndeten 
Grundſtuͤcke den Strohwiſch auszuſtecken. Erfolgte von jetzt ab die 
Befriedigung des Glaͤubigers nicht, ſo wurde dieſem das Grund⸗ 
ſtuͤck für die eingetragene Forderung eigenthuͤmlich uͤberwieſen, und 
alle ſpaͤter eingetragenen Gläubiger verloren ihr Hypothekenrecht. 
Das Naͤhere hierüber ſiehe im Zuſatz zu I. 20. 411. 

In dem Juſtizminiſterialreſcripte vom 9. Aug. 1796 wird be⸗ 
hauptet, daß „die Erbbuͤcher und das bei deren Führung beobach⸗ 
tete Verfahren den Preuß. Hypothekenbuͤchern und dem Preuß. Ver⸗ 
fahren unendlich nachſtehen“, und dieſes Urtheil erſcheint bei naͤherer 
Betrachtung in mancher Hinſicht gegruͤndet. Auf der andern Seite 
war die Danziger Hypothekenverfaſſung ſo einfach und ſo wenig 
koſtbar, ſie ſicherte die Rechte des Grundeigenthums ig zen 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 
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und ſchloß alle Streitigkeiten zwiſchen Glaͤubiger und Schuldner ſo 
wirkſam aus, daß ſie nur einzelner Verbeſſerungen bedurfte, um ſehr 
bedeutende Vorzüge vor der Preuß. Hypothekenverfaſſung zu erlangen. 


9. 10, 
Danzigs Verfaſſung, ihre Gemeinde, Gerichts: und Polizei⸗ 


verwaltung, und ſelbſt ein großer Theil ihrer Geſetzgebung, erlitten 


eine voͤllige Umwandlung, als ſich Preußen im Jahre 1793 in den 


Beſitz der Stadt und ihres bedeutenden Gebiets geſetzt, und dieſen 


Erwerb der Provinz Weſtpreußen einverleibt hatte. Die Grund⸗ 


zuͤge der neuen Verfaſſung wurden in dem Patent v. 2. Jun. 1793 
angedeutet; ausfuͤhrlichere Beſtimmungen enthielten aber das Regle⸗ 
ment fuͤr den Magiſtrat vom 3. Jun. 1794 und die Inſtruction 
für das Stadtgericht vom 6. Aug. 1796, welche letztere jedoch erſt 
in Gefolge des Miniſterialreſcripts vom 11. Jan. 1804 foͤrmlich pu⸗ 
blicirt wurde. Das Weſentlichſte dieſer Anordnungen beſtand in 
Folgendem: N 

1. Die Polizeigeſchaͤfte der Stadt wurden dem ſofort errichteten 
Polizeimagiſtrate, ſaͤmmtliche gerichtliche Geſchaͤfte dem neu⸗ 
errichteten Stadtgerichte zur abgeſonderten Bearbeitung uͤber⸗ 
wieſen. Beide Behoͤrden traten jedoch zu einem vereinigten 
Collegium zuſammen, um gemeinſchaftlich über ſaͤmmtliche Ges 
meindeangelegenheiten zu beſchließen. 

2. Hinſichts des gerichtlichen Verfahrens, ſowohl in Civil⸗, Con: 
curs⸗, Liquidations⸗ und Criminalproceſſen, als bei den Hand⸗ 
lungen der unſtreitigen Gerichtsbarkeit, ingleichen bei Vormund⸗ 
ſchafts⸗, Depoſital- und Hypothekenſachen, ſowie überhaupt 
bei allen und jeden von und bei dem Stadtgerichte vorzuneh⸗ 
menden und zu vollziehenden rechtlichen Handlungen wurden 
mit Abſchaffung der bisherigen Geſetze ausſchließlich die Preuß. 
Geſetze, insbeſondere die Preuß. Allg. Gerichtsordnung zur 
Beobachtung vorgeſchrieben. Das Stadtgericht wurde am 29. 
Jul. 1794 inſtallirt, daſſelbe wurde der Aufſicht der damali⸗ 
gen koͤnigl. Regierung (des jetzigen koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts) 
zu Marienwerder untergeordnet, welches auch in zweiter In⸗ 
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& 
ſtanz erkannte, wogegen in dritter Inſtanz das koͤnigl. Geh. 
Obertribunal in Berlin die Reviſionsinſtanz bildete. 


Zur Bearbeitung der kaufmaͤnniſchen Proceſſe, der Handels⸗ 


Contraventionsproceſſe und der Proceſſe uͤber kaufmaͤnniſche 
Aſſignationen und gezogene Wechſel (die über trockene Wech⸗ 
ſel gehoͤrten vor das Stadtgericht) wurde ein beſonderes Ge⸗ 
richt unter dem Namen eines Wett⸗ und Handlungsgerichts 
zu Danzig errichtet, und demſelben unterm 6. Febr. 1794 eine 
Geſchaͤftsanweiſung ertheilt. 


Nach dem Patent vom 2. Jun. 1793 „jollte es vor der Hand 


bei den als ſtatuariſche Geſetze bisher gegoltenen beſondern 
Rechten, inſonderheit bei dem Kulm. Rechte, inſoweit daſſelbe 
bisher recipirt geweſen, bei der neurevidirten Danziger Will: 
kuͤhr, und bei der Wechſelordnung von 1701 bewenden. Doch 
ſollte ſich dieſe Beibehaltung der Statutarrechte lediglich auf 
Materien des Privatrechts und ſolche Gegenſtaͤnde beſchraͤnken, 
woruͤber unter Privatperſonen geſtritten werden kann“. 
Da das Allg. Landrecht damals noch nicht Geſetzeskraft 
hatte, ſo wurde hinzugefuͤgt, „daß in Faͤllen, welche nach den 


beſondern Geſetzen der Stadt Danzig nicht beurtheilt, noch 


daraus entſchieden werden koͤnnen, in Anſehung aller Hand⸗ 
lungen, Ereigniſſe und Geſchaͤfte, welche nach Publication des 
erwähnten Patents vorfallen, die in der übrigen Provinz Weſt⸗ 
preußen geltenden Landesgeſetze und ſubſidiariſchen Rechte, je⸗ 
doch mit Ausnahme des Preuß. Landrechts von 1721, ganz 
allein zur Richtſchnur dienen ſollten.“ 

Die Beſtimmung, daß die als ſtatutariſche Geſetze bisher 
ſtattgefundenen Rechte, inſonderheit das Kulm. Recht, die 
Willkuͤhr und die Wechſelordnung beibehalten werden ſollten, 
wurde im Eingange des Magiſtratsreglements vom 3. Jun. 
1794 wiederholt; dagegen wurde in der Inſtruction für das 
Stadtgericht vom 6. Aug. 1796 zu den beiſpielsweiſe aufge⸗ 
führten drei ſtatutariſchen Geſetzbuͤchern noch das Cadukrecht 
der Stadt Danzig, d. h. die Cadukordnung vom 18. Jun. 
1777 hinzugefuͤgt, doch mit der Einſchraͤnkung, daß die bis⸗ 
herige Verfahrungsart bei Einziehung erbloſer Verlaſſenſchaf⸗ 

b * 
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ten nicht mehr ſtattfinde, ſondern daß der Kaͤmmereifiscus fein 
Recht auf zu caducirende Erbſchaften beim Stadtgericht nach Vor⸗ 
fehrift des Allg. Landrechts und der Allg. Gerichtsordnung 
geltend machen muͤſſe. 

5. Unterdeſſen war das Allg. Landrecht mittels Patents vom 5. 
Febr. 1794 publicirt worden, und hatte ſeit 1. Jun. deſſelben 
Jahres auch in Danzig, wiewohl nur als Huͤlfsrecht, in die 
Stelle des Roͤmiſchen und anderer fremder Rechte, Geſetzes⸗ 
kraft erlangt. Dieſes wurde durch die gedachte Inſtruction 

vom 6. Aug. 1796 beftätigt, doch wurde zugleich vorgeſchrie⸗ 

ben, daß in Criminalfaͤllen nicht die harten und zum Theil 
barbariſchen Strafgeſetze der alten Rechte, ſondern die des Allg. 
Landrechts angewendet werden muͤßten. 

6. Hinſichts der Form der Teſtamente und hinſichts der Vormund⸗ 
ſchaften wurde das Stadtgericht angewieſen, „fich lediglich 
nach den vollkommen deutlichen und zweckmaͤßigen Vorſchrif⸗ 
ten des Allg. Landrechts um ſo mehr zu achten, als die bis⸗ 

herigen Danziger Geſetze uͤber dieſe Materien wenig enthalten.“ 
Dagegen ſollten die Statutargeſetze uͤber die Inteſtaterbfolge 
keine Abaͤnderung erleiden. (Neſcript v. 7. Jul. 1804.) ) 


$ 11. 


Die Einführung der Preuß. Geſetze, beſonders die im Patent 
vom 2. Jun. 1793 angeordnete Einfuͤhrung der Preuß. Hypothe⸗ 
Eenverfaffung führte auch die Abſchaffung des Erbbuchs herbei. 
Der Kammergerichtspraͤſident v. Schleinitz, welchem die Einrich⸗ 
tung des Juſtizweſens in Danzig aufgetragen war, ordnete in die⸗ 
ſer Hinſicht durch eine, an das von ihm eingerichtete Stadtgericht 
unterm 2. Sept. 1794 erlaſſene Verfügung an, 

1. daß von dem Augenblicke an, da das Stadtgericht die Erb⸗ 
bücher übernehme, alle weitere Eintragungen und Loͤſchungen 
in denſelben gaͤnzlich unterbleiben, und die Buͤcher in dem 
Zuſtande, wie fie abgeliefert worden, unverändert bleiben muͤß⸗ 
ten. Dieſe Buͤcher muͤßten ſtets unter dem Beſchluſſe des 


1 Hiſtoriſch⸗geogr. Einleit. ꝛc. S. 211. 
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Stadtgerichtsdirectors und noch eines Mitgliedes des Stadt⸗ 

gerichts gehalten, und nicht anders als in deren Gegenwart 

die erforderlichen Auszuͤge daraus genommen werden, um ſelbſt 

der bloßen Möglichkeit des Verdachts vorzubeugen, als ob in 

dieſen Büchern nach ihrer Ablieferung etwas geaͤndert ſeyn 
Ekoͤnnte; 

2. daß uͤber jede Veraͤnderung des Grundeigenthums zur Ein⸗ 
tragung ins Hypothekenbuch geeignete Vertraͤge geſchloſſen und 
zu den kuͤnftigen Hypotheken⸗Beilageacten eingereicht werden 

ſollten. Etwanige Mängel in der Form dieſer Vertraͤge müßten 
ſofort gehoben, und ſodann beiden Theilen unter dem Siegel 
des Gerichts, unter Beifügung eines Auszuges aus dem be: 
treffenden Erbbuche, ein Atteſt dahin ertheilt werden: 
daß auf den Grund jenes Vertrags Eünftig im Hypotheken- 
buche der Beſitztitel des neuen Erwerbers berichtiget, und 
bis dahin der Vertrag bei den 5 le 
werden ſolle; 

3. daß in gleicher Art mit den neueinzutragenden Schulden, Cau⸗ 

tionen, Vormundſchaften und Quittungen zu verfahren fey. 

In der Geſchaͤftsinſtruction für das Stadtgericht vom 6. Aug. 
1796 wurde an das Hypothekenweſen der Stadt und ihres Gebiets 
nicht gedacht; dagegen aͤußerte ſich der damalige Großkanzler v. 
Goldbeck in einem Reſcripte an die koͤnigl. Regierung (das jetzige 
Ober⸗Landesgericht) zu Marienwerder vom 9. Aug. 1796 dahin, 
daß die ploͤtzliche Einrichtung des Hypothekenweſens in Danzig nicht 
zweckmaͤßig, ſondern ein langſameres allmaͤliges Verfahren bei 
Einführung der Preuß. Hopothekenverfaſſung rathſam erſcheine; daß 
das Stadtgericht vor allen Dingen ein richtiges und vollſtaͤndiges 
Verzeichniß aller derjenigen Grundſtuͤcke, uͤber welche Hypotheken⸗ 
bücher einzurichten find, anfertigen und danach die Hypothekenta⸗ 
bellen anlegen und ordnen; mit der Einrichtung der Hypotheken⸗ 
bücher der einzelnen Grundſtuͤcke aber nur bei Gelegenheit von Be⸗ 
fisveränderungen vorſchreiten muͤſſez daß, wenn neue Schulden ein⸗ 
getragen werden ſollen, der Grundbeſitzer zu vernehmen ſey, ob er 
das Hypothekenbuch ſeines Grundſtuͤcks berichtigen laſſen wolle; 
und daß inzwiſchen den Einwohnern Danzigs, „welche ſo ſehr dar⸗ 
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an gewoͤhnt ſind, ihre Hypothekengeſchaͤſte bei den ſogenannten 
Erbbuchsſitzungen muͤndlich und kurz abzumachen, ein Analogon 
dieſer ihrer bisherigen Verfaſſung zu ihrer Beruhigung dadurch 
verſchafft werden koͤnne, wenn eine beſondere Hypothekenſtube und 
eine Deputation des Stadtgerichts fuͤr die Hypothekengeſchaͤfte ein⸗ 
gerichtet werde, in und bei welcher ſich jeder melden koͤnne, wel⸗ 
cher in Hypothekenſachen ein Geſuch anzubringen habe. Dieſe De⸗ 
putation muͤßte alsdann die Vertraͤge, Ceſſionen, Quittungen u. 
ſ. w. aufnehmen, die noͤthigen Nachrichten einfordern, die Eintra⸗ 
gungsformel entwerfen, das Ganze dem Gericht zum Vortrage 
einreichen, und demnaͤchſt das Hypothekenbuch reguliren. 
Dies waren die Grundzuͤge des Plans zur kuͤnftigen 8 6 
tung des Hypothekenweſens in Danzig; doch behielt ſich der Ju⸗ 
ſtizminiſter vor, kuͤnftig einen letzten und endlichen Entſchluß zu 
faffen, und die nähern Beſtimmungen im Detail feſtzuſetzen. Der⸗ 
gleichen Beſtimmungen find zwar nicht weiter erfolgt, doch wur⸗ 
den nach und nach Schritte zur Erreichung des vorgeſteckten Zieles 
gethan. Zuvoͤrderſt wurde ein Verzeichniß derjenigen Grundſtuͤcke, 
uͤber welche Hypothekenbuͤcher anzulegen waren, angefertigt, und 
es ergab ſich daraus, daß, als Preußen im Jahr 1793 die Stadt 
Danzig mit ihrem Gebiete in Beſitz nahm, dieſer Erwerb, mit 
Ausnahme der ſchon im Jahre 1772 occupirten Vorſtaͤdte und Ort⸗ 
ſchaften aus 
4) zwei Staͤdten, 
a. Danzig mit 5334 Feuerſtellen und 47,875 Einwohnern, 
b. Hela mit 66 Feuerſtellen und 340 Einwohnern; 
2) 138 laͤndlichen Ortſchaften mit 3492 Feuerſtellen und 29,335 
Einwohnern, 
folglich das ganze Gebiet aus 8892 Feuerſtellen und 77,550 Ein⸗ 
wohnern beſtand. 
Demnaͤchſt erließ der damalige Director des Stadtgerichts, 
Geh. Juſtizrath Gruͤtzmacher, unterm 28. Dec. 1796 eine allge⸗ 
meine Verfügung an das Stadtgericht zu dem Zwecke, um der 
kuͤnſtigen Einrichtung der Hypothekenbuͤcher naͤher zu treten. 
5 Endlich wurden zweitauſend Hypothekentabellen angefchafft, de⸗ 
ren Koſten (922 Rthlr. 15 Sgr.) nach dem Miniſterialreſcripte vom 
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6. Mai 1802 von den Intereſſenten verhaͤltnißmaͤßig aufgebracht und 
bei Aushaͤndigung der Hypotheken⸗ . eingezogen. 
werden ſollten. 

en SE 


In dieſer Art wurde zwar die Fortführung der Erbbuͤcher uns 
terbrochen, aber diejenigen, welche durch Eintragungen in ſelbige 
bereits Realrechte und insbeſondere das Strohwiſchrecht erworben 
hatten, konnten dieſe Rechte nicht verlieren. Daher wurde in der 
Inſtruction für das Stadtgericht vom 6. Aug. 1796 feſtgeſetzt, daß 
denjenigen Glaͤubigern, welche bis dahin ihre Forderungen ins Erb⸗ 
buch hatten eintragen laſſen, nicht bloß zweijährige Zinſenruͤckſtände, 
ſondern den bisherigen Rechten gemäß fämmtliche Zinſenreſte, ſo⸗ 
weit das Pfand dazu hinreicht, an eben dem Orte, wo das Ka⸗ 
pital zu ſtehen kommt, zuerkannt werden muͤſſe. Die Ausübung 
des Strohwiſchrechts im Sinne der Danziger Willkuͤhr war freilich 
ſeit Einführung der Preuß. Proteßgeſetze, beſonders der Subhaſta⸗ 
tionsordnung, nicht mehr zulaͤſſig; doch wurde durch das Juſtiz⸗ 
minifterialrefeript vom 29. Dec. 1804 ein abgefürztes Verfahren 
bei Subhaſtation der ſtaͤdtiſchen und laͤndlichen Grundſtuͤcke Real⸗ 
berechtigungen nachgegeben. 

$. 13. 


Alle dieſe, zum Theil noch nicht einmal vollendeten, Einrich⸗ 
tungen hielten nur bis zum Tilſiter Frieden vom 9. Jul. 1807 Be⸗ 
ſtand. Durch letztern entſagte Preußen auf immer dem Beſitze der 
Stadt Danzig ($. 14.), und es wurde feſtgeſetzt, daß die Stadt 
Danzig mit einem Territorium von zwei Lieues ringsum, in ihrer 
fruhern Unabhängigkeit wiederhergeſtellt, und unter dem Schutze 
der Koͤnige von Preußen und Sachſen nach den Geſetzen regiert 
werden ſolle, welche fie zu der Zeit hatte, als fie aufhörte, ſich 
ſelbſt zu regieren (9. 19.). Demnächſt wurde durch die Convention 
vom 12. Jul. 1807 beſtimmt, daß die Grenzen des Gebiets von 
Danzig zwei Lieues um die Stadt gezogen, und durch Franzoͤſiſche, 
Danziger, Saͤchſiſche und Preußiſche Wappenpfaͤhle bezeichnet wer⸗ 
den ſollten. Endlich wurde uͤber die Regulirung der Grenzen des 
Territoriums der freien Stadt Danzig unterm 6. Dec. 1807 zu 


XXIV Geſchichte der Danziger Statutarrechte. 


Elbing, unter Vermittelung des Marſchalls Soult zwiſchen den 
Commiſſarien des Koͤnigs von Preußen und des Senats und der 
Buͤrgermeiſter zu Danzig, eine beſondere Convention geſchloſſen, 
Inhalts deren die Grenzlinie des Freiſtaats Danzig vom Ufer der 
Oſtſee beim Ausfluſſe des Gledkauer Waſſers, nordweſtlich von 
Danzig anfangen, von da nach Konradshammer, Olivabaum, 
Strauchemuͤhle, um die Burg Oliva und deren Zubehoͤr einzu⸗ 
ſchließen, von da nach Schaͤferei, Rankau am Trzellnicki, laͤngs 
dieſem Bache bis zur Radaune, und laͤngs dieſem Fluſſe bis Prauſt 
gehen ſolle. Hier ſolle die Grenzlinie die Radaune durchſchneiden, 
um ſich uͤber Ziplau nach der Kladau zu ziehen, von da nach dem 
Ausfluſſe der Belau, dieſen Fluß aufwärts bis nach dem Guͤttlaͤn⸗ 
der Hauptwalle, und von da nach der Mottlau bis oberhalb Czatt⸗ 
kau gehen, wo ſie die Weichſel erreichet. Die Linie ſolle alsdann 
den Thalweg der Weichſel bis an die Spitze des Danziger Haupts, 
den Thalweg der Elbingſchen Weichſel bis zum Ausfluſſe dieſes 
Armes der Weichſel in das friſche Haff verfolgen; die Ufer der 
verſchiedenen Kampen und die der Nehrung bis oberhalb Polsk, 
wo die Linie die Nehrung durchſchneidet, gehen, die Ufer der Oſt⸗ 
fee erreichen, und durch das Fahrwaſſer nach dem Gledkauer Waſ⸗ 
ſer, von wo ſie ausgegangen, zurückkehren. Alles, was innerhalb 
des Umkreiſes dieſer Linie liegt, ohne Ausnahme, ſowie die hierge⸗ 
nannten Ortſchaften mit ihrem Zubehoͤr, ſollten der freien Stadt 
Danzig zu vollen Eigenthums⸗ und Souveraͤnetaͤtsrechten verbleiben. 

Außerdem ſollte die Stadt Danzig auf ihre Koſten das am 
aͤußerſten Ende der Inſel Nogat errichtete Stromwerk an der Mon⸗ 
tauer Spitze unterhalten, um den groͤßten Theil des Waſſers der 
Weichſel in den Weichſelfluß, und nur den kleinſten Theil davon 
in den Nogatfluß zu leiten. Auf der Helaſpitze ſollte Danzig auf 
ihre Koſten einen Leuchtthurm errichten und auf ihre Koſten den 
Leuchtthurm zu Rixthoͤfen unterhalten; und zu dieſem Zwecke ſollte 
die ganze Halbinſel Hela bis ans Ende der Putziger Bucht mit 
voller Proprietaͤt und Souveraͤnetaͤt der Stadt Danzig gehoͤren, 
wogegen die Doͤrfer Großendorf, Poſtſchernin, Chlappau und Czatt⸗ 
kau bei Preußen verblieben. f 

Dieſer Gunze welcher im folgenden Jahre (1808) durch 
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Setzung von Grenzpfaͤhlen wen wurde, hatte folgende pro⸗ 
vinzialrechtliche Folgen: 

A. Ein Theil des alten Danziger Gebiets blieb unter Preuß. 
Landeshoheit, naͤmlich 6 Hospitalguͤter, 19 Ortſchaften auf der 
Höhe und 24 auf dem rechten Ufer der ſogenannten Elbingſchen 
Weichſel gelegene Ortſchaften des Diſtricts Scharpau. Dieſe Ort⸗ 
ſchaften wurden von Preußen der Gerichtsbarkeit der naͤchſten koͤ⸗ 
nigl. Gerichte einverleibt, ſie behielten aber die Danziger Statu⸗ 
tarrechte, wie fie: in Danzig bis zum Zilfiter Frieden gegolten 
hatten, unverändert bei, und als Hülfsrecht galten nach wie vor 
die Allg. Preuß. Geſetze, insbeſondere das Allg. Landrecht von 1794. 
Es ſind auch in der Folge keine Veranderungen hierin vorgefallen, 
doch unterſcheiden ſich die Statutarrechte dieſes Theils des alten 
Danziger Gebiets von denen des zum Freiſtaate gehörig geweſenen 
dadurch, daß die ſeit dem Tilſiter Frieden ergangenen Preuß. Ge⸗ 
ſetze wohl in dem Preußiſchen, aber nicht in dem freiſtaatiſchen Antheile 
des alten Gebiets, dagegen aber auch die nach dem Tilſiter Frieden 
im Freiſtaate ergangenen Geſetze lediglich im freiſtaatiſchen, aber 
nicht im Preuß. Antheile des aben Danziger Gebiets, Geſetzeskraft 
gehabt haben. 

B. In dem an den Freiſtaat gelangten Theile des alten 
Danziger Gebiets wurde durch das Publicandum der Danziger Re⸗ 
gierung vom 21. Aug. 1807 die ſortdauernde Geſetzeskraft der bis⸗ 
herigen Statutarrechte, naͤmlich der neurevidirten Willkuͤhr von 1761 
mit den Zuſaͤtzen von 1783, des Kulm. Rechts ex ultima revi- 
sione nach der Danziger Ausgabe von 1767, und der Wechſel⸗ 
ordnung von 1707 vorgeſchrieben; dadurch wurde ſtillſchweigend 
zugleich das ſeit 2. Sept. 1794 außer Gebrauch gekommene Erb⸗ 
buch nebſt dem Strohwiſchrechte wieder eingeführt; endlich wurde 
die Geſetzeskraft der Raͤumungsordnung von 1689 und der Ban⸗ 
kerutierordnung von 1777, welche waͤhrend des Zeitraums von 
1793 bis 1807 abgeſchafft waren, mit den daruͤber ergangenen 
oder noch zu erlaſſenden Declarationsedicten, wieberheigefllt, 

Außerdem wurde feſtgeſetzt: 

1. daß das bis 1793 in Danzig gültig Heweſene Civilproceßver⸗ 
fahren, theils nach der Danziger Gerichtsordnung, theils nach 
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der im Jahre 1772 für die übrigen Aemter ergangenen Pro⸗ 

ceßordnung, wieder zur Anwendung kommen ſolle; 

2. daß vorläufig ſtatt des vor der Preuß. Beſitznahme in subsi- 
dium angenommen geweſenen gemeinen Roͤmiſchen Rechts, 
das Allg. Preuß. Landrecht, „nach Bewandniß der Umſtaͤnde 
und in ſo weit daſſelbe mit der gegenwaͤrtigen Verfaſſung und 
den Statutargeſetzen vereinbar iſt, fo lange als Huͤlfsrecht 
gelten ſolle, bis die Danziger Regierung eine Ergaͤnzung oder 
Erlaͤuterung des Statutarrechts bewirken werde;“ 

3. daß zwar „in Criminalſachen die ehemaligen Danziger Geſebe, 
ſo weit ſie nach den veraͤnderten Umſtaͤnden noch anwendbar 
ſind, beibehalten, das Allg. Preuß. Landrecht aber als Huͤlfs⸗ 
recht eintreten ſolle.“ Hinſichts des Criminalverfahrens wurde 
zwar in dem Publicandum vom 21. Aug. 1807 der Preuß. 
Criminalordnung nicht ausdruͤcklich gedacht, und in dem Re⸗ 
glement vom 2. Febr. 1810 wird im $. 10. auf die Preuß. 
Criminalordnung nur hinſichts der Unterſuchungskoſten Bezug 
genommen; doch wurde ſie waͤhrend der Dauer des Freiſtaats 

wirklich angewendet. 

C. Was endlich den an den Freiſtaat Danzig abgetretenen 
Theil des Palatinats Pommerellen betrifft, ſo gehoͤrten dazu zu⸗ 
voͤrderſt die ſeit 1772 von Preußen in Beſitz genommenen Dan⸗ 
ziger Vorſtaͤbte Stolzenberg, Alt⸗Schottland, Schidlitz und St. 
Albrecht, von welchen jedoch die drei erſten waͤhrend der franzoͤ⸗ 
ſiſchen Belagerung groͤßtentheils abgebrannt waren; die Inſel Holm 
nebſt dem großen und kleinen Hollaͤnderkruge; der Flecken Neu⸗ 
Fahrwaſſer am linken Ufer der Weichſel, und die vom alten Ge⸗ 
biete eingeſchloſſenen, zerſtreut liegenden Ortſchaften Grums, Hoch⸗ 
zeit, Moͤnchen⸗Grebin und Gemlitz; und endlich 97 Ortſchaften 
des Palatinats Pommerellen, welche vorher niemals zu Danzig 
gehoͤrt hatten, nebſt 4 Beritten der Sobbowitzſchen Forſt. 

In dem Publicandum vom 21. Aug. 1807 konnte der Ge⸗ 
ſetze, welche in dieſem neu en Gebiete Danzigs gelten ſollten, nicht 
füglich gedacht werden, weil die Beſtimmung, was eigentlich ab⸗ 
getreten werden ſolle, erſt durch die Elbinger Convention vom 6. 
Dec. 1807 erfolgte; aber auch in der Folge fand die Danziger 
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Regierung Beſtimmungen daruͤber nicht noͤthig. Die dort bis das 
hin guͤltig geweſenen Provinzialgeſetze, namentlich das Preuß. Land⸗ 
recht von 1721 nach den Modalitaͤten des Notificationspatents von 
1772 und der Regierungsinſtruction von 1773 wurden nie aus⸗ 
druͤcklich aufgehoben, vielmehr wurden dieſe Geſetze von den Dan⸗ 
ziger Gerichten in judicando als fortdauernd gültig anerkannt, 
und dort, wie im alten Gebiete, galt vorläufig das Preuß. Allg. 
Landrecht als Huͤlfsrecht. Nur hinſichts des Civilproceßverfahrens, 
mit Einſchluß des Concursverfahrens, galten nicht die Preuß. Geſetze, 
insbeſondere nicht die Preuß. Allg. Gerichtsordnung, ſondern es 
erſtreckte ſich die Danziger Aemterproceßordnung von 1772 und die 
Danziger Bankerutierordnung auch auf das Danziger neue Gebiet. 


F. 14. 


Bis zum Jahre 1793 war die Entſcheidung in letzter Inſtanz 
in bürgerlichen Rechtsſtreiten an die Polniſchen Gerichte gelangt; 
ſeit 1793 hatte dies aufgehoͤrt und ließ ſich zur Zeit des Freiſtaa⸗ 
tes nicht wiederherſtellen. Statt deſſen wurde in Danzig zur Ent⸗ 
ſcheidung aller Civilproceſſe mit Einſchluß der Semi⸗Criminalſachen, 
d. h. der fiscaliſchen Unterſuchungen, unter dem Namen des Re⸗ 
viſionscollegiums ein Obergericht errichtet, und unterm 20. Oct. 
1809 ein Reglement publicirt, Vorſchriften enthaltend, in welchen 
Faͤllen das Rechtsmittel der Reviſion (als dritte und letzte Inſtanz) 
zulaͤſſig, und wie dabei zu verfahren ſei. 


$. 15. 


Demſelben Reviſionscollegium wurde auch die Entſcheidung 
in zweiter oder letzter Inſtanz in Eriminalſachen übertragen. In 
dem aus Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen am 2. Febr. 1810 publi⸗ 
cirten Reglement wurde beſtimmt, daß die Aemter ohne Appella⸗ 
tion auf ſechsmonatliche Zuchthausarbeit, auf einjaͤhrige Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe, auf fuͤnfhundert Gulden Danziger Courant (125 Rthlr.), 
auf Zuͤchtigung von funfzig Hieben und auf Ausſtellung im Hals⸗ 
eiſen erkennen konnten; uͤber Verbrechen, welche eine härtere Be⸗ 
ſtrafung erfordern, habe nur das Schoͤppengericht zu erkennen, und 
gegen die Urtheile deſſelben finde das Rechtsmittel der weitern Ver⸗ 
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theidigung nur dann ſtatt, wenn auf haͤrtere Strafe als körperliche 
Zuͤchtigung, fuͤnfjaͤhriges Gefaͤngniß oder fünfjährige Zuchthausar⸗ 
beit, ferner wenn auf entehrende Strafe oder auf eine, die Sum⸗ 
me von 3000 Gulden Danziger Courant * Rthlr.) uberſtei⸗ 
Sa | Geldbuße erkannt fey. a 
In demſelben Reglement wurden 8 Vorſchriften uͤber 
das Verfahren bei Inſtructionen des Rechtsmittels der weitern Ver⸗ 
ee und bei Abfaſſung des Erkenntniſſes N 


§. 16. * 0 


Zu den wieberhergeſtelten Statutarrechten . nach §. 13. 
auch die Bankerutierordnung vom 23. Jul. 1777, und da dieſe 
einen Theil der Geſetze uͤber das Civil-Proceßverfahren bildete, ſo 
galt ſie im ganzen, ſowohl alten als neuen Gebiete, und hoͤrte 
dadurch auf, Statutarrecht zu ſeyn. Vielmehr erlangte ſie die Ei⸗ 
genſchaft eines Staatsgeſetzes, welches alle Unterthanen bindet, N 
und dieſe Eigenſchaft hatte folglich auch der, nach dem Schluſſe 
ſaͤmmtlicher Ordnungen vom 15. Dec. 1809, am 8. Jan. 1810 
publicirte Nachtrag, in welchem insbeſondere uͤber die Vorrechte der 
zu Preuß. Zeit in die neueingerichteten Hypothekenbücher eingetra⸗ 
genen Forderungen Beſtimmungen ertheilt, den Gerichtsſporteln und 
den Gebuͤhren der Juſtizcommiſſarien aber jedes 5 ab⸗ 
geſprochen wurde. 

8 17. 


Die Geſetzeskraft des Preuß. Allg. Landrechts, als Hülfsrechts 
im ganzen Danziger Gebiete, dauerte nur bis zum 1. Jul. 1808, 
von welchem Zeitpunkte ab durch das Publicandum vom 17. Jun 
1808 1) der Code Napoléon zum Hülfsrecht im ganzen Danziger 
Gebiete, in die Stelle aller bisherigen Huͤlfsrechte, namentlich des 
Roͤmiſchen, Kanoniſchen und Allg. Preuß. Landrechts erklärt wurde. 

Der Code Napoléon umfaßt jedoch nur das gemeine buͤr⸗ 
gerliche *) Recht, mit Ausſchluß aller übrigen Gegenſtaͤnde, ſelbſt der 
Handels- und Seegeſetze, mit Einſchluß des Wechſelrechts, und, 
es blieb daher unentſchieden, welche Rechte „bei allen den Sachen 


15 Hiſt⸗geogr. Einleitung ꝛc. S. 221. 
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und Fällen! als Huͤlfsrechte gelten ſollten, uͤber welche weder die 
Statutarrechte noch der Code Napoléon etwas enthalten, oder 
welche die Anwendung des letztern nicht zulaſſen. Da durch das 
Publicandum vom 17. Jun. 1808 das Publicandum vom 21. Aug. 
1807 nicht ausdruͤcklich aufgehoben iſt, ſo folgt daraus, daß in 
allen Fällen, worüber im alten Gebiete die Danziger Statutar⸗ 
rechte, im neuen Gebiete das Preuß. Landrecht von 1721, und 
in beiden der Code Napoléon keine Entſcheidungsnormen enthiel⸗ 
ten, nach wie vor die Preuß. Geſetze, namentlich das Allg. Preuß. 
Landrecht von 1794, als Huͤlfsrecht zur Anwendung kommen mußte. 

) Bei der Duͤrftigkeit der Danziger Statutarrechte mußte nur 
zu oft auf die vom Preuß. Landrechte abweichenden Beſtimmungen des 
Code Napoleon als Huͤlfsrecht zuruͤckgegangen werden. So enthalten 
die Danziger Statutarrechte wenig oder nichts uͤber die Materie von 
Eheſcheidungen, uͤber die Eheſcheidungsgruͤnde und Eheſcheidungsſtrafen, 
uͤber die Rechte außerehelich geſchwaͤngerter Perſonen u. ſ. w. 


6. 18. 


Außerdem erließ die Danziger Regierung waͤhrend der Dauer 
des Freiſtaats noch einige Verordnungen, z. B. unterm 20. April 
und 7. Mai 1808 und 9. Mai 1810 uͤber die Reduction des Dan⸗ 
ziger Courants, unterm 21. Febr. 1810 über die Unzulaͤſſigkeit des 
Arreſtſchlags auf Gehalten und Penſionen, wenn fie den jährigen 
Betrag von 500 Rthlrn. nicht uͤberſteigen, ferner die Stempelord⸗ 
nung vom 31. Aug. 1807 mit ihren Declarationen vom 9. Oct. 
1807, 7. Febr. 1812 und 24. Febr. 1812 u. ſ. w. Dieſe Publi⸗ 
canda waren ihrer Natur nach wirkliche Staatsgeſetze und hatten 
als ſolche im ganzen freiſtaatiſchen Gebiete verbindende Kraft. 

22 9. 19. 


Beſonders aber gehoͤrten dahin auch das Publicandum vom 
16. Dec. 1808, die Inſtruction fur die Beamten des Civilſtandes 
von demſelben Tage, die Nachricht an das Publicum vom 9. Jan. 
1809, und der Nachtrag vom 6. Dec. 1809. Durch dieſe Geſetze 
wurde dem zweiten Titel des erſten Buchs (d. h. den Artikeln 34. 
bis 101.) des Code Napoléon nicht ſubſidiariſche, ſondern völlige 
Geſetzeskraft beigelegt, folglich wurden dadurch alle, dieſen entge⸗ 
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genſtehende, Vorſchriften der Statutargeſetze des alten, und der 


Provinzialgeſetze des neuen Danziger Gebiets aufgehoben. 
Dieſe Verordnungen wurden zwar in der Folge durch das Publi⸗ 
candum der Organiſationscommiſſion vom 24. Maͤrz 1814 wieder 
aufgehoben, dadurch wären aber die aufgehobenen Vorſchriften der 
Provinzial: und Statutarrechte nicht wieder hergeſtellt worden, ſon⸗ 
dern in ihre Stelle waͤren die Vorſchriften der Allg. Preuß. Ge⸗ 


ſetze, des Allg. Landrechts und der Allg. Gerichtsordnung getreten, 


wenn ſich dieſer Theil des Code Napoléon nicht auf bloße Vor⸗ 
ſchriften uͤber das Verfahren, welches die amtliche Beſcheinigung 
von Trauungen, Geburten und Todesfaͤllen begründet, beſchraͤnkte, 
woruͤber die Statutarrechte des alten, und die Provinzialrechte 
des neuen Danziger Gebiets nichts enthalten. Nicht dieſe, ſon⸗ 
dern nur die Vorſchriften des Allg. Landrechts (Th. II. Tit. 1. 5.136, 
und Tit. 11. §. 435 — 505.) find daher im Danziger Gebiete in 
dem Zeitraume vom 16. Dec. 1808 bis 29. Maͤrz 1814 ſuspen⸗ 
dirt geweſen. 
. H. 20. 5 

Sehr merkwuͤrdig war die in Danzig vor 1793 beſtandene und 
im Jahre 1807 groͤßtentheils wieder hergeſtellte, allgemeine Zerthei⸗ 
lung der gerichtlichen Geſchaͤfte unter eine uͤbergroße Menge abge⸗ 
ſonderter, groͤßtentheils von einander unabhaͤngiger Gerichtsbehoͤr⸗ 
den, aͤhnlich der, welche vormals in einigen kleinen deutſchen Staa⸗ 
ten, z. B. in denen des Kurfuͤrſten von Mainz, ſtattfand. In Dan⸗ 
zig gab es mancherlei Veranlaſſungen zu dieſer Zerſplitterung der 


richterlichen Gewalt, die hauptſaͤchlichſte war aber wohl die, daß 


die wohlhabenden, zum Theil reichen Mitglieder der Kaufmann⸗ 
ſchaft, des erſten und geachtetſten Standes im Staate, zwar den 
Ehrgeiz, an der Staatsverwaltung Theil zu nehmen, aber weder 
Zeit noch Luft hatten, ſich ausſchließ lich den Öffentlichen Ges 
ſchaͤften zu widmen. Durch die Vertheilung der Geſchaͤfte unter 


eine große Menge von Behoͤrden wurde den einzelnen Beamten der 
letztern in der Regel ſo wenig Arbeit zugemuthet, daß ihr eigent⸗ 


liches Gewerbe darunter nicht leiden konnte; dagegen berechtigte 
aber auch eine Theilnahme an der Staatsverwaltung, welche ſo 
wenig Zeit und Mühe koſtete, auch nur zu geringen Beſoldungen 
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und Einkünften, die Stadt erſparte daher an Verwaltungskoſten, 
und doch wurde der Ehrgeiz oder die Eitelkeit der vornehmern oder 
reichern Burger durch ihre, wenn auch nur beſchraͤnkte Theilnahme 
an der Stadt⸗ oder Staatsverwaltung befriedigt. 

Dieſe Verfaſſung hat zwar ſeit 1814 wieder aufgehoͤrt, aber 
die Aufzählung der mancherlei Gerichtöbehörden, welchen zur Zeit 
des Freiſtaats die Gerichtsverwaltung zuſtand, duͤrfte an ſich, und 
auch in praktiſcher Hinſicht, nicht ohne Intereſſe ſeyn. 

Es reſſortirten 


A. In erſter Inſtanz 
1 In Betreff der Stadt ſelbſt: 
1. vor den Rath in Pleno: 

a) alle peinlichen Faͤlle, die ihm von dem Richter oder von 
den buͤrgermeiſterlichen Aemtern dargelegt werden, und die 
er nicht weiter zur ſtreng foͤrmlichen Unterſuchung an das 
Schoͤppengericht gelangen laſſen will; 

b) die Seeſachen, wenn darüber wirklich proceſſirt wird. Nach 
dem Privilegium Koͤnigs Caſimir von Polen von 1457 konnte 
gegen die Entſcheidung des Raths nicht appellirt werden. 
(Kulm. Recht, Anmerkung zu B. 2. Tit. 22. Cap. 1. S. 92.) 

€) alle Streitigkeiten zwiſchen den verſchiedenen Zuͤnften über 
die Auslegung und Grenzſcheidung ihrer Rollen (Innungs⸗ 
artikel); a 

dh die Beftätigung der Vormundſchaften und Curatelen, Er⸗ 
theilung der venia aetatis, Confirmation der Vergleiche, 
welche Unmuͤndige mit betreffen; 

e) die Erbtheilungen, bei welchen Minorenne concurriren. Die 
unter d und e benannten Sachen wurde 2 von dem Raths⸗ 
waiſen⸗Inſtigator bearbeitet und in Öffentlicher Sitzung vor⸗ 
getragen. Von den Erbtheilungen wurden diejenigen, de⸗ 
ren Gegenſtand weniger als 100 Gulden (25 Kthlr.) beträgt, 
bloß in das ſogenannte Liber memorandorum der Raths⸗ 
unterkanzlei eingetragen, bedeutendere dagegen nach Geneh⸗ 
migung des Raths noch zur Verlautbarung vor das Schoͤpv⸗ 
pengericht verwieſen; 
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f) die Beſichtigung und Abſchaͤtzung liegender Gründe durch 
die Deputirten zum Stadtbauamt in Faͤllen, wo zur Veraͤuße⸗ 
rung oder Verpfaͤndung der Rathsconſens erforderlich war. 


2. Vor die Jurisdiction des jedesmaligen Präfidenten: 
a) alles, was in der Feſtung Weichſelmuͤnde und den Außen⸗ 
werken, ſo wie auf dem Weichſelſtrom und der Bootsmanns⸗ 
laake, vom Blockhauſe an bis zum Ausfluſſe hin, vorfaͤllt. 
b) Seeſachen, welche guͤtlich beigelegt werden koͤnnen, oder 
welche bloß die Ausfertigung von Documenten betreffen; 
c) alle Civil⸗ und Criminalfaͤlle, welche in der großen Stadt: 
muͤhle und unter deren Officianten vorfallen; 
dmqͤ alle fiskaliſche und Cadukſachen, zu deren Betrieb ein be⸗ 
ſonderer Inſtigator (Fiskal) angeſtellt war; 
e) alle Ai le hen und Streitigkeiten, das Erbbuch bes 
treffend; 
) die Ertheilung der Interimsgeleite bei ausbrechenden Fal⸗ 
liſſements. 


3. Des jedesmaligen Vicepraͤſidenten Jurisdiction erſtreckte ſich 
a) uͤber alle Streitigkeiten, welche ſich auf den verſchiedenen 
Bruͤcken innerhalb der Stadt, auf dem Mottlaufluſſe und 

den uͤbrigen Graͤben und Gewaͤſſern in und bei der Stadt 
bis zum Blockhauſe, ereignen; 
b) über alles, was zwiſchen den innern und aͤußern Waͤllen, 
auf Petershagen, Schwarzenmeer, Biſchofsberg, Sandgrube, 
Neugarten, bis zum Olivaer Thore, vorfaͤllt; 
e) über alle Civilklagen wegen Verbal- und Real⸗Injurien 
in der Stadt und den Vorſtaͤdten; 5 
d) desgleichen über alle Satzklagen; 
e) über alle Klagen gegen Vormuͤnder wegen und waͤhrend 
ihrer Amtsführung; 
f) uͤber alle Bauſtreitigkeiten und dingliche Servituten; 
g) Über die Klagen gegen Edelleute und Fremde. 


4. Das Kriegspraͤſidirende Amt 
übte. die Gerichtsbarkeit aus innerhalb der eigentlichen Forti⸗ 
ficationswerke und den dazu gehörigen Thoren und Bruͤcken, 
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ſo wie in Mülitärdienſtangelegenheiten und in Klagſachen ge⸗ 
gen die Glieder der Stadtgarniſon. 
5. Das Wettgericht 
erkannte über alle ſtaͤdtiſchen Contraventionen in Handlungs⸗ 
polizei= und Marktſachen, in erſter und letzter Inſtanz. 
8 Die Feuerfunction 
hatte über, die Beſtrafung derjenigen Vernachlaͤſſigungen zu 
entſcheiden, wodurch Brandſchaden verurſacht worden. 
7. Die Forſtfunction und 
„8. Die Acciſefunction 

entſchieden jede, jedoch mit Borbepat der Appellation, über 

die gegen ihre Reglements in und außerhalb der Stadt be⸗ 

gangenen Contraventionen. 
9. Das richterliche Amt, d. h. der zum Richter ernannte Se⸗ 
nator mit ſeinen beiden Unterrichtern, hatte zu ſeinem Reſſort: 

a) die Beſtrafung der geringeren Vergehen, deren Strafe Ein⸗ 
jaͤhrige Zuchthausarbeit nicht uͤberſteigt; 

b) den erſten Angriff und das ſummariſche Verhoͤr in allen 
ſtaͤdtiſchen Eriminalfaͤllen; 

e) das Civilerkenntniß über alle Geſi ndeſtreitigkeiten, desgleichen 

d) über alle Mieths⸗ und Raͤumungsklagen; 

e) über alle Arreſtſchlaͤge, und 

1) über alle Wechſel- und Schuldklagen, fie mögen ſich auf 
ſchriftliche Contracte oder mündliche Verabredungen und 
bloße Facta gruͤnden. Ueberhaupt gehoͤrte als Regel alles 

vor dies Forum, was nicht . andern Behoͤrden 
zugewieſen war. 
10. Vor das Schoͤppengericht gehoͤrten: 
a) alle Erbfolgeſtreitigkeiten; 
b) alle Teſtamentsanfechtungen; f 
ch alle Concurſe, Subhaſtationen und Guͤterabtretungen; 

d) alle Retract⸗ und Reluitionsklagen; 

e) die Klagen gegen Vormuͤnder, Curatoren und Adminiſtra⸗ 
toren auf und uͤber ihre Rechnungslegung nach beendigter 
Verwaltung (Vergl. 3. e.); 

) alle Eheſcheidungsproceſſe, und zwar nach > Code Na- 

mad Prov.⸗ Recht. Bd. III. 


* 
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11. 


12. 


13. 


14. 


15. 


poléon, da die Danziger Statutarrechte daruͤber nichts 
enthalten; 

8) die Unterſuchung und Aburtelung der ſchwereren Criminalfaͤlle; 
h) die Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Teſta⸗ 
ments⸗, Erbtheilungs⸗, Verlautbarungs⸗Angelegenheiten. 

II. Im Landgebiete 
hatten volle Gerichtsbarkeit in Civil⸗ und Criminalſachen: a 
der Praͤſes der Stadtbauamts⸗Function 
uͤber die zum ſogenannten Bauamte gehoͤrigen, unmittelbar 
an dem Leegen= Thore gelegenen Dorfſchaften Groß⸗ und 
Klein⸗Walddorf, Groß⸗ und Klein⸗Ploͤhndorf, Neudorf u. ſ. w.; 
der Adminiſtrator des Werderſchen Amts im ſoge⸗ 
nannten Werder links der Weichſel vom Ende des Bauamts 
bis zur Grenze. 
der Adminiſtrator des Nehringſchen Amts in der 
Niederung rechts der Weichſel, mit Inbegriff des Dorfs 
Muͤnde (Weichſelmuͤnde) und der Holminſel; 
der Adminiſtrator der Halbinſel Hela ale des neuen 
Olivaiſchen Gebiets 
uͤber den Landſtrich laͤngs der Oſtſee von Fahne. an 
bis Glettkau, Oliva, Pelonken, Langfuhr, und was vor 
dem Neugarten⸗ und Olivaer Thore hinaus liegt; 
der Adminiſtrator des Hoͤhiſchen Amts 
uͤber den uͤbrigen Landſtrich vor dem Petershager Thore, 
wozu auch das Stadtgebiet gehört, aber nicht Alt⸗Schott⸗ 
land und St. Albrecht; 


der Adminiſtrator von Schottland und St. Albrecht. 
. die Adminiſtratoren der Vorſtadt Schidlitz; 
die Hospitalgerichte von St. Eliſabeth mit ihren 


Guͤtern Zankenczyn, Lappien, Tidlien, Mankotzyn und Re⸗ 
tzendorf, und zum Heiligen Geiſt mit ihren Guͤtern a 
beltſch, Scheddelkau, Lepitz und Krampitz; 


die Patrimonialgerichte der adeligen Güter; 
die Hypothekencommiſſion, welche die Hypothekenbuͤcher 


uͤber die adeligen Guͤter im Territorio von Danzig fuͤhrte. 
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Alle Appellationen gelangten 
21. an das Plenum des Raths, die erſte Juan mochte nun 
beim richterlichen Amte, oder bei den buͤrgermeiſterlichen Ad⸗ 
miniſtrationen, oder beim Schoͤppengerichte geſchwebt haben. 
Die Appellationsfähigkeit einer Sache war auf keine Summe 
beſchraͤnkt, doch fand in Seeſachen, Gewerksſtreitigkeiten, 
Erbbuchs⸗ und Wettſachen eine zweite Inſtanz nicht ſtatt. 
Wie weit die Aemter ohne Geſtattung eines Rechtsmittels 
in Eriminalſachen erkennen durften, iſt im $. 15. angeführt. 
C. In dritter Inſtanz. 
erkannte 3 N 
22. das Reviſionscollegium, welches aus drei Mitgliedern 
des Raths, zwei Mitgliedern des Schoͤppengerichts und vier 
Beiſitzern aus der dritten Ordnung zuſammengeſetzt war. 
Dies Gericht war 
a) die dritte und letzte Inſtanz in allen Civilſachen, doch fand 
dieſe Inſtanz nicht ſtatt bei Gegenſtaͤnden von 1500 Gulden 
Danziger Courant (375 Rthlr.) oder weniger, ferner in 
Raͤumungs⸗, Executions⸗, Arreſt⸗, Poſſeſſorien⸗, Bau⸗, Wech⸗ 
ſel⸗, Injurien⸗, Geſinde⸗ und Satzſachen, ohne Rückſicht 
auf den Werthsbetrag; 
b) die zweite und letzte Inſtanz in Criminalſachen, 
inſoweit nach §. 15. das Rechtsmittel der weitern Berthei⸗ 
digung ſtattfand ). 


$. 21. 


Auch hinfichts der Notarien, Procuratoren und Advocaten wurde, 
mit Abſchaffung der waͤhrend der Preuß. Regierung angeſtellten 
Juſtizcommiſſarien, groͤßtentheils die frühere Verfaſſung wieder ein⸗ 
geführt. Die Zahl der Notarien wurde auf ſieben beſchraͤnkt; wer 
zu dieſem Amte gelangen wollte, mußte die Rechte ſtudiert haben, 
von unbeſcholtenem Rufe feyn, drei Jahre in Danzig als Advocat prakti⸗ 

1) Acten der Drganifatichscomniff on, Vol. 2. zu D. . 205. 
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cirt, und das Notariatsexamen uͤberſtanden haben, welches letztere 


von zwei der aͤlteſten Notarien bewirkt wurde. Bei Vacanzen ſollten 


zwei Bewerber vom Rathe, welchem das Praͤſentationsrecht zuſtand, 


den uͤbrigen beiden Ordnungen, welchen das Wahlrecht zuſtand, 
vorgeſchlagen werden. Der Gewaͤhlte mußte Einhundert Thaler 
Chargengebuͤhren entrichten und erhielt eine Beſtallung mit der Un⸗ 
terſchrift des praͤſidirenden Buͤrgermeiſters. Die Aufficht über die 
Notarien fuͤhrte ein auf Lebenszeit dazu ernanntes Mitglied des 


Raths, welches den Titel eines Praͤfecten der Notarien führte. 


Unterm 11. Nov. 1808 erhielten die Notarien eine eigene Inſtruction, 
welche in 3 Abſchnitten und 57 Paragraphen Vorſchriften uͤber ihre 


Amtsverrichtungen ertheilte und groͤßtentheils aus der Preuß. Allg. 


Gerichtsordnung entlehnt war. Auch war eine Gebuͤhrentaxe für 
die Notarien beigefügt 1). 5 
i $. 22. 

In Gefolge der Capitulationen vom 29. Nov. und 29. Der. 
1813 ergab ſich die franzoͤſiſche Beſatzung Danzigs am 2. Jan. 
1814 dem Ruſſiſchen und Preußiſchen Belagerungsheere, worauf durch 
den koͤnigl. Cabinetsbefehl vom 19. Jan. 1814 eine Commiſſton 
zur Uebernahme der Stadt und ihres Gebiets und zur Reorgani⸗ 


fation der dortigen Behörden ernannt wurde. Dieſe Commiſſion 


nahm am 19. Febr. 1814 Namens der Krone Preußen von der 
Stadt und ihrem Gebiete feierlich Beſitz, ſetzte am 21. deſſelben 


Monats vorlaͤufig ein Polizeidirectorium, ſodann aber am 29. Maͤrz 


das Land⸗ und Stadtgericht zu Danzig ein. Unterm 24. Maͤrz 
1814 erließ die Commiſſion eine Verordnung über die Geſchafts⸗ 
verwaltung des neuerrichteten Land- und Stadtgerichts, in welcher 
zugleich feſtgeſetzt wurde, daß das gerichtliche Verfahren wieder 
nach den Vorſchriften der Preuß. Allg. Gerichtsordnung, der Cri⸗ 


minal⸗, Hypotheken⸗ und Depoſitalordnung nebſt den fpätern, uͤoer 


einzelne Beſtimmungen dieſer Seen erfolgten Abaͤnderungen und 
Erlaͤuterungen geſchehen muͤſſe. In der Stadt und ihrem alten 
Gebiete ſollten das Jus Culmense ex ultima revisione von 1767, 


Re Acten der Organiſ.⸗Comm. Vol. 2. Bl. 53. 


die die Danziger Willkühr von 1761 (mit den Zuſaͤtzen von 1783) und 
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die Danziger Wechſelordnung von 1701 als ſtatutariſche Ge⸗ 
ſetze “) fortbeſtehen, im neuen Gebiete dagegen die Weſtpreuß. Ne: 
gierungsinſtruction von 1773 (das Notificationspatent von 1772), 
und das Preuß. Landrecht von 1721 nach wie vor als Provinzial⸗ 


U 
geſetze gelten, vom 29. Maͤrz 1814 ab aber das Allg. Landrecht, 
nebſt den übrigen für die Preuß. Staaten ergangenen Geſetzen, ſtatt 
des Code Napolson. als Hülfsrechte volle Kraft und Wirkſamkeit 
haben. Außerdem wurde das Publicandum der Danziger Regie⸗ 
rung vom 16. Dec. 1808, wodurch dem zweiten Titel im erſten 
Buche des Code Napoléon nicht bloß ſubſidiariſche, ſondern volle 
Geſetzeskraft beigelegt war, nebſt den übrigen darauf bezüglichen 
Inſtructionen, wieder aufgehoben, endlich wurde das koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgericht zu Marienwerder zum Obergericht und zur Appella⸗ 
tionsinſtanz für die Stadt Danzig und ihr ganzes Gebiet beſtimmt ). 
Die Patrimonialgerichtsbarkeit wurde beibehalten. Die feierliche 
Erbhuldigung, zu deren Abnahme der Landhofmeiſter und Ober: 
praͤſident v. Auerswald beauftragt war, erfolgte erſt am 3. Aug. 1815. 

) Man hat die Frage aufgeworfen: ob die Danziger Statutarrechte 
dadurch, daß Danzig mit ſeinem Gebiete in dem Zeitraume von 1807 
bis 1814 den Rang eines ſelbſtſtaͤndigen ſouveraͤnen Staats einnahm, 
nicht die Eigenſchaft von Staatsgeſetzen, und nach Wiedervereini⸗ 
gung des Gebiets dieſes Freiſtaats mit der Preuß. Monarchie, die 
Natur der Particularrechte angenommen haben? Dieſe Frage iſt 
aus den, in der erſten Anmerkung zum §. 6. angegebenen Gründen 
fuͤr den praktiſchen Rechtsgelehrten nicht ohne nahes Intereſſe, und 
durch ihre Beantwortung allein laſſen ſich die Zweifel uber die Aus⸗ 
eher loͤſen, in welcher die Danziger Geſetze rechtsverbindende Kraft 
haben. 

Kaum bedarf es wohl der Erwähnung, daß über dieſe Frage der 
Umſtand nicht entſcheiden kann, daß die Danziger Geſetze ſowohl in 
den Verordnungen der Danziger freiſtaatiſchen Regierung, als in de⸗ a 
nen der Organiſationscommiſſton und in ſpaͤtern Geſetzen ausdrücklich 
Statutarrechte genannt werden, denn es liegt am Tage, daß es 
nicht die Abſicht war, durch dieſe zufällige Benennung jene Frage ſtill⸗ 
ſchweigend zu verneinen. ; 

Waͤre die Stadt bloß mit ihrem alten Gebiete zu einem ſou⸗ 
veraͤnen Staate erhoben, oder waͤre den fruͤheren Statutarrechten Dan⸗ 
zigs allgemeine geſetzliche Kraft in ihrem ganzen, folglich auch im 


1) Hiſt.⸗geogr. Einleitung ꝛc. S. 238. 
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neuen Gebiete ausdruͤcklich beigelegt worden: fo hätten dieſe Geſehe 
allerdings die Natur von Staatsgeſetzen angenommen, und ſie waͤren 
nach Wiedervereinigung des Danziger Gebiets mit der Provinz Weſt⸗ 
preußen, durch ihre Beibehaltung in die Claſſe der Particularrechte ge⸗ 
treten. Denn Staatsgeſetze ſind ſolche, welche fuͤr alle Mitglie⸗ 
der des Staats, ohne Unterſchied des Standes, Ranges und Geſchlechts 
gelten (Allg. Landrecht, Einleit. §. 22.); zu den Particularrech⸗ 
ten aber rechnet man diejenigen, welche nur in einem beſtimmten, 
geographiſch abgegrenzten Theile des Staates alle Mitglieder deſſelben 
ohne Unterſchied verbinden. (Runde's Grundſaͤtze des deutſchen Pri⸗ 
vatrechts, Göttingen 1806, $. 10.) 

Erwaͤgt man dieſe Begriffe 0 Staatsgeſetzen und Particular⸗ 
recht, und beruͤckſichtiget man ferner, daß die Rechtsverbindlichkeit der 
Danziger Statutarrechte auch nach Errichtung des Freiſtaats Danzig 
ſich auf das fruͤhere Stadtgebiet beſchraͤnkte und keineswegs das ge⸗ 
meine Recht des ganzen freiſtaatiſchen Gebiets wurde; erwaͤgt man 
endlich, daß, wenngleich Danzig, naͤchſt dem noch kleinern Freiſtaate 
St. Marino im Kirchenſtaate, wohl der Eleinfte Staat in Europa war, 
dieſer Umſtand doch eine abweichende Geſetzgebung in den einzelnen 
Bezirken ſeines Gebiets nicht hindern konnte und wirklich nicht gehin⸗ 
dert hat: ſo kann wohl kein Zweifel ſeyn, daß die eigentlichen Danzi⸗ 
ger Statutarrechte, naͤmlich das Kulm. Recht, die Willkuͤhr und die 
Wechſelordnung, auch waͤhrend der Periode von 1807 bis 1814 wirk⸗ 
liche Statutarrechte geblieben ſind und die Eigenſchaft der Statutar⸗ 
geſetze nach Wiedervereinigung Danzigs mit dem Preuß. Staate bes 
halten haben. 

Dagegen waren der, theils als Huͤlfsrecht, theils als Geſetzbuch 
mit voller Kraft eingeführte Code Napoleon, die Danziger Proceßge⸗ 
ſetze mit Einſchluß der Bankerutierordnung, und einige andere, waͤh⸗ 
rend der Dauer des Freiſtaats von der Danziger Regierung gegebene 
Geſetze allerdings Staatsgeſetze, und wenn ſie nach der Wieder⸗ 
eroberung Danzigs beibehalten worden waͤren, ſo wuͤrden ſie in die 
Claſſe der Particularrechte getreten ſeyn. Alle dieſe Geſetze ſind 
aber ſeit 29. Maͤrz 1814 wieder abgeſchafft, von ihnen kann daher 
bei obiger Frage nicht weiter die Rede ſeyn. 


5. 23. 


Die Verfügung der Organiſationscommiſſion vom 24. Mirz 
1814 wurde durch das Reſcript des Fürſten Staatskanzlers v. Har⸗ 
denberg und des Juſtizminiſters v. Kircheiſen d. d. London vom 
16. Jun. und Berlin vom 9. Jul. 1814 gemißbilligt, weil fie ganz 
in die Geſetzgebung eingreife und ohne Vorwiſſen des Juſtizmini⸗ 
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ſters nicht hätte erlaſſen werden ſollen. Ihre Beſtaͤtigung wurde 
daher ausgeſetzt und ſie wurde nur als proviſoriſche Maaßregel be⸗ i 
trachtet, an deren Stelle nachher, wenigſtens der Abſicht nach, das 
Patent vom 9. Sept. 1814 (Geſetz⸗Samml. 1814. S. 89.) treten 
ſollte. In der Inſtruction für das bald darauf errichtete Commerz⸗ 
und Admiralitätscollegium in Danzig vom 17. Sept. 1814, if 
dieſes Gericht, mit Uebergehung der Verordnung vom 24. Maͤrz 
1814, lediglich auf das Patent vom 9. Sept. 1814 verwieſen, und 
fo. würde die gedachte Verordnung als ganz beſeitigt zu betrachten 
ſeyn. Aber das Patent vom 9. Sept. 1814 paßt ſehr wenig auf 
Danzig, wo die Statutarrechte und Provinzialgeſetze niemals auf⸗ 
gehoben find und der Code Napolson größtentheils nur als Hülfs⸗ 
recht galt; unvermeidlich muß man daher noch jetzt auf die Ver⸗ 
ordnung vom 24. März 1814 als noch geltendes Geſetz zuruͤckge⸗ 
hen, weil ſie Beſtimmungen enthält, über welche ſich das Patent 
vom 9. Sept. 1814 theils gar nicht, theils nicht erſchoͤpfend aus⸗ 
In dem Zeitraume von 1793 bis zum Tilſiter Frieden von 1807 
ſind verſchiedene, Danzig ausſchließlich betreffende Geſetze gegeben, durch 
welche theils das Allg. Landrecht und die uͤbrigen Preuß. Allg. Geſetze 
erläutert, abgeändert und ergänzt, theils einzelne Localverhaͤltniſſe be⸗ 
ſtimmt wurden. Dieſe beſondern Geſetze wurden waͤhrend der Dauer 
des Danziger Freiſtaats beinahe ſaͤmmtlich, ſtillſchweigend oder aus⸗ 
druͤcklich, aufgehoben, und es fragt ſich daher, ob dieſe für Danzig ges 
gebenen beſondern Geſetze zugleich mit dem Allg. Landrechte ꝛc. wieder 
hergeſtellt ſind? Geſetzlich iſt darüber nichts beſtimmt, jene Frage 
muß daher nach allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen beantwortet werden. 
In ſo fern jene Geſetze von der Danziger Regierung theils aus⸗ 
druͤcklich, theils ſtillſchweigend durch die Wiederherſtellung der frühern 
Danziger Proceßgeſetze und durch die Einführung des Code Napoleon 
als Huͤlfsrecht, wirklich abgeſchafft find, laͤßt ſich nicht beſtreiten, daß 
ein einmal abgeſchafftes Geſetz nur durch ſeine ausdruͤckliche Wie⸗ 
derherſtellung verbindliche Kraft erhaͤlt; allein nach dem Patente vom 
9. Sept. 1814 find die Preuß. Allg. Geſetze auch ausdruͤcklich mit Ein⸗ 
ſchluß aller ſeit ihrer Publication ergangenen Erlaͤuterungen, Ergaͤn⸗ 
zungen und Abaͤnderungen wieder in Danzig eingeführt, und dies muß 
alſo um ſo viel mehr der Fall ſeyn mit denjenigen Abaͤnderungen, Er⸗ 
gaͤnzungen und Erlaͤuterungen, welche fuͤr Danzig ganz beſonders er⸗ 
gangen ſind. Nach dieſem allgemeinen Grundsatze würde alſo die Wie⸗ 
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derherſtellung aller oben gedachten, von 1793 bis 1807 fuͤr Danzig 
beſonders ergangenen Geſetze ſich nicht bezweifeln laſſen; indeſſen kom⸗ 
a von dieſer allgemeinen Regel wenigſtens zwei Ausnahmen in Bes 
tracht: N 

1. Unſtreitig koͤnnen diejenigen, in den Jahren 1793 bis 1807 
für Danzig gegebenen beſondern Geſetze nicht mehr als gültig betrachtet 
werden, welche durch die in Preußen ſeit 1807 ergangenen, die Provinzialge⸗ 
ſetze aufhebenden Geſetze aufgehoben, oder damit nicht mehr vereinbar ſind. 


Dahin gehoͤren mithin diejenigen Geſetze, welche mit der gegenwaͤrtigen 


. Steuer: und Zollverfaſſung, mit den Geſetzen über die Gewerbefreiheit, 


über die allgemeine Militaͤrpflicht aller Preuß. Staatsbürger u. ſ. w. 


in Widerſpruch ftehen, 


Hiernaͤchſt kommen n 5 
2. Diejenigen in den Jahren 1793 bis 1807 für. Danzig ergan⸗ 
genen Verordnungen nicht mehr zur Anwendung, welche ſich auf die 
damalige, während der Dauer des Freiſtaats abgeſchaffte und ſeit 1814 
nicht wiederhergeſtellte Verfaſſung der Danziger Localbehoͤrden beziehen. 
Zu dieſen nicht mehr anwendbaren Geſetzen iſt insbeſondere das Ma⸗ 
giſtratsreglement vom 3. Jun. 1794 zu zaͤhlen, jedoch nur in ſo weit, 
als von der Verfaſſung der ſtaͤdtiſchen Verwaltung die Rede iſt; dieſes 
Reglement enthaͤlt aber außerdem mancherlei andere Beſtimmungen, 
deren fortdauernde Guͤltigkeit ſich beſonders alsdann nicht beſtreiten 
läßt, wenn fie während der Dauer des Freiſtaats beibehalten und ſeit 
Wiedervereinigung Danzigs mit dem Preuß. Staate nicht ausdruͤcklich 
aufgehoben ſind. rd Yale; 

Zweifelhafter ift die fortdauernde Gültigkeit der Geſchaͤftsinſtruction 
fur das Danziger Stadtgericht vom 6. Aug. 1796. Dieſe hat freilich 
zur Zeit des Freiſtaats nicht gegolten, weil das Stadtgericht von der 
Danziger Regierung aufgehoben war; aber das im Jahre 1814 wies 
derhergeſtellte Stadtgericht, jetzt Land⸗ und Stadtgericht genannt, hat 
keine neue Geſchaͤftsinſtruction erhalten und ſcheint daher nothwendig 
auf feine ältere Inſtruction zuruͤckgehen zu muͤſſen, ſo weit neuere 
Vorſchriften mangeln. i 
3 F. 24. 

Außer der Verordnung vom 24. Maͤrz 1814 erließ die Or⸗ 


ganiſationscommiſſion noch mehrere andere, mehr oder minder das 


Privatrecht beruͤhrende Beſtimmungen, unter welchen wir nur die 
Inſtruction fuͤr das Land⸗ und Stadtgericht vom 29. Maͤrz 1814 
auszeichnen, in welcher dem Gerichte Anweiſungen uͤber das Ver⸗ 
fahren bei Umleitung der damals ſchwebenden, nach der Danziger 
Gerichtsordnung eingeleiteten und nach der Preuß. Proceßerdnung 
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fortzuſetzenden Civilproceſſe ertheilt wurden. Von umfaſſenderm 
Einfluſſe war dagegen der koͤnigl. Cabinetsbefehl vom 13. Nov. 
1820, wodurch die Verleihung des Eigenthums der Bauerhoͤfe auch 
auf die Immediatbauern im (neuen) Danziger Gebiete ausgedehnt 
wurde, ferner das Geſetz vom 8. April 1823 (Geſetz⸗Samml. 1823. 
S. 73.) wegen Anwendung des Edicts vom 14. Sept. 1811 auf 
das (alte und neue) Landgebiet von Danzig, das Statut der Kauf⸗ 
mannſchaft zu Danzig, vom 25. April 1822 (Geſetz⸗Samml. 1822. 
S. 130.) u. ſ. w. i 
gi $. 25. 
In dieſem Zuſtande find die Statutarrechte Danzigs bis jetzt 
verblieben; da jedoch das Kulm. Recht groͤßtentheils veraltet iſt, 
die Willkuͤhr aber eine große Menge handelspolizeilicher Vorſchrif⸗ 
ten enthaͤlt, welche mit dem jetzigen Srande des Handels und der 
Gewerbe in Danzig in Widerſpruch ſtehen, und da endlich die Dan⸗ 
ziger Wechſelordnung von 17 kein vollſtaͤndiges Wechſelrecht, 
ſondern nur eine Sammlung der Danziger Localabweichungen vom 
gemeinen Preuß. Wechſelrecht enthaͤlt, ſo erforderte ſchon mittels 
Reſcripts vom 25. Nov. 1815 der damalige Juſtizminiſter v. Kirch⸗ 
eiſen vom koͤnigl. Ober⸗Landesgericht zu Marienwerder ein Gutach⸗ 
ten: ob es nicht zweckmaͤßig ſey, die Statutarrechte Danzigs ganz 
abzuſchaffen, und in deren Stelle die Vorſchriften des Allg. Land⸗ 
rechts und der übrigen Preuß. Allg. Geſetze treten zu laſſen? Von 
dieſer Anſicht ging man jedoch ſpaͤterhin wieder ab, weil man leicht 
einſah, daß dieſelben Grunde, welche in den meiſten übrigen Pros 
vinzen der Preuß. Monarchie die Beibehaltung der Provinzialgeſetze 
rathſam, vielleicht ſelbſt nothwendig machen, noch in hoͤherm Grade 
hinſichts Danzigs in Betracht kommen, wo das Privatrecht ſich 
eigenthuͤmlich ausgebildet hat und in die Rechtsverhaͤltniſſe aller 
Stände, beſonders aber des Kaufmannsſtandes, maͤchtig eingreift. 
Dagegen genehmigte des Koͤnigs Majeſtaͤt auf den Antrag des da⸗ 
maligen Handelsminiſters, Grafen v. Buͤlow, mittels Befehls vom 
29. Jan. 1825, „daß ſtatt der veralteten Geſetzbuͤcher und Verord⸗ 
nungen, welche noch in der Stadt Danzig gelten, ein dem jetzigen 
Stande der Cultur und der Gewerbe angemeſſenes, an die beſte⸗ 
henden Geſetze ſich anſchließendes Statutarrecht entworfen und 
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eingeführt werde.“ Zu dieſem Behufe wurde auf Anordnung der 
koͤnigl. Miniſterien der Juſtiz (vom 14. Febr. 1825), des Handels 
und des Innern (vom 7. Febr. deſſelben Jahres) unter dem Vor⸗ 
ſitze des Geh. Juſtizraths und Land⸗ und Scadtgerichtsdirectors 
Scheller, in Danzig eine Commiſſion errichtet, welche aus einem 
Stadtjuſtizrath, dem Director des Commerz- und Admiralitaͤts⸗ 
collegiums, dem Polizeipraͤſidenten, zwei Mitgliedern des Magiſtrats, 
zwei Stadtverordneten und zwei Aelteſten der Corporation der Kauf⸗ 
mannſchaft beſtehen und ſich vorzugsweiſe mit der Priifung der auf 
den Handel und die Handelspolizei ſich beziehenden Geſetze beſchaͤf⸗ 
tigen ſollte. Dieſe Commiſſion trat am 16. Jul. 1825 zuſammen 
und fing an, in vier beſondern Ausſchuͤſſen die Reviſion des Kulm, 
Rechts, der Danziger Willkuͤhr, der Handels- und Seerechte, der 
Wechſelordnung, und der Handelspolizeigeſetze Danzigs zu bera⸗ 
then. Da aber ſaͤmmtliche Mitglieder der Commiſſion mit ihren 
eigentlichen Amtsgeſchaͤften ſo uͤberhaͤuft find, daß ihnen zur Bear⸗ 
beitung der Danziger Statutarrechte wenig Muße uͤbrig bleibt, ſo 
hat das Geſchaͤft ſeit 16. Jul. 1825 nur geringe Fortſchritte ge⸗ 
macht. Inzwiſchen haben die Danziger Statutarrechte in ihrer jetzi⸗ 
gen Verfaſſung Geſetzeskraft behalten, bei deren Anwendung der 
Verfaſſer des gegenwaͤrtigen hiſtoriſchen Umriſſes dem Geſchaͤfts⸗ 
manne durch die nachfolgende, in der Form von Zuſaͤtzen zum Allg. 
Landrechte angeordnete Zuſammenſtellung der gegenwaͤrtig noch gel⸗ 
tenden Vorſchriften der Statutarrechte und Obſervanzen, begleitet 
mit groͤßtentheils hiſtoriſchen Anmerkungen, eine Erleichterung zu 
verſchaffen, zugleich aber der künftigen Umarbeitung der Danziger 
Statutarrechte vorzuarbeiten ſich bemuͤht hat. 


Um die Danziger Statutarrechte gehoͤrig und richtig anwen⸗ 
den zu konnen, iſt die geographiſche Ueberſicht der Ortſchaften 
1 des alten Danziger Gebiets, 
4) infoweit fie im Jahre 1807 zum Freiſtaate Danzig uͤber⸗ 
gegangen, oder 
D dem Preuß. Staate verblieben f nd; 
II. des neuen Danziger Gebiets 
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unentbehrlich. In der hiſtoriſch⸗geographiſchen Einleitung in die 
Weſtpreuß. Provinzialrechte haben wir zwar bereits ein Verzeichniß 
dieſer Ortſchaften S. 223 geliefert; da daſſelbe aber nicht ganz 
vollſtaͤndig, und auch nicht uͤberſichtlich genug geordnet ift, fo fügen wir 
zur Erleichterung des Gebrauchs ein vollſtaͤndigeres und ſowohl nach 
den Kirchſpielen als nach der e geordnetes Ortſchafts⸗ 
verzeichniß jetzt bei. 


har 


Er Verzeichniß f 
der Ortſchaften des alten Danziger Gebiets. 
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Ortſchaften, welche durch den Tilſiter Frieden an den Freiſtaat 
Danzig gelangten. 


1. Ortſchaften der Hoͤhe. 


r 


4 


Kicchfpiel.] Ortſchaften. Gerichtsbezirk. 


oder 
Decanat. 
Teuerſtellen. 
Einwohnerzahl. 


Superintendentur 


1. Ohra, 1. Kl. Walddorf L.⸗ u. Stger. 
Lutheriſch.“ 2. Nobel, adl. Gut Danzig. 
a 3. Gute Herberge : 
Superint. 4. Dorf Ohra 
Prauſt. 2. Prauft,f 5. Prauſt 
2 Luth.] 6. Roſtau 
7. Ziplau 
desgl. 3. Giſchkauf 8. Giſchkau x 
Luth.] 9. Scharfenort 3 
r 10. Kemnade f 
11. Neumuͤhl zu Giſchkau 
desgl. 4. Muͤggen⸗]T 12. Muͤggenhal L. u. Stg. Danz. 
hal nebft | 13. Hundertmark zu Muͤggenhal. 
Naſſenhu⸗ 14. Landau, theilw. L. u. Stg. Danz. 
ben, Luth.] 15. Weißhof zu Krampitz. 
desgl. 5. Loͤblau, 16. Loͤblau E. u. Stg. Danz. 
8 Luth. 17. Kahlbude \ 
ö 18. Kowal ’ 
19. Ziegelſcheune Edg. Sobbowitz. 
desgl. 6. Wonne⸗ 20. Wonneberg L. u. Stg. Danz. 
berg, Luth.] 21. Muͤggau 
22. Hoͤlle N zu Wonneberg. 
23. Teichhaus zu Wonneberg. 


L. u. Stg. Danz. 


24. Tempelburg 
25. Drei Linden 
26. Ziegelei, unbebaut 
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2. Ortſchaften im Stuͤblauſchen Werder. 


iel.“ Ortſchaften. Gerichtsbezirk. 


Einwohnerzahl. 


* 


Superintendentur 
oder 
Decanat 

Feuerſtellen. 


7. Stüblau 
Luth. 


8. Guͤttland 


„ Stüblau 
28. Kriefkohl, theilw. 
29. Langenfelde 
30. Güttland , 

28. e ba a 
31, Oſterwiek 

32. Zugdamm 

33. Woſſitz 

34. Herren⸗Grebin 
35. Grebinerfeld 
36. Letzkau, Filialk. 
37. Trutenau 

38. Herzberg 

39. Wotzlaff 

40. Schoͤnau 

41. Gr. Scharfenberg 
42. Kl. Scharfenbergſ | - 
14. Landau, theilw. 
43. Sperlingsdorf, Fil. 
44. Gottswalde 
45. Breitenfelde 
46. Schoͤnrohr, thlw. 
47. Reichenberg 
48. Gr. Plehndorf 
49. Kl. Plehndorf 
50. Neuendorf 

51. Weslinke 

52. Kaͤſemark 

46. Se 
54 Schmerblock 

4. Gr. Zunder 
55 Kl. Zuͤnder 


L. u. Stg. Danz. 
Eig. Gerichts. 
L. u. Stg. Danz. 


Superint. 
Guͤttland. 


desgl. 
desgl. 
desgl. 


desgl. 


nau, Luth. 
12. Wotz⸗ 
laff, Luth. 


desgl. 


desgl. 


desgl. 


berg, Eth. 


15. Kaͤſe⸗ 
mark, eth. 


16. G. Zuͤn⸗ 
der, Luth. 


desgl. 


desgl. 
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Superintendentur 
oder 
Decanat 


Superint. 


Danzig. 


Superint. 


Steegen. 


desgl. 


desgl. 


Superint. 
Danzig. 
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3. Ortſchaften in der Nehrung. 


17. Weich⸗ 
ſelmuͤnde, 


ſack, Luth. 


119. Schön: 


baum, th. 
4 


20. Proͤb⸗ 
bernau, Et. 


57. Muͤnde 

58. 1 Fil. 
59. Bohnſack 

60. Heubude 

61. Krakau 

62. Neufaͤhr 

63. Bohnſackerweide 
64. Wordel 

65. Kronenhof 

66. Schnackenburg 
67. Schiefenhorſt 
68. Einlage 

69. Nickelswalde 
70. Freienhuben, thw. 
59. Bohnſacker Treidel 
72. Schoͤnbaum 
73. Schoͤnbaumerweide 
74. Letzkauerweide 


75. Prenzlaff 


70. Freie babe ih 
76. Neue Welt 

77. Danziger Haupt 
78. Proͤbbernau 
79. Vogelſang 

80. Kahlberg 

81. Liep, Gut 

82. Voglers 

83. Neukrug 

84. Narmel (Polsk) 


| 56. Weichſelmuͤnde 


Feuerſtellen. 


— 
© 
=> 
> 
= 
RS 
8 
— 
7 2 

D 


| Gerichtsbezirk. 


15 [L. u. Stg. Danzig 


zu 53 


— Ju Scho e 
L. u. Fg. Danzig 


zu Kahlberg. 


84 L. u gr Danzig 


4. Ortſchaften der Halbinſel Hela. 


21. Hela. 


85. Städtchen Hela 
86. Danz. Heiſterneſt 


76 
52 


— 
2 > 


2435 


864 
231 
20458 


L. u. Stg. Danzig 
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5.4 Ortſchaften der Scharpau, Danziger Antheils. b 


Superintendentur 
oder 
Decanat. 


Superint. 


Steegen. 


Ortſchaften. 


23. Stee⸗ 87. Stegen (Kobbelgr.) 
gen, Luth.] 88. Groſchkenkampe 
89. Gruben⸗ oder 
Koͤdingskampe 
7 90. Wedhornskampe 
91. Schweinefampe 
92. Wanzenkampe 
93. Schneiderkampe 
94. Hauskampe 
95. Neukruͤgerskampe 
96. Stoͤrbudſchekampe 
97. Lichtkampe, unbeb. 
98. Kobbelkampe, dg. 
99. Maternkampe, dg. 
100. Norderhaken, dgl. 
101. Mittelhaken, dgl. 
102. Suͤderhaken, dgl. 
103. Weidenhaken 
70. Freienhuben, thw. 
104. Paſewark | 
105. Junkeracker 
106. Faulelake 
107. Stuthof, Vorwerk 
108. Stuthof, Dorf 
109. Zieſewald, Vorwk. 
110. Bodenwinkel 
111. Fiſcher⸗Babke 
112. Glabitz 
113. Stegnerwerder 
114. Junkertreil 
115. Poppau 
116. Bolhagenſch. Haff 


Superint. 24. Ziegen-[89. Grubenkampe, thw. 


Neuteich. 


ort, Luth. 117. Laſchkenkampe 


Fs u 


Feuerſtellen. 


2 
a 


— 
8 
> 


59 


Einwohnerzahl. 


Gerichtsbezirk. N 


E. u. Stg. Danzig 


zu Stuthof. 


b. u. Stg. Danzig 
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6. Ortſchaften, welche zu DREH Kirchen eingepfareeTind 


U 


Ortſchaften. Gerichtsbezirk. 


Feuerſtellen. 
Einwohnerzahl. 


Superintendentur 
oder 
Decanat, 


L. u. Stg. Danzig 
zu Schellmuͤhle. 
L. u. Stg. Danzig 


118. Gr. Walddorf, 
119. Reigershof 
120. Gaͤnſekrug 
121. Sandweg 
122. Krieſel 

4. Ohra, theilweiſe 
123. Polniſche Haken 
124. Strohteich 
125. Steindamm 
126. Zigankenberg 
127. Diwelkau, Ziegelei 
128. Koͤnigsthal, Gart 


Superint. 25. H. Leich⸗ 
Neuteich. nam, Kath. 
126 St Bar⸗ 
bara, Kath. 


27 St. Bar⸗ 
tholomäi, 


28. St. Ka⸗ 
tharinen. 


B. Ahe welche durch den Tilſiter Frieden bei Preußen 
verblieben find. 


1. Hoͤhe. 
S. Danzig. 23. Ram⸗129. Nambeltſch Eig. Gerichtsbk. 
beltſch, Lut. ö 
-O. Tannſee 29. Prage⸗ 130. Fedlin Edg. Carthaus. 
nau, Kath. 5 
131. Mankoszyn Eig. Gerichtsbk. 
132. Leppin 


133. Leppin, unterför. 
134. Leppin, Papierm. 
32. Zugdamm, theilw. 
35. Grebinerfeld, thw. 
7. Ziplau, theilweiſe 
; 19. Ziegelei, theilw. 
De. Danzig s1. Muͤhl⸗ 129. Rambeltſch 
banz, Kath. 
Sp. Prauſt 3. 8 135. Barenkrug 


Os. Danzig 32. aba, 145. Kroͤnke, theilw. 
Kath.] 39. Woplaff, theilw. 
Superint. 34. Rhein⸗ 130. Fidlin 
Dirſchau. feld, Luth. 


L. u. Stg. Danzig 


edg. Sobbowitz. 


= 
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Kirchſpiel. Ortſchaften. Gerichtsbezlek. 


Feuerſtellen. 
Einwohnerzahl. 


Superintendentur 
7 oder 
Decanat 


131. geen an — dg. Sobbowitz. 


Superint. Rt 
Dirſchau. 132, Lepp — — 
35. Schön⸗ 136. Stan, Puſtk. 2 16 
eck, Luth. 137. Lehmberg 6 32 Land⸗ u. Stadtg. 
138. Seeberg 4 19 Dirſchau. 
139. Rothfließ 2 10 
140. Malenczyn 2 10 
Dec. Danz. 36. Groß⸗ 141 Prauſterkrug thw. 2 11 
„ Trampken, 142. Pulvermuͤhle 1 5 
Kath. 
Superint. 37. Sobbo⸗ 143 Domke (Dominica) 1 7 . 
Dirſchau.] wit, Luth. 144. Hauung 2 111 
i be e — * 
5. Kroͤnke — — 
14 Kaninchenberg 2 6 
147. Voßberg 8 5 
148. Wartſch 13 88 5 
149, Stychs 31 11 
143. Pulvermuͤhle — — 
150. Bahrenberg 2 6 
Dec. Danz. 88 Meiſter⸗144. Domke 8 — 
walde, Kat. 138. Lehmberg — — 
139. Seeburg — — 
145. Hauung — — 
140. Rothfließ — = 
151. Johannisthal 7 27 
147. Kaninchenberg 3 — == 
149. Stychs 1 . 
152. Baͤhrenberg — — 
5 153. Braunsdorf 18 77 
125 733 


— 


1. Ortſchaften des alten Danziger Geblets. 
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2. Ortſchaften der Scharpau, Preuß. Antheils. 


Ortſchaften. Gerichtsbezirk. 


Feuerſtellen. 
Einwohnerzahl. 


Superintendentur 
oder 
Decanat. 


L. u. S Tiegenh. 
zu Alte Babke. 
Land⸗ u. Stdtg. 
Tiegenhof. 


1153. Alte Babke 
ort, Luth. 154. Polniſch⸗Hube 
155. Beiershorſt 
156. Baͤrenkampe 
157. Kl. Brunau 
158. Jankendorf 
159. Kuͤchwerder 
160. Kalte Herberge 
161. Lakenwald 

162. Scharpau 

163. Rehwalde 

164. Suſewalde 
165. Krippenwald 
166. Schwentekampe 
167. Tiegenort 
168. Krugpfuͤtz, Kraſſitz 
169. Hinterthor 

170. Rohrplan 
1171. Hornkampe 
172.Tiegenorterwieſen 


Superint. 
Neuteich. 


zu Holm. 

L. u. St. Tiegenh. 
zu Holm. 

L. u. St. Tiegenh. 


173. Abgunſtkampe desgl. 
174. Rohrland zu Holm. 
175. Guͤldenkampe 

Dec. Fuͤr⸗ „176. Gr. Brunau L. u. St. Tiegenh. 


ſtenwerder. werder, Kt. 
Dec. Ma⸗ 3. Tiegen⸗ 158. Jankendorf, thw. 


rienburg. hagen, Kth. 
159. Küchwerder, thw. 
171. Hornkampe 
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a f 5 Schema zum Dammwaͤchter- Bude. 
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RMottenfuͤhrers. haben. Beute, 
Hans N Einſaſſe Einſaſſe Peter 3. 
ar rz zu NM N. dito Franz M. 
2 1. 6 dito Anton P. 
Si Eigenkaͤthner Michael T. Iſt wegen 
8 Knecht Richard S. Krankheit nach 
3 Hauſe geſchickt; 
S R G 717 ſtatt ſeiner iſt 
IB 885 . Einſaſſe Kate Philipp M. eingetreten N. 
a 
3 
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I Philipp 8, Ginfaffe 
zu N. 


Melchior R., Einſaſſe 
zu N. 
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d pnqpο²uõ u! vun 49 


9 nk 891128 


707 


Den 25, Januar 1830, 


*. 


' hu ) 
Seeg g i 
obne „ MR 
| ne aan um Gong) u ung nF dangchvg asg ua 


»39@n2l38gv dh zocke ale 
ad ut u n 26 
! N N ne anayaıng ( anvch) ⸗aupzc un 
8 N N MMag ueg un 
srroddvg 9% 1p 
9 8 Pe 
, NM 


nulaogg aun dungen (7 


Goequzlog oi daa ana mops un ac gag moudgg) 109 od olhpcß⸗ moge uajaugpunag aaa gupung (8 


epic aeg aun gad geg quvzng (8 
— — go — ] mag 


ene 


„ . . auen ud aug 
nag aug mm ago — nr RR - 
due Honleb ho gun hos gn nos ins fan; uni gmoßnoyg ue ebe ( 
um us qun je 58 U 5 - 
(Bungualgg ag aqunyg): R 
881 Hung). wg urn? anghvg 


20ddvıg un? vue 
+ 21 mn 88 


45 * 


Den 25. Januar 1830. 


708 


Schema zum Dammwach⸗ Notizen⸗ und Rapport⸗Buche. 


; Name der 
Inhalt des vom Regenten Wachbude, von 
der Wachbude erſtatteten welcher der 


Namen und Wohnort 
desjenigen, welcher den 


Nro. 


} e durchgehende ; 5 
Berichts, auch Stelle für] durchgehende R der Ankunft des Rapport weiter zu brin⸗ 
des abgeſende⸗ di H ; Rapport ge⸗ . en befehliget iſt. 
ten R 5 177 die ſonſtigen Notizen. Rapport abge⸗] führt hat. Rapports gen befehliget iſt 


N 2 
auf sAbends M „ aus 2 
Nachts 12 E „ 
Morgens R. aus X 


halb 10. 


Schema zum Empfangſchein. 
Der - aus phat von der ſchen 
Wachbude einen Rapport (oder, ein Schreiben) heute um Uhr Vor⸗(Nach⸗) Mittags richtig abgeliefert. 
ſche Wachbude den ten > 4.33 
: Regent. 


11 


II. Verzeichniß 
der Ortſchaften des neuen Danziger Gebiets. 


Kichſpiel. Ortſchaften. Gerichtsbezirk. 


Feuerſtellen. 
Einwohnerzahl. 


Superintendentur 
oder 
Decanat. 


— 


Lutheriſche: 


Guͤ 1. Guͤttland.] 1. Groß⸗zattk 
8 re a 1 Sante Lu, Stg. Danzig. 
0 . Sobbow . olmkau, eilw. 7 
9 5 5. Bankau, 1 5 Golmkau. 
= a 5. Langenauer Wieſen dg. Sobhowitz. 
S. Neuteich.]3. Tiegenort] 6. ee theilw. E.. Stg. Dang. 
„Steegen. 4. Steegen. | 6. Grenzdorf, theilw. 
„Prauſt. 5. Müggen= | 7. ochzeit, adl. Gut N Bed: 
al. 8. Krampitz, adl. Gut Eig. Gerichtsbark. 
9. Naſſenhüben, dgl. b 
L. u. Stg. Danzig. 


10. S ne dgl. 


. 7 7 11. och len — 
f Danzig. Gr. Holländerkru 
5 12. Kl. e \ ) 1 desgl. 
desgl. 13. Kußfeld auf Hela 5 
S. Prauſt. 14. Mgatzkau ö 5 
15. Schönfeld, a. G. thw. Eig. Gerichtsbark. 
desgl. G 29 
S. Guͤttland 11. Woſſi L. u. Stg. Danzig. 
S. Dirſchau 0 19. ar Eig Hedichtsbakd. 
S. Danzig. 20. Baͤrenwinkel L. u. Stg. Danzig. 
21. Brentau > 
22, Conradshammer 
denthal 
tkau 
25. ; 
= ERS, 
28. 30 enn gehort zuBrentau 
29 E. u. Stg. Danzig. 
82. Lege- an ; 6.4. Schelmäßte. 
38. Ludolfine u Oliva. 
84. Matteblewo, thw. L. u. Stg. Danzig. 


35. Muͤhlenho 

30. Nawigmühle 
37. Oliva, thzilweiſe 
38. Helonkengaͤrten, dgl. 


43. ellmuͤhle, thw 
44. wabenthal,thw. 


45. Leg⸗Strieß, a. G. thw. 


d * 


. 


2 * 
— 
ar 
3 2 8 6. 
S 8 8 Kirchspiel. 
2 G 
= 
[9] 
Sup. Dan⸗14 St. Catha 
zig. rin. in Dan⸗ 
. zig, Luth. 
15. St. Sal⸗ 
vator 5 
16. St. Bar⸗ 
bara, daf, 
th, 17. 
Albrecht, 
Kath. 


Oe. Danzig.] 18. Kath 


5 


De. Danzig. 19. Nieder⸗ 
Prangenau. 


at 
De. Danzig. 20. Matern, 
2 Kath. 


46. a ge thw. 
40 Schidlit Vorſtadt. 


9. Stol Ar „Vor⸗ 
15 1 lweiſe 


ſtad 
50. Alt = Sa ottland, 
Vorſtadt. 
49. Stolzenberg, thw. 
51. Quadenhorf, thw. 


St. 52, St. e 


5 gem feld, 2 1 5 
nkau, adl. 


16. Hasch 

51. Juadendorf, thw. 
15. SH: eld, eo: 
5. Neu=- Schottland 
17. Starch n, theilw. 
58. Tiefenſee 

20. Baͤrenwinkel, a 
. Br Brentau, theilw. 


„Broeſen 
N. Gonraböhummentd. 
23. Freudenthal 2 
24. Ach ac 
35 


Aſchkennſähle, tw. 
a. auenthal 
92. Lege: an 


Ben 


f 37. Sie 


Saspe 
88. elonkenähtten 
41. Silberhammer 
2. Schäferei 
Fi Schellmuͤhle 
Neu⸗Schottland 
2 0 ee 
5. 208: = Otrieß 
och ⸗Strieß 
8 arlsber N 


u dn , e A U 


63. Gr. Behlkgu 
64. Belkauer Mühle 


85 Biſſau, adl. Gi 


7. 5 . en „ desgl⸗ 


68. en 
69. Goldkrug 2 
2 Jacobowo 
1. Karczemke 
. 80 ⸗Kelpin 
lein Kelpin 
Kohlberg 
is. Kokoſchko 
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Gerichtsbezirk. 


L. u. Stg 19 


u Zi e 
Leu. Gig. Hanzig⸗ g 


Eig. Gerichtsbkt. 
L. u. Stg. Danzig. 


zu Borgfeld. 


E. u. Stg. Danzig. 


bei Glettkau. 


7 


bei Oliva. 
L. u. Stg. Danzig. 


Eid. Gerichtöstt. 


U. Stg. Sanzig. 


zu Matern. 
zu Hoch⸗Kelpin. 


zu Kokoſchko. 


Eig. Gerichtsbkt. 


och⸗Kelpin. 
Eis Geric 


— 


Ortſchaften des neuen Danziger Geblets. um 


2 = 
& & 8 ® 
5 2 E 8 
2 8 8 Ortſchaften. x 4 
23 8 f 2 8 
85 35 
5) 98 >) 


36. Matteblewo, thw. 
76. Smangorszyn 
77. Matern 
78. e adl. Gut. 
80. Fllernig apl. Gut 
itz adl. Gut. 
81. Gr. Leeſen = 


25 Nei 1 * 

19. empo ilw. 

83. Namfan ee 

84. Wolfsmühle,verfall, 
85. Zulmin (Sulmin) 


De. Danzig. N 


Gig. Gerichtsbft. 
Laß Stg. Danzig: 


zu Biſſau. 
Eig. Gerichtsbt. 


Dec. Zuckau. 21. 


Jeu, Stg. Danzig. 


D. Dirſchau. 86, Gemlitz 
desgl. 3. Golmkau, theilw. 
0. ebe 
c. A Großendorfſche Huͤ⸗ “ 
a tung auf Helg. Landg. Putzig. 


ap“ 5 
25. Putziger 


desgl. 3 88. Putziger Heiſterneſt L. u. Stg. Danzig. 
* e 0 0 
ath. 
‚Micchauf26.Pusig K.] 18. Kußfeld auf Hela 
ds is 89. Fichbwe alf Hel 
De. Danzig. 5. Langenauer Wieſen 
desgl. 50. Alt⸗Schottland Bſt. 
Nicht einge⸗ 90. Ottomin, adl. Gut R 
pfarrt. 91. Nambau, adl. Gut, [Eig. Gerichtsbkt. 


92. Waldowo 


# 


III. Alphabetiſches Verzeichniß 


ſaͤmmtlicher Ortſchaften des alten und neuen 
Danziger Gebiets. 


* Bilder Valle, 1 A. 111. 
* Bären ⸗ Kampe, I. B. 156. 
Abgunſtkampe I. B. 173. Bärenwinkel, II. 20. 


St. Albrecht II. 52. Banka I. 


Alte⸗Babke, I. B. 153. Baͤrenber 
. 9, I. B. 150. 
Alt⸗ Schottland, II. 50. Bärenkrug, I. B. 135. 


„ ; Groß: Behlfau, I. 63. 64. 
Alte⸗Babke, I. B. 153. Beiershorſt, I. B. 155. 


ur Mphabetifches Verzeſchniß Amel Drefcjaften. 


Biſſau, II. 65. 
Bodenwinkel, I. A, 110. 
Bohnſack, I. A. 59. 
Bohnſacker Treidel, I. A. 69. 
Bohnſacker Weide, I. A. 63. 
Bolhagenſche Haff, I. A. 116. 
Borgfeld, II. 53. 
Braunsdorf, I. B. 153. 
Breitenfelde, I. A. 45. 
Brentau, II. 21. 

Broeſen, II. 59. 

Groß⸗ Brunau, I. B. 176. 
Klein: Brunau, I. B. 157. 
Heilige Brunn, II. 25. 


C. 


Carlsberg, II. 62. 
Cledowa, II. 89. 
Conradshammer, II. 22. 
Czapeln, II. 66. 
Groß⸗Czattkau, II. 1. 
Klein⸗Czattkau, II. 2. 


D. 


Danziger Haupt, I. A. 77. 
Diwelkau, I. A. 127. \ 
Domke, I. B. 143. 
Dreieck, II. 67. 
Drei⸗Linden, I. A. 25. 


E. 
Einlage, I. A. 68. 
Ellernitz, II. 80. 


Fahrwaſſer, I. A. 58. 
Faule⸗Lake, I. A. 106. 
Fedlin (Fidlin), I. B. 130. 
Fiſcher⸗Babke, I. A. 111. 
Freienhuben, I. K. 70. 
Freudenthal, II. 23. 
Friſchwaſſer, IL 60. 


Gänſekrug, I. A. 120. 
Gemlitz, II. 86. 

Giſchkau, I. A. 8. 

Giſchkau, Abbau, I. B. 135. 
Glabitz, I. A. 112. 
Glettkau, II. 24. 

Gluckau, II. 68. 

Goldkrug, II. 69. 

Golmkau, II. 8. 


Gottswalde, I. A. 44. 
Herren⸗Grebin, I. A. 34. 
Moͤnchen⸗Grebin, II. 18. 
Grebinerfeld, I. A. 35. 
Grenzdorf, II. 6. 
Groſchken⸗Kampe, I. A. 88. 
Groſſendorfſche Huͤtung, II. 87. 
Gruben⸗Kampe, I. A. 89, 
Guͤlden⸗Kampe, I. B. 175. 
Gute Herberge, I. A. 8. 
Guͤttland, I. A. 30. 


Polniſche Haken, I. A. 128. 
Klein⸗ Hammer, II. 29. 
Danziger Haupt, I. A. 77. 


Haus ⸗Kampe, I. A. 94. 
Hauung, I. B. 144. 


Heiligen- Brunn, II. 25. 
Danziger Heiſterneſt, I. A. 86. 
Putziger Heiſterneſt, II. 88. 
Hela, I. A. 85. 
Kalte Herberge, I. B. 160. 
Gute Herberge, I. A. 3. 
Herren: Grebin, I. A. 34, 
Herzberg, I. A. 38. 
Heubude, I. A. 60. 
Hinterthor, I. B. 169. i 
Hoch⸗Strieß, II. 46. 
Hochzeit, II. 7. 
Hölle, I. A. 22. 
der große Hollaͤnderkrug, II. 11. 
der kleine Hollaͤnderkrug, II. 12. 
die Holm⸗Inſel, II. 26. 
Horn⸗Kampe, I. B. 17. 5 
Polniſche Hube, I. B. 154. 
Hundertmark, I. A. 13. 

Is 
Jacubowo, II. 70. 
ae 0 1 5 28. 
8 enthal, — . 
Jankendorf, I. B. 158. 
Jenkau, II. 54. 
Johannisthal, I. B. 151. 
Junkeracker, I. A. 105 


Junkertreil, I. A. 114. 


K. 


Käſemark, I. A. 52. 
Kahlberg, I. A. 80. 


Kahlbude, I. A. 17. 
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. Ordnung 


für die Dammwachen im Bezirke der Koͤnigl. Regierung 
zu Danzig. 


3 


9. 1. . 


En jeder, welcher zur Dammwache vom Schulzen aufgerufen wird, er 
ſey Einſaſſe, Mitnachbar, Eigen⸗ oder Miethskaͤͤthner, Profeſſioniſt, Ars 
beitsmann oder Knecht, ſoll dieſem Befehle unverzuͤglich genuͤgen. 

F. L. 

Nur erwieſene Krankheit und Eörperliche Unfähigkeit, welche gleich 
nach Empfang des Befehls dem Schulzen anzuzeigen iſt, kann davon 
befreien. f 

d. 8. 

Jeder zur Dammwache commandirte Mann ſoll ſich auf dem Sam⸗ 
melplage pünktlich einfinden. Nach erhaltenem Befehle ſoll er ſich ohne 
Verzug an den Damm begeben, wo er ſich mit Beſcheidenheit beim Re⸗ 
genten der Wachbude zu melden hat. 

i „F. 4. 

Dem Regenten und deſſen Stellvertreter ſoll jeder mit Ehrerbietung 
begegnen und unbedingt gehorchen. Gleichen Gehorſam iſt jeder den 
Rottenfuͤhrern, dem Oeichgeſchwornen, dem Deichgraͤfen, fo wie dem 
Deichinſpector und dem Landrathe ſchuldig. 

F. 5. 


Jeder zur Dammwache Commandirte ſoll alle ihm von den Vorge⸗ 
ſetzten ertheilten Befehle befolgen und die ihm aufgetragenen Geſchaͤfte 
und Arbeiten willig, genau und ſchnell verrichten. 2 


H. 6. 


Unbedingter Gehorſam iſt die erſte Pflicht des Dammwaͤchters. Un⸗ 
folgſamkeit, Langſamkeit in der Befolgung der erhaltenen Befehle, Nach⸗ 
laͤſſigkeit, Widerrede, unehrerbietige Reden oder Gebehrden ziehen Stra⸗ 
fen nach ſich. 5 65 

g. 7. \ ; 


Wer ſich gar eine Widerſetzlichkeit und Inſubordination zu Schul⸗ 
den kommen läßt, hat nachdruͤckliche Strafen zu gewärtigen, welche bei 
erſchwerenden Umftänden bis zu lang dauerndem Gefängniffe und bis zur 
koͤrperlichen Zuͤchtigung verſchaͤrft werden ſollen. 

9. 8. 


In der Wachbude ſoll ein jeder ſich anftandig und ruhig betragen. 
Wer Zank und Streit veranlaßt, oder ſich betrinkt, hat empfindliche 
Strafen zu erwarten. N i 
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5 9. 9. 

Der auf einem Poſten ausgeſtellte Dammwaͤchter fol die höchfte 
Aufmerkſamkeit und . zeigen und genau dasfenige befolgen, 
was ihm befohlen iſt. 

9. 10, 

Wer zur Bewachung der Noth⸗ und Lärmzeichen beſtimmt — 5 Toll 
auf dieſe eine ganz beſondere Waere verwenden und ſie vor je⸗ 
der Beſchaͤdigung ſichern. 

a 1 8.115 i . 

Die zum Kundſchaften (Patrouilliren) beſtimmten Leute ſollen bei 
ihren Umgaͤngen genau den Strom, das Eis und den Deich beobachten, 
unterſuchen, und dasjenige genau ausrichten, wozu ſie vom Regenten bei 
ihrer Abſendung angewieſen werden. Bei ihrer Ruͤckkehr ſollen ſie dem 
Regenten uͤber ihre Beobachtungen und 8 Bericht erſtatten. 

8 

Die vor den Wachbuden aufgeſtellten Poſten haben den Regenten 
von allen Veraͤnderungen im Strome oder von ihren ſonſtigen Wahr⸗ 
nehmungen unverzuͤglich zu benachrichtigen. 

$. 13. 

Wenn der Deichgeſchworne des Reviers, der Deichgraͤf, oder der 
Deichinſpector, oder der Landrath an die Wachbude kommt, ſo ſoll der 
vor ſelbige geſtellte Poſten die Wachmannſchaft herausrufen. Dieſe 
ſoll ſich dann vor der Wachbude, in ihre Rotten geordnet, mit Aexten, 
Bicken und Spaten im Arme, ſchnell aufſtellen, und nicht eher in die 
Wachbude zuruͤckkehren, bis der angekommene Deichobere dieß befehlen wird. 


§. 14. 


Jeder Poſten ſoll im Tage alle 2 Stunden, des Nachts alle Stun; 
den abgeloͤſt werden. Doch darf Niemand bei ſtrenger Strafe, ſeinen 
Poſten, es ſey unter welchem Vorwande es wolle, eher verlaſſen, als 
bis er abgelöft wird. 

9. 15. . 

In der Regel ſoll die Wachmannſchaft alle 48 Stunden, Mittags 
um 12 Uhr, abgeloͤſt werden. 

F. 16. 

Doch darf Niemand die Wachbude eher verlaffen, als bis der Ne: 
gent dazu den Befehl ertheilt. 

5 8. 47. 


Tritt ein Nothfall am Deiche und Gefahr ein, ſo darf um ſo viel 
weniger die Wachmannſchaft. ſich ohne Befehl vom Damme entfernen, 
ſelbſt wenn die Zeit der Abloͤſung gekommen und die ablöfende Mann⸗ 


ſchaft auch ſchon eingetroffen wäre, 
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F. 18. 


In einem ſolchen Nothfalle iſt Jedermann, ohne Unterſchied des 
Ranges und Standes, alle zur Erhaltung des Dammes erforderlichen Arbei⸗ 
ten nach den Befehlen der Obern perſoͤnlich vorzunehmen verbunden. 


9. 19. 


Wenn der Obere ſich genoͤthigt ſehen ſollte, einen Dammwaͤchter 
arretiren, trausportiren oder zuͤchtigen zu laſſen; fo fol jeder zur Damm⸗ 
wache Commandirte die diesfaͤlligen an ihn ergehenden Befehle unge⸗ 
ſaͤumt und puͤnktlich vollziehen. Wer dies verweigert, ſoll ſelbſt als 
widerſpenſtig ſtrenge beſtraft werden. 


H. 20. 


Die Rottenführer ſollen ſich vorzugsweiſe anftändig betragen, ſich 
ſehr ſorgfaͤltig im Dienſte zeigen, die ihnen untergebene Mannſchaft waͤh⸗ 
rend der Wache unausgeſetzt beobachten, zur Ordnung und Erfüllung. ih⸗ 
rer Pflichten ermahnen und anhalten, und durch Gehorſam, Puͤnktlich⸗ 
keit und Aufmerkſamkeit ſich des in ſie geſetzten Vertrauens würdig bes 
weifen, ; 


x 


$. 21. 5 
Wenn, was Gott verhuͤten wolle, ein Deichbruch entſteht, ſo darf 
dennoch Niemand den Damm eher verlaſſen, als bis dazu der Befehl 
von dem Deichgeſchwornen des Reviers ertheilt wird. Vielmehr ſoll Je⸗ 
dermann aus allen Kräften an der Erhaltung des übrigen Dammes 
arbeiten. N f 
$. 22. 


Wenn hiergegen Jemand handelt, oder uͤberhaupt bei der Damm⸗ 
wache, ſey es aus Bosheit oder aus Muthwillen, oder auch nur aus 
Nachlaͤſſigkeit, Unvorſichtigkeit und Fraͤgheit, etwas, das ihm befohlen 
wird, zu thun unterlaͤßt, oder was ihm verboten wird, dennoch begeht, 
und es entſteht ein Schaden am Deiche, oder es wird dadurch ein Damm⸗ 
bruch nicht verhindert, oder wohl gar befoͤrdert: fo trifft den Schuldigen 
nach der Anordnung des Allg. Landrechts langwierige Zuchthaus⸗ oder 
n und bei beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden ſogar die To⸗ 
desſtrafe. * 8 


Dieſe Verordnung ſoll jeder eine Dammwache beziehenden Mann⸗ 
ſchaft bei ihrer Ankunft in der Wachbude laut und deutlich vorgeleſen 
und ihr vom Regenten zur Beachtung nachdrücklich empfohlen werden, 
Auch ſoll dieſelbe ſtets in den Wachbuden in mehreren Exemplaren zu 
Jedermanns Einſicht an ſchicklichen Orten ausgelegt und ſorgfaͤltig auf⸗ 
bewahrt werden. 2 5 

Gegeben Danzig, den 25. Januar 1829. 


Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


— —— 
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Weſtpreuß. Prov. ⸗ Recht. Bd. IT. 1 


zur Einleitung. 


$. 1. Di beſondern Rechte (Statutar- 1-4, 
rechte) der Stadt Danzig enthalten die Vorſchrif. 33. 
ten, nach welchen die Rechte und Verbindlichkei⸗ 
ten der Einwohner der genannten Stadt und ih⸗ 
res Gebiets, ſo weit ſich daſſelbe am 25. Maͤrz 
1793 erſtreckte, zu beurtheilen ſind. N 
1. Die beſondern Geſetze oder Statuten, von welchen 

das allgemeine Landrecht in den $8. 2. 3. der Ein⸗ 

leitung ſpricht, ſind in Danzig theils geſchriebene, 
theils Gewohnheitsrechte oder Obſervanzen. i 
2. Dieſe Statutarrechte haben nur geſetzliche Kraft in 
demjenigen Gebiete der Stadt Danzig, welches der 
letztern bei der Preuß. Beſitznahme von Weſtpreußen 
im Jahre 1772 verblieb, und erſt gemaͤß Patent 
vom 25. Maͤrz 1793 von Preußen in Befig genom⸗ 
men wurde. In dem neuen Danziger Gebiet, d. 
h. in dem, in Gefolge des Tilſiter Friedens vom 
9. Jul. 1807, an den Freiſtaat Danzig abgetrete⸗ 
nen Theile der Woywodſchaft Pommerellen, find die 
noch jetzt dort geltenden Provinzialrechte der Diſtricte 
des Preuß. Landrechts von 1721 von der Danziger 
Regierung nicht aufgehoben geweſen. Bei den weni⸗ 
gen Danziger Statutargeſetzen, welche auch im neuen 
ebiete gelten, iſt ſolches SENSE, angeführt. 


X 
4 Zur Einleitung. §. 1 — 4. 33. 


3. In demjenigen Theile des alten Danziger Gebiets, 
welcher nach dem Tilſiter Frieden unter Preußiſcher 
Landeshoheit blieb, wurden die Danziger Statutar⸗ 
rechte in ihrer damaligen Beſchaffenheit beibehalten. 
(Reſcript vom 21. Mai 1808.) Sie wurden hier 
durch die in den Jahren 1807 bis 1814 in Preußen 
ergangenen allgemeinen Geſetze erläutert, ergaͤnzt und 
abgeaͤndert, wogegen die in dieſem Zeitraume vom 
Freiſtaat Danzig erlaſſenen Geſetze auf dieſen Theil 
des alten Danziger Gebiets keinen Einfluß hatten. 
4. Die Danziger Statutarrechte erlangten durch die Er⸗ 
hebung Danzigs zu einem Freiſtaate nicht die Eigen⸗ 
ſchaft von Staatsgeſetzen, ſondern haben ſowohl 
waͤhrend der Dauer des Freiſtaats, als nach Wie⸗ 
dervereinigung Danzigs mit dem Preuß. Staate, die 
Natur der Statutarrechte behalten. (Geſchichte 
der Danziger Statutarrechte §§. 6 und 22.) 
§. 2. Doch verbinden die Danziger Statu⸗ 
tarrechte in der Regel nur diejenigen Buͤrger und 
Schutzverwandten der Stadt und ihres gedachten 
Gebietes, welche der Gerichtsbarkeit der für die⸗ 
ſes Gebiet beſtehenden ordentlichen Gerichte unter⸗ 
worfen ſind. ; 

Allg. Landr. Einl. g. 23. und Th. 2. Tit. 8. §. 6. 

§. 3. Bürger, welche wegen ihrer beigeleg⸗ 
ten Titel von der Gerichtsbarkeit der ordentlichen 
Gerichte ausgenommen ſind, werden hinſichts der 
perſoͤnlichen Eigenſchaften und Befugniſſe eines 
a nicht nach den Statutarrechten beur⸗ 
th j 10 ; * 
A Landr. Einl. F. 23. und Erläut. zur Danz. Willkühr, 
Nr. 4. S. 4. a j 

§. 4 Schutzverwandte und Einwohner der 
Stadt und ihres Gebiets, welche den ordentlichen 
Gerichten nicht unterworfen (Eximirte) ſind, ſte⸗ 
hen unter denjenigen Geſetzen, welche in der übri- 
gen Provinz Weſtpreußen gelten, namentlich den 
in dem Notificationspatent vom 28. Sept. 1772 
und in der Regierungsinſtruction vom 24. Sept. 


ER: §. 14. 33. 5 


1773 enthaltenen oder angefuͤhrten, jedoch mit 
Ausnahme des Preuß. Landrechts von 1721. So 
weit dieſe Geſetze nichts enthalten, gelten die Vor⸗ 
ſchriften des Allg. Landrechts. N 

Patent v. 2. Jun. 1793. f. IX. 

H. 5. Eximirte, welche in Danzig oder deſſen 
altem Gebiete wohnen, muͤſſen ſich, gleich wirkli⸗ 
chen Buͤrgern, nach den allgemeinen ſtaͤdtiſchen 
Polizeieinrichtungen achten, und ſind, wenn ſie 
dagegen handeln, den Polizeiſtrafen unterworfen. 

Allg. Landr. Th. 2. Tit. 8. §. 59. 

$. 6. Kaufmannſchaft oder andere bürgerliche 
Gewerbe konnen fie, ohne das e t 
zu haben, nicht treiben. a 

Allg. Landr. Th. 2. Tit, 8. F. 60. 

$. 7. Wenn fie nach erlangtem Bürgerrechte 
ein ſolches Gewerbe wirklich treiben, fo müffen 
fie in allen daſſelbe betreffenden Angelegenheiten 
die ſtaͤdtiſche Gerichtsbarkeit und die s 
Verordnungen anerkennen. 

Allg. Landr. Th. 2. Tit. 8. g. 61. 

§. 8. Unter den Statuten der Stadt Danzig 
ſind namentlich: 

1. das Jus Culmense ex ultima revisione 
von 1767, 

2. die neu revidirte Barther Willkühr von 
1761, nach Pe von 1783, 

3. die Danziger ſechſelordnung⸗ vom 125 Maͤrz 

1701 
vom Staate als guͤltig anerkannt. 

Patent vom 2. Jun. 1793. $ IX. — Jnſtruction für das 
Stadtgericht zu Danzig, vom 6. Aug. 1796, §. 1. — 3 
der Organiſatibns⸗Commiſſion vom 24. März 1814, f. 9. 

In den erſtern beiden Geſetzen werden die obigen drei 
Statutargeſetzbücher ausdrücklich nur beiſpielsweiſe ange: 
fuhrt; die Verordnung vom 24. März 1814 drückt ſich 
zwar daruͤber, ob die obigen drei 3 aus ſchließ⸗ 
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lich die Statutarrechte Danzigs bilden ſollen, unbeſtimmt 
aus; nach dem Patent vom 9. Sept. 1814 (Geſetz⸗S. 
1814. S. 90. 6. 2.) fol es aber bei denjenigen Provinz 
zial⸗(Statutar⸗) Geſetzen u. Gewohnheiten, welche während 
der Fremdherrſchaſt als fortbeſtehend beibehalten worden, 
auch kuͤnftig ſein Bewenden haben, und es leidet daher 
keinen Zweifel, daß außer den drei genannten Statu⸗ 
tarrechten Danzigs auch diejenigen gelten, welche nicht 
aus druͤcklich aufgehoben ſind. ER 

H. 9. Wenn die Vorſchriften des Kulmiſchen 
Rechts mit denen der Willkuͤhr in Widerſpruch 
ſtehen, ſo gelten letztere. N 

Der Beweis dieſes Grundſatzes iſt in der Anmer⸗ 
kung 3. zum F. 6. der Geſchichte der Danz. Statutar⸗ 
rechte gefuͤhrt. 8 . 

H. 10. Außer den im §. 8. angeführten Ge⸗ 
ſetzen gelten diejenigen Statuten, Gewohnheits⸗ 
rechte und Obſervanzen, welche Gegenſtaͤnde be⸗ 
treffen, welche die Preuß. allgemeinen Geſetze un⸗ 
entſchieden gelaſſen haben. 

Allg. Landr. Einl. §. 4. a e 

§. 11. Die Statutarrechte Danzigs bilden 
vorzugsweiſe das Privatrecht der, der Gerichts⸗ 
barkeit der ordentlichen Gerichte der Stadt und 
ihres oben bezeichneten Gebiets unterworfenen Ein⸗ 
wohner. f : 

§. 12. Nur bei denjenigen Gegenſtaͤnden, wel⸗ 
che ſie unentſchieden gelaſſen haben, kommen ſeit 
29. Maͤrz 1814 zuvoͤrderſt die in der uͤbrigen 
Provinz Weſtpreußen geltenden Provinzialgeſetze, 
mit Ausnahme des Preuß. Landrechts von 1721, 
in deren Ermangelung aber die Vorſchriften des 
Allg. Landrechts und der daſſelbe erlaͤuternden, er⸗ 
gaͤnzenden und abaͤndernden Beſtimmungen zur 
Anwendung. 

Patent v. 2. Jun. 1793. 6. IX. — Verordn. v. 24. März 

1814. $. 11. — Patent v. 9. Sept. 1814, g. 1. f 


Da hiernach auch im Danziger Gebiete diejenigen in 
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dein Diſtricten des Preuß: Landrechts von 1721 geltenden 


Provinzialgeſetze, welche nicht auf dem gedachten Preuß. 
Landrechte beruhen, zur Anwendung kommen, fo wird es 


genügen, hiermit ein⸗ fuͤr allemal auf den erſten Band 
unſeres Werks zu verweiſen, in welchem untet jedem Pa⸗ 
ragraphen die Quelle angegeben, und wonach alſo leicht 
zu unterſcheiden iſt, ob die Vorſchriſt auch im Danziger 
Gebiete gelte, oder nicht. Nur hin und wieder, wo es 
noͤthig ſchien, iſt noch beſonders darauf verwieſen; dies 
aber durchgaͤngig zu thun, ſchien uns bedenklich, weil 


durch die vielen Hinweiſungen auf den erſten Band un⸗ 


nutze Weitlaͤuftigkeiten herbeigeführt worden wären. 

§. 13. Nur diejenigen Vorſchriften der Sta⸗ 
tutargeſetze ſind beibehalten, welche Gründſaͤtze des 
Privatrechts und ſolche Gegenſtaͤnde betreffen, über 
welche unter Privatperſonen geſtritten werden kann. 

Patent v. 2. Jun. 1793. f. IX. E 

§. 44. Wenn die Danziger Statutarrechte dun⸗ 
kel und zweifelhaft ſind, ſo kommen die Vor⸗ 
ſchriften der Hes allgemeinen Geſetze zur An⸗ 
wendung. be ene za 
1 Publicat.⸗Patent v. g. Febr. 1794. f IR. Eee 

$. 15. Die Statutarrechte des alten, und 
die Provinzialrechte des neuen Gebiets des Frei⸗ 
ſtaats Danzig, ſo weit ſie in dem Zeitraume vom 
9. Jul. 1807 bis 29. Maͤrz 1844 durch die von 
der freiſtaatiſchen Regierung eingeführten Geſetze 
aufgehoben und abgeſchafft worden, kommen auch 
fernerhin nicht mehr zur Anwendung. An ihre 


Stelle treten die Beſtimmungen des Allgem. Sand- 


rechts. k a 5 — 8 x 
H. 16. Doch haben ſie wieder volle Wirkſam⸗ 
keit in allen den Fällen, in welchen das Allgem. 
Landrecht über den Gegenſtand derſelben Feine Vor⸗ 


Patent v. 9. Sept. 1814. h. 2. 0 


F. 17. Von der vorzugsweiſen Gültigkeit der 


ht 


x 
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Danziger Statutarrechte ſind waste affe alle 
geſetzliche Vorſchriften: 
1. über, die Unterfuhung en 
x der Verbrechen, ſtatt deren ausschließlich 
die Preuß. allg. Criminalordnung, der zwan⸗ 
zigſte Titel im zweiten Theile des Allgem. 
Landrechts und die ſeit Publication, dieſer 
Geſetzbuͤcher ergangenen Erläuterungen, „Er⸗ 
gaͤnzungen und Abaͤnderungen gelten 
Patent v. 2. Jun. 1798. f. IX. e 
Patent v. 9. Sept. 1814. §. 16. 1 
2 ober Vormundſchaften, ſtatt ie aus 
ſchließlich der achtzehnte Titel im zweiten 
Theile des Allg. Landrechts nebſt den neuern 
en zur Anwendung kommt; 
CFP 
3. uͤber die Form gerichtlicher ER 
worüber ausſchließlich die Vorſchriften des 
Allg. Landrechts Th. 4. Tit. 12. und deren 
Declarationen ꝛc. zur Richtſchnur dienen; 
Reſck. p. 7. Jul. 1804. Lot ohr. Einl. S. 212.) 5 
“Patent v. 9. Sept, 1844. 9 7 
4. uͤber die Form und die Gültigkeit ir Ber 
" trage über unbewegliche Sachen und 
die denſelben gleichzuachtenden Rechte, in de⸗ 
ren Stelle die Vorſchriften des Allg, Land⸗ 
rechts, der Allg. Gerichtsordnung und der 
neuern Geſetze anzuwenden find; z 
Verordnung v. 24. Maͤrz 1814. F. 10. \ 
3. uͤber das gerichtliche Verfahren ſowohl 
in ſtreitigen als unſtreitigen Angelegenheiten, 
bei welchem, bis auf einige Ausnahmen, aus⸗ 
ſchließlich die Vorſchriften der Allg. Gerichts⸗ 
ordnung und deren Abaͤnderungen ıc, 5 = 
Ya Patent v. 9. Sept. 1814, f. 17. 
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6. über die Einrichtung und Fuͤhrung der Hy⸗ 
votbekenbücher und die daraus entſprin⸗ 
genden Rechtsverhaleniſſe, hinſichts deren le⸗ 
diglich die Vorſchriften des Allg. Ländrechts 


und der Hypochekenordnung! v. 20. Dec. 1783, 
Ebendaſelbſt g. 24, 


über die Verwahrung und Vetwalkung der 
gerichtlichen Depoſita, uͤber welche die 
Vorſchriften des Allg. Landrachts und der Allg. 


Depoſitalordnung v. 15. Sept. 4783, 
Ebendaſelbſt §. 23. } 


8, über den Gebrauch des S tempelpapierns, 
bhinſichts deſſen die e 5 
Ebendaſelbſt 9. 28. 
9. uͤber die Berechnung und Erhebung der Se 
richtsgebuͤhren, über welche die Vorſchrif⸗ 
ten des Allg. Landrechts, der Allg. Gerichts⸗ 
ordnung, der Allg. Gebüͤhrentoxen vom 23. 
Aug. 1715, und die Gebuͤhrentaxe fir das 
Commerz und N vom 
25. Dec. 1804, 
zur Anwendung kommen; 
Ebendaſelbſt 9. 29. 
10. uͤber die Erbſchaftsſtempel⸗ Abgabe, 
jedoch erſt ſeit 1. April 1814. 
Schreiben der DOrganifat.: ⸗Commiſſion v. 29. Aug. 1814, 
$..18. In dem zum Freiſtaate Danzig ger 
hörig geweſenen (aber nicht in dem bei Preußen 
verbliebenen) Theile des alten Gebiets können die 
Vorſchriften der Preuß. Allg. Geſetze, als Huͤlfs⸗ 
rechts, nicht auf Handlungen und Begebenheiten 
angewendet werden, welche in dem Zeitraume vom 
1. Jul. 1808 bis 29. Maͤrz 1844 vorgefallen ſind. 
Patent v. 9. Sept. 1814. F. 3. 
$. 19. Statt deſſen find die Vorſchriften des 
Code Napoléon anzuwenden, und es finden da⸗ 


en 


0 
= 


L 
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bei die, in den H. 14 bis 20 der Einleitung zum 
Allg. Landrechte vorgeſchriebenen Grundfäge ſtatt. 
Ebenda ſelßſt uin ene; mans 
„68.20, Auch ſoll ein Jeder, welcher ſich nach 
dem 20. März 1844 in einem, vorher nach dem 
Code Napoléon rechtsguͤltig erlangten Beſitze ir⸗ 
gend einer Sache oder eines Rechts befindet, da⸗ 
bei gegen jeden privatrechtlichen Anſpruch geſchuͤtzt, 
und Niemand in dem Genuſſe ſeiner, in dem 
Verkehr mit andern Privatperſonen wohlerworbe⸗ 
nen Gerechtſame ſowohl im alten als neuen Ge⸗ 
biete, unter irgend einem, aus dem Allg. Land. 
rechte entlehnten, Vorwande geſtoͤrt oder beein⸗ 
traͤchtigt werden. e le 5 X 


Ebbendaſſtoſt⸗. 5 tt din 0 
F. 21. Wenn jedoch aus einer Handlung oder 
Begebenheit aus dem Zeitraume v. 1. Jul. 1808 
bis 29. Maͤrz 1814 Proceſſe entſtehen, und die 
auf den vorliegenden Fall anzuwendenden Vor⸗ 
ſchriften des Code Napoléon dunkel oder zwei⸗ 
felhaft ſind: ſo iſt derjenigen Meinung, welche 
mit den Vorſchriften des Allg. Landrechts uͤberein⸗ 
ſtimmt oder derſelben am naͤchſten kommt, der 
Vorzug zu geben. l 
Patent v. 9. Sept. 1814. F. 4. 7 
§. 22. Alle Verträge, welche im ganzen Ges», 
biete des Freiſtaats vor dem 29. Maͤrz 1814 er⸗ 
richtet ſind, muͤſſen in Anſehung ihrer Form und 
ihres Inhalts, ſo wie auch der daraus entſtehen⸗ 
den rechtlichen Folgen, nach den zur Zeit des ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrags geltend geweſenen Geſetzen be⸗ 
urtheilt werden, wenngleich erſt ſpaͤter daraus auf 
Erfüllung, Aufhebung oder Leiſtung des Intereſſe 
geklagt wuͤrde. Die Ausnahme wegen der, vor 
Notarien abgeſchloſſenen Vertraͤge iſt im §. 36. 
feſtgeſetzt. 57 15 


Ebendaſelbſt 3. 5. 


SS 
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5. 23. Das rechtliche Verhaͤltniß der Ehe⸗ 
leute, welche ſich vor dem 29. Maͤrz 1814 ver⸗ 
heirathet haben, ſoll in Abſicht der Rechte und 
Pflichten unter Lebendigen, ſowie auch der Grund⸗ 
füge wegen Auseinanderſetzung bei Trennung der 
Ehe, nach den zur Zeit der geſchloſſenen 
Ehe beſtandenen Geſetzen beſtimmt werden. 

72 Ebendaſelbſt g. EEE neee eee B a x 

Hinſichts der Form der Teſtamente und letztwilligen 
Verordnungen und hinſichts der Erbfolge ſind in den 
Statutargeſetzen des alten, und in den Provinzialgeſetzen 
des neuen Gebiets vollſtaͤndige Borſchriften enthalten, und 
der Code 8 iſt nicht zur Anwendung gekommen. 
Die §8. 6. 7. 8. des Patents v. 9. Sept. 1814 finden 
daher auf Danzig keine Anwendung. er 

5. 24. Die Gründe einer nach dem 29. März 
1814 nachgefuchten Eheſcheidung werden nach den 
Vorſchriften des Allg. Landrechts beurtheilt, und 
koͤnnen im ganzen freiſtaatiſchen Gebiete nicht auf 
Thatſachen gegruͤndet werden, welche ſich in dem 
Zeitraume v. 1. Jul. 1808 bis 29. Maͤrz 1814 
ereigneten, und die der Code Napoléon nicht fuͤr 
einen Eheſcheidungsgrund geachtet hat. 

Ebendaſelbſt F. 9g. { Mg 9525 +. 

Auch hinſichts der Erbfolge unter Eheleuten gelten 
i nien Gebiete des Freiſtaats nicht die Vorſchriften 
des Code Napoléon; der dieſen Gegenſtand berührende 
Inhalt des §. 9. des angeführten Patents findet daher 
gleichfalls nicht Anwendung. FF 

§. 25. Der dem Vater von dem Vermoͤgen 
ſeiner Kinder nach den Vorſchriften des Allg. Land⸗ 


rechts zuſtehende Nießbrauch iſt ſeit dem 29. März 


1814 wieder eingetreten, wohingegen mit dieſem 
Tage der Nießbrauch der Mutter von dem Ver⸗ 
moͤgen der Kinder, in Ermangelung rechtsguͤltig 
daruͤber geſchloſſener Vertraͤge aufhoͤrt, inſofern 


| 


— 
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das Allg. Landrecht der Mutter dieſen Nießbrauch 
nicht beilegt. en > 

Ebendaſelbſt AO: N u 0 nn ° 90 
98. 26. Die vor dem 29. März 1814 im al⸗ 
ten Gebiete freiſtaatiſchen Antheils gebornen un⸗ 
ehelichen Kinder erhalten mit dieſem Tage die im 
Allg. Landrechte ihnen beigelegten Rechte. Dage⸗ 
gen finden in Ermangelung eines guͤltigen Aner⸗ 
kenntniſſes der Vaterſchaft weder Entſchaͤdigungs⸗ 
anſpruͤche von Seiten der Geſchwaͤchten, noch Ali⸗ 
mentenforderungen fuͤr die Zeit bis zum 29. März 
1814 von Seiten des unehelichen Kindes ſtatt. 
Iſt die Niederkunft nach dem 29. Maͤrz 1814 
erfolgt, ſo werden die rechtlichen Folgen des un⸗ 


ehelichen Beiſchlafs nach dem Allg. Landrechte be⸗ 


urtheilt. Bar, 
Ebendaſelbſt F. 11. und Reſcr. v. 6. Aug. 1814. 

F. 27. Dagegen haben Perſonen, welche im 

neuen Danziger Gebiete in dem Zeitraume vom 


1. Jul. 1808 bis 29. Maͤrz 1814 außerehelich 


geſchwaͤngert worden, auf Entſchaͤdigung oder Aus⸗ 
ſtattung, und ihre unehelichen Kinder auf Ali⸗ 
mente geſetzlichen Anſpruch. 

Denn im neuen Danziger Gebiete behielten die Pro⸗ 
vinzialrechte und insbeſondere das Landrecht von 1721 
geſetzliche Kraft, das letztere aber giebt B. 2. Tit. 1. Art. 
2. S. 270. der Außerehelichgeſchwaͤngerten einen Anſpruch 
auf Ausſtattung, und ihren unehelichen Kindern auf Ali⸗ 
mente. Zwar wurde die angeführte Geſetzſtelle durch das 
Corp. jur. Frid. (Th. 1. B. 2. Tit. 3. Art. 3. $. 56. x.) 
in einigen Punkten ergänzt und vielleicht abgeaͤndert; aber 
der obige Grundſatz wurde weder durch das Corp. jur. 
Frid-, noch durch das in feine Stelle getretene Allg. Land⸗ 
recht aufgehoben; er blieb daher, wenngleich im Danzi⸗ 
ger Freiſtaate der Code Napoléon als Huͤlfsrecht ein⸗ 
geführt wurde, als Provinzialgeſetz gültig, denn ein 
Provinzialgeſetz, welches durch ſpaͤtere allgemeine Geſetze 
beſtaͤtigt wird, hört dadurch nicht auf, Provinzialgeſetz 
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zu ſein. Ob die Danziger freiſtaatiſchen Gerichte nach 
dieſem Geſichtspunkte verfahren haben, laͤßt ſich bezwei⸗ 
feln, dies hindert aber feine jetzige Anwendung nicht. 
$. 28. Die Verjährung ſoll in denjenigen Faͤl⸗ 
len, bei welchen fie ſchon vor dem 29. März 1814 
vollendet geweſen iſt, im alten Gebiete freiſtaati⸗ 
ſchen Antheils lediglich nach den Statutargeſetzen, 
und ſoweit dieſe nicht ausreichen, nach dem Code 
Napoléon, wenngleich die daraus entſtandenen Be⸗ 
fugniſſe oder Einwendungen erſt nachher geltend 
gemacht werden, im neuen Gebiete nach den Pro⸗ 
vinzialgeſetzen deſſelben beurtheilt werden. a 

Patent v. 9. Sept 1814. F. 12, 850 

§. 29. In ſolchen Faͤllen, bei welchen die nach 
dem Code Napoléon eintretende Verjaͤhrungsfriſt 
am 29. Maͤrz 1814 noch nicht abgelaufen war, 
kommen die Vorſchriften des Allg. Landrechts zur 
Anwendung. ; 

Ebendaſelbſt. Ye : 

F. 30. Sollte jedoch zur Vollendung einer, 

ſchon vor dem 29. März 1844 angefangenen Vers 
jaͤhrung, im Allg. Landrechte eine kuͤrzere Friſt als 
im Code Napoléon vorgeſchrieben ſein: ſo kann 
derjenige, welcher in einer ſolchen kuͤrzern Ver⸗ 
jaͤhrung ſich gründen will, die Friſt derſelben nur 
vom 29. Maͤrz 1814 an berechnen. 

Ebendaſelbſt. 

8. 31. Die Volljährigkeit tritt in Abſiche al⸗ 
ler derjenigen Perſonen, welche ſolche vor dem 
29. Maͤrz 1814 nach den Geſetzen des Freiſtaats 
Danzig noch nicht erreicht hatten, erſt mit dem 
vollendeten vier und zwanzigſten Lebensjahre ein. 

Ebendaſelbſt §. 14. 8 5 

Dies gilt jedoch vom alten und neuen Gebiete des 
Freiſtaats, denn ſowohl nach dem Kulmiſchen Rechte als 
nach dem Preuß. Landrechte von 1721 trat die Großjaͤh⸗ 
rigkeit mit dem vollendeten ein und zwanzigſten Lebens⸗ 


1 
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jahre ein. Im Preuß. Antheile des ae Danziger Ge⸗ 
biets dagegen wurde bereits durch Verordnung das vier 
und zwanzigſte Lebensjahr als Zeitpunkt der Großjaͤh⸗ 
rigkeit festgesetzt sfr, : 
Uuebrigens gelten in Betreff der Höhe der erlaubten 
Zinſen im alten Gebiete des Freiſtaats die Statutarrechte, 
im neuen das Landrecht von 1721 und nicht der Code 
Napoléon. Der . 13. des Patents v. 9. Sept. 1814 
findet daher auf Danzig keine Anwendung. f 

§. 32. Wenn es auf eine Claſſiſication der 
Forderungen mehrerer Glaͤubiger ankommt, ſo ſind 
in allen Faͤllen, in welchen der Streit zwiſchen 
mehreren Glaͤubigern uͤber das Vorzugsrecht im 
Gebiete des Freiſtaates erſt nach dem 29. März. 
1829 eingetreten iſt, die Vorſchriften der Preuß. 
Geſetze, ohne Ruͤckſicht auf die Danziger Banke⸗ 
rutierordnung von 1777, zum Grunde der Ent⸗ 
ſcheidung zu legen. 

§. 33. Iſt aber im freiſtaatiſchen Gebiete ein 
wirkliches Pfandrecht beſtellt worden, ſo muß der 
Glaͤubiger bei demſelben geſchuͤtzt werden. i 

H. 34. Gleichergeſtalt verbleibt im Gebiete des 
Freiſtaats den aus Urtheilen in die Erb- oder Hy⸗ 
pothekenbuͤcher eingetragenen, ſowie den ſtillſchwei⸗ 
genden und geſetzlichen Hypotheken ihr bisheriges 
Vorzugsrecht. 25 
Ebendaſelbſt §. 15. 

§. 35. Die Obliegenheiten und Verrichtungen 
der durch das Publicandum der Danziger Regie⸗ 
rung v. 16. Dec. 1808 angeſetzten Civilſtands⸗ 
beamten haben ſeit 29. Maͤrz 1814 aufgehoͤrt. In 
Abſicht der Beglaubigungen der Geburten, Ver⸗ 
heirathungen und Sterbefälle find ſeit gedachtem 
Zeitpunkte wieder die Vorſchriften der Preuß. Ge⸗ 
ſetze eingetreten. ö 

Ebendaſelbſt §. 26. a 
H. 36. Seit dem 29. März 1814 ſollen ſich 


* 
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die Notarien wieder auf diejenigen Inſtrumente 
und Beglaubigungen beſchraͤnken, welche die Allg. 
Gerichtsordnung den Notarien beilegt. 

E'bendaſelbſt §. 27. j 35 
S. 37. Die in den koͤnigl. Cabinetsbefehlen 
v. 13. Aug. und 17. Nov. 1843 enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen wegen Suspenſion aller Executionen 
gegen Grundbeſitzer auf Capital» und Zinfenfor- 
derungen, haben auf die Grundbeſitzer in der Stadt 
Danzig, deren Vorſtaͤdten und dem zum Freiſtaate 
gehoͤrig geweſenen alten und neuen Gebiet, keine 
Anwendung. 825 f 5 

Reſcript v. 18. Jun. und 27. Jul. 1814. i 


$. 38. Die ſeit dem Tilſiter Friedensſchluß bis 
zum 29. Maͤrz 1814 fuͤr die damaligen Preuß. 
Staaten ergangenen allg. Geſetze, durch welche 
keine Vorſchriften des Allg. Landrechts abgeaͤndert, 
ergaͤnzt oder erlaͤutert ſind, kommen hinſichts der 
Einwohner des vormaligen Freiſtaats Danzig nur 
inſofern zur Anwendung, als ſolches geſetzlich vor⸗ 
geſchrieben iſt. Pk 

Patent v. 9. Sept. 1814. 5.1. 

Beiſpielsweiſe das Edict wegen Verleihung des Eis 
genthums der Bauerhoͤfe, wegen Regulirung der guts⸗ 
herrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe, wegen der Staats⸗ 
bürgerrechte der Juden, die Staͤdteordnung u. f. w. 

§. 39. Diejenigen Vorſchriften der drei erſten 

Titel im zweiten Theile des Allg. Landrechts, über 
welche im neuen Gebiete die Provinzialgeſetze, im 
alten Gebiete des Freiſtaats die Statutarrechte 
nichts Abweichendes enthalten, kommen ſeit 29. 
März 1844 unbedingt zur Anwendung. a 
FS. 40. In dem bei Preußen verbliebenen Theile 
des alten Gebiets dagegen ſind diejenigen Vor⸗ 
ſchriften dieſer drei Titel, welche das gerade Ge⸗ 
gentheil eines klaren und als Huͤlfsrecht unſtreitig 
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recipirt geweſenen roͤmiſchen oder andern ia 


Geſetzes enthalten, ſuspendirt. 
e Patent v. 5. Febr. 1794. f. VII. und — v. 28. 


F. 41. Das Maaß für Salz, Kalk, Gips, 
Holz und Steinkohlen, Aſche und andere trockene 


Jul. 1 


Waaren, ſoll in einer Tonne von vier reise 
Scheffeln beſtehen. 


Publicand. v. 18. Mai 1827. 

Dadurch iſt die Vorſchrift der Wiakühr J. 3. 11. ©. 
11. aufgehoben. 

H. 42. Dagegen iſt das Tonnenmaag b. beim Ge⸗ 
treidehandel verboten. 

Publicand. v. 24. März 1803. 

Die Gültigkeit dieſes Geſetzes in Danzig iſt im F. 20. 
der Geſchaͤfts⸗Inſtruction fuͤr das Commerz⸗ und Admi⸗ 
ralitaͤts⸗Collegium zu Danzig, v. 17. Sept. 1814, vor⸗ 
Bee: 

8. 43. Gebrannte Mauerziegel müffen nach dem 
Brande 12 Zoll Laͤnge, 6 Zoll Breiz⸗ Em 3 Zoll 
Dicke enthalten. a 

Willküͤhr I. 3. 11. S. 11. 

§. 44. Die Danziger kurze Elle iſt ed ig 
beibehalten, ſie muß aber geeicht ſein. 

Verordn. v. 4. April 1814. 

$. 45. Der Garnhaspel muß eine volle Dan⸗ 
ziger Elle enthalten. Jedes Stuͤck beſteht aus 20 


Gebinden, und jedes Gebind aus 80 Faden. 


Willkuͤhr III. 9, 23. S. 211. Vergl. Maaß⸗ und Gewichte: 
Orbnung v. 16. Mai 1816 f. 21. (Geſez⸗S. 1816. S. 145.) 


$. 46. Bis zur Publication des Patents vom 
2. Junius 1793 war im alten Danziger Gebiete 
das alt⸗Kulmiſche, von da bis 21. Aug. 1807 das 
Magdeburgiſche, von da bis 29. Maͤrz 1844 wie⸗ 
der das alt⸗Kulmiſche, ſeit dieſem Zeitpunkte aber 
iſt das Preuß. Flaͤchenmaaß landuͤblich. 
Kulm. R. I. 9. 1. S. 36. Siehe Th. 1. 99. 10 — 12. 


N 
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AA zum 4. April 1844 wurde in 
Danzig und deſſen ganzem alten Gebiete nach Gul⸗ 
den (zu 30 Groſchen), Tympfen (zu 18 Gro⸗ 
ſchen), Sechſern (zu. 6 Groſchen), Duͤttchen 
(zu 3 Groſchen), Grbfchen a Schillingen) 
und Schillingen. gerechnet. (Danziger Nee 
nungsmuͤnze oder Danziger Courant.) 

§. 48. Vier Gulden dieſer Münze wurden 
Einem Thaler, ein Gulden ſieben Silbergroſchen 
und ſechs 0e ein Tympf vier Silbergro⸗ 
ſchen und sechs Pfenningen, ein Sechſer einem 
Silbergroſchen und ſechs Pfenningen, ein Düfte 
chen neun Pfenningen, ein Groſchen. drei Pfen⸗ 
ningen, und ein Schilling einem Pfenning des 
jetzigen Preuß. Courantgeldes e ER (Siege 
nachitehende ak 8 


> J 
u Ta belle 
übet das Verhaͤltniß be Pag ey zum Preußichen 


25 nach 48. Der. 1811. 
Sgr.] Pf. 


. 
Rehlr. 


1. Schilling i 
2 Schilling 7 2 - — 13 
3 Schilling . { 2 Id 
(1 Groſchen) 13 — — 72 
2 Senger FF 
EN Duͤttch.) 5,1191 - I 74 
Halde FEN 
5 E 
6 W 
l (A erde) 1161 — 1 
7 Groschen 4,139, 1 
8 ln 1 
75 Weſtpreuß. Prov. ⸗ III. \ 
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dannen. vor 13 Der. 1511 855 13. Der lt 1811 
Athlr. Ser Pf. 


Rthlr. . — | Pf. 


9 Ensch — 2133 a3 4 
10 — — 2 6 — 47 
11 — nne 
12 m e, EEE  ; 
13 e 
. VV 
15 — — f 319 — 32 
16 — gut 35 
— 4 3 ä — 3 75 
18 743 sah 15 3 

Topfen — 44 6 — 1 3, 
19 „Viſchen 1 — F 
30 Kar PER EUR 
1 — 1.351 Sparmar 
2 — a 916 — 4 
23 — — 5 91 — 4 
. — 64 — + — 5 
25 — — 6 3 — 5 
26 — mb be ee 
A — 6914 — 5 
RENTEN 0 . 
29. — — 713] — 6. 

(1 Gulden) „ 6 
2 Sechſer — 3 —ñ4—B — 2 
Bi — 4 61 — =, 
E, — — 6 — 1 — 5 
* N 

(A Sade — 7 61 — 1 6 
2 Wipf — 9 — 1 7 
3 — 13 6 — 
4 — | — 118 — 4 — 
6 — — 27 — — 
7 — 1, 1 6 —.— 
83 23 11 6 — 1 
9 — 110 6 1 
10 — 11 1 

A a . ’ 

nl 
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N nach 8. Der. 1811. 
Rihle. | Sgt.] Pf. 


Danziger Geld.] vor 13. Dec. 1811. 
Rthlr.] Sgr. Pf. 


100 Tympf 15 — — 1 12 25 | 8: 
1000 Tympf 150 —— 128 1271 
10,000 Tympf [ 1500 —— 1285 2154 
100,000 Tympf 15,000 — | — 112,850) 432 
1 Gulden — 7161 — 6 4 5 
Eng ge 15 — — 12 107 
3 — — 2 6 — 19 33 
4 = 1 — — 1 — 12583 
22 „ 
6 * 1 2 * 8 82 
7 — 1 22 61 15. — 
8 — 2 — —1 1 215 
1 2 71 614 1 27 104 
10 2 1851-1] 2 I 413% 
1 — 2 22 6 2 1085 
12 8 — 12 7 
1 =: 3 762 2865 
14 — 3 1¶15 — 3 ñ¶pü— — 
ss — 3 22 6] 3 65“ 
16 — 4 — 3 2 10 
223 4 7 6 3 19 33 
18 — 4 15 — 3 2585 
19 — 4 22 61 4 215 
20 — 5 — 414 8 5 
25 — 6.1716] 5 10s; 
3 „ s 
35 — [86 22 6 7 15 — 
8 Se; 10 — . — 8 117 15 
46 4 760 057 
50 — 1206 br; 421. 54 
60 — I 4125 87 
720 — 7 1 -[ a 55 
80 . 20 — . 17 18 1 
90 — 2 15 4% 8 165 
00 — 25 — — 421. 2 105 
200 — 50, [ Im] Ri: Pe 83 
300 ga 75 ee 64 44 
400 — 100 — — 185 21 57 


7 
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600 ur — 17 14 
700 — a 
800 — au 12 10 
1a 900 —5 Ze 25. 87 
100 r̃ E 8.187 
2000 — 1 — 47 17 
8 — 1 1 25 84 
4000 — — 4183 
5000 — 1 42 107 
—— 600BE = 1 = 24 | 54 
8000: - 3 7. -8 16% 
79000 - — 17 137 
10/000 — — 25 | 85 
20,000 — — 24 | 54 
30,000: — — 17 44 
50,000 — — 8 2 
60,000 — E 4 375 
70,000 — * — — 
80,000 — — 25 8 
90%00 — = 24 | 64, 
100000 — ART 17 | a 


8. 40. D Die nach dieſem Werthe umlaufenden 
Salt Muͤnzen, 0 fenen der l 
Tympf⸗ und Sethſerſtücke, verloren vom J. Mai 
1808 = 13. Dec) 1844, die Sechſerſtuͤcke aber 
ſeit i 1810 bis zum 4. April 1814, gegen 
8 1 grobe Courant, im durchſchnittlichen 
rswerthe, von da 5 aber geſetzlich, 427 
00 a erk. ex- 
. 50. Die im g. 47. beßechiete Danziger N 
Rechnung uͤnze iſt als ſolche ! 4 April 1814 
unterſagt und abgeſchafft. 5 


Zur ER $ 4. 2 


F. 51. Seit ee e er (C. 500 galt 
die Danziger Scheidemünze, mit Einſchluß der 
Sechſer, nur im kleinen Verkehr, und iſt ſeit 30. 
Sept. 1825 außer Cours geſetzt. 

F. 52. Wenn ein Darlehen ve em 7. Mai 
1808 in Danziger oder Preuß. Scheidemuͤnze ge⸗ 
geben und uͤber Danziger Geld oder Danziger Cou⸗ 
rant quittirt ift, fo muß die Zuruͤckzahlung i in Preuß. 
Courant nach dem im 8. 48 angegebenen Beba 
niffe erfolgen. 

F. 53. Iſt das Darlehen im Gebiete des Frel⸗ 
ſtaats in dem Zeitraume vom 7. Mai 1808 bis 

13. Dec. 1811 in Nane oder Preuß. Scheide⸗ 
muͤnze gegeben: fo kann zwar der Gläubiger die 
Zuruͤckzahlung in demſelben Verhaͤltniß (§. 52.) 
verlangen; der Schuldner iſt aber befugt, den Ver⸗ 
luſt, welchen dieſe Scheidemunze zur Zeit der An⸗ 
leihe gegen das Preuß. Courant erweislich erlitt, 
in Abzug zu bringen. 

H. 54. Laßt ſich der Cours nicht wachweiſen, fo: 
wird der Verluſt auf 42% vom Hundert gerechnet. 

K. 35. Auf eben ſo hoch (§. 54.) wird der Ver⸗ 
luſt angenommen und vergütet, „wenn das Darle⸗ 
hen in dem Zeitraume vom 13. Dee. 1811 bis 4. 
April 1814 gegeben bey .; 

N. 56. Im Preuß, Antheile des alten Gebiets 
iſt der Verluſt, wenn das Darlehen vom 3. Mal 
1808 bis zum 13. Dec. 1811 in Danziger oder 
Preuß. Scheidemuͤnze gegeben und über Danziger 
Courant quittirt worden, auf 335. vom Hundert, 
und wenn nach dieſem Zeitpunkte, auf 429 vom 
Hundert zu berechnen. 4 1 

Das Recht, Münzen u ſchlagen, 59 85 er; Stadt 
Danzig, zugleich mit den Städten Thorn, Elbing und 
Königsberg, durch den Vertrag Koͤnigs Kaſimir II. von 
Polen mit dem Preuß. Bunde, von 1454, wiewohl nur 


22 Zur Einleltung. H. 4. 


für die Dauer des Krieges zwiſchen Polen und dem deut⸗ 
ſchen Orden, bewilligt. Aber ſchon im Jahre 1457 er⸗ 
hielt die Stadt Danzig durch ihr Hauptprivilegium auf 
ewige Zeiten das Recht zugeſichert, „goldene und ſilberne 
Muͤnze, unter dem Bilde und Namen des Koͤnigs von 
Polen, auf ſolch Korn und Gran, als damals gewoͤhn⸗ 
lich war, oder kuͤnftig mit des Koͤnigs und der Preuß. 
Raͤthe Wiſſen und Willen gewoͤhnlich ſein wuͤrde, zu 
ſchlagen, die in den koͤnigl. polniſchen Landen gangbar 
ſein und in ihrer Wuͤrde gehalten werden ſollten.“ Seit 
dieſer Zeit hat Danzig verſchiedentlich, und ſogar waͤh⸗ 
rend der freiſtaatiſchen Periode von 1807 bis 1814, in 
welcher jedoch nur kupferne Scheidemuͤnze gepraͤgt wurde, 
von dieſem Rechte Gebrauch gemacht. ; 
Ueber das Verhaͤltniß der älteften Danziger Münzen 
dunn gegenwaͤrtigen Preuß. Gelde laͤßt ſich wenig mit 
ewißheit beſtimmen, weil bald die kulmiſche Mark von 
234 Graͤn, bald die alte krakauiſche von 245, 684 Gran, 
bald die im Jahre 1650 eingeführte neue krakauiſche oder 
polniſche Mark von 248,872 Graͤn, bald die Danziger 
Mark von von 238 3% Graͤn, zum Grunde gelegt, das 
Geld bald aus vierzehnloͤthigem Silber, bald aus gerin⸗ 
gerem, bis vierloͤthigem Silber gepraͤgt, und ſelbſt die 
Zahl der Groſchen, Schillinge und Pfenninge, welche die 
Mark lieferte, häufig verändert wurde. Anfangs wurden 
nur Groſchen (jeder von 3 Schillingen), ſpaͤterhin auch 
Schillinge (jeder von 6 Pfenningen) und Pfenninge ge⸗ 
muͤnzt, die Groſchen aber wurden im großen Verkehr 
zugewogen. Die Mark machte die Einheit, und 
wurde in vier Vierdunge (Ferting), oder in ſechszehn 
Loth, oder in vier und zwanzig Skott oder Schotte, 
eingetheilt. 5 
Im Jahre 1467 und in den folgenden Jahren ſchlug 
Danzig aus der vierlöthigen, vermuthlich kulmiſchen Mark 
Silber, welche alſo 584 Grän, oder für 2 Rthlr. 25 Sgr. 
33 Pf. Preuß. Courant Silber enthielt, zwei Mark oder 
40 Groſchen; es enthielt folglich an Silber f 


die Mark (20 Groſchen) 1 Rthlr. 12 Sgr. 85 Pf.; 
der Vierdung (5 Groſchen) 10 Sgr. 85 Pf.; 
der Skott oder Skoter, 1 Sgr. 9 Pf.; 
das Loth (der 16. Theil der Mark) 2 Sgr. 8 Pf.; 
der Groſchen (3 Schillinge) 2 Sgr. 1,8 Pf.; 
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der Schilling 6 Pfenningen) 8, Pf. 3 


der Pfenning, 1,1246 Pf, 


nach jetzigem Preuß. Courant. (S. David Braun's Be⸗ 
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richt vom Polniſchen und Preuß. Muͤnzweſen, Elbing 


1722 S. 43. 44.) | 
Im Jahre 1528 kam Danzig zu Marienburg mit den 


übrigen großen Staͤdten Preußens uͤber einen gemeinſchaft⸗ 


lichen Muͤnzfuß uͤberein. (David Braun a. a. O. 


Demſelben zufolge wurden geſchlagen: 
1. aus der vierzehnloͤthigen alten krakauiſchen Mark 
(welche letztere 245, 6 *raͤn reines Silber, vier⸗ 
zehnloͤthig aber nur 214,5 Graͤn enthielt) 37 


Sechſerſtuͤcke und 74 Duͤttchenſtuͤcke. Folglich enthielt 
ein Sechſer 5, ? ur: 


Graͤn 


(8 Sgr. 5 Pf), 


ein Düttchen 2, Graͤn (4 Sgr. 22 Pf.); 
2. aus der ſechsloͤthigen Mark (welche alſo nur 92,0 130 
Graͤn Silber enthielt) 96 Groſchenſtuͤcke. Jeder der⸗ 
ſelben enthielt 0,95° Graͤn Silber (1 Sgr. 4, Pf.), 
folglich enthielt 

1 Mark, 19,60 Gran (27 Sgr. 4 Pf.), 
1 Vierdung, 4,7° Graͤn (6 Sgr. 10, Pf.) z 
1 Skoter, 0,7 Gran (1 Sgr. 1, Pf.), 

1 Loth, 1,1 Gran (1 Sgr. 8,“ Pf.); 


3. aus der dreiloͤthigen Mark (welche Alfo nur 46, % 6s 


S. 57) 


Graͤn Silber enthielt) 159 Schillinge, deren jeder 
0,2393 Graͤn Silber (5,1 Pf.) enthielt; 

4. aus der zweiloͤthigen Mark (von 30,61 Graͤn Sil⸗ 
ber) wurden 540 Silberpfenninge geſchlagen. Jeder 
derſelben enthielt 0,“ Gr. Silber (beinahe für 1 Pf.). 
Dieſer Münzfuß war ungleich ſchlechter als der, nach 
emuͤnzt hatte; die Muͤnzen 


welchem Danzig früherhin 8 
behielten meiſtentheils denſel 


1 Schilling 
1 Groſchen 
1 Skoter 
1 Loth 

1 Vierdung 


— 
— 


Era 


r en Namen, waren aber weit 
geringhaltiger. In die alten Erbbücher waren die Grund: 
abgaben zur Kaͤmmereikaſſe und die Schulden noch nach 
dem alten Muͤnzfuße eingetragen; nach Einfuͤhrung des 
Münzfußes von 1528 nahm man nunmehr an, daß 

1 Pfenning alter Münze ... 2 Pfenningen neuer 


. . . 2 Schillingen 
2 Groſchen 
5 Schillingen 

. 8 Schillingen 

10 Groſchen 


\ 
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1 großer Skott alter Münze 20 Groſchen neuer 
1 Mark — — 40 — — 


1 geringe Mark — — 20 — — 
1ꝙ große Mark alter Muͤnze 24 geringen Marken neuer 
gleich ſei “), doch kann ſich dieſe Reduction auch auf die 
Muͤnzen von 1576 und 1578 beziehen, denn in dem erſt⸗ 
gedachten Jahre fing Danzig an, noch ſchlechtere Muͤnzen 
zu ſchlagen, nämlich aus der kulmiſchen Mark 10hloͤthi⸗ 
gen Silbers 7 Thalerſtuͤcke, und aus der ‚vierlöthigen 
Mark 96 Groſchenſtuͤcke. Jeder Thaler enthielt 21,23 
Graͤn Silber (beinahe 1 Rthlr. 7 Sgr. jetzigen Geldes), 
der Groſchen hingegen nur 0, % Graͤn (10, “ Pf.); da⸗ 
gegen wurden im Jahre 1578 aus der vierzehnloͤthigen 
Mark 67 Thalerſtuͤcke, 40 Sechſer und 813 Duͤttchen 
geſchlagen. (Braun a. a. O. S. 66.) Folglich war der 
Silbergehalt e 5 
eines Thalers, 29,81 Gran (1 Rth. 13 Sgr. 5 Pf.), 
eines Sechſers, etwas uͤber 5 Graͤn (7 Sg. 3,7 Pf.), 
eines Duͤttchen 3 Sgr. 7, 7 Pf. 75 
Das Münzwefen Polens und Polniſch-Preußens kam 
durch die Verpachtung der Muͤnze an habſuͤchtige und un⸗ 
redliche Muͤnzpaͤchter (Boratini, Tympe ꝛc.) im ſieb⸗ 
zehnten Jahrhundert gaͤnzlich in Verfall, weshalb Danzig 
von ſeinem Muͤnzrechte nur zur Praͤgung der kleinen 
Scheidemuͤnze von Zeit zu Zelt Gebrauch machte. Doch 
wurden im Jahre 1608 nach Braun (a. a. O. S. 76.) 
aus der vierzehnloͤthigen alten krakauiſchen Mark 29 Zehn⸗ 
groſchenſtüͤcke (Orte) geſchlagen, jeder Ort hatte folglich 
einen Silbergehalt von 7, 0 s Graͤn (10 Sgr. 8 Pf.). Da 
dieſe beſſere Muͤnze bald aus dem Verkehr verſchwand, 
ſo muͤnzte Danzig bald darauf bis 1616 aus der krakaui⸗ 
ſchen vierzehntehalbloͤthigen Mark 30 Stuͤck Zehngroſchen⸗ 


) Bei dieſer Annahme iſt es in Abſicht der Grundabgaben an 
die Stadtcaſſe ſelbſt dann noch verblieben, als im Jahr 1755 ein 
erheblich abweichender Muͤnzfuß eingeführt war, und jene Abgaben 
find dennoch, zum Nachtheil der Kämmerei, in die Hypothekenbuͤ⸗ 
cher eingetragen worden. Sollten noch im Erbbuche ſtehende alte 
Privatſchulden zur gerichtlichen Entſcheidung kommen, ſo muß un⸗ 
terſchieden werden, ob fie vor oder nach dem Jahre 1528, und fer⸗ 
ner vor oder nach dem Jahre 1755 eingetragen ſind. Bei Eintra⸗ 
gungen nach dem Jahre 1755 kommt dasjenige in Betracht, was wir 
von dem Danziger Muͤnzfuße von 1755 weiter unten bemerken wer⸗ 
den; dagegen möchte bei den vor oder nach 1528 eingetragenen Muͤnz⸗ 
ſorten der vorhin bemerkte Silbergehalt nicht unberuͤckſichtigt blei⸗ 


ben duͤrfen. 


n 


f 
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ſtücke (Orte), deren jedes einen Silbergehalt von 7186s 
Graͤn oder 10 Sgr. 4,2 Pf. hatte. ES 


Endlich wurde durch die polniſche Reichstags Conſti⸗ 


tution von 1685 alles Muͤnzen in Polen und Polniſch⸗ 
Preußen gänzlich unterſagt, und nun ruhete auch in Dan⸗ 
zig die Münze 70 Jahre lang, mit der Ausnahme, daß 
1713 Dütthen und Schillinge geſchlagen wurden. Die 
Danziger Muͤnzen verloren ſich nach und nach aus dem 
Verkehr, dagegen kamen franzoͤſiſche Münzen, namentlich 
Thaler, Zweiguldenſtuͤcke und einfache Gulden (wenigſtens 


bezeichnet ſie ſo Gottfried Lengnick in ſeinem Danziger 


Staatsrecht, Cap 43. §. 8. S. 330.) in Umlauf, aber 
auch dieſe verſchwanden wieder, und dagegen wurde Darts 


zig mit den, wahrend des fiebenjährigen Krieges geſchla⸗ 


genen geringhaltigen Preuß. Münzen überſchwemmt. 
Die Zerrüttung des Munzweſens iſt allen Claſſen von 
Einwohnern nachtheilig, beſonders nachtheilig iſt fie aber 
einer großen Seeſtadt, welche am Welthandel Theil 
nimmt. Die Danziger Regierung fand ſich dadurch be⸗ 
wogen, ſich nicht weiter an die Conſtitution von 1685 
zu kehren, ſondern wieder von ihrem Muͤnzrechte Gebrauch 
zu machen, zumal nicht allein bei der Koͤnigswahl im 
Jahre 1697 und bei der Wahl Koͤnigs Auguſt III. dem 


Könige die Wiedereröffnung der Münzen zur Pflicht ge⸗ 


macht, ſondern ſogar 1705 auf dem großen Rathe zu 
Grodno, welcher die Kraft eines Reichstages hatte, be⸗ 
ſchloſſen worden war, wieder Muͤnzen zu ſchlagen. 
Die drei Ordnungen kamen uͤberein, mit Praͤgung 
von Dreigroſchenſtüͤcken oder Duͤttchen den Anfang zu: 
machen, und es wurden deren im Jahre 1755 fuͤr 37,500 
HH. gemuͤnzt. Im folgenden Jahre wurde eine eigene 
Muͤnzdeputation errichtet und aus Mitgliedern ſaͤmmtli⸗ 
cher Ordnungen zuſammengeſetzt. Man ſchritt darauf im 
Jahre 1760 zur Praͤgung von Achtzehngroſchenſtuͤcken oder 
Tympfen im Betrage von 7500 Nthlrn., im Jahre 1761 
aber wurden für 15,000 Thaler Sechſerſtücke ausgeprägt. 
Endlich ſind in den Jahren 1762 und 1763 auch Gul⸗ 
denſtuͤcke, und im Jahre 1764 abermals Sechſerſtuͤcke ge⸗ 
ſchlagen worden Hiermit 0 ſich die Danziger Muͤnz⸗ 
operation, denn im Jahre 1766 kamen die Weſtpreuß. 
Stände auf dem Landtage zu Marienburg überein, daß 
die zur Münze berechtigten Städte Danzig, Elbing und 
Thorn nicht eher wieder muͤnzen ſollten, als bis ſich die 


* 
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Er über einen gemeinſchaftlichen Münzfuß geeiniget 
er RP OO, 


Es iſt häufig daruͤber geſtritten worden, nach welchem 
Muͤnzfuße Danzig in den Jahren 1755 bis 1764 gemuͤnzt 
habe, und welcher innere Werth dieſen Muͤnzen beizule⸗ 
gen ſei. Die Danziger Regierung behandelte die Sache 
als Geheimniß und ſchwieg; da aber bei der Koͤnigswahl 
im Jahr 1697 und bei der Wahl Koͤnigs Auguſt III. 
durch die Pacta conventa dem Könige zur Pflicht ges 
macht war, nach dem Muͤnzfuße des deutſchen Reichs 
und der benachbarten Fuͤrſten zu muͤnzen, beſonders aber 
die Silbermuͤnze von ſolchem Schrot und Korn ſchlagen 
> 8 laſſen, daß ſie mit den Muͤnzen der benachbarten 
Staaten gleichen Werth habe; ſo ſetzte man im Publi⸗ 
cum voraus, daß bei Schlagung der Danziger Münzen 
die koͤlniſche Mark von 288 Graͤn zum Grunde gelegt 
und der in Brandenburg⸗ Preußen vor dem ſiebenjaͤhrigen 
Kriege durch die Verordnung vom 14. Jul. 1750 einge⸗ 
fuͤhrte Einundzwanzig⸗Guldenfuß befolgt ſei. Man nahm 
an, daß die koͤlniſche Mark zu 56 Danziger Gulden aus⸗ 
geprägt, und folglich die Danziger Münze mit dem jetzi⸗ 
gen Preuß. Courantgelde von gleichem Werthe ſei. Wäre 
dieſe Vorausſetzung richtig geweſen, fo müßte jedes Gul⸗ 
denſtuͤck 54 oder 5,1 Graͤn, jedes Sechſerſtuͤck 1% 
Graͤn reines Silber enthalten. Selbſt das koͤnigl. Land⸗ 
und Stadtgericht zu Danzig, welches vom koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgerichte zu Marienwerder zur Berichterſtattung über 
dieſen Gegenſtand aufgefordert wurde, ging in ſeinem 
Berichte vom 29. Jun, 1816 (Generalacten A. Nr. 37. 
Bl. 180.) von dieſer, im Publicum herrſchenden Anſicht 
aus, und zog daraus Folgerungen. ö 2 
Alle dieſe Vorausſetzungen ſind jedoch unrichtig und 
koͤnnen nur zu Irrthuͤmern führen. Es muß befremden, 
daß man ſich in Danzig bei der gemeinen, im Publicum 
herrſchenden Meinung beruhigte, da doch die Acten des 
dortigen Magiſtrats aus jener Zeit uͤber die Sache voll⸗ 
kommene Aufklärung geben muſſen. Indeſſen hat Gott⸗ 
fried Lengnick in ſeinem, im Jahre 1769 geſchriebenen 
und im Jahre 1771 mit Zufägen bereicherten (ungedruck⸗ 
ten) Staatsrechte der Stadt Danzig uber den Gegenſtand 
Nachrichten mitgetheilt, welche alle Zweifel loſen. Leng⸗ 
nick war Zeitgenoſſe und Mitglied des Danziger Raths, 
und an der Richtigkeit der Angaben dieſes wohlunterrich⸗ 
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teten Mannes laͤßt ſich um ſo weniger zweifeln, da die 
mit den noch vorhandenen Danziger Muͤnzen aus dieſer 
Periode angeſtellten und leicht zu wiederholenden Proben 
feine Angaben beſtaͤti gen. N 
Zuvoͤrderſt bemerkt er im Capitel 43. $. 13. Bl. 332 
und 333 ſeines angeführten Werks, daß bei den in den 
Jahren 1755 bis 1764 geſchlagenen Danziger Muͤnzen 
die krakauiſche Mark zum Grunde gelegt ſei. Die kra⸗ 
kauiſche Mark war im Jahre 1650 neu regulirt worden, 
und galt in ganz Polen und Polniſch⸗Preußen. Sie ent⸗ 
hielt nach der damaligen Eintheilung 131 Engels und 8 
Aß, oder nach der jetzigen Eintheilung der koͤlniſchen Mark 
248, % Gran. Die Fölnifche Mark enthielt 152 En⸗ 
gels oder 288 Graͤn, die krakauiſche iſt folglich um 39, 188 
Graͤn leichter. Er e ö 
Lengnick bemerkt ferner am angeführten Orte, daß 
dieſe leichtere krakauiſche Mark in Danziger Gulden⸗ und 
Achtzehnerſtuͤcken zu 41 Gulden, in Sechſern, Duͤttchen 
und Schillingen aber zu 44 Gulden ausgebracht ſei. Es 
wurden folglich aus der krakauiſchen Mark 41 Gulden⸗ 
ſtuͤcke, 685 Tympfe, 205 Sechſer und 410 Düttchen 
gepraͤgt. f r RIM: 
Bei forgfältiger Waͤgung findet ſich N 
1. daß ein Danziger Guldenſtuͤck aus dem Jahre 1763 
11.“ Gran wiegt. Folglich wiegen 41 Guldenſtuͤcke 
485,8 Graͤn, welche 
248,842 Graͤn reines Silber, 
2237,68 Gran Kupfer 
enthalten. 
Ein einzelnes Guldenſtuͤck enthält 

6, %% Grän reines Silber, 5 

5,7“ Graͤn Kupfer, a \ es 
oder nach jetzigem Preuß. Thaler⸗Courant für 8 Sgr. 
1044 Pf. reines Silber. f 

Auf die koͤlniſche Mark reducirt, liefern 288 Graͤn 
Brutto 24, % Guldenſtuͤcke, welche a 

147% Graͤn reines Silber, 

140, 8 Gran Kupfer a 
enthalten. Die koͤlniſche Mark der in den Gulden⸗ 
ftüden enthaltenen Miſchung enthält daher 8,18 
Loth Silber, d. h. das Silber iſt etwas mehr 

als achtloͤthig. eee 
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2. daß ein Danziger Sechſerſtück 3, Graͤn wiegt. 
Folglich wiegen 205 Sechſerſtuͤcke (= 41 Gulden) 
707% Graͤn, welche N 
231,2 Grän reines Silber, 8 
475,2 Gran Kupfer Nane: N 
enthalten. 5 A is 
Ein einzelnes Sechſerſtuͤck enthält 
1,8 Graͤn reines Silber, 

ER 2 Graͤn Kupfer . 5 55 
oder nach jetzigem Preuß. Thaler⸗Courant für 1 Sgr. 
7433 Pf. reines Silber. fcb % W N 
Auf die koͤlniſche Mark reducirt, liefern 288 Graͤn 

Brutto 88,42 Sechſerſtuͤcke, welche 
924,8 Graͤn reines Silber, 
193,77 Gran Kupfer ,I! 
enthalten. Die koͤlniſche Mark der in den Sechſer⸗ 
ſtuͤcken enthaltenen Miſchung enthält daher 5,6 


> 


Loth reines Silber, d. h. das Silber iſt etwas 


mehr als fünflöthig. 
Das Ergebniß iſt, daß die zu den Gulden⸗ und Tympf⸗ 
ſtuͤcken genommene Miſchung nicht unbedeutend ſilberhal⸗ 
tiger, die zu der Scheidemuͤnze, vom Sechſer abwaͤrts, 
genommene Miſchung aber ein wenig ſilberhaltiger als 
das jetzige Preuß. Thaler Courant iſt. Das Publicum 
achtete jedoch auf dieſen Unterſchied nicht, ſondern be⸗ 
harrte bei der Meinung, daß die koͤlniſche Mark zu 56 
Gulden ausgemuͤnzt ſei, wonach ſich daher das Verhaͤlt⸗ 
niß der Danziger Muͤnzen gegen die Preuß., nach dem 
Muͤnzfuße von 1764 geſchlagenen, wie 4 zu 3 regelte, 
d. h. 4 Danziger Gulden wurden 3 Preuß. Achtgroſchen⸗ 
ſtücken oder Einem Thaler gleichgerechnet. Dieſes Ver⸗ 
haͤltniß wurde ſogar geſetzlich beſtimmt, denn auf dem 
Marienburger Landtage von 1766 kam man uͤberein, daß 
ein Danziger Sechſer vier und einen halben Oſtpreuß. 
Groſchen — 1 Sgr. 6 Pf. jetzigen Geldes), und ein Duͤtt⸗ 
chen ſieben Oſtpreuß. Schillingen (— 9 Pfenningen jetzi⸗ 
gen Geldes) gleich ſein ſollten. In dieſen Beſchluß hat⸗ 
ten die Danziger Deputirten ohne Vorwiſſen ihrer Re⸗ 
gierung gewilligt; die letztere genehmigte denſelben jedoch 
dahin, daß die Danziger Sechſer und Duͤttchen in der 
Stadt im Verkehr unter den Einſaſſen nach ihrem bis⸗ 
herigen Werthe gangbar bleiben, in dem Verkehr mit 
Fremden in und außerhalb der Stadt dagegen der Lan⸗ 
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desſchluß beobachtet werden ſolle“ (Lengnick im Nachtrage 
zu Bl. 333. des: angeführten Werks.) 


wohl meiſtens mehr abgegriffen wären. (Hufeland's neue 


Das Danziger Courant erhielt ſich als Rechnungs⸗ 


5 
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den Danziger Silbergeld einem Thaler Preuß. Courant 
in ihrem Tauſchwerthe gleich geachtet, und nur hin und 
wieder bei zer Zahlungen und im kaufmaͤnniſchen 
Verkehr wurde ein Aufgeld von einem halben bis 3 Pro⸗ 


cent auf das Preuß. Courant vergütet. Selbſt bei ge⸗ 


richtlichen Erbregulirungen und bei der Eintragung von 


Darlehen in die Hypothekenbuͤcher wurde dieſer Tauſch⸗ 


werth angenommen. Ein Darlehen von 1000 Rthlr. wur⸗ 
de z. B. mit dem Zuſatze: * f Ne 
vin 4000 Gulden Danziger Courant“ 
eingetragen, und dadurch die wirklich empfangene Muͤnz⸗ 
ſorte, d. h. die in Danzig umlaufende Danziger Scheide⸗ 
münze, ausgedruͤckt. (S. den angeführten Bericht vom 
29. Jun. 1816.) gi ge “ 
"Seit der Preuß Beſitznahme der Stadt im Jahre 1793 
fand aber auch die oſtpreuß. Scheidemuͤnze in Danzig 
Eingang: je fie kam in weit größerer Menge als das im⸗ 
mer ſeltener werdende Danziger Geld in Umlauf. Die 
oſtpreuß. Sechſer wurden und werden noch jetzt zum 
Courant gerät, bie oſtpreuß. filberne Scheidemuͤnze aber 
beftand in Duͤttchen, Zwei⸗ und Eingroſchenſtuͤcken. Dreis 
ßig oſtpreuß. Duͤttchen wurden vier Danziger Gulden oder 
einem Preuß. Thaler gleichgeachtet. Die oſtpreuß. Schei⸗ 
demünze hatte mit dem Preuß. Courant gleichen Cours, 
und ein Unterſchied zwiſchen dieſer Scheidemuͤnze und 
wirklichem Preuß. Courant wurde ſo wenig in Danzig 
als im 3 Oft: und Weſtpreußen gemacht. i 
So verblieb es, bis die Regierung des Herzogthums 
Warſchau durch eine Verordnung vom 27. März 1808 


die Preuß. Düttchenftüde auf zwei Dritttheile ihres No⸗ 


minalwerthes herabſetzte. Durch dieſe Maaßregel fiel auch 
im Preußiſchen und in Danzig die Scheidemunze gegen 
das Courant vermoͤge des ſich von demſelben Tage an 
bildenden Coursunterſchiedes; die Danziger Regierung 
fand ſich aber dadurch bewogen, durch eine Verordnung 
vom 20. April 1808 feſtzuſetzen: 5 N 
1. daß die Danziger Sechſerſtücke dem Preuß. Courant 

‚ gleichzuachten wären, und, wenn in der Schuldſchrift 


Preuß. Courant verſchrieben ſei, als ſolches anges 


nommen werden müßten. i 5 
Dieſe Feſtſetzung wurde in der Folge durch den Ord⸗ 
nungsſchluß vom 9. Mai 1810 wieder aufgehoben, und 


U 
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folglich wurden dadurch die Danziger Sechſerſtücke für 
Scheidemuͤnze erklaͤrt. N n 

2. daß Zahlungen, welche aus Vertraͤgen vor dem 20. 


April 1808 herrühren und auf Danziger Geld ge⸗ 


ſtellt find, obgleich nur Scheidemünze gegeben wor⸗ 
den, auch nur in Scheidemuͤnze geleiftet werden duͤrf⸗ 
ten, und f F HET FRE 
3. daß alle bis zum 20. April 1808 ohne ausdruͤckliche 
Beſtimmung der Geldſorten in Danziger Courant ab⸗ 
geſchloſſene Waaren⸗ und Productenverkaͤufe in Preuß. 
Dreigroſchenſtuͤcken (Duͤttchen) bezahlt werden koͤnnten. 
Die herzoglich warſchauiſche Verordnung v. 27. Maͤrz 
1808 hatte die Wirkung, daß die im Herzogthum Wars 
ſchau in großer Menge umlaufende Preuß. Scheidemuͤnze 
plotzlich nach Preußen 'einftrömte und im Courſe gegen 
das grobe Courant ſehr betraͤchtlich verlor. Dieſes vers 
anlaßte die Preuß. Regierung, die Preuß. filberne Schei⸗ 
demuͤnze durch das Publicandum vom 4. Mai 1808 auch 
in Preußen auf zwei Dritttheile ihres Nominalwerthes her⸗ 
abzuſetzen. Jetzt konnte die Danziger Regierung mit der 
Reduction der Preuß. Scheidemuͤnze nicht zuruͤckbleiben, 
ſie erließ daruber unterm 7. Mai 1808 ein Publicandum, 
und ſetzte dadurch drei Preuß. Duͤttchen acht Danziger 
Groſchen, und 45 Preuß. Düttchen vier Danziger Gul⸗ 
den (einem Preuß. Thaler) gleich. f 


In dieſem Publicandum wurde der Danziger Schei⸗ 


demuͤnze mit keinem Worte gedacht, durch den Cours ver⸗ 


— 


lor fie aber mit der Preußiſchen Scheidemünge in glei⸗ 


chem Verhaͤltniſſe, ja das Publicum kehrte ſich ſelbſt an 
jenes Publicandum nicht, vielmehr verlor die geſetzlich 
reducirte Preuß. und die factiſch reducirte Danziger 
Scheidemuͤnze, im Courſe noch außerdem 10 bis 12 Procent. 

Auf das Verhältniß des Danziger Geldes, als Rech 
nungs muͤnze betrachtet, gegen das Preuß. Geld, hatte 
dieſe Reduction der Scheidemünge keinen Einfluß, denn 
da das Verhältniß der Preuß. Scheidemuͤnze zum Preuß. 
Courant geſetzlich beſtimmt war, fo blieb ein Preuß. 
Thaler, gleichviel ob er in Courant oder reducirter Schefs 
demuͤnze gegeben wurde, vier Danziger Gulden gleich. 
Dieſes Verhaͤltniß wurde aber beträchtlich verändert, als 
in Preußen die Scheidemuͤnze durch das Geſetz vom 13. 
Dec. 1811 zum zweitenmale herabgeſetzt wurde, ohne daß 
die Danziger Regierung dieſe Reduction gleichfalls geſetz⸗ 


9 Zur Einleitung. §. 4. 


lich feſtſetzte. Vermuthlich hielt die Danziger Regierung 
eine geſetzliche Beſtimmung daruͤber darum nicht fuͤr noͤ⸗ 
thig, weil in Danzig ſchon laͤngſt (ſeit 7. Mai 1808) die 
Preuß. und Danziger Scheidemuͤnze gegen das Preuß. 
Courant im Courſe, alſo factiſch, im Durchſchnitte 424 
Procent ihres Nennwerthes verloren hatte. Aber in Dan⸗ 
zig, wo faſt nichts als Preuß. Scheidemunze umlief und 
faſt alle Zahlungen darin geſchahen, hatte dieſes Schwei- 
gen der Geſetzgebung den Erfolg, daß ſeit 13. Dec. 1811 
die Scheidemuͤnze gegen Preuß. Courant dem Namen nach 


oder geſetzlich den Werth von zwei Dritttheilen oder 663 


Procent ihres Nennwerthes behielt, waͤhrend ſie doch im 
Verkehr (Courſe) nur einen Werth von 57 Procent hatte. 
Wer nach dem 13. Dec. 1811 in Danzig ein Darlehn 
von 100 Thalern in Preuß. Scheidemunze, 45 Duͤttchen 
auf einen Thaler gerechnet, empfing, erhielt nach dem 
Courſe nur wirklich 85 Rthlr. 21 Sgr. 54 Pf, jetzigen Gel⸗ 
des, ſtellte aber dennoch den Schuldſchein uber 400 Gul⸗ 
den Danziger Geld (100 Nthlr. Preuß.) aus. Gegen ein 
Preuß, Thalerſtück zahlte man nach dem Courſe 524 Preuß. 
Düttchen oder 4 Gulden 20 Groſchen Danziger Scheide⸗ 


ARE s aber dieſen Betrag 4 Gulden Danziger 


Courant. (Das weitere Verhaͤltniß ergiebt die nebenſte⸗ 
hende Tabelle.) N RIES „ zn 718 99079 


e 
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Tabelle 


Preußiſche Scheidemuͤnze 


1 7 8 Düttchen | Duͤttchen 


90. IThl. 


1 4 + 7 Tr 
2 4 1 1+ 
8 1 17 5 
4 1 1 2 2% 
5 12 2} 211 
6 2 3 35 
7 * 31 Ir 
8 23 4 47 
9 3 44 54 
10 31 5 8. 
11 33 53 7 
12 4 6 
14 44 7 5 
15 5 7 84 
16 | 54 8 97 
17 53 84 91} 
18 9 410 
19 67 94 112 
20 3 10 113 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 
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über das Verhältniß der Preuß. Scheidemuͤnze zum Dan⸗ 
ziger Courant. 
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uͤber das Verhaͤltniß der Preuß. Scheidemuͤnze zum Dan⸗ 
ee — ziger Courant. ——— 


— — 


Danziger 
Courant. 


Danziger 
Courant. 


Preuß. 
Scheidemuͤnze. 


Preuß. 
RE vor na 
Scheidemuͤnze. 13. Heel ir 
Guld. Guld.] Gr 


vor | nach 
15. Deebr. 1811. 
Guld. Guld. Or 


April 1814 geſetzlich beftätigt, denn es wurde feſtge⸗ 
ſetzt, daß die Danziger Scheidemuͤnze im kleinen Ver⸗ 
kehre nach dem bisherigen Fuße, 20 Danziger Sechſer 
auf 45 Preuß. Duͤttchenſtuͤcke gerechnet, gültig bleiben ſolle. 
Es galten aber damals 45 Preuß. Duͤttchenſtuͤcke, der 
Verordnung vom 13. Dec. 1811 gemaͤß, nur 25 Sgr. 
84 Pf. des jetzigen Geldes. Durch dieſelbe Verordnung 
wurde zugleich die Danziger Rechnungsmuͤnze, als ſolche, 
abgeſchafft und verboten. 3 

Uebrigens fand die Veraͤnderung des Verhaͤltniſſes der 
Danziger Rechnungsmuͤnze gegen Preuß Scheidemünze nur 
im wirklichen Gebiete des Danziger Freiſtgats ſtatt; 
im Preußiſch gebliebenen Antheile des alten Danziger Ge⸗ 
biets trat die Reduction der Preuß. Scheidemuͤnze durch 
das Geſetz vom 13. Dec. 1811 von dieſem Tage an ge⸗ 
ſetzlich in Kraft *), wenn daher hier eine Schuldſchrift über 


) Eigentlich treten die Preuß. Geſetze erſt am achten Tage 
nach ihrer Anzeige im Amtsblatte der Provinzial⸗Regierung in 
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Danziger Courant ausgeſtellt, das Darlehen aber in Preuß. 

Scheid emuͤnze (ſogenanntem Muͤnzcourant) gegeben wurde, 
fo blieb das Münzcourant dem wirklichen groben, Silber: 
courant gleich, folglich das Verhaͤltniß des Danziger Cou⸗ 
rants gegen Preuß. Geld unverändert. 
Im Gefolge des Geſetzes über die Muͤnzverfaſſung in 
den Preuß. Staaten, vom 30. Sept. 1821 (Geſetz⸗Samml. 
1821. S. 159.) wurden zuerſt durch das Publicandum 
der koͤnigl. Regierung zu Danzig vom 9 Maͤrz 1822 die 
damals noch im Umlaufe befindlichen aͤltern Danziger Sil⸗ 
bermuͤnzſorten an Tympfen, Sechſern und Duͤttchen, ſo⸗ 
dann aber durch das Publicandum vom 9. Aug. 1822 
auch die Danziger Kupfermünzen (Groſchen und Schil⸗ 
nge), behufs ihrer Ablieferung zur königl Hauptmünze 

in Berlin, nach und nach eingezogen. Endlich iſt die 
Danziger Scheidemünze, wie alle alte Scheidemünze, in 
Gefolge des Miniſterialreſeripts vom 25. Maͤrz 1825 und 
dem königl. Cabinetsbefehle vom 25. Oct. 1825 (Geſetz⸗ 
Samml. 1825. S. 227.) gemäß ſeit dem 30. Sept. 1825 
außer Umlauf geſetzt. 


Erſter Theil. 


Erſter Titel. 
Von Perfonen und beren Rechten überhaupt. 


F. 57. Das Edict, betreffend die bürgerlichen g. 9. 
Verhaͤltniſſe der Juden im Preuß. Staate, v. 11. 
März 1812 (Geſetz⸗Samml. 1812. S. 17.), fin⸗ 
det auf die juͤdiſchen Einwohner des alten, Preu⸗ 
ßiſch gebliebenen, Danziger Gebiets ſeit 3. April 
Kraft; man hatte jedoch Sorge getragen, daß die 26. Nummer 
der Geſetz⸗Samml. von 1811 gleich nach ihrer Erſcheinung in der 
ganzen Monarchie zur Kenntniß des Publicums kam, und dies mag 
der Grund fein, weshalb jene Nummer der Geſetz⸗Samml. von 
1811 im Amtsblatte der koͤnigl. Regierung zu Marienwerder ganz 
und gar nicht angezeigt iſt. N ; 5 * 
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1812, auf die judiſchen Einwohner des ganzen 
freiſtaatiſchen Gebiets aber erſt ſeit 29. März 
1814 Anwendung. f 


Den Juden wurde der Aufenthalt in Preußen ſchon 
zur Zeit des deutſchen Ordens unterſagt (Erläut. Preußen, 
Band 3. S. 509.), und das Verbot, Juden zu dulden 
und ihnen den Handel zu geſtatten, wurde ſpäterhin ſowohl 
im Herzogthume Preußen als in Polnifc = Preußen mehr: 
mals erneuert. Dennoch ſchlichen ſich in Oſtpreußen nach 
und nach einige Judenfamilien ein; dieſe ſollten nach dem 
Edict vom 13. Nov. 1719 (Grube's Conſtit. III. S. 517.) 
auch ferner geduldet werden; aber es war verfaſſungsmaͤ⸗ 
ßig, daß kein Jude in einer Stadt das Bürgerrecht, ges 
winnen koͤnne (v. Sahme's Preuß. Rechtsgelahrtheit, Koͤ⸗ 
nigsberg 1741. S. 24.). In Polniſch⸗Preußen wurde den 
Juden auf dem Thorner Landtage von 1537 und durch 
das Landesedict von 1551 der Aufenthalt im Lande und 
jeder Handel unterſagt, und dieſes Verbot in das Kul⸗ 
miſche Recht (Buch 4. Tit. 5. Cap. 2. S. 158.) aufge⸗ 
nommen. f ü 

Hiernach richtete ſich auch Danzig; die Juden waren 
unfähig, das Bürgerrecht zu erlangen, und nur während 
des Dominicsmarktes wurde ihnen durch die Willkuͤhr 
(Th. 2. Cap. 3. Art. 1. S. 133.) „die alte Freiheit“ be⸗ 
ſtaͤtigt, bis Alt⸗Bartholomaͤi ihre allhier zur Stadt has 
benden Waaren feil zu haben und zu verkaufen. 

Friedrich der Große war duldſamer gegen die Juden. 
Nachdem Polniſch⸗Preußen, mit Ausnahme von Thorn 
und Danzig, im Jahre 1772 in Beſitz genommen, und 
den Danziger Vorſtaͤdten Stolzenberg, Schidlitz, Schott 
land und St. Albrecht, unter dem Namen der combinirten 
Vorſtaͤdte, gemeinſchaftliches Stadtrecht verliehen worden 
war, wurde den Juden, welche ſich dort anfällig gemacht 
hatten, als Preuß. Schutzjuden der Handel ausdrücklich ge⸗ 
ſtattet und ihnen unter dem 9. Aug. 1773 ein eigenes Gene⸗ 
ralprivilegium ertheilt. In Danzig ſelbſt blieb es jedoch, 
auch nach der Preuß. Beſitznahme von 1793, bei dem bis⸗ 
herigen Verbote, und darin wurde auch waͤhrend des Be⸗ 
ſtehens der freiſtaatiſchen Verfaſſung von 1807 bis 1814 
nichts geändert. Als aber im Jahre 1814 Danzig un: 
ter Preuß. Landeshoheit zuruͤckkehrte, nahm man an, daß 
durch die Verordnung vom 24. Maͤrz 1814 mit Wieder⸗ 


U 
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einführung des Preuß. Allg. Landrechts und der daſſelbe 
erlaͤuternden, ergänzenden und abändernden Geſetze, auch 
das Ediet vom 11. März 1812, die bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Juden betreffend, in Danzig Geſetzeskraft erhal⸗ 
ten habe, ungeachtet dieſes Edict nur von den damals 
im Preuß. Staate nach ſeiner damaligen Ausdehnung 
wohnhaften Juden ſpricht. So erhielten in Danzig die 
Juden das Preuß. Staatsbürgerrecht, und wenngleich durch 
die Miniſterialreſcripte vom 23. Mai und 5. Dec. 1817 
85 Kamptz's Annalen, Band 1. Heſt 1. S. 127. und 

eft 4. S. 119.) erklart wurde, daß die Juden in den 
wiedererworbenen und neuen Provinzen nach ihrer bis he⸗ 
rigen, hinſichts ihrer mit übernommenen Verfaſſung noch 
ferner behandelt werden ſollen, ſo findet dieſes doch auf 
Danzig und deſſen freiſtaatiſches Gebiet keine Anwendung, 
ſondern die dortigen Juden genießen ſeit 1814 der im 
Edicte v. 11. März 1812 bewilligten Staatsbuͤrgerrechte, 
fie koͤnnen folglich in Danzig das Stadtbuͤrgerrecht ges 
winnen und Handel treiben. a 

$. 58. Unverheirathete Frauensperſonen 5. 24. 
konnten bis zum 27. Aug. 1829 rechtsverbindliche 
Willenserklaͤrungen gerichtlich und außergerichtlich 
nur mit Zuziehung eines ſelbſtgewaͤhlten Geſchlechts⸗ 
vormundes abgeben; der gerichtlichen Beſtaͤtigung 
deſſelben bedurfte es aber nicht. b 

H. 59. Geſetzlicher Geſchlechtsvormund der 
Ehefrauen war ihr Ehemann. 

§. 60. War der Ehemann abweſend oder ver⸗ 
hindert, ſo mußte die Ehefrau zu gerichtlichen 
Handlungen, wo moͤglich aus der Zahl der naͤch⸗ 
ſten Verwandten ihres Ehemannes oder ihrer eige⸗ 
nen Verwandten, einen Geſchlechtsvormund waͤhlen. 

§. 61. Zu jeder gerichtlichen Handlung konnte 
ein anderer Geſchlechtsvormund gewaͤhlt werden. 

$. 62. Seit 27. Aug. 1829 iſt aber die Ge⸗ 
ſchlechtsvormundſchaft aufgehoben. 

H. 63. Willenserklaͤrungen, welche eine Frau⸗ 
ensperſon vor dem 27. Aug. 1829 ohne Zuzie⸗ 
hung eines Geſchlechtsvormundes abgegeben hat, 


8 1 Th. . Tit 4. . 2% e d 


ſind guͤltig, wenn nur ſonſt die zur Zeit des dar⸗ 
uͤber entſtandenen Streits über die Form der Wil⸗ 
lenserklaͤrungen der Frauensperſonen geltenden ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften beobachtet ſind. 7. 
Die Verordnung wegen Aufhebung der in einigen Thei⸗ 
len von Weſtpreußen noch beſtehenden Geſchlechtsvormund⸗ 
ſchaft, vom 28. Jun. 1829, ift in der Geſetz⸗Samml. von 
1829, Nr. 9. S. 49. abgedruckt, dieſes Stuͤck der Geſetz⸗ 
Samml. aber im Marienwerderſchen Amtsblatte von 1829, 
Nr. 30, vom 24. Jul., und im Danziger Amtsblatte von 
1829, Nr. 33. vom 19. Aug., angezeigt. Vom achten 
Tage nach dieſen Bekanntmachungen an, würde daher die 
gedachte Verordnung Geſetzeskraft haben. 25 
Hiergegen hat man eingewendet, daß nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen die Zuziehung des Geſchlechtsvormundes 
eine bloße, wenngleich nothwendige, Foͤrmlichkeit ſei, und 
daß daher Willenserklaͤrungen der Frauensperſonen, welche 
im Danziger Regierungsbezirke vor dem 27. Aug., und 
im Marienwerderſchen vor dem 1. Aug. 1829 ohne Zu⸗ 
ziehung eines Geſchlechtsvormundes abgegeben worden, 
wenn nur ſonſt die geſetzlichen Foͤrmlichkeiten beobachtet 
find, nach F. 17. der Einleitung zum Allg. Landrechte, als 
gültig betrachtet werden muͤſſen. nde! 8 Bei 
Es ſcheint, daß dieſe Meinung nicht unbedingt als 
richtig gelten kann, denn die Geſchlechtsvormundſchaft, wie 
ſie bis 1772 in ganz Weſtpreußen und bis zum 27. Aug. 
1829 in Danzig und deſſen altem Gebiete galt, unter⸗ 
ſchied ſich ſehr weſentlich ſowohl von der, welche das Preuß. 
Landrecht von 1721 vorſchreibt, als von der, welche in 
Oſtpreußen von 1751 bis zur Einführung des oſtpreuß. 
Provinzialrechts, und in Weſtpreußen von 1772 bis zur 
Verordnung vom 28. Jun. 1829 Geſetzeskraft hatte. Die⸗ 
‘fer dreifache Unterſchied ſcheint bei Beantwortung jene 
Frage nicht ohne Einfluß zu ſein. 
Das Preuß. Landrecht von 1721 wußte, genau er⸗ 
wogen, von keiner eigentlichen Geſchlechtsvormundſchaft, 
ſondern beſchraͤnkte nur das weibliche Geſchlecht in der 
Verfügung über ihr Vermögen (Brautſchatz, Eingebrach⸗ 
tes) dadurch, daß, ſo oft eine Frauensperſon daſſelbe durch 
Uebernahme von Schulden oder Buͤrgſchaſten verpflichten 
wollte, die Zuziehung ihrer naͤchſten Verwandten noͤthig 
war, weil dieſe dabei, als moͤgliche Erben ihres Braut⸗ 
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ſchatzes, ein Intereſſe haben konnten. Ohne die Zuziehung der 
nächſten Verwandten waren die Schuldſchriften, Bürgſchaf⸗ 
ten m Erpromiffionen der Frauensperſonen unkraͤftig, 
die Verwandten konnten aber zu ihrer Einwilligung nicht 
een der werden, folglich war die Zuziehung der naͤch⸗ 
en Verwandten bei ſolchen Willenserklaͤrungen der 
Frauensperſonen eine wirkliche Beſchraͤnkung der letztern 
in der Verfugung über ihr Vermögen. 

„Erſt durch die Inſtruction für die Preuß. Juſtizcolle⸗ 
gien vom 16. Sept. 1751 wurde in Oſtpreußen die ei⸗ 
gentliche Geſchlechtsvormundſchaft in ſolchem Umfange ein; 

„geführt, daß jede gerichtliche oder außergerichtlich Wil⸗ 
enserklaͤrung, welche eine Frauensperſon ohne gerichtlich 
beftellten und beftätigten Geſchlechtsvormund abgab, nich⸗ 
tig ſein ſolle. Auf Weſtpreußen wurde dieſe Vorſchrift 
durch das Notificationspatent vom 28. Sept. 1772 und 
durch die Regierungsinſtruction vom 21. Sept. 1773 uͤber⸗ 
tragen. Dieſe ſo weit ausgedehnte Geſchlechtsvormund⸗ 
ſchaft ſchloß die im Preuß. Landrecht vorgeſchriebene Be⸗ 
ſchraͤnkung der Verfuͤgungsfaͤhigkeit der Frauensperſonen 
über ihren Brautſchatz in ſich, daraus folgt aber nicht, 
daß dieſe Beſchraͤnkung durch die Verordnung vom 28. 
Jun. 1829 mit aufgehoben ſei, ſondern ſie duͤrfte gerade 
durch die Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft wieder 
in ihre urſpruͤngliche Kraft getreten fein, weil fie von der 

eigentlichen Geſchlechtsvormundſchaft ganz und gar ver⸗ 
ſchieden iſt. Angenommen indeſſen, daß auch die im Land⸗ 
recht von 1721 vorgeſchriebene, uneigentlich ſogenannte 

Geſchlechtsvormundſchaft durch die angefuͤhrte Verordnung 

mit aufgehoben ſei, ſo war ſie doch augenſcheinlich keine 
bloße Foͤrmlichkeit, ſondern ſie hatte die Erhaltung der 

Erbfolgerechte der naͤchſten Verwandten zum Zwecke, und 

daher laͤßt ſich der $. 17. der Einleitung zum Allg. Land⸗ 
recht auf diefe Art der Geſchlechtsvormundſchaft nicht an⸗ 
wenden. 7 0 : 

Von ganz anderer Beſchaffenheit war dagegen die durch 
die Inftruction von 1751 in Oſtpreußen und durch die 
Geſetze von 1772 und 1773 in Weſtpreußen eingeführte 
allgemeine Geſchlechtsvormundſchaft. Bei Einführung die⸗ 
ſer zweiten Art von Geſchlechtsvormundſchaft ging man 
augenſcheinlich von der Meinung aus, daß bei weitem die 
Mehrzahl der Frauensperſonen nach ihrer gewoͤhnlichen Er⸗ 
ziehung und nach dem gewoͤhnlichen Stande ihrer Geiſtes⸗ 


N 


40 Tb. 1. An. 1. 6. 24 


bildung außer Stande ſei ; ihre en, von wels 
cher Art fie auch fein möchten, ohne männlichen Rath und 


Beiſtand gründlich zu erwägen und die rechtlichen Folgen 


ihrer Willenserklaͤrungen vollſtaͤndig zu überfchauen. Der 
Geſetzgeber hielt es daher fuͤr nothwendig, alle Frauens⸗ 
perſonen unter wirkliche Curatel zu nehmen, und wenn 
dabei auch die Grundſaͤtze der gerichtlichen Vormundſchaft 
nicht vollſtaͤndig zur Anwendung kamen, ſo trat doch im⸗ 
mer eine theilweiſe Vormundſchaft, eine Curatel, ein, wel⸗ 
che ſich der wirklichen Vormundſchaft um ſo mehr naͤherte, 
da der Staat ſelbſt die Beſtellung und Beſtaͤtigung der 
Geſchlechtsvormuͤnder (durch die Gerichte) auf ſich nahm. 
Eine Vormundſchaft oder Euratel iſt aber nie eine bloße 
Foͤrmlichkeit; der $. 17. der Einleitung läßt ſich daher 
auch auf dieſe Art von Geſchlechtsvormundſchaft nicht 
anwenden. 

Wir kommen nunmehr auf die dritte Art von Ge⸗ 
ſchlechtsvormundſchaft, naͤmlich diejenige, welche nach 
dem Kulmiſchen Rechte vor 1772 im ganzen dama⸗ 
ligen Weſtpreußen (Polniſch⸗Preußen) und bis 27. Aug. 
1829 in Danzig und deſſen altem Gebiete galt. Dieſe 
unterſcheidet ſich von der durch die Inſtruction von 1751 
eingeführten allgemeinen Geſchlechtsvormundſchaft fo we⸗ 
ſentlich, daß ſie allerdings als bloße Foͤrmlichkeit betrach⸗ 
tet werden kann. 5 ; 

Zwar fagt das Kulmiſche Recht, IV. 14. 13. S. 195: 
Wenn ein Knabe ein und zwanzig Jahre alt iſt, mag 
er des Vormundes entbehren, aber Frauen und Jung⸗ 

fltauen ſollen allewege Vormuͤnder haben; 

und danach wuͤrde die Geſchlechtsvormundſchaft des Kul⸗ 
miſchen Rechts nichts andres als eine fortgeſetzte gewoͤhn⸗ 
liche Vormundſchaft ſein, und ſich von der allgemeinen 
Geſchlechtsvormundſchaft, wie fie nach 1772 in Weſtpreußen 
galt, wenig oder gar nicht unterſcheiden. Dem iſt aber nicht 
ſo, denn das Kulmiſche Recht laͤßt IV. 14. 11. S. 194. 
den Frauensperſonen in der Wahl ihres Geſchlechtsvormun⸗ 
des eine ſo unbegrenzte Freiheit, welche mit den Grund⸗ 
fägen der eigentlichen Vormundſchaft völlig unvereinbar 
iſt, und fordert die Zuziehung des Geſchlechtsvormundes 
auch nur bei gerichtlichen Gefchäften. Das Kulm. Recht 
erklärt die Frauensperſonen nicht für unfaͤhig, ihren An⸗ 
gelegenheiten ſelbſt vorzuſtehen, ſondern will ſie bei ge⸗ 
richtlichen Erklaͤrungen nur vor Uebereilungen ſichern. Ein 


\ 
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Von Perſonen und deren Rechten überhaupt. §. 26. 41 


Vormund, welcher nicht vom Richter beſtellt, ſondern von 
der Curandin nach freier Willkuͤhr gewählt, willküͤhrlich 
entlaſſen, und nie vom Richter beſtaͤtigt wird; deſſen Eins 
willigung in das Geſchaͤft ganz und gar nicht gefordert 
wird und deſſen Widerſpruch die Willenserklärung der Cu⸗ 
randin nicht entkraͤftet — ein ſolcher Vormund ift kein Vor⸗ 
mund, ſondern nur ein Rechtsbeiſtand, und ſeine Zu⸗ 
ziehung eine wirkliche Foͤrmlichkeit. Allerdings keine 
leere Foͤrmlichkeit, weil ſie einen wohlgemeinten Zweck 
hat; einen ſolchen Zweck hat aber jede Foͤrmlichkeit, wenn 
ſie nicht eine leere ſein ſoll, und ſie hoͤrt dadurch nicht 
auf, Foͤrmlichkeit zu ſein. 2 2 

In dieſer Art glauben wir, den &. 17. gerechtfertiget 
zu haben; ob jedoch die Gerichte dieſe Anſicht theilen, wird 
ſich erſt ergeben, wenn über die Rechtsgültigkeit der Wil⸗ 
lenserklaͤrung, welche eine Frauensperſon in Danzig vor 
dem 27. Aug. 1829 ohne Geſchlechtsvormund abgegeben 
hat, in den hoͤhern Inſtanzen erkannt iſt. 

§. 64. Auf Perſonen des freiſtaatiſchen Ges F. 26. 
biets, welche am 29. Maͤrz 1814 das ein und 
zwanzigſte Lebensjahr bereits vollendet hatten, fin⸗ 
det dieſe Vorſchrift nicht Anwendung. 

Verordnung vom 24. Maͤrz 1814. 

Nach dem Kulmiſchen Rechte (IV. 14. 13. S. 195.) 
war im ganzen alten Danziger Gebiete das ein und 
zwanzigſte Lebensjahr der Zeitpunkt der erreichten Groß⸗ 
jaͤhrigkeit, und dies fand auch im neuen Danziger Ges 
biete, wie im ganzen Palatinate Pommerellen, auf den 
Grund der Vorſchriſten des Preuß. Landrechts (B. 2. T. 6. 

Art 13. F. 1. S. 330.) ſtatt. Durch den koͤnigl. Cabinets⸗ 
befehl vom 23. Nov. 1808 wurde beſtimmt, daß das voll⸗ 
endete vier und zwanzigſte Lebensjahr als Anfang der 
Volljährigkeit in der ganzen Preuß. Monarchie gleichför- 
mig angenommen, und dagegen kein etwa entgegenſtehen⸗ 
des Provinzialgeſetz gelten folle; das obige Statutargeſetz 
wurde demnach ſeit letzterm Zeitpunkte im Preußiſch ge⸗ 
bliebenen Theile des alten Danziger Gebiets aufgehoben. 
Im Gebiete des Freiſtaates Danzig waren die Statutar⸗ u. 
Provinzialgeſetze beibehalten, und ſie wurden hinſichts des 
Großjaͤhrigkeitstermins erſt durch die Verordnung vom 24. 
Maͤrz 1814 und durch das Patent vom 9. Sept. 1814 
(F. 14.) abgeſchafft. : 


422 hh, I. Kit. 4, 9. 3031. Lit, 2. h. 6.5. 


F. 65. Auch nicht auf diejenigen Juden in den 
combinirten Vorſtaͤdten Stolzenberg, Alt⸗Schott⸗ 
land, Schidlitz und St. Albrecht, ferner in den 
Flecken Langfuhr und Neu⸗Schottland, in fo fern 
ſie vor dem 29. Maͤrz 1814 bereits ihr zwanzig⸗ 
ſtes Lebensjahr zuruͤckgelegt hatten. 

Jiauſtizminiſterialreſcript vom 24. Jan. 1815. 

Im alten Gebiete des Freiſtaates wurde der Termin 
der Großjaͤhrigkeit der Juden nach dem Kulmiſchen Rechte 
beurtheilt; im neuen Gebiete dagegen nach den juͤdiſchen 
Ritualgeſetzen, wonach der Jude bereits mit dem zwan⸗ 
zigſten Lebensjahre feine Volljaͤhrigkeit erreichte. 5 

9. 30. F. 66. Ehefrauen, welche durch die Verſchwen⸗ 
dungen ihrer Ehemänner in Gefahr kommen, ihr 
Eingebrachtes zu verlieren, koͤnnen darauf antra⸗ 
gen, daß ihre Ehemaͤnner fuͤr Verſchwender er⸗ 
klaͤrt, und die Vormundſchaft über ihr beiderſei⸗ 
tiges Vermoͤgen eingeleitet werde. 

Kulm. Recht IV. 14. 14. S. 195. 

8. 31. F. 67. Sie führen den Namen der Stadt⸗ 

kinder. a 14 
Wilkühr J. 2. 5. S. 6. 


Zweiter Titel. 
5 Von Sachen und deren Rechten überhaupt. 


9. 6. 7. H. 68. Der auf Grundſtuͤcken ruhende erbliche 
Zins (d. h. verzinsbare Capitalien) und derglei⸗ 
chen wird den unbeweglichen Sachen gleich ge⸗ 

achtet. b f 5 N 
Kulm. Recht IV. 6. 1. S. 166. Vergl. Bd. 1. F. 43. 
9. 7. F. 69. Siehe H. 42. des erſten Bandes. 


Tit. 3. 9. 49, Tit 4. 6.2.81. An ebe 2 


Dritter Titel. 5 
Den Bananen und den daraus enrfehenden 
Binz Rechten. a A 


8. 70. Iſt die Zeit 2% den cb F. 49. 
Jahr und Tag, bezeichnet, ſo werden darunter 


Ein Jahr, ſechs Wochen und drei Tage verſtanden. 
Kulm. Recht III. 2. 2. nA 109. 
e 25 4. S. 7 5. 50 


Vierter Titel. 


Von Willens erklärungen. 


§. 71. Wer ohne Sicherheitsbeſtellung zur g. 2. 
Rechtswohlthat des Moratoriums verſtattet iſt, darf 
während deffelben über fein Vermögen nicht dispo⸗ 
niren! 

$. 72. Vielmehr ſind alle ſeine ge 


darüber nichtig. 
Kulm. Recht IV. 15. 6, ©. 198. 


§. 73. Die Entziehung der Freiheit begruͤn⸗ g. 31. 
det die Vermuthung, daß die, waͤhrend derſelben 
abgegebene Willenserklaͤrung erzwungen ſei. 

Kulm. Recht IV. 10. 8. S 181. 


Suͤnfter Titel. 


Von Verträgen. 


§. 74. Muͤndlich errichtete Vertraͤge fin Lohne; 181. 
Ruͤckſicht auf den Gegenſtand verbindlich, wenn 
fie vor dem 1. Jun. 1794 geſchloſſen find. 

$. 75. Ferner, wenn fie im Gebiete des Frei⸗ 
ſtaats in dem Zeitraume vom 1. Jul. 1808 bis 
29. Maͤrz 1814 geſchloſſen worden. 

Nach dem Kulm. Rechte, IV. 10. 1. S. 181. waren 
alle muͤndlich geſchloſſene Verträge, die über Grundſtücke 
ausgenommen (IV. 5. 7. S. 160), verbindlich, ohne daß 


4 y. 1. Li. 5. . 227. Br 


es auf den Betrag des Gegenſtandes ankam; ſogar zur 
Eintragung in die Erbbuͤcher bedurfte es der ſchriftlichen 
Faſſung der Vertraͤge in der Regel nicht. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift der Statutargeſetze wurde durch Einführung des 
Allg. Landrechts, folglich ſeit 1. Jun. 1794, als aufge⸗ 
hoben angenommen, weil der $. XI. des Publicationspa⸗ 
tents vom 5. Febr. 1794 vorzuſchreiben ſcheint, daß hin⸗ 
ſichts der Form der Vertraͤge lediglich die Vorſchriſten des 
Allg. Landrechts gelten ſollen; ſie wurde aber im freiſtaa⸗ 
tiſchen Gebiete durch das Publicandum der Danziger Re⸗ 
gierung vom 17. Jun. 1808 durch Abſchaffung des Allg. 
Landrechts wieder hergeſtellt, und galt dort bis 29. März 
1814, von welcher Zeit ab die Vorſchriſten des Allg. Land⸗ 
rechts wieder in die Stelle des Kulmiſchen Rechts getre⸗ 
ten ſind. In dem Preußiſch gebliebenen Theile des al⸗ 
ten Gebiets hat das Allg. Landrecht ſeit 1. Jun. 1794 


ohne Unterbrechung Geſetzeskraft behalten. 


9. 247. 


§. 76. Iſt im Vertrage der Ort der Zahlung 
nicht beſtimmt, ſo muß letztere im Hauſe des 
Glaͤubigers geſchehen. 

Kulm. Recht IV. 15. 1. S. 196. 


Sechster Titel. 


Von den Pflichten und Rechten, welche aus un⸗ 


$. 78. 


erlaubten Handlungen entſtehen. 


F. 77. Der Eigenthuͤmer eines von Natur 
unſchaͤdlichen Thieres, beſonders eines Hausthie⸗ 
res, iſt ſchuldig, den durch das Thier verurſach⸗ 
ten Schaden zu erſetzen. 

$. 78. Er kann ſich aber von der Verbind⸗ 
lichkeit zum Schadenerſatze befreien, wenn er das 
Thier, ſobald er den Schaden erfaͤhrt, derelinquirt. 
Dem Beſchaͤdigten ſteht alsdann frei, das Thier 
in Beſitz zu nehmen. N N 

§. 79. Hat aber der Eigenthuͤmer des Thie⸗ 
res gewußt, daß das Thier gewohnt ſei, Schaden 


Tit. 7. F. 159. Tit. 8. 6.37.66, 45 


zu thun, ſo kann er ſich durch Preisgebung des 
Thieres vom Schadenerſatze nicht befreien. 
Kulm. Recht V. II. 4. S. 2506. 
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Siebenter Titel. 
Von Gewahrſam und Beſitz. 


$. 80. Die ſtreitige Sache darf nur dann in g. 159. 
gerichtliche Verwahrung genommen werden „ wenn 
die Partheien nicht vorziehen, ſie bei einem Pri⸗ 
vatmanne verwahrlich niederzulegen. er 

Kulm! Recht IV. 8. 6. S. 153. 


Achter Titel. 

7 Vom Eigenthum. „ e 

F. 81. Die Pflicht, die Schornfteine: jährlich g. 37. 
wenigſtens zweimal fegen zu laſſen, liegt dem 
Hausbewohner (alfo nicht ausſchließlich dem Haus 
eigenthuͤmer) ob. 8 

Willkühr III. 8. 3. S. 161. 

§. 82. In welcher Art in den Vorſtaͤdten Dan⸗ 5. 66. 
zigs Grundſtuͤcke wieder bebauet werden duͤrfen, 
iſt durch den koͤnigl. Cabinetsbefehl vom 6. Jan. 
1820 beſtimmt. f 

Publicand. v. 31. März 1820. (Danz. Amtsbl. 1820. S. 167.) 

F. 83. Alle Schornſteine muͤſſen in gebrann⸗ 
ten Ziegeln, oder wenigſtens mit ſogenannten Mop⸗ 
pen, welche auf der breiten Seite aufliegen, auf⸗ 
geführt; wenn es aber dazu an Raum gebricht, von 
15 Zoll langen, 12 Zoll breiten und 3 Zoll dik⸗ 
ken gebrannten Ziegeln auf der hohen Kante auf⸗ 
gemauert werden. = 

Wiukühr I. 8. 7, S. 10, 


8. 78. 


§. 125. 


46 Th. I. Tit. 8. §. 78 — 133. 


F. 84. In der Stadt und den Vorſtaͤdten find 
Daͤcher, Giebel und Wände von Stroh oder Die 
len nicht erlaubt. ’ f 

Wilkkühr III. 8. 2. S. 160. 

$. 85. Auch die bereits vorhandenen Außen⸗ 
gebaͤude, als Windladen, Taſchen, Abſeiten, Thuͤr⸗ 
me u. ſ. w. duͤrfen in der Stadt ohne obrigkeit⸗ 
liche Einwilligung, weder ausgebeſſert, we bei Neu⸗ 
N wieder hergeſtellt werden. 5 

il III. 8. 1. S. 159. W 

FR 86. Schweine durfen in der e 
Danzig gar nicht, auf der Alt⸗ und Vorſtadt aber 
nur an abgelegenen Orten gehalten werden. 

$. 87. Es ſteht jedermann frei, Schweine, 
welche auf den Straßen und oͤffentlichen Plaͤtzen 
frei herumlaufen, nach dem Pockenhauſe zu trei⸗ 
ben, wo ſie an die Armen verfallen. Wer ſie 


abliefert, erhaͤlt 1 Gulden 6 Gr. Danziger Geld 


9. 125. 


9. 183. 


6 Sülbergrofchen) zu Belohnung. 

Willkühr III. 8. 6. S. 162. 5 

b. 88. Kloake muͤſſen wenige zwei Fuß 
von den Gebaͤuden, Mauern und der Grenze des 
Nachbars entfernt bleiben, und der Zwiſchenraum 
muß auf Koſten deſſen, welcher fie 3 mit 
blauem Lehm ausgeſchlagen werden. n 

Willkühr I. 3. 12. S. 11. 

8. 89. Wer ein maſſives Haus bene wilf 
muß ſolches ſeinen Nachbarn Ein Jahr vorher be⸗ 
kannt machen und ſie zum gemeinſchaftlichen Bau 
der Brandmauern auffordern. 

§. 90. Kein Wohnhaus in der Rechtſtadt darf 
anders als mit maſſiven Seitenmauern 1 
mauern) erbauet werden. 

Willkühr I. 3. 7. S. 9. ae 5 
. 91. Alle Brandmauern müffen bis an die 


Win En d. % w 


Rinne fünfzig Fuß hoch, und ſeben Juß übe r 
die Rinne erhoͤhet werden. 

9. 92. Sie muͤſſen in einem Gebaͤude von drel 
Stockwerken vier Fuß im unterſten, drei Fuß im 
zweiten, und zwei Fuß im dritten Stockwerk dick 18 

$. 93. Bei Gebäuden von weniger Stock⸗ 
werken koͤnnen die Brandmauern verhältnigmäßig 
ſchwaͤcher fein. 1 a u 
. Willkühr 1 8. 8 8. 10. 05 

F. 94. Zum: Bau dere — * ir jene 
Nachbar zur Hälfte beizutragen ſchuldig. 

$. 95. Soll die Brandmauer hoͤher geführt 
werden, als vorher die Dachrinnen gelegen haben, 
ſo ſind die Nachbarn nicht ſchuldig, die Koſten 
des hoͤhern Baues zu uͤbernehmen. Auch muß 
der Bauende, ſo weit die Mauer hoͤher als fruͤ⸗ 
her aufgefuͤhrt iſt, die ee Reparaturkosten vg 
allein tragen. RED 

H. 96. Den Grund und Boden zur Brands 


mauer muß jeder Nachbar zur Hälfte hergeben. 


$. 97. Kann der Nachbar ſeinen Antheil zum 
Bau der Brandmauer nicht bezahlen, ſo muß der 
Bauende den Vorſchuß machen, er kann aber den 
Antheil des unvermoͤgenden Nachbars gegen ſechs 
Procent jährliche Zinſen auf deſſen Grundſtuck 


eintragen laſſen. 

Willkuͤhr I. 3. 6. S. 9. 

Da dieſe Zinſen jedoch gesetzliche ſind, ſo vlnſte 
die Verordnung vom 2 Jun 1827 und der boni l. Ca⸗ 
binetsbefehl vom 10. Mai 1828 S Samml. 1827 
S. 76. und Danz. Amtsbl. 1828. S „ zur Anwen 
dung kommen. 

5. 98. Dagegen iſt es efadbe: die Giebel in 
Fachwerk zu bauen. 

Willkuͤbr I. 3. 7 S. 9. 

$. 99. An und in den Brandmauern duͤrfen in g. 184. 
der Regel keine Schornſteine angebracht werden. 


48 Tb. I. Tit. 8. . 135 — 159. 


§. 100. Iſt ſolches unvermeidlich, ſo muͤſſen 
ſie in der Mauer oberwaͤrts uͤber der Rinne einen 
Schuh lang im Lichten, und ſechs Zoll breit ſein, 
auch die Grenzen der Nachbarn in allen Stock⸗ 
werken mit dem Blendwerk in der Mauer ange⸗ 
zeigt werden. 1555 | 

Willkühr I. 8. 8. S. 10. 88 

$. 101. Eine gemeinſchaftliche Mauer zu ver⸗ 


„laͤngern, iſt jeder Nachbar befugt, und der dazu 


erforderliche Grund und Boden muß von beiden 
Nachbarn zur Haͤlfte hergegeben werden. 

8. 102. Der Bauende traͤgt aber die Bau⸗ 
koſten allein, es ſey denn, daß der Nachbar von 


dieſer Mauer auch ſeinerſeits Gebrauch machen will. 


59. 149. 
150. 


8. 159. 


Willkühr I. 3. 5. S. 8. | 

$. 103. Gemauerte Scheidewaͤnde find gemein 
ſchaftlich, ſie ſollen auf gemeinſchaftliche Koſten 
angelegt, und der Grund und Boden dazu ſoll 
von jedem Nachbar zur Haͤlfte hergegeben werden. 
F. 104. Solche Mauern ſollen am Grunde 
zwei Fuß und oberwaͤrts anderthalb Fuß dick, und 
wenigſtens 14, hoͤchſtens 20 Fuß hoch ſein. 
F. 105. Wer ſie hoͤher oder dicker bauen will, 
muß den mehr erforderlichen Grund und Boden 
hergeben und die mehreren Koften tragen. 

Willkühr I. 3. 9. S. 10. N 

§. 106. Sogenannte Blenden kann jeder Nach⸗ 
bar in der gemeinſchaftlichen Mauer anlegen, je⸗ 
doch nur fo, daß der Nachbar dadurch nicht ge⸗ 
hindert werde, ſeinerſeits an derſelben Stelle gleich⸗ 
falls Blenden anzulegen. 


Winkühr I. 3. 9. S. 11. 


zit. 9. $. 16— 82, Van Eimwerb.d. Eigemthums . 49 
Neunter Titel. 


Von Erwerbung des Eigenthums überhaupt, und 
den unmittelbaren Arten derſelben inſonderheit. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von der Beſitznehmung verlaſfener und verlor 
ner Sachen. 


§. 107. Eine verlorne Sache wird für verfaf- f. 16. 
ſen geachtet, wenn der Eigenthuͤmer binnen drei 
Jahren nach der öffentlichen Bekanntmachung des 


ndes ſich nicht gemeldet hat. 
a Kulm. Br: III. = G. 106, 


$. 108. Wer auf öffentlicher Straße eine ver⸗ F. 20. 
loren gegangene Sache findet, muß fie dem naͤch⸗ 45. 
ſten Richter übergeben, und kann kein Finderlohn, 
fondern nur Erſatz feiner Auslagen und feiner Be— 
muͤhung fordern. 15 7 f 

$. 109. Meldet ſich nach gehörig geſchehener 
Bekanntmachung binnen 3 Jahren der Eigenthuͤ⸗ 
mer nicht, ſo verfaͤllt die Haͤlfte an den Eigen⸗ 
thuͤmer des Grundes und Bodens, auf welchem 
die Sache gefunden worden, und die zweite Haͤlfte 


an die Kirche oder Armencaſſe des Orts. 

Kulm. Recht III. 1, 2. S. 106, 

Das Kulm, Recht will, daß der Richter die Sache 
dem Eigenthuͤmer des Grundes und Bodens übergeben, 
und dieſer den Verlierer „zu öffentlichen Gerichtstagen, 
wie auch in den Kirchen ſechsmal nach einander aufbieten 
aſſen ſoll.“ Statt deſſen durfte das in den 89. 31 — 38. 


a bias Titels vorgeſchriebene Verfahren zu beobachten ſein. 


Dritter Abſchnitt. 
Von gefundenen Schaͤtzen. 


$. 110. Wird auf freier Straße unter der g. 8e. 
Erde fremdes Gut gefunden, deſſen Eigenthuͤmer 
Weſtpreuß. Prov. ⸗ Recht. Bd. III. a 4 a 


) 


50 Th. I. Tit. 9, §. 170 — 175. 


nicht bekannt iſt, ſo verfaͤllt daſſelbe der Obrig⸗ 
keit des Grundes und Bodens, dem Finder aber 
gebührt der vierte Theil als Finderlohn. 

Kulm. Recht III. 1. 2. S. 106. 

§. 111. Wer im Auftrage eines Andern auf 
deſſen Grund und Boden einen Schatz ſucht und 
findet, muß mit dem ihm verſprochenen Finder⸗ 


lohn, und wenn kein ſolcher verſprochen iſt, mit 


* 


demjenigen ſich begnuͤgen, was Jener giebt. 

§. 112. Wer aber auf fremdem Grunde und 
Boden ohne Auftrag des Eigenthuͤmers einen 
Schatz findet, erhaͤlt den vierten Theil deſſelben 
als Finderlohn. f 

Kulm. Recht III. 1. 1. S. 105. 


Vierter Abſchnitt. 


Vom Thierfange. 


8. 170— §. 113. Der Robbenfang an der Oſtſee ge⸗ 


175. 


* 
* 


hört zum freien Thierfange. 
Die Weſtpreuß. Forſtordnung vom 8. Oct. 1805 zählt 


unter den jagdbaren Thieren die Robben oder Seehunde 
nicht mit auf, ſie erwaͤhnt uͤberhaupt dieſer Thiere nicht. 


Daraus folgt jedoch nicht, daß der Robbenfang nicht zur 
Jagd gehoͤre, denn die in Grube's Corp. Const. Prat. 
und anderwaͤrts abgedruckten Preuß. Fiſchereiordnungen 
erwaͤhnen eben fo wenig der Seehunde, dieſe würden da⸗ 
her auch nicht zur Fiſcherei zu rechnen ſein. Die Frage: 
ob die Biber und Fiſchottern zur Jagd oder zur Fiſcherei 
gehoͤren? hat Runde in einer eigenen Abhandlung (in 
feinen Beiträgen, Bd. 2. S. 451.) erörtert, und ſelbſt 
das Allg. Landrecht hat für nöthig gefunden, dieſe Frage 
zu entſcheiden (I. 9. 172.). Dagegen iſt die Frage, ob 
die Robben zur Jagd oder zur Fiſcherei gehören, un⸗ 
entſchieden geblieben, ungeachtet es an der Weſtpreuß. 
Oſtſeekuͤſte zwar Seehunde, aber wohl in der ganzen Mon⸗ 
archie keine Biber mehr giebt. Beim koͤnigl. Oberlan⸗ 
desgerichte von Weſtpreußen iſt dieſe Frage in Sachen 
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des Fiscus wider das adelige Gut Koliebke bereits zur 
Sprache gekommen, und es moͤchte daher wohl nicht ohne 
Intereſſe ſein, Einiges daruͤber zu aͤußern. 5 
Biber und Fiſchottern ſind Landthiere, ſie wohnen 
auf dem Lande und beſuchen nur die Landfluͤſſe (nicht das 
Meer), um ihre Nahrung zu ſuchen. Sie werden daher 
mit Recht zur Jagd gerechnet. Anders verhaͤlt es ſich 
mit den Robben, von welchen nur die groͤßere Art (Phoca 
vitulina, Seehund, Seekalb) in der Oſtſee ſich aufhaͤlt. 
Sie leben gaͤnzlich in der See, kommen nur ſelten ans 
Land, finden ſich aber gern, zuweilen heerdenweiſe, auf den 
in der Nähe des Weſtpreuß. Oſtſeeſtrandes einige hundert 
Schritte ins Meer hinein liegenden, aus dem Waſſer her⸗ 
vorragenden, großen Steinen ein, auf welchen ſie ſich 
auszuruhen, zu ſonnen und zu ſchlafen pflegen. Im 
Schlafe werden ſie uͤberfallen und mit Knitteln todtge⸗ 
ſchlagen oder todtgeſchoſſen. Fehlen ſolche Steine am 
Strande oder werden ſie weggenommen, ſo verlieren ſich 
die Seehunde, und ihr Fang iſt nicht mehr moͤglich. 

In demjenigen Theile Weſtpreußens, in welchem das 
Preuß. Landrecht von 1721 gilt, ließe ſich der Robben⸗ 
fang allenfalls als geſetzlicher Theil des Fiſchereirechts 

betrachten, denn in B. 3. Tit. 1. Art. 3. §. 2. 3. S. 7. 
werden zu den Fiſchen und Krebſen auch „andere Thiere 
gezaͤhlt, ſo ſich in dem Meer, in Seen und Stroͤmen auf⸗ 
halten.“ Das Landrecht beſtimmt aber zugleich, daß „ſich 
dieſer Thiere jedermann mit Fiſchen in der See unver⸗ 
wehrt wohl gebrauchen koͤnne.“ Seehunde werden nun 

zwar nicht gefiſcht, aber die Abſicht des Geſetzes iſt 
deutlich erklaͤrt, daß der Fang aller Seethiere jedermann 
freiſtehen, oder Gegenſtand des freien Thierfanges fein ſolle. 
Indeſſen gilt das Preuß. Landrecht von 1721 nicht im 
Danziger alten Gebiete, die Danziger Statutarrechte ſchwei⸗ 
gen über die Frage, ob die Robben zur Jagd oder zur 
Fiſcherei gehoͤren; und dieſe muß daher nach den all⸗ 
gemeinen Grundſaͤtzen des Allg. Landrechts beantwortet 
werden. 8 5 

Letzteres verordnet Th. 1. Tit. 9. 6 

§. 170. So weit Jemand mit dem Fiſchereirecht in 
Strömen, Seen und andern Gewaͤſſern verſehen 
iſt, ſo weit hat er ein ausſchließendes Recht, ſich 

alle in dieſen Waͤſſern lebende Thiere zuzueignen. 
$. 171. Der Fang ſolcher Thiere, welche zugleich 

N 4 * 8 


9. 176. 


a) > 


32. , ER 


im Waſſer und auf dem Lande leben (der Amphi⸗ 
bien), gehoͤrt zur Jagd, wenn er mit Schießgewehr, 
Fallen oder Schlageiſen geſchieht. 
$. 175. Alle andere Waſſerthiere und Amphibien, 
welche mit Fiſchernetzen, Angeln oder mit der Hand 
im Waſſer gefangen werden, gehoͤren dem Fiſche⸗ 
reiberechtigten. 
Die erſtere Geſetzſtelle ſpricht nur von der Stromfiſcherei, 
nicht von der Fiſcherei im Meere, entſcheidet daher nichts. 
Das zweite Geſetz ſcheint auf den erſten Anblick unter 
Amphibien alle diejenigen Thiere zu verſtehen, welche zu⸗ 
gleich im Waſſer und auf dem Lande leben, und dazu 
wuͤrden ſich denn allerdings auch die Seehunde zaͤhlen 
laſſen. In der Naturgeſchichte verſteht man aber unter 
Amphibien kaltbluͤtige Thiere, welche zwar durch Lungen 


athmen, aber doch keine Saͤugethiere ſind. Robben ſind 


warmbluͤtige Saͤugethiere. Offenbar ſpricht die in Rede 
ſtehende Geſetzſtelle daher nur von denjenigen zugleich im 
Waſſer und auf dem Lande lebenden Thieren, welche Am⸗ 
phibien genannt werden, keineswegs von allen Thieren 
dieſer Art, wie ſich aus §. 175. ergiebt, in welchem noch 
von andern Amphibien die Rede iſt. Der $. 171. paßt 
daher nicht auf Seehunde. 


Am paſſendſten würde ſich §. 175. auf die Robben an⸗ 


wenden laſſen, wenn dieſe mit Fiſchernetzen, Angeln oder 
mit der Hand im Waſſer gefangen wuͤrden. Damit laͤßt 
ſich aber kein Seehund fangen. 

Sonach bleibt nur uͤbrig, auch im Danziger alten 
Gebiete nach II. 16. 32 — 34. des Allg. Landrechts, die 


Seehunde, als vierfuͤßige wilde Thiere, welche nicht zur 


Speiſe gebraucht zu werden pflegen, gleich Woͤlfen und 
Bären zu denjenigen wilden Thieren zu zählen, welche in 
der Regel ein Gegenſtand des freien Thierfangs ſind. Sie 
gehören folglich weder zur Jagd noch zur Fiſcherej. 
§. 114. Derjenige, an deſſen Laͤndereien ein 
dem Staate gehoͤriger See, welcher jaͤhrlich nur 
drei Zuͤge geſtattet, grenzt, kann verlangen, daß 
ihm der See gegen Abtretung einer eben fo gro« 
ßen Ackerflaͤche uͤberlaſſen werde. | 


Kulm. Handfeſte v. 1. Oct. 1251. und 
Kulm. Recht I. 5. 3. S. 25. 


g 4 
Von Erwerbung des Eigenthums. H. 384 — 425. 53 


$. 115. Iſt der See größer, fo ſteht ihm 

die Fiſcherei darin zu Tiſches⸗Nothdurft mit klei⸗ 
nem Gezeuge zu. 

Eb bendaſelbſt. ARE 

$. 116. Auch wer zur Fiſcherei in koͤniglichen 
Seen privilegirt iſt, darf die Fiſcherei nur mit 
kleinem Gezeuge zu Tiſches Nothdurft ausuͤben. 

Ebendaſelbſt. 

$. 117. Auch dann hat Fiscus im Winter den 
erſten Zug. 5 

Ebendaſelbſt. VRR ö £ | 

$. 118. Zur Zeit, wenn die Breſſen laichen, 
darf nur derjenige fiſchen, welcher dazu beſonders 
privilegirt iſt. a a 

Ebendaſelbſt. 


Achter Abſchnitt. 
Von Erwerbung der Erbſchaften. 


$. 119. Zur Erklärung hieruͤber wird demfel- 5. 884. 
ben eine Friſt von drei Monaten nach erlangter 
Wiſſenſchaft verſtattet. j 

Kulm. Necht III. 8. 18. S. 126. ; 

$. 120. Der e muß zur Aufnah- 99. 428. 
me des Inventariums die Legatarien und Erb» > 
ſchaftsglaͤubiger einladen und bei der Inventur ei⸗ 
nen Gerichtsſchreiber (öffentlichen Notar) und we⸗ 
nigſtens zwei glaubwuͤrdige Zeugen (oder Tarato- 
ren) zuziehen. 

Kulm. Recht III. 10. 5. S. 140. N : 55 

§. 121. Dieſe Niederlegung muß binnen drei 5. 424. 
Monaten nach dem Ablaufe der Erklärungsfrift 
erfolgen. 

Kulm. Recht III. 10. 4. S. 139. 5 
§. 122. Die Friſt zur Einreichung des In. 9. 425. 


9. 457. 


9. 491. 


$. 500, 
$. 511. 
bewegliche Sachen, Welche in die Erbbuͤcher ein⸗ 


$. 516. 
518. 
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ventariums kann vom W hochſtens af Ein 
Jahr verlaͤngert werden. 
Kulm. Recht III. 10. 4. S. 139. 


9. 123. Es bedarf der öffentlichen Vorladung 


der unbekannten Erben nicht. 
§. 124. Wenn der Erbe ſich binnen einem 


Jahre, ſechs Wochen und drei Tagen nicht mel⸗ 
det, fö geht er feines Erbrechts verluſtig. 


5. 125. Doch kann er, wenn er verhindert 
worden, ſeine Rechte wahrzunehmen, auf Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand antragen. 

Kulm. Recht III. 10. 1. S. 138. 

$. 126. Die Cautionsbeſtellung iſt nicht er⸗ 
forderlich, wenn ſich binnen einem Jahr, ſechs 
Wochen und drei Tagen kein naͤherer oder gleich 
naher Erbe gemeldet hat. 

Kulm. Necht III. 10. 1. S. 138. 


Neunter Abſchnitt. 
Von der Verjährung. 


$. 127. Siehe die 99. 28 — 30. zur Einleitung. 
$. 128. Dies gilt auch von Rechten auf un⸗ 


getragen find. 

Nach der Anmerkung 14. zum Kulm. Rechte III. 2. 
1. S. 109. iſt dieſer Grundſatz durch ein Judicat von 
1698 feſtgeſtellt, und er gilt noch jetzt als Obſervanz. 


§. 129. Die Verjaͤhrung laͤuft ſowohl gegen 


denjenigen, welcher ſein Recht zu gebrauchen oder 
zu verfolgen verhindert wird, als gegen denjeni⸗ 
gen, welcher aus erlaubten und erheblichen Urſa⸗ 
chen abweſend iſt. 

9. 130. Er iſt aber berechtigt, nach gehobe⸗ 
nem Hinderniß oder nach ſeiner Ruͤckkehr, auf 
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Wiedereinſetzung in den vorigen Stand anzu⸗ 
tragen. a 8 
Kulm. Recht III. 2. 1. S. 109. . 

§. 131. Die Klage, wodurch ein letzter Wille 9. 546. 
angefochten wird, verjaͤhrt binnen einem Jahr, 
ſechs Wochen und drei Tagen nach erfolgter Pu⸗ 
blication. 

132. Wer jedoch durch Ehehaften oder er⸗ 
laubte Abweſenheit verhindert worden, ſeine Rechte 
wahrzunehmen, kann die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand verlangen. i 

Kulm. Recht III. 8. 19. S. 127. 8 ER 

Siehe auch Zuſatz zu I. 12. 242. 33 e 

$. 133. Bei der Verjährung durch Beſitz von g. 579. 
31 Jahren, 6 Wochen und 3 Tagen iſt zwar der 
ruhige und redliche Beſitz, aber nicht der Nach⸗ 
weis eines zur Erwerbung des Eigenthums geeig⸗ 
neten Rechtstitels erforderlich. g 

Kulm. Recht III. 2. 1., verbunden mit III. 2. 3. S. 108. 
und 110. 

Zwar wird in der Anmerkung zu der letztern Stelle 
angenommen, daß zur Verjaͤhrung von 31 Jahren, 6 
Wochen und 3 Tagen der gute Glaube geſetzlich nicht er⸗ 
fordert werde, ſondern die Praxis den guten Glauben nur 
nach dem kanoniſchen Rechte fordere. Aber die erſtere 
Stelle erfordert ausdruͤcklich „gutes Gewiſſen,“ und daß 
ſich dieſes nicht bloß auf bewegliche, ſondern auch auf 
unbewegliche Sachen beziehe, ergiebt ſich aus dem alten 
Kulm B. 5. Cap. 54., aus welchem dieſe Stelle entnom⸗ 
men iſt. d N f 

§. 134. Geraubte und geſtohlne Sathen koͤn⸗ ss. 584. 
nen von Jedem, der fie redlicherweiſe an ſich ge- 648. 
bracht hat, durch die Verjaͤhrung von 34 Jahren, 

6 Wochen und 3 Tagen erworben werden. 

Kulm. Recht III. 2. 3. S. 110. 


Der gute Glaube wird jedoch auch hier erfordert, denn 
der Ausdruck, daß die Zeit das vitium rei affectae auf⸗ ’ 
hebe, bezieht ſich bloß auf den Rechtstitel. Dieſe Erz 
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klaͤrung iſt wenigſtens nothwendig, wenn nicht ein Wi⸗ 
derſpruch mit III. 2. 1. angenommen wird. 2 
9. 603. H. 135. Auch durch außergerichtliche Proteſta— 
tion wird die Verjährung durch Beſitz unter⸗ 


brochen. 
Kulm. Recht III. 2. 2. S. 109. 


§. 620. F. 136. Die gewoͤhnliche Verjaͤhrung durch 
Beſitz wird bei beweglichen Sachen in einem Zeit⸗ 
raume von einem Jahr, ſechs Wochen und drei 
Tagen vollendet. 

Kulm. Recht III. 2. 1. S. 108. 

$. 137. Bei unbeweglichen Sachen iſt dazu 
ein Zeitraum von 31 Jahren, 6 Wochen und 3 
Tagen erforderlich. 

a Kulm. Recht III. 2. 1. S. 108. 

9. 641. 8. 138. Der vollſtaͤndige ruhige Beſis einer 
Sache oder eines Rechts in den Jahren 1740 oder 
1797 ſchuͤtzt den Beſitzer nicht gegen die An⸗ 
ſpruͤche des Fiscus, 


Die Verordnung vom 18. Dechr. 1798 ſchließt die 
Staͤdte Thorn und Danzig ausdrücklich von der Beguͤn⸗ 
ſtigung des Normaljahres 1797 aus. Daß das Normal⸗ 
jahr 1740 auf Danzig nicht Anwendung finde, bedarf 
wohl keiner Ausfuͤhrung. 


Zehnter Titel. 


Von der mittelbaren Erwerbung des 
Eigenthums. 


9. 4. F. 139. Wem das Eigenthum eines Grund⸗ 
ſluͤcks gerichtlich zugeſprochen worden, kann die 
Uebergabe erſt drei Monate nach beſchrittener 
Rechtskraft des Urtheils verlangen; doch kann er 
ſein Recht inzwiſchen veraͤußern oder abtreten. 
Willkuͤhr II. 5. 3. S. 93, 
H. 140. Iſt jedoch das Grundſtück in noth⸗ 


V. d. mittelbaren Erwerbung d. Eigenth. §. 6—23. 37 


wendiger Subhaſtation verkauft, ſo kann der Kaͤu⸗ 

fer die Räumung des Grundftüces gleich nach er⸗ 

folgter Berichtigung feines Beſitztitels fordern. 
Willkuͤhr II. 5. 6. §. 8. S. 97. s 


§. 141. Der Beſitztitel von Grundſtuͤcken in F. 6. 


dem freiſtaatiſchen Antheile des alten Gebiets kann 
fuͤr den neuen Erwerber nur mit Einwilligung des 
Magiſtrats zu Danzig in das Hypothekenbuch ein⸗ 
getragen werden. f 5 

Magiſtratsreglement v. 3. Jun. 1794. Cap. 1. f. 4. 

Hinſichts des nach dem Tilſiter Frieden bei Preußen 
gebliebenen Theils des alten Gebiets hat dieſe Vorſchrift, 
wie ſich von ſelbſt verſteht, ihre Anwendbarkeit verloren. 

§. 142. Vergl. Zuſatz zu II. 8. 139. 

$. 143. Siehe §. 17. der Einleitung, Nr. 4. 

d. 144. Unter Mehreren, welche eine beweg⸗ 
liche Sache erkauft haben, hat derjenige den Vor: 
zug, welcher einen ſchriftlichen Vertrag gefchlof 
ſen, oder das Kaufgeld ganz oder zum Theil be⸗ 
zahlt hat, ſelbſt wenn die Uebergabe an den an⸗ 
dern Kaͤufer ſchon erfolgt waͤre. 

§. 145. Iſt der Vertrag muͤndlich geſchloſ— 
ſen, und noch kein Kaufgeld gezahlt, ſo geht der— 
jenige, welchem die Sache uͤbergeben worden, den 
uͤbrigen Kaͤufern vor. 

Kulm. Recht IV. 5. 10. S. 161. 


Daß hier nur von 21005 Sachen die Rede, er⸗ 
0. y = 


giebt fih aus IV. 5.7. ©. 


* 


9. 15. 
21 — 
N = 


5 


8.28, 
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Elfter Titel. 

Von den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, 
welche ſich in Verträgen unter Lebendigen 
Ber gründen. ö : 

Erſter Abſchnitt. 
Von Kaufs⸗ und Ver kaufsgeſchaͤften. 
§. 146. Haͤuſer in Danzig und deſſen Gebiete 


duͤrfen Eximirte adeligen und buͤrgerlichen Stan⸗ 


9. 148. 


des, ohne Unterſchied, aus welcher Provinz ſie 
ſind, ankaufen. 
Magiſtratsreglement v. 3. Jun. 1794. g. 36. 
Durch dieſe Vorſchriſt wurde die der Willkuͤhr I. 3. 
1. u. 2. S. 7. u. 8. aufgehoben. 4 
§. 147. Vom Zeitpunkte des geſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrags ab, geht Gefahr und Nutzen auf den 
Kaͤufer uͤber. a 
. 148. Iſt aber der Verkaͤufer mit der Ue⸗ 
bergabe ſaͤumig, ſo muß er den in der Zwiſchen⸗ 
zeit entſtandenen Schaden tragen. 
Kulm. Recht IV. 5. 8. S. 160. 
§. 149. Wird die Aufforderung verabſaͤumt, 
ſo geht das Recht des Kaͤufers, Schadloshaltung 


zu fordern, verloren. 


Kulm. Recht IV. 5. 12. S. 163. 

8. 150. Wer wiſſentlich und vorſaͤtzlich beim 
Verkauf eines Viehes die Fehler deſſelben, welche 
den Gebrauch verhindern oder den Werth des Thie⸗ 
res verringern, verſchweigt, muß daſſelbe, gegen 
Ruͤckzahlung des Kaufgeldes, zuruͤcknehmen, wenn 
der Kaͤufer ſolches binnen Monatsfriſt verlangt. 

§. 151. Der Kaͤufer kann in ſolchem Falle 
auch das Vieh behalten und die Herabſetzung des 

Kaufgeldes fordern. 

Kulm Recht IV. 5. 11. S. 162. 


* 
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* 

F. 152. Den Gerichten bleibt uͤberlaſſen, ſich 9. 840. 
zu den vorkommenden oͤffentlichen Verſteigerungen 
von unbeweglichen oder beweglichen Sachen, ent⸗ 
weder des in Danzig beſtellten öffentlichen Auctio⸗ 
nators zu bedienen, oder ſolche durch ihre Beam⸗ 
ten abhalten zu laſſen. 

Auctionsreglement v. 9. Febr. 1822. f J a 

$. 153. Statt der in der Proceßordnung Tit. 8. 341. 
52, 8.30. vorgeſchriebenen Friſten und Foͤrmlich⸗ 88. 
keiten bei der nothwendigen Subhaſtation von ſtaͤd⸗ 
tiſchen Grundſtuͤcken, Realberechtigungen und Koſt⸗ 
barkeiten, bedarf es nur Eines Lieitationstermins 
von neun Wochen. N : 

$. 154. Diefer Termin wird durch ein Sub⸗ 
haſtationspatent bekannt gemacht, welches vier 
Wochen lang im Artushofe aushaͤngen muß. 

$. 155. Außerdem wird der Verkauf von acht 
zu acht Tagen zweimal in die Intelligenzblaͤtter 
eingeruͤckt. f 5 5 

$. 156. Nach Ablauf der vier Wochen muß 
der Verkauf drei Wochen hindurch taͤglich in der 
Mittagsſtunde vor der verſammelten Boͤrſe durch 
lautes Ableſen des Subhaſtationspatents procla⸗ 
mirt werden. 

§. 157. In gleicher Art iſt bei der nothwen⸗ 
digen Subhaſtation laͤndlicher Grundſtuͤcke und 
Erbberechtigungen, deren Taxwerth die Summe 
von zweitauſend Thalern nicht uͤberſteigt, zu ver⸗ 
fahren. 5 
§. 158. Dagegen muͤſſen bei der nothwendi⸗ 
gen Subhaſtation laͤndlicher Grundſtuͤcke und 
Realberechtigungen, welche über 2000 Rthlr. ab- 
geſchaͤtzt ſind, drei Licitationstermine, jeder von 
zwei Monaten, anberaumt, und der Verkauf muß 
in jedem der ſechs Monate durch Einmalige Ein⸗ 


60 Th. I. Tit. 11. $. 383 — 759. 
ruͤckung des Patents in das Danziger Intelligenz 
blatt bekannt gemacht werden. 
Reſcript vom 29. Dec. 1804. 
Dritter Abſchnitt. 
Von Abtretung der Rechte. 


5.388. F. 150. Die Abtretung ſchon rechtshaͤngiger 


Sachen iſt nur mit Einwilligung der Gegenpar⸗ 
thei erlaubt. a 
Kulm. Recht II. 10. 7. S. 69. 


Sechster Abſchnitt. 


Von gewagten Geſchaͤften und ungewiſſen 
Erwartungen. 


9. 651. F. 160. Siehe Statut der Seeſchiffer⸗Witt⸗ 


652. wencaſſe vom 26. Febr. und 1. Maͤrz 4792, nebſt 
Anhang vom 28. Febr. 1795. 


Siebenter Abſchnitt. 


Vom Darlehensvertrage. 


9. 676. F. 161. Darlehen, welche Kindern unter dem 


von ihnen geleiſteten Verſprechen der Ruͤckzahlung 
aus dem kuͤnftigen Nachlaſſe ihrer noch lebenden 
Eltern ohne deren Einwilligung gegeben ſind, koͤn⸗ 
nen nicht zuruͤckgefordert werden. 

Kulm. Recht IV. 1. 7. S. 148. 


88. 257 F. 162. Der Gläubiger kann Sicherheitsbe⸗ 
— 79 ſtellung fordern, wenn der Schuldner vor Ablauf 


der Zahlungszeit unſicher wird (in Vermoͤgensver⸗ 


fall geraͤth). 
Kulm. Recht IV. 10. 7. S. 188. . 


Erwerb. durch Verträge unter Lebendigen §. 758 — 981. 61 


6. 163. Der Schuldner iſt befugt, das Dar- J. 758, 
lehen noch vor Ablauf der Zahlungszeit zuruͤck⸗ 
zuzahlen. 

Kulm. Recht IV. 1. 2. S. 146. f 

9. 164. Bei Darlehen gegen Hypothek oder f. 804 
Pfand koͤnnen nur ſechs vom Hundert an jaͤhrli⸗ 
chen Zinſen vorbedungen werden. \ 

§. 165. Bei Darlehen gegen bloße Schuld« 
ſchrift iſt das Verſprechen von acht Procent jaͤhr⸗ 
licher Zinſen erlaubt. 

Nach dem Kulm. Rechte IV. 1. 4. S. 147. iſt es er⸗ 
laubt, fich den zwölften Theil des Capitals, d. h. 87 Pron . 
cent bei Darlehen als jährliche Zinſen verſprechen zu la 
ſen. Durch die Willkühr I. 5. 13. S. 64. und II. 2. 
14. S. 80. iſt dieſes in obiger Art abgeaͤndert. 

§. 166. An Zoͤgerungszinſen konnten bis 8. d. 880. 
Aug. 1827 ſechs vom Hundert gefordert werden. 

(S. H. 267. des erſten Theils.) 
9. 167. Der Gläubiger kann jederzeit, wenn F. 834. 
der Schuldner die Zahlung verzögert, ſtatt der 
Zoöͤgerungszinſen Schadenerſatz fordern, 

Kulm. Recht IV. 1. 3. S. 147, 


Achter Abſchnitt. 


Von Verträgen, wodurch Sachen gegen Hand 
lungen, oder Handlungen gegen Handlungen 
verſprochen werden. \ 


$ 168. Lieferungsvertraͤge über Waaren und 5. 981. 
Güter, welche nicht wirklich vorhanden find, und 
deren wirkliche Lieferung weder beabſichtigt wird 
noch erfolgt, namentlich der Actien- und Praͤ⸗ 
mienhandel, ſind verboten. 

Willkühr I. 5. 12. S. 63. 


1 


9. 1050. 


8. 1063. 


F. 1063. 
1134. 


5. 1066. 


. 1 5 0 
62 Th. I. Tit. 11. 6. 1050 — 1066. | 
Neunter Abſchnitt. 

Von Schenkungen. 


$. 169. Eheleute, welche mit einander in der 
koͤlmiſchen Guͤtergemeinſchaft leben, koͤnnen einan⸗ 
der, oder ihren Kindern, oder auch Fremden, ſo⸗ 
weit der Pflichttheil nicht verletzt wird, durch 
Schenkungen von Todeswegen oder durch letztwil⸗ 
lige Verordnungen, bis zum Betrage ihrer koͤl⸗ 
miſchen Hälfte, Zuwendungen hinterlaſſen. 
Kulm. Recht III. 8. 21. S. 127. 
Willkühr II. 6. 6. S. 103. 
8. 170. Schenkungsvertraͤge muͤſſen, um rechts⸗ 
guͤltig zu ſein, gerichtlich geſchloſſen, und ſofort 
durch Uebergabe vollzogen werden. 5 

§. 171. Iſt der Richter nicht zu erlangen, fo 
muß die Schenkung und Uebergabe in Gegenwart 
von zwei unverdaͤchtigen Zeugen erfolgen. 

$. 172. Dieſe Zeugen muͤſſen dem Gerichte ſo⸗ 


bald als moͤglich von dem Vorgange Anzeige machen. | 


Kulm. Recht III. 3. 1. S. 110. 


§. 173. An beweglichen Sachen darf außer⸗ 
gerichtlich auf dem Krankenlager niemand mehr 


verſchenken, als er auf einmal uͤber das Bettbret 
mit ſeiner Hand ohne Huͤlfe hinzureichen vermag, 


und es bedarf dazu der Einwilligung des nächften 


Erben nicht. N b 

§. 174. Solche unbewegliche Sachen aber, 
welche der Schenkgeber von ſeinen Aſcendenten er⸗ 
erbt hat (ſogenannte Stammguͤter), koͤnnen ohne 
Einwilligung des naͤchſten Erben, ſeiner Abkoͤmm⸗ 
linge, und in deren Ermangelung feiner Geſchwi⸗ 
ſter, mit Ausſchluß der Deſcendenten derſelben, 
nicht verſchenkt werden. 

Kulm. Recht III. 3. 2. S. 111. 


Erwerb. durch Verträge unter Lebendigen. §. 1076. 1089. 63 


§. 175. Gerichtlich und wenn die Uebergabe 
ſofort erfolgt, darf jeder, ohne Einwilligung ſei⸗ 
ner Erben, bewegliche Sachen, auch von Todes 
wegen, einem Andern zuwenden. f 
Kulm. Recht III. 8. 20. S. 127. 
$. 176. Gerichtliche und durch die Uebergabe $. 1076. 
vollzogene Schenkungen, bei welchen ſich der Schenk ⸗ 
geber das Eigenthum oder den Nießbrauch der ge⸗ 
ſchenkten Sache vorbehalten hat, bleiben bei Kraͤf— 
ten, wenn ſie der Schenkgeber vor ſeinem Tode 
nicht widerrufen hakt. N b 
S. 177. Stirbt aber der Schenknehmer vor 
dem Schenkgeber, ſo verbleibt das Geſchenkte dem 
letztern. 2 
Kulm. Recht III. 3. 7. S. 118. und III. 8. 20. S. 177. 
§. 178. Hat ein Vater fein Grundſtuͤck einem §. 1089. 
ſeiner Soͤhne gerichtlich abgetreten, hinterher aber 
daſſelbe Grundſtuͤck einem Dritten verkauft, ſo iſt 
der Verkauf rechtsbeſtaͤndig, wenn der Sohn dem⸗ 
ſelben binnen Jahr und Tag nicht widerſprochen hat. 
9. 179. Selbſt wenn der Vater nachher das 
Grundſtuͤck wieder an fi) gebracht hat und ſich 
daſſelbe in ſeinem Nachlaſſe befindet, hat der Sohn 
kein vorzuͤgliches Recht darauf, ſondern das Grund» 
ſtuͤck oder deſſen Verkaufspreis kommt zur gemei⸗ 
nen Theilung. i f 
Kulm. Recht III. 8. 6. S. 118, N N 
„Die Abtretung muß jedoch unentgeltlich geſchehen fein, 
a das Geſetz ſpricht nur von Gaben, d. h. Schen⸗ 
ungen. 


64 Th. I. Tit. 12. §. 9. 16. 


3 w oͤlfter Titel. 


Von den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, 


F. 9. 


welche aus Verordnungen von Todeswegen 
entſtehen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Teſtamenten und Codieillen. 


$. 180. So weit Jemand unter Lebendigen ſein 
Vermögen zu verſchenken fähig und berechtigt 
iſt, ſo weit kann er in der Regel auch auf den 
Todesfall Verfuͤgungen daruͤber treffen. 


Kulm. Recht III. 8. 8. S. 123. 
Willkuͤhr II. 5. 6. 1. S. 99. 
Vergl. Zuſatz zu I. 11. 1063. 1066. 


§. 181. Unverheirathete Minderjährige, ohne 
Unterſchied des Geſchlechts, welche das ein und 
zwanzigſte Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt ha⸗ 
ben, koͤnnen letztwillige Verordnungen guͤltig nicht 
errichten. £ mE 

Das Kulm. Recht, III. 8. 1. S. 120. ſpricht allen 
denen, ſo zu ihrem Verſtande, d. i. zu 21 Jahren noch 
nicht kommen ſind, das Recht ab, letztwillige Verordnun⸗ 
gen zu errichten; die Willkühr II. 6. 2. ©. 99. nimmt 
von den „Unmuͤndigen Perſonen, ſo das 21. Jahr ihres 


Alters noch nicht beſchloſſen haben, und deshalb die Macht, 


. Teſtamente zu ordnen, nicht haben, diejenigen Perſonen 


aus, welche ſich im rechtmaͤßigen Eheſtande befinden.“ 
Das Miniſterialreſcript vom 27. Oct. 1826 hat die Vor⸗ 


ſchrift der Willkuͤhr beſtaͤtigt. 

§. 182. Minderjährige, welche für großjaͤhrig 
erklaͤrt worden, haben dadurch auch hinſichts der 
Faͤhigkeit, letztwillige Verordnungen zu errichten, 
die Rechte der Großjaͤhrigen erlangt. / 

Willkühr II. 6. 2. S. 99. 

Das Recht, letztwillig zu verordnen, iſt nicht bloß den⸗ 
jenigen, welche unter gerichtlicher Vormundſchaft ſtehen, 


Erwerb. des Eigenthums von Todeswegen. H. 19 — 27. 65 
ſondern allen Perſonen unter 21 Jahren verſagt; daraus 
folgt, daß, wenn der Vater ſeinen Willen, ſeinen 20 Jahr 
alten Sohn der vaͤterlichen Gewalt zu entlaſſen, mit Be⸗ 
ſtimmung des Sohnes, bei dem vormundſchaftlichen Ges 
richt verlautbart, der Sohn dadurch nach II. 2. 216. das 


Recht erlangt, letztwillig zu verordnen. 


$. 183. Die Unfähigkeit, letztwillig zu verord⸗ 
nen, hoͤrt mit dem zuruͤckgelegten 24. Lebensjahre 
auf, ohne daß es darauf ankommt, ob der gewe⸗ 
ſene Pupille ſeinen Vormund bereits quittirt habe, 
oder nicht. ; 0 
Kulm. Recht IV. 14. 13. S. 195. FR. 
§. 184. Frauensperſonen koͤnnen ohne Zuzie⸗ $6. 19. 
hung eines Beiftandes ein gültiges Teſtamenk nicht 101. 
errichten. ki 
H. 185. Iſt das Teſtament ſchriftlich verfaßt 
und gerichtlich uͤbergeben, ſo muß der Beiſtand 
daffelbe geleſen haben. . 
Willkühr II. 6. 2. S. 100. > 
Dieſe Vorſchriften der Willkuͤhr dürften als aufgehoben 
zu betrachten ſein, nicht deshalb, weil der Beiſtand eine 
Art von Geſchlechtsvormund iſt, ſondern weil hinſichts 
der Form der gerichtlichen Teſtamente, nach dem Reſcript 
vom 7. Jul. 1804, ausſchließlich die Vorſchriſten des Allg. 
Landrechts beobachtet werden ſollen. 25 
H. 186. Taubſtumme von Geburt koͤnnen guͤl. $- 28. 
tige Teſtamente nicht errichten. 


Kulm. Recht III. 8. 1. S. 120. 
Willkuͤhr II. 6. 2. S. 100, = 


$. 187. Perſonen, welche für Verſchwender g. 27. 
erklart (zu Stadtkindern gemacht) und unter Cu⸗ 
ratel geſetzt worden, koͤnnen waͤhrend der Vor⸗ 
mundſchaft ohne obrigkeitliche Erlaubniß uͤber ih⸗ 
ren Nachlaß rechtsbeſtaͤndig nicht verordnen. 

Das Kulm. Recht, III. 8. 1. S. 120. ſpricht dem 
Verſchwender das Recht zu teſtiren unbedingt ab; die 
Willkͤhr, II. 6. 2. S. 100. beftätigt dies zwar, jedoch mit 
dem Beifügen: „es wäre denn, nach vorgängiger obrig⸗ 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd, III. 5 


0 


66 Th. I. Tit. 12. §. 66 — 72. 


keitlicher Erlaubniß.“ Nach der Danziger Verfaſſung von 
1793 war der Rath die hoͤchſte ſtaͤdtiſche Obrigkeit und 
zugleich die Vormundſchaftsbehoͤrde; angenommen, daß zu 
letztwilligen Verfuͤgungen eines Verſchwenders nur die Ein⸗ 
willigung der Vormundſchaftsbehoͤrde erforderlich ſei, ſo 
fraͤgt ſich, in wie weit das vormundſchaftliche Gericht 
feine Einwilligung zu ertheilen befugt ſei? Ohne Zweifel, 
in fo weit ſolches das Allg. Landrecht in den 88.27 — 34. 
geſtattet; alsdann wuͤrde aber doch immer dem Teſtamente 
das Geſuch des Verſchwenders, die Pruͤfung des vor⸗ 
mundſchaſtlichen Gerichts und deſſen ausdruͤckliche Einwil⸗ 
ligung vorausgehen muͤſſen. Indeſſen iſt der Geſetzgeber 
die hoͤchſte Obrigkeit, und da dieſer den Verſchwendern 
die, wiewohl beſchraͤnkte, Erlaubniß, zu teſtiren, durch das 
Allg. Landrecht bewilligt hat, ſo duͤrften ſtatt des Kulm. 


Rechts und der Willkuͤhr die Vorſchriften deſſelben gelten. 


56.66. H. 188. Hinſichts der Form gerichtlicher Te⸗ 


139. 


ſtamente ſollen ausſchließlich die Vorſchriften des 
Allg. Landrechts und deren Declarationen ꝛc. zur 
Richtſchnur dienen. 
Reſcript v. 7. Jul. 1804. — Patent v. 9. Sept. 1814. §. 7. 
$. 189. In der Regel find nur gerichtlich auf⸗ 


genommene oder gerichtlich uͤbergebene letztwillige 


8.72. 


Verordnungen gültig. 

Willkuͤhr II. 6. 1. S. 99. (Die Ausnahme ſiehe beim $. 85.) 

$. 190. Wer vor dem Land⸗ und Stadtgerichte 
zu Danzig eine letztwillige Verordnung oder Ehe⸗ 
vertrage, durch welche die geſetzliche Guͤtergemein⸗ 
ſchaft oder die geſetzliche Erbfolge ausgeſchloſſen 
wird, errichten will, muß zur Kaͤmmereikaſſe eine 
Abgabe „zu Wegen und Stegen“ von ſechs Gul⸗ 
den zwanzig Groſchen Danziger Geld (1 Kthlr. 
20 Sgr.) entrichten. En 

Willkühr IL 6. 4. S. 101. und II. 6. 10. S. 103. 

$. 191. Zu dieſer Abgabe iſt auch derjenige 
verpflichtet, welcher ‚für feine Perſon ſonſt den 
Statutarrechten nicht unterworfen iſt. 

Reſcript v. 2. Aug. 1814. 


* 


Erwerb. des Eigenthums von Todeswegen. §. 85 — 113. 67 


§. 192. Wenn dergeſtalt Gefahr im Verzuge 89. 85. 
iſt, daß die Herbeikunft eines ordentlichen Richters 99 
nicht abgewartet werden kann, ſo duͤrfen letzte 
Willenserklaͤrungen auch vor dem Gerichtsſchreiber 
(Actuar, Secretaͤr, Notar) und zwei glaubwuͤr⸗ 
digen Zeugen, und wenn auch der Notar nicht zu 
erlangen iſt, vor drei Zeugen, muͤndlich oder ſchrift⸗ 
lich errichtet werden. | 
$. 193. Es find alsdann die Vorſchriften der 
88. 95. 97. dieſes Titels zu befolgen. 
$. 194. Verſtirbt der Teſtator, bevor ſolches 
geſchehen, ſo benimmt dieſer Mangel dem letzten 
Willen nicht ſeine Kraft. f 
ö Willkühr II. 6. 13. S. 105. N 
§. 195. Dieſe Vorſchriften finden auch bei 
denjenigen ſtatt, welche durch anſteckende Krank⸗ 
beiten oder Kriegsgefahr verhindert werden, ſich 
des richterlichen Amtes zu bedienen. 
Kulm. Recht III. 8. 5. S. 122. 
Willkühr I, 6. 3. S. 100. 8 . 
§. 196. Die Zeugen muͤſſen eidlich vernom⸗ $. 95. 
men werden. 5 
Widkühr II. 6. 3. S. 100. 
9. 197. Ein dem Gerichte verſchloſſen uͤberge⸗ ss. 101. 
benes Teſtament muß vom Teſtator eigenhändig 113. 
unterſchrieben, Vor⸗ und Zuname ausgedruckt, und 
die Schrift mit ſeinem gewoͤhnlichen Siegel be⸗ 
ſiegelt ſein. f 
§. 198. Kann der Teſtator nicht ſchreiben, ſo 
mag er den Aufſatz von einem Andern ſchreiben 
und unterſchreiben laſſen, er muß aber dabei er⸗ 
klaͤren, daß ihm der Aufſatz vorgeleſen und feinem 
Willen gemaͤß verfaßt ſei. Die Beſiegelung kann 
im Nothfalle unterbleiben. N 


Kulm. Recht III. 8. 6. S. 121. 5 } 
Willkühr II. 6, 11. S. 105. a 
5 


8 Th. I. Tit. 12. §. 101 — 161. 


8. 101. 


8. 118. 


Ob dieſe Vorſchriften durch das Reſcript vom 7. Jul. 
1804 fuͤr aufgehoben zu achten, iſt zweifelhaft. 5 

§. 199. Das dem Gericht verſchloſſen uͤberge⸗ 
bene Teſtament darf von demjenigen, welchem dar⸗ 
in ein Vermaͤchtniß zugewendet wird, nicht ge⸗ 
ſchrieben, und die leeren Stellen in dem ſonſt 
vom Teſtator geſchriebenen Teſtamente duͤrfen vom 
Legatar durch Beifuͤgung ſeines Namens oder der 
vermachten Summe nicht ausgefuͤllt werden. 

$. 200. Iſt ſolches dennoch geſchehen, fo wird 
das Vermaͤchtniß dadurch unkraͤftig. 

§. 201. Hat jedoch der Erblaſſer unter das 
vom Legatar geſchriebene oder ausgefuͤllte Teſta⸗ 
ment eigenhaͤndig vermerkt, daß ſolches mit ſei⸗ 
nem 3 und Willen geſchehen fet ,- N bleibe 
das Teſtament bei Kräften. 

Willkühr II. 6. 16. S. 107. g 

§. 202. Blinde koͤnnen gueti vor 
acht Zeugen, unter den im roͤmiſchen Recht vor⸗ 
geſchriebenen Füemlichkziten teſtiren. N 

Kulm. Recht III. 8. 7. S. 

Nach Hanow's Aunterkung ab dieſe Art ai teftiren 
ſchon zu feiner Zeit außer Gebrauch, und da nach dem 
Zuſatze zu $. 66. dieſes Titels alle letztwillige Verord⸗ 


nungen in der Regel gerichtlich errichtet werden ſollen, ſo 


F. 133. 


$. 161. 


ſcheint obige Vorſchrift des Kulm. Rechts dadurch in Dan⸗ 
zig aufgehoben ſein. 

§. 203. Durch das Teſtament einer Frauens⸗ 
perſon kann der dabei zugezogene Beiſtand (fiehe 
Zuſatz zu H. 19.) rechtsbeſtaͤndigerweiſe weder zum 
Teſtamentsexecutor beſtellt ne mit einem gan 


bedacht werden. 
Willkuͤhr II. 6. 2. S. 100. 


$ 204. Ein außergerichtlicher Aufſaßz, in er 
chem einer frommen Anſtalt etwas vermacht wird, 
iſt guͤltig, wenn er vom Teſtator vor zwei Zeugen 


anerkannt wird. 
Kulm. Recht III. 8. 9. S. 128. 


1 \ 
x 


Th. I. Tit. 12. F. 216 — 242. Tit. 13. 9.76 —100. 69 


„205. Wenn binnen Jahresfriſt nach dem 5. 216 
notoriſchen Ableben des Teſtators niemand die Erz — 218. 
oͤfnung des letzten Willens nachgeſucht hat, fo 
muß der Richter denjenigen, welcher dazu ver⸗ 
pflichtet iſt, dazu auffordern. 

$. 206. Geht hiernaͤchſt der Antrag auf Er⸗ 
oͤfnung des letzten Willens binnen ſechs Wochen 
nicht ein, ſo muß der Richter mit der Eröffnung 
von Amtswegen verfahren. 

Willkühr II. 6, 11. S. 105, 

§. 207. Ein letzter Wille kann nur binnen g. 242, 
Jahr und Tag nach erfolgter Publication ange 
fochten werden. Sr 

F. 208. Doch iſt derjenige, welcher wegen 
ſeiner Abweſenheit oder ſonſt ſeine Rechte nicht 
hat wahrnehmen koͤnnen, befugt, auf Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand anzutragen. 


Kulm. Recht III. 8, 19. S. 127. 
Wit II. 6. 15. S. 106. A 


Dreizehnter Titel. 


Von Erwerbung des Eigenthums der Sachen 
und Rechte durch einen Dritten. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Vollmachtsauftec gen, 


5 209. Bei Darlehen beträgt das Maͤkler⸗ 5 76. 
lohn vom Hundert fuͤnf Groſchen Danziger Geld 
(1 Silbergroſchen 3 Pfenninge). 

Willkuͤhr II. 2. 11. S. 78. 

§. 210. Die Aelteſten der Kauſmanpſchaft zu sg. 99. 
Danzig bebörfen zur Vollziehung der Angelegen⸗ 19. 


* 


6. 109, 


8. 159. 


70 Th. I. Tit. 13. 5. 109. 159. Tit. 14. F. 245.374. 


beiten und Geſchaͤfte der Kaufmannſchaft keiner 
Specialvollmacht. er 
1522.8. 130) Kaufmannſchaft vom 25. April 1822. (Geſetz⸗ S. 


8: 211. Zum Antrage auf Arreſtanlegung muß 
ſich der Bevollmaͤchtigte durch Specialvollmacht 
legitimiren. > 

Willkühr II. 3. 7. S. 88. . 

$. 212. Der einem Andern ertheilte Auftrag, 
Geſchaͤfte für ihn oder ſtatt feiner zu betreiben, 
erloͤſcht, wenn er nicht binnen Jahresfriſt erneuert, 
oder dieſer Verjährung ausdruͤcklich entſagt wird. 


Proceßvollmachten bedürfen jedoch der Erneuerung 


F. 248. 


nicht. 
Kulm. Recht II. 5. 10. S. 565. 


Vierzehnter Titel. 


Von Erhaltung des Eigenthums und der Rechte. 


Dritter Abſchnitt. 
Von Cautionen und Buͤrgſchaften. 


§. 213. Einen Juden, welcher das Preuß. 
Staatsbuͤrgerrecht nicht hat, iſt der Chriſt wider 
ſeinen Willen zum Buͤrgen anzunehmen nicht ver⸗ 


pflichtet. 


$. 374. 


Kulm. Recht IV. 12. 2. S. 187. 

Doch iſt hier eigentlich nur von der Sicherheitöbeftels 
lung oder Bürgfchaft in Criminalfaͤllen und von der cau- 
tio de judicio sisti die Rede. 


§. 214. Mehrere, welche ſich fuͤr einen Haupt⸗ 
ſchuldner nicht bloß gemeinſchaftlich, ſondern auch 
unter der Clauſel: Sammt und ſonders, 
oder: Alle für Einen und Einer für Alle, 
verbürgen, ſind dem Glaͤubiger ſolidariſch verhaftet. 

§. 215. Dies find zwar auch diejenigen, wel⸗ 


s > 
Tit. 15. §. 17. Von Verfolgung des Eigenthums, 71 


che ſich ohne jene Clauſel, jedoch gemeinſchaftlich, 
fur den Hauptſchuldner verbuͤrgt haben. f 
. 216. Wenn aber in dieſem Falle ein ein⸗ 
zelner Mitbuͤrge fuͤr das Ganze in Anſpruch gez: 
nommen wird, ſo kann er auf die Rechtswohlthat 
der Theilung antragen. 

§. 217. Vermoͤge derſelben muß der Glaͤubi⸗ 
ger erſt jeden einzelnen Mitbuͤrgen fuͤr ſeinen An⸗ 
theil belangen. 

§. 218. Nur in ſo weit, als der Glaͤubiger 
auf dieſem Wege (ohne ſeine Schuld) zu ſeiner 
Befriedigung nicht gelangt, iſt der Mitbuͤrge fuͤr 
den Ausfall aufzukommen verpflichtet. 

Kulm. Recht IV. 10. 3. S. 184. 8 8 


Funfzehnter Titel. 
Von Verfolgung des Eigenthums. 


§. 219. Der wahre Eigenthuͤmer kann die 9. 17. 

ohne feinen Willen aus ſeinem Gewahrſam ges 
kommene Sache von jedem Inhaber unentgeltlich 
zuruͤckfordern. 
FS. 220. Dem Inhaber bleibt in dieſem Falle 
bloß das Recht vorbehalten, von demjenigen Er⸗ 
ſatz zu fordern, von welchem er die Sache uͤber⸗ 
kommen hat. N f 

§. 221. Hat dagegen der Eigenthuͤmer die 
Sache einem Andern übergeben (verpfändet, in 
Verwahrung oder zur Verwaltung anvertraut): ſo 
iſt er nicht befugt, ſie, wenn ſie in den Beſitz 
eines Dritten gelangt iſt, von dieſem zuruͤckzu⸗ 
fordern. g a 

§. 222. Selbſt wenn ſie demjenigen, welchem 
er den Beſitz eingeräumt hat, wider deſſen Wil⸗ 
len entfremdet worden, kann der Eigenthuͤmer ſie 
von einem Dritten nicht zuruͤckfordern. 


7 + Th. I. Tit. 15, 6. 47 


H. 223. Selbſt nicht vom unredlichen Beſitzer. 

§. 224. Sondern er kann nur von demjeni⸗ 
gen, welchem er die Sache uͤbergeben hat, ver⸗ 
langen, daß er ſie zuruͤckſchaffe oder ihn entſchaͤ⸗ 
dige. 

$ 225. Derjenige, welchem die Sache vom 
wahren Eigenthuͤmer uͤbergeben iſt, kann ſie, wenn 
ſie ihm ohne ſeinen Willen entfremdet worden, 
von jedem Inhaber oder Beſitzer unentgeltlich zu: 
ruͤckfordern. 5 9 

9, 226. Iſt jedoch derjenige, welchem der 
wahre Eigenthuͤmer ſeine Sache anvertraut hat, 
mit Zuruͤcklaſſung derſelben flüchtig geworden, fo 
kann ſie der wahre Eigenthuͤmer aus ſeinem zu⸗ 
ruͤckgelaſſenen Vermoͤgen unentgeltlich zuruͤckfordern. 

§. 227. Iſt die Sache einem Dritten ver⸗ 
pfaͤndet, der Verpfaͤnder aber fluͤchtig geworden 
oder unvermoͤgend verſtorben, ſo kann der Eigen⸗ 
thuͤmer die Sache vom Pfandbeſitzer nur gegen 
deſſen Befriedigung zuruͤckfordern. 

§. 228. Wenn derjenige, welchem eine Sache 
geliehen iſt, ſelbige verpfaͤndet oder veraͤußert 
hat: ſo kann der Eigenthuͤmer ſie von dem drit⸗ 
ten Beſitzer in dem Falle zuruͤckfordern: 

1. wenn der Dritte wußte, daß die Sache nur 
geliehen war; \ Ku 
2. wenn er fie unentgeltlich uͤberkommen hat. 

Kulm. Recht III. 5.1. S. 115. — III. 5. 8. S. 116, 
IV. 2. 3. S. 150. — IV. 4. 7. S. 185.1 V. 4. 2. S. 164. 

Obige Grundſaͤtze gehen zus den angefuͤhrten Stellen, 
wenn man ſie mit einander vergleicht, ſehr deutlich her⸗ 
vor, ſie ſind aber in den Hanow'ſchen Anmerkungen ganz 
falſch ausgelegt, weil Hanow in der erſten Stelle unter 
den Worten „wie auch“ nicht, wie es nach dem Zuſam⸗ 
menhange geſchehen muß, den Sinn gefunden hat: 

wie auch dem Herrn des Guts nicht freiſteht, fein 

Gut zu vindiciren, wenn Tertius u. ſ. w. Ale 


— 


Tit 15. F. 25, 26. Tit 16. g, 54 61. 3 . 
Eben fo ift in der letzten Stelle das Wort „oder“ falſch 5 
2 n 


verſtanden, und der Sinn vielmehr der: 3 KK 

Niemand darf fremdes Gut verpfänden, ausgenommen, 

1. wenn es fein Eigenthum geworden ift, N 

2. wenn er den Beſitz deſſelben rechtmäßig erworben 

hat, insbeſondere ; 
3. 5 a 15 ihm anvertraut (zur Verpfaͤndung gege⸗ 
en) iſt. ö 

Dieſem Allen widerſpricht auch keineswegs das Kulm. 
Recht IM. 5. 3. ©. 116., denn dieſe Stelle hat nur die 
Criminalſtrafe (das Gewette) zum Gegenſtande, der Schluß 
dieſes Capitels ſtimmt aber mit dem Allg. Landrecht I. 
15. 28 ꝛc. überein. . 1 

§. 229. Wer die dem rechtmaͤßigen Beſitzer 59.25.26. 
geſtohlne oder geraubte Sache durch einen laͤſtigen 5 
Vertrag redlicherweiſe an ſich gebracht hat, muß 
ſie zwar demſelben, wenn ſie binnen 31 Jahren, 
6 Wochen und 3 Tagen zuruͤckgefordert wird, un⸗ 
entgeltlich zuruͤckgeben; i 

§. 230. Er kann aber von demjenigen Ent⸗ 
ſchaͤdigung verlangen, von welchem er die Sache 
erworben hat. N J 5 


Kulm. Recht III. 2. 3. S. 110. — III. 5. 2. S. 115. 
Vergl. Zuſatz zu I. 9. 579. 584. 5 


Sechszehnter Titel. a 
Von den Arten, wie Rechte und Verbindlichkei⸗ 
ten aufhoͤren. e 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Zahlung. 
§. 231. Einem Danziger Bürger, welcher die 8.54.64. 
eingeklagte Schuld anerkennt und ſich zur Zah⸗ 
lung erbietet, muß dazu, ohne Sicherheitsbeſtel⸗ 


lung, eine Friſt von 14 Tagen bewilligt werden. 
Wiukühr I. 4. 2. S. 87. . 


1 
u 


7% Th. I. Tit. 16. 6. 56. 57. 5 


5. 56. §. 232. Darlehen iſt der Schuldner befugt 
noch vor Ablauf der Zahlungszeit zuruͤckzuzahlen. 
Kulm. Recht IV. 1. 2. S. 146. und IV. 15. 1. S. 196. 
Hanow fuͤgt zwar in der Anmerkung die Einſchraͤn⸗ 
kung hinzu: „wenn dem Andern dadurch kein Schade zu⸗ 
gefügt wird;“ zu dieſer Einſchraͤnkung fehlt aber die geſetz⸗ 
liche Vorſchrift. Vergl. Zuſatz zu 1. 11. 758. 
5.57. H. 233. Alle Schuldklagen aus Obligatio⸗ 
nen des Danziger Freiſtaats oder aus unverbrief⸗ 
ten Forderungen an denſelben, bleiben ſuspendirt. 
Cabinetsbefehl v. 28. Jul. 1820. 
§. 234. Dagegen bleibt der Weg Rechtens 
unverſchraͤnkt wegen aller Anſpruͤche an die Stadt⸗ 
gemeinde Danzig und an einzelne, zum Gebiete des 
Freiſtaats gehoͤrige Landgemeinden, welche ſie, ohne 
Beziehung auf den vorigen Staatsverband, als 
Gemeinden zu vertreten haben. 
Publicand. v. 13. Aug. 1823. 
H. 235. Wegen rechtskraͤftiger Forderungen an 
die Stadt Danzig findet die Execution nicht ſtatt; 
§. 236. Ausgenommen wegen der ſeit 1. Jan. 
1826 laufenden Zinſen von ſaͤmmtlichen Capitals» 
ſchulden, welche vertrags- oder judicatmaͤßig feſt⸗ 
ſtehen oder noch feſtgeſtellt werden, wenn fie die 
Stadteommun zur Verfallzeit nicht puͤnktlich ab⸗ 
traͤgt. ö 
e v. 17. Jun. 1826. 8 
§. 237. Alle nach dem koͤnigl. Cabinetsbefehle 
vom 24. April 1824 (Geſetz⸗S. 1824. S. 82.) 
zu berichtigenden Forderungen und Anſpruͤche an 
den ehemaligen Freiſtaat Danzig, mit Einſchluß 
der, waͤhrend der Dauer deſſelben entſtandenen 
Forderungen an die dortige Stadtgemeinde, ſind 
erloſchen, wenn fie bis zum 30. Nov. 1825 bei 
der Schuldenregulirungscommiſſion daſelbſt zur 
Verification nicht angemeldet ſind. 


Aufhören der Rechte und Berbindlchkeiten. F. 60 — 159. 75 


§. 238. Ausgenommen bleiben die Forderun⸗ 
gen aus ſogenannten Frankenſcheinen und fuͤr 
Vorſpannlieferungen, welche einer beſondern Re⸗ 
gulicung beim Magiſtrate zu Danzig vorbehalten 
ind. ) 
' Cabinetsbefehl v. 25. Jun. 1825. (Geſetz⸗S. 1825. S. 162.) 
§. 239. Die Schulden des vormaligen Frei⸗ 
ſtaats Danzig ſind hiernaͤchſt auf den Betrag von 
11,992,602 Rthle. 26 Sgr. 10 Pf. verificirt. 
Publicand. v. 15. Mai 1827, 
§. 240. Die Schuldſcheine der Stadt Danzig 
uͤber dieſe Schulden koͤnnen nicht abgezweigt, auch 
kann deren theilweiſe Zahlung nicht gefordert 
werden. 55 a 
Miniſterialreſcr. v. 6. April 1829. i 4 
§. 241. Die in den koͤnigl. Cabinetsbefehlen g. 60. 
vom 13. Aug. und 17. Nov. 1813 enthaltenen d 
Beſtimmungen wegen Suspenſion der Executionen 
gegen die Grundbeſitzer auf Capitals- und Zinſen⸗ 
forderungen, finden auf die Grundbeſitzer des vor⸗ 
maligen Freiſtaats Danzig nicht Anwendung. 
Reſcript v. 27. Mai und 18. Jun. 1814. 
§. 242. Hat der Schuldner die Zahlung aus sg. 151 
druͤcklich auf eine beſtimmte Poſt geleiſtet, fo muß — 59. 
ſich der Glaͤubiger ſolches gefallen laſſen. 
Kulm. Recht IV. 18. 4. S. 197. 
§. 243. Hat der Schuldner die Poſt nicht 
genannt, fo ſteht es in der Wahl des Gläubigers, 
auf welche Schuld er die Zahlung verrechnen wolle. 
§. 244. Doch muß er die Zahlung auf die 
dem Schuldner laͤſtigſte Poſt vorzugsweiſe ver⸗ 
rechnen. . N 
Kulm. Recht IV. 15. 4. S. 197. 
g. 245. Die Forderungen der Landleute des 
Gebiets des vormaligen Freiſtaats, welche aus Or⸗ 
donnanzfuhren und aus Lieferungen des Jahres 1811 


76 z. I 8.16. f. 151 — 150. 


herruͤhren, muͤſſen zuvoͤrderſt gegen die Ruͤck⸗ 
ſtaͤnde zur gezwungenen Anleihe, ſodann gegen 
die Ruͤckſtaͤnde bei der Einkommenſteuer und beim 
Kopf- und Garniſongelde, und endlich gegen 
ihre Ruͤckſtaͤnde zur Kaͤmmereicaſſe an Zinſen, Hu⸗ 
fencontribution und Pachtgefaͤllen, jedoch die Ruͤck⸗ 
ſtaͤnde an das Bauamt und an die Kaͤmmerei nur 

bis 11. Nov. 1841 verrechnet werden. N 
H.. 246. Diejenigen Landleute, welche gar keine 
Ruͤckſtaͤnde, oder weniger Reſte, als der Beitrag 
zur gezwungenen Anleihe von 380,000 Franken 
und die für Vorſpann zu zahlende Vergütung be- 
traͤgt, zu verrechnen haben, konnten die Verrech⸗ 
nung auch auf die Grundzins⸗, Pacht- und Hu⸗ 
fencontributionsgefaͤlle ausdehnen, welche für 1811 
und die folgenden Jahre zu bezahlen waren. 

§. 247. Dagegen muͤſſen diejenigen Landleute, 
welche ſchuldenfreie Hoͤfe, oder außer ihren Hoͤfen 
noch ausſtehende Hypothekencapitalien beſaßen, zu 
der gezwungenen Anleihe von 380.000 Franken 
aber weniger beigetragen haben, als ihre Ruͤck⸗ 
ſtaͤnde bei den übrigen Caſſen ausmachten, ihre 
Ruͤckſtaͤnde zur gezwungenen Anleihe, an andern 
Abgaben und an Kaͤmmereigefaͤllen, zur Kaͤmme⸗ 
reicaſſe nachzahlen. N ; 

Ordnungsſchluͤſſe v. 2. Oct. 1811 und 5. Oct. 1812. a 

Ueber die gezwungene Anleihe von 380,000 Franken 
wurden Scheine ertheilt, und dieſe Scheine ſind die im 
Cabinetsbefehl vom 25. Jun. 1825 erwaͤhnten Franken⸗ 
ſcheine. Zu obigen Beſtimmungen über die Verrechnung 
von Forderungen an den Freiſtaat mit Abgabenruͤckſtaͤn⸗ 


den wat Übrigens die Regierung des Freiſtaats nach den 
oben angeführten Vorſchriften des Kulm. Rechts, geſetzlich 
ſelbſt als Privatperſon, und abgeſehen von ihrer Befug⸗ 
niß, Geſetze zu geben, berechtiget. Dieſe Vorſchriften ha⸗ 
ben noch jetzt praktiſchen Werth, denn der Magiſtrat for⸗ 
dert noch immer Abgabenreſte ein, uͤber deren Compen⸗ 
ſation Streit entſteht. Durch den königl. Cabinetsbefehl 


4 
/ 


} 


Th. I. Tit. 16. 8.408. 418. Tit. 17. b. 88. 123. 77 


vom 5. Dec. 1829 iſt jedoch der Magiſtrat von dem Be⸗ 
triebe des bisher geleiteten Verfahrens zur Ermittelung 
und Feſtſtellung der Forderungen an den ehemaligen Frei⸗ 
ſtaat aus Frankenſcheinen und fuͤr Vorſpannleiſtungen, 
ſo wie zur Einziehung der im vormaligen Gebiete des 
Freiſtaats ausſtehenden, zur Berichtigung jener Paſſiv⸗ 
Forderungen überwiefenen: Abgabenruͤckſtaͤnde gänzlich ent 
bunden, die Angelegenheit dem Rechtsgange und der ges 
richtlichen Verhandlung entzogen, und aus der Regie⸗ 
rung zu Danzig eine Commiſſion zur nachtraͤglichen Re⸗ 
gulirung dieſer Angelegenheit als Kriegsſchuldenſache, er⸗ 
richtet worden, wonaͤchſt vermittels adminiſtrativer Feſt⸗ 
ſtellung die Activ- und Paffiv- Maffe definitiv abgeſchloſ⸗ 
ſen werden ſoll. Doch hat ſich die königl. Regierung zu 
Danzig in ihrem Schreiben vom 8. Febr. 1830 mit dem 
koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte dahin einverſtanden erklart, 
daß die Rechtsſachen wegen ruͤckſtaͤndigen Exemtionsſerviſes 
auch ferner bei den Gerichten zu verhandeln find. (Gen.⸗ 
Acten R. 15. Nr. 506.) i 


Achter Abſchnitt. 
i Von Vergleichen. ; RER 
8. 248. Ueber den Inhalt eines Teftaments g. 208. 
findet kein Vergleich ſtatt. 5 128885 
§. 249. Ueber kuͤnftige Alimente kann kein g. 41. 


rechtsguͤltiger Vergleich geſchloſſen werden. 
Kulm. Recht IV. 13. 2. S. 188. f 


Siebenzehnter Titel“ 
Vom gemeinſchaftlichen Eigenthume.. 
Erſter Abſchnitt. 
Vom gemeinſchaftlichen Eigenthume überhaupt, | 
ER 250. Wenn zur Gemeinſchaft untheilbare gg. 88. 
Gegenſtaͤnde, beſonders Grundſtuͤcke gehoͤren, fo 128. 
muß derjenige, welcher die Aufhebung der Ge⸗ 


Be, 
f 9125. 


9. 189, 


„219. 
B 261. 


8 ß. I. Lit 17. . 90.— 261. 


meinſchaft verlangt, den Preis beſtimmen, und 
die uͤbrigen Theilnehmer haben alsdann die Wahl, 
ob ſie die Sache fuͤr dieſen Preis ſelbſt behalten 
und jenen in Gelde abfinden, oder ihm die Sache 
fuͤr den Preis uͤberlaſſen wollen. € 

Kulm. Recht III. 10. 13. S. 143. Vergl. jedoch Wit, II. 
6. 23. S. 109. 

Man nannte dieſes Verfahren Kuhr und Satz, 
und das Preuß. Landrecht von 1721 hat daſſelbe V. 14. 
1. 2. S. 272. beibehalten. 

§. 251. Wenn zum Nachlaſſe ein erbliches 
Schulzengut gehoͤrt, ſo hat auf daſſelbe der maͤnn⸗ 
liche Erbe, wofern er zum Schulzenamte tuͤchtig, 


vor den weiblichen Miterben ein Vorzugsrecht. 
Kulm. Recht III. 9. 19. S. 137. 


Dritter Abſchnitt. 


Von Gemeinſchaften, welche durch Vertra 
entſtehen. 8 

§. 252. Iſt im Vertrage abgemacht, daß ein 
oder mehrere Mitglieder Geldbeitraͤge leiſten, an⸗ 
dere aber ſtatt der Geldbeitraͤge beſtimmte Ge⸗ 
ſchaͤfte gegen einen Antheil am Gewinne uͤberneh⸗ 
men ſollen: ſo nehmen diejenigen, welche Geld⸗ 
beitraͤge geleiſtet haben, ſelbige bei Aufloͤſung der 
Geſellſchaft zurück, und die übrigen müffen ſich 
mit dem, ihnen zukommenden Antheile am Ge⸗ 
winne "begnügen. i 

§. 253. SR ſtatt Gewinnes Verluſt entſtan⸗ 
den, ſo traͤgt ſelbigen derjenige, welcher die Geld⸗ 
beiträge geleiſtet hat. 
Kulm. Recht IV. 8. 11. S. 179. a 
$. 254. Die Hauptrechnung muß, wen nicht 
ein Anderes verabredet worden, wenigſtens jaͤhr⸗ 
lich gelegt werden. 

Kulm. Recht IV. 8. 6. S. 177. 


Vom gemeinſchaftlichen Eigenthume. $. 245. 270.278. 79 


§. 255. Auch fruͤher kann Rechnungslegung 
gefordert werden, wenn ein gegruͤndeter Verdacht 
der Unredlichkeit, oder auch nur von Unrichtigkei⸗ 
ten obwaltet. 

Ebendaſelbſt. N 
$. 256. Ueberdem hat jedes Geſellſchaftsmit⸗ 
glied das Recht, die Handlungsbuͤcher, ſo oft er 
will, einzuſehen. 

Ebendaſelbſt. 

$. 257. Ein Geſellſchaftsvertrag, wonach Meh⸗ F. 45. 
rere Gelder einlegen und Alle an den Arbeiten 
Theil nehmen, dennoch aber Einer allein den Nu- 
tzen ziehen, der Andere aber allein den Schaden 
tragen ſoll, iſt unverbindlich. f 

Kulm. Recht IV. 8. 2. S. 176. 

H. 258. Der Geſellſchafter iſt vor der verab K. 270. 
redeten Zeit und vor Beendigung des Geſchaͤfts 
zum Austritte befugt: N 

1. wenn die uͤbrigen Geſellſchafter ihre Verbind⸗ 
lichkeiten nicht erfuͤllen; 

2. wenn ſich ergiebt, daß der Zweck der Ge⸗ 

ſellſchaft nicht erreicht werden koͤnne; 

3. wenn derjenige, welcher austreten will, in 
Geſchaͤften der Geſellſchaft eine langwierige 
Reiſe unternimmt. 8 

Kulm. Recht IV. 8. 9. S. 178. 

§. 259. Jede Geſellſchaft wird durch den Tod b. 278. 

eines ihrer Mitglieder aufgeloͤſt. 
§. 260. Die Erben des Verſtorbenen find we⸗ 
der wider ihren Willen verpflichtet, noch wider den 
Willen der uͤbrigen Geſellſchafter berechtigt, die 
Geſellſchaft fortzuſetzen. ö 

$. 261. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, 
wenn im Vertrage ausdrücklich abgemacht iſt, daß 
die Erben in der Geſellſchaft bleiben ſollen. f 
F. 262. Wenn die Geſellſchaft von den Groß⸗ 


% 


Y 


80 hy. I. Tit. 18. 6. 13, 


eltern herkommt und von Anfang an auf gewiſſe 


. 13. 


Familien oder Geſchlechter gerichtet iſt, ſo koͤnnen 
die Erben wider ihren Willen von der Geſellſchaft 
nicht ausgeſchloſſen werden. — 

Kulm. Recht IV. 8. 7. S. 178. 


Achtzehnter Titel. DR 


Vom getheilten Eigenthume. 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Lehen. 


$. 263. Lehenguͤter find nicht vorhanden. 

Was in den Zuſaͤtzen des erſten Bandes zu dieſem 
Abſchnitte geſagt worden, gilt auch vom Danziger Ge⸗ 
biete, denn die Verwandlung der Lehen in Koͤlmiſche Guͤ⸗ 
ter durch das Privilegium von 1476 erſtreckte ſich auch 
auf Danzig. Auf dieſe Art wurden die vom deutſchen 
Orden zu Lehnrechten verliehenen Guͤter Quadendorf, Hoch⸗ 
zeit und Naſſenhof zu Koͤlmiſchen. : ? 

In Danzig werden mehrere Unterbeamtenpoften beim 
Magiſtrate Lehen genannt, aber mit wirklichen Lehen 
haben ſie nichts gemein. as i RE 

Mit den Lehmanns⸗ oder Lanoweguͤtern hat es im 


Danziger Gebiete dieſelbe Beſchaffenheit wie im uͤbrigen 


Weſtpreußen. Kane 
Dagegen find die im Danziger Gebiete häufig, im 
übrigen Weſtpreußen aber nur felten vorkommenden ſo⸗ 
genannten Miethsgerechtigkeiten von fo eigenthuͤm⸗ 
licher Beſchaffenheit, daß ſie einer naͤhern Erwaͤgung be⸗ 
dürfen. Zwar hat der Rathsinſtigator Daniel Vircho in 
Danzig, unter dem Titel: Jus locationis, die Mieths⸗ 
gerechtigkeit ꝛc, eine zu Koͤnigsberg 1755 in Ato gedruckte 
weitläufige und von Gelehrſamkeit ſtrotzende Abhandlung 
uͤber dieſen Gegenſtand geſchrieben; aber durch ſeine Ver⸗ 
wechſelung der ſogenannten Miethsgerechtigkeit mit Koͤlmi⸗ 
ſchen Guͤtern, durch ſeine Uebertragung der Begriffe und 
Grundſaͤtze des römiſchen Rechts auf dieſes altdeutſche 
oder vielmehr altpreußiſche Rechtsinſtitut und durch die 


* 
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unpaſſende Anwendung der Kulmiſchen Handfeſte, hat er 
die an ſich dunkele Sache nur noch verworrener gemacht. 
Schon der deutſche Orden verlieh Laͤndereien zu Mieths⸗ 
recht oder jure locationis, namentlich führt Vircho die 
Dorſſchaften Stuͤblau, Gottswalde, Trutenau, Groß⸗ 
Zuͤnder und Zuchdamm als ſolche an, deren Laͤndereien 
durch die Privilegien der Hochmeiſter Rudolf Koͤnig, Lu⸗ 
ther von Braunſchweig (1334), Weinrich von Kniprode 
und Heinrich Duſemer zu Miethsrecht verliehen ſein ſollen. 
ee Verſchreibung Rudolf Königs über Stuͤblau 
eißt e: 
Henrico de Wernersdorf suisque veris heredibus 
et legitimis successoribus de praescriptis man- 
sis titulo et jure locationis contulimus, dedi- 
mus sex mansos liberos cum officio scultetiae, 
erpetuo libere et hereditarie possidendos.— 
hie seu possessores saepedictae Villae nos- 
trae Stübbelau de quolibet manso unam mar- 
cam cum dimidia, denariorum usualis monetae 
et octo scotos pro pipere et labore in congre- 
gatione et falcation® foeni faciendo, nobis et 
nostris fratribus, singulis annis in carnis privii, 
nomine census tenebuntur. _ 
In den im Jahre 1334 vom Hochmeiſter Luther von 
Braunſchweig uͤber Gottswalde und Trutenau zu Ma⸗ 
bet es ausgefertigten, faſt gleichlautenden Handfeſten 
eißt es: 
Jus locationis in Villa Gottswalde cum quin- 
quaginta (in Villa Trutenau cum quadraginta 
quingue) mansis, quos ipsi in certis locis men- 
surari et assignari fecimus, cum officio scul- 
tetiae, jure Culmensi dedimus, concessimus, 
contulimus et assignavimus titulo et jure lo- 
cationis, perpetuo libere et hereditarie possi- 
derdos. Incolae praefatae Villae nomine cen- 
sus nobis de quolibet manso in festo Martini 
Episc. unam marcam cum dimidia et unum ta- 
lentum piperis persolvere tenebuntur, 
In dep: fpätern, vom Danziger Rathe dem Dorfe Reis 
chenberg ertheilten Privilegium follen die Worte dahin 
lauten: 
Hingegeben und zugeeignet zu deutſchem Kulm. Rechte, 
zu haben, zu befigen und zu ihrem Behage und Profit 
Weſtpreuß. Prob.⸗Recht. Bd. III. 6 


— 


Dieſes erbliche Nutzungsrecht war da 
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zu nutzen und zu gebrauchen, wie Miethsrecht oder 

Miethsgerechtigkeit in zinsbarem Lande mit ſich bringet. 

Hiernach ſcheint die damalige Verleihung zu Mieths⸗ 
rechten nichts Anderes als unſere heutige Verleihung in 
Erbpacht geweſen zu ſein, wiewohl darum nicht alle 
im Allg. Landrechte vorgeſchriebenen Grundſaͤtze über Erb⸗ 
pacht auf die damalige Erbpacht anwendbar ſind. Unter 
Miethe verſtand man zu damaliger Zeit auch Pacht, 
und ſelbſt im Preuß. Landrechte von 1721 wird unter 
Miethe noch Pacht begriffen. Das Miethsrecht war folg⸗ 
lich Pacht, aber erblich verliehen. Daß nur das erbliche 
Pachtrecht bewilligt wurde, geht daraus hervor, daß dem 
Erwerber keineswegs das Eigenthum des Guts, ſondern 
nur das Recht eingeraͤumt wurde, das Land zu beſitzen, 
zu urbaren, zu genießen, zu nutzen und zu gebrauchen. 
s vollſtaͤndige, freie 
Eigenthum des Erwerbers und von der, auch damals uͤb⸗ 
lichen Emphyteuſis beſonders dadurch unterſchieden, daß 
der Erbpaͤchter einen jaͤhrlichen Zins entrichten mußte, wel⸗ 
cher mit dem Gutsertrage in Verhaͤltniß ſtand. Dieſer 
Zins betrug anderthalb Mark fuͤr die Hufe (mansus), im 
Jahre 1334 war aber die Preuß. Mark mit der Koͤlniſchen 
gleich oder doch nicht bedeutend geringer. Anderthalb 
Mark betrugen mithin ungefähr 20 bis 21 Rthlr. unferes 
jetzigen Geldes, und es leidet wohl keinen Zweifel, daß 
vorzüglich in den damaligen Zeiten der Ertrag einer Kul⸗ 


miſchen Hufe Niederungslandes mit dieſem Zinſe in ge⸗ 


hoͤrigem Verhaͤltniß ſtand. f 

In der Folge wurde der Silbergehalt der Preuß. 
Münzen, wiewohl dieſe ihre Benennungen beibehielten, 
von Jahr zu Jahr geringer, ſo daß, wie in der Anmer⸗ 
kung zum §. 54. der Einleitung gezeigt worden, im Jahr 
1528 eine Mark nur noch einen Silbergehalt von 28 
Sgr. 3 Pf. unſeres jetzigen Geldes hatte. Dadurch wurde 


lig aufgehoben, und wenngleich der Rath zu Danzig noch 
1454 bei der Verleihung von Grundſtuͤcken zu Mieths⸗ 
rechten dem Erwerber nicht anderthalb, ſondern vier Mark 
oder auch noch mehr als jährlichen Zins auflegte, fo mußte 
doch die darauf folgende Muͤnzverringerung den Zins mit 
dem Gutsertrage außer Verhaͤltniß ſetzen. 

Von jetzt ab kam nach und nach die urſpruͤngliche 
Beſchaffenheit des erblichen Nutzungsrechtes in Vergeſſen⸗ 


das Verhaͤltniß des Erbpachtzinſes zum Gutsertrage voͤl⸗ 


/ 


Vom getheilten Eigenthume. §. 13. i 83 


heit, und da die Kölmifchen Güter eben fo gut einen 
jährlichen Zins entrichten mußten, fo wurden die Mieths⸗ 
rechte den Koͤlmiſchen Gütern, d. h. vollſtändigem, freiem, 
nur mit einem jaͤhrlichen, mit dem Gutsertrage in keinem 
Verhaͤltniß ſtehenden Zinſe (Grundſteuer) belaſtetem Grund⸗ 
eigenthume gleich betrachtet und gleich behandelt. Se⸗ 
hen wir von den neuern Grundſaͤtzen des Allg. Landrechts 
uͤber Erbpacht und von dem Umſtande ab, daß der Zins, 
welcher den zu Miethsrecht verliehenen Guͤtern auferlegt 
wurde, urſprünglich mit dem Gutsertrage in Verhaͤlt⸗ 
niß ſtand, fo hört aller Unterſchied zwiſchen vollſtaͤndigem 
Eigenthume und erblichem Nutzungsrechte auf, wenigſtens 
hatte dieſer Unterſchied keinen praktiſchen Nutzen, und es 
kann daher nicht befremden, daß er in Vergeſſenheit gerieth. 
Es verſteht fi von ſelbſt, daß das urſprüngliche Vers 
haͤltniß des Miethsberechtigten als Erbpaͤchters laͤngſt ver⸗ 
jaͤhrt iſt und im Wege des Proceſſes nicht wieder herge⸗ 
ſtellt werden kann, und daraus folgt der, zuerſt vom 
koͤnigl. Ober⸗Landesgericht zu Marienwerder in Sachen 
Conrad wider Engelke (o. Nr. 181. rep.) und ſodann 
auch von dem koͤnigl. Geh. Ober⸗Tribunal und von den 
übrigen Gerichten durchweg anerkannte Grundſatz: 
daß die ſogenannte Miethsgerechtigkeit (ſprachrichti⸗ 
ger: Miethsrecht) als ein dem erſten Erwerber gegen 
eine davon zu entrichtende gleichfoͤrmige und beſtaͤn⸗ 
dige Abgabe verliehenes Grundſtuͤck, oder als ein 
Zins gut zu betrachten ſei, deſſen volles und nur mit 
der Abgabe belaſtetes Eigenthum dem Beſitzer gebuͤhrt. 
Allg, Landr. I. 18. 680. 681. 818. 814. Ä 
Diefemnach bedarf 

1. der Miethsberechtigte zu Veräußerungen nicht der 
Einwilligung des Zinsnehmers (So erkannt in Sa⸗ 
chen Giesler wider Schmal am 8. Jan. 1830. Acten 
G. Nr. 338. von 1829. Siehe auch die Acten 2 
116. von 1830); ne 

2. er zahlt bei Veräußerungen Feine Lehenwaare oder 
Laudemium; f 

3. dem Zinsnehmer ſteht kein Vorkaufsrecht zu; 

4. das Gut fällt nicht an den Zinsnehmer, wenn der 
Zins nicht gehörig entrichtet wird, ſondern der Zins⸗ 
nehmer muß die gewoͤhnlichen Grade der Execution 
verfolgen; ar 
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5. Grundſtuͤcke dieſer Art werden wie freies Eigenthum 
vererbt; f 

6. der Zins kann nicht erhoͤhet, wohl aber kann er nach 
den Grundſaͤtzen der Verordnung vom 29. April 1823 
(Geſetz⸗Samml. 1823. S. 73.) abgelöft werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von Erbzinsguͤtern. 


g. 663. H. 264. Ueber den Umfang der Rechte und 
Pflichten des Obereigenthuͤmers und Erbzinsman⸗ 
nes entſcheiden vorzugsweiſe die Ortsgewohnheiten. 

Es iſt merkwuͤrdig, daß die im deutſchen Privatrechte 
fo umſtaͤndlich ausgebildete, und auch im Preuß. Land⸗ 
rechte von 1721 ſehr ausführlich abgehandelte Lehre von 
Erbzinsgütern im Kulm. Rechte und in der Danziger Wille 
Führe ganz übergangen iſt, wiewohl dieſe Art getheilten 
Eigenthums ſowohl in Weſtpreußen uͤberhaupt, als ins⸗ 
beſondere auch im alten Danziger Gebiete ſchon in aͤltern 
Zeiten gar nicht ſelten war. Aus dieſem Stillſchweigen 
folgt jedoch nicht, daß in Ermangelung ausdruͤcklicher 
Statutarrechte geradezu die Vorſchriften des Allg. Land⸗ 
rechts zur Anwendung kommen müßten. Dieſe haben # 
groͤßtentheils die Grundſaͤtze des roͤmiſchen Rechts von der 
Emphyteuſe zur Grundlage, welche aber mit den in Weſt⸗ 
preußen und dem Danziger Gebiete uͤblichen Begriffen 
und Grundſaͤtzen von Erbzinsguͤtern, beſonders von der 
fogenannten Zeitemphyteuſe, oft ganz unvereinbar find. 
Vielmehr fordern die Gewohnheiten des Orts oder Be⸗ 
zirks beſondere Beruͤckſichtigung, zumal ſie meiſtentheils 
ausreichende Entſcheidungsnormen liefern, nur iſt nicht 
zu uͤberſehen, daß die Erbzinsguͤter im Danziger Gebiete 
mit der beim vorigen Abſchnitte angeführten Miethsge⸗ 
rechtigkeit haͤufig ſo zuſammenfallen, daß ſie davon 
nicht mehr zu unterſcheiden ſind. 


h I. Lit 20 9. 5 — 33. 85 
Zwanzigſter Titel. 


Von dem Rechte auf die Subſtanz einer frem⸗ 
den Sache. 


Erſter Abſchnitt. 5 : 
Vom Rechte des unterpfandes. 


§. 265. Wegen Vorſchuͤſſe, welche einem Ans g. 5. 
dern zur Erhaltung ſeiner Sache gemacht worden, 
ſteht dem Gläubiger ein ſtillſchweigendes Pfand⸗ 
recht auf dieſe Sache zu. 5 

Kulm. Recht IV. 4. 4. S. 155. Vgl. Allg. Ger⸗Ordn. I. 50. 424. 

$. 266. Der Schuldner kann die verpfaͤndete 8.10.94, 
Sache rechtsguͤltig weiter verpfaͤnden. 

S. 267. Dieſe weitere Verpfaͤndung darf aber 
den Rechten des erſten Pfandglaͤubigers keinen Ein⸗ 
trag thun. : 

$. 268. Dem ſpaͤtern Pfandglaͤubiger muß die 
fruͤhere Verpfaͤndung bekannt gemacht werden. 

Kulm. Necht IV. 4. 7. S. 156, 

Die Forderung des erſten Glaͤubigers wird, wenn das 
Pfand ein Grundſtuͤck und die Forderung in das Erbbuch 
eingetragen iſt, Pfenningzins, die des zweiten: erſte 
Verbeſſerung, die des dritten: zweite Verbeſſe⸗ 
rung (Ueberbeſſerung) genannt. 

§. 269. Iſt die Bekanntmachung unterblieben, 
fo verliert der erſte Pfandglaubiger fein Vorrecht 
ſelbſt dann nicht, wenn das Pfand dem zweiten 
Pfandglaͤubiger uͤbergeben worden. \ 

Kulm. Recht IV. 4. 8. S. 156. 

§. 270. Wenn der Schuldner den Pfandſchil⸗ 3. 38. 
ling zur beſtimmten Zeit nicht zuruͤckzahlt, ſo kann 5 
der Pfandgläubiger verlangen, daß ihm das Pfand 
gerichtlich uͤbereignet werde. 

Knlm. Recht IV. 4. 5. S. 155. 


( 


\ 
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9. 40. 


9. 45, 


Auf dieſem Grundſatze beruht das vormalige Stroh⸗ 
wiſchrecht wegen der in das Erbbuch eingetragenen For⸗ 
derungen. Durch die Einfuͤhrung der Preuß. Hypothe⸗ 
kenverfaſſung und des in der Proceßordnung Gere 
benen Executionsverfahrens hat das Strohwiſchrecht auf⸗ 


gehoͤrt, aber auch bei beweglichen Pfaͤndern kann obiger 


Grundſatz nicht mehr zur Anwendung kommen, weil er 

durch die Willk. II. 2. 14. S. 80. aufgehoben iſt. 

S. 271. Der antichretiſche Pfandbeſitzer iſt, 

wenn ſolches nicht ausdruͤcklich ausbedungen wor⸗ 

den, nicht ſchuldig, die Nutzungen des Pfandes 

auf das Capital zu verrechnen. 5 . 
Kulm. Necht IV. 4. 9. EB 
Diefer, vom Preuß. Landrechte von 1721 abweichende 


„Grundſatz iſt aus dem alten Kulm., B. 3. Cap. 106, ent⸗ 


nommen. j 5 

H. 272. Wenn der Schuldner in Concurs ver⸗ 
fallen, nachher aber wieder zu Vermögen gelangt 
iſt: ſo koͤnnen ihn diejenigen Glaͤubiger, welche 
ſich beim Concurſe gemeldet haben, wegen ihrer 
damaligen, leer ausgegangenen Forderungen nicht 
wieder in Anſpruch nehmen. N 

Willkühr II. 3. 12. S. 89. 

Zwar enthält die Prozeßordnung Tit. 48. §. 37 ꝛc. ent⸗ 
gegengeſetzte Grundſaͤtze; dieſe beruhen aber in der Haupt⸗ 
ſache auf dem §. 45. dieſes Titels des Allg. Landrechts, 


und wenn dieſes durch das Kulm. Recht ausgeſchloſſen 


iſt, ſo kann man nicht ſagen, daß daſſelbe darum, weil 
derſelbe Grundſatz auch in der Gerichtsordnung ſteht, das 
Kulm. Recht ausſchließe. Die Gerichtsordnung derogirt 
den Statutarrrechten nur hinſichts des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens, und wenn in derſelben eigentliche Rechtsgrund⸗ 
ſaͤtze angefuͤhrt oder aus dem Allg. Landrechte wiederholt 
werden, fo kann es nicht die Abſicht des Geſetzgebers fein, 
die Statutar⸗ oder Provinzialgefege durch dieſe zufälige 
Anfuͤhrung abzuſchaffen, obenein, da ſich bezweifeln laͤßt, 
ob die Grundjäge des Allg. Landrechts uͤber dieſen Gegen⸗ 
ſtand vor denen des Kulm. Rechts in legislatoriſcher Hin⸗ 
ſicht Vorzuͤge haben. 

FH. 273. Hat ſich jedoch der Gemeinſchuldner 


5 


Von dem Rechte auf fremde Sachen. §. 73 — 335. 87 


vor oder waͤhrend des Concurſes dem Perſonalar⸗ 
reſte durch die Flucht entzogen, ſo iſt auch ſein 
neuerworbenes Vermoͤgen den aͤltern Glaͤubigern 


verhaftet. 
Willkühr II. 3. 13. S. 90. f 
H. 274. Siehe Zuſatz I. 15.17. 9. 78. 


§. 275. Der Pfandglaͤubiger iſt berechtigt, das 8$. 90, 
Pfand anderweit zu verpfaͤnden, und bedarf dazu 1“ 
der Einwilligung des Eigenthuͤmers nicht. 

Kulm. Recht IV. 4. 7. S. 156. Vgl. Allg. Landr. I. 20. 74. 

§. 276. Das Pfand kann noch binnen ſechs 8%. 198. 
Wochen nach erfolgter gerichtlicher Kuͤndigung aus. 
geloͤſt werden. - 

Willkühr II. 2. 14. S. 80. ö 8 

§. 277.. Die Handelsleute in Danzig find ber g, 
fugt, mit den Ausländern, welche Waaren und 
Producte dort hinbringen, uͤber die kuͤnftigen Pro⸗ 
ducte ihrer Guͤter und uͤberhaupt uͤber die von ih⸗ 
nen dorthin zu bringenden Waaren guͤltige Ver⸗ 
pfaͤndungsvertraͤge mit voller Wirkung zu ſchließen, 
dergeſtalt, daß der Glaͤubiger ſein Pfandrecht ge⸗ 
gen jeden Beſitzer der verpfaͤndeten Effecten ver⸗ 
folgen und ſich daraus bezahlt machen kann, ohne 
daß ihm der Mangel der Uebergabe daran Din- 
derlich ſein ſoll. 

S. 278. Ein ſolcher Verpfaͤndungsvertrag ſoll 
jedoch gegen den dritten Beſitzer nur auf eine 
jährliche Abkunft gelten, dergeſtalt, daß das 
Pfandrecht nur auf diejenigen Waaren und Pro⸗ 
duete ſich erſtreckt, welche das erſte Mal nach ge⸗ 
ſchloſſenem Vertrage wirklich eingebracht worden, 
folglich auf die einzubringenden Producte und Waa⸗ 
ren mehrerer folgenden Jahre nicht ausgedehnt 
werden kann. j 1 

§. 279. Will ſich der Glaͤubiger die Producte 

aus den Guͤtern des Schuldners auf laͤngere Zeit 


114, 
835. 


88 Ch. I. Tit. 20, b. 114. 335. 


durch Pfandrecht ſichern, ſo muß er ein auf die 
Guͤter ſelbſt, bei dem Gerichte, unter welchem ſie 
liegen, guͤltig beſtelltes Pfand- und Hypotheken⸗ 
recht aufweiſen koͤnnen, wodurch jedoch aͤltern hy⸗ 
pothekariſchen Glaͤubigern die etwa auf ein ſolches 
Gut erlangten und nach daſigen Geſetzen vorzuͤg⸗ 
lichen Rechte keineswegs benommen werden. 

. 280. In beiden Faͤllen ſind die Pfandver⸗ 
traͤge gegen den dritten Fihbe der verpfaͤndeten 
Effecten nur infofern gültig und von rechtlicher 
Wirkung, als ſie in das Pfandbuch eingetragen 
8 

$. 281. Das Pfandbuch wird in Danzig bei 
5 dortigen Commerz- und Admiralitaͤtscollegium 
gefuͤhrt. Von der geſchehenen Eintragung muͤſſen 
jederzeit, jedoch ohne Benennung des Pfandglaͤu⸗ 
bigers, das Commerz- und Admiralitätscollegium 
zu Königsberg, das Stadtgericht zu Elbing und 
das Handelsgericht zu Memel benachrichtigt werden. 

$. 282. Der dritte Inhaber der verpfaͤndeten 
Effecten iſt nicht befugt, den Pfandgläubiger an 
den Hauptſchuldner oder deſſen Buͤrgen zu ver- 
weiſen; es ſei denn, daß letztere ſich in den koͤnigl. 
Landen aufhalten und bekanntlich Zahlung zu lei⸗ 
ſten im Stande ſind. 

§. 283. Iſt der dritte Inhaber als ein red⸗ 
licher Beſitzer anzuſehen, ſo iſt der Pfandglaͤubi⸗ 
ger ſchuldig, ihm die verwendeten Transport⸗ und 
andern Koſten, wodurch der Werth der Waaren 
erhoͤhet worden, zu verguͤten. 

$. 284. Unter mehreren Preuß. Kaufleuten, 
als Pfandglaͤubigern Eines Schuldners, beſtimmt 
die Zeit der gerichtlichen Eintragung in das . 
buch das Vorzugsrecht. 

H. 285. Jeder Preuß. Kaufmann iſt berech⸗ 
tigt, bei den obengenannten Gerichten Erkundigung 
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einzuziehen, auf wie hoch der Auslaͤnder ſeine Pro⸗ 
ducte und einzubringenden Waaren bereits ver⸗ 
pfaͤndet habe. N 
§. 286. Das aus der Eintragung entſtandene 
Pfandrecht kann nur an einen Kaufmann ab⸗ 
getreten werden. ER 
Oſtpreuß. Prov.⸗Recht, Zuſatz 72. — Cabinetsbefehl vom 29. 


Jul. 1515. (Geſetz⸗Samml. 1815. S. 190, — hier 
blatt 1815, 85 573.) 55 l S. 190. — Marienw. Amts⸗ 


$. 287. Der antichretiſche Pfandbeſitzer iſt, 8. 140. 
wenn er ſolches nicht ausdrücklich uͤbernommen, 
nicht ſchuldig, die nach Abzug der Koſten übrig 
bleibenden Nutzungen auf den Hauptſtuhl ſeiner 
Forderung abzurechnen. ö d a 

Kulm. Recht IV. 4. 9. S. 157. a f 

$. 288. Siehe $$. 32 — 34. zur Einleitung. 9. 222. 

§. 289. Wer fein Geld auf Pfaͤnder ausleiht, §. 267. 
darf nicht mehr als ſechs vom Hundert an jaͤhr⸗ 
lichen Zinſen nehmen. f 

Willkühr II. 2. 14. S. 80. ö 

§. 290. Wenn ein Schiff gerichtlich oder durch g. 307. 
öffentlichen Ausruf vor dem Artushofe (ſ. Zuſatz 
zu I. 11. 341.) verkauft und das Kaufgeld bes 
zahlt oder gerichtlich niedergelegt worden, fo er— 
loͤſchen alle Anſpruͤche eines Dritten an das Schiff, 
und der Käufer darf dafür nicht aufkommen. 

9. 291. Iſt das Schiff mit Hypothek behaf⸗ 
tet, ſo geht das Hypothekenrecht durch außerge⸗ 
richtlichen Verkauf erſt nach einem Jahre, nach⸗ 
dem der Gläubiger davon Nachricht erhalten, ver⸗ 
loren. a 

Willkühr I. 4. Abth. 2. 4. S. 16. N 

§. 292. Wegen der zum Ankauf eines Schif- gg. 818. 
fes dargeliehenen Gelder ſteht dem Darleiher auf 31% 
das erkaufte Schiff kein geſetzliches Pfandrecht zu. 

Willkuͤhr I. 4. Abth. 2. 7. S. 17. 
§. 293. Wegen der zum Bau oder Fuͤhrung 


4 


90 h J. Tit, 20. 6. 295 — 506. 
des Schiffes gemachten Vorſchuͤſſe hat der Schiffs⸗ 


director (II. 8. 1431.) oder Mitrheder ein Pfand⸗ 


9. 295. 


9. 399, 


88. 411. 
504. 505. 


recht auf das Schiff und auf die Schiffsantheile 
der Rheder, und kann verlangen, daß ihm ein 
verhaͤltnißmaͤßiger Antheil am Eigenthume des 
Schiffes gerichtlich uͤbereignet werde. 

Willkuͤhr I. 4. 7. S. 1 an 

$. 294. Auch jedem Andern, welcher Bauma⸗ 
terialien geliefert oder baares Geld zum Bau des 
Schiffes dargeliehen hat, ſteht ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht auf das Schiff zu. f 

$. 295. Dieſes Pfandrecht gebuͤhrt auch den 
Zimmerleuten und Handwerkern wegen ihres Ar⸗ 
beitslohnes. 

$. 296. Daſſelbe dauert aber nur fo lange, 
als das Schiff im Hafen verbleibt. N 
Willkühr I. 4. 8. S. 14. 
$. 297. S. 88. 532. 533. des erſten Bandes. 
H. 298. Die Verpfaͤndung unbeweglicher Sa⸗ 
chen darf nur vor dem perſoͤnlichen Richter des 
Verpfaͤnders geſchehen. 

Kulm. Necht IV. 4. 3. S. 154. Siehe jedoch Allg. Gerichts: 
Ordnung II. 1. 6. 


§. 299. Alle Eintragungen in die Erbbuͤcher, 
welche bis zum 2. Sept. 1794 und in dem Zeit⸗ 
raume vom 21. Aug. 1807 bis 29. März 1814 
erfolgt ſind, vertreten die Stelle der Eintragun⸗ 
gen in die Hypothekenbuͤcher und bewirken mit 
denſelben gleiche Rechte. 
F. 300. Dagegen kann das Strohwiſchrecht 
nicht mehr ausgeuͤbt werden. 

$. 304. Doch muͤſſen denjenigen Glaͤubigern, 
welche ihre Forderungen während obiger Zeiträume 
in das Erbbuch haben eintragen laſſen, nicht bloß 
zweijährige Zinſenruͤckſtaͤnde, ſondern ſaͤmmtliche 
ruͤckſtaͤndige Zinſen, ſo weit das Pfand dazu hin⸗ 


* 
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Von dem Nechte auf fremde Sachen. F. 411 — 505. 91 


reicht, ſelbſt im Concurſe, an dem Orte, wo das 
Capital zu ſtehen kommt, zuerkannt werden. 
Reſcripte vom 7. Jul. 1804 und 3. April 1816. S. die hi⸗ 
ſtoriſche Einl. 8%, 9. 11. 12. f 
Sonderbarerweiſe iſt in dem Berichte vom 13. Dec. 
1799, welcher das Reſcript vom 30. Dec. 1799 veran⸗ 
laßte, und in der beigefügten Erläuterung des Strohwiſch⸗ 
rechtes zu Danzig, die Sache ſo vorgeſtellt, als wenn 
damals das Strohwiſchrecht und das Strohwiſchverfahren 
noch gegolten, und das Hypothekenrecht und das damit 
verbundene nothwendige Subhaſtationsverfahren neben 
dem Strohwiſchrechte ſtattgefunden hätte. Seit Einfüh⸗ 
rung der Preuß. Allg. Gerichtsordn. ſtatt des frühern Pro⸗ 
ceßverfahrens in Danzig, war aber das Strohwiſchver⸗ 
fahren als voͤllig abgeſchafft zu betrachten, und das dama⸗ 
lige Stadtgericht zu Danzig, hat ſeit 2. Sept. 1794 das 
letztere Verfahren niemals zugelaſſen. Was Herr Juſtiz⸗ 
rath Siewert in ſeiner bekannten Abhandlung uͤber das 
Pfenningzins⸗ und Strohwiſchrecht, Halle 1802, im 9.31. 
darüber jagt, find nur Vorſchlaͤge de lege ſerenda. 
$. 302. Alle vom 2. Sept. 4794 bis zum 
21. Aug. 1807 und ſeit 29. Maͤrz 1814 etwa 
erfolgte Eintragungen in die Erbbuͤcher ſind ohne 
rechtliche Wirkung. N 
Denn ſie ſind durch die Verordnung vom 2. Sept. 
1794 und das Reſcript vom 7. Jul. 1804 ausdruͤcklich 
verboten. \ ER nn; 
$. 303. Iſt demungeachtet in dem Zeitraume 
vom 2. Sept. 1794 bis 26. März 1804 eine 
Forderung in das Erbbuch eingetragen worden, fo 
iſt fie von Kräften, und es koͤnnen ſaͤmmtliche Zin⸗ 
ſenruͤckſtaͤnde gefordert werden, wenn der Glaͤubi⸗ 
ger bei der Eintragung nicht dahin belehrt wor⸗ 
den, daß im Falle der Unzulaͤnglichkeit des, meh⸗ 
reren Glaͤubigern verſchriebenen Pfandes nur zwei⸗ 
jährige Zinſenruͤckſtaͤnde gleiche Vorzugsrechte mit 
der Hauptforderung haben. 
Der Befehl, daß eine ſolche Belehrung ertheilt wer⸗ 
den ſolle, iſt zwar ſchon in der Inſtruction für das Stadt⸗ 


* 
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gericht vom 6. Aug. 1796 enthalten; letztere iſt aber erſt 


in Gefolge des Miniſterialreſcripts vom 11. Jan. 1804 
förmlich publicirt. Wenn daher in der Zwiſchenzeit vom 
6. Aug. 1796 bis zum Tage der Publication (26. Maͤrz 
1804) Eintragungen in das Erbbuch ohne ſolche Be⸗ 
lehrung erfolgt ſein ſollten, ſo kann der Glaͤubiger dar⸗ 
unter nicht leiden. Wahrſcheinlich ſind jedoch in jenem 
Zeitraume uͤberhaupt keine Eintragungen in die Erbbuͤcher 


geſchehen, weil dem Stadtgerichte die Fortführung der 


letztern in der Anweiſung vom 2. Sept. 1794 beſtimmt 
unterſagt war. Sonderbar iſt es, daß demungeachtet in 
der Inſtruction vom 6. Aug. 1796 noch von Eintragun⸗ 
gen in die Erbbuͤcher die Rede ſein konnte. 

$. 304. Wenn in dem Zeitraume v. 21. Aug: 
1807 bis 29. Maͤrz 1814 eine Schuldforderung, 
fie mochte im Hypothekenbuche eingetragen ſtehen 
oder nicht, im Erbbuche geloͤſcht iſt, ſo bedarf es 
bei der Umarbeitung oder bei der neuen Einrich⸗ 
tung des Hypothekenbuchs nur des Vermerks in 
das letztere, daß die Schuldpoſt laut Erbbuchs ge⸗ 
loͤſcht ſei, und das Gericht darf ſich ſo wenig um 
einen Loͤſchungsconſens als um das geloͤſchte Do⸗ 


cument behufs der Caſſation deſſelben bekuͤmmern. 


$. 305. Doch find dergleichen Urkunden zur 
Caſſation einzufordern, wenn ſolches ohne beſon⸗ 
dere Weitlaͤuftigkeit und ohne Koſten geſchehen 


kann. Eines Aufgebots der Urkunde bedarf es 


nicht. 
§. 306. Iſt in dem Zeitraume vom 21. Aug. 
1807 bis 29. Maͤrz 1814 eine ins Erbbuch ein⸗ 
getragene Schuld theilweis geloͤſcht, ſo muß die 
theilweiſe Loͤſchung mit Hinweiſung auf das Erb⸗ 
buch im Hypothekenbuche notirt werden, ohne daß 


es der Beibringung einer Urkunde und der Quit⸗ 


tung bedarf. 
$. 307. Doch iſt es rathſam, die Urkunde 
einzufordern und die Loͤſchung darauf zu vermer⸗ 
ken, damit durch etwanige Ceſſion der ganzen 


4 
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verſchriebenen Summe niemand gefaͤhrdet werden 
koͤnne. 8 . 5 a 

$. 308. Wenn eine Ceſſion im Erbbuche 
erfolgt iſt, ſo muß ſelbige aus dem Erbbuche in 
das Hypothekenbuch uͤbertragen werden, ohne daß 
es einer ſchriftlichen Aufnahme der Ceſſion und 
der Vorlegung der Schuldurkunde bedarf. 

Reſeript vom 8, April 1816, ; 2 

Während des Freiſtaats wurden die zu Preuß. Zeit 
angelegten Hypothekenbücher nicht fortgeführt, ſondern 
man kehrte zu den Erbbüchern zuruck, in welche die Ein⸗ 
tragungen in der Regel ohne alle Urkunden, und wenn 
deren vorhanden waren, ohne Berüdfichtigung derſelben, 

bloß mit muͤndlicher Einwilligung der anweſenden Inter⸗ 
eſſenten geſchahen. Die bis 21. Aug. 1807 in die Hy⸗ 
pothekenbuͤcher eingetragenen Forderungen behielten zwar 
ihre Hypothekenrechte nach Preuß. Geſetzen; waren ſie 
aber, oder wurden ſie zugleich in die Erbbuͤcher eingetra⸗ 
gen, ſo verlor ſich das bloße Hypothekenrecht in das ſtaͤr⸗ 
kere Erbbuchsrecht, und folglich die Hypothekenurkunde 
ihren Werth. Seit 29. Maͤrz 1814 wurden die Hypo⸗ 
thekenbuͤcher wieder fortgeführt und nach Anleitung der 
Erbbücher ergaͤnzt; das Verfahren dabei in obiger Art zu 
beſtimmen, iſt der Zweck des Reſcripts v. 3. Apr. 1816. 

F. 309. Fuͤr das in das Erbbuch eingetragene $. 494. 
Capital haftet bloß das verpfaͤndete Grundſtuͤck, 
und der Schuldner darf dafuͤr mit ſeinem uͤbrigen 
Vermögen nur dann aufkommen, wenn er ſich da⸗ 
zu ausdruͤcklich verpflichtet hat. = 
Willkühr II. 2. 8. ©. 77. a 

Dies gilt auch dann, wenn die Forderung aus dem 
Erbbuche (folglich ohne Schuldſchrift) in das Hypotheken⸗ 
buch übertragen iſt. i 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Vorkaufs:, Naͤher⸗ und Wiederkaufsrechte. 


$. 310. Das geſetzliche Vorkaufs⸗ und Naͤs 8. 573. 
berrecht findet nur bei Erbzinsherren, Erbverpaͤch⸗ 


94 Th. I. Tit. 20. f. 575 — 610. 


tern, Miteigenthuͤmern und da ſtatt, wo eine mit 
andern Grundſtuͤcken vermiſchte oder von ihr um⸗ 
ſchloſſene Beſitzung veraͤußert wird. 

Edict vom 9. Oct. 1807, F. Bi ae 

9. 5755. H. 341. Das Vorkaufsrecht kann auch bei noth⸗ 

wendigen Subhaſtationen ausgeuͤbt werden. 

Kulm. Recht IV. 6. 4. S. 168. 1 
Doch ſcheint hier nur vom Familiennaͤherrecht die Rede 
zu ſein. Das Kulm. Recht weicht hierin vom Preuß. 
Landrechte IV. 7. 5. 6. S. 139 ab. a 5 

8.577. F. 312. Wenn beim Tauſche die baare Zu⸗ 
gabe mehr betraͤgt, als der Werth des Guts, ſo 
findet der Einſpruch ſtatt. 

Kulm. Recht IV. 6. 8. S. 170. 

9. 592. F. 313. Wenn mehrere ſich meldende Berech⸗ 
tigte daruͤber, wem das Gut zufallen ſolle, ſich 
nicht einigen koͤnnen, fo entſcheidet das Loos. 

Kulm. Recht IV. 6. 6. S. 169. Ka 

9. 597. 8 314. Der Vorkaufsberechtigte kann wider 
Willen des Verkaͤufers und Kaͤufers ſein Recht 
nicht auf einen Theil des Grundſtuͤcks ausuͤben und 
in Abſicht des Ueberreſtes ſich deſſelben begeben. 

Kum. Recht IV. 6. 8. S. 170. 

5. 598. $. 315. Hat der Berechtigte den Kaufvertrag 
mit vollzogen oder iſt er dabei als Theilnehmer 
zugezogen, ſo kann er von ſeinem Rechte keinen 
Gebrauch machen. 8 5 

Kulm. Recht IV. 6. 8. S. 170. 

9. 606. §. 316. Außer dem Kaufgelde muß der Vor⸗ 

kaufsberechtigte dem Kaͤufer die auf die Erhaltung 

der Sache nothwendig, oder zu Verbeſſerungen 
nuͤtzlich verwendeten Koſten erſtatten. 

F. 317: Doch kann er dem Käufer ſelbſt noth⸗ 
wendige Verwendungen gerichtlich unterſagen laſſen. 
Ya Kulm. Recht IV. 6. 1. S. 167. 

9. 610. 6. 348. Wer von dem Vorkaufs⸗, Naͤher⸗ 
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oder Familiennaͤherrechte Gebrauch machen will, 
muß ſich deshalb, bei Verluſt ſeines Rechts, bin⸗ 
nen Jahr und Tag nach gerichtlich geſchloſſenem 
Verkaufe melden. i y 0 

Kulm. Recht IV. 6. 1. S. 166. und IV. 6. 8. S. 170. 

$ 319. Innerhalb derſelben Friſt muß der 
Berechtigte, bei Verluſt ſeines Rechts, das Kauf⸗ 
geld erlegen. 5 i f 

Ebendaſelbſt. g 

§. 320. Hat der Berechtigte erklaͤrt, von ſei⸗ 9. 632. 
nem Vorkaufs⸗ oder Naͤherrechte Gebrauch machen 
zu wollen, und auch bereits das Kaufgeld erlegt, 
ſo kann er, wenn in der Zwiſchenzeit bis zur Ue⸗ 
bergabe das Grundſtuͤck beträchtlich beſchaͤdigt iſt, 
ſeinen Einſpruch zuruͤcknehmen. 

Kulm. Recht IV. 6. 2. S. 168. 


Ein und zwanzigſter Titel. 


Von dem Rechte zum Gebrauche oder zur Nutzung 
fremden Eigenthums. A 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Nieß brauche. 


F. 321. Von Capitalien, welche der Ehemann g. 170. 
ſeiner Wittwe zum Leibgedinge ausgeſetzt hat, ge⸗ 
buͤhren die Zinſen des letzten Termins, welchen 
die Wittwe nicht erlebt hat, den Erben des Ehe⸗ 
mannes. | 

Kulm. Recht III. 8. 23. S. 129, 


E28, 


$. 278. 


96 Th. I. Tit. 21. 9. 248 — 342. 8 
Dritter Abſchnitt. 


Von dem eingeſchraͤnkten Gebrauchs- und 
Nutzungsrechte fremder Sachen. 


§. 322. Der Leiher muß auf die Erhaltung 
der geliehenen Sache denſelben Fleiß, wie bei ſeinen 
eigenen Sachen anwenden. N 8 

Kulm. Recht IV. 2. 1. S. 149. ö 

Indeſſen fuͤgt das Kulm. Recht hinzu, daß der Leiher 
das geringſte Verſehen vertreten ſolle, womit das Allg. 
Landrecht uͤbereinſtimmt. 5 

§. 323. Der Miether oder Pächter iſt ſchul⸗ 
dig, denjenigen Fleiß anzuwenden, welchen ein 
guter Hausvater bei ſeinen eigenen Sachen anzu⸗ 
wenden pflegt. 

Kulm. Recht IV. 7. 2. S. 172. 8 

Das Kulm. Recht verſteht unter Miethe auch Pacht, 
wie die angefuͤhrte Stelle deutlich beſagt; nicht ſo die 
Willkuͤhr, in welcher unter Miethe nur ſtaͤdtiſche Grund⸗ 
ſtuͤcke verſtanden werden. (II. 2. 13. S. 79.) 


88. 300 — F. 324. Alle Aftervermiethungen ſind verbo⸗ 


312. 


88. 324. 


— 


ten und nichtig, wenn der Vermiether nicht aus⸗ 
druͤcklich einwilligt. 

Willkühr II. 2. 13. S. 79. 80. 

§. 325. Iſt bei ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken die 
Miethzeit zwar im Vertrage beſtimmt, aber nicht 
ausdrücklich der Kündigung entſagt: fo muß ſechs 
Monat vor der Raͤumungszeit gekuͤndigt werden. 

Willkühr II. 2. 13. S. 79. 

Bei Miethungen iſt durch dieſe Vorſchrift der Will 
kuͤhr die des Kulm. Rechts IV. 7. 7. S. 473. abgeaͤndert. 
F. 326. Bei Pachtungen muß, wenn auch 
die Pachtzeit im Vertrage beſtimmt worden, der 
Pächter ein Vierteljahr vor der Räumung kuͤn⸗ 
digen; der Verpaͤchter muß, und zwar ein halbes 
Jahr vorher, nur dann kuͤndigen, wenn die Pacht⸗ 
zeit nicht verabredet iſt. 

Kulm. Recht IV. 7. 7. S. 173. 


Von Nutzung fremden Eigenthums. F. 324. 342. 97 


Hinſichts der Pachtungen von Ländlichen Grundſtuͤcken 
iſt dieſe Vorſchrift des Kulm. Rechts durch die Willkühr II. 
2. 13. S. 79. nicht abgeaͤndert. 4 
H. 327. Will der Miether der Kündigung 
widerſprechen, ſo muß er ſpaͤteſtens binnen vier 
Wochen Klage erheben. 5 

Willkuͤhr II. 2. 13. S. 79. 890. 

H. 328. Will der Paͤchter die Kuͤndigung 
nicht annehmen, ſo muß er die Klage vor Ablauf 
der Kuͤndigungsfriſt anbringen. Meldet er ſich 
erſt zur Zeit der Raͤumung, fo iſt er zu raͤumen 


ſchuldig und kann nur Entſchaͤdi a i 
sch ER Recht IV. 7. 8. S. afchäbigung fordern, 


Hinſichts der Miethungen iſt dieſe Vorſchrift 
Fe RER durch die ihr II. 2.13 . 
abgeaͤndert. e 

5. 329. Iſt die Kündigung gar nicht, oder 
nicht zu rechter Zeit erfolgt, ſo wird der Vertrag 
fuͤr verlaͤngert geachtet. Iſt auf Ein Jahr ge⸗ 
miethet oder gepachtet, ſo erſtreckt ſich die Ver⸗ 
laͤngerung auf Ein Jahr. 123 

Kulm. Recht IV. 7. 7. S. 173. 

Willkühr II. 2. 18. S. 79. 


8. 330. Bei Wohnhaͤuſern, Gärten, Staͤllen 
und Weinkellern muß die Kuͤndigung ein halbes 
Jahr vor Oſtern oder Michaelis, bei Wohnkellern, 
Kammern und Buden ein Vierteljahr vor Oſtern 
oder Michaelis, bei Speichern, Speicherraͤumen 
oder Holzhoͤfen ein halbes Jahr vor Ende März 
e Ul. 2. 18. E. 70, ee 
FH. 334. Haͤuſer, Gaͤrten, Keller, Ställe, Bu⸗ 
den und Kammern muͤſſen zur gewöhnlichen Raͤu⸗ 
mungszeit geraͤumt werden, dergeſtalt, daß mit 
der dritten Woche nach Oſtern und Michaelis, die 
Oſter⸗ und Michaeliswoche mitgerechnet, mit dem 
Raͤumen angefangen, und damit bis zum Schluß 
der vierten Woche geendigt werde. 5 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 


* 
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$. 368, 


. 386. 


$. 387. 
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H. 332. Speicher, Speicherraͤume und Holz⸗ 
hoͤfe find vor Ende März zu räumen. 

§. 333. Binnen denſelben Friſten muͤſſen die 
Schluͤſſel abgeliefert werden, widrigenfalls die Mie⸗ 
the, auf Verlangen des Vermiethers, als auf Ein 
Jahr verlaͤngert betrachtet wird. 

Wiukühr II. 2. 13. S. 850. 2 

§. 334. Alle Verträge, durch welche die vor⸗ 


ſtehenden Räumungszeiten verlaͤngert oder abge⸗ 


ändert werden, find in fo weit unguͤltig. 
Willkühr II. 2. 13. S. 50. 22 
§. 335. Auch innerhalb der vertragsmaͤßigen 
Pacht⸗ oder Miethzeit muß ſich der Pächter oder 
Miether eine halbjaͤhrige Kündigung gefallen laſ⸗ 
ſen, wenn der Vermiether oder Verpaͤchter das 
Grundſtuͤck (freiwillig oder nothwendig) verkauft. 
$. 336. Er kann aber Entſchaͤdigung fordern. 


Kulm. Recht IV. 7. 4. S. 173. 
Willkühr II. 2. 18. S. 79. Kauf bricht Miethe. 


§. 337. Und zwar nach dreimonatlicher Kuͤn⸗ 
digung. 8 \ 

Kulm, Necht IV. 7. 3. S. 172. 

g. 338. Der Vermiether kann kuͤndigen, wenn 


6 


er der Wohnung unumgänglich ſelbſt bedarf. Letz⸗ 


tere muß alsdann nach einem Vierteljahre geräumt 
werden. ps er e 
Kulm. Recht IV. 7. 3. S. 172. 
$. 339. Der Vermiether iſt zu dreimonatli⸗ 
cher Kuͤndigung berechtigt, wenn der Miether das 


Haus erheblich beſchaͤdigt, oder ein Bordell darin 


J. 392. 


anlegt. ö 15 
Kulm. Recht IV. 7. 3. S. 172 . 

8. 340. Der Miether iſt nach dreimonatlicher 
Kuͤndigung zu raͤumen ſchuldig, wenn er den Mieth⸗ 
zins nicht zu rechter Zeit entrichtet. ga 


Das Kulm. Recht IV. 7. 3. S. 172. berechtigt den 


Von Nutzung fremden Eigenthums. §. 395. 625. 99 


Vermiether zur Kuͤndigung, „wenn der Miethsmann 
den Zins nicht entrichtet,“ d. h. wenn er den Zins nicht . 
vor Anſtellung der Klage abgeführt hat; die Willkuͤhr da⸗ 
gegen fordert, daß der Miether den Zins zu rechter Zeit 
entrichte, der Vermiether iſt daher zur Kündigung befugt, 
ſobald der Miether die rechte Zahlungszeit verfaumt. 
Das Kulm. Recht ſpricht ausdruͤcklich nur von Miethe 
von Wohnhaͤuſern; bei Pachtungen kommen daher die 
Vorſchriften des Allg. Landrechts zur Anwendung. 

§. 341. Das Pfandrecht des Vermiethers we- . 895. 
gen ſeines Mierhzinſes auf die von dem Miether 
eingebrachten Sachen dauert nur Ein Jahr. 

Willkühr II. 2. 13. S. 79. ER 

§. 342. Dagegen iſt das ſtillſchweigende Pfand⸗ 
recht des Verpaͤchters auf dieſen Zeitraum nicht 
beſchraͤnkt. g 

Kulm. Recht IV. 7. 6. S. 173. 


Vierter Abſchnitt. 


Von den zur Cultur ausgeſetzten Gütern und 
Grundſtuͤcken. f 


§. 343. Die Verordnung vom 27. Jul. 1808 $. 626. 
wegen Verleihung des Eigenthums der Bauerguͤter 
in den koͤnigl. Domainen, nebſt den in Verfolg 
derſelben ergangenen Beſtimmungen, findet auch 
auf die Bauerguͤter in den koͤnigl. Domainen des 
Danziger Landgebiets Anwendung. © 

Cabinetsbefehl v. 13. Nov. 1820. S. Th. 1. 9. 602. 

§. 344. Das Edict vom 14. Sept. 1811 we⸗ 
gen Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen 
Verhaͤltniſſe und die daſſelbe abaͤndernden, ergaͤn⸗ 
zenden und erlaͤuternden Verordnungen, nicht min⸗ 
der die Ordnung vom 7. Jun. 1821 wegen Ab⸗ 
loͤſung der Dienſte ꝛc., und das Geſetz von dem⸗ 
ſelben Tage uͤber die Ausfuͤhrung der Gemeinheits⸗ 
theilungs⸗ und Abloͤſungsordnung, finden unter den 

a 5 


100 Th. I. Tit. 22. §. 13 — 83. Tit. 23. 6. 12. 13. 
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naͤhern Beſtimmungen des Geſetzes vom 8. April 
1823 auch auf das Landgebiet der Stadt Dan⸗ 
zig Anwendung. EN Fe 
Geſetz⸗Samml. 1823. S. 73. 
Wegen des Verfahrens der angeordneten Kreis: Vers 
mittelungsbehoͤrden, ſiehe das Publicand. v. 6. Jul. 1825. 


Zwei und zwanzigſter Titel. 


Von Gerechtigkeiten der Grundſtuͤcke gegen ein⸗ 
ander. ; 


9. 13. F. 343. Zur Erwerbung einer Grundgerech⸗ 
tigkeit durch Beſitz iſt ein Zeitraum von 31 Jah⸗ 
ren, 6 Wochen und 3 Tagen erforderlich. 

f Kulm. Recht III. 4. 1. S. 114. N 
88. 15. F. 346. Der Berechtigte darf keine ſolche Ver⸗ 
32.33. änderungen vornehmen, durch welche dem Ver⸗ 

pflichteten die Servitut laͤſtiger gemacht wird. 

x Ebendaſelbſt. / 

89.83.77. F. 347. Die $$. 664 bis 666, 669 bis 690 
des Provinzialrechts derjenigen Bezirke Weſtpreu⸗ 
ßens, in welchen das Preuß. Landrecht von 1721 
gilt, finden auch in Danzig und deſſen altem und 
neuem Gebiete Anwendung. 

Sie ſind naͤmlich aus der Forſtordnung fuͤr Weſtpreu⸗ 
ßen vom 8. Oct. 1805 entnommen, welche auch in Dan⸗ 
zig und deſſen Gebiete geſetzliche Kraft hat. 


Drei und zwanzigſter Titel. 
Von Zwangs- und Banngerechtigkeiten. 


89. 12.13. §. 348. Dem Scharfrichter oder Abdecker ſteht 
kein Zwangsrecht auf gefallenes Vieh zu. 

§. 349. Er muß aber gegen das an ihn von 
den Buͤrgern und Einwohnern zu zahlende Qua⸗ 


j 


Von Zwangs⸗ und Banngerechtigkeiten. 9. 33. — 90. 101 0 


tembergeld die auf den oͤffentlichen Plaͤtzen und 
Straßen liegenden todten Aeſer fortſchaffen. 

H. 350. Wird er aufgefordert, das in den 
Haͤuſern gefallene Vieh fortzuſchaffen, ſo gebuͤhrt 
Rihm Dafür eine Belohnung von vier Gulden Dan⸗ 
ziger Geld (einen Thaler). ER 

Willkühr, Anhang g. VIII. IX. S. 258. 

H. 354. Jeder iſt befugt, das Abledern feines 
gefallenen Viehes ſelbſt zu bewirken, oder durch 
das in ſeinem Lohn und Brod ſtehende Geſinde 
und ſeine Dienſtleute verrichten zu laſſen. 


§. 352. Wird von dieſer Befugniß kein Ge⸗ 


brauch gemacht, fo muͤſſen die gefallenen Thiere 
ſofort dem Scharfrichter angeſagt werden. 

§. 353. Wer das Abledern für Andere ge 
werbemaͤßig betreibt, wird als Gewerbſteuer⸗De⸗ 
fraudant beſtraft. a ai 

Publicand. v. 27. Sept. 1829. RAR 

§. 354. Die HH. 705 706. 708. 709. des 9 
Provinzialrechts fuͤr denjenigen Theil Weſtpreußens, 
in welchem das Preuß. Landrecht von 1721 gilt, 
finden auch auf Danzig und deſſen Gebiet An⸗ 
wendung. f 21% 0 72 

Der Grund dieſer Anwendbarkeit ergiebt ſich aus der 
Anmerkung zu den angefuͤhrten Paragraphe 1 


N 


# 


33.53, 
57. 90 


\ 75 Ri} 
- 0 


3 weiter Theil. 


Erſter Titel. 
f Von der Ehe. 
5 1. F. 355. Siehe H. 39. zur Einleitung. 
Erſter Abſchnitt. 
Von den Erforderniſſen einer gültigen Ehe. 


53. $ 356. Wer in Danzig das Buͤrgerrecht ge⸗ 
wonnen hat, muß binnen Einem Jahre, ſechs 
Wochen, drei Tagen in den Eheſtand treten. 

§. 357. Unterlaͤßt er ſolches, ſo muß er nach 
Ablauf dieſer Friſt, und zwar ein Kaufmann 27 
Gulden Danziger Geld (6 Rthlr. 22 Sgr. 6 Pf.), 
ein Handwerker oder Arbeitsmann aber 14 Gul⸗ 
den (3 Rthlr. 15 Sgr.) jaͤhrlich als Strafe er⸗ 
legen. i | 

Willkühr III. 2. 4. ©. 127. 

Oder iſt dieſe fiscaliſche Strafe durch Einführung der 
Preuß. Criminalgeſetze abgeſchafft? Wenigſtens ſcheint der 
Magiſtrat ſeit Wiedereinführung der Preuß. Geſetze auf 
dieſe Abgabe zur Kaͤmmereicaſſe verzichtet zu haben. 


Vierter Abſchnitt. 15 


Von den Rechten und Pflichten der Eheleute, in 
Beziehung auf ihre Perſonen. 


8.173, 8 358. Siehe F. 23. zur Einleitung. 


* 


\ 


Von det Ehe. . 310 343. 10³ 


Fünfter Abſchnitt. an 


Von den Rechten und, Pflichten, der Eimer in 
2 Beziehung auf ihr Vermögen. 


FS. 359. Eheleute, welche in der Köͤlmiſchen g. 810. 
Guͤtergemeinſchaft leben, koͤnnen einander, oder 
ihren Kindern, oder auch Fremden, ſoweit der 
Pflichttheil nicht verletzt wird, durch Schenkungen 
von 5 5 durch letztwillige Verordnun⸗ 
gen, bis zu etrage ihrer en Halfte 
Zuwendungen binceslahen OHR 25 le 


Kulm. Recht III. a 7 REN 2 1 
Willkühr II. 6. 6. S. 1 03. ei; A 


F. 360. Alle von der Frau aus Naß zur 9. 820. 
Verſchwendung oder unuͤberlegterweiſe waͤhrend der 
Ehe ohne Einwilligung des Ehemannes gemachte 
Schulden find fuͤr den Ehemann unverbindlich. 

. 364. Doch kann der Glaͤubiger die der 
Ehefrau in ſolcher Art creditirten Waaren, ſoweit 
fie: noch vorhanden, zuruͤcknehmen. 

Kulm. Bei IV. 16. 6. S. 158. 


Sechster Aston. 8 
Von der Gemeinſchaft bet Gütet unter Ehetkuten 


H. 362. Die allgemeine Kolm. Guͤtergemein⸗ g. 345. 
ſchaft findet unter allen, der ordentlichen — 
barkeit unterworfenen Eheleuten rate. > Ex : 

Willkühr I. 5. 15. S. 64. Han 

5. 363. Auch unter denjenigen Personen un⸗ 
adeligen Standes, welche ihren Gerichtsſtand vor 
dem Obergerichte der Provinz haben, findet die 
allgemeine Koͤlm. Guͤtergemeinſchaft ſtatt. 

§. 364. Dagegen find Eheleute adeligen Stan⸗ 
des hinſichts ihres Vermoͤgens nach den Vorſchrif⸗ 


$. 861. 


4104 Th. II. Tit. 1. §. 361 391. 


ten der Weſtpreuß. Regierungsinſtruction vom 21. 
Sept. 1773 zu beurtheilen. 
Das Patent vom 2. Jun. 1793 beſtimmt nämlich im 


$ IX. ausdrücklich, daß in Fällen, welche nach den bes 


ondern Geſetzen der Stadt Danzig nicht beurtheilt wer⸗ 
den koͤnnen, die in der übrigen Provinz Weſtpreußen gel: 
tenden Landesgeſetze und ſubſidiariſchen Rechte, mit Aus⸗ 
nahme des Preuß. Landrechts von 1721, zur Richtſchnur 
dienen ſollen Im Jahr 1793 (und noch jetzt) galt und 
gilt die Kolm. Guͤtergemeinſchaſt in ganz Weſtpreußen 

Anter allen Perſonen unadeligen Standes ohne Unterſchied 
ihres perſoͤnlichen Gerichtsſtandes, nicht aber unter Per⸗ 
ſonen adeligen Standes. Dieſe Grundſaͤtze hat auch das 


koͤnigl. Ober⸗Landesgericht von Weſtpreußen hinſichts der 


Eximirten in Danzig und deſſen Gebiet gleichfoͤrmig befolgt. 
H. 365. Die Koͤlm. Guͤtergemeinſchaft nimmt 
nach vollzogener Trauung, jedoch erſt nach Be⸗ 


ſchreitung des Ehebettes ihren Anfang. 


F. 380. 


Willkuͤhr I. 5. 15. S. 94. und II. 6. 7. S. 103. 

Dieſer Grundſatz der Willkuͤhr iſt aus dem Luͤbiſchen 
Rechte entlehnnt. 7 8 12 

$. 366. Eine Wittwe, welche mit ihrem Manne 
in der Guͤtergemeinſchaft gelebt hat, wird von 
allen Anſpruͤchen wegen der vor oder waͤhrend der 
Ehe gemachten Schulden frei, wenn ſie binnen 
ſechs Wochen nach des Mannes Tode ihr Vermoͤ⸗ 
gen an die Glaͤubiger abtritt, ſelbſt wenn ſie in 


der Folge zu beſſerm Vermoͤgen gelangt. 


9. 391. 


Willkuͤhr I. 5. 15. S. 65, und II. 3. 18. S. 91. Beftätige 
durch das Reſcript vom 7. Jul. 1804. ar 

$. 367. Fuͤr Schulden, welche der Ehemann 
vor Eingehung der Ehe gemacht und den Eltern 
oder Verwandten ſeiner Braut verſchwiegen hat, 
iſt das in die Guͤtergemeinſchaft gebrachte Vermoͤ⸗ 
gen der Frau nicht verhaftet. Fer 

Kulm. Recht IV. 14. 14. ©. 196. 

Es laͤßt ſich wohl nicht annehmen, daß dieſe Vorſchrift, 
weil fie, in der Willkuͤhr I. 5. 15. S. 64. nicht ausdruͤck⸗ 
lich wiederholt iſt, dadurch aufgehoben ſei, denn die in 


Von der Ehe. §. 412 — 428. 105 


der Willkühr gebrauchten Worte: „ohne alle Prärogative 
der Mitgift ꝛc.“, ſtehen auch im Kulm. Rechte, und einmal 
vorhandene Geſetze werden niemals ſtillſchweig end abs 
geſchafft, ſondern muͤſſen ausdruͤcklich aufgehoben 
werden. W ee Ba 
. 368. Vertrage, durch welche unter "Ehe: F. 412. 
leuten die allgemeine Guͤtergemeinſchaft ausgeſchloſ⸗ 
fen, oder die gefegliche Erbfolge abgeaͤndert, oder 
‚über die Vermoͤgensverwaltung andere als die ges 
ſetzlichen Beſtimmungen verabredet werden ſollen, 
können vechesgültig nur von ſolchen Perſonen ge: 
ſchloſſen werden, welche letztwillige Verordnungen 
zu errichten befugt find. (Val. Zufag zu 1. 12. 46.) 
g. 369. Doch koͤnnen Minderjährige bei ihrer 
Verheirathung, mit Einwilligung berjenmgen Nee f 
ſonen, deren Einwilligung zu ihrer Verheirathung 
erfordert wird, Ehevertraͤge der vorgedachten Art 
ſchließen. ARE . 
Willkühr II. 6. 8. S. 102. ih DR N 
H. 370.“ Iſt durch dergleichen Ehevertraͤge 
(F. 368.) der Pflichttheil der Deſcendenten, Aſcen⸗ 
denten oder Seitenverwandten verletzt, fo. muß 
derſelbe ergaͤnzt werden nase teh 
Willkähr II. 6. 9. S. 102. 108. e 
F. 371. Dergleichen Verträge koͤnnen dem Ges 
richte auch verſchloſſen übergeben werden. 
Willkühr II. 6. 10. S. 13. f a 
$. 372. Wenn Eheleute von Orten, wo die allge- 99. 422. 
meine Guͤtergemeinſchaft geſetzlich nicht ſtattfindet, 428. 
ihren Wohnſitz nach Danzig oder deſſen altem Ge⸗ 
biete verlegen, und die Guͤtergemelnſchaft aus⸗ 
ſchließen wollen: fo miüffen fie binnen ſechs Wo⸗ 
chen nach ihrer Ankunft daruͤber einen gerichtlichen 
Vertrag ſchließen, und die geſetzliche Bekanntma⸗ 


ung veranlaſſen. 
0 N Er 7. S. 108. BEI 
Daraus folgt, daß Eheleute, welche an Orten wohn 
ten, wo die Guͤtergemeinſchaft fattfindet, ſelbige aber dort 


106 ß. Ul. Ti. 1. g. 422. 424. 428 


durch Vertrag ausgeſchloſſen und ſolches dort bekannt ge⸗ 
macht haben, wenn ſie hiernaͤchſt ihren Wohnſitz nach 
Danzig oder deſſen Gebiet verlegen, die Bekanntmachung 
in den erſten ſechs Wochen nach ihrer Ankunft wiederho⸗ 
len muͤſſen. Haben jedoch die Eheleute vorher in Oſt⸗ 
oder Weſtpreußen gewohnt, wo, wie in Danzig, die Koͤlm. 
Guͤtergemeinſchaft landuͤblich iſt, fo ſcheint die wiederholte 
Bekanntmachung nicht nothwendig, weil das Geſetz ſie 
nicht vorſchreibt, denn ſonſt müßte die Wiederholung der 
Bekanntmachung erfolgen, ſo oft dieſe Eheleute ihren 
Wohnſitz von einem Orte in Oſt⸗ oder Weſtpreußen nach 
einem andern in denſelben Provinzen verlegen. Doch iſt 
die Sache nicht außer Zweifel, und die Wiederholung der 
Bekanntmachung wird wenigſtens ſehr rathſam ‚fein, 

§. 373. Wenn Eheleute im Gebiete des Frei⸗ 
ſtaats vor Vollziehung der Heirath in dem Zeit⸗ 
raume vom 1. Jul. 1808 bis 29. Maͤrz 1844 
die Guͤter gemeinſchaft ausgeſchloſſen oder die Gi: 
terſeparation feſtgeſetzt haben (Code Napoleon, 
Art. 1530. 1536.) : ſo iſt doch das beiderſeitige 
bewegliche Vermoͤgen fuͤr die nach dem 298. März 
1814 gemachten Schulden verhaftet, es ſei denn, 
daß die Ausſchließung der Guͤtergemeinſchaft in 
dem Zeitraume vom 29. Maͤrz bis 11. Mai 1844 
nach Vorſchrift der §§. 422 bis 424. dieſes Ti⸗ 
tels oͤffentlich bekannt gemacht worden. 

In dem Zeitraume vom 1. Jul. 1808 bis 29. Maͤrz 
1814 galt im Freiſtaate Danzig der Code Napoléon als 
Hulfsrecht, dieſer ſchreibt aber die oͤffentliche Bekanntma⸗ 
chung der Ausſchließung der Guͤtergemeinſchaft nicht vor. 
Nimmt man nun auch an, daß hinſichts der Güterges 
meinſchaft und ihrer Ausſchließung der Code Napoléon 
nicht zur Anwendung gekommen ſei, weil das Kulmifche 

Recht und die Willkuͤhr über dieſe Rechtsgegenſtaͤnde ſta⸗ 
tutariſche Vorschriften enthalten: fo iſt doch auch weder 
im Kulm. Rechte noch in der Willkühr die öffentliche Be⸗ 
kanntmachung der ausgeſchloſſenen Gütergemeinſchaft vor⸗ 
geſchrieben, und dieſe Bekanntmachung iſt daher in dem 
erwaͤhnten Zeitraume in der Regel unterblieben. Nach 
§. 428. des gegenwärtigen Titels hat die Ausſchließung 


Von der Ehe. F. 438 — 622. 107 


der Guͤtergemeinſchaft gegen diejenigen Glaͤubiger keine 

Wirkung, welche nicht überführt, werden koͤnnen, davon N 

Wiſſenſchaft gehabt zu haben; dieſe Vorſchrift hat aber 

erſt ſeit Wiedereinführung des Allg. Laadrechts (29. Maͤrz 

1814) geſetzliche Kraft, folglich mußte die Bekanntma⸗ 

chung der Ausſchließung der Guͤtergemeinſchaft unter Che 

leuten, welche ſich u ae der Geſetzeskraft des Code 

Napoleon (oder ſtreng genommen ſogar ſeit 21. Aug. 

1807) verheirathet und die Guͤtergemeinſchaft vor Voll⸗ 

ziehung der Heirath durch Vertrag ausgeſchloſſen haben, 

1 5 wein = 6. 7. S. 103.) vorgeſchrie⸗ 

benen ſe entlichen Zeitraume nach 29. Maͤ 

1814 eden ficht werden. 8 DER BR Mis 
Dieſem ſteht auch keinesweges der §. 9. des Patents 

vom 9. Sept. 1814 entgegen, den diefer ſpricht 5 von 

den Verhaͤltniſſen der Eheleute gegen einander, aber nicht 

von denen gegen ihre Glaͤubiger. 30 N | 


Siebenter Abſchnitt. 
Von Trennung der Ehe durch den Tod. N 


H. 374. Siehe §. 23. zür Einleitung. 8.438. 
F. 375: Eheleute koͤnnen einander drei Vier ss. 452. 
1105 ihres Vermögens zum Eigenthum hinter⸗ 6. 457. 
aſſen. f eee 

. 376. Sie können auch einander den lebens⸗ 
laͤnglichen Nießbrauch ihres geſammten Vermoͤgens 
zuwenden. . 5 i 

§. 377. Im letztern Falle muß aber der uͤber⸗ 
lebende Ehegatte wegen etwaniger Verſchlimme⸗ 
rungen auf Verlangen der Erben Sicherheit be⸗ 
ſtellen. 195 

Kulm. Recht III. 8. 22. S. 129. N 

Hinſichts ſolcher Eheleute, welche in der Koͤlm. Güter 
gemeinfchaft leben, ſiehe Zuſatz zu $. 310. dieſes Titels. 

8. 378. Fuͤr nahe Verwandte werden diejeni⸗ g. 622. 

gen geachtet, welche von dem Erblaſſer nicht wei⸗ 
ter als im achten Grade entfernt ſind. 

Kulm. Recht, Anmerk. zu III. 9. 18. S. 187. 


1 


9 


1 


‚5. 642. 


8. 645. 


5. 654. 


89. 728. 


405 Th. I. Tit. 1. 6. 642 — 743. 


F. 379. Hinterlaßt der verſtorbene Ehegatte 
keine (unabgefundene) Defcendenten, fo nimmt der 
uͤberlebende die Haͤlfte des gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
moͤgens, als Koͤlm. Hälfte, und die zweite Hälfte 
fälle an die naͤchſten Verwandten des Berſtorbenen. 

Kulm. Riecht III. 10 11. S. 148. 

g. 380. Die Wittwe muß, wenn der Ver⸗ 
ſtorbene Kinder hinterlaͤßt, binnen dreißig Tagen 
nach ſeinem Tode Theilung halten und den Kin⸗ 
dern, wenn ſie nes verlangen, ihren e her⸗ 
ausgeben. * 

Kulm. Recht HI. 10. 11. S. 1. 3 5 

b. 381. Hinterlaͤßt der eee kee Kin⸗ 
der, ſo bleibt der uͤberlebende Ehegatte im Beſitze 
des Nachlaſſes, bis er zu einer andern Ehe ſchreitet. 

$. 382. Er iſt in dieſem Falle ſchuldig, vor 
der Hochzeit Theilung zu halten. 

Kulm. Recht III. 40. 12. S. 142. eg 

$. 383. Setzt der überlebende> Ele te mit 
den minderjaͤhrigen Kindern des verſtorbenen die 
SGuͤtergemeinſchaft. fort, ſo wird bei der hiernaͤchſt 
erfolgenden Erbtheilung der Nachlaß ſo, wie er 
ſich am Todestage befand, zum Grunde gelegt, 
und die. minderjährigen Kinder ſind nicht. ſchuldig, 
die inzwiſchen entſtandenen een verhaͤltnißmaͤ⸗ 
ßig zu uͤbertragen. 

n Recht III. 10, 12. S. 142. 


Achter Abſchnitt. 8 


Von Trennung der Ehe durch richterlichen 
Ausſpruch. 


5 384. Siehe 805 23. 24. zur Einleitung. 


Von der Ehe. $. 1008. 1027 109 
Zehnter Abſchnitt. 


Von den rechtlichen Folgen geſeswidrig geſchloſ⸗ 
ſener Ehen, 


9. 385. Eine noch nicht verheirathet geweſene F. 1008. 
Tochter und ein noch unter elterlicher Gewalt ſte⸗ a 
bender Sohn, wenn ſie ſich ohne Einwilligung ih⸗ 
rer noch lebenden Eltern, oder nach Abſterben des 
Einen, ohne Einwilligung des Ueberlebenden und 
ohne gerichtliche Ergänzung der Einwilligung, heimn⸗ 
lich oder öffentlich verheirathen, koͤnnen gaͤnzlich 
enterbt werden. N 75 ke, 

§. 386. Ihr Erbtheil verfällt alsdann auf ihre 
Kinder und wird bis zu ihrer Großjaͤhrigkeit von 
Vormuͤndern verwaltet. 

$. 387. Sind keine Kinder vorhanden, oder 
ſelbige bei Lebzeiten ihrer Eltern in der Minder⸗ 
jaͤhrigkeit verſtorben, fo fällt der Erbtheil des Ent⸗ 
erbten auf deſſen naͤchſte Verwandte. 

Willkühr I. 2. 4. S. 5. 3 

Für den Fall, wenn die Tochter bereits verheirathet 
geweſen, oder der Sohn bereits der elterlichen Gewalt 
entlaſſen iſt, enthalten die Statutarrechte keine Vorſchrif⸗ 
ten, es kommen folglich die des Allg. Landrechts zur An⸗ 
wendung. Stirbt das Kind des Enterbten nach erreich⸗ 
ter Großjaͤhrigkeit, ſo beerben daſſelbe feine Eltern, wenn 
nicht vollbürtige Geſchwiſter vorhanden ſind. 


Elfter Abſchnitt. 


Von den rechtlichen Folgen des unehelichen 
i Beiſchlafs. 


H. 388. Siehe 99. 26. 27. zur Einleitung. f. 1027. 
FS. 389. Wegen Schwaͤngerung, welche in dem 
Zeitraume vom 1. Jul. 1808 bis 29. März 1844 
erfolgt iſt, kann die Geſchwaͤchte gegen den, da⸗ 


$. 1095. 


\ 
\ 


110 Th. I. Tir 2. gar. 


mals im alten Gebiete des Freiſtaats wohnhaften 
Schwaͤngerer auf Entſchaͤdigung nicht klagen. 

§. 390. Die während dieſes Zeitraumes in 
demſelben Gebiete gebornen oder erzeugten unehe⸗ 
lichen Kinder muß aber der Schwängerer, vom 29. 
März 1814 ab, unterhalten, 

H. 391. Dieſe Verbindlichkeit und der Betrag 


der Verpflegungsgelder iſt nach den eee 


des Allg. Landrechts zu beurtheilen. 
Reſcript vom 6. Aug. 1814, 
H. 392. Dieſe Vorſchrift iſt gültig. 
Naͤmlich, weil die drei erſten Titel im zweiten Theile 
des Allg. Landr. hinſichts des zum Freiſtaate gehoͤrig geweſe⸗ 


nen Theils des alten Gebiets nicht ſuspendirt find. S. 8.39. 


F. 147. 


7 


8. 271. 


zur Einleitung. In dem Preußiſch gebliebenen Theile des 
alten Gebiets dauert zwar die Suspenſion fort; ſiehe je⸗ 
doch die Anmerkung zum §. 814. des erſten Bandes. 


Zweiter Titel. 


Von den wechſelſeitigen Rechten und Pflichten 
der Eltern und Kinder. 


$. 393. Siehe H. 39. zur Einleitung. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem eigenthuͤmlichen Vermoͤgen der Kinder. 
§. 394. Siehe H. 25. zur Einleitung. 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von der Erbfolge der Kinder und anderer Ver⸗ 
wandten in abſteigender Linie. 


9. 395. Die Erbfolge unter Perſonen adeligen 
Standes in Danzig und deſſen Gebiet geſchiehe 


* 


Rechte u. Pflichten der Eltern u. Kinder. F. 304— 392. 111 


nach den Vorſchriften der Regierungsinſtruction 
vom 21. Sept. 1773 oder der $$. 822 bis 849. 
des Provinzialrechts. OR ne SRH 

Nach 9. IX. des Patents v. 2, Jun. 1793. S. Anmerkung 
zu $. 345. Tit. 1. des Allg. Landrechts. 


H. 396. Was Eltern ihren Kindern zur Er- F. 304. 
lernung und Anſtellung eines eigenen Gewerbes 
gegeben haben, wird ihnen ganz angerechnet, wenn 
das Gegebene nicht wohl angewendet iſt. Ar 

§. 397. Iſt es wohl angewendet worden, fo 
wird nur ein angemeſſener Theil nach der Billig⸗ 


keit angerechnet. 
Kulm. Recht III. 11. 8. S. 148. 


§. 398. Auch die Hochzeitskoſten iſt das Kind g. 305. 
nach einem billigen Anſchlage ſich anrechnen zu 
laſſen ſchuldig. 

Kulm. Recht III. 11. 8. S. 145. N 

% 399. Grundſtuͤcke, welche der Vater oder die g. 342. 
Mutter ihrer Tochter zur Ausſtattung gerichtlich ges 
geben hat, brauchen, wenn die Tochter Jahr und 
Tag im ruhigen Beſitze derſelben geblieben, nicht in 
Natur zur Theilungsmaſſe eingeworfen zu werden. 

H. 400. Sind ſie aber nicht durch gerichtlichen 
Vertrag gegeben, oder haben die uͤbrigen Kinder 
binnen Jahr und Tag dieſer Art der Ausſtattung 
widerſprochen, fo haben dieſe ein Recht, die Thei⸗ 
lung der gedachten Grundſtuͤcke zu fordern. 

Kulm. Recht III. 10. 1. S. 144. Vgl. Zuſ. zu I. 11. 1089, 

§. 401. Der Pflichttheil der Deſeendenten be⸗ 3% 391. 
ſteht in drei Viertheilen deſſen, was jedes Kind 29% 
zum Erbtheile erhalten haben würde, wenn die 
geſetzliche Erbfolge ſtattgefunden hätte, N 
Nach dem Kulm. Recht III. 8. 12. S. 124. ſoll der 
Pflichttheil, wenn vier oder weniger Kinder erben, in eis 
nem Drittheil, wenn fünf oder mehr, in der Haͤlfte ihres 
geſetzlichen Erbtheils beſtehen. Dies iſt aber im alten 
Danziger Gebiete durch den Ordnungsſchluß v. 22. Jul. 

1816 in obiger Art abgeaͤndert. Willk. II. 6. 4. 2. S. 101. 


§. 491. 


$. 498, 


112 ß. II. Tit. 2. . 401 — 502. 


Sechster Abſchnitt. 


Von der Erbfolge der Eltern und anderer Ber: 
wandten in aufſteigender Linie. 


9. 402. Iſt nur noch Eins von den Eltern 
vorhanden, ſo uͤberkommt daſſelbe denjenigen Theil 
des Nachlaſſes, welcher nicht von dem verſtorbenen 
Ehegatten herruͤhrt (das freie Vermögen. des ver⸗ 
ſtorbenen Kindes). 

$. 403. Hinſichts deſſen, was das verſtorbene 
Kind bei der Theilung des vaͤterlichen oder muͤt⸗ 
terlichen Nachlaſſes bekommen hat (des nichtfreien 
Vermoͤgens des Verſtorbenen), ſchließen die voll⸗ 
buͤrtigen Geſchwiſter erſten Grades den Vater oder 
die Mutter aus. 

Dieſer, in der Praxis immer beobachtete 8 100 
ergiebt ſich aus dem Kulm. Recht III. 133. 
Das Vorrecht. der vollbuͤrtigen Geſchwiſer o vor 5 Aſcen⸗ a 
denten iſt im Kulm Recht III. 9. 6. S. 432 vorgeſchrieben. 
Endlich findet das Repräſentationsrecht bei Seitenverwand⸗ 
ten nach dem Kulm. Recht III. 9. 11. S. 134. nicht ſtatt. 

8. 404. Hinterläßt der Verſtorbene nur balb⸗ 
buͤrtige Geſchwiſter und einen Großvater oder eine 


Großmutter: ſo ſchließen dieſe die Halbgeſchwi⸗ 


F. 502. 


ſter aus. 
Kulm. Recht III. 9. 6. S. 133. 


§. 405. Der Pflichttheil beſteht bei jedem 


Verwandten in aufſteigender Linie und bei jedem 


Seitenverwandten, ohne Unterſchied der Zahl, in 
dem vierten Theile des ihm nach der gejeglichen 
Erbfolge zukommenden Erbtheils. 


Nach dem Kulm. Recht III. 8. 15. S. 125 betraͤgt 
der Pflichttheil des Aſcendenten und Seitenverwandten 


den dritten Theil der geſetzlichen Erbportion. Dies iſt 


aber durch die Willkuͤhr II. 9. 4. 3. S. 8 in obiger 
Art Se / 


* 


Tit. 2. 9. 592. 660. Tit. 3. C. 1 — 46. 113 
Neunter Abſchnitt. 


Von den aus unehelichem Beiſchlafe erzeugten 
2 Kindern. 5 
§. 406. Siehe Hh. 26. 27. zur Einleitung. g. 598. 
§. 407. Uneheliche Kinder vererben ihren Nach- F. 660. 
laß, wenn keine Mutter vorhanden, an ihre Ge⸗ 


ſchwiſter. 
Kulm. Recht III. 9. 16. S. 186, 
g. 408. Sind auch keine Geſchwiſter vorhan⸗ 
den, fo falle ihr Nachlaß an den ſtaͤdtiſchen Fiscus. 
Ebendaſelbſt. d ER: 


Dritter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der uͤbrigen 
Mitglieder einer Familie. 


$. 409. Siehe g. 39. zur Einleitung. 9. 1. 


$. 410. Allen Seitenverwandten muß, wenn 9988.46. 


Deſcendenten oder Aſeendenten nicht vorhanden 
ſind, ein Pflichttheil hinterlaſſen werden. 
§. 411. Der Pflichttheil derſelben beſteht in 
dem vierten Theile des geſammten Vermoͤgens des 
Erblaſſers. 
Das Kulm Recht III. 8. 16. S. 126. ſpricht nur 
von Bruͤdern; die Willkühr dagegen, II. 6. 4. 3. S. 101. 
102., räumt allen Seitenverwandten ein Recht auf den 
vierten Theil des Nachlaſſes als Pflichttheil ein. 
9. 412. Iſt außer vollbuͤrtigen Geſchwiſtern 
erſten Grades der Vater oder die Mutter des Te⸗ 
ſtators hinterblieben, ſo muß jenen Geſchwiſtern 
von demjenigen Vermoͤgen, welches dem Teſtator 
aus dem muͤtterlichen oder vaͤterlichen Nachlaſſe 
angefallen iſt, der Pflichttheil hinterlaſſen werden. 
Das Kulm. Recht III. 9. 9. S. 133. nimmt an, daß 
der Teſtator von feinem verſtorbenen Vater oder von ſei⸗ f 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 8 ; 


81,88, 


9. 87. 


114 Th. II. Tit. 3. 6. 35. 37) 


ner verſtorbenen Mutter Vermoͤgen ererbt und bei ſeinem 
Tode nicht bloß vollbuͤrtige Geſchwiſter erſten Grades, 
ſondern auch den Vater oder die Mutter hinterlaſſen habe. 
In dieſem Falle faͤllt das peculium adventitium nicht 
an den uͤberlebenden Vater oder an die uͤberlebende Mut⸗ 
ter, ſondern an die gedachten Geſchwiſter. Da es gleich⸗ 
gültig iſt, ob hinſichts des peculii adventitii der übers 
lebende Vater von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen 
oder gar nicht vorhanden iſt, ſo folgt daraus, daß den 
vollbuͤrtigen Geſchwiſtern erſten Grades hinſichts dieſes 
Vermoͤgens des Teſtators ſelbſt dann ein Pflichttheil ge⸗ 
buͤhrt, wenn ein Vater oder eine Mutter, welche aber 
kein Erbrecht haben, hinterblieben iſt. | 

$. 413. Seitenverwandten jedoch, welche an 
Orten wohnen, nach deren Geſetzen den Seiten⸗ 
verwandten kein Pflichttheil gebuͤhrt, kann der 
Pflichttheil ausdrücklich oder ſtillſchweigend, durch 
ihre Uebergehung, entzogen werden. 


$. 414. In dieſem Falle iſt aber in dem zum 


Freiſtaat Danzig gehoͤrig geweſenen Theile des al⸗ 
ten Gebiets an die Kaͤmmereicaſſe der Stadt Dan⸗ 
zig der dritte Theil eines ſolchen Pflichttheils zu 
entrichten. \ 
Willkühr III. 6. 5. S. 102. N 

. 415. In dem im Jahre 4807 beim Preuß. 
Staate verbliebenen Theile des alten Gebiets faͤllt 
dieſe Abgabe weg. f N 
Streng genommen würde der Fiscus darauf Anſpruch 


machen koͤnnen, er hat ſie aber bis jetzt nie gefordert, 


und dieſe Abgabe wuͤrde auch hinſichts derjenigen Seiten⸗ 
verwandten, welche in den uͤbrigen Theilen der Preuß. 
Monarchie wohnen, eine Ungerechtigkeit ſein. 

$. 416. Der Halbbruder ſchließt des vollbuͤr⸗ 
tigen Bruders Kinder aus. 

§. 417. Dieſer Grundſatz findet aber bei ent⸗ 
ferntern Graden keine Anwendung. 

Kulm Recht III. 9. 12. S. 134. 


9. 418.  Vollbüctige Geſchwiſter ſchließen die 


Abkoͤmmlinge verſtorbener Geſchwiſter aus. 


Ti. 3. 9. 52. Tit. 4. f. 237 — 243. 115 


§. 419. Gelangen bloß Geſchwiſterkinder zur 
Erbfolge, ſo erben ſie nicht nach Linien, ſondern 
nach Koͤpfen. f 

Kulm. Recht III. 9. 10. S. 134. f 

„Wenn ſich ein Erbe verſchwiſtert oder verbruͤdert,“ 
d. h. wenn der Nachlaß bloß auf Geſchwiſter (oder bloß 
auf Geſchwiſterkinder) gelangt. Siehe auch Kulm. Recht 
III. 9. 15. S. 135. 


K. 420. Halbgeſchwiſter des Vaters und voll- J. 52. 
buͤrtige Vaters Geſchwiſterkinder erben zu glei⸗ 
chen Theilen. 2 
Kulm. Recht III. 9. 13. S. 135, 


Vierter Titel. 


Von gemeinſchaftlichen Familienrechten. 


Sechster Abſchnitt. 


Von dem Naͤherrechte auf Familtenguͤter. 


H. 421. Melden ſich mehrere gleich nahe Ver- 9. 287. 
wandte innerhalb der geſetzlichen Friſt von Jahr 
und Tag, ſo haben alle gleiches Recht, ohne daß 
derjenige, welcher ſich zuerſt beim Richter der 
Sache meldet, ein Vorzugsrecht fordern kann. 

Kulm. Recht IV. 6. 6. S. 169. 

$. 422. Das 2008 entſcheidet, wenn ſie ſich g. 288. 
daruͤber, wem das Gut zufallen ſoll, nicht eini⸗ 
gen koͤnnen. a 

Kulm. Recht IV. 6. 6. ©. 169. 

§. 423. Das Familiennaͤherrecht koͤnnen nur 9. 248. 
Verwandte bis zum ſiebenten Grade ausuͤben. - 

Kulm. Recht IV. 6. 7. S. 169. 


8 * 


/ 
116 Th. II. Tit. 5. 1233. Tit. 6. 9133—158 


Fuͤnfter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der Herrſchaften 
en des Geſindes. 


89.1176 H. 424. In Geſi indefachen gelten in Danzig und 
dem zum Freiſtaat gehoͤrig geweſenen Gebiete ſeit 
29. Maͤrz 1814 nicht mehr die Vorſchriften der 
Willkuͤhr (Th. 3. Cap. 4. S. 137.), ſondern die 
Geſindeordnung v. 8. Nov. 1840. (Geſ.⸗Samml. 
1810. S. 101.) 

Fable v. 28. Jul. 1815. 

In dem im Jahre 1807 bei Preußen gebliebenen Theile 
des alten Danziger Gebiets hat die gedachte Geſindeord⸗ 
nung von 1810 bere.t3 feit Publication derſelben Geſetzes⸗ 

. kraft gehabt. > 
9. 23. H. 425. An Miethsgeld ſollen hoͤchſtens 36 
Groſchen Danziger Geld (9 Sgr.) gefordert werden. 

Willkuͤhr III. 4. 4. S. 138. 

Dieſe Vorſchrift gilt, weil die allg. Geſindeordnung 
von 1810 die Höhe des Miethsgeldes nicht e 


Sechster Titel. 


Von Geſellſchaften überhaupt, und von Corpo⸗ 
rationen und Gemeinden inſonderheit. 


88. 133. $. 426. Die Corporation der Kaufmannſchaft 
155. 154. zu Danzig wird durch ihre Aelteſten vertreten. 


Statut der n zu Danzig vom 25. April 1822, 
Geſetz⸗Samml. 1822. S. 


§. 427. Dieſe Behörde beſteht aus zwölf männ⸗ a 
lichen Mitgliedern der Kaufmannſchaft, von wel⸗ 
chen wenigſtens acht ausſchließlich aus der Zahl 
der zur See und re, Kaufleute ge⸗ 
wähle werden muͤſſen. a 

Ebendaſelbſt $. 26. 


Tit. 8. §. 1 — 128. 117 


§. 428. Die Wahl ſteht ſaͤmmtlichen Mitglie⸗ 
dern der Kaufmannſchaft zu. SE N 
Ebendaſelbſt $. 83. a 
F. 429. Die Aelteſten der Kaufmannſchaft be⸗ 
ſchließen nach der Stimmenmehrheit uͤber alle ge⸗ 
meinſamen Angelegenheiten der Kaufmannſchaft 
allein, ohne Ruͤckfrage an die letztere und ohne 
deren Genehmigung, vollguͤltig und verbindend fuͤr 
alle Mitglieder. \ 
Ebendaſelbſt §. 21. . a r 
9. 430. Die Aelteſten find aber ſchuldig, der 
Kaufmannſchaft von ihrer Verwaltung jährlich Re⸗ 
chenſchaft abzulegen. a TG 
Ebendaſelbſt $. 24. ; 


Achter Titel. 
Vom Buͤrgerſtande. 


H. 431. Die Staͤdteordnung v. 19. Nov. 1808 9.1128. 
gilt in der Stadt Danzig ſeit 29. Maͤrz 1814. 
Piolizeireglement vom 4. Oct. 1814. 

H. 432. Dagegen iſt ſie in dem Städtchen Hela 
nicht eingefuͤhrt. g er 

§. 433. Die Ortspolizei- und Gemeinde: An⸗ 
gelegenheiten daſelbſt werden von einem Magiſtrate, 
beſtehend aus einem Vogt, einem Buͤrgermeiſter 
und ſechs Rathsmaͤnnern, verwaltet. 

Durch das Privilegium von 1454 hatte Koͤnig Caſi⸗ 
mir von Polen der Stadt Danzig unter andern auch die 
friſche Nehrung bis zur Spitze, Pillau gegenüber, ver⸗ 
liehen; beim Thorner Friedensſchluſſe von 1466 gab Po⸗ 
len jedoch dieſe Nehrung, vom Dorfe Polski ab, dem 
deutſchen Orden zuruͤck, und Danzig wurde dafuͤr durch 
die Halbinſel Hela entſchaͤdigt. Die letztere wurde bis 
1793 und ſodann wieder von 1807 bis 1814 von einer 
eigenen Function aus allen drei Ordnungen verwaltet, an 
deren Spitze der jedesmalige vierte Buͤrgermeiſter ſtand. 


- 


118 Th. II. Tit. 8. §. 1 — 128. 


Als Preußen im Jahre 1814 Danzig wieder in Beſitz 

„nahm, wurde im Staͤdtchen Hela die Staͤdteordnung nicht 
eingeführt, und auch ſpaͤterhin iſt die Einführung, dem 
koͤnigl. Cabinetsbefehle v. 2. Jun. 1820 gemäß (v. Kamptz's 
Jahrbuͤcher, Band 15. S. 249.), unterblieben, vielmehr iſt 
die frühere Verfaſſung unverändert beibehalten, wonach 
das Staͤdtchen, welches im Jahre 1806 zuſammen mit 
dem Dorfe Danziger Heiſterneſt nur 118 Feuerſtellen und 
559 Einwohner enthielt, als plattes Land behandelt wird, 
bloß mit dem Unterſchiede, daß ſtatt eines Schulzenamts, 
der Vogt mit ſechs Rathmaͤnnern die Polizei⸗ und Ge⸗ 
meinde⸗ Angelegenheiten verwaltet. Die Verfaſſung dieſer 
Localbehoͤrde gruͤndet ſich auf die vom Danziger Rathe 
im Jahre 1583 in altplattdeutſcher Mundart erlaſſene 
„Willkuhr der Stadt Hela“, welche wir, da fie dem Ge⸗ 
ſchicht- und Sprachforſcher ſehr wichtig fein dürfte, hier 
mittheilen, wiewohl ſie in provinzialrechtlicher Hinſicht 
nichts Merkwuͤrdiges enthält. 

Die Einwohner von Hela ernaͤhren ſich, da der un⸗ 
fruchtbare Flugſand dieſer Halbinſel ihnen kaum das noͤ⸗ 
thige Gartengewaͤchs liefert und zum Ackerbau nicht taugt, 
hauptſaͤchlich von der Fiſcherei; außerdem leiſten fie, wenn 
Schiffe am Strande in Gefahr kommen oder verungluͤcken, 
Huͤlfe, wodurch ſie ſich ein billiges Bergelohn verdienen. 
Hierauf bezieht ſich die, wenig wahrſcheinliche, Erzaͤhlung, 
daß man in Hela noch in neuern Zeiten in jedem Kir⸗ 
chengebete Gott um „einen geſegneten Strand“ angefleht 
habe. (v. Duisburg's Verſuch einer Beſchreibung von 
Dantzig. Danzig 1800, S. 433.) Das ſogenannte 
Strandrecht, d. h. das Recht, alles, was die See 
auswirft oder anfpült, in Beſitz zu nehmen, iſt, infos 
fern ſich der Eigenthuͤmer meldet, vom Koͤnige von Po⸗ 
len ſchon im Jahre 1454 aufgehoben. 

Aus der oben gedachten Willkuͤhr vom 25. Oct. 1583 
geht übrigens hervor, daß im Lande Hela das Luͤbiſche 
Recht galt, und dies beſtaͤtigt auch Hanow S. 9. An⸗ 
merkung k. des Jus Culın. ex ult. revis. Er behaup⸗ 
tet zwar zugleich, Hela habe das Luͤbiſche Recht nach der 
Zeit gegen das Kulmiſche vertauſcht; dieſe Angabe iſt 
aber unerwieſen, und ſtreng genommen muß das Lübifche 
Recht noch jetzt in Hela und Danziger Heiſterneſt als 


gültig betrachtet werden. 


Vom Gütgerſtande. 9.318. 119 
Erſter Abſchnitt. 


Vom Buͤrgerſtande uberhaupt. 


§. 434. Die Stadtraͤthe und Stadt⸗Juſtiz⸗ 
raͤthe in Danzig gehören zu den Eximirten. 

Magiſtratsreglement v. 3. Jun. 1794. Cap. 1. 9. 13. ; 
Dieſe Vorſchrift iſt durch die Wiedereinführung der 
Allg. Ger.⸗Ordn. hinſichts der Stadträthe keineswegs auf 
gehoben, denn die Allg. Ger.⸗Ordn. iſt mit allen feit ih⸗ 
rer Publication ergangenen Abaͤnderungen, Ergaͤnzungen 
und Erlaͤuterungen wieder eingefuͤhrt, dahin gehoͤrt aber 
obige Vorſchrift gleichfalls. 

H. 435. Fuͤr die Erlangung des Buͤrgerrechts 8.1418. 
der Stadt Danzig ſind, außer den Ausfertigungs⸗ 
gebuͤhren, zwanzig Thaler zur Kaͤmmereicaſſe zu 
entrichten, ohne daß es darauf ankommt, ob der⸗ 
jenige, welcher das Buͤrgerrecht nachſucht, ein 
Fremder oder ein Einheimiſcher ſei. 

Die Erlangung des Buͤrgerrechts in Danzig war bis 
zum 29. Maͤrz 1814 mancherlei Schwierigkeiten ausge⸗ 
ſetzt; Juden konnten daſſelbe niemals, andere Fremde, 

3. B. Engländer, das kauſmaͤnniſche Bürgerrecht nur mit 
Einwilligung aller drei Ordnungen gewinnen. Außerdem 
wurde das Buͤrgerrecht nur gegen bedeutende Abgaben 
theils zur Kämmerei, theils an die Kaufmannſchaft (den 
Artushof), theils an beſondere Gemeindecaſſen erlangt, 
doch richteten ſich dieſe Abgaben nach der Art des 
Buͤrgerrechts, welches man gewann, und deren drei wa⸗ 
ren. Fuͤr das Faufmännifche Bürgerrecht mußte der 
Fremde nach der Willkühr III. 2. 1. S. 124. an den Ar⸗ 
tushof 100 Danziger Gulden (25 Rthlr.), an andern Ab⸗ 
gaben 372 Gulden (93 Rthlr.), überhaupt 472 Gulden 
(118 Kthlr.) entrichten; das Bürgerrecht eines Handwer⸗ 
kers dagegen koſtete nur 51 Gulden 3 Groſchen (12 Kthlr. 
23 Sgr. 3 Pf.) und eben fo viel das Buͤrgerrecht eines 
Arbeitsmannes. Durch einen Beſchluß ſaͤuuntlicher Ord⸗ 
nungen vom 18. Nov. 1776 wurde das Faufmännifche 
Bürgerrecht noch um 300 Gulden (75 Rthlr.) zur Half: 
geldercaſſe erhoͤhet, daſſelbe koſtete folglich ſeit 1776 nicht 
weniger als 193 Rihlr., wozu noch 5 Rthlr. zum Beſten 


8. 


mon 


12⁰ Th. II. Tit 8. g. 42. 


des Lazareths kamen. Als Danzig im Jahre 1793 unter 
Preuß. Landeshoheit gekommen war, wurden, zufolge Ma⸗ 
giſtratsreglements vom 3. Jun. 1794 8. 35., die drei Ars 
ten von Buͤrgerrecht und die dafuͤr zu entrichtenden Ge⸗ 
buͤhren beibehalten, doch wurden die 300 Gulden zur Huͤlf⸗ 
geldercaſſe und die 20 Gulden fuͤr das Lazareth abge⸗ 
ſchafft. Hierbei verblieb es auch während der freiſtaatiſchen 
Verfaſſung; als aber Danzig im Jahre 1814 unter Preuß. 
Landeshoheit zuruͤckkehrte und die Preuß. Staͤdteordnung 
eingeführt wurde, ſetzte die Organiſationscommiſſion durch 
eine Verfugung vom 28. März 1814 feſt, daß kuͤnftig 
nur Eine Art von Buͤrgerrecht ſtattfinden, und fuͤr die 
Erlangung deſſelben /außer den Ausfertigungsgebuͤhren 
durchweg 20 Kthlr. zur Kaͤmmerei entrichtet werden ſollten. 
Verſchieden von dieſen Buͤrgerrechtsgeldern ſind die ſoge⸗ 
nannten Handelsbeitraͤge, von welchen in den $$. 454 — 

4456. die Rede fein wird. 

9. 42. H. 436. Wer. feinen Haushalt von Danzig 
nach einem andern Orte verlegt und binnen Einem 
Jahre, ſechs Wochen und drei Tagen nicht zuruͤck⸗ 
kehrt, verliert ſein Buͤrgerrecht. 

g. 437. Buͤrger und Buͤrgersſoͤhne, welche 
von auswaͤrtigen Hoͤfen Titel annehmen, bleiben 
zwar unter der Gerichtsbarkeit der Stadt, ſind 
aber als Fremde zu betrachten. 

$. 438. Die Wittwe oder Tochter eines Buͤr⸗ 
gers, welche einen Fremden heirathet, welcher nicht 
das Buͤrgerrecht fuͤr ſich ſelbſt erlangt, verliert 
dadurch ihr Buͤrgerrecht und muß den zehnten Theil 
ihres Vermoͤgens zur Kaͤmmereicaſſe entrichten. 


Willkuͤhr III. 2. 5. S. 127. — III. 2. 8. S. 130. — Ge 
laͤuterungen, Nr. 4. S. 4. | 


Dieſe Vorſchriſten dürften durch Einführung der Preuß. 
Staͤdteordnung ihre Kraft verloren haben. 


Vom Bürgerſtande. §. 106 — 130. 121 
Zweiter Abſchnit. 


Von Staͤdten und Stadtgemeinden. 


§. 439. Fremde Kaufleute, d. h. ſolche, wel- 96. 106. 


che nicht Buͤrger der Stadt Danzig und Mitglie⸗ 
der der Corporation der Kaufmannſchaft geworden 
ſind, duͤrfen die Handelsgeſchaͤfte, welche ſie da⸗ 
ſelbſt zu unternehmen wuͤnſchen, nur durch ange⸗ 
ſeſſene Kaufleute betreiben. (Jus Emporii.) 

Magiſtratsreglem. v. 3. Jun. 1794. $. 37. und Statut der 
Kaufmannſchaft v. 25. April 1822. F. 12. (Geſetz⸗S. 1822. S. 131.) 

8. 440. Die handelspolizeilichen altern Ver⸗ 
ordnungen fuͤr die Stadt Danzig ſind noch ferner 
zu befolgen. 


Magiſtratsregl. v. 3. Jun. 1794, wo dieſe Verordnungen im 


8. 61. vollftändig aufgeführt find, 

Außerdem fol, nach $. 20. der Geſchaͤftsinſtruction für 
das Commerz⸗ und Admiralitaͤtscollegium vom 17. Sept. 
1814, auch das Publicandum wegen Abſtellung der beim 
polniſchen Handel zu Königsberg obwaltenden Mißbraͤuche, 
vom 29. Mai 1783, in Danzig befolgt werden. 


§. 441. Wer vor dem Land- und Stadtge⸗ $. 180. 


| richte zu Danzig eine letztwillige Verordnung oder 
Eheverträge, durch welche die eheliche Guͤterge⸗ 
meinſchaft oder die geſetzliche Erbfolge ausgeſchloſ⸗ 
ſen wird, errichten will, muß zur Kaͤmmereicaſſe 
eine Abgabe „zu Wegen und Stegen“ von ſechs 
20 Sgr.) entrichten. a 

Willkühr II. 6. 4. S. 101. und II. 6. 10. S. 103. 

$. 442. Zu dieſer Abgabe iſt auch Derjenige 
verpflichtet, welcher fuͤr ſeine Perſon den Danzi⸗ 
ger Statutargeſetzen nicht unterworfen iſt. 

Reſcript v. 2. Aug. 1814. : 

$. 443. In dem im Jahre 1807 bei Preußen 
verbliebenen Theile des alten Danziger Gebiets 


Gulden zwanzig Groſchen Danziger Geld (1 Kthlr. 


107. 


12 h. I. Tit 8. 5. 139. 


muß dieſe Abgabe an die koͤnigl. Regierung zu 


F. 139. 


Danzig zum Wegebaufonds eingezahlt werden. 


Juſtizminiſterialreſtript v. 23. Mai 1809. — General⸗Acten, 
65. 


Nr. 18. N. Bl. 


b. 444. Wer Grundſtücke im freiſtaatiſchen 
Antheile des alten Gebiets erkauft, iſt ſchuldig, 


Ein Procent der Kaufſumme zur Kaͤmmereicaſſe 


zu entrichten. 


Dieſe Abgabe zum Beſten der Huͤlfsgeldercaſſe wurde 
zuerſt durch den Ordnungsſchluß vom 11. Jul. 1777 ein⸗ 
gefuͤhrt. Sie war zwar nur auf drei Jahre bewilligt, 
doch wurde ſie auch nach Ablauf dieſer Zeit forterhoben, 
und durch das Magiſtratsreglement vom 3. Jun. 1794 
$. 4. beſtaͤtigt. Durch den Ordnungsſchluß vom 4. Jul. 


1810 wurde dieſe Abgabe auch auf Kaͤufe von Grund⸗ 
ſtuͤcken in nothwendiger Subhaſtation ausgedehnt, durch 


die Verfuͤgung der Organiſationscommiſſion vom 3. Maͤrz 
1814 aber für eine Communalabgabe erklärt. Die koͤnigl. 
Regierung zu Danzig aͤußert in einer Verfuͤgung vom 15. 
Oct. 1816 die Meinung, daß der Kaufſchoß nicht erho⸗ 
ben werden duͤrfe, wenn das erkaufte Grundſtuͤck im 
neuen Danziger Gebiete liege; zur gerichtlichen Entſchei⸗ 
dung iſt dieſe Frage noch nicht gekommen. Wenn der 
Kaͤufer dieſe Abgabe verweigert, ſo hat bisher der Ma⸗ 
giſtrat dieſelbe foͤrmlich eingeklagt, und das koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgericht, zuerſt in Sachen des Magiſtrats wider 
Zinder (Repon. R. Nr. 639) den Käufer zur Zahlung 
verurtheilt, wenn das erkaufte Grundſtuck in der Stadt, 
in den Vorſtaͤdten, oder im alten Gebiete liegt. (Vgl. 
R. Nr. 9153. von 1827.) 

In dem im Jahre 1807 Preußiſch gebliebenen Theile 
des alten Gebiets iſt der Kaufſchoß ſeit 1807 vom Fis⸗ 
cus nicht gefordert. = 

Nach der eingeführten Obſervanz iſt dieſe Abgabe bei 
jeder Veräußerung gegen Entgelt, und zwar vom vollen 
Kauſpreiſe, ohne Abzug der Schulden, zu entrichten. Nur 
bei Abtretungen unter nahen Verwandten, und bei Erb⸗ 
ſchaften ab intestato fällt fie weg. (Siewert, das Pfen⸗ 
ningzins⸗ und Strohwiſchrecht, Halle 1802, S. 128.) 


$. 445. Die. Gebühren des Magiſtrats find 


Vom Buͤrgerſtande. §. 413 — 480. 123 


nach der Sporteltare vom 14. Jul. 1814 zu be⸗ 
rechnen. f 

Dieſe, von der Organiſationscommiſſion ertheilte Ge⸗ 
buͤhrentaxe zeichnet ſich durch die Einfachheit der nach dem 
Betrage des Gegenſtandes zu berechnenden Gebührenſätzee aus. 


€ Vierter Abſchnitt. 


Von Kuͤnſtlern und Fabrikanten. 


H. 446. Die Unternehmer von Fabriken in der g. ur 


Stadt Danzig ſind berechtigt, aber nicht verpflich⸗ 
tet, der Corporation der Danziger Kaufmannſchaft 
beizutreten. 


$. 447. Sind fie in die Rolle der Kaufmann⸗ 
ſchaft nicht eingeſchrieben, ſo ſteht ihnen, wie an⸗ 
dern Kuͤnſtlern und Handwerkern, nur der Ver⸗ 
kauf der Erzeugniſſe ihrer eigenen Arbeit und de⸗ 
rer, die ſie auf Beſtellung aus ſelbſt gelieferten 
Materialien haben fertigen laſſen, zu. 


Statut der Kaufmannſchaft vom 25. April 1822. $. 10. (Ges 
ſeg⸗Samml. 1822. S. 131.) 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von Brauern, Gaſtwirthen, Garkoͤchen x. 
H. 448. Gaſtwirthe dürfen weder für ſich 1 2 


für fremde Rechnung Handel ereiben. 
Willkühr I. 5. 10. S. 62. 


x 


Siebenter Abſchnitt. 
Von Kaufleuten. 7 
8. 449. Jeder Handeltreibende in Danzig, wel⸗ 85. 475. 
cher auf die geſetzlichen kaufmaͤnniſchen Rechte An⸗ 


ſpruch machen will, muß der Corporation der 
Kaufmannſchaft beitreten. 8 


1 


\ ; 
224 Ch. II. Tit. 8. 5.475.480. \ 


$. 450. Durch die Aufnahme in die Corpora⸗ 
tion und Eintragung in die Rolle der Kaufmann⸗ 
ſchaft wird die Befugniß zum Betriebe jedes 
kaufmaͤnniſchen Gewerbes ohne Einſchraͤnkung ge⸗ 
wonnen. 


Statut der Kaufmannſchaft vom 25. April 1822, §. 5. (Ge⸗ 
ſetz⸗Samml. 1822. S. 130.) f 


8. 451. Die nicht zur See und nicht groß⸗ 
handelnden Kaufleute ſind zwar berechtiget, aber 
nicht verpflichtet, der Corporation beizutreten. 

Ebendaſelbſt §. 8. — 4 

§. 452. Zur Aufnahme in die Corporation iſt 
die vorgaͤngige Erwerbung des Buͤrgerrechts und 
ein unbeſcholtener Ruf unbedingt erforderlich. 

Ebendaſelbſt. A 

§. 453. Jedes neuaufzunehmende Mitglied muß 
drei und dreißig Thaler und zehn Silbergroſchen 
an die Gemeindecaſſe der Corporation und zwei 
Thaler an Ausfertigungs⸗ und Botengebuͤhren er⸗ 
legen. 8 115 

Ebendaſelbſt $. 66. 5 5 

$. 454. Außerdem hat das neuaufzunehmende 
Mitglied, ſowie jeder handeltreibende - Bürger, 

welcher die ſtaͤdtiſchen Handelsanſtalten zum See⸗ 

und Großhandel benutzt, an ſogenanntem Handels⸗ 
beitrage die Summe von dreihundert Thalern zur 
Kaͤmmereicaſſe zu zahlen. 

Bereits in der Anmerkung zum §. 14. des gegenwaͤr⸗ 
tigen Titels haben wir bemerkt, welche Abgaben derjeni⸗ 
ge, welcher das kaufmaͤnniſche Bürgerrecht gewann, bis 
29. Maͤrz 1814 zu entrichten hatte. Statt dieſer Abga⸗ 
ben wurde durch die Verfuͤgung der Organiſationscom⸗ 
miſſion vom 28. Maͤrz 1814 denjenigen neuaufgenomme⸗ 
nen Buͤrgern, welche See⸗ und Großhandel treiben, zur 
Unterhaltung der auf Koſten des Gemeinweſens herge⸗ 
ſtellten koſtſpieligen Einrichtungen und Anſtalten zum Bes 
triebe des Seehandels, eine Abgabe zur Kaͤmmereicaſſe 
von dreihundert Thalern auferlegt, und durch das Re⸗ 


f 


Vom Bürgerſtande. F. 475. 480. 12⁵ 


ſcript des Miniſteriums der Finanzen und des Handels 
vom 7. Mai 1816 mit dem Beifuͤgen beſtaͤtigt, daß die 
Frage, in wie weit dieſes Antrittsgeld in der Folge bei⸗ 
zubehalten oder abzuaͤndern ſei, bei der Bearbeitung des 
Statuts für die Kaufmannſchaft zu Danzig, zur Sprache 


kommen, bis dahin aber es bei der bisherigen Einrich⸗ 


tung bewenden ſolle. Die Sache kam hierauf bei den 
Berathungen uͤber den Entwurf zum Statut der Kauf⸗ 
mannſchaft wirklich zur Sprache, und es wurde vorge⸗ 
ſchlagen, die Beibehaltung des Handelsbeitrags von 300 
Thalern in dem Statut aus zuſprechen. Das koͤnigl. Hans 
delsminiſterium entſchied jedoch in dem Reſcripte vom 6. 
Dec. 1820 dahin, daß es in dem Statut der Erwähnung 
der ſtatutariſchen Handelsbeitraͤge nicht beduͤrfe, weil fels 
bige ſchon beftänden, und hinſichts dieſer Einrichtung durch 
das Statut in keiner Art etwas abgeaͤndert, ihre Fort⸗ 
dauer aber auch nicht auf dieſem Wege geſetzlich fefige- 
ſtellt werden ſolle. Hiernach enthält das Statut über 
dieſen Gegenſtand nichts, doch ließ ſich aus dem $. 19. 
deſſelben die Fortdauer des Handelsbeitrages folgern, da 
jedoch das Reſcript vom 7. Mai 1816 die Fortdauer die⸗ 
fer Abgabe ausdruͤcklich bis zum Statut für die Kauf: 
mannſchaft ausgeſetzt hatte, ſo fand ſich das koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgericht zu Marienwerder bewogen, die koͤnigl. Re⸗ 
gierung zu Danzig um naͤhere Auskunft uͤber die Fort⸗ 
dauer der Handelsbeitraͤge zu erſuchen, welche in dem 
Antwortſchreiben vom 28. Sept. 1829 denn auch beja⸗ 
hend erfolgte. In dem Miniſterialreſcripte vom 7. Mai 
1816 heißt es zwar, daß in Danzig jeder Handeltrei⸗ 
bende, fein Gewerbe möge noch fo unbedeutend fein, den 
Handelsbeitrag von 300 Rthlrn. entrichten muͤſſe, ohne 


daß auf den Umfang ſeines Gewerbes und des Nutzens, 


welchen er aus den ſtaͤdtiſchen Handelsanſtalten (Krahn, 
Waage, Abladebruͤcke u. w.) zieht, Ruͤckſicht genommen 
werden koͤnne; zu dieſer Ausdehnung der Pflicht zur Ent⸗ 


* 


* 


richtung des Handelsbeitrags war aber das koͤnigl. Han⸗ 


delsminiſterium nicht befugt, vielmehr ſteht ſelbige mit 
den Verfuͤgungen der Organiſationscommiſſion vom 28. 
Maͤrz und 21. Mai 1814 in Widerſpruch, wonach nur 
derjenige Buͤrger zur Entrichtung des Handelsbeitrags ver⸗ 
pflichtet ſein ſoll, welcher den Groß⸗ und Seehandel als 
Gewerbe treibt, oder ſich zum Betriebe ſeines Handels 
der von der Stadt zum Groß⸗ und Seehandel errichteten 


16 y. II. Tit. 8. §. 475. 480. 


und unterhaltenen Handelsanſtalten bedient. Daher hat 
das koͤnigl. Ober⸗Landesgericht zu Marienwerder, ſo oft 
dieſe Frage zur Sprache kam, immer nur diejenigen 
Kaufleute, welche See⸗ und Großhandel treiben, zur Ent⸗ 
richtung der Handelsbeitraͤge verpflichtet erachtet, andere 
Handeltreibende aber, welche von den zum See⸗ und 
Großhandel beſtimmten Handelsanſtalten keinen Gebrauch 
machen, namentlich Apotheker, davon entbunden. (Repo⸗ 
nirte Acten W. 5187, S. 562, S. 10,072, K. 638. F. 49.) 
In Sachen des Apothekers Sadewaſſer wider den Ma⸗ 
giſtrat zu Danzig hat der zweite Senat in dem Erkennt⸗ 
niß vom 9. Mai 1826 ſogar angenommen, daß nur die⸗ 
jenigen Kaufleute, welche deshalb, weil ſie den See⸗ oder 
Großhandel treiben, nach dem Statut v. 25. April 1822 
der Corporation der Kaufmannfchaft beitreten muͤſſen, 
zur Entrichtung des Handelsbeitrags verbunden waͤren, 
wogegen ſich aber einwenden laͤßt, daß die Unternehmer 
von Fabriken, welche dem gedachten Statut zufolge nicht 
verpflichtet ſind, der Corporation beizutreten, doch in dem 
Falle, daß ſie ſich der ſtaͤdtiſchen Handelsanſtalten bedie⸗ 
nen, wohl unbedenklich zur Entrichtung des Handelsbei⸗ 
trags verpflichtet ſind. 

Endlich kommt in Betracht, ob derjenige Handeltrei⸗ 
bende, welcher den See⸗ und Großhandel nicht als Ge⸗ 
werbe treibt, aber doch, wiewohl heimlich und unbeſugter⸗ 
weiſe, hin und wieder ein Geſchaͤft unternimmt, welches 
in den See⸗ und Großhandel einſchlaͤgt, dadurch verpflich⸗ 
tet werde, den Handelsbeitrag von 300 Thalern zu ent 
richten. An ſich laͤßt ſich eine ſolche Verpflichtung wohl 
nicht annehmen, denn ein einzelnes, nur ſelten wiederhol⸗ 
tes Geſchaͤft in Sees oder Großhandel berechtigt nicht zu 
dem Schluſſe, daß der See- oder Großhandel als Ge⸗ 
werbe getrieben werde; daher hielt der zweite Senat in 
Sachen des Apothekers Weiß wider den Magiſtrat zu 
Dayzig in dem Erkenntniß vom 24. Jun. 1828 nur dies 
jenigen Bürger zur Entrichtung des Handelsbeitrags ver⸗ 
pflichtet, „welche die ſtaͤdtiſchen Handelsanſtalten haufig 
benutzen“. Folglich koͤnnte der Handelsbeitrag von den⸗ 
jenigen, welche den See⸗ und Großhandel nur hin und 
wieder, heimlich und unerlaubterweiſe treiben, nur als 
Strafe wegen Handelscontravention gefordert werden. Eine 
ſolche Strafe iſt aber in den Geſetzen nicht vorgeſchrieben, 
und ſie ſteht mit der Contravention in gar keinem Ver⸗ 


Vom Buͤrgerſtande. §. 479 — 488. 127 


baͤltniſſe. (S. das Appellations⸗Erkenntniß in Sachen des 
Kaufmanns Focking wider den Magiſtrat zu Danzig, F. 
Nr. 49. von 1830.) b 


$. 455. Handeltreibende, welche in den vor⸗ 
maligen vereinigten, jetzt zum Theil abgebrannten 
Vorſtaͤdten Stolzenberg, Schidlitz, Alt⸗Schottland 
und St. Albrecht ſich niederlaſſen, zahlen, wenn 
fie ſich der ſtaͤdtiſchen Anſtalten zum Groß⸗ und 
Seehandel bedienen wollen, nur einen Handels⸗ 
beitrag von Einhundert Thalern. ö f 
Mimiſterialverfuͤgung v. 7. Mai 1816. ö 
§. 456. Zur Zahlung des Handelsbeitrags von 
300 Thalern find auch die Apotheker, welche fi) _ 
in Danzig niederlaſſen, verbunden, wenn ihr Ge⸗ 
ſchaͤft mit See- und Großhandel verknuͤpft iſt. 
Verfuͤgung der Organiſationscommiſſion v. 21. Mai 1814. 
9. 457. Reicht die Gemeincaſſe der Corpora⸗ 
tion zur Beſtreitung der Beſoldungen und uͤbri⸗ 
gen Gemeinausgaben nicht zu, ſo werden Beitraͤge 
von allen Mitgliedern der Corporation erfordert. 
Statut für die Kaufmannſchaft, F. 68. N 
$. 458. Siehe Zuſatz zu Th. 2. Tit. 6. H. 133. 9,430, 
H. 459. Siehe Zuſatz zu F. 413. dieſes Ti- g. 488. 
tels. (H. 446.) b 
§. 460. Seeſchiffs-Rheder haben das Recht, $. 484. 
aber nicht die Pflicht, der Corporation der Kauf⸗ 


— 


mannſchaft beizutreten. 

Statut für die Kaufmannſchaft, g. 9. 3 

$. 461. Hoͤker und Victualienhaͤndler gehören g. 486. 
eben ſo wenig zu den Kaufleuten, als Inhaber 
eines Nadlerkrams und Troͤdler. 

Ebendaſelbſt §. 7. 
Diurch dieſe neuere Beſtimmung iſt die Feſtſetzung 
der koͤnigl. Regierung zu Danzig, vom 15. April 1817, 
wieder aufgehoben. 5 i 

$. 462. Wittwen der Mitglieder der Corpo⸗ 9. 488. 
ration der Kaufmannſchaft haben die Befugniß, 


\ 


128 Ah. Ul. Tit 8. Amar. 
die Handlung fortzuſetzen, ohne fuͤr ſich ſelbſt die 


9. 497. 


Mitgliedſchaft zu erwerben. 
Ebendaſelbſt $. 13. 

. 463. An der Ausübung der Ehrenrechte der 
Corporation nehmen nur die e Mitglie⸗ 
der Theil. | 

E'bendaſelbſt 9. 14. 
464. Erben, welche durch einen Disponen⸗ 
ten die Handlung ihres Erblaſſers fortſetzen wol⸗ 


len, ſind dazu berechtigt, ohne fuͤr ſich ſelbſt die 


Mitgliedſchaft der Corporation zu erwerben. 

H. 465. Wenn ſie ſich aber auseinanderſetzen, 
und einer oder mehrere von ihnen die Handlung 
uͤbernehmen, ſo muͤſſen ſie, im Falle ihrer Groß⸗ 
jaͤhrigkeit, fogleich, im Falle fie aber minderjährig 
ſind, ſobald ſie dieſe erreichen, der Corporation 


beitreten, wenn ſie auch die alte Handlungsfirma 
beibehalten. 


$. 500. 


9. 717. 


Ebendaſelbſt §. 13. 

$. 466. Auch muß der Procurant unter der 
Unterſchrift der Firma oder des Namens des Prin⸗ 
zipals ſeinen eigenen Namen, mit dem Bemer⸗ 
ken, daß er per procuram gezeichnet habe, hin⸗ 


zufuͤgen. 
Boͤrſenordnung für die Corporation der Kaufmannſchaft zu 


Danzig vom 12. Jan. 1830, F. 30. ort Samml. 1830, S. 16.) 


Achter Abſchnitt. . 
Von Wechſeln. 
§. 467. Minderjährige, welche nicht unter vaͤ⸗ 
terlicher Gewalt ſtehen, ſondern eigene Handlung 
treiben, oder ihren Angelegenheiten ſelbſt vorſtehen, 
oder mit Andern in Maskopie handeln, find wech⸗ 
ſelfaͤhig. 


Danziger Wechſelordnung vom 8. März 1701. g. 39. 


4 
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$. 468. Wer Wechſel ausſtellt, iſt wechfelfä- 99. m. 


hig, gleichviel ob er die Rechte eines Kaufmanns 
habe, oder nicht. 

Ebendaſelbſt §. 38. 

Es verſteht ſich, daß dieſe Vorſchrift nach II. 8. 6. des 
Allg. Landrechts auf Eximirte nicht anwendbar iſt. 


H. 469. Um wechſelfaͤhig zu fein, iſt der Bei⸗ N 


tritt zur Corporation der Kaufmannſchaft nicht 
erforderlich. 


Weil naͤmlich das Statut für die Kaufmannſchaft ſol⸗ i 


ches nicht vorſchreibt. 


$. 470. Frauensperſonen, welche für eigene $$. 225 


Rechnung Handlung treiben, und Ehefrauen, welche 
den Geſchaͤften ihrer Ehemaͤnner vorſtehen, ſind 
wechſelfaͤhig, und fie bedürfen bei Ausſtellung von 
Wechſeln keines ehelichen oder andern Curators. 
Auch bedarf es der Belehrung ihrer weiblichen 
Vorrechte nicht. 
Wechſelordnung vom 8. März 1701. F. 38. 


H. 471. Wechſel, welche nach dem 4. April g. 760. 
1814 auf Danziger Courant ausgeſtellt find, ha⸗ 


ben keine Wechſelkraft. 
Publicandum der Organiſationscommiſſion v. 5 April 1814. 
Auf Scheidemuͤnze durften Wechſel auch ſchon nach 


der Danziger Wechſelordnung vom 8. Maͤrz 1701 nicht 
lauten. 


§. 472. Alle gezogene Wechſel müffen von dem $. 770, 


erſten Poſttage, an welchem ſie abgeſchickt werden 
koͤnnen, datirt werden. 
Wechſelordnung, $. 3. 


§. 473. Iſt in dem Wechſel Jemand zur Ein⸗ 99. 902 


ziehung der darin verſchriebenen Summe namhaft 
gemacht, der Wechſel auch zur Acceptation abge⸗ 
ſchickt und die Acceptation wirklich geſchehen: fo 
kann der im Wechſel benannte Eigenthuͤmer die 


Zahlung vor dem Verfalltage e und ei⸗ 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 


130 Th. II. Tit. 8. §. 818 — 1161. 


nen Andern zur Empfangnahme des Geldes an⸗ 
weiſen. . 
$. 474. Zu dieſem Widerrufe iſt auch der 
letzte Indoſſant berechtigt, wenn in dem In⸗ 
doſſament die Zahlung an eine beſtimmte Perſon, 
und nicht an Ordre, vorgeſchrieben iſt. i 
$. 475. Der Widerruf iſt aber in fo weit un⸗ 
gültig, als der Inhaber des Wechſels durch Briefe 
des Traſſanten oder Indoſſanten nachweiſen kann, 
daß er das Geld fuͤr eigene Rechnung, und nicht 
bloß als Bevollmaͤchtigter zu empfangen habe. 
Wechſelordnung §. 25. 26. 5 
9.818. F. 476. Indoſſamente in blanco find uner⸗ 
laubt, und der Acceptant iſt nicht ſchuldig, dar⸗ 
auf Zahlung zu leiſten, ſondern kann das Geld zur 
Verfallzeit gerichtlich deponiren. . 
H. 477. Er muß jedoch Zahlung leiſten, wenn 
der Briefinhaber hinreichende Caution zur Deckung 
des Acceptanten leiſtet. 
Ebendaſelbſt 9. 27. 
5957 §. 478. Wird die Zahlung zur Verfallzeit 
1110. nicht geleiſtet, ſo ſteht dem Inhaber frei, mit Auf⸗ 
nehmung des Proteſtes bis zum zehnten Tage nach 
dem Verfalltage Anſtand zu nehmen. 
§. 479. Faͤllt der zehnte Tag auf einen Sonn⸗ 
oder Feſttag, ſo muß der Proteſt am neunten 
Tage aufgenommen werden. 
. Ebendaſelbſt §. 18. 5 
8.847. F. 480. Der Acceptant iſt nicht befugt, einen 
ee gezogenen Wechſel vor der rechten Verfallzeit zu 
zahlen. 
$. 481. Thut er es dennoch, fo muß er den 
Schaden tragen, wenn der Empfaͤnger inzwiſchen 
in Concurs verfaͤllt. 5 
$. 482. Trockene Wechſel iſt der Schuldner vor 
der Verfallzeit zu zahlen befugt. ö 
Ebendaſelbſt F. 24. Vgl. Zuſatz zu I. 11. 758. 


Vom Buͤrgerſtande. §. 848 — 876. 131 


$. 483. Iſt in dem Wechſel ein Zahlungstag g. 848. 
beſtimmt, ſo tritt die Verfallzeit am naͤchſtfolgen⸗ 
den Tage ein. d ö 

Ebendaſelbſt §. 19. g 

H. 484. Ein auf Sicht ohne weitern Beiſatz g. 849. 
gerichteter Wechſel iſt binnen vier und zwanzig 
Stunden nach der Praͤſentation, welche auch an 
Sonn⸗ und Feſttagen geſchehen kann, zahlbar. 

Ebendaſelbſt §. 20. 

H. 485. Lautet der Wechſel nach Sicht mit g. 850. 
Beſtimmung von weniger als vierzehn Tagen, ſo 
kommen dem Bezogenen drei Reſpittage nach dem 
Verfalltage zu Gute. e ö 
F. 486. Iſt der Wechſel auf laͤngere Sicht 
oder auf Uſo geſtellt, ſo finden zehn Reſpittage ſtatt. 

Ebendaſelbſt §. 20. f > 

$. 487. Ein Uſowechſel iſt am vierzehnten Tage 5. 851. 
nach der Acceptation, den Tag der letztern nicht 
mitgerechnet, aber Sonn- und Feſttage eingeſchloſ⸗ 
ſen, zahlbar. ö 5 

Ebendaſelbſt $. 19. . 

Steht mit dem vorſtehenden §. in Widerſpruch; ver⸗ 
muthlich iſt im §. 20. der Wechſelordnung der 18. ſtatt 
des 19. Paragraphen durch einen Druckfehler allegirt. 

$. 488. Lauter der Wechſel a dato oder nach $. 858. 
dato, ſo wird die Verfallzeit vom naͤchſtfolgenden 
Tage des Datums gezaͤhlt. i 

Ebendaſelbſt $- 19. 

8. 489. Verzoͤgert der Wechſelinhaber die Em: . 876. 
pfangnahme der Zahlung, fo ift, wenn inzwiſchen 
eine Muͤnzveraͤnderung vorfaͤllt, der Schuldner nur 
verbunden, in ſolchen Geldſorten zu zahlen, welche 
zur Verfallzeit gaͤng und gebe waren, der Briefs⸗ 
inhaber aber iſt ſchuldig, die Muͤnzſorte in dem 
vollen Werthe, welchen ſie zur Verfallzeit hatte, 
anzunehmen. i 

Ebendaſelbſt §. 22. 95 


5. 890. 
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$. 400. Meldet ſich der Gläubiger am Zah: 
lungstage nicht, ſo iſt der Schuldner berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, das Geld gerichtlich nieder⸗ 
zulegen. 

Ebendaſelbſt $. 6. 15. f 

$. 491. Verfaͤllt der Schuldner gleich darauf 


in Concurs, fo hat der Gläubiger an den Traf- 


ſanten keinen Regreß. 

Ebendaſelbſt $. 2. : 

§. 402. Ueberhaupt muß der Gläubiger, wenn 
er die Annahme des Geldes verzoͤgert, den daraus 


entſtehenden Schaden ſelbſt tragen. 


$. 958. 


Ebendaſelbſt §. 22. 
§. 493. Gezogene Wechſel werden vier Wo— 


„chen nach der Verfallzeit für bezahlt geachtet, wenn 


ſich auch der Remittent im Beſitze der Wechſel 
befindet. 

§. 404. Bei trockenen Wechſeln geht die 
Wechſelkraft verloren, wenn die Wechſelklage nicht 
binnen Einem Jahre, ſechs Wochen und drei Ta⸗ 
gen nach dem Verfalltage angeſtellt iſt. 

§. 495. Iſt jedoch der Glaͤubiger vor Ablauf 
dieſer Zeit verſtorben, ſo dauert die Wechſelkraft 
zu Gunſten der Erben noch außerdem Ein Jahr, 
ſechs Wochen und drei Tage. 

Ebendaſelbſt §. 26. . 

$. 496. In Wechſelproceſſen findet die dritte 
Inſtanz nicht ſtatt. 5 N 

Ebendaſelbſt §. 43. 

Man hat jedoch angenommen, daß dieſe Vorſchrift 
durch die unbedingte Einfuͤhrung der Preuß. Proceßgeſetze 
aufgehoben ſei, und daher in der Praxis die Reviſtons⸗ 
Inſtanz unweigerlich zugelaſſen. 5 

§. 497. Der Traſſant muß dem Bezogenen 
mit erſter Poſt Nachricht geben, damit die An⸗ 
nahme des Wechſels nicht verweigert werde. 


A 


7 


Vom Birgerſande. 9. 957 — 1014. 133 


$. 498. Untelaßt er ſolches, ſo iſt er fuͤr 
Schäden und Koſten verhaftet. 
Ebendaſelbſt §. 4. 
§. 499. Die Valuta muß vom Remittenten ss. 957. 
bei Empfang des Wechſels ſofort berichtigt werden. 
§. 500. Iſt ſolches vor Abgang der naͤchſtfol⸗ 
genden Poſt nicht geſchehen, ſo kann der Traſſant 
im Wege des Executivproceſſes die ſofortige Exe⸗ 
cution in die Perſon und das Vermoͤgen des N 
mittenten fordern. 
Ebendaſelbſt $- 1. 
. 501. Der Remittent iſt ſchuldig, die ihm g. 968. 
eingehaͤndigte Tratte mit der erſten, ſpaͤteſtens mit 
der folgenden reitenden oder fahrenden Poſt zur 
Acceptation abzuſenden. 
$. 502. Iſt er hierin ſchuldbarerweiſe ſaͤumig, 
ſo muß er dem Traſſanten den daraus entſtehen⸗ 
den Schaden erſetzen. 
Ebendaſelbſt $. 2. 
$. 503. Die Acceptation muß ighnäilgn mit is. 9. 
Beifuͤgung des Vor- und Geſchlechtsnamens und 
der Zeit geſchehen. N 
H. 3504. Laßt der Bezogene die Aeceptation 
durch feine bevollmaͤchtigten Diener (pro cura) ber 
wirken, fo muͤſſen dieſe ſowohl ihres Principals 
als ihre eigenen Tauf- und Geſchlechtsnamen nebſt 
der Zeit der Acceptation eigenhändig auf den Wech⸗ 
ſel vermerken. 
$. 505. Iſt ſolches nicht vollſtändig geſchehen, 
fo braucht der Inhaber des Wechſels die Accep⸗ 
tation nicht anzunehmen, ſondern kann ſo, als 
wenn die Acceptation ganz verweigert waͤre, Pro⸗ 


teſt einlegen. 
Ebendafelbſt $. 10. 


F. 506. Der Bezogene it ſchuldig den Wech- $. 1014. 
ſel unbedingt und ohne Vorbehalt zu acceptiren. 


7 


$. 1020. 
1052. 


134 Th. II. Tit. 8. §. 1020 — 1047. 


$. 507. Fuͤgt er eine Bedingung oder einen 
Vorbehalt hinzu, fo iſt der Inhaber des Wech- 
ſels berechtigt zu proteſtiren, als wenn die Accep⸗ 
tation ganz verweigert waͤre. 

H. 508. Es haͤngt lediglich vom Remittenten 
ab, ob er einem Dritten die Acceptation zu Eh⸗ 
ren geſtatten wolle. 

Edendaſelbſt 9. 11. 

$. 509. Wenn nach geſchehener Acceptation 


per honor der Bezogene noch vor der Verfallzeit 


$. 1021. 


$. 1027. 


g. 1028. 


9. 1047. 


zur Annahme und Bezahlung des Wechſels ſich 
bereit erklaͤrt, fo iſt der erſte Acceptant abzuſte⸗ 
hen nur dann verpflichtet, wenn er die aufgewen⸗ 
deten Koſten nebſt einem Drittel Procent Pro— 


viſion vom Bezogenen bezahlt erhaͤlt. 
Ebendaſelbſt §. 12. 


§. 510. Nicht der Bezogene, ſondern nur ein 
Dritter iſt berechtigt, den Wechſel zu Ehren des 


Ausſtellers oder eines der Indoſſanten zu acceptiren. 
Ebendaſelbſt $. 11. 


§. 511. Und zwar nicht bloß hinſichts des Wech⸗ 


ſelcapitals, ſondern auch wegen Koſten und Proviſion. 


Ebendaſelbſt §. 13. 

§. 512. Der Acceptant muß ſich vor dem den 
Proteſt aufnehmenden Notar perſoͤnlich zur An⸗ 
nahme per honor erklaͤren und auf den Wechſel 
nicht allein die Acceptation gebuͤhrend vermerken, 
ſondern auch den Namen des Traſſanten oder In⸗ 


doſſanten, zu deſſen Ehren er acceptirt, beifuͤgen. 


Ebendaſelbſt §. 11. 

$. 513. Der Wechſelinhaber iſt, wenn der 
Wechſel mit Proteſt zurückkommt, ſchuldig, bei 
Verluſt ſeines Regreſſes ſich damit ſofort bei dem 
Traſſanten, und wenn dieſer abweſend iſt, bei 
ſeiner Frau, ſeinen Kindern, Hausgenoſſen oder 


Dienern zu melden. 
Ebendaſelbſt g. 7. 


2 
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& Vom Bürgerftande. $. 1050. 1056. 1᷑35 


§. 514. Verweigert der Bezogene die Accep⸗ 8. 1050. 
tation wegen mangelnden Aviſos oder aus andern 
Urſachen, und erſucht er den Remittenten, mit 
dem Proteſt bis zur naͤchſten Poſt Anſtand zu 
nehmen, unter dem Verſprechen, ſich bis dahin 
zu erklaͤren: ſo iſt der Inhaber berechtigt, aber 
nicht verbunden, bis dahin zu warten. 

§. 515. Erfolgt aber hierauf die Acceptation 
nicht vor dem naͤchſten Pofttage, fo muß Proteſt 
eingelegt und mit gedachtem erſten Poſttage der 
Proteſt abgeſchickt werden. b 

Ebendaſelbſt g. 9. i 

§. 516. Der Eigenthuͤmer eines wegen nicht $ 1056. 
geſchehener Annahme gehoͤrig proteſtirten Wechſels 
kann, außer der darin verſchriebenen Summe, ſein 
Intereſſe, Agio und Cours des Ruͤckwechſels nur 
dann fordern, wenn er wegen ausgebliebener Zah⸗ 
lung anderweit auf Wechſel wirklich Geld aufge— 
nommen hat. 

§. 517. Iſt dies nicht geſchehen, fo kann der 
letzte Inhaber nur Briefporto und Proteſtgebuͤhr 
nebſt einem halben Procent Proviſion fordern, und 
zwar nach dem Courſe, in welchem der Inhaber 
am erſten Poſttage nach der Verfallzeit auf den 
Traſſanten hätte retraſſiren koͤnnen. 8 
S8. 518. Auch braucht der Traſſant nicht fuͤr 

alle Orte, dahin ſein Wechſel verhandelt worden, 
ſondern allein für. den Ort, dahin er denſelben 
zur Zahlung remittirt hat, den Ruͤckwechſel zu 
verguͤten. 

Ebendaſelbſt §. 32. 

§. 519. Der Eigenthuͤmer eines wegen nicht 
geſchehener Annahme proteſtirten Wechſels iſt be⸗ 
rechtigt, vom Traſſanten Sicherheit fuͤr Capital, 
Agio, Koften und vermuthlichen Schaden für den 
Fall zu fordern, wenn der Wechſel mit Proviſion 
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und Koften am Verfalltage nicht ſollte eingeloͤſt 
werden. 


H. 520. Selbſt wenn der Wechſel ſchon accep- 


tirt, der Bezogene aber vor der Verfallzeit in 


Concurs gerathen und deshalb Proteſt eingelegt 


$. 1059, 


9. 1099, 


— 


iſt, muß der Traſſant dem Remittenten Sicher⸗ 
heit beſtellen. 

Ebendaſelbſt §. 8. Kor, 

§. 521. Iſt der Wechſel ein- oder mehrmals 
indoſſirt, ſo muß der letzte Inhaber zuvoͤrderſt den 
letzten Indoſſanten, und wenn er von dieſem keine 
Befriedigung erhaͤlt, einen andern zahlbaren Vor⸗ 


mann in Anſpruch nehmen, bevor er an den Aus⸗ 
U 


ſteller zuruͤckgehen kann. 
Ebendaſelbſt d. 28. 


H. 522. Sind bei Praͤſentation des Wechſels 
die Reſpittage bereits ſaͤmmtlich verfloſſen, fo muß 


binnen vier und zwanzig Stunden Zahlung ge⸗ 


$. 1105, 


leiſtet werden. i 

Ebendaſelbſt §. 21. 

§. 523. Sind dem Bezogenen zu feiner Defs 
kung Waaren in Commiſſion oder zur Aufbewah⸗ 
rung gegeben, der Traſſant aber iſt in Concurs 


verfallen: ſo hat der Bezogene das Recht, ſich 


$. 1119. 


aus jenen Waaren, vor allen andern, ſelbſt pri⸗ 
vilegirten Glaͤubigern bezahlt zu machen. 
Ebendaſelbſt §. 34; l 


§. 524. Hat der Praͤſentant ſtatt baarer Zah⸗ 


lung Aſſignation angenommen, ſo bleibt ihm ſein 


Wechſelrecht fo lange vorbehalten, bis der Affi- 


gnat wirkliche Zahlung leiſtet. a 

Ebendaſelbſt $. 16. 

Doch iſt durch das Edict v. 1. Aug. 1766 verordnet, 
„daß alle Bezahlungen der Wechſel niemalen durch Aſſi⸗ 
eh ſondern jederzeit in baarem Gelde gefchehen 
ollen.“ 5 i ; 


I 


Vom Vürgerftande. b. 11301252. 137 


§. 525. Nimmt der Inhaber zuerſt den Ac- g. 1180. 
ceptanten in Anſpruch, fo bleiben ihm der Aus- 
ſteller und die Indoſſanten bis zu ſeiner endlichen 
Befriedigung wechſelmaͤßig verhaftet. 
Wechſelordnung v. 8. März 1701. $. 29. 
H. 526. Wird der Wechſelinhaber von dem 
Acceptanten, einem Indoſſanten oder dem Aus⸗ 
ſteller nur zum Theil befriedigt, ſo bleibt ihm der 
Wechſelregreß gegen die uͤbrigen Vormaͤnner und 
den Ausſteller. 
H. 527. Gegen denjenigen aber, welcher die 
Abſchlagszahlung geleiſtet hat, koͤnnen die übrigen 
Intereſſenten ihren Regreß nicht nehmen. e 
Ebendaſelbſt 9. 30. 31. f 
§. 528. Derjenige, welcher den acceptirten 8. 1172. 
Wechſel verloren hat, kann das Geld fordern, wenn 
er gehoͤrige Sicherheit beſtellt. n i 
Ebendaſelbſt $. 37. Vgl. F. 925. dieſes Titels. a 5 
$. 529. Bei trockenen Wechſeln bedarf es kei- §. 1197. 
ner Praͤſentation oder Acceptation des Wechſels. 1504. 
H. 530. Auch nicht von Seiten der Erben 
des Schuldners, wenn dieſer inzwiſchen verſtor⸗ 


* 


n iſt. 
Ebendaſelbſt $. 5. 


Neunter Abſchnitt. 
Von Handelsbillets und Affignationen, 


§. 531. Wer Waaren zum Werthe von mehr g. 1252. 
als zehn Thalern auf Zeit verkauft, kann vom 
Kaͤufer ein Handelsbillet fordern, in welchem 
die Zahlungszeit ausgedruckt fein muß. 

$. 532. Auf Schuldſcheine dieſer Art muß 
binnen ſechs Wochen nach der Verfallzeit die ver⸗ 
ſchriebene Summe nebſt Einem Procent Zinſen 

fuͤr dieſe ſechs Wochen, bezahlt werden. 


9. 1273. 
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$. 533. Nach Ablauf der ſechs Wochen find 
ſolche Handelsbillete den Wechſeln gleichzuachten, 
und es findet daraus das Wechſeloerfahren ſtatt. 

Wechſelordnung v. 8. März 1701. $. 40. 

§. 534. Wird die Aſſignation bis zum drit⸗ 
ten, hoͤchſtens vierten Tage nicht bezahlt, ſo 
kann der Gläubiger fie dem Ausſteller een 


und von ihm Zahlung fordern. 


8. 1278. 


Ebendaſelbſt $. 41. und Verordn. v. 1. Aug. 1766. 

$. 535. Derjenige, an welchen eine kaufmaͤn⸗ 
niſche Aſſignation gerichtet iſt, muß ſich, ſobald 
ſie ihm vorgezeigt wird, ſofort deutlich erklaͤren, 
ob er die angewieſene Summe auszahlen wolle. 

H. 536. Iſt er zur Annahme der Anweiſung 


bereit, fo muß er das Daum | der Annahme auf 


9. 1279. 


F. 1312. 


die Aſſignation notiren. 

Verordnung v. 1. Aug. 1766. 5 

§. 537. Die Zahlung muß hoͤchſtens am drit⸗ 
ten oder vierten Tage, nachdem ſie erlangt wor⸗ 
den, erfolgen. 

8. 538. Die Zahlung muß in Bari Gelde 
und nicht durch Aſſignation oder einen Schuld⸗ 


ſchein esche. 
Ebendaſelbſt. 


Zehnter Abſchnitt. 
Von Maͤklern. 


539. Die Wahl der Maͤkler (auch Dispa⸗ 
cheurs, Schiffsabrechner, Guͤterbeſtaͤtiger, Schaff— 
ner, Meſſer, Waͤger, Braker, Stauer, Schauer, 
überhaupt aber, welche oͤffentlich beſtellt find, die 
Quantitaͤt und Qualitaͤt der Waaren oder deren 
richtige Verpackung zu bekunden) ſteht der Kauf⸗ 


mannſchaft durch ihre Aelteſten zu. 


Statut der Kaufmannſchaft v. 25. April 1822. S. . 18. 


Vom Buͤrgerſtande. §. 1325 — 1379. 139 


$. 540. Auch darf kein Maͤkler in Handels- . 1325. 

fachen mit Auswaͤrtigen einen Briefwechſel führen, 
Willkühr III. 9. 32. Nr. 4. S. 228. 

$ 541. Kornmaͤkler dürfen ſich in Sortirung 

des Getreides des Gewichts nicht bedienen. 
Ebendaſelbſt Nr. 7. S. 228. 

. 542. Wenn Kaufleute in Unterhandlungen 9. 1334. 
ſtehen, ſo darf ſich ihnen der Maͤkler zwar un⸗ 
aufgefordert nahen, er muß ſich aber von ihnen, 
wenn ſie es verlangen, ſofort entfernen. 

Ebendaſelbſt Nr. 3. S. 228. ö 

$. 543. Der Makler darf den Käufer nicht 9. 189. 
merken laſſen, daß der Verkaͤufer ſeine Waaren 
gern los fein will, oder ſie zu verkaufen genoͤ⸗ 
thigt iſt. s 

Ebendaſelbſt d. 10. S. 229. 

$. 544. Er muß dem Kaufmanne, wenn er 
ſolches verlangt, Denjenigen, in deſſen Auftrage er 
handelt, gleich zu Anfange des Geſchaͤftes nennen. 

Ebendaſelbſt Nr. 2. S. 227. 

§. 545. Jeder Maͤkler iſt ſchuldig, Handels- 8 Par 
geſchaͤfte, welche den Geſetzen zuwider gefchloffen 5 
werden, wenn er Kenntniß davon erhaͤlt, dem 
Admiralitaͤtscollegium zur Beſtrafung anzuzeigen. 

Willkühr III. 9. 32. Nr. 1. S. 227. 

8. 546. Bei Darlehen beträgt das Maͤkler⸗ $ 1879. 
lohn vom Hundert fuͤnf Groſchen Danziger Geld 
(1 Sgr. 3 Pf.) f 

Willkühr II. 2. 11. S. 78. 

§. 547. Der Lohn der Wollmaͤkler beſteht von 
dem, was ſie bloß vermaͤkeln, in Einem Groſchen 
(3 Pfenningen), von dem aber, was ſie braken, in 
drei Groſchen Danziger Geld (9 Pfenningen Preu⸗ 


ßiſch) Für den Stein. 
Willkühr III. 9. 9. S 


378, 
H. 548. Der Lohn der Kornmaͤkler betraͤgt zwan⸗ 
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zig Groſchen Danziger Geld (5 Silbergroſchen) von 
jeder Laſt oder 60 Scheffeln Korn, der der Salz⸗ 
maͤkler zwoͤlf Groſchen Danziger Geld 3 Silber⸗ 


groſchen) von jeder Laſt Salz. 
Willkuͤhr III. 9. 82, Nr. 9. S. 228. 


$. 549. Die Maͤklercourtage iſt in der Will⸗ 
kuͤhr, Th. 3. Cap. 9. Art. 32. S. 222. beſtimmt. 
$. 550. Wer ſich beim Verkauf von Grund⸗ 
ſtuͤcken als Maͤkler gebrauchen läßt, iſt nur be⸗ 
rechtigt, vom Kaͤufer und Verkaͤufer zuſammen 
zehn Groſchen Danziger Geld (2 Sgr. 6 Pf.) von 
jedem Hundert Gulden (25 Rthle.), folglich ein 
Drittel Procent als Maͤklerlohn anzunehmen. 
9. 551. Was er mehr nimmt, muß er zuruͤck⸗ 
geben, und er ſoll außerdem fuͤr jeden Fall eine 
Geldbuße von vier Thalern erlegen. 
Willkühr III. 9. 3. S. 281. 


Elfter Abſchnitt. 
Von Rhedern, Schiffern und Befrachtern. 


99.1389 2c. 8. 552. Im Gebiete des vormaligen Freiſtaats 
N Danzig kommen nicht die Vorſchriften des Preuß. 
Seerechts vom 1. Dec. 1727, ſondern, außer den 
Statutargeſetzen, die des Allg. Landrechts zur An⸗ 


wendung. 
Reglement fuͤr das e un Admiralitaͤtscollegium zu 
Danzig vom 17. Sept. 1814. $. 2 


9.1389. H. 553. Wenn einem Mitefeder der Bau ei⸗ 
nes Schiffes oder die Aufſicht uͤber den Bau auf⸗ 
getragen worden, ſo ſteht demſelben nicht frei, 
ſeine eigenen Materialien ohne Einwilligung der 
übrigen Mitrheder zum Bau zu verwenden. 

§. 554. Hat er es dennoch gethan, fo kann 
er für die verbaueten Materialien nur den ge⸗ 


woͤhnlichen Preis in 1 ſtellen. 
Willkuͤhr I. 4. Abſchn. 1. 5. S. 


— 


Vom Bürgerſtande. 6. 1339. 14 


F. 555. Zum Transport der Waaren von Dans 
zig nach dem Hafen oder auf die Rhede, inglei⸗ 
chen von den Seeſchiffen auf die Rhede, oder nach 
dem Hafen, oder nach der Stadt Danzig, dienen 
die Bordinge oder Lichterſchiffe ſowohl der Altern 
Bordingsrhederzunft als der neuen Bordingsfo- 
cietaͤt zu Danzig. 5 

$. 556. Die in der Bordingsordnung v. 27. 
Nov. 1733 und in dem unterm 4. Febr. 1735 
beſtaͤtigten Vergleiche vom 26. Jan. 1735 der aͤl⸗ 
tern Bordingsrhederzunft zugeſtandene ausſchließ⸗ 
liche Berechtigung (das Monopol), im Fahrwaſſer 
Waaren aus Seeſchiffen zu loſſen und Guͤter aus 
denſelben in die Stadt, oder aus der Stadt nach 
dem Fahrwaſſer oder nach der Rhede zu bringen, 
iſt durch das Ediet vom 2. Nov. 1810 (Geſetz⸗ 
Samml. 1810. S. 79.) und das Geſetz vom 7. 
Sept. 1811 (Geſetz⸗Samml. 1814. S. 263.) auf⸗ 
gehoben. 

d. 557. Vielmehr iſt ſeitdem die Lichterfahrt 
ein freies Gewerbe, und der Frachtlohn ſoll nicht 
weiter nach einer Taxe, ſondern nach dem freien 
Uebereinkommen der Intereſſenten beſtimmt werden. 

§. 558. Die Fuͤhrer dieſer Fahrzeuge ſind nicht 
nn „der Behörde ihre Qualification nachzu⸗ 
weiſen. a 

H. 559. Dagegen dauert die polizeiliche Auf⸗ 
ſicht über den baulichen Zuſtand der Lichterfahr⸗ 
zeuge fort und iſt vom Polizeipraͤſidenten zu Dan⸗ 
zig nach den Grundſaͤtzen der Sicherheitspolizei zu 
führen. 

$. 560. Eine Ablöfung der ausfchließlichen 
Gewerbeberechtigung zur Bordingsrhederei findet 
nicht ſtatt. 

§. 561. Die Tilgung der Schulden der aͤltern 
Bordingsrhederzunft iſt lediglich Sache der letztern. 


142 Th. II. Tit. 8. $. 1389. 


§. 562. Die Bordinge der aͤltern Zunft find 
mit Namen, die der neuen Societaͤt mit Num⸗ 
mern bezeichnet. i 

§. 563. Die Bedingungen, unter welchen die 
Lichterfahrzeuge beider Geſellſchaften zum Gebrauche 
hergegeben werden, ſind unterm 6. April 1829 
feſtgeſetzt. Der Frachtlohn wird jedoch jaͤhrlich 
neu beſtimmt. # ERIC 4 

Fruͤherhin beſtand in Danzig nur Eine Bordingsrhe⸗ 
derzunft, fuͤr welche die Danziger Regierung unterm 27. 
Nov. 1733 eine eigene Bordingsordnung publicirte. Der⸗ 
ſelben gemaͤß ſtand dieſer Zunft das ausſchließliche Recht 
zu, gegen beſtimmten Frachtlohn die Waaren aus Dan⸗ 
zig nach den im Hafen, auf der Rhede oder in der See 
liegenden Seeſchiffen, und von den letztern nach dem Ha⸗ 
fen oder in die Stadt zu bringen. 

Ueber den Umfang dieſes Monopols und die Taxe des 
Frachtlohns entſtanden bald zwiſchen der Zunft und der 
Kaufmannſchaft Streitigkeiten, welche durch einen, vom 
Magiſtrat unterm 4. Febr. 1735 beſtaͤtigten Vergleich vom 
26. Jan. deſſelben Jahres ausgeglichen wurden. 

Bei dieſer Verfaſſung blieb do nicht nur waͤhrend der 
Preuß. Herrſchaft von 1793 bis 1807, ſondern auch zur 
Zeit des Freiſtaats. 

Nachdem Danzig im Jahre 1814 wieder unter die Preuß. 
Landeshoheit zuruͤckgekehrt war, forderte die Immediat⸗Or⸗ 

aniſationscommiſſion vom Magiſtrate noch in demſelben 
Jahre über die Verfaſſung der Bordingsrhederzunft Aus⸗ 
kunft, welche auch ertheilt wurde, ohne daß jedoch weiter et⸗ 
was geſchah; wohl aber äußerte der Polizeipraͤſident von 
Danzig in einem Schreiben an den Magiſtrat v. 28. Dec. 
1814 den Wunſch, daß die Bordingsordnung vom 27. 
Nov. 1733 in einigen Punkten abgeaͤndert werden moͤchte. 
Kurz darauf beſchwerten ſich die Danziger Kaufleute bei 
der koͤnigl. Regierung zu Marienwerder über die von der 
Bordingsrhederzunft geforderte Erhoͤhung des Frachtlohns 
und verlangte die Aufhebung des Bordingsmonopols, worauf 
die gedachte Regierung in einer an den Polizeipraͤſidenten 
gerichteten Verfuͤgung vom 8. Maͤrz 1815 feſtſetzte, daß 
das Bordingsrhedergewerbe, den Gewerbeſteueredicten vom 
2. Nov. 1810 und 7. Sept. 1811 zufolge, voͤllig frei, 


! 


Vom Buͤrgerſtande. §. 1389. 143 


daß jeder zum Betriebe der Schifffahrt geeigenfchaftete 
Gewerbetreibende befugt ſei, den Waarentransport von 
und zu den Seeſchiffen zu beſorgen, und daß der Fracht⸗ 
lohn lediglich dem Uebereinkommen der Intereſſenten uͤber⸗ 
laſſen bleiben muͤſſe. 5 

Wiewohl ſich die Bordingsrhederzunft bei dieſer Ent⸗ 
ſcheidung nicht beruhigte, fo wurde letztere doch vom koͤ⸗ 
nigl. Finanzminiſterium beſtaͤtigt, und es ergingen in dem 
Beſcheide noch mehrere andere Feſtſetzungen uͤber dieſen 
Gegenſtand, welche in der Regierungsverfuͤgung vom 3. 
Maͤrz 1816 mitgetheilt, und aus welchen die vorſtehen⸗ 
den Paragraphen groͤßtentheils entnommen find. 

In Folge dieſer Beſtimmungen loͤſte ſich zwar die 
Bordingsrhederzunft nicht auf, ſie entwarf aber unterm 
19. März 1821 eine neue Verfaſſungsurkunde, nach wel- 
cher ſich dieſe Societaͤt noch gegenwärtig richtet, wiewohl 
fie von der Staatsbehoͤrde nicht beftätigt iſt. 

Dieſen Statuten zufolge wurden die zum Geſchaͤft 
dieſer Geſellſchaft erforderlichen Lichterfahrzeuge, welche 
bisher einzelnen Mitgliedern der Zunft eigenthuͤmlich ge⸗ 
hoͤrt hatten, von dieſen an die Geſellſchaft abgetreten und 
ihr Werth von der Geſellſchaft in Actien verguͤtet. Das 
Gewerbe ward von jetzt an fuͤr gemeinfchafttiche Rechnung 
dergeſtalt geführt, daß jeder Actieninhaber, nach Verhaͤlt⸗ 
niß ſeines Antheils, am Gewinn und Verluſt Theil nimmt. 

Die Actien koͤnnen cedirt oder verkauft werden, aber 
nie gekündigt. Jede Ceſſion bedarf der Mitvollziehung 
eines der Directoren. Die Geſellſchaft theilt fich in ſtimm⸗ 
faͤhige und nicht ſtimmfaͤhige Mitglieder; erſtere koͤnnen 
nur durch einen Beſchluß der Geſellſchaft aufgenommen 
werden. Nur Danziger Bürger und Kaufleute konnen 
als ſtimmfaͤhige Mitglieder eintreten, auch nur ſolche, 
welche Seehandel treiben. Die Geſellſchaft hat drei Di⸗ 
rectoren, welche auf drei Jahre gewaͤhlt werden. a 

Um dieſelbe Zeit oder bald darauf trat eine neue 
Bordingsrhedergeſellſchaft zuſammen, deren Statuten von 
der Staatsbehoͤrde gleichfalls nicht beſtaͤtigt find, Die 
Fahrzeuge beider Geſellſchaften unterſcheiden ſich dadurch, 
daß die der aͤltern Zunft Namen, die der neuen aber 
Nummern fuͤhren. Die Bedingungen, unter welchen 
beide Societaͤten ihre Fahrzeuge zum Gebrauche hergeben, 
find völlig gleichlautend, doch hängt der Frachtlohn von 
den Beſtimmungen jeder einzelnen Societaͤt ab, er wird 
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aber jährlich von beiden Geſellſchaften uͤbexeinſtimmend 
feſteſetzt. 

9. 1392. F. 564. Mit einem Danziger Seebriefe darf 
kein Schiff verſehen werden, an welchem kein Dans 
ziger Buͤrger Antheil hat. 

Willkuͤhr I. 4. Abſchn. 3. 2. S. 17. 

9. 1395. FH. 565. Wegen der zum Ynfaufe eines Schif⸗ 
fes dargeliehenen Gelder ſteht dem Darleiher auf 
das erkaufte Schiff kein geſetzliches Pfandrecht zu. 

Willkühr I. 4. Abth. 2. 7. S. 17. 

§. 566. Durch die Bezahlung des Kaufgeldes 
geht das Eigenthum des Schiffes nebſt Nutzen 
und Gefahr auf den Kaͤufer uͤber, ohne daß es 
einer Uebergabe bedarf. 

Willküͤhr I. 4. Abth. 2. 6. S. 16. 

§. 567. Den Bürgern Danzigs ſteht, wenn 
daſelbſt ein Schiff an Fremde oder Nichtbuͤrger 
verkauft wird, das Vorkaufsrecht zu. 

H. 568. ig dieſem Behufe ſoll jeder Schiffs: 
verkauf an Nichtbuͤrger durch achttaͤgigen oͤffentli⸗ 
chen Anſchlag am Artushofe bekannt gemacht werden. 

Willkuͤhr I. 4. Abſchn. 2. 1. S. 15. 

Dieſe Vorſchrift iſt durch die Verordnung v. 9. Oct. 
1807. $. 3. nicht aufgehoben, denn letztere ſpricht nur 
von unbeweglichen Sachen. 

5.1400. F. 569. Iſt kein ſolches Inventarium vorhan⸗ 
den, ſo werden nur diejenigen Stuͤcke, welche im 
Vertrage ausdruͤcklich benannt worden, fuͤr mit⸗ 
verkauft geachtet. f 

8 Willkuͤhr I. 4. Abth. 2. 2. S. 15. 

9. 425. F. 570. Der Rhedereivertrag muß jederzeit 

ſchriftlich verfaßt fein. 

Willkühr I. 4. Abth. 4. 1. S. 18. 

9. 1431. H. 371. Iſt der Schiffsdirector oder Mitrhe⸗ 
der ſeinen Mitrhedern aus der Rhederei etwas 
ſchuldig geblieben, ſo iſt ihnen ſein Schiffsancheil 
ſtilfſchweigend verpfaͤndet. i 


\ 


wohner uͤberlaſſen. 
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$. 572. Dieſes Pfandrecht kann durch den 
heimlichen Verkauf oder die Verpfaͤndung ſeines 
Antheils nicht beeintraͤchtigt werden. > 
Wiüllkühr I, 4. Abth. 2. 4. S. 16. 
F. 573. Wenn ein Mitrheder feine Verbind⸗ 9. 1485. 
lichkeiten nicht erfüllt, fo koͤnnen die uͤbrigen Theil⸗ 
nehmer auf ſeine Entſetzung aus der Rhederei kla⸗ 
gen, und entweder einen Andern als Mitrheder 
9 ca „ oder feinen Antheil in Maskopie be⸗ 

en. a 
ba A I. 4. Abth. 4. 2. S. 18. 


$. 574. Kein Mitrheder iſt befugt, feinen g. 1437. 
Schiffsantheil außerhalb Landes zu verpfänden. 

$. 575. Thut er es dennoch, ſo muß er die 
Mitrheder entſchaͤdigen und hat nachdruͤckliche 
Strafe verwirkt. 5 

Willkühr I. 4. Abth. 4. 5. S. 19. 

§. 576. Stirbt ein Mitrheder und hinterlaͤßt 
Erben außerhalb Landes: ſo muͤſſen dieſe ihren 
Schiffsantheil an einen Danziger Buͤrger oder Ein⸗ 

Willkühr I. 4. Abth. 4. 9. S. 20. 5 

$. 577. Dieſer Prüfung muß ſich auch der g. 1446. 
Steuermann unterwerfen. i 

Willkühr I. 4. Abth. 6. 8. S. 31. 5 | 

§. 578. Auf einem Danziger Schiffe kann 
nur ein Danziger Buͤrger zum Schiffer beſtellt 


werden. i 
Willkühr I. 4. Abth. 5. 1. S. 21. 


5 §. 579. Erhebliche Gruͤnde zur Entlaſſung des g. 1457. 

Schiffers find: wenn er ſich gegen fie groͤblich ver⸗ 
geht; wenn er die Anordnungen der Rheder aus 
Verſehen oder Nachlaͤſſigkeit nicht befolgt; wenn 
er nicht richtige Rechnung fuͤhrt oder ſchlecht wirth⸗ 
ſchaftet; und wenn er mit einem einzelnen Mitrheder 
zum Nachtheile der übrigen Einverſtaͤndniß hat. 

Willküͤhr I. 4. Abth. 6. 20. S. 27. 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. — 10 
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9. 1488. H. 580. Von den Pflichten des Schiffers vor 


der Abfahrt aus dem Hafen oder von der Rhede 
bei Danzig handelt die Hafenpolizeiordnung vom 
30. Jan. 1821. H. 31. folg. f 

Geſetz⸗Samml. 1821. S. 27. Siehe auch Publicandum vom 
18. Febr. 1826. 


9. 1490. §. 581. Iſt ſolches unvermeidlich, fo vertritt 


9. 1498 


9. 1498 


der Bootsmann ihre Stelle. 
Willkühr I. 4. Abth. 6. 8. S. 31. ö 


§. 582. Wird das Schiff von Seeraͤubern an 
gefallen, und iſt das Schiffsvolk zu fechten bereit: 
ſo iſt der Schiffer Widerſtand zu leiſten ſchuldig. 
§. 583. Weigert er ſich deſſen, fo ſoll er un⸗ 
faͤhig ſein, jemals wieder ein Schiff zu fuͤhren, 
und ſoll beſtraft werden. 
Willkühr I. 4. Abth. 5. 19. S. 27. 
$. 584. Von dem Verhalten des Schiffers bei 
ſeiner Ankunft auf der Danziger Rhede handelt 
die Hafenpolizeiordnung vom 30. Jan. 1821. 
Gefeg: Samml. 1821. S. 21. 


9.1614. b. 585. Der Schiffer iſt niche befugt, für 


g. 1519 


eigene Rechnung weitlaͤuftige Handelsgeſchaͤfte, durch 
welche er an gehoͤriger Abwartung ſeines Amtes 


verhindert wird, zu unternehmen. 8 
Willkühr I. 4. Abth. 5. 7. S. 23. 


H. 586. Acht Tage nach der Loſſung muß der 


Schiffer den Rhedern Rechnung legen. 
Willkühr I. 4. Abth. 5. 12. S. 25. 


9. 1523. H. 587. Der Schiffer, wenn er auch Antheil 


an dem Schiffe hat, darf das letztere, ſelbſt wenn 
der Verkauf nuͤtzlich wäre, ohne vorherige Eins 
willigung der Rheder nicht freiwillig verkaufen. 
Wi.illkuͤhr I. 4. Abth. 2. 8. S. 17. 


9. 1584. F. 588. Hinſichts des Schiffsvolks mit Ein⸗ 


ſchluß der Schiffszimmerleute vertreten die beiden 
vereidigten Waſſerdiener zu Danzig die Stelle 
der Geſindemaͤkler. Er 
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$: 589. Sie werden auf den Vorſchlag der 

Schiffsrheder angeſtellt. Pi 
8590. Sie muͤſſen für die Tuͤchtigkeit des 
Schiffsvolks haften, und wenn dieſes entweicht, 
den Entlaufenen aufſuchen und zuruͤckbringen. 

§. 591. Vermoͤgen fie dieſes nicht, ſo muͤſſen 
ſie die Schiffsheuer, welche der Schiffsmann er⸗ 
halten hat, aus eigenen Mitteln erſetzen. 

§. 592. Sie ſind berechtigt, den entwichenen 
Schiffsmann, wo ſie ihn finden, zu verhaften und 
vor das Admiralitätscollegium behufs feiner Be⸗ 
ſtrafung zu geſtellen. 2 

$. 593. Jeder Polizeibediente ift verbunden, 
ihnen dabei Hülfe zu leiſten. 1 Be 

Willküͤhr I. 4. Abth. 6. 1. S. 28. 0 

$. 394. Sobald das Volk in des Schiffers 
Heuer getreten, iſt der Schiffer ſchuldig, daſſelbe 
ſowohl auf der Reiſe als waͤhrend des Ladens und 
Loſſens, mit gehoͤrigem Eſſen und Trinken zu ver⸗ 


9. 595. Die Speiſung geſchieht des Morgens, 
Mittags und Abends mit gewoͤhnlicher guter Schiff⸗ 
mannskoſt nebſt Getraͤnk. 
H. 596. Kommt das Schiff aus einem Wein⸗ 
lande und hat Wein geladen, fo muß der Schife 
fer taͤglich dem Schiffsvolk ein angemeſſenes Maaß 
Wein verabreichen. a 5 
§. 597. Wird das Schiff auf der Reiſe durch 
Unglücksfaͤlle oder widrigen Wind fo aufgehalten, 
daß der mitgenommene Mundvorrath zur Vollen⸗ 
dung der ganzen Reiſe nicht hinreicht, ſo hat der 
Schiffer mit Zuziehung des Steuermannes und 
Bootsmannes eine Beſchraͤnkung der Bekoͤſtigung 
einzurichten, welcher ſich das Schiffsvolk unter⸗ 
werfen muß. . j 
9. 598. Glaubt das Schiffsvolk beeinträchtigt 
N f - 10 * 


89. 


1534. 
1535. 


1536. 


1540. 


1544. 


1553. 
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zu ſein, ſo kann daſſelbe in dem erſten Hafen, 
in welchen das Schiff einlaͤuft, bei der dortigen 
Obrigkeit Klage erheben. 

Willkuͤhr I. 4. Abth. 6. 6 S. 30. 

$. 599. Das Schiffsvolk anzunehmen, iſt al⸗ 
lein Sache des Schiffers, und die Rheder duͤrfen 
ihm dabei keine Vorſchriften machen. 

Willkuͤhr I. 4. Abth. 5. 5. S. 22. 

F. 600. Iſt die Heuer nicht nee ſon⸗ 
dern für die ganze Reiſe verabredet, fo muß die 
Haͤlfte, bevor das Schiff unter Segel geht, und 
die zweite Haͤlfte nach Beendigung der Hin⸗ und 
Ruͤckreiſe ausgezahlt werden. 

Willkühr I. 4. Abth. 5. 8. S. 23. 

§. 601. Wenn ein Bootsmann, Steuermann 
oder gemeiner Schiffsmann, welcher ſich an einen 
Schiffer verheuert hat, Gelegenheit findet, auf ein 
anderes Schiff als Schiffer in Dienſt zu treten, ſo 
muß ihn der Schiffer gegen Erſtattung deſſen, was 
er an Heuer oder ſonſt empfangen bat, entlaſſen. 

Willkühr I. 4. Abth. 6. 2. S. 28. 

§. 602. Ein Matroſe oder anderer gemeiner 

Schiffsmann, welcher auf der Reiſe untuͤchtig be⸗ 
funden wird, die Seekrankheit bekommt, mit ei⸗ 
ner anſteckenden oder veneriſchen Krankheit behaf⸗ 
tet iſt, oder das Schiffsvolk zur Meuterei auf⸗ 
wiegelt, kann ſofort entlaſſen werden, und darf 
nicht mehr an Lohn fordern, als er bis dahin an 
Lohn wirklich verdient hat. 

Willkühr I. 4. Abth. 6. 10. S. 33. 

$. 603. Iſt das Schiff nach einem franzöſt 
ſchen Hafen in der Nordſee beſtimmt, fo gebührt 
dem Verabſchiedeten, wenn die Heuer monatweiſe 
verabredet worden, außer den Retourkoſten ein 


zweimonatlicher Sold. 
Willkühr I. 4. a0 6. 10. ©. 32. 
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$. 604. Außer der Verpflegung hat der Schif- 5. 1555. 
fer dem erkrankten Schiffsmanne nur den verdien⸗ 
ten Lohn zu zahlen. | j 

Willkühr I. 4. Abth. 6. 12. ©. 33. 

$. 605. Einen durch eigene Schuld erkrankten 8. 1588. 
oder ſonſt beſchaͤdigten Schiffsmann iſt der Schif-. 85 
fer heilen zu laſſen nicht verbunden. 

§. 606. Vielmehr kann er den bereits bezahl⸗ 
ten Lohn, ſo weit ihn der Schiffsmann nicht ab⸗ 
verdient hat, zuruͤckfordern und ihn des Dienſtes 
entlaſſen. : 5 

Willkühr I. 4. Abth. 6. 12. S. 33. 


b. 607. Wird das Schiff ohne Verſchulden b. 1569. 
der Rheder oder des Schiffers durch höhere Macht 
oder unvermuthete Kriegs- oder Raͤubergefahr in 
See zu gehen verhindert: ſo kann das Volk au⸗ 
ßer dem, was daſſelbe bereits empfangen, nichts 
weiter, und wenn es noch nichts bekommen hat, 
bloß eine halbmonatliche Heuer fordern. 

Willkühr I. 4. Abth. 6. 17. S. 36. 1 

$. 608. Wird das Schiff wegen einfallenden F. 1582. 
Froſtes oder aus andern Urſachen liegen zu blei⸗ 
ben genoͤthigt, ſo muß dem Volke waͤhrend der 
Liegezeit, eben fo gut wie auf der wirklichen Reife, 
nebſt der gewöhnlichen Verpflegung die monate 
weiſe bedungene Heuer gegeben werden. 

Willkuͤhr, ebendaſelbſt. a 5 

$. 609. Wird die Reife, außerhalb Landes, g. 1885. 
durch hoͤhere Gewalt, oder durch Zuthun oder Schuld 
des Schiffers oder der Empfaͤnger verlaͤngert, ſo 
muß dem Volke außer der gewoͤhnlichen Verpfle⸗ 
gung wenigſtens eine halbmonatliche Heuer verguͤ⸗ 
tet werden. 

Willkuͤhr, ebendaſelbſt. 

8. 610. Dagegen kann das Schiffsvolk, wenn $. 1599. 
daſſelbe bei eingetretenen Ungluͤcksfaͤllen feine Pflicht, 


$. 1601. 


$. 1604. 


F. 1605. 


$. 1659. 


$. 1734, 


150 Th. II. Tit. 8. 5. 1601 — 1734. 


Schiff, Geraͤthſchaft und Guͤter zu bergen, erfuͤllt 


hat, ein billiges Bergelohn, fordern. 
Willkühr I. 4. Abth. 6. 7. S. 


§. 611. Das Schiffsvolk darf im Schiffsraume 
nicht Taback rauchen. 

Willkuͤhr I. 4. Abth. 6. 2. S. 28. 

$. 612. Der Schiffer haftet wahrend feines 
Aufenthalts im Hafen und in den Binnengewaͤſ⸗ 
ſern fuͤr ſeine Mannſchaft und iſt jede von ihnen 
begangene Verletzung der Polizeigeſetze zu vertre⸗ 
ten verpflichtet. 
a ren v. 30. Jan. 1821. §. 1. (Geſetz⸗Samml. 


$. 613. Verbalinjurien und Schlaͤgereien un⸗ 
ter den Schiffsleuten von Schiffen, welche ſich im 
Hafen oder auf der Rhede von Danzig befinden, 
werden, wenn ſie auf dem Schiffe vorgefallen ſind, 
von dem Lootſencommandeur und Strominſpector, 
auf dem Lande aber von den Polizeibeamten ge⸗ 
ruͤgt und beſtraft. 

$. 614. Doch ſteht jedem Angeklagten frei, ſich 
auf die nähere Pruͤfung und Entſcheidung des koͤ⸗ 
nigl. Polizeipraͤſidiums in Danzig zu berufen, def 
ſen Feſtſetzung dann ſogleich zu befolgen iſt. 
re v. 30. Jan. 1821. §. 20. (Geſetz⸗Samml. 

$. 615. Hat der Schiffer unterwegs an einem 
fremden Orte aus Verſehen Frachtguͤter ausgeſetzt 
oder zuruͤckgelaſſen, ſo haͤngt es von der Wahl 
des Empfaͤngers ab, ob er den marktgaͤngigen 
Preis dafuͤr fordern „oder die Nachlieferung der 


Guͤter binnen einer n Frist, verlangen wolle. 


Willkuͤhr I. 4. Abth. 7. 4. S. 3 

§. 616. Hat der Schiffer die im §. 1732. 
vorgeſchriebene Anzeige unterlaſſen, ſo muß er den 
Schaden erſetzen, und es ſoll keine Entſchuldigung 


angenommen werden. 
Willkuͤhr I. 4. Abth. 7. 6. S. 40. 


/ 
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Zwoͤlfter Abſchnitt. 
Von Haverei und Seeſchaͤden. 


$. 617. Hinſichts ſolcher Güter und Waaren, 58 


welche in Danzig durch Bordinge zu Schiffe ge⸗ 
bracht werden, nimmt die Gemeinſchaft ihren An⸗ 
fang, ſobald der verladene Bording aus der Stadt 
vor dem Ballaſtkruge angekommen iſt. 

$. 618. Haben der Bording oder die darin 
geladenen Waaren zur Winterszeit auf der Mott⸗ 
lau oder Weichſel durch das Eis Schaden gelitten, 


1767. 
1771. 
1772. 


ſo iſt die Gemeinſchaft von dem Zeitpunkte ab vor⸗ 


handen, wo das Gut in den Bording iſt geladen 


worden. 
Willkühr I. 4. Abth. 9. 1. und 18. S. 42. 48. 


$. 619. Dies findet auch beim Bording ſtatt. $. 1768, 


Willkuͤhr I. 4. Abth. 9. 2. S. 42. . 

Neuerlich hat ſowohl das koͤnigl. Commerz⸗ und Ad⸗ 
miralitaͤtscollegium zu Danzig, als der zweite Senat des 
koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts zu Marienwerder in Sachen 
Eggert wider Albrecht (E. Nr. 51. von 1829, in Dan⸗ 


zig E. Nr. 82.) auszuführen verſucht, daß dieſe Vorſchrif⸗ 


ten der Willkuͤhr gegenwaͤrtig nicht mehr anwendbar ſeien. 
Es wird nämlich behauptet, die Gemeinſchaft zwiſchen 
Schiff und Bording ſei als ein beſonderes Privilegium der 
Bordingsrhederzunft zu betrachten, welches derſelben in 
frühern Zeiten nur deshalb bewilligt worden ſei, weil nach 
der Bordingsordnung vom 27. Nov. 1733 die Mitglieder 
dieſer Zunft verpflichtet waren, ihre Bordinge und Bal⸗ 
laſtboote, der Reihe nach, zu jeder Jahreszeit und bei je⸗ 
dem Wetter zur Befrachtung der Schiffe auf der Rhede 
herzugeben, zur Sicherheit der Rheder ſei daher die Tuͤch⸗ 
tigkeit der Bordinge einer jaͤhrlichen Pruͤfung unterworfen 


geweſen. Dadurch aber, daß in Danzig ſeit 29. März 


1814 die Preuß. Geſetze und namentlich das Geſetz vom 
2. Nov. 1810 wegen Einführung der allgemeinen Gewer⸗ 
befreiheit (Geſetz-Samml. 1810. S. 79.) eingeführt wor⸗ 
den, ſei mit der Ausſchließlichkeit des Bordingsrhederge⸗ 
werbes zugleich die jaͤhrliche Prüfung der Tuͤchtigkeit der 
Bordinge abgeſchafft worden, und daraus folge, daß auch das 
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Privilegium der Bordingsrhederzunft, die Havereigemein⸗ 
ſchaft zwiſchen Schiff und Bording betreffend, aufgehoben ſei. 
N Die Richtigkeit dieſer Ausfuͤhrung muͤſſen wir jedoch 
bezweifeln, denn ſie beruht theils auf irrigen Voraus⸗ 
ſetzungen, theils auf einer irrigen Folgerung. Richtig iſt 
es zwar, daß das Monopol der Bordingsrhederzunft durch 
das Geſetz vom 2. Nov. 1810 aufgehoben und die Lichter⸗ 
fahrt ſeitdem ein freies Gewerbe geworden iſt (Verfügung 
der Danziger Regierung vom 3. Maͤrz 1816); daß aber 
die Gemeinſchaft zwiſchen Schiff und Bording als eine 
Begünſtigung der Bordingsrhederzunft, als Entſchaͤdigung 
für die mit der gezwungenen Hergabe ihrer Bordinge bei 
jeder Witterung verknuͤpfte Gefahr, durch die Willkuͤhr 
feſtgeſetzt worden, iſt in der letztern nicht geſagt, ſondern 
eine unerweisliche Vermuthung; vielmehr gruͤndet ſich die 
Vorſchrift der Willkuͤhr in der Billigkeit, welche Beruͤck⸗ 
ſichtigung verdient, der Bording mag der Bordingsrheder⸗ 
zunft gehoͤren oder nicht. Eben ſo ungegruͤndet iſt die 
Annahme, daß die Tuͤchtigkeit der Bordinge und die Voll⸗ 
ſtaͤndigkeit ihrer Ausruͤſtung ſeit Einführung der Gewer⸗ 
befreiheit der Bordingsrhederei von der Polizeibehoͤrde 
nicht mehr beaufſichtigt werde; die Fortdauer dieſer poli⸗ 
zeilichen Aufſicht iſt in der Verfugung v. 3. März; 1816 
ausdruͤcklich vorgeſchrieben, und in dem Publicandum des 
Danziger Polizeipraͤſidiums vom 13. Febr. 1826 ſind noch 
neuerdings daruͤber Anordnungen getroffen. f 
Geſetzt aber auch, die Havereigemeinſchaft zwiſchen 
Schiff und Bording ſei wirklich in der Willkuͤhr nur als 
Folge der fruͤheren Ausſchließlichkeit des Bordingsrheder⸗ 
gewerbes feſtgeſetzt, und die jaͤhrliche Reviſion der Dan⸗ 
ziger Bordinge werde gegenwaͤrtig nicht mehr gehalten, 
fo konnten dieſe Umſtaͤnde zwar den Geſetzgeber veranlaſ⸗ 
ſen, die Vorſchrift der Willkuͤhr uͤber die Verbindung zwi⸗ 
ſchen Schiff und Bording aufzuheben; ſo lange dieſe Auf⸗ 
hebung aber noch nicht geſetzlich ausdruͤcklich ausgeſpro⸗ 
chen iſt, hat der Richter keine Befugniß, ein noch beſte⸗ 
hendes Geſetz fuͤr unanwendbar zu erklaͤren und wirklich 
nicht anzuwenden. (Allg. Landrecht, Einleitung, §. 59. 60.) 


§. 620. Güter, welche der Schiffer unterwegs 
ohne Wiſſen und Willen der Befrachter einnimmt, 
haben mit der uͤbrigen Ladung dennoch, hinſichts 
der Havereigemeinſchaft gleiches Recht. 


i 


Vom Bürgerſtande. $. 1772 — 1782. 153 


$. 621. Der Schiffer aber iſt den Befrach⸗ 
tern, wenn dieſe dadurch Schaden leiden, dafuͤr 
verantwortlich. f 

Willkühr I. 4. Abth. 9. 8. S. 48. 

§. 622. Die Gemeinſchaft dauert fo lange, 9. 1772. 
bis die Waaren aus den Lichterſchiffen und Bor⸗ 
dingen ans Land geliefert ſind. 

§. 623. Hinſichts der in Danzig ankommen⸗ 
den Schiffe hoͤrt die Gemeinſchaft ſchon dann auf, 
ſobald der beladene Bording vom Ballaſtkruge nach 
der Stadt abgefahren iſt. f 

$. 624. Hat jedoch der Bording oder das Gut 
zu Winterszeit wegen des Eiſes zum gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſten Schaden gelitten, ſo erreicht die Ge⸗ 
meinſchaft erſt dann ihr Ende, wenn die Waaren 
an gehoͤrigem Orte ans Land geliefert worden. 

Willküͤhr I. 4. Abth. 9. 4. und 18. S. 43. 48. 

8. 625. Die Hafenungelder, welche bei dem . 1774. 
Schiffsabrechner zu entrichten ſind, richten ſich nach 
dem daruͤber ergangenen Tarif. 


Hafenpolizeiordnung v. 30. Jan. 1821. §. 27. (Geſetz⸗Samml. 
1821. S. 26. — Danziger Amtsblatt 1822. S. 660.) 


§. 626. Ferner die Leichter- und Bordings⸗ 9. 1778. 
frachtgelder. ö 


Willkuͤhr I. 4. Abth. 9. 26. S. 50. 51. = 


$. 627. Alle zur kleinen Haverei gehörigen Aus- g. 1781. 
gaben, welche am Ladungsorte vorfallen, muͤſſen 
hier verrechnet werden, ſo daß dem Empfaͤnger 
der Waaren am Loſſungsorte dafür nichts abgefor- 
dert werden kann. 
Willkühr I. 4. Abth. 9. 25. S. 50. 
$. 628. Beſteht die Ladung in Getreide, fo g. 1782. 
traͤgt der Befrachter zur kleinen Haverei, von je⸗ 
der Laſt 
1. wenn die Ladung in den Oſtſeehaͤfen bleibt: 
1 Gulden 15 Groſchen Danziger Geld (7 
Sgr. 6 Pf.) 


7 


\ 


bei 


$. 1820. 
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2. wenn fie durch den Sund geht: 
2 Gulden Danziger Geld. (15 Sgr.) 


Wilkühr I. 4. Abth. 9. 28. S. 50. 
§. 629. Iſt die Ladung gerettet, auch das Schiff 


erhalten, ſo hoͤrt die Gemeinſchaft auf, wenn das 


$. 1829. 


89. 1832. 
1833. 


9. 1851. 


89. 1861. 


& 
© 
* 


Schiff nicht binnen zwei Monaten in Sicherheit 
gebracht wird. | 

Willkühr I. 4. Abth. 9. 5. S. 44. 

§. 630. Was vom Feinde oder von Näubern 
gewaltſam aus dem Schiffe genommen wird, ge⸗ 
hört nicht zur Haverei. (Vgl. H. 1904.) 

Willkühr I. 4. Abth. 9. 14. S. 46. 5 

§. 631. Ueberſteigt das Loͤſegeld nebſt den an⸗ 
dern Koſten den Werth des Schiffes und der La⸗ 
dung, ſo koͤnnen die Rheder und Befrachter durch 
Abtretung ihrer Antheile am Schiffe und an der 
Ladung ſich von allen weitern Verbindlichkeiten 
befreien. 2 

Willkühr I. 4. Abth. 9. 15. S. 47. N 

$. 632. Waaren, welche mit oder ohne Wil⸗ 
len des Laders auf das Verdeck geladen, oder an 
den Seiten angehaͤngt werden, ſowie die ange⸗ 
haͤngten Schiffsboote, welche nach beendigter La⸗ 
dung nicht in das Schiff eingenommen worden, 
erhalten gleichfalls keine Verguͤtung. 

$. 633. Dennoch muͤſſen fie, wenn fie bei ent⸗ 
ſtandener Haverei erhalten worden, zur Verguͤtung 
mit beitragen. 

Willkühr I. 4. Abth. 9. 17. S. 47. 

$. 634. Wenn die Hälfte der Reife zur Zeit 
der vorgefallenen Haverei noch nicht zuruͤckgelegt 
worden, ſo werden ſowohl die verlornen als die 
geretteten Waaren nach dem Werthe des Einkaufs 
und den dabei gehabten Koſten abgeſchaͤtzt. 

§. 635. Iſt die Hälfte der Reiſe bereits zu⸗ 
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ruͤckgelegt, ſo werden die Waaren nach dem zur 
Zeit ihrer Ankunft an dem Loſſungsorte marktgaͤn⸗ 
gigen Preiſe, nach Abzug der Fracht-, Zoll⸗ und 
andern an dem Loſſungsorte zu zahlenden Koſten, f 
abgeſchaͤtz. ! x 

Willkühr I. 4. Abth. 9. 23. S. 49. ' 

§. 636. Ferner alle zur Reife noͤthigen Mund» $. 1875. 
und Kriegsvorraͤthe, die auf dem Schiffe haften ; 
den Bodmereigelder, die Kleidungsſtuͤcke des Schif⸗ 
fers und des Schiffsvolks, die Heuer des letztern, 
ihre Reiſekaſten und Geraͤthe. ö 

§. 637. Dennoch gehoͤren dieſe Gegenſtaͤnde, 
wenn ſie ausgeworfen oder beſchaͤdigt werden, zur 
großen Haverei. 

Willkuͤhr I. 4. Abth. 9. 22. S. 49. a 

§. 638. Juwelen, Perlen, Ringe, gemuͤnztes $. 1884. 
Geld, verarbeitetes oder unverarbeitetes Gold und 
Silber kommen nur zum halben Werth in Rechnung. 

Willkuͤhr I. 4. Abſchn. 9. 21. S. 49. 5 5 

5 * 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Von Verſicherungen. 


§. 639. Die Verſicherung kann nicht bloß ge- 56. 1952. 
gen Seegefahr, ſondern auch über Güter, welche 19% 
über Ströme, über das Haff oder zu Lande ver⸗ 
ſendet werden, oder uͤber Menſchenleben und Frei⸗ 
heit geſchehen. ö i ee 

d. 640. In dieſem Falle follen aber die hier 
bei Seeverſicherungen feſtgeſetzten Zeiten und Fri⸗ 
ſten wegen der Zahlung, Verjaͤhrung u. ſ. w. nur 
auf die Haͤlfte gelten. 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 28. S. 59. 

§. 641. Iſt das Schiff uͤber ſeinen wahren 
Werth verſichert, ſo iſt die Verſicherung unguͤltig, 


1 


$. 1984. 


$. 2016. 


2026. 
2 2203. 


$. 2045. 


$. 2082, 


Fg. 2098. 
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die Praͤmie verbleibt dem Verſicherer, und der 
Verſicherte ſoll beſtraft werden. 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 5. S. 52, 

$. 642. Iſt die Schiffsladung aus erweisli⸗ 
chem Irrthum des Verſicherten uͤber ihren wahren 
Werth verſichert, ſo darf, wenn ein Schade ge⸗ 
ſchieht, nur der wahre Werth verguͤtet werden. 

H. 643. Der Verſicherte aber kann die Praͤ⸗ 
mie fuͤr den hoͤhern Werth zuruͤckfordern. 

Willkuͤhr I. 4. Abſchn. 10. 8. S. 53. 

d. 644. Auch der Verſicherte kann ſich die be⸗ 
zahlte Praͤmie und andere Verſicherungskoſten, fer⸗ 


ner die ſichere und richtige Bezahlung der Ver⸗ 


guͤtung, durch Andere wieder verſichern laſſen. 
(Vgl. F. 2011.) 

Willkuͤhr I. 4. Abſchn. 10. 10. S. 54. 

$. 645. Iſt die Verſicherung nicht „auf gute 
oder boͤſe Zeitung“, dagegen aber zu einer Zeit 
geſchloſſen, wo das Schiff oder die kadung bereits 


von einem Ungluͤcke betroffen war, wovon der Ver⸗ 


ſicherte Nachricht haben konnte: ſo iſt die er 
cherung ungültig.’ 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 7. S. 68. 

$. 646. Die Verſicherung iſt ungültig, „wenn 
das Schiff aus einem Oſtſeehafen ſchon uͤber Mo⸗ 
natsfriſt, aus einem andern Hafen aber ſchon vor 
Länger als drei Monaten ausgelaufen und ſolches 
in der Police nicht ausdruͤcklich angefuͤhrt iſt. 

Willküͤhr I. 4. Abſchn. 10. 7. S. 53. 

§. 647. Kann der Verſicherte die Qualitaͤt der 
Waaren nicht angeben, ſo muß ſolches in der Po⸗ 
lice deutlich und ausdruͤcklich angefuͤhrt werden. 

Willkuͤhr I. 4. Abſchn. 10. 8. S. 51. 

§. 648. Haben Mehrere gemeinſchaftlich Ver⸗ 
ſicherung gegeben, ſo nehmen ſi e gemeinſchaftlich 
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Theil an Schaden und Gewinn nach Verhaͤltniß 
der von jedem gezeichneten Summe. 5 

Wilkühr I. 4. Abſchn. 10. 12. S. 54. 

8. 649. Auch dann bleibt die Verſicherung bei 5. 2125. 
Kraͤften, wenn der Schiffer ohne Mitwirkung des 
Verſicherten nach einem andern als dem beſtimm⸗ 
ten Hafen faͤhrt, oder bei vorhandener Gefahr ei⸗ 
nen Nothhafen zu ſuchen unterlaͤßt. 

g. 650. Der Verſicherer kann alsdann bloß 
ſeinen Regreß an den Schiffer oder die Rheder 
nehmen. r 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 20. S. 37. 

$. 651. Hat der Schiffer oder der Verſicherte 5. 2166. 
die Koſten vorgeſchoſſen, ſo muß der Verſicherer 
den Vorſchuß ſelbſt dann erſtatten, wenn die Ko⸗ 
ſten den Werth der geborgenen Sachen uͤberſteigen. 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 13. S. 55. 

$. 652. Die Gefahr endigt fi) am ein und 99. 2180. 
zwanzigſten Tage nach der Ankunft, oder wenn. 2182. 
die Loſſung fruͤher erfolgt, zur Zeit der gaͤnzliche 
Loſſung. f 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 11. S. 54. 5 

§. 653. Die Gefahr nimmt ihren Anfang, fo: $ 2184. 
bald die Waaren an den Ort der Ladung gebracht 
worden. f \ . 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 11. S. 54. 

§. 654. Um zu beſtimmen, ob der Verſicherte $. 2204. 
von dem Ungluͤcksfalle Nachricht habe erhalten 
koͤnnen, werden drei Meilen auf zwei Stunden 
gerechnet. | 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 7. S. 53. Vgl. Zuf. zu h. 2026. 

Iſt z. B. der Unglücksfall 300 Meilen vom Aufent⸗ 
halte des Verſicherten eingetreten, die Verſicherung aber 
ſpaͤter als acht Tage und acht Stunden nach dem Un⸗ 
gluͤcksfalle geſchloſſen, fo iſt die Verſicherung ungültig. 

$. 655. Betraͤgt der Schaden weniger als drei $. 2209. 
Procent, fo träge ihn der Verſicherte allein. 
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8. 656. Sind die Waaren in der Police nicht 
als leicht verderblich bezeichnet, fo tragen die Vers 
ſicherer den Schaden nur dann, wenn er den Be⸗ 
trag von zehn Procent noch nicht erreicht. 

H. 657. Haben die Verſicherer aber die Ge: 
fahr bei leicht verderblichen Waaren in der Police 
ausdruͤcklich uͤbernommen, ſo muͤſſen ſie denjenigen 

Schaden, welcher drei Procent oder mehr betraͤgt, 
verguͤten. N a 
Wi.illkühr I. 4. Abſchn. 10. 21. S. 58. 

9. 2216. F. 658. Der Verſicherer haftet auch in dies 
ſem Falle principaliter, und kann ſeinen Regreß 
an den Urheber des Schadens nehmen. 

Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 19. S. 57. 

F. 2310. F. 659. Drei Monate nach erwieſenem Ver⸗ 

N luſte muß, wenn in der Police kein anderer Ter⸗ 

J min feſtgeſetzt iſt, der Verſicherer Zahlung leiſten. 
Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 14. S. 55. 
9. 2311. F. 660. Die Andeutung kann geſchehen: 
1. binnen ſechs Monaten, wenn ſich die Reiſe 
auf die Oſtſee beſchraͤnkte, 5 

2. binnen zwoͤlf Monaten, wenn das Schiff 
außerhalb des Sundes vom Nordcap bis an 
die Meerenge von Gibraltar, 

3. binnen achtzehn Monaten, wenn daſſelbe in 

das mittellaͤndiſche Meer bis zum Meerbuſen 
von Venedig, 7 a 

4. binnen zwei Jahren, wenn das Schiff noch 

weiter beſtimmt war, oder von dieſen Ge⸗ 


genden herkommen ſollte. 
Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 18. S. 57. 


9. 2319. F. 661. Das Abandonnement iſt unſtatthaft, 
wenn das nur theilweiſe beſchaͤdigte Schiff in der 
Oſtſee binnen ſechs Monaten, außerhalb der Oſt⸗ 
ſee aber, nach der Entlegenheit des Ortes, binnen 
neun bis zwoͤlf Monaten wieder zur Fahrt ge⸗ 


Vom Buͤrgerſtande. 8. 2349 — 2349, 159 


bracht, oder die Ladung ganz oder zum Theil nach 
ſeinem beſtimmten Loſſungsorte befoͤrdert, oder 
Schiff und Ladung verkauft werden kann. 
Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 14. S. 55. f 
H. 662. Beſteht die Ladung in leicht verderb- J. 2819. 
lichen Waaren, als Getreide, Wein, Früchten ꝛc., a 
ſo duͤrfen dieſe Friſten nicht abgewartet werden. 
Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 17. S. 56. 8 
$. 663. Die Zahlung muß binnen drei Mo- J. 2321. 
naten nach erfolgter Andeutung erfolgen. f 
Willküͤhr I. 4. Abſchn. 10. 16. S. 56. 
$. 664. Iſt die Ladung bereits in Bordinge g. 2334. 
oder in das Schiff ſelbſt geladen geweſen, ſo kann 
der Verſicherer ein ganzes Procent einbehalten. 
Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 8. S. 58. 
§. 665. Ein halbes Procent kann der Verſi⸗ 
cherer auch dann abziehen, wenn die Verſicherung 
von einem Schiffe auf das andere, oder von ei⸗ 
nem groͤßern auf ein kleineres Capital uͤbertragen 
wird; wenn dieſer Abzug auch nicht ausdruͤcklich 
bedungen worden. a 
Willkähr I. 4. Abſchn. 10. 9. S. 54. 
$. 666. Iſt das Kasko eines Schiffes verſi⸗ 5. 2839. 
chert, und die Reiſe eingeſtellt worden, ſo kann 
der Verſicherer ein volles Procent abziehen. 
Willkuͤhr I. 4. Abſchn. 10. 8. S. 3. 
$. 667. Die Klage verjähre in jedem Falle, 9. 2847 
wenn der Verſicherte feinen Anſpruch binnen Jahr — 2849. 
und Tag (1 Jahr, 6 Wochen und 3 Tagen) von 
der Zeit an, da der Verſicherer zu zahlen ſchuldig 
war, nicht bei Gericht anhaͤngig macht. 
Willkühr I. 4. Abſchn. 10. 22. S. 58. 
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Vierzehnter Abſchnitt. 


Von der Bodmerei. 


5. 2446. F. 668. Sind mehrere Bodmereien innerhalb 
eines Zeitraums von drei Tagen geſchloſſen, ſo 
haben ſie gleiche Rechte. d 

Willkühr I. 4. Abſchn. 8. 4. S. 42. 


Neunter Titel. 
Von den Pflichten und Rechten des Adelſtandes. 


95.51. 72. F. 669. Perſonen bürgerlichen Standes duͤr⸗ 
fen adelige Guͤter im (alten) Gebiete der Stadt 
Danzig, und Perfonen adeligen Standes buͤrger⸗ 
liche und baͤuerliche Grundſtuͤcke beſitzen. 

Kulm. Recht IV. 5. 5. S. 159. 

Dieſer Grundſatz iſt durch die Merordnung v. 9. Oct. 
1807, welche im Preuß. Antheile des alten Gebiets ſeit 
der Zeit ihrer Publication, im Gebiete des Freiſtaats Dan⸗ 
zig aber ſeit 29. Maͤrz 1814 Geſetzeskraft hat, beſtaͤtigt. 


Zehnter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der Diener des 
5 Staats. 


99. 70. 71. $. 670. Das koͤnigl. Land- und Stadtgericht 
iſt berechtigt, die fich. bei demſelben meldenden 
Rechtscandidaten zum Auscultatoramte zu pruͤfen. 
Magiſtratsreglement v. 3. Jun. 1794. $. 22. und 
Inſtruction für das Stadtgericht vom 6. Aug. 1796. $. 6. 
Das koͤnigl. Ober⸗Landesgericht haͤlt dieſe für das vor⸗ 
malige Stadtgericht zu Danzig gegebene Vorſchrift nicht für 
anwendbar auf das jetzige koͤnigl. Land⸗ und Stadtgericht zu 
Danzig; es ſcheint jedoch, daß, wenn die im folgenden 
Paragraph enthaltene, gleichfalls nur fuͤr das vormalige 
Stadtgericht gegebene Vorſchrift, dennoch auf das jetzige 
koͤnigl. Land⸗ und Stadtgericht Anwendung finden kann, 


—— 


Rechte u. Pflichten der Diener des Staats. 8. 108. 409. 162 


das letztere mit demſelben Rechte auf das obige Vorrecht 
Anſpruch machen koͤnne. 8 { 
$. 671. Zu Mitgliedern des koͤnigl. Sand» und 
Stadtgerichts können nur Subjecte beſtellt werden, 
welche bei der koͤnigl. Immediat⸗Examinations⸗ 
commiſſion, oder auf Verfügung des Chefs der 
Juſtiz, beim koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte zu Ma⸗ 
rienwerder die dritte Pruͤfung uͤberſtanden haben. 
Magiſtratsreglem. v. 3. Jun. 1794. F. 22. 


$. 672. Die proteſtantiſchen Prediger und 9. 108. 
Schullehrer des ganzen alten Geblets ſtehen unter 
der Gerichtsbarkeit der Untergerichte. 

$. 673. Die vom Landesherrn ernannten geift. 
lichen Raͤthe und Inſpectoren (Superintendenten) 
haben dagegen den eximirten Gerichtsſtand. 5 

$. 674. Die geſammte katholiſche Geiſtlichkeit 
hat den eximirten Gerichtsſtand. " 

Inſtruction für das Stadtgericht v. 6. Aug. 1796. g. 8. 


Wollte man dagegen einwenden, daß ſeit 29. Maͤrz 
1814 die Preuß. Allg. Gerichtsordnung unbedingt einge⸗ 
fuͤhrt ſei, und daß daher der Gerichtsſtand der Geiſtlichkeit 
im ganzen Danziger Gebiete lediglich nach den Vorſchrif⸗ 
ten der Gerichtsordnung beurtheilt werden muͤſſe: ſo laͤßt 
ſich darauf erwiedern, daß ſowohl durch die Verordnung 
vom 24. März 1814, als durch das Patent vom 9. Sept. 
1814, nicht lediglich die Allg. Gerichtsordnung, ſondern 

auch die ſeit dem Jahre 1795 erfolgten Abaͤnderungen, 
Zufäge und Erläuterungen derſelben geſetzliche Kraft ha⸗ 
ben ſollen, und zu dieſen Abänderungen gehört ohne 
Zweifel auch die obige, ausdruͤcklich für Danzig gegebene, 
welche auch in dem Preußiſch gebliebenen Theile des al⸗ 
ten Gebiets niemals aufgehoben iſt. 8 

$. 675. Die Mitglieder des Magiſtrats (Stadt- g. 109. 
raͤthe) und des koͤnigl. Sand» und Stadtgerichts 
(Stadtjuſtizraͤthe) zu Danzig haben alle Rechte 
der Eximirten. : 

0. Refeript v. 6. Nov. 1797. Gen.⸗Acten R. 18. Vol. XI. Bl. 98. 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 11 N 


162 Th. II. Tit. 11. 5 61 — 08. 
Elfter Titel. n 

Von den Rechten und Pflichten der Kirchen und 
5 geiſtlichen Geſellſchaften. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Mitgliedern der Kirchengeſellſchaften. 


. 61. F. 676. Erſter Paſtor an der Oberpfarrkirche 
zu St. Marien, und Paſtor an der Trinitatis⸗ 
kirche kann nur ein Doctor der Theologie ſein. 

Dieſer Grundſatz iſt ſeit langen Zeiten her verfaſſungs⸗ 
mäßig. Siehe: das geiſtliche Miniſterium zu Danzig ꝛc. 
von C. B. Lengnich, Frankfurt a. d. O. 1779. 8. S. 7. 

96. 96. 98. F. 677. Die zwei Paſtoren an der Oberpfarr⸗ 
kirche zu St. Marien in der Rechtſtadt, haben 
den erſten, der Paſtor an der St. Johanniskirche 
den zweiten, der Paſtor an der St. Catharinen⸗ 
kirche in der Altſtadt den dritten, der Paſtor an 
der St. Bartholomaͤuskirche den vierten, der Pa- 
ſtor an der H. Dreifaltigkeitskirche in der Vor⸗ 
ſtadt den fuͤnften, der Pfarrer an der St. Bar⸗ 

barahospitalkirche in der Neuſtadt den ſechsten, 
der Pfarrer an der Hospitalkirche zum heiligen 

Geeiſt den fiebenten, und der Pfarrer an der St. 
Jakobskirche den achten Rang unter den Pfarrern 
in der Stadt. 85 

g. 678. Außerhalb der Stadt hat der Geiſt⸗ 
liche an der Kirche zum heiligen Leichnam den er⸗ 
ſten, der an der St. Salvatorkirche den zweiten, 
und der Geiſtliche im Pockenhauſe den dritten Rang. 

6. 679. Nach derſelben Ordnung richtet ſich 
der Rang der Diakonen, doch haben dieſelben den 
Vortritt vor den Geiſtlichen außerhalb der Stadt. 

Verordnung v. 19. Jun. 1654. . 


a 8. 680. Vorſtehende Geiſtliche ($$. 677 bis 679.) 


bon Stechen u. geilen Gefellfuften. g. 92.232 "469 


find Ehrenbürger der Stadt mit allen Vor⸗ 
rechten der Buͤrger erſter Claſſe, ſowohl fuͤr ihre 
Perſon als ihre Familie. | 
Siehe die angeführte Schrift von Lengnich, S. 7. 
$. 681. Nicht bloß dieſe Geiſtlichen, ſondern 
auch ihre Wittwen, ſind von den perſoͤnlichen und 
dinglichen Laſten des gemeinen Buͤrgers frei. 
§. 682. Doch find vom ſogenannten Kopfgelde 
und der außerordentlichen Vermoͤgensſteuer nur der 
erſte Paſtor an der Oberpfarrkirche zu St. Ma⸗ 
rien und der Paſtor an der St. Trinitatiskirche 
befreiet. - 
Siehe die angeführte Schrift von Lengnich, S. 7. i ' 
$. 683. Siehe Zuſatz zu II. 10. 108. 5. 97. 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von Parochien. 


FS. 684. Die Kirchſpielseintheilung in der Stadt g. 237. 
gruͤndet ſich auf die Urkunde des Biſchofs Johann N 
von Warſchau vom 28. Jan. 1456. (Nr. 2. der 
Beilagen.) | 
Mahrend der Oberherrſchaft des deutſchen Ordens uͤber 
Danzig befanden ſich nur zwei Pfarrkirchen in dieſer Stadt, 
nämlich die St. Marienkirche und die zu St. Catharinen. 
Bald nachdem ſich Danzig dem Koͤnige von Polen un⸗ 
terworſen hatte, theilte der Biſchof von Warſchau auf 
Befehl des Königs von Polen und ohne Zweifel auf den 
Antrag der Stadtgemeinde, die Stadt in ſechs Kirchſpiele, 
naͤmlich außer den ſchon vorhandenen in die von St. Jo⸗ 
hann, St. Barbara, St. Peter und Paul und St. Bar: 
tholomaͤus. In der oben angeführten Urkunde iſt jedes 
Kirchſpiel nach Straßen und Plaͤtzen genau bezeichnet. 
Dieſe Kirchſpiele ſind noch jetzt vorhanden, fuͤnf der ge⸗ 
nannten Kirchen ſind lutheriſch, die ſechste aber, nämlich 
die zu St. Peter und Paul, gehört der reformirten Ge⸗ 
meinde, deren Mitglieder in den einzelnen lutheriſchen 
Kirchſpielen zerſtreut wohnen. Als ſechste lutheriſche Pfarr⸗ 

; 11* za 


164,0 WIE Tit 11. 6. 237. 


kirche kam nach der Reformation unter dem Namen der St. 
Trinitatiskirche die Kirche des Kloſters der grauen Mönche 
auf der Vorſtadt hinzu. Endlich gehoͤrt zu den Pfarr⸗ 
kirchen der Stadt die unter dem Namen der koͤnigli⸗ 
chen Kapelle bekannte roͤmiſch⸗katholiſche Kirche St. 
Johannis in der Rechtſtadt, deren Gemeindeglieder, wie 
die Reformirten, in den lutheriſchen Kirchſpielen wohnen. 
Nur dieſen acht Pfarrkirchen ſtehen wirkliche Paro⸗ 
chialrechte zu, die uͤbrigen Kirchen ſind eigentlich nur Ka⸗ 
pellen, Hospital⸗ und Kloſterkirchen. Dahin gehoͤren die 
lutheriſchen Kirchen zum St. Salvator, zum h. Leich⸗ 
nam und die Hospitalkirche zum h. Geiſt; die refor⸗ 
mirte Hospitalkirche zu St. Eliſabeth, und die roͤmiſch⸗ 
katholiſchen Kirchen des Karmeliterkloſters, des St. Bri⸗ 
ittenkloſters und des Dominicanerkloſters (St. Nikolai⸗ 
irche). Indeſſen befinden ſich die mehrſten dieſer Kir⸗ 
chen im rechtsverjaͤhrten Beſitze von Parochialrechten, letz⸗ 
tere ſind bis jetzt von der geiſtlichen Oberbehoͤrde der Pro⸗ 
vinz nicht beſtritten, und die Geiſtlichen fuͤhren Kirchen⸗ 
buͤcher, denen der gerichtliche Glaube nicht verfagt wird. 
N Endlich iſt der Garniſonkirche zu gedenken, wel⸗ 
cher über das Militär gleichfalls Parochialrechte zukommen. 
Vor 1793 und waͤhrend der Dauer des Freiſtaats 
Danzig ſtand der Danziger Regierung unbeſtritten das 
Recht der Geſetzgebung und Oberaufſicht in allen kirchli⸗ 
chen Angelegenheiten zu, aber ſie machte von dieſem Rechte 
gegen die Roͤmiſch⸗katholiſchen niemals, in proteſtantiſchen 
Kirchenſachen aber nur hoͤchſt ſelten Gebrauch, ſondern 
fie überließ ſelbige dem Biſchofe von Pommerellen und 
dem, aus ſaͤmmtlichen Geiſtlichen der Stadt zuſammen⸗ 
geſetzten Miniſterium, deſſen Verfaſſung in der angefuͤhr⸗ 
ten Schrift von Lengnich naͤher auseinandergeſetzt iſt. 
Wirkliche kirchliche Geſetze ſind daher fuͤr Danzig und fuͤr 
deſſen Gebiet faſt gar nicht vorhanden. Daraus folgt 
jedoch nicht, daß nunmehr ſofort auf die Vorſchriften des 
elften Titels im zweiten Theile des Allg. Landrechts, als 
Huͤlfsrecht, oder auf die im übrigen Weſtpreußen gelten⸗ 
den kirchlichen Provinzialgeſetze Zuflucht genommen wer⸗ 
den muͤſſe. Das Kirchenrecht hat ſich in Danzig und 


deſſen Gebiete nach und nach ganz eigenthümlich gewohn⸗ 5 


heitsrechtlich ausgebildet, Örtliche Gewohnheitsrechte gehen 
aber nicht bloß den allgemeinen, ſondern auch den Pro⸗ 
vinzialrechten vor, und daher muß bei der gerichtlichen 
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Entſcheidung über kirchenrechtliche Gegenſtaͤnde immer zus 
erſt nach der bisherigen, erweislichen Gewohnheit gefragt 
werden. Leider haben alle bisherigen Schriftſteller über 
die Verfaſſung Danzigs verabſaͤumt, die kirchenrechtlichen 
Gewohnheiten zu ſammeln, der Syndikus Gottfried Leng⸗ 
nich ſchweigt in ſeinem (ungedruckten) Werke uͤber die Rechte 
und die Verfaſſung Danzigs uͤber dieſen Gegenſtand ganz, 
und was C. B. Lengnich in ſeiner angefuͤhrten Schrift uͤber 
das geiſtliche Miniſterium zu Danzig daruͤber anfuͤhrt, iſt 
im Ganzen nur dürftig Wir haben Männer, welche wohl 
im Stande waͤren, Materialien zu liefern, um Samm⸗ 
lung und Mittheilung derſelben erſucht, jedoch unſern Zweck 
nicht erreicht, und wenn man erwaͤgt, daß ſich Gewohn⸗ 
heitsrechte auf zuverlaͤſſige Weiſe nicht wohl anders als 
im Wege der gerichtlichen Entſcheidungen, an welchen es 
aber mangelt, feſtſtellen laſſen, fo dürfte für jetzt der 
Zeitpunkt zur Sammlung der kirchenrechtlichen Gewohn⸗ 
heiten des Danziger Gebiets noch nicht gekommen ſein. 
Solche Gewohnheiten kommen aber leicht in Vergeſſen⸗ 
heit, ſie werden durch die Verjaͤhrung veraͤndert, beſchraͤnkt 
oder ganz beſeitigt, wenigſtens zweifelhaft gemacht, und 
in ihre Stelle treten alsdann die Provinzialgeſetze des 
übrigen Weſtpreußens und die Vorfchriften des Allgem. 
Landrechts. 8 

9. 685. Katholiſche Einwohner des Danziger 5. 261. 
Werders muͤſſen den proteſtantiſchen Geiftlichen ih⸗ 
res Kirchſpiels die Stolgebuͤhren entrichten, wenn 
ſie auch die geiſtliche Handlung nicht von dieſen, 
1 80 von einem katholiſchen Geiſtlichen verrich⸗ 
ten laſſen. 

Dieſer Grundſatz iſt in dem Berichte der damaligen 
Regierung zu Marienwerder vom 29. Jan. 1799 (Ame⸗ 
lang's Archiv B. 2. S. 133), als auf Gewohnheitsxechte 
gegründet, behauptet worden, er wurde jedoch hoͤhern 
Orts durch das Reſcript vom 18. Februar 1799 abge⸗ 
lehnt. Die am Rande angefuͤhrte Stelle des Allgem. 
Landrechts tritt ihm geradezu in den Weg; da jedoch das 
allgemeine Geſetz dem Ortsgewohnheitsrechte weichen muß, 
ſo wird er angewendet werden muͤſſen, ſobald die Ge⸗ 
wohnheit nachgewieſen wird, zumal der Warſchauer Trac: 
tat vom 24. Febr. 1768 (ſ. $. 1091. des erſten Bandes) 


in Danzig wohl nicht gelten bürfte, 


7 
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Sechster Abſchnitt. 
Von dem Pfarrer und deſſen Rechten. 


% 


5,39. F. 686. Die Ernennung der erſten Geiſtlichen 


an den Pfarrkirchen zu St. Marien, St. Johann, 
St. Catharinen, St. Bartholomaͤus und St. Bar⸗ 
bara, ſteht der Gemeinde zu. 

$. 687. Die Praͤſentation zum Seniorat und 
zum Paſtorat an der St. Trinitatiskirche gebuͤhrt 


8 une ausfhlieglih dem Magiſtrate. 


9. 82 


8. 874. 


8 


688. Zu andern vacanten Predigerſtellen, 
ſowohl in der Stadt als auf dem Lande, ſteht 
dem Magiſtrate die 3 (der Porſchlag), 
W der Gemeinde die Wahl zu. 

F. 689. Zum Paſtor an 2 Oberpfarrkirche 
zu St. Marien kann nur ein, in einem geiſtli⸗ 
chen Amte ſtehender Prediger berufen werden. 

$. 690. Die Predigerftelle in Rambeltſch wird 
ausſchließlich vom Magiſtrate u 

Siehe Lengnich's angeführte Schrift S. 47. 49, 

§. 691. Zum Geiſtlichen an einer proteſtan⸗ 


tiſchen Kirche kann kein Eingeborner berufen wer⸗ 


den, wenn er nicht vier Jahre auf Akademien zu⸗ 
gebracht, und ſeit einem halben Jahre ſich in Dau⸗ 
zig aufgehalten . 

Lengnich a. a. O. 

9. 692. Nur fir d diejenigen Galgüche welche 
von einem fremden Orte her berufen werden, wird 
die Vocatlon ſcheihtlich ausgefertigt. 

Lengnich a. a. O. 

$. 693. Vor 5 et muß der luthe⸗ 
riſche Geiſtliche vor dem Altare die ſymboliſchen 
Bücher ares desen, 

Lengnich a. a. O. 

$. 694. Die W geſchieht vor dem 
Hochaltare der Oberpfarrkirche zu St. Marien. 

Verordnung vom 19. Jun. 1 


+ 


Von Kirchen u. geiftlichen Geſellſchaften. & 447-423, 407 


§. 695. Der lutheriſche Geiſtliche ſoll die Dan. 5. 417. 
ziger Kirchenagende von 1708 anwenden. 

$. 696. Die Geiſtlichen an den Kirchen zum 9. 418. 
g. Leichnam, zum St. Salvator und am Pocken⸗ 
hauſe duͤrfen Taufen und Trauungen an Perſonen, 
welche dem ſtaͤdtiſchen Pfarrzwange unterworfen 
ſind, nicht vornehmen. Fe 

$ 697. Dagegen dürfen fle, wenn die Dias 
konen an der St. Marien» und St. Catharinen⸗ 
kirche geiſtliche Handlungen aller Art, ſelbſt in 
den Kirchſpielen der genannten Kirchen vorneh⸗ 
men, ſolchen nicht widerſprechen 8 

Lengnich a. a. O. S. 29. 30, 5 2 

§. 698. Den Kirchen zu St. Jakob und im 
Pockenhauſe (Lazareth) ſtehen eigentliche Parochial⸗ 
rechte nicht zu. 
8. 699. Die bei denſelben angeſtellten Geiſt⸗ 
lichen ſollen ſich daher des Taufens, Aufbietens 
und Trauens gaͤnzlich enthalten. i 

Rathsſchluß vom 25. Jun. 1709. - 

$. 700. Auch die polniſchen Prediger an den 
Kirchen zum h. Geiſt und zu St. Annen duͤrfen 
nur dann taufen und trauen, „wenn wenigſtens 
ein Theil der Eltern oder Verlobten polniſcher 
Zunge iſt, und wenn fie von demſelben dazu auf⸗ 
gefordert werden“. 
Rathsſchlüſſe vom 18. Aug. 1694 und 28. Oct. 1718, 

$. 701. Jedem proteſtantiſchen Prediger llegt g. 423. 
die mit dem Belchtſtuhle verknüpfte beſondere 
Seelſorge ob. TEE 

$. 702. Nur der Paſtor an der Trinitatis⸗ 
kirche hat auf Befreiung davon Anſpruch. 

Da nach Lengnich a. a. O S. 41. die Amtseinküͤnfte 
der ſtaͤdtiſchen Geiſtlichen groͤßtentheils von dem Beicht⸗ 
ſtuhle abhaͤngen, ſo ſcheint dieſe Art der Seelſorge nicht 
ſowohl eine Laſt, als ein Vortheil zu ſein. 


s Az. U. Au. 41. 86508, 


8. 485. 


$. 446. 


9. 481. 
8. 506, 


$. 703. Das Taufen und Trauen iſt ein Ge⸗ 
ſchaͤft der Diakonen. 7 

Lengnich a. a O. S. 44. 5 

$. 704. Das Aufgebot und die Trauung muß 
von demjenigen Geiſtlichen geſchehen, in deſſen 
Kirchſpiele das Hochzeitshaus liegt. 

$. 705. Wird die Hochzeit in einem oͤffentli⸗ 
chen Hauſe (Zunft⸗ oder Gildehauſe) gefeiert, ſo ſoll 
das Aufgebot und die Trauung von dem Predi⸗ 
ger desjenigen Kirchſpiels geſchehen, in welchem 
ſich die neuen Eheleute bald nach der Hochzeit 
haͤuslich niederlaſſen. 5 N 
Verordnung vom 19. Jun. 1664. 

$. 706. Kinder muͤſſen innerhalb ſechs Tagen 
nach der Geburt getauft werden. 8 

$. 707. Eltern, welche dieſe Friſt verſaͤumen, 
verfallen in eine Geldbuße von drei ungariſchen 
Gulden (6 Thalern). f 

Taufordnung vom 81. Aug. 1628. 

$. 708. Eltern, welche auf dem Lande woh- 
nen, ſind berechtigt, ihre Kinder in der Stadt 
taufen zu laſſen. ur 

Lengnich a. a. O. S. 41. 

$. 709. Siehe $. 35. der Einleitung. 

$. 710. Wenn ein Prediger keine Wittwe hin⸗ 
terlaͤßt, fo muͤſſen die Kirchenvorſteher Sorge kra⸗ 
gen, daß waͤhrend der Vacanz die Predigten von 
Candidaten gehalten werden. 

§. 711. Die uͤbrigen Amtsgeſchaͤfte verwaltet 
der Specialcollege des Verſtorbenen, oder wenn 
kein ſolcher vorhanden iſt, der Prediger einer be⸗ 
nachbarten Kirche. 

§. 712. Die Geiſtlichen der Stadt ſind ver⸗ 
bunden, nach dem Tode eines Stadtgeiſtlichen, 
von dem Tage an, da ſein Tod von der Kanzel 
der Gemeinde abgekuͤndigt worden, bis zu dem 


Von Kirchen u. geiſtlichen Geſellſchaften. $. 815. 169 


Tage, an welchem das erledigt geweſene Amt ſei⸗ 
nem Nachfolger übergeben wird, feine ſaͤmmtlichen 
Geſchaͤfte, mit Einſchluß der Predigten, zu uͤber⸗ 
nehmen. BE | 

Capitulation vom 15. Mai 1634. 

$. 713. An dieſer Stellvertretung muͤſſen auch 
die Geiſtlichen in den Vorſtaͤdten Theil nehmen, 
ohne daß die Geiſtlichen in der Stadt, waͤhrend 
der Vacanz einer Predigerſtelle in den VorſtaͤdL⸗ 
ten, zur Stellvertretung verpflichtet ſind. 

9. 714. Während der Vacanz der Seniorats⸗ 
ſtelle muͤſſen, wenn ſelbige laͤnger als ein Jahr 
dauert, die Prediger vom Lande die Wochenpre⸗ 
digten uͤbernehmen. i 
Lengnich a. a. O. S. 88. 


Zehnter Abſchnitt. 
Von Pfarrgütern und Pfarreinkuͤnften. 


$. 715. Den Geiſtlichen im alten Danziger g. 815. 
Gebiete ſteht in der Regel das Recht auf freies 
Brennmaterial nicht zu. N 

Nur wenige, vielleicht kein einziger Landprediger er⸗ 
haͤlt Deputatholz, ſondern er muß ſich den Bedarf an 
Holz und Torf ſeloſt beſchaffen. 

$. 716. Ein Landgeiſtlicher, welchem fo viel 
Dienſtland zur Benutzung zuſteht, daß er eigenes 
Angeſpann halten kann, hat kein Recht zu ver⸗ 
langen, daß ihm die mit Angeſpann verſehenen 
Mitglieder der Kirchengemeinde das an beliebigen 
Orten angekaufte Holz (oder Torf) koſtenfrei an⸗ 
fahren ſollen. 8 

$. 717. Hat er aber kein eigenes Angeſpann, 
oder nicht ſo viel Dienſtland, um Angeſpann zu 
beduͤrfen, ſo ſtreitet fuͤr ihn die Vermuthung, daß 


F. 888. 


170 Sb: H. Tit. 11. g. 838. 


ihm die mit Angeſpann verſehenen Wirthe des 
Kirchſpiels dabei behuͤl flich fein muͤſſen. 

Die Verfügung des Werderſchen buͤrgermeiſterlichen 
Amts vom 20. Jun. 1809 kann zwar als Geſetz nicht 
betrachtet werden, weil nur die drei Ordnungen, aus wel⸗ 
chen die Danziger Regierung beſtand, Geſetze geben konn⸗ 
ten; aber dieſe Verfügung bezeugt das Gewohnheitsrecht 
liche der obigen Grundſaͤtze. So erkannt in Sachen der 
Wirthe in Klein⸗Zuͤnder wider den Pfarrer Unſelt; doch 
iſt das Erkenntniß noch nicht rechtskraͤftig. 

§. 718. Der Wittwe eines proteſtantiſchen 
Geiſtlichen in der Stadt ſteht, wenn ſie den Ma⸗ 
giſtrat darum bittet, das volle, der Wittwe eines 
Geiſtlichen in den Vorſtaͤdten und auf dem Lande 
aber nur das halbe Gnadenjahr zu. 

$. 719. Vermoͤge deſſelben bezieht die Wittwe 


ſämmtliche feſtgeſetzte und zufällige Amtseinnah⸗ 


men des Verſtorbenen, mit Ausnahme der mit 
dem Beichtſtuhle verknuͤpften, ein volles oder hal⸗ 
bes Jahr hindurch. 

Rathsſchluß vom 80. April 1742. 
F. 720. Stirbt die Wittwe während des Gna⸗ 
denjahres mit Hinterlaſſung minderjaͤhriger Kin⸗ 
der oder unverheiratheter Toͤchter, ſo geht das 
Recht auf den Ueberreſt des Gnadenjahres auf 
dieſe uͤber. 

$. 721. Nach Ablauf des Gnadenjahres er⸗ 
haͤlt die Wittwe eines Geiſtlichen aus der Stadt 
und den Vorſtaͤdten, ſo lange ſie unverheirathet 
bleibt, ein Wittwengehalt aus der Predigerwitt⸗ 
wencaſſe. IE 5 

F. 722. Jeder Geiſtliche in der Stadt und 


in den Vorſtaͤdten muß bei Antritt feines Amtes 


einen nach Verhaͤltniß ſeiner Amtseinnahme auf 
30 bis 100 Thaler feſtzuſetzenden Canon zur Pre⸗ 
digerwittwencaſſe erlegen. 

§. 723. Gelangt der Geiſtliche von einer Stelle 


! 


* 


5 Von Kirchen u. gelſtlichen Geſellſchaften. $. 1182. 171 


mit ſchlechter, zu einer andern mit beſſerer Ein⸗ 
nahme, fo muß er verhaͤltnißmaͤßig an Canon 
nachzahlen. | Er | 

$. 724. Verſtirbt der Geiftliche als Wittwer 
mit Zuruͤcklaſſung minderjähriger Kinder oder un 
verheiratheter Töchter, fo wird dieſen der zur Caſſe 
geleiſtete Beitrag des Vaters zurückgegeben. 

Lengnich a. a. O. S. 35. \ 

$. 725. Dieſe Wittwencaſſe wird von den Pre 
digern an der Oberpfarrkirche zu St. Marien 
verwaltet. 5 f 5 

Capitulation vom 15. Mai 1634. N 

§. 726. Auch die Wittwen der Landprediger 
erhalten, theils aus Legaten, theils aus den mil⸗ 
den Beitraͤgen der geſammten Geiſtlichkeit, eine 
jährliche Unterftügung. ; 

Lengnich a. a. O. S. 86, 


Achtzehnter Abſchnitt. a 
Von Moͤnchen und Ordensleuten. 


H. 727. Perſonen, welche ſich dem Mönchs« g. 1182. 
oder Nonnenſtande widmen wollen, koͤnnen ihr 
a ihren naͤchſten Verwandten nicht ent⸗ 
liehen. 7 
l $. 728. Was fie dem Kloſter, nach Verhaͤlt⸗ 
niß der Nothdurft ihres Unterhalts, einzubringen 
haben, muß vor ihrem Eintritte in daſſelbe mit 
ihren naͤchſten Verwandten gerichtlich feſtgeſetzt 
werden. N | 

Willkühr I. 2. 6. S. 7. 
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Funfzehnter Titel. 


Von den Rechten und Regalien des Staats in 


Anſehung der Landſtraßen, Stroͤme, Haͤfen und 


Meeresufes. 


Zweiter Abſchnitt. g 


Von Stroͤmen, Haͤfen und Meeresufern. 


H. 729. Nämlich hinſichts der Neuen Radaune 


nach der Ordnung fuͤr die Neue Radaune v. 30. 
Sept. 1829, und hinſichts der übrigen: Daͤmme 
im Danziger Gebiete nach der Deichordnung vom 
25. Jan. 1830. 2 5 8 

§. 730. Siehe Zuſatz zu J. 9. 176. 

§. 731. Jeder Grundbeſitzer iſt befugt, auf 
eigenem Grund und Boden Bernſtein zu ſuchen, 
zu graben und zu ſammeln. 


Kulm. Recht III. 1. 1. S. 105. Vergl. die Anmerkungen zu 
den 8. 1345 und 1397. des erſten Bandes. 


F. 732. Dagegen gebührt das Recht auf den 
am Oſtſeeſtrande der Nehrung von Weichſelmuͤnde 
bis Polsk gewonnenen See⸗Bernſtein ausſchließlich 


der Kaͤmmerei der Stadt Danzig, und iſt dem 


Bernſteindrehergewerk daſelbſt verpachtet. 

Im Beſitze dieſes Rechts befindet ſich die Stadt Dan⸗ 
zig ſchon ſeit alten Zeiten, und daſſelbe wurde ihr durch 
das Magiſtratsreglement vom 3. Jun. 1794, $. 58. be⸗ 

aͤtigt. i i 

® 9 733. Außer dem Bernſteindrehergewerk und 
den zum Einſammeln angewieſenen Strandreutern 
und Geſchwornen darf niemand an dem gedachten 


Strande See-Bernftein ſchoͤpfen, einſammeln und 


graben, oder Unbefugten dabei Huͤlfe leiſten. 
8. 1. der Nachricht für das Publicum vom 3. Febr. 1802. 


§. 734. Wer beim Fiſchen in der See gele⸗ 


gentlich, oder ſonſt am Strande zufällig See⸗Bern⸗ 


Rechte und Regalien des Staats. F. 80. 173 


ſtein findet, muß denſelben gegen billige Verguͤ. 
tung an das Bernſteindrehergewerk abliefern. 
Ebendaſelbſt §. 7. 3 \ 

§. 738. Niemandem iſt ohne befondere Erlaub⸗ 

niß geſtattet, mit See⸗Bernſtein Handel zu treiben. 
Ebendaſelbſt §. 2. 

$. 739. Die Uebertretung dieſer Vorſchriften 
ſoll mit Confiscation des Bernſteins und einer, 
dem doppelten Werthe deſſelben entſprechenden Gelds 
buße, oder verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe ge⸗ 
ahndet werden. 
ECEe'bendaſelbſt §. 3. Br 

In fruͤhern Zeiten wurden die Seebernſtein⸗Contraven⸗ 
tionen, gemäß Verordnung des Nehring'ſchen und Schar⸗ 
pau'ſchen Amts, wie ſich die Schulzen zu verhalten haben, 
von 1722, ungleich härter beſtraft; dieſe Strafen find aber 
durch die Nachricht an das Publicum vom 3. Febr. 1802 
abgeaͤndert. 

$. 740. Zu den Zeiten, wenn die See den 
Bernſtein auswirft, ſoll niemand außer den Strand⸗ 
reutern und Geſchwornen ſich am Strande betre⸗ 
ten laſſen. Wer dieſem zuwider handelt und keine 
unſtraͤfliche Abſicht nachweiſen kann, hat bloß des⸗ 


halb fünf Thaler Geldbuße oder verhaͤltnißmaͤßige 


Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 

Ebendaſelbſt §. 6. > 

$. 741. Erſt nach vollendeter Ausbeute iſt es 
den Einſaſſen in der Nehrung erlaubt, das liegen⸗ 
gebliebene Bernſteingruß zuſammenzuleſen; ſie muͤſ⸗ 
ſen aber daſſelbe gegen billige Verguͤtung an das 


Bernſteindrehergewerk abliefern. 


Ebendaſelbſt §. 7. 

F. 742. Wenn ein Bewohner der Nehrung 
zur Entdeckung einer Bernſtein⸗Contravention durch 
ſeine Anzeige beitraͤgt, ſo hat er auf den vierten 
Theil des fuͤr verfallen erklaͤrten Werths und der 


erkannten Strafe Anſpruch. 
Ebendaſelbſt §. 8. 


74 UL Eu 10, f. 80 —87 


g. 743. Die Unterſuchung und Beſtrafung der 
Bernſtein⸗Contraventionen gehört vor das koͤnigl. 
Sand» und Stadtgericht zu Danzig. 

Im Jahre 1802 wurde in Danzig ein eigenes Bern⸗ 
ſteingericht errichtet, beſtehend aus dem Magiſtratsſyndi⸗ 
cus und einem Secretaͤr. Nach Errichtung des Freiſtaats 
wurde dieſes Gericht aufgehoben, und im Jahre 1814 
nicht wieder hergeſtellt. ö 

99.3087. 8. 744. Das Strandrecht gehört zu den nie⸗ 
dern Regalien. 

Das Allg. Landrecht giebt vom Strandrechte, unge⸗ 
achtet es ſich dieſes Ausdrucks in §. 81. dieſes Titels 
bedient, keinen Begriff, es verſteht aber darunter (§. 80.) 
im Allgemeinen das landesherrliche Recht auf Alles, 
was von der See auf die Haͤfen und Meeresufer ange⸗ 
ſpuͤlt oder ausgeworfen wird. Dieſer allgemeine Begriff 
reicht, ſobald es auf den Umfang des Strandrechts an⸗ 
kommt, keineswegs aus, vielmehr zerfaͤllt das Strandrecht 
nach den Gegenftänden, welche die See aus wirft, in drei, 
in rechtlicher Hinſicht ſehr beſtimmt von einander abwei⸗ 
chende Claſſen, und das Allg. Landrecht hat dieſe Unter⸗ 
ſchiede in den 85, 81 und 86 ſelbſt angedeutet. 

I. Die erſte Art des Strandrechts wird auf dieſeni⸗ 
gen von der See ausgeworfenen Gegenſtaͤnde ausgeübt, 
welche noch niemals das beſondere Eigenthum eines Men⸗ 
ſchen waren, folglich alle See⸗Erzeugniſſe, namentlich 
Seegras, Muſcheln, geſtrandete Waſſerthiere und Fiſche, 
welche vom Sturme an das Seeufer geworfen, das hohe 
Meer nicht wieder erreichen koͤnnen. - 

Alle dieſe Gegenftände, mit Ausnahme des Bernſteins, 
verfallen im alten Danziger Gebiete dem Strand⸗ 
rechte, d. h. ſie werden das Eigenthum deſſen, welchem 
ein Recht auf dieſe Seeauswuͤrfniſſe zuſteht. Dieſes 
Strandrecht gehoͤrt zu den niedern Regalien (Allg. Landr. 
II. 14. 24.) und it folglich zwar ein vorbehaltenes Ei⸗ 
genthum des Staats, daſſelbe kann aber von dieſem an 
Privatperſonen oder Gemeinden abgetreten, oder von ſel⸗ 
bigen durch Verjährung erworben werden. Die Danziger 
Statutarrechte ſchweigen über dieſen Gegenſtand, es kom⸗ 
men daher die Vorfchriften des Allg. Landrechts unmit⸗ 
telbar zur Anwendung. 


Rechte und Regalien des Staats. $. 80-87. 15 


Im neuen Danziger Gebiete, ſowie überhaupt an 

der weſtpreuß. Seekuͤſte iſt das Strandrecht dieſer Claſſe 
provinzialrechtlich nicht vorhanden, denn das Preuß. Landr. 
von 1721 erklärt, B. 3. Tit. 1. Art. 3. 5. 2. 3. S. 7. das 
Meer, die Haͤfen und die Meeresufer „durchaus allen 
lebendigen Kreaturen zugleich frei und gemein, alſo daß 
ſich derſelben jedermann mit Fiſchen im Waſſer oder au 
den Ufern, auch mit Schiffung, Zuladung, Ausladung c. 
und in andere Wege unverwehrt, wohl bedienen mag.“ 
— „Darum kann noch mag, an den Geſtaden des Mee⸗ 
res Fiſche zu fangen oder etwas anderes zu ſuchen, nie⸗ 
mand verboten oder verwehret werden.“ 8 N 
Von dieſem Grundſatze macht das Preuß. Landrecht 
jedoch drei Ausnahmen: i 

1. Hinſichts des Bernſteins, „welchen an den Geſtaden 
des Meeres aufzuleſen, jedermann bei hoͤchſter Strafe 
in unſerm Königreich Preußen verboten iſt;“ 

2. „wenn jemand auf ſolchen gemeinen Waſſern einen 
beſondern Beſtand und Ort (latine diverticulum 
fluminis genannt) eingenommen hätte, dem ſoll darin 
keine Irrung noch Hinderung geſchehen,“ und 

3. „wenn an Enden und Oertern dieſes Koͤnigreichs 
Preußen durch verliehene oder gegebene Privilegia 
oder altes Herkommen ein Anderes, den vorſtehen⸗ 
den Rechten zuwider wäre eingeführt worden, und 
ſolches erwieſen, ſo ſoll man daruͤber halten.“ i 

II. Anders verhält ſich die zweite Claſſe des Strand⸗ 

rechts, wenn namlich die Oſtſee nicht See⸗Erzeugniſſe, ſon⸗ 
dern bisheriges Privateigenthum anſpuͤlt und aus wirft, 
3. B. Anker, anderes Schiffsgeraͤth, Waaren, Kiſten u. 
f. w., welche ein Schiff in der See verliert, oder in See⸗ 
gefahr, um ſich zu erleichtern, uͤber Bord wirft, ja ganze 
Schiffe, welche, vom Orkan getrieben, ſtranden, d. h. 
an den Strand geworfen werden; inſofern ſich namlich 
der frühere Eigenthuͤmer meldet. In dem vom Könige 
Caſimir von Polen am zweiten Sonntage nach Palm⸗ 
ſonntage 1454 zu Thorn den Einwohnern von Weſtpreu⸗ 
ßen ertheilten Privilegium wird dem deutſchen Orden zum 
Vorwurf gemacht, daß er, ſo lange er Weſtpreußen inne 
hatte, dieſe Art des Strandrechts wirklich ausgeuͤbt habe; 
Caſimir dagegen wolle, als katholiſcher Koͤnig, auf dieſen 
vom natürlichen und göttlichen Rechte verworfenen und 
durch die Ausfprüche des paͤbſtlichen Siuhls verdammten, 


’ 
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grauſamen und ungerechten Erwerb für ſich und feine 
Nachfolger Verzicht leiſten. Die Worte des Privilegiums 
lauten nachſtehend: 

Item licet Magister et Ordo tempore occupatio- 
nis Terrarum praedictarum omnia bona et mer- 
ces quarumcunque manerierum, divina permis- 
sione naufragium in mari passorum, velut pro- 
pria ex naufragio quasi juris sui facta occupant: 
Nos tamen, qui Rex Catholicus sumus, sortem 
bujusmodi naturali et divino jure sedisque Apo- 
stolicae decerto damnatam, velut crudelem et 
injustam execramur, pollicemurque, quod res et 
bona, cujuscunque ponderis et valoris existant, 
earum personarum, quae maris naufragio peri- 
clitabuntur, nunquam per Nos aut Officiales no- 
stros, velut nostras aut juris nostri petemus 
aut requiremus; sed illas absque diminutione 
per eos, quorum ante naufragium fuerunt, aut 
eorum propinquiores, demonstratione evidenti 

Propinquitatem probantes, colligendas et in usus 
beneplacitos decernimus convertendas. Contra- 
riae eonsuetudini aut juri, vel potius corrupte- 
lae, pro Nobis et successoribus nostris renun- 
eiantes, 2 

Dieſe Art des Strandrechts iſt im §. 81. des gegen⸗ 
waͤrtigen Titels gemeint und dadurch die Verzichtleiſtung 
auf daſſelbe beſtaͤtigt. Wenn demungeachtet v. Duisburg 
in ſeiner Beſchreibung der freien Stadt Danzig (Danzig 
1809) S. 433. behauptet, daß in Hela, deſſen Einwoh⸗ 
ner ſich alle von dem Fiſchfange und von der Bergung 
geſtrandeter Güter naͤhren, noch bis in die neueſten Zei⸗ 
ten in jedem Kirchengebete Gott um einen geſegne⸗ 
ten Strand angefleht wurde, ſo wird ſolches wohl nur 
auf einem Mißverſtaͤndniſſe beruhen. i 
III. Meldet ſich aber der frühere Eigenthümer, ſelbſt 
nach ergangenem öffentlichem Aufgebote nicht, ſo entſteht 
die dritte Art des Strandrechts, welches ſich König Ca⸗ 
ſimir in dem erwaͤhnten Privilegium ausdruͤcklich vorbehal⸗ 
ten hat, denn er fuͤgt unmittelbar nach obiger Stelle hinzu: 
Nisi forte nullus bonorum hujusmodi exstaret 
justus heres et successor, quoniam in casu illa 
ona, ex naufragio habita, nostrae volumus 
potestati suhjacere. 


Rechte und Regalien des Staats. §. 88. 177 


Dieſer Vorbehalt iſt im $. 86. des gegenwärtigen Ti⸗ 
tels beſtaͤtigt, aber auch dieſe Art des Strandrechts ge⸗ 
hoͤrt zu den niedern Regalien und kann daher an Pri⸗ 
vatperſonen verliehen, oder von ihnen durch Verjaͤhrung 
oder (außerhalb des Danziger alten Gebiets) durch den 
Beſitz im Normaljahre 1797 erworben ſein. Der Zeit⸗ 
raum, nach deſſen Ablauf die geretteten Sachen, deren 
Eigenthuͤmer ſich nicht gemeldet hat, dem Strandberech⸗ 
tigten zugeſprochen werden, iſt ſowohl fuͤr Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen, als fuͤr das Danziger alte Gebiet, obwohl im 
letztern das Preuß. Seerecht vom 1. Dec. 1727 nicht gilt, 
durch die Strandungsordnung vom 10. Nov. 1728 be⸗ 
ſtimmt, zu deren Befolgung das Commerz⸗ und Admira⸗ 
litätscollegium zu Danzig durch deſſen Geſchaͤftsinſtruction 
vom 17. Sept. 1814 angewieſen iſt, und wonach geſtran⸗ 
dete Sachen, welche nach erfolgtem Aufrufe vom Eigen⸗ 
thuͤmer nicht zurüdgefordert werden, nach Einem Jahre, Ä 
ſechs Wochen und drei Tagen an den Strandberechtigten 
verfallen. (Siehe die $8. 133. 134. des erſten Bandes.) 
Einzelne Schiffsgeraͤthe und andere, der Schifffahrt hin⸗ 
derliche Sachen werden jedoch, theils mit, theils ohne 
Aufgebot, dem Finder ſchon nach drei Monaten ganz oder 
zur Hälfte uͤberlaſſen. (Ebendaſelbſt § 9. 135. 136.) Das 
Verfahren und die Entſcheidung gehoͤrt vor das Commerz⸗ 
und Admiralitaͤtscollegium zu Danzig. g 
Nach dieſen Grundſaͤtzen iſt erkannt in Sachen des 
Fiscus wider das adelige Gut Koliebke. f 
§. 745. Geſtrandete Guͤter, welche auf der 
Halbinſel Hela, Alt: Danziger: Gebiets geborgen 
worden, Anker ausgenommen, wenn ſich der Ei⸗ 
genthuͤmer nicht meldet, verfallen nach Abzug ei⸗ 
nes Drittels, welches dem Finder als Bergelohn 
gebuͤhrt, an die Kirche zu Hela. f 
Verordn. des Adminiſtrators des Landes Hela v. 6. Nov. 1621. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Zollgerechtigkeit. 


$ 746. Saͤmmtliche Punkte des zweiten Ar- g. 8s. 
tikels des mit- Rußland geſchloſſenen Handelsver⸗ 
Weſtpreuß. Prod.» Recht. Bd. III. 12 


178 Th. II. Tit. 16. §. 16. 


735 trags vom 7. Dec. 1848 (Geſetz⸗Samml. 1819. 


S. 166.) ſind ſeit dem Anfange der Schifffahrt 
im Jahre 1820 in Ausfuͤhrung gebracht. 

§. 747. Jedes Stromfahrzeug und jede Holz⸗ 
tracht muß zwei Thaler zur Kaͤmmereicaſſe der 
Stadt Danzig entrichten. a 


Miniſterialreſcript v. 21. Oct. 1819 und Publicandum v. 1. 
Nov. 1819. (Abgedruckt im zweiten Bande.) 


F. 748. Wegen der Holzſchuiten, offenen Boo⸗ 


ten u. ſ. w. ſiehe das Regulativ v. 28. Oct. 1822. 


Sechszehnter Titel. 


Von den Rechten des Staats auf herrenloſe 
| Güter und Sachen. 


3 Zweiter Abſchnitt. 


Von den Rechten des Staats auf erbloſe Ver⸗ 


laſſenſchaften. 


$. 749. Wenn ein Verſtorbener keine rechts⸗ 
guͤltige Willensverfuͤgung, und auch nur Verwandte 
des neunten Grades, oder noch entferntere, oder 


gar keine Verwandte hinterlaͤßt: fo fallt: fein Nach⸗ 


* 


laß dem Fiscus der Stadt Danzig anheim. 

Privilegium Johann Caſimir's von 1660, und Reſcript v. 25. 
Sept. 1785. 

Es verſteht ſich, daß dieſes Privilegium hinſichts des⸗ 
jenigen Theils des alten Gebiets, welcher in Gefolge des 
Tilſiter Friedensſchluſſes beim Preuß. Staate verblieb, 
auf den landesherrlichen Fiscus übergegangen if. Daß 
daſſelbe zu Gunſten des Fiscus der Stadt Danzig ſich 
auch auf das neue Danziger Gebiet erſtrecke, behauptet 
der Magiſtrat zu Danzig ſelbſt nicht, zumal nach dem 
Preuß. Landrechte von 1721 dem Fiscus ein ſolches Recht 
nicht zuſteht. \ 

$. 750. Von Erbſchaften und Vermaͤchtniſſen, 
welche in der Seitenlinie weiter als auf Schwe⸗ 


Rechte des Staats auf herrenloſe Güter u. Sachen. F. 39. 179 


ſter und Bruder gehen, muß der zehnte Theil zur 
Kaͤmmereicaſſe der Stadt Danzig entrichtet werden. 
Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen v. 8. Jun. 6 a 
Die Anmerkung zum vorigen Paragraphen findet auch 
auf den gegenwaͤrtigen Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 


Vom Jagdregal. 


§. 751. In dem Gebiete des vormaligen Frei⸗ $- 


ſtaats Danzig ſtehen alle Arten der Jagd der Stadt 


Danzig zu, ſoweit nicht einzelne Guͤter das Jagd⸗ 


recht durch Verleihung oder Verjährung. erworben 
haben. 5 f | 

Durch das Privilegium Königs Caſimir von Polen 
von 1454 wurde der Stadt Danzig das ſogenannte alte 
Gebiet (mit Ausnahme der Scharpau, welche Danzig erſt 
ſpaͤter vom Biſchofe von Ermeland erkaufte) mit allen 
grundherrlichen Rechten, namentlich mit dem unbeſchraͤnk⸗ 
ten Jagdrechte; die Nehrung jedoch, d. h. die zwiſchen 
der Oſtſee, der Weichſel und dem friſchen Haff bis zur 
Spitze, Pillau gegenüber, gelegene Inſel, ausdruͤcklich mit 
Ausnahme des Jagdrechts verliehen. Im Thorner Frie⸗ 
den vom 19. Oct. 1466 gab zwar Caſimir dem deutſchen 
Orden den oͤſtlichen Theil der Nehrung oder die ſchmale 
Landzunge von Polsk bis zur Spitze zurück und entſchaͤ⸗ 
digte dafür die Stadt Danzig durch die Halbinſel Helaz 


aber auch in dieſem Theile der Nehrung behielt ſich Ca- 
ſimir die Jagd ohne Einſchraͤnkung vor. Polen befand 


fi) im Beſitze derſelben bis 1793 und ließ fie durch ei⸗ 


nen eigenen Oberjaͤgermeiſter ausüben. Von 1793 bis 


1807 wurde die Jagd in der Danziger Nehrung für Preuß. 
Rechnung verzeitpachtet; durch den Vertrag vom 6. Dec. 
1807 trat aber Preußen an den Freiſtaat Danzig deſſen 
Gebiet „mit allen Eigenthums⸗ und Souveraͤnetaͤtsrechten“ 


ab, und dadurch gelangte das unbeſchraͤnkte Jagdrecht 


auch in der Nehrung an Danzig, welches ſich in deſſen 


Beſitze noch jetzt befindet. Uebrigens befanden ſich im 


Gebiete des Freiſtaats mehrere adelige und andere Guͤter, 
welchen das Jagdrecht zuſtand; daß ſie daſſelbe behielten, 


verſteht ſich von ſelbſt. In der Scharpau und dem uͤbri⸗ 


12* 


89, 


9. 69. 
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gen, im Jahr 1807 bei Preußen verbliebenen Theile des 
alten Danziger Gebiets ging das Jagdrecht auf den Lan⸗ 
desherrn über und iſt noch jetzt königlich. b 

8 1 5 


Vierter Abſchnitt. 
; Vom Bergwerksregal. 
§. 752. Siehe Zuſatz zu II. 15. 80. 


Siebenzehnter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten des Staats zum 
beſondern Schutze ſeiner Unterthanen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Gerichtsbarkeit. 


$. 753. Die Verwaltung der Polizei in der 
Stadt Danzig und deren Gebiet iſt dem Polizei⸗ 
präfidenten daſelbſt uͤbertragen. | 

Inſtruction vom 4. Oct. 1814. 

8. 754. Der Umfang feiner Befugniſſe und 
Pflichten iſt in dem Reglement vom 4. Oct. 1814 
beſtimmt. 

$. 755. Die Beſtimmungen über das Verhal⸗ 
ten der Schiffer auf der Rhede und im Hafen von 
Danzig ſind in der Polizeiordnung vom 30. Jan. 
1821 enthalten. x 

Geſetz⸗Sammlung 1821. S. 21. 8 

$. 756. Dem koͤnigl. Land⸗ und Stadtgerichte 
zu Danzig iſt die Verwaltung der buͤrgerlichen 
und peinlichen Gerichtsbarkeit in dem ihm zuge⸗ 
wieſenen Bezirke uͤbertragen. | 

Verordnung vom 24. März 1814. (Hiſtoriſch⸗geograph. Ein⸗ 
leitung in die Weſtpr. Provinzialrechte, Marienw. 1830, S. 236.) 

$. 757. Doch ſind die Patrimonialgerichte der 
adeligen Guͤter und Hospitaͤler beibehalten. . 

Ebendaſelbſt §. 3. . 


Th. II. Tit. 17, 9. 32 87, Tit. 18. 9 1. 188 


§. 738. Die Verwaltung der Rechtspflege in 
See⸗ und Handelsſachen iſt dem koͤnigl. Commerz⸗ 
und Admiralitaͤtscollegium zu Danzig zugewieſen. 

Reglement vom 17. Sept. 1814. \ a 

8. 759. Daſſelbe hat dabei die Sportelord⸗ 
nung vom 25. Dec. 1804 zu befolgen. 

Ebendaſelbſt, und Reſcript vom 8. Mai 1818. 

$. 760. Die kaufmaͤnniſchen Mitglieder des 
koͤnigl. Commerz⸗ und Admiralitaͤtscollegiums wer⸗ 
den von der Kaufmannſchaft gewaͤhlt und dem 
koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte zu Marienwerder an⸗ 
gezeigt, um ihre Beſtaͤtigung auszuwirken. ö 
ut ee 25. April 1822, (Geſetz⸗ 


$. 761. Dem koͤnigl. Land⸗ und Stadtgerichte gg. 32. 83. 
zu Danzig iſt der allgemeine Auftrag ertheilt, Pro. 
ceſſe, deren Gegenſtand die Summe von funfzig 
Thalern nicht uͤberſteigt, ingleichen ſchleunige Ex⸗ 
miſſionsproceſſe gegen eximirte Perſonen in der 
Stadt Danzig und ihrem Gebiete zu inſtruiren. 
Die inſtruirten Acten muͤſſen aber dem Ober⸗Lan⸗ 
desgericht zu Marienwerder eingereicht werden. 

Paublicand. v. 10. Dec. 1819. i 

$. 762. Ein jedes Urtheil, in welchem auf g. 37. 
eine zehnjaͤhrige Einſperrung oder eine haͤrtere 
Strafe erkannt iſt, muß vor der Publication und 
Vollſtreckung dem koͤnigl. Ober⸗Landesgericht zu 
Marienwerder zur Beftätigung eingeſendet werden. 

Verordnung vom 24. März 1814. §. 14. ; 


Achtzehnter Titel. 
Von Vormundſchaften und Curatelen. 


$. 763. In Vormundſchafts⸗ und Curatelſa⸗ J. 1. 
chen gelten in Danzig und dem alten Danziger 
Gebiete, mit Aufhebung der Danziger Statutar⸗ 


$. 56. 
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geſetze daruͤber, ausſchließlich die Vorſchriften des 
Allg. Landrechts. N ; 


Inſtruction für das Stadtgericht vom 6. Aug. 1796. Vergl. 
8. 17. zur Einleitung. : 


Zweiter Abſchnitt. 


Von denjenigen, welchen die Beſtellung der Vor⸗ 
münder und Curatoren zukommt und obliegt. 


$. 764. Dem Kinder- und Waifenhaufe zu 
Danzig gebuͤhrt die Vormundſchaft uͤber ſeine 
Pfleglinge. 

$. 765. Demfelben liegt die Aufſicht und Ver⸗ 
waltung des ſeinen Zoͤglingen zugefallenen Ver⸗ 
moͤgens ob. f 

F. 766. Daſſelbe iſt aber hierbei der oͤbervor⸗ 
mundſchaftlichen Aufſicht des koͤnigl. Land⸗ und 
Stadtgerichts zu Danzig unterworfen. 

Der Bürger und Kaufmann Conrad in Danzig ſtif⸗ 
tete im Jahre 1552 unter dem Namen des Waiſen⸗ oder 
Kinderhauſes eine Erziehanſtalt für „elende ausgelegte 
unmuͤndige Kinder“, und dieſe Stiftung wurde vom Kös 
nige Sigismund Auguſt von Polen am erſten Montage 
nach St. Bartholomaͤi 1552 dahin beſtaͤtigt: „daß, wenn 
etwas an einigen Guͤtern den Kindern durch irgend ein 
Recht anheimfallen moͤchte, ſolche in die Vormundſchaft 


und Verwaltung der zu der Zeit ſeienden Vorſteher kom⸗ 


men, welche denn gehalten ſein ſollen, nach Beſchaffen⸗ 
heit und Groͤße dieſes Vermoͤgens, wie es ihnen am be⸗ 
ſten duͤnken wird, fuͤr dieſer unmündigen Waiſen Erzie⸗ 
hung und alle andere Lebensbeduͤrfniſſe, bis fie erwachſen 
find, zu ſorgen. Was aber an Gütern uͤbrig bleiben 
werde, ſoll alles den Erwachſenen, und zwar, wenn es 
ein Frauenzimmer iſt, ihr als ein Brautſchatz ausgegeben, 
der Mannsperſon aber, wenn ſie zur Ehe ſchreltet und 


heirathet, oder wenn ſie das zwei und zwanzigſte Jahr 


erreicht, alles Ihrige wieder und abgegeben werden.“ Dies 
Prioilegſum iſt vom Könige Stanislaus Auguſt unterm 11. 
Febr. 1765 beſtaͤtigt, unter welcher Beſchraͤnkung es aber da⸗ 


\ 
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bei verbleiben folle, iſt in der obigen Art durch das Mi⸗ 
niſterialreſcript vom 4. Nov. 1799 feſtgeſetzt. Siehe die 
repon. Pupillen⸗Acten T. Nr. 15. - : 


Neunzehnter Titel. 
Von Armenanſtalten und andern milden 
Stiftungen. 


$: 767. Derjenige, welcher in eine öffentliche g. 50. 
Armenanſtalt (Hospital) gegen Zahlung einer feſt⸗ 
geſetzten Summe aufgenommen worden, kann uͤber 
ſein Vermoͤgen ſowohl unter Lebendigen als von 
Todeswegen unbeſchraͤnkt verfuͤgen. 

§. 768. Verſtirbt er ohne letztwillige Verord⸗ 
nung, ſo faͤllt ſein außerhalb der Armenanſtalt be⸗ 
findliches Vermögen an ſeine geſetzlichen Erben. 

Willkühr I. 2. 7. S. 7. 

$. 769. Siehe Zuſatz zu II. 18. 56. 9. 76. 


Zwanzigſter Titel. 
Von den Verbrechen und deren Beſtrafung. 


$. 770. In peinlichen Sachen gelten in Dans $ 1. 
zig und dem Danziger Gebiete, mit Aufhebung 
der Danziger Statutargeſetze daruͤber, ausſchließ⸗ 
lich die Vorſchriften des Allg. Landrechts. FR 
Siehe $. 17. zur Einleitung. 
$. 771. Theer darf zum Verkauf in Tonnen g. 1541. 
nur auf dem Theerhofe aufbewahrt; im Kleinhan⸗ 1542. 
del dürfen nur hoͤchſtens drei Tonnen in Häufern, 
Speichern und Kellern vorraͤthig gehalten werden. 
Willkühr III. 8. 7. S. 163. 0 
§. 772. Schießpulver darf in den Speichern gar 
nicht; in den Wohnhaͤuſern der Buͤrger und Ein⸗ 
wohner nicht mehr als ſechs Pfund; von Kauf⸗ 
leuten zum Kleinhandel nicht uͤber einen Viertel⸗ 
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Centner, und uͤberall nur auf dem oberſten Boden 
gehalten werden. 5 
Er Willkuͤhr III. 8. 8. S. 163. 
5. 1544. F. 773. Siehe die Zuſaͤtze zu I. 8. 37. 78. 
58. 18 F. 774. Im Hafen und auf der Rhede von 
1554. Danzig darf niemand bei einer Strafe von 1 bis 
10 Thalern auf dem Verdeck Taback rauchen, Licht 
ohne Laterne brennen, oder ſchießen. | 
Hafenpolizeiordnung v. 30. Jan. 1821. $. 17. Geſetz⸗Samml. 
f 1821. S. 25. 
99.1556. F. 775. Siehe die neurevidirte Feuerordnung 
vom 9. Jun. 1777. N 5 
Ergaͤnzt durch das Magiſtratsreglement v. 3. Jun. 1794. 
Eine neue Feuerordnung iſt in der Arbeit, aber noch 
nicht publicirt. 1 8 
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nen Beſten vermehrt und verbeſſert wieder aufgelegt. 
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A 
von dieſer neuen Ausgabe 


Culmiſchen Rechts. 


Die erſte Ausgabe dieſes Culmiſchen Rechts geſchahe mit Beyrath gu⸗ 
ter Freunde auf des ſeligen Schoͤppenherrn der Alten Stadt Johann 
Carl Weiſſens, und meine halbgetheilte Unkoſten, nicht nur ohne Vor⸗ 
theil, ſondern auch mit merklichem Schaden, im Jahre 1743. und 1744. 

Erſt um das Jahr 1760, und hernach waren die aufgelegten 500 
Exemplare, fo ſelten geworden, daß die hiergebliebenen im Ausruffe weit 
theurer aufgetrieben wurden, als ſie bisher gekoſtet hatten, und daß 
manche deswegen eine neue Ausgabe anriethen. ö 

Bey der erſten Ausgabe gebuͤhrete der vornehmſte und meiſte Ruhm 
dem guͤtigſten Beytrage unzaͤhlicher Handſchriften und auch theils ge⸗ 
druckter Bücher, des bey uns mit unſterblichen Verdienſten, verewigten 
ſel. Herrn Valentin Schlieffs, Rathverwandten der Rechten Stadt. 
Auch theilete der ſelige Herr Burgermeiſter, Carl Gottlieb Ehler, zu 
beſſerer Berichtigung des Rechtes guͤtigſt mit fein Exemplar mit beyge⸗ 
3 Citationen aus dem Magdeburgiſchen und Saͤchſiſchen alten 

echte. \ 

2 2 dem aber, was in den Schoͤppenſtuͤhlen hergebracht und üblich, 
in Anſehung des Culmiſchen Rechts, brauchte ieh der Huͤlfe meines al⸗ 
ten academiſchen Freundes, Herrn Weiſſens, der in Leipzig unter mir 
loͤblich disputiret hatte. Dieter hat mit Zuziehung des ſeligen Schoͤp⸗ 
penältermanns der Alten Stadt, Herrn Jacob Matthaͤi, das dahin ge⸗ 
hoͤrige mit beſtmoͤglichſtem Fleiſſe beforget, auch in einigen Fällen auf 
der Rechten Stadt ſich Rathes erhohlet. . 0 

Von Ihm ruͤhren auch her die Anmerkungen verſchiedener auch neuer 
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Rechtslehrer ihrer Abhandlungen und Bücher, und alles deffen, was von 
der heutigen Praxi, und deren Beftätigung aus ungedruckten Schriften 
unſerer groͤſſeſten Rechts- und Staatslehrer, zu den von mir geſammle⸗ 
ten Concordanzen hinzugethan iſt. Wiewohl ich die hieſigen Rechtser⸗ 
fahrner Antorum Handſchriften und Anmerkungen über die Rechtslaͤufte 
ſelbſt zur Hand hatte, und deswegen oͤfters mit ihm daruͤber coyferirete. 

Dieſe Anfuͤhrungen der alten Grundgeſetze des Culmiſchen Rechtes 
nahm ich mir die Mühe nach ſehr vielen Altern Culmiſchen Rechten zu 
unterſuchen und zu berichtigen. Ich that noch dazu die Stellen der 

Heilsbergiſchen und Magdeburgiſchen Rechte des Poͤlmanniſchen Handbu⸗ 
ches, auch des Lateiniſchen und Polniſchen Culmiſchen Rechts. Wie auch 
was aus den Juribus municipalibus, und terrestribus hiezu dienlich war, 
die Thorniſche und Danziger Willkuͤhr, die hodiernam faciem Reipnbl. 
Pruthenicae, die Normam regiminis, und andere Documenta, aus den 
Banden der Lengnichſchen Geſchichte unſers Preuffens, 

Weil es auch an einer Nachricht von dem Urſprunge, Fortgange, 
Verbeſſerung, und vielen Bemühungen der geſammten Preußiſchen Stände, 
auch der Koͤniglichen Veranſtaltungen fehlete, das Culmiſche Recht zu 
ſeiner Vollkommenheit zu bringen, und wie weit es darinn gebracht war: 
fo ſetzete ich die Geſchichte des Culmiſchen Rechtes aus den zuverlaͤßig⸗ 
ſten Urkunden auf, die ich erhalten konnte Daruͤber mir viele ihr Ge⸗ 


fallen haben zuerkennen gegeben, und ich weiß am beſten, wie viel 


Muͤhe, Zeit und Unterſuchungen dazu erforderlich geweſen, die Gottlob! 
geendiget ſind. a 

Sie Praxis juris civilis und eriminalis, Saxonici auch communis 
wurde der Einſicht und Rechtserfahrenheit des oben belobten Paares der 
Schoͤppenherren, und ihrer redlichen Aufrichtigkeit uͤberlaſſen. Welche 
darinn alles geleiſtet hat, was zur Aufklärung und Befeſtigung der Ge⸗ 
ſetze koͤnnte geleiſtet werden, ja auch deſſen Beſſerung, was unrichtig in 
den Geſetzen befindlich war. 

Soweit war es mit der ſchwachen erſten Aufgabe gekommen, und 
Herr Weiß ward gebethen, das Regiſter der gangbaren peinl. und buͤr⸗ 
gerlichen Artikel aufzuſetzen, und deren Druck zu verbeſſern. Dem un⸗ 
geachtet ſind noch einige Fehler im Regiſter eingeſchliechen, die nun erſt 
angemerket, und berichtiget ſind. 5 

In dieſer neuen Ausgabe habe ich dasjenige ausgebeſſert, was in et⸗ 
lichen Orten der vorigen unrichtig geſetzet, oder gedrucket war. Was 
nur hinten im Anhange ſtand, habe ich- an dem rechten Orte eingeruͤ⸗ 
det. Die nuͤtzlichen Beylagen find beybehalten. Innerhalb der Zeit wa⸗ 
ren nun noch verſchiedene Schriften erſchienen, die mir bey dieſer Aus⸗ 
gabe mehr an die Hand gaben, als vorhin zu haben war. 

Dergleichen ſind auſſer der Koͤniglichen Verordnung der Stadt Dan⸗ 
zig vom Jahre 1750. und der näheren Erklärung einiger Artikel derſel⸗ 
ben 1752., fuͤrnehmlich unſers hochberuͤhmten und hochverdienten Herrn 
Syndici, D. Gottfried Leugnichs neues Preußiſches Staatsrecht, welches 
auch ins Deutſche überfeget worden; deſſen angefangene letzte Ausgabe 
erſt nach dieſem meiſt vollendetem Drucke bey uns erſchienen. 5 

Hiezu gehören die in waͤhrendem Interregno und hernach noͤthige 


Vertheydigung der Preußiſchen Hauptrechte, welche angefochten worden. 


A 
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Als: 1) Status causae, affectatam à Perill, et Reverendissimo Referen- 
dario Regni, commissionem concernens. Ged. 1761. pl. 8. in 4. 2) 


Der Stadt Danzig behauptetes Recht der buͤrgerl. Zulage 1760, aus 


dem Lateiniſchen uͤberſetzet 1761. zweyte Auflage in 4. K. 8) Der 
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Obrigkeiten in Preuß. Städten Befugniß Edelleute (hin) zurichten, 
Danzig in 4. 176... pl. 3. 4) Tractatus portorii Gedanensis cum 
notis edit. 1762. in 4. M. oder pl. 12. derſelbe auch Deutſch: Vergleich 
wegen des Danziger Pfahlgeldes, mit Anmerkungen aus dem Lateinifhen 
uͤberſetzet, in 4. 1762. Was hierinn zur Vertheydigung der Preußiſchen 
Rechte zerſtreuet befindlich war, das iſt an ſeinen Stellen eingeſchaltet. 

Dieſe ſind die vornehmſten Quellen der Vermehrung und Verbeſſe⸗ 
rung des öffentlichen oder Preuß. Staatsrechts. Neben denen haben ſich 
auch vermiſchte Abhandlungen, von gemeinen oͤffentlichen oder privat 
Streitigkeiten, und deren Eroͤrterungen beyderſeitiger Gruͤnde hervorge⸗ 
than, als ſchriftlich zuſammen getragene praejudicata und decreta regia, 
wie auch Lcabinalia, die aus den Schoͤppenbuchern gezogen find, daraus 
ſich auch eines und das andere richtiger verſtehen und einſehen Läffet. 
Anderer Ordnungen ſoll bald gedacht werden. ö 

Sie find zum Theil anzutreffen in den 3 Bänden der Preuß. Samm⸗ 
lungen in 8. und in der Preuß. Lieferung in med. 8.; auch in den El⸗ 
bingſchen herausgekommenen Verordnungen, deren man vorhin nicht hab⸗ 
haft werden konnte, und davon auch im Avertissement oder Vorbericht. 
dieſer Ausgabe noch nichts konnte gemeldet werden. 

3. E. Wir haben die geſchriebene, hernach auch die 1735. in 4. ge⸗ 
druckte Elbingiſche Gerichtsordnung, mit den andern Ordnungen in 
Haͤnden gehabt. Als 40. 1758. iſt daſelbſt gedruckt eine gute Wechſel⸗ 
ordnung, ferner die Falliten und Banqueroutirer Ordnung, welche zufam⸗ 
men als die Willkuͤhr der Stadt koͤnnen angeſehen werden. Auſſer die⸗ 
ſen ſind auch gedruckt ausgegeben die Willkuͤhr der dortigen Dorfſchaften 
auf der Höhe, ferner derer in der Niederung, beyde 1741. und die Dorfs⸗ 
ordnung des Ellerwaldes 1754. imgleichen die dortige Geſindeordnung 
auf dem Lande 1755, alle in 4. 5 

Hieraus ſind die Zuſäͤtze in den Anmerkungen genommen, welche 
das Recht ſelbſt erläutern, und deſſen üblichen. Gebrauch bewähren. Die 
Thorniſche Willkuͤhr hatte man ſchon in der vorigen Ausgabe zu dieſer 
Abſicht angewendet, und weil dieſelbe noch eben dieſelbe iſt, hat in ihrer 
Anführung nichts dürfen geaͤndert werden. Weil aber die Danziger Will⸗ 
kuͤhr weit vollſtaͤndiger 40. 1761. in Fol, auf anderthalb Alphabeten ge⸗ 
druckt worden unter dem Titel: Neu revidirte Willkühr der Stadt Dan- 
zig, aus Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen publiciret ſo hat man dieſer in 
denen beſondern Materien, als der neuen Willkuͤhr gedenken müffen, ſo⸗ 
ih wenn ſie mit der vorigen Willkuͤhr uͤbereinkommt, als wo ſie von 
ihr abgehet. i . 

ent) iſt alſo die Beobachtung des Culmiſchen Rechtes in den 


ö ach großen Preuß. Staͤdten in allen denen Artikeln ausgemacht, darin 
nicht 


cht eine in beſondern Privilegien gegruͤndete Abweichung angemerket 
wird. In dem Ermelaͤndiſchen Biſchofthum beweiſet feinen üblichen Ge⸗ 
brauch die angefuͤhrte Heilsbergiſche Ausgabe des Eulmiſchen Rechts; an 
andern Orten die Polzifche Ausgabe deſſelben; und ſelbſt am Kaͤuigli⸗ 
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chen Hofe das angefuͤhrte Lateiniſche Culmiſche Recht, ſo bisher noch 
nicht gedruckt iſt. Nach dieſen richtet ſich alles uͤbrige in Preuſſen. 

Folglich findet man hierinn den Inbegrif alles deſſen, was vom 
Preußiſchen Rechte zu wiſſen dienlich iſt. Welches alles damit es deſto 
zuverläßiger ſeyn möchte, iſt es durch Güte des Tit. Herrn Syndici 
Lengnichs, ehe es gedruckt worden, durchgeſehen, und denn mit ſeinem 
beygeſchriebenem: imprimatur, dem Buchdrucker Johann Friedrich 
Bartels abgegeben worden. Wodurch auch ein paar Stellen, darauf 
nicht die genauefte Acht gegeben war, find verbeſſert worden. Man konnte 
es alſo fuͤglich für eine Concordanz der Preuß. Rechte halten. 

Wer nun wiſſen will, wie viel die neuen Zuſaͤtze betragen, wird ſich 
moͤgen das Exemplar zeigen laſſen, bey dem ſie beygeſchrieben, und von 
dem fie abgedruckt find, So wird er begreifen, was für eine beträcht- 
liche Vermehrung der Bogen, ſie wuͤrden erfordert haben; da es nach 
der Zahl der Bogen und Seiten ſcheinen koͤnnte, als waͤre hier vieles 
ausgelaſſen, was in voriger Ausgabe verhanden geweſen. Welches theils 
aus gebrauchten kleinen Lettern, theils aus gedrungener Zuſammenruͤ⸗ 
ckung der Zeilen und der Buchſtaben herruͤhret, vermuthlich um etwas 
an dem Papiere zu erſparen. 

Was ſonſt Jedermann in die Augen faͤllet, und von mir nicht her⸗ 
ruͤhret, das wird auf meine Rechnung nicht koͤnnen geſetzet werden. Ich 
habe an meiner Seite zum gemeinen Beſten allen Fleiß gebrauchet, mei⸗ 
nem Verſprechen nachzukommen; und auch die Zeit, welche ohne meine 
Schuld die Ausgabe verzoͤgerte, dazu angewendet, daß ich die kurzlich 
ausgekommenen Schriften fuͤr die Preußiſchen Rechte zu Rathe gezogen, 
und was aus ihnen noch zu ergaͤnzen war, hinzu geſetzet. | 

Dabey wuͤnſche ich, daß die Aufrechthaltung der Culmiſchen oder 
Preußiſchen Rechte bis auf die ſpaͤteſten Nachkommen fortdaure, und 
von Gott gnaͤdiglich alles verhuͤtet werde, was dieſelben ferner ſchmaͤlern 
und mindern Eonnte. Vielmehr wolle er das weislich foͤrdern, was zu 
deren Ergaͤnzung und Wiederherſtellung dienlich ſeyn wird. Imgleichen 
wünſche, daß der Nutzen der Zuſaͤtze und Verbeſſerungen dieſer Ausgabe 
je laͤnger je mehr möge eingeſehen werden und gefallen. Dadurch wer⸗ 
den ſich auch die Käufer der Ausgabe fo allmaͤhlich mehren, wie bey der 
vorigen Ausgabe wiewohl ſpaͤte genug geſchehen. 


Schriebs den 26. Nov. 1766. im bald geendeten 71. Jahre 
meines Alters, und vermuthlich nahen Abſchiede aus 
dieſer Zeitlichkeit. 

M. C. Hanow. 
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LIBER PRIMUS 
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Daß iſt: 5 
des Culmiſchen Rechts 
Erſtes Buch 


von 


U 


| einigen Sachen, fo zum gemeinen Recht 


gehoͤren. 5 
Titulus primus. 
Vom Rechte der Lande Preuſſen. 
5 Caput I. 
Vom Culmiſchen Rechte. 


D. man die Stadt Culmen zum erſten beſetzte, da gab man ihren 
Einwohnern Magdeburgiſch Recht, vermoͤge welchem, was daran abge⸗ 
gangen, ſie ferner das Recht bey ihrer eigenen Willkuͤhr gefunden ha⸗ 
ben. Daher hat das Recht den Namen des Culmiſchen Rechtens bekom⸗ 
men, in welchem zugleich begriffen die Culmiſche Freyheit, und Flaͤmiſche 
Erbgerechtigkeit. Dieſes Recht iſt hernach durch den Hohemeiſter Paul 
Rußdorf auf das ganze Culmiſche Land, und durch König Casimirum 
hochloͤblicher Gedächtniß auf das Pomerelliſche, und im Pomeſaniſchen 
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auf das Marienburgiſche und Stumiſche Gebiethe gezogen und ausge⸗ 
breitet worden. a 
5 Caput II. 

Von Willkuͤhren. 

Was in den Städten von einem Rath, und denen, fo die Gemeine 
praesentiten, gelobet, geſetzet und angeordnet iſt, das ſoll ſtets und feſt 
gehalten werden *), und wer dawider handelt, von dem ſollen die Rath⸗ 
manne, und ſonſt niemand anders, die Strafe fordern 7). 


a Titulas secundus. 
Von Dignitaeten und Aemtern. 


Caput J. 
Vom Landes Kath, 


In Sachen fo das gemeine Land angehen, kan nichts von der Obrig⸗ 
keit geſchloſſen werden, ohne allgemeinen Rath und Verwilligunge der 
Lande und Staͤdte, wie ſolches iſt vom Könige Calimiro bekräftiget wor⸗ 
den, daß nemlich alle wichtige und merkliche Sachen, das Land ange⸗ 
hende, mit gemeinem Rath der Näthe, geiſtlich und weltlich, ſowohl der 
von der Ritterſchaft, als derer großen Städte ſollen gehandelt, geſchloſ⸗ 
ſen und geändert werden. g er 


Caput II. 


Vom Eyde der Landes⸗Raͤthe. 

Es ſollen die Näthe nebſt dem gewöhnlichen Eyde, fo fie zum Ra⸗ 

the thun, kuͤnftig auch ſchwoͤren, daß fie rechtfertig richten wollen. 
Caput III. ur 
Von Vergebung der Dignitaeten und Aemter. 

Die Dignitaeten und Aemter des Landes fo darin geordnet, oder 
künftig geordnet werden konnen, ſowohl auch die Haltungen der Schlöf- 
ſer, Staͤdte und anderer Oerter im Lande Preuſſen ſollen vermöge dem 
privilegio des Koͤniges Calimiri keinen Fremden oder Auslaͤndiſchen, ſon⸗ 
dern eigentlich Einzoͤglingen allein gegeben und befohlen werden. 

8 ; Caput IV. 
Vom Praefidenten des Landes. 


Damit im Abweſen Ihrer Königlichen Majeftät dem Lande nie kein 
Schaden oder Gefahr zuſtehen moͤge, als iſt durch alte Ordnunge und 


„) Der Inhalt dieſes Satzes iſt gegründet in dem alten Culm B. 1. 


Cap. 4. 9. 11. 20. 
„) Siehe den alten Culm B. 1. Cap. 8 und 18. 
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folgenden üblichen Brauch im Lande Preuſſen eingeführet, daß im Abs 

weſen Ihrer Majeftät der Herr Ermelaͤndiſche Biſchof, oder im Mangel 

deſſen, der naͤchſt folgende geiftliche oder weltliche Landesrath, in aller⸗ 

ley Maͤngeln und Zufaͤllen moͤge erſucht, und durch ſeine Vorſichtigkeit 

und Autoritaet mit Rath und Zuthun der anderen Raͤthe des Landes den⸗ 
ſelben vorgekommen und entrichtet werden. 


Caput V. 


Von Woywoden. 


Ein jeder Woywode fol vermoͤge der Constitution Koͤniges Sigis- 
mundi eine Abſchrift oder Copey des Landes Privilegii bey ſich haben, 
dieſelbe einem jeden, fo es begehret, zeigen, oder ihm vorleſen kaſſen. 
Es ſoll auch ein jeder Woywode in feiner Woywodſchaft die Grenzen 
des Landes fleißig in acht haben, damit das Land von Raͤuberey, und 
andern boͤſen Leuten rein gehalten werde. Die Woywoden ſollen die 
Sachen, fo zu dem Landgerichte gehören, bey ſich nicht richten; es wäre 
denn, daß ſolches geſchaͤhe mit beyder Parte Verwilligunge. Sie ſollen 
auch die, To ſich zu Landgerichte beruffen, daſelbſt hin verweiſen, ausge⸗ 
nommen in geringen Sachen, ſo nicht uͤber 10 Marke belangen, und 
dieſe ſollen von ihnen ohn rechtlichen Procels ſchlecht und einfaͤltig ver⸗ 
richtet werden. Hiezu ſollen ſie den erſten Tag jedes Monats zu Rhe⸗ 
den, den 10. zu Stum, den 20. zu Stargard Gericht halten, ausgenom⸗ 
men in der Erndte. Es ſollen aber die Woywoden in ihrem Abweſen 
oder Ehehaft den Caftellan des Orts, oder einen andern Vornehmen vom 
Adel dazu vermoͤgen, daß er die Gerichte und anderes, ſo ſeinem Amte 
zuſtehet, fortſtelle, damit niemand in ſeinem Rechte verzogen werde. In 
peinlichen Sachen aber und denen, ſo auf friſcher That begriffen wer⸗ 
den, ſollen ſie ohne allen Verzug die Gerechtigkeit pflegen. Sie ſollen 
auch die zwiſtigen Parten zum verſoͤhnlichen Vertrage nicht zwingen, noch 
einige Strafen fordern, ſo bey Gericht nicht erkannt ſind; welche aber 
bey Gericht erkannt werden, von denen ſollen dem Woywoden zwey 
Theile, und das dritte Theil dem Gerichte zukommen. 


Caput VI. 
Von Hauptleuten. N 


Die Hauptleute ſollen vermoͤge der Constitution des Königeg Sigis- 
mundi, auf die Grenzen ihrer Hauptmannſchaft gute Achtung geben, daß 
nicht Räuber oder andere boͤſe Leute einreiſſen; ſollen auch wohl zuſe⸗ 
hen, daß die Bauren nicht Buͤchſen, Spieſſe, Schwerdter, oder derglei⸗ 
chen Waffen oͤffentlich oder heimlich tragen, es waͤre dann, daß ſie zur 
Jacht, oder zu Beſchuͤtzunge des gemeinen Friedens von ihnen aufgefor- 
dert werden. Von dieſem Verbot ſollen auch ausgenommen ſeyn die 
Schulzen, welche ihres Amts wegen Gewehr tragen moͤgen. Es ſollen 
auch die Hauptleute wider die Bauren, einem jeden ohne Verzoͤgerunge, 
nach Innhalt Culmiſchen Rechts, Gerechtigkeit pflegen. 


Weſtpreuß. Prob.⸗Recht. Bd. III. 13 


* 
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Caput VII. 


Von Bürgermeiſtern und Rathmannen der Städte, wie die gekohren 
5 werden. 


Eine jegliche Stadt wählet ſich jährlich Rathmanne, nach alter Ge⸗ 
wohnheit, und jedes Orts Gelegenheit, und werden die Rathmanne ge⸗ 
kohren aus dem Mittel der Schoppen. Die Rathmanne kieſen einen 2 
auch 3 oder 4 Bürgermeifter, nach jedes Orts eingeführtem Gebrauch 
unter ihnen. Die Kuͤhr ſoll auf den ordentlichen Tag, zu welchem jede 
Stadt berechtiget, gehalten und derſelbe ohne ſondere hohe Ehehaft nicht 
geändert werden. Es ſollen auch die Schloß⸗Aemter in den kleinen 
Städten in ſolchen Kuhren den Städten keinen Eintrag thun, ſondern 
allein von denjenigen, ſo von dem Rath gewählet, im Namen Koͤnigli⸗ 
cher Majeſtaͤt den Eyd empfangen, auch ſolches keiner Urſachen halben 
verzögern, oder ſich weigern. Es ſollen aber die da Buͤrgermeiſter oder 
Rathleute wählen, ihren Eyd bewahren, daß fie nicht kieſen durch Gabe, 
Furcht, Zorn, oder durch Gunſt Willen, als ob jemand mit naher Mag⸗ 
ſchaft oder ſonderlicher Freundſchaft verwandt waͤre. Die Neugewaͤhlten 
ſchwoͤren der oberſten Herrſchaft und der Stadt Ehre, Frommen, und 
Recht zu bewahren, aufs beſte fie koͤnnen und mögen, nach jedes Orts 
eingeführtem Gebrauch unter ihnen. 


Caput VIII. 


Daß ein jeder ehrlicher Mann in den Rath mag gekohren 
werden. 


Ein unberuͤchtigter Biedermann, der in der Stadt wohnet und Buͤr⸗ 
ger iſt, der mag zu einem Rathmanne gekohren werden, ſofern er der 
Stadt nuͤtze zu ſeyn bemerket wird. ; 


Caput IX. 


Daß ſich niemand, der zum Rathmanne oder andern Amte gekohren, 
der Kuͤhre entziehen foll, 


Wird ein Mann zum Rathe, oder zu einem andern Amte gekohren, 
der ſoll ſich ſolcher Kuͤhre nicht entſchlagen, oder weigern, ſondern ohne 
alle Widerrede, nach Laut ſeines Eydes, ſo er der Obrigkeit und der 
Stadt gethan, gehorſam ſeyn, bey Verluſt des Bürgerrechtes. 


Caput X. a . 
Von der Rathmanne Amt und Gewalt. 


Die Rathmanne haben die Gewalt, daß ſie aufſehen, ſitzen und rich⸗ 
ten ſollen tiber allerley Speiſekauf, als Brodt, Bier, Fleiſch, Fiſche, und 
ander dergleichen Waaren, damit der gemeine Buͤrger und andere Leute 
nicht beſchweret werden. Auch ſollen die Rathmanne Macht haben, uͤber 
allerley Waarenmaaſſe, Scheffel, Waage, Gewicht, Ellen, und allerley 
falſche Kaufmannſchaft, Faͤlſcherey und Betrug, ſowohl auch uͤber alle 
Dinge, ſo zu guter Ordnung der Stadt, und alle deroſelben Glieder, 
auch Unterhaltung des gemeinen Friedens und Ehrbarkeit gehoͤren, zu 


85 Erſtes Buch. Tit. III. 41095 


richten. Wer daran gebricht, der ſoll nach Gelegenheit der Uebertretung, 
wie recht geſtrafet werden. 


Caput XI. a 5 


Daß die Rathmanne Buſſe oder Strafe nehmen, und niemand an⸗ 
ders, wegen Verbrechung wider ſie oder ihrer Stadtrecht. \ 


Mishandelt ein Mann gegen den Rathmann, oder gegen der Stadt 


Rechte, oder ihre Willkuͤhr, davon mögen die Rathmanne Buſſe oder 


Strafe nehmen nach Gelegenheit der Sachen, und duͤrfen darum mit 
niemande zu thun haben, wenn ſie die Buſſe nehmen von der Stadt 
wegen. 


Caput XII. 
Ob die Rathmanne ihre Bürger ſtrafen, und die fie verweiſen, wie⸗ 
derum zu Buͤrgern annehmen moͤgen. N 
Setzet ſich ein Bürger wider den Rath, da Eulmiſch Recht f 

mag EN darum verbothen vor den Rath, und . RE 
buſſe, oder bey Weichen aus der Stadt, ein Jahr minder oder mehr 
verbieten, daß er ſolchen Frevel laſſe, und ihnen gehorſam ſey gleich an⸗ 
dern Mitbuͤrgern. Will er es daruͤber nicht thun, ſo leidet er die Buſſe 
und Strafe, es ſey mit der Stadt Verweiſung oder andern. Verweiſen 
aber von der Stadtwegen die Rathmanne jemanden, das ſtehet bey den 
Rathmannen, ob ſie Buſſe von ihme nehmen, und ihn wieder in die 
Stadt zum Buͤrger nehmen wollen oder nicht. . 5 


Caput XIII. d . 
Von Minderung der Strafe deſſen, ſo wider den Rath oder Stadt⸗ 
i recht gehandelt. 


Beſchuldiget ein Rath ihren Buͤrger um Verbrechung, die er haͤtte 
gethan gegen den Rath oder ihre Willkuͤhren, und gibt er ſich in ihre 
Gnade, ſie moͤgen wohl Gnade thun, und dieſe Strafe mindern oder 
ganz erlaſſen. a i 


5 Titulus tertius. 
Von Zufammenfünften. 
Caput I. ; 


Von gemeinen Tagefahrten. 


Es follen vermöge der Königlichen Confüitution jährlich zwo alge⸗ 
meine Tagefahrten gehalten werden, nemlich im Vorjahr zu Marien⸗ 


Pe 


burg, auf den Tag Stanislai; und im Herbſt zu Thorn, auf Michaelis; 


doch iſt es in Ihro Königlichen Majeſtaͤt Willen nach Erforderung der 
Sachen, auch andere Tagesleiſtungen auf andere Oerter und Zeiten an⸗ 
zuſtellen. Wer aber von den Raͤthen zu ſolcher Tagesleiſtung auſſerhalb 
hoher Ehehaft nicht kommt, ſoll in die Lade, da die 5 


1 
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der beygeleget werden, 20 Ungariſche Gulden verfallen, und darum vor 
des Landesrath zu antworten ſchuldig ſeyn. Nichts deſto weniger aber 
ſollen die Gerichte gehalten werden, und um der Abweſenden Willen 
nicht nachbleiben, ſo ferne nur zum wenigſten drey Stimmen vom Lande, 
und drey von Staͤdten verhanden. Die Art und Beſchreibung der Ur⸗ 
theile ſoll auf der Herren Raͤthe Verordnung beſtehen. 5 


N Caput II. 
Von ſonderlichen Zuſammenkuͤnften in jeder Woywodſchaft. 


\ Wann Ihro Königl. Majeſtaͤt eine ſonderliche gemeine Zuſammen⸗ 
kunft im Lande ausſchreibet, ſo ſoll eine beſondere Zuſammenkunft des 
Adels in einer jeden Woywodſchaft, als der Culmiſchen, Marienburgi⸗ 
ſchen und Pomerelliſchen Woywodſchaft, gehalten werden, welche die 
Woywoden, vermoͤge des alten Gebrauchs, in einem jeden Difirict ihrer 
Woywodſchaft auf einen gewiſſen Ort ausſchreiben ſollen, zu dem Ende, 
daß daſelbſt Boten zur gemeinen Fagefahrt ſollen gewaͤhlet werden. 
Sonſten iſt den Woywoden auch frey, zur Wählung eines abgehenden 
Officianten, oder ſonſten erheblicher Nothdurft nach, die gemeine Woy⸗ 
wodſchaft zuſammen zu fordern, welches denn im Culmiſchen Lande zu 
Rheden, im Marienburgiſchen zu Stum, im Pomerelliſchen zu Stargard 
geſchehen ſoll. Wer nun zu ſolcher Zuſammenkunft gefordert wird und 
nicht kommet, ſoll 2 Marke Strafe geben, von welchen die eine dem 
Woywoden deſſelben Orts, die andere dem gemeinen Trieſel des Landes 
heimfallen ſoll; doch ſollen hievon ausgenommen ſeyn die Raͤthe des 
Landes, ſowohl vom Adel als von Staͤdten. 


4 
Titulus quartus. 


Von Culmiſcher Freyheit. 


Caput 1. 
Von Freyung allerhand Auf- und Zulagen. 


In der Culmiſchen Handfeſte ſind alle die, ſo zum Culmiſchen 
Rechte gewidmet, ſammt ihren Gütern von allerley unbilligen Zulagen, 
und gezwaͤnglichen Herbergierungen, auch andern unrechtmaͤßigen Aufla⸗ 
gen befreyet und loßgeſprochen. Derowegen ſie weder mit Podwodden 
noch Targowen, noch andern dergleichen Auflagen; noch die Buͤrger in 
den Staͤdten mit irgend einigen Schaarwerken follen beleget werden. 


Caput II. 
Von Freyheiten von Krieges⸗Expedition. / 


l Vermoͤge derſelben Culmiſchen Handfeſte ſind alle, ſo ſich Culmi⸗ 
ſchen Rechtens gebrauchen, von allen Kriegeszuͤgen befreyet. Gleichwohl 
iſt ein jeder ſchuldig, zu Beſchirmung der Grenzen feiner Woywodſchaft, 
in der er gelegen, mit der Obrigkeit zu ziehen. Zu ſolchem Zuge fol 
ein jeder, der 40 Huben oder mehr in ſeinem Beſitz hat, in vollem Kuͤ⸗ 
raß, mit aller dazu gehörigen Ruͤſtung ſelbſt dritte zu Roſſe ſich einfin- 


RR 
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den. Wer aber weniger Huben hat denn 40, doch aufs wenigſte 10, der 
ſoll mit einem Pferde in leichter Ruͤſtung ſich einſtellen. Wo gleichwohl 
etwas anders in jemandes Handfeſte benennet, ſoll daſſelbige gehalten 
werden. \ Er ee 
Caput III. 
Von Freyheiten von Zoͤllen. 


Mehr bemeldete Culmiſche Handfeſte befreyet auch alle, die Eulmiſch 
Recht haben, von allen Zoͤllen, und ſolches ift durch König Callmirum 
wiederhohlet, welcher den Pfundzoll und alle andere Zoͤlle zu Waſſer 
und zu Lande neu eingefüͤhret, oder von Alters gehalten, waſſerley die 
auch ſeyn möchten, im Lande Preuſſen, aus Koͤniglicher Gnade aufgeho⸗ 
ben, abgethan und abgeleget hat, alſo daß zu keinen Zeiten, durch keine 
folgende Herrſchaft, aus keinerley Urſache oder Gelegenheit, irgend einer 
im Lande ſoll angeſtellet oder aufgeleget werden. Was aber für Zoͤlle 
in der Krone Polen ſeyn, ſo die von den Fuhrleuten überfahren werden, 
ſollen vermoͤge des ewigen Friedens die Fuhrleute allein an ihren Pfer⸗ 
den und Wagen, nicht aber die Kaufleute an ihren Waaren geſtrafet 
werden. 0 


Titulus quintus. 


Von andern Freyheiten. 


Caput I. f j 
Von der Münze. - 


Im ganzen Lande Preuffen ſoll vermöge Culmiſcher Handfeſte einer⸗ 
ley Culmiſche Münze ſeyn, von klarem und reinem Silber, dergeſtalt, 
daß 60 Schillinge 1 Mark wägen ſollen, und fol ſolche Münze nicht 
mehr ais alle 10 Jahr einmal verneuert werden, und fo oft fie verneuert 
wird, ſollen 14 alte Pfennige für 12 neue ausgewechſelt werden. Her⸗ 
nach iſt durch König Calimirum geordnet, daß in den groſſen dreyen 
Staͤdten im Lande Preuſſen, nemlich zu Thorn, Elbing und Danzig ge⸗ 
muͤnzet werden, und dieſelbige Muͤnze allenthalben in der Krone Polen 
gaͤng und gaͤbe ſeyn ſoll, doch dergeſtalt, daß dieſelbige Muͤnze am Ge⸗ 
wichte, Schrot und Korn, wie dieſelbige von der Krone Polen und dem 
Lande Preuſſen geſchloſſen, keinesweges ſoll verringert werden. 


Caput II. N 
Von Muͤhlen. \ 


In den Mühlen fol nicht mehr als die ſchlechte Matze genommen 
werden, wenn ſich einer ſelbſt mahlet. Es ſoll auch niemand zur Muͤh⸗ 
len gezwungen werden, ſondern ein jeder frey fahren, wohin er will. 
Die Maͤtze aber ſoll genommen werden von einem jeden Scheffel Korn 
oder Weitzen eine Maͤtze, das iſt der 16. Scheffel; von 2 Scheffel Malz 


aber eine Müse, das iſt der 32. Scheffel. 
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Caput III. 
2 Von Fiſchereyen. 


In der Culmiſchen Handfeſte iſt auch verſehen, daß, wo irgend eine 
See auf drey Zuͤge groß an jemandes Land anſtoßet, ſo ſoll in deſſen, 
dem der Acker höret, Willkühr ſtehen, ob er an ſtatt fo viel Ackers den⸗ 
ſelben See annehmen will. Iſt aber der See größer, fo fol ihm frey 
ſeyn, mit allerley Gezeuge zur Nothdurft feines Tiſches darin zu fiſchen, 
ausgenommen mit dem Garn, fo Niewod genennet wird »). Koͤnig Si- 
gismundus aber hat hernach nachgegeben, daß diejenigen, ſo zur Fiſche⸗ 
rey in den Koͤniglichen Seen befreyet ſeyn, und daſſelbe mit ihren Pri- 
vilegien oder glaubwuͤrdigen Zeugen, daß fie im Beſitz geweſen, bezeugen 
koͤnnen; oder auch welcher Acker an die Königliche See anſtoͤſſet: die 
ſollen zwar freye Fiſchereyen haben, aber mit kleinem Gezeuge zu ihres 
Tiſches Nothdurft, und nicht zu verkaufen; und auch mit dem Beſcheide, 
daß die Schloßgarne im Winter die erſte Zuͤge haben ſollen, und daß zu 
der Zeit, wenn der Breſſem ſtreichet, ſolche Freyheit ſoll eingehalten 
werden, damit die Vermehrung des Fiſches nicht verhindert werde. So 
ſoll auch dieſer Punct den Verwaltern der Koͤniglichen Guͤter zu keinem 
Vorfange gereichen, noch ihnen oder ſonſten jemand anders, der ſeinen 
eigenen See hat, dadurch irgend eine Gewalt zugezogen werden, dadurch 
fie in ihren Rechten, und alten Freyheiten möchten verkuͤrzet werden **). 


Caput IV, 
Vom Voto zur Koͤniglichen Wahl und Kroͤnung. 


Die Lande und Herrſchaft in Preuſſen, und alſo alle und jede def⸗ 
ſelben Landesſtaͤnde, ſind vermoͤge des Privilegii Incorporationis zum Ge⸗ 
brauch und der Gemeinſchaft aller Dignitaeten, Gerechtigkeiten, Freyhei⸗ 
ten und Praerogativen, welcher die Praelaten, Herren und Ritterſchaft 
der Krone Polen, damals gebrauchet und genoſſen, ſonderlich aber zu al⸗ 
len Rathſchlaͤgen, ſo von der Wahl und Kroͤnung der Koͤnige in Polen 
gehalten werden, wie denn auch zur Wahl und Krönung felbft privile- 
irt, berechtiget und zugelaſſen, und dieſes alles unſchaͤdlich den Privile- 


) Alles dies findet man in dem 26. §. gedachter Handfeſte. Was 
die alten Magdeburgiſchen Rechte von den Fiſchereyen verordnen, und 
hier in Preuſſen näher beſtimmet ift, findet man im Sachſenſpiegel, und 
zwar im 28. Art. des 2. Buchs, und deſſen Gloſſe. Da heutiges Ta- 
ges die Länder und Teiche vorlaͤngſt ihre Herren haben, muß man aus 
eines jeden Orts Herkommen oder Briefe ſehen, wie weit ſich ſein Recht 
zu fiſchen erſtrecke. Solte irgendwo ein Teich entſtehen, da vorhin kei⸗ 
ner geweſen, wie ſehr ſelten geſchiehet: möchte alsdenn dieſes Geſetz 
wieder ſtatt finden, doch mit der Oberherrſchaft Bewilligung. 5 

„ Solches enthält die allgemeine Landesverordnung, fo im Jahr 
1538. von Königlicher Majeſtaͤt beftätiget iſt, im 19. Abſatze. Wornach 
man ſich auch noch jetzo zu richten hat und pflegt. 


1 
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gien, Rechten, Freyheiten, der brieflichen Urkunden der Lande Preuſſen, 
das iſt der Praelaten, Kirchen, Herren, Ritterſchaft, Bürger und aller 
Einwohner deſſelbigen Landes. Solches iſt auch vom Könige Sigismundo 
Primo wiederhohlet, alfo, daß fo oft ein König ſtirbet, und die Krone 
ledig, oder eine Wahl gehalten wird, waſſerley Weiſe auch das geſchehe, 
fo ſollen die Herren Räthe der Krone Polen beyder Orden, ehe fie zur 
Wahl ſchreiten, erſtlich den Staͤnden und Ordnungen der Lande Preuſſen 
ſolche neue Wahl eines Koͤniges zu wiſſen thun, und ſie vermoͤge der al⸗ 
ten Gewohnheit und Innhalt ihrer Privilegien zu derſelben fordern und 
zulaſſen. Wenn nun dergeſtalt der König gewaͤhlet ift, fo fol er ſchwoͤ⸗ 
ren, daß er auf dem Lande Preuſſen, und deſſelben Kirchen und Landen, 
auch ihren Praelaten, Herren und Ritterſchaft, Bürgern und Einwoh⸗ 
nern, und allen Perſonen, wes Standes oder Weſens die ſeyn, alle 
Rechte, Freyheiten, Privilegia, Briefe und Immunitaeten, durch die ver⸗ 
blichene Herrſchaft geiſtlichen und weltlichen Standes, Koͤnige und Her⸗ 
ren der Lande rechtmaͤßig ihnen geſchenket und gegeben, halten, und bez 
wahren will, in allen Puncten und Conditionen, und daß er alles, To 
mit Unbilligkeit von denſelben Landen abgewandt und veraͤuſſert iſt, nach 
einem Vermögen, zum Eigenthum derſelben Lande wieder einbringen 

ill; die Grenzen des Landes auch nicht mindern, ſondern nach Vermoͤ⸗ 
gen ſchuͤtzen und erbreitern; und ſo lang der ‚König dieſen Eyd nicht 
thut, und dieſem feinen gebuͤhrlichen Amt nicht Gnüge thut, ſollen alle 
Stände und Ordnungen der Lande und Städte in Preuſſen nicht ſchuldig 
oder verbunden ſeyn, den gebuͤhrlichen Eyd Ihrer Majeftät zu leiſten. 
Wenn aber ſolcher Eyd von Ihrer Majeſtaͤt geſchehen, ſollen auch alle 
Stände und Ordnungen der Lande Preuſſen Ihrer Majeſtaͤt ihre Uns 
terthaͤnigkeit und Gehorſam ſchwoͤren, und als ihrem rechten Herren 
leiſten. 


Caput V. 
Von verlohrnen Privilegiis. 


„So irgend eine Stadt oder Privat Perfon irgend ein Privilegium 
verliere, hat König Calimirus ſich für ſich und feine Nachkömmlinge vers 
pflichtet, mit Zurathung der Lande Preuſſen Raͤthe ein neues zu geben 
und mitzutheilen, ſo ferne der, ſo ſolches bittet, in deſſelben Erbes 
und => ſtetem und friedlichen Beſitz und Verjahrung bis dahero 
geweſen. . g 


Titulus sextus. 


Von der Schenf Gerechtigkeit. 


Caput L 
Vom Bier: brauen und Schenken. 


Es ſoll kein Hauptmann, Ammtmann oder Verwalter Koͤniglicher 
Guͤter im Lande Preuſſen Bier brauen, ohne allein zu feines Tiſches 
und der Königlichen Vorwerke Nothdurft. Schenken aber und in die 
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Kruͤge Bier zu geben, ſoll ſich keiner von den obgemeldeten unterſtehen *), 
ſondern es ſoll der Gebrauch der Kruͤge und das Schenken zu ewigen 
Zeiten bey den Staͤdten bleiben, auch daſſelbe durch keinerley Verbot 
oder auf andere Weiſe durch einerley bedraͤngliche Beſchwer gehindert 
werden. So ſollen auch die Kruͤger und Bauersleute in Doͤrfern des 
Bier⸗brauens ſich gänzlich enthalten. Derowegen auch keine Brauhaͤuſer 
in denſelben ſeyn ſollen, es waͤre denn, das jemand von alten Jahren 
vermoͤge des Innhalts der ehe gedachten Landesordnung zu ſolchem 
Brauen berechtiget wäre: welches doch allein zu Nothdurft feines Kru⸗ 
ges, aber nicht mit Tonnen halb oder ganz auszuſpuͤnden fol verſtan⸗ 
den werden, und auch dergeſtalt, daß ſich derſelbe mit den beyliegenden 
Staͤdten ihrer Ordnung nach, wie es allda gehalten wird, in ſelbigem 
Bier⸗ brauen verhalten ſoll. Was aber nach obgedachter Zeit erhalten, 
ſoll den Rechten der Staͤdte zu keinem Vorfange gereichen. So ſoll 
auch das Brandtwein = brennen und Schenken den Hauptleuten und Vers 
waltern Koͤniglicher Guͤter gleicher Weiſe verboten und unterſaget ſeyn. 
Der Ritterſchaft aber ſoll vermoͤge jetzt gedachter Ordnung, wie bishero, 
alſo auch kuͤnftig frey ſeyn, auf ihre erbliche Kruͤge Bier zu brauen aus 
ihrem eigenen Gewaͤchs, und von dem, was ſie an Zinſes Statt von ih⸗ 
ven Unterthanen nehmen ), a 


Caput II. 
Von den Biertare, 


Die Satzung des Biers ſoll in den Städten vom Rath der Stadt, 
auf dem Lande aber von den Rathen des Landes in der ordentlichen 
Tagefahrt geſchehen. 25 


) Schon unter den Kreuzherren im Jahre 1309. und eher war es ein 
Landesgeſetz in Preuſſen, daß weder Edelleute noch Bauren ſolten Kauf 
ſchlagen, oder Bier brauen und verkaufen, ſondern das ſolte der Staͤdte 
Nahrung ſeyn. Sieh Schuͤtzens Chronick Bl. 54 b. und hinten die Bey⸗ 
lagen No. III. Daſſelbe iſt nachhero, ſo oft es noͤthig, wieder erneuert 
worden, z. E. A. 1534. und 1537. und im Jahr 1542. iſt es in den 
Vergleich eingefloſſen, welchen die kleinen Staͤdte mit dem Adel getrof⸗ 
fen haben, davon unten in den Beylagen No. X. die eigentlichen Worte 
zu finden find. Eben das iſt auch wiederhohlet in der Handfeſte der 
kleinen Städte §. 1. hinten in den Beylagen No. XII. Vid. des Herrn 
von der Linde Triga Quaestionum. 

*) Vermoͤge des Vergleichs, welcher zwiſchen dem Adel und den klei⸗ 
nen Staͤdten auf dem Landtage im Jahr 1542. errichtet iſt. Siehe den 
erſten Band der Lengnichiſchen Geſchichte vom Poln. Preuſſen, auf der 
248. Seite, und aus den Documenten den Auszug in unſern Beylagen 
No. X. Zwar wird daſelbſt des Brandtewein⸗brennens ausdruͤcklich nicht 
gedacht; es verſtehet ſich aber ſolches, wegen der angezeigten einerley 
Gruͤnde, und weil darin uͤberhaupt die Rede von Verlegung der Kruͤge 
iſt, welche nicht allein mit Bier, ſondern auch mit Brandtewein verleget 
werden. Alſo wird hiedurch die Kaufmannſchaft mit Brandtewein, der 
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Titulus VII. 
Von Handwerken und Zuͤnften. 


Caput I. 
Vom Brauch der Handwerke. 


Auf daß die Handwerker in den Städten, und alſo die Städte mit 
ihnen zunehmen, iſt von Alters geordnet, daß auf den Dörfern und in 
den Vorſtaͤdten, fo für den Schloͤſſern gelegen, oder ſonſten auf dem 
Schloßgrunde keine Handwerker oder Boͤnhaſen ſollen gelitten werden. 
Iſt aber einer vom Adel eines Meiſters oder Geſellen zu ſeiner Arbeit 
benöthiget, fol ihm ungewehret ſeyn, ſolchen aus den Städten zu ſich 
zu fordern. Will aber jemand auf dem Schloßgrunde, oder ſonſten auf 
dem Lande ſein Handwerk treiben, ſoll er von der Zunft deſſelben Werks 
in der naͤchſten Stadt, das Werk üblichem Gebrauch nach fordern, und 
vermoͤge deſſelben des Werks Geſetzen unterworffen ſeyn. 


Caput II. N 
Von Ausforderung der Handwerker. 


Es ſoll kein Handwerksgeſell jemand auf irgend einerley Urſachen 
in fremde Staͤdte ausfordern oder ausſprengen, ſondern alle Dinge ſol⸗ 
len im Lande Preuſſen vertragen werden, bey 10. Marke Strafe, die 
der geben ſoll, ſo hiewider handelt, und ſoll derſelbige auch ſeinem Wi⸗ 
derpart alle aufgelauffene Schäden und Unkoſtung entrichten. Auch fol 
kein Handwerksknecht keine neue Fuͤnde oder Auffüge machen, damit er 
ſeinem Meiſter ſein Werk niederlegen moͤge. Wer das freventlich thut, 
dem ſoll man fein Haupt abhauen; thaͤte es jemand unwiſſende, der ſoll 
ſeine Buſſe nicht wiſſen. Wenn ein Handwerksgeſell den andern ſchmaͤ⸗ 
het, ſoll nicht der, welcher bezuͤchtiget wird, ſondern der andere, der ihm 
die Zucht zugeleget und auftreiben will, der ſoll ſchuldig ſeyn, ſeine Briefe 
zu hohlen, und wider denſelben, den er alſo geſchmaͤhet hat, die zuge⸗ 
legte Zucht auszufuͤhren. 5 ö 


Caput III. 
Von der Handwerker Feyertagen. 

Es ſoll kein Handwerksknecht den Mondtag oder andern Werkeltag 
feyren, wo nicht ordentliche Feyertage auf dieſelben Tage fallen, bey 
Strafe 3 guter Marke. f g 5 

Caput IV. 8 
f Von Goldſchmieden. 

Es ſoll ein jeder Goldſchmied ſein Werk, das ſo groß iſt, daß es 

kan gezeichnet werden, mit ſeinem Mark zeichnen. Desgleichen ſollen 


aus eigenem Gewaͤchſe gemacht wird, auch mit Wein, Meht ꝛc. dem Adel 
ſowohl als der adelichen Guͤter Innhabern und Pachtern unterſaget. 
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auch andere Handwerker thun, und ſollen die ſilberne Waaren aus gu⸗ 
tem Silber mit dem gewoͤhnlichen Zuſatze, wie von Alters geweſen, ge⸗ 
arbeitet werden. Wenn etwas verguldet wird, ſoll das ſilberne Werk 
erſtlich feinem Herrn zugewogen werden, darnach die Vergoldung geſche⸗ 
hen, mit dem Golde, das von einem jeden dazu gegeben wird. Die Faͤr⸗ 
bungen ſollen gänzlich verbothen ſeyn; wer in irgend einem wider obge⸗ 
dachtes gehricht, ſoll eine Mark loͤthiges verfallen ſeyn. 


Caput V. 
Von Kannengieſſern. 


Die Kannengieſſer ſollen zu den Kannen nehmen zwey Pfund Zinn, 
und das dritte Bley: zu den Schuͤſſeln und Scheiben fuͤnf Pfund Zinn, 
und das ſechſte Pfund Bley; die Flaſchen, Wannen und andere groſſe 
Stuͤcke ſollen von reinem Zinn gemachet werden, und ſoll ein jedes Stuͤck 
von den Aelterleuten des Werks mit der Stadt Zeichen; von dem Mei⸗ 
ſter aber, der es machet, mit ſeinem Hausmark gezeichnet werden. Waß 
falſch Werk iſt, ſoll zerſchlagen, und dem, ſo es gearbeitet, ein Viertel 
Jahr die Werkſtaͤt geleget werden. N 


Titulus octavus. 
Von Bauren Dienſtleuten. 
Caput I. 2 
Von der Baurenrecht. N 


Wer Bauren hat, ſoll ihnen ihre Rechte halten und Gerechtigkeit 

pflegen. Wo auf einem Hofe ein Bauer wohnet, der viele Soͤhne hat, 
wenn er mit einem den Hof beſetzet, ſollen die andern frey haben weg 
zu ziehen, wohin es ihnen gefaͤllet, und moͤgen Weiber nehmen nach ih⸗ 
rem Wohlgefallen, entweder an ſelbigem, oder auch am andern Orte. 
Iſt aber der Vater ſo ſchwach, daß er die Bauerarbeit nicht verrichten 
kan, und hat nur einen Sohn, ſo ſoll derſelbige Sohn den Hof anneh⸗ 
men, oder mit gutem Willen der Herrſchaft einen andern darein ſetzen. 
Hat aber jemand Bauren, welche er von Alters ſeine eigene Leute und 
an den Acker verbunden zu ſeyn, mit genugſamen Schein beweiſen koͤnte, 
dieſelben moͤgen ohne ihrer Herrſchaft Willen nicht frey werden, ſondern 
ſind mit allen den Ihrigen in ihrer Herrſchaft Gewalt. 


Caput II. 
Von entlauffenen Bauren. 


So jemande ein Bauer entlaͤuft, der ſoll in keiner Stadt, und auf 
keinem Schloß vorenthalten werden. So ſoll man auch auf allen Faͤh⸗ 
ren auf ihn Achtung haben, daß er nicht uͤbergefuͤhret werde. Wo er 
nun wieder betroffen wird, ſo ſoll er ſeinem Herrn wieder zugeſtellet 
werden, und ob er ſich gleich einem andern verſprochen hätte, ſoll er 
doch dem erſten Herrn gefolget werden. 3 


* 
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Caput U, 
Von Eigenſchaft und Freyheiten. 


Spricht ein Mann den andern an, daß er ſein eigen ſey, ſo ſoll er 
ſein Eigenthum auf den Mann beweiſen, wie recht iſt, da ſich der Be⸗ 
klagte auf Freyheit beruft. Beweiſet der Kläger fein Eigenthum, oder 
bekennet es der Beklagte, fo foll er ihm billig folgen; hat aber der 
Mann freye Briefe von ſeiner Herrſchaft, darunter er gebohren iſt, oder 
mag ſeine Befreyung mit Zeugen beweiſen, ſo ſoll er deſſelben billig ge⸗ 
nießen. Da aber jemand an einem andern Orte fuͤnf Jahr ſich ver⸗ 
hielte, und von ſeiner Herrſchaft, denen ſolches wiſſentlich waͤre, nicht 
abgefordert würde, der ſoll mit Recht der Verjährung zu gebrauchen ha⸗ 
ben, und fernerer Anforderung frey ſeyn. 


Caput IV. z 
Vom Geſinde Lohn. 


Den Taglöhnern fol man kein Eſſen geben, bey der Strafe 3 gu⸗ 
ter Marke; die Strafe ſoll in den Staͤdten nehmen der Rath, auf dem 
Lande die Herrſchaft. Hievon ſollen ausgenommen ſeyn, die, ſo auf den 
Schloͤſſern oder in den Feldkloͤſtern zu Tagelohn arbeiten. Arbeiter ſoll 
ein jeder mieten aufs wohlfeilſte er kan, ohne das Eſſen. Den Gaͤrt⸗ 
nern aber, ſo ihren Herren arbeiten, ſoll man Eſſen geben, und dazu 
auf jeden Tag 2 Schilling. Wenn ſie aber dreſchen, ſoll man ihnen den 
14. Scheffel geben. Wer dawider thut, ſoll um 3 gute Marke von ſei⸗ 
ner Obrigkeit geſtrafet werden. Wer nicht Gaͤrtner hat, ſoll Dreſcher, 
aufs genaueſte er kan, mieten, doch daß er ihnen nicht Eſſen gebe. 

Wer ſich einem andern zu Dienſte verbindet auf ein Jahr, ſoll das 
Jahr im Dienſte aushalten. Will er denn auf das folgende Jahr nicht 
bleiben, ſo ſoll er ſolches 8 Wochen vor Ausgange des Jahres dem 
Herrn anzeigen, desgleichen ſoll der Herr gegen dem Dienſtbothen auch 
thun. Wer ſich zu mehr Herren, als zu einem, vermietet, ſoll dem zu⸗ 
geſtellet werden, von welchem er den erſten Gottspfenning empfangen hat: 
demſelben ſoll er dienen, und dazu von der Obrigkeit geſtraft werden, 
und fol ein jeder Dienſtbothe getreulich dienen, auch in keinem Tage, es 
ſey Feyertag oder Werkeltag, ohne Verwilligung ſeiner Herrſchaft aus⸗ 
gehen. Wird ihnen aber vergönnet auszugehen, follen fie bey der Strafe 
auf angeſetzte Zeit ſich wieder einſtellen. Nach Ausgange des Dienſtes 
fol kein Knecht oder Magd 14 Tage ohne Dienſt umlaufen, es wäre 
denn, daß ſie bey ihren Eltern waͤren. Und dies folt auch von den Hand⸗ 
werkern, Gräbern, Holzfloͤſſern, und andern Arbeitsleuten verſtanden wer⸗ 
den, wer dawider handelt, ſoll geſtrafet und zu Dienſte gewieſen werden. 


Caput V. 
Von verlaufenem Geſinde. 


Wenn jemand vom Dienſte abzeucht, ſoll er von der Herrſchaft Be⸗ 
weiß daruber nehmen, hat er das nicht, fo fol er angehalten werden: 
und wer einen ſolchen heget, fol um 5 gute Marke geſtrafet werden. 
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So ſoll man ſie auch nicht beherbergen bey der Strafe, ſondern der 
lie anzeigen, es wäre denn, daß jemand aus fremden Landen 
aͤme. i 
Wer jemande Dienſte zuſaget, auch darauf den Gottespfennig em⸗ 
pfaͤnget, und darüber entgehet, ſoll doppelt fo viel dem Herrn verfallen 
ſeyn, als er gemietet iſt, und was er auch auf das Lohn empfangen hat, 
ſoll er doppelt wieder geben, und im nächften Schloß ein halb Jahr in 
den Eiſen arbeiten. Wenn ein Gaͤrtnerknecht oder Arbeiter jemande ent⸗ 
läuft, und daruͤber begriffen wird, ſoll er feinem Lohnherrn wieder gege⸗ 
ben werden bey der Strafe 20 Floren Ungariſch. Wenn er darum ge⸗ 
fordert wird, ſoll er ohne Aufſchub zum erſtenmal antworten, und wenn 
er uͤberwunden, die Strafe zur Stunde erlegen. f 


Caput VI. 
7 Von Muͤßiggaͤngern. a 


Alle Muͤßiggaͤnger, ſo nicht Erbgeſeſſen und ſich keiner ehrlichen 
Handthierung oder Handarbeit naͤhren, da ſie doch an ſolchem durch keine 
erhebliche Ehehaft gehindert ſind, ſollen nach vorgehender Verwarnung, 
wenn ſie angegeben, zum erſten auf ein Viertel Jahr in Ketten geſchla⸗ 
gen, und zur Arbeit auf Waſſer und Brod von der Obrigkeit des Orts 
gebrauchet werden. Da ſie ſolches ungeachtet, hernach aufs neue ein 
Viertel Jahr ohne Dienſt bleiben, und umliefen, ſollen ſie auf ein gan⸗ 
zes Jahr zu vorgedachter Strafe ergeben; und endlich wenn dieſes auch 
nicht huͤlfe, und ſie aufs neue ein Viertel Jahr ohne Dienſt umher lie⸗ 
fen, mit Staupenſchlaͤgen des Orts zu ewigen Zeiten verwieſen werden. 


i Titulus nonus. a 
Von Maaß und Gewicht. 
Caput unicum. 


Waſſerley Maaß und Gewicht ſeyn ſoll. 


; Im ganzen Lande zu Preuſſen fol einerley“) Culmiſch Pfund, 
Scheffel, Tonnen, Ellen, und allerhand ander Maaße und Gewichte ſeyn, 
und wer dawider handelt, ſoll als ein Faͤlſcher geſtraft werden. 


) So lautet bereits die Verordnung, welche zu Engelsburg im Jahr 
1309. aufgeſetzt iſt, nach Matth. Waiſſels Preußiſcher Geſchichte Bl. 
104 b. welche wiederhohlet iſt im Jahr 1414. 1422. 1434. 1440. 1490. 
x. Die alte Culmiſche Elle wird mit gutem Grunde einer Flaͤmiſchen 
Elle gleich geſchaͤtzet, deren ihr Verhaͤltnis zu einem doppelten Rhein⸗ 
laͤndiſchen Schuhe iſt wie 932. zu 1000. nach Fried. Buͤthners Ausrech⸗ 
nung im Anhange des Calenders vom Jahr 1684. Gegen die jetzige 
Danziger Elle verhält ſich die alte Culmiſche, wie 914. zu 929. Folg⸗ 
lich if die Danziger Elle ein gut Theil kleiner, als die Eulmiſche. Wel⸗ 
ches daher mag gekommen ſeyn, weil ſchon unter den Kreutzherren die 
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Titulus decimus. 


Von Verſchwendern. 


Caput I. 
Von allerley Unkoſten in Gaſtmahlen. 


Weil von übrigen Unkoſten dem Lande und deſſelben Einwohnern 
groſſer Schaden geſchicht, als ſoll durch die Obrigkeit auf dem Lande 
und in den Staͤdten eine gewiſſe Maaße verordnet werden, welche in 
Hochzeiten und Kindes; fen fol gehalten werden, damit der Ueberfluß ver⸗ 
mindert, die Gaben Gottes nicht mißbrauchet, übrige Fuͤllerey und Ge⸗ 
ſaͤuf eingeſtellet, und alſo Leute zu ihrem ſelbſt eigenen Schaden nicht 
Urſach geben. x 


Caput II. 
Von Verhuͤtung uͤbermaͤßiger Kleidung. 


Demnach auch durch uͤbermaͤßige Kleidung mancher in Armuth und 
Verderb geſetzet, auch einer dem andern aͤrgerliche Folge und Exempel 
giebet, indem er ſich unmaͤßig über Vermoͤgen herfuͤr bricht: als ſoll 
gleicher geſtallt die Obrigkeit auf dem Lande, und in den Staͤdten bil⸗ 
lige Ordnung und Geſetze machen, in welchen ein Unterſcheid der Staͤnde 
geſetzet, und die Amttragenden Perſonen, Kaufleute, Handwerker, Bau⸗ 
ren und Dienſtbothen unterſchieden, und einem jeden Standesgebuͤhr nach 
ſich zu kleiden geſetzet werde. Wer ‚darüber thut, der fol dafjelbe Stuͤck, 
worinn er uͤberſchritten, verfallen, welches ſtracks verkauft, und den Ar⸗ 
men in den Holpitalen ſoll ausgetheilet werden, doch daß davon dem 
Angeber das vierte Theil gefolget werde. Schneider, Kuͤrſchner und an⸗ 


Culmiſche Elle fo verkuͤrzet war, daß aus 4 Huben 5 gemaͤſſen wurden. 
Siehe Schuͤtzens Ehronick Bl. 137 a. welches nach des Ordens Vorgeben 
mit des Landes und der Staͤdte Bewilligung ſoll geſchehen ſeyn, um das 
Jahr 1373. davon Bericht zu finden, Seite 566. im II. Bande der Preu⸗ 
ßiſchen Sammlung. Von den Culmiſchen Scheffeln und Kannen oder 
Stoofen mag man nachſchlagen Chriſtoph Langhanſens Difp. de Men- 
suris Regni Borulliae hodiernis, Regiom. 1717. 4to g. 11. und folg. 
Allwo auch im vorhergehenden die Preußiſchen Schuhe, Ellen, Ruthen, 
Morgen, Huben und Meilen beſtimmet werden. Was aber die Gewichte 
anberrift, fo iſt leicht zu glauben, daß dieſelben auch vormals groͤſſer 
geweſen ſeyn, da jetzo 100 Pfund in Amſterdam 112 in Danzig, und 
über 135 in Königsberg machen. Noch mehr Unterſcheid wuͤrde ſich fin⸗ 
den, wenn man die uͤbrigen jetzt in Preuſſen uͤblichen Maaße und Ge⸗ 
wichte durchſuchen und genau vergleichen ſolte. Indes bleibt das Geſetz 
doch wohl gegruͤndet, wenn gleich andere Urſachen es gemacht, daß ihm 
nicht nachgelebet wird. 25 
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dere Handwerker, die über die Ordnung etwas wiſſentlich machen, ſollen, 
ſo oft ſie daruͤber beſchlagen, um 10 Mark geſtraft werden. Da ſich 
aber jemand freventlicher und muthwilliger Weiſe hierwider ſetzen, und 
ſeines Gehorſams dreymal ordentlich erinnert, davon nicht abſtehen wuͤr⸗ 
de, dem fol anfänglich feine bürgerliche Nahrung niedergeleget, und fo 
er über das aufſaͤtzig bleiben und fortfahren würde, fol ihm das Buͤr⸗ 
gerrecht aufgekündiget, und er nach Gelegenheit der Verbrechung mit zeit⸗ 
licher Verweiſung geſtrafet werden. Thut aber ſolches ein Dienſtbothe, 
der fol mit Gefängniß, oder andern zum Exempel an öffentlichen Stel⸗ 
len fürgeftellet, und ihm ſolches, damit er verbrochen und gutwillig nicht 
abſtehen wollen, durch des Henkersknecht abgenommen, und alfo der 
Stadt verwieſen werden. 


JURIS CULMENSIS 


LIBER SECUNDUS 


DE N 
PROCESSU JUDICIARIO IN CAUSSIS CIVILIBUS. 
Bon en 
gerichtlichen Verfahren in unpeinlichen Sachen. 


Titulus quintus, 


Caput X. = 
Von Kraft, Wirkung und Erneuerung der Vollmacht. 

Wenn der Conſtituent oder geſetzte Vollmaͤchtiger mit Tode abge⸗ 
het [A. L. R. 1. 13. 186.], ſo iſt die Macht verloſchen, und darauf kan 
ferner nicht agiret werden. Was aber im Gerichte verlaufen, bleibet 
kraͤftig, und unwiderſprechlich. So ſollen auch alle Vollmachten jaͤhr⸗ 
lich“) verneuert werden, und wo ſolches nicht geſchicht, über Jahres Friſt 
[A. L. R. I. 13. 159.] von keinen Wuͤrden ſeyn. 5 


Titulus decimus nonus. 


Von ſchriftlichen Urkunden. 


Caput I, 
8 Von gerichtlichen Schriften. FA 
Alle Schriften, fo aus dem Gerichte und von Mächtiger Stelle kom⸗ 
men, ſollen für kraͤftig gehalten werden, fie ſeyn vom Ober⸗ oder Un⸗ 
tergerichte, fo fern die Schrift mit der Gerichte oder der Stadt Siegel 
befiegelt iſt. 


*) Dieſes wird noch heute in Praxi alfo beobachtet; es ſey dann, daß 
in der Vollmacht die Claulal enthalten wäre, daß ſolche nicht verjähren 
1 Die Vollmachten zum Proceß doͤrfen gleichfalls nicht verneuert 
werden. ß 72 lr 


5 
. 
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Caput II. 2 
Von Schriften unterm Koͤniglichen Amt⸗ oder Stadtſiegel. 

Alle Schriften, ſo von Königen, Fuͤrſten, Herren und Städten, = 
ter ihrem Siegel ausgehen, ſollen volle Kraft haben ), fie ſeyn in eis 
ner neuen Sache, oder auch zu Erneuerung oder Transumirung einer al⸗ 
ten Sache geſtellet. g 


x 


Caput IM, 
Von offenen Inſtrumenten und Schriften der Notarien. 


Offene Inftrumenta der Notarien, ſofern dieſelbe mit Beſtande der 
Zeugen, auch Verzeichnung der vollen Sache mit allen ihren Umftänden, 
und was fonft von Recht zu ſolchen Inſtrumentis nöthig, verſehen, ſollen 
auch für kräftig angenommen und gebrauchet werden; doch ſofern dieſel⸗ 
ben Notarii nicht allein ihrer Creation von denen Herrſchaften, denen es 
zu Rechte gebühret, ſondern auch von der ordentlichen Obrigkeit des Orts, 
da die Infirumenta gefaſſet, ihrer Legitimation und Legalitaet genugſa⸗ 
men Schein und Beweiß haben. 6 g 

Caput IV. 
Von Privat - Schriften. 


Handſchriften, Quitungen, und dergleichen Schriften, fo von Privat- 
Perſonen geſchrieben, und mit ihrem Siegel bekraͤftiget ſind, dieſelben 
zeugen voͤllig wider die, fo fie geſchrieben. Koͤnte aber derſelbe mit zween 
Zeugen beweiſen, daß ſolches nicht ſeine Hand wäre, und das Siegel ohn 
fein Wiſſen und Willen faͤlſchlich an den Brief gedruckt wäre, ſoll er 
dadurch der Obligation des Briefes und der darinnen enthaltenen Schuld 
loß ſeyn. Da aber auch in der Handſchrift neben dem, ſo ſie geſchrie⸗ 
ben, auch andere zweene Zeugen benennet, und von ihnen ſelbſt unter⸗ 
ſchrieben waͤren, ſoll dadurch die Handſchrift alles Verdachts und Wi⸗ 
derſprechung loß und befreyet ſeyn. Der Kaufleute Buͤcher und Regi⸗ 
ſter, ſo die richtig gehalten, und ſonſten Verdachts frey befunden wer⸗ 
den, beweiſen auch zu Rechte, doch dergeſtalt, daß wo das Gegentheil 
durch genugſame Beweiſung nicht kan dargethan werden, der Mann, deſ⸗ 
fen das Buch iſt, mit feinem Epde ſolches zu beſtaͤtigen, verbunden ſeyn 
ſoll. Mit bloſſen Copeyen aber oder unbefiegelten Schriften iſt nichts 
zu beweiſen. ö ER 5 

Caput V. Her 
Ob irgend eine Öffentliche oder andere Schrift, ganz oder zum theif 
ö a ſoll angenommen werden. Sr 

Wenn irgend eine Schrift, wie die auch fen, zu Gerichte fürgehracht, 
und von demſelben für kraͤftig erkannt wird, fo ſollen damit alle Dinge, 
fo in derſelben Schrift enthalten, für kraͤftig gehalten werden; es wäre 
denn ſonderlich etwas anders ausgedruckt, und kan auch niemande eine 
Protestation helfen, daß er dieſelbe Schrift nur zum Theil, worin ſie 
ihm dienet, und nicht ganz wolle produoiret und fuͤrgebracht haben. 


*) Dieſes bekraͤftiget der alte Eulm Gap. 64. des 5. B. 
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JURIS CULMENSIS 


LIBER TERTIUS ; 


Der... 
DOMINIO RERUM, ULTIMIS VOLUNTATIBUS, 
ET SUCCESSIONIBUS. 


| Vom 
Eigenthum derer Sachen, letzten Willen und 
| Erbnehmungen. 


N f a Titulus primus. 
Wie man vermoͤge Rechtes eines Dinges Eigenthum er⸗ 
langen moͤge. 


Caput I, 5 


Von gefundenem Gute oder Schatze auf einem eigenen oder andern 
. Grunde. 

Findet jemand nichts in feinen vier Pfählen oder auf feinem eige⸗ 
nen Gute [A. L. R. I. 9. 81.], das iſt fein vom Rechte. Findet es auch 
jemand anders, als er ſelber, den er es nicht hat ſuchen laſſen EA. 8. 
R. I. 9. 82.], fo ſoll er ihm fein Findelohn ), das iſt das vierte Theil 
geben, und das andere behalten. Hat er ihn aber ſuchen heiſſen, fo ſoll 
er ihm ſein recht Lohn, wie er mit ihm gedungen hat, geben. Und ob 
er mit ihm nicht gedinget hat, was er ihm denn gibt, daran ſoll er ſich 
genuͤgen laſſen, von Rechts wegen. Findet ein Mann Gut an einer 
fremden Staͤtte, wem das Erdreich gehoͤret, auf dem das Gut gefunden 
wird, dem gehoͤret auch das Gut. Er ſoll aber dem Finder den vierten 
Theil geben, das iſt ſein recht Findelohn. . 

f Caput II. 


Von gefundenem Gute auf freyer Straſſen ober oder unter der 
5 Erden. g 

Findet ein Mann Gut auf freyer Straſſen unter der Erden [A. 
L. R. I. 9. 82.], das gehoͤret der Obrigkeit des Orts, Grundes und 
Bodens, und dem Finder fol man das vierte Theil geben. Findet man 
Gut auf freyer Straſſen über. der Erden [A. E. R. I. 9. 20.], das ſoll 
man dem naͤchſten Richter ), den man gehaben mag, bringen, der dem 
Finder etwas zu geben, und das Gefundene hernachmals dem Grund⸗ 
herrn zu uͤbergeben ſchuldig ſeyn ſoll, der es zu oͤffentlichen Gerichts⸗ 
tagen, wie auch in Kirchen 6mal nach einander aufbieten laſſen ſoll. 


) Siehe den alten Culm Cap. 45. des 5. B. 
) Womit der alte Culm Cap. 46. des 5. B. einſtimmt. 
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Kommt nun jemand, der Recht darzu hat, und daſſelbe genugſam bewei⸗ 
ſet, dem ſoll man es wiedergeben. Fraget aber niemand in 3 Jahren 
darnach [A. L. R. I. 9. 11.], ſoll man das Gut in zwey Theile theilen, 
und das eine dem Herrn des Grundes, und das ander der Kirchen oder 
Hoſpital geben; Findet aber jemand etwas und bringet es nicht dem Rich⸗ 
ter, der ſoll nach Gelegenheit mit Gefaͤngniß geſtraffet, und nichts defto 
weniger zur Wiedererſtattung des Guts angehalten werden. 


Caput III. 
Wer auf eines andern Erdreich etwas fäet oder bauet. 


Wer auf eines andern Erdreich etwas bauet oder fäet, oder Baͤume 
ſetzet, deſſen allen erlanget der das Eigenthum, [A. L. R. I. 9. 275. 327. 
dem der Grund oder Erdreich zugehoͤret“). 


Caput IV. 15 
Ob einer aus fremdem Holz ein Schif bauet. 


Wenn einer aus fremden Holze Schiffe bauet IA. L. R. I. 9. 299. ), 
oder auch ſonſten etwas, ſo iſt der Werk, ſo von dem Holz gemacht iſt, des, 
dem das Holz gehoͤret; es waͤre denn, daß er bey ſeinem Eyde erhalten 
duͤrfte, daß er nicht anders gewuſt, denn daß es ſein Holz waͤre, und 
daß er alſo unwiſſentlich von dem Holz gebauet haͤtte: So muß er je⸗ 
nem das Holz bezahlen, und feinen Willen drum machen [A. L. R. I. 
9. 305. ], oder ander Holz dafür geben“ ). 


Caput V. 


Wer aus fremdem Golde, Seiden, Wolle, oder dergleichen etwas 
wirket. i 


Wer aus fremdem Golde, Seiden, Wolle oder Werke, Gewande, 
oder anderm Dinge wirket, das iſt von Rechte des, dem das zugehoͤret 
[A. L. R. 1. 9. 299.], und thut es einer mit ſolchem Gewiſſen, daß er 
es gewiß dafür geachtet, daß der Zeug nicht fein waͤre; fo. ift auch das 
Werk deſſen, dem der Zeug gehoͤret [A. L. R. I. 9. 305. J. Hat er aber 
das Werk unwiſſentlich gemacht, alſo, daß er dachte, es waͤre ſein Zeug, 
ſo ſoll ihm jener die Arbeit lohnen, und ſeine Koſt geben. Spricht er 
aber, er wolle ihm nichts dafür geben, denn ihm wäre lieber, daß der 
Zeug noch ungewirket wäre, und will ihm alſo feine Arbeit abzwingen. 
Kan nun dieſer erweiſen, daß er meinete, der Zeug wäre fein, fo ſoll er 
darum ſeine Arbeit nicht verlohren haben, ſondern er ſoll das Werk, ſo theuer 
er immer kan, verkaufen, und ſoll jenem ſo viel Seiden, oder was es 
geweſen, wiedergeben, oder ſo viel Geld, daß er ſolche Seide, Wolle, 
oder was es geweſen iſt, kaufen moͤge. Will er denn nicht glauben, daß 
es alſo gut ſey, ſo bezeuge er es mit dem Werke, oder mit denen, ſo 


9) Siehe den alten Gulm Cap. 70. des 5. B. 


) Siehe den alten Culm Cap. 71. des 5. B. 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 14 


„ 
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es geſehen haben, oder mit ſeinem Eyde. Alſo iſt es auch um jegliches 
Werk, das man ohne Schaden wiedergelten oder bezahlen mag!). 
Caput VI. 


Von den Fruͤchten eines fremden Dinges oder Gutes, ſo jemand 
auf guten Glauben beſitzet. 8 


So jemand ein Erbe von einem andern, dem daſſelbe nicht zugehö⸗ 
ret, er ihn aber gleichwohl für deſſelben Herrn hielte, auf guten Glau⸗ 
ben gekauft, oder durch eine rechtmaͤßige Gabe, oder andere zu Recht 
beſtaͤndige und rechtliche Ankunft oder Titul erlanget, und an ſich gebracht: 
So gewinnet ſolcher Beſitzer um ſolches ſeines redlichen Tituls und guten 
Glaubens willen, alle Fruͤchte, ſo von dem Gute gefallen, und erlanget 
daran ein recht Gewaͤhr und Eigenthum [A. L. R. I. 7. 189.]J. Derowegen denn 
der rechte Herr deſſelben Dinges, wenn derſelbe hernach koͤmmt, und 
ſein Gut abfordert, die obgedachten genommene Fruͤchte und Nutzungen 
von dem Beſitzer nicht erzwingen kan. Wer aber wiſſentlich ein frem⸗ 
des Gut an ſich bringet und beſitzet, derſelbe iſt ſchuldig, neben dem 
Gute, wenn das von ihm rechtlich gefordert wird, auch deſſelben Nutzun⸗ 
gen und Früchte zu erſtatten [A. L. R. I. 7. 227. ]. 5 

b Titulus secundus, ee, 
- Von der Verjahrung. 
Caput I. 8 


In welcher Zeit ein Mann rechte Gewaͤhre an fremden Gute, und 
ſtehendem eigen erlanget. 


Wer fahrende Haabe und bewegliche Gitter mit gutem Gewiſſen ) 
A. L. R. J. 9. 620.] und rechtlicher Ankunft oder Titel, Jahr und Tag **) 
in ſeiner Gewaͤhre und Beſitz hat ohne rechtliche Widerſpruͤche, der hat 
daran eine gerechte Gewaͤhre. Geſchicht aber ſolches mit boͤſem Gewiſſen, und 
ohne Titul, fo mag ihm ſolche Verjaͤhrung nicht zu ſtatten kommen, 
ſondern muß zu allen Zeiten dem rechten Herrn das Gut mit der Nu⸗ 
gung abtreten +). Unbewegliche Guͤter aber, die 30 Jahre Jahr und 
Tag 11) in richtigem Beſitz gehalten werden, [A. L. R. I. 9. 620.] ohne 
rechtliche Widerſpruͤche, daran erlanget der Beſitzer eine rechte Gewaͤhre 
und Eigenthum. Ob aber jemand aus rechtmaͤßigen und erheblichen Ur⸗ 
ſachen abweſend wäre [A. L. R. I. 9. 518.], oder ſonſt durch ehehafte 


) Siehe den alten Culm Cap. 72. des 5. B. 

) Siehe den alten Culm Cap. 53. des 5. B. > 

e) Nach dem alten Culm am angez. Orte werden 3 Jahr erfordert. 

+) Der alte Culm am angez. Ort. i 

+ Nach der heutigen Praxi müffen auch 31 Jahr, 6 Wochen und 3 
Tage gerechnet werden, wenn unbewegliche Güter ſollen praefcribiret 
werden, womit das Lat. Culm. Recht einſtimmet [A. L. R. I. 9. 511,]. 
Doch hat in Danzig die Praelcription wider die Erbbuͤcher nicht ſtatt, 
wie ſolches aus einem praejudicato von 1698. erhellet. Siehe den ſel. 
von der Linden in notis ad Schultzii Tabell. g 


1 2 


\ 
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Noth behindert würde, daß er fein Recht nicht fordern koͤnnte [A. L. R. 
1. 9. 516.), demſelben fol in feiner Wiederkunft, wenn er ſolch Abwe⸗ 
fen und ehehafte Noth, wie Recht erwieſen, die Keſtitution und vollkomme⸗ 
ne Erſetzung, wie auch alle andere rechtliche Behelfe, obſchon die Verjah⸗ 
rung erfuͤllet wäre, nicht verſchnitten ſeyn. Er : 
Caput II. 
Wie ſolche Verfahrung geſchehen und gebrochen ſoll werden. 
Es ſoll aber die Zeit ſolcher Verjahrung continua ſeyn, ſo daß die 
31 Jahre, 6 Wochen und 3 Tage umverhindert und ohne irgend einige 
Einrede ſtracks nach einander verfolget, und der Beſitzer in dem Beſitze 
nicht angefochten worden. Wuͤrde aber der Beſitzer innerhalb gedachter 
Zeit, es ſey gleich auſſerhalb oder in Gerichten [A. L. R. I. 9. 603.], durch 
Proteltationes oder gerichtliche Anklage wegen des Beſitzes beſprochen, ſo iſt 
die Verjahrung gebrochen, und kan er derſelben ferner nicht genieſſen; 
es wäre denn, daß der Beſprecher und Kläger das Recht fahren lieſſe, 
und der Beſitzer oder ſeine Erben aufs neue die vollkommene Verjah⸗ 
rung erfuͤllet und abgewartet hätten. ; 


Caput III. SR 
Von unrechtfertigen Guts Verjahrung. b 


Ob ein Mann diebiſch oder raubiſch Gut ohne ſein Wiſſen kauft, 
und das hat in ſeiner ſtillen Gewaͤhre laͤnger denn Jahr und Tag, ob 
es zu Rechte ſein ſey, oder nicht? Hierauf gehet das Recht, daß es den⸗ 
noch Dieberey oder Raub iſt, es ſey denn, daß die laͤngſte Verjahrung, 
das iſt 30 Jahr, Jahr und Tag, darinnen verlaufen“): ſintemal die Zeit 
das vitium rei affectae aufhebet [A. L. R. I. 9. 584. 579.], und den 
Beſitzer, wie er auch ſey, von allem Anſpruch befreyet. Koͤmmt aber 
jemand vor ſolcher Verjahrung, des das Gut iſt, oder ſeine Erben, ſo 
er todt iſt, man muß ihm Recht pflegen. Beweiſet er zu Rechte, das 
es fein geweſen, und ihm abgeſtohlen oder abgeraubet worden, man ſoll 
es ihm ſo gut, als es iſt, wiedergeben. Iſt aber das Gut umkommen, 
verdorben oder verlohren in ſeiner Gewaͤhre oder Gewalt, ohne ſeine 
Schuld, er darf es ihm nicht gelten. Findet auch ein Mann ſein Gut 
bey jemande, das ihm geſtohlen oder geraubet iſt, daruͤber mag man 
richten, als über diebiſch und raubiſch Gut (A. L. R. I. 15. 25. 26.] 
der Beklagte aber ſoll feinen Schub haben, das ift, daß er ſich an ſei⸗ 
nen Gewaͤhrer ziehen mag. ya 


) Obzwar nach dieſem Capitel in denen pracleriptionibus von 31 
Jahr, 6 Wochen und 3 Tagen der gute Glaube nicht erfordert wird, ſo 
wird doch ſolches in Praxi nicht beobachtet, ſondern man folget vielmehr 
dem geiftlichen Rechte, wo nach dem cap. ult. X. de praelcript, in als 

len Verfahrungen der gute Glaube erfordert wird; womit auch der alte 

Culm Cap. 54. des 5. B. Die Braunsb. Ausgabe Cap. 58. des 5. B. 
und das Lat. Culm und Poln. Recht Cap. 11. des 3. B. Von der 
Strafe deſſen, der ſich unrechtfertige Schuld andern zum Nachtheil ver⸗ 
Ben laͤſſet, handelt die neue Danz, Willkuͤhr B. 2. Cap. 7. Art. 

* 1 ö a - 


= 8 14 * 


2 


212 Drittes Buch. Tit. I, 


Titulus tertius. 


= Von Gaben. 
Caput J. 
Wie Gaben geſchehen moͤgen. a 
Da jemand von ſeinen Haab und Guͤtern einem andern etwas uͤber⸗ 
geben wolte, der ſoll ſolches in oͤffentlichen Gerichtsſtellen thun; oder da 
die Ehehafte dermaſſen beſchaffen, daß er vor Gerichte nicht kommen 
koͤnle, ſoll er zwo Gerichtsperſonen ſamt dem Gerichtsſchreiber “) zu ſich in 
ſeine Behauſung fordern, und daſſelbe was er fuͤrgenommen, vor ihnen 
vollenziehen, die es in naͤchſter Dingzeit gerichtlich einzeugen, und ad acta 
ſollen verſchreiben laſſen. Da aber auch eine oder andere ungelegene 
Nothfaͤlle [A. L. R. I. 11. 1063,], der Schoppen Gegenwaͤrtigkeit ab⸗ 
halten wolte, fo mag er ſolche Gabe in Gegenwärtigkeit zweer ehrlicher 
und unverdaͤchtiger Zeugen verrichten, die es im nächſtfolgendem Gerichte 
mit ihrem coͤrperlichen Eyde bezeugen, und daß die Sache alſo und nicht 
anders befchaffen, betheuren ſollen. Welche Gaben nun auſſerhalb die⸗ 
fen vorgeſchriebenen Wegen geſchehen “), die ſollen zu Rechte kraftloß 
und nichtig ſeyn. ü a 1 
a f Caput II. 


Von Gaben bey geſundem Leibe oder im Siechbette. 
Ein jeder mag bey geſundem Leibe, weil er zu Wege oder Stege 


gehet, feinen. Freunden aus ſonderlicher Gewogenheit [A. L. R. I. 11. 


1063.], oder auch einem Fremden, der ihm Guts gethan, an fahrender 
Haabe und barem Gelde ſo viel uͤbergeben, als er will, ſo ers bald aus 
feiner Gewaͤhre laͤſt, und dem andern uͤberreichet. Im Siechbette aber 
kann niemand mehr übergeben, denn ſo viel er auf einmal über das 
Bettbrett mit ſeiner Hand ohne Huͤlfe von ſich reichen mag, und darf 
hierzu feiner naͤchſten Erben Urlaub“) nicht [A. L. R. I. 11. 1066.]. 
Unbewegliche Guͤter aber und liegende Gruͤnde, als ſtehende Erbe und eigen 


mag niemand ohne des naͤchſten Erben Urlaub vergeben; es waͤre denn, 
daß er nicht Stammguͤter, ſondern aus rauher Wurzel, und durch des 
Gebers Handthierung, Mühe und Arbeit erworben, oder fonft wohl ge⸗ 
wonnen Gut waͤre. Denn ſolches mag auch wohl ohne der Erben Ur⸗ 


) Nach der heutigen Praxi iſt genug, wenn der Gerichtsſchreiber 
nebſt zween guten Maͤnnern die geſchehene Schenkung abholet, und her⸗ 
nach bei erſter Zuſammenkunft E. E. Gericht einzeuget. Wie denn auch 
im Nothfall ſolches 2 oder 3 andere Perſonen bey Gericht einzeugen koͤn⸗ 
nen, wenn jener nicht ſobald als noͤthig zu haben find, und die Schen⸗ 
kung in Mobilibus nicht über 500 Ducaten betraͤget, wie der Herr von 
der Linden in notis ad Schultzii Tabb. anmerket, und neue Beyſpiele 
beweiſen. ' a 

) Nach der heutigen Praxi wurden die Schenkungen, ohne gerichtlich 
3 zu werden, dennoch beſtehen, wie es die uͤbliche Erfahrung 
ezeuget. Be 


9) So heiſcht es das alte Culm. Recht L. IV. . 3 
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laub vergeben werden, alſo, daß es bey gehegtem Dinge vor Richter 
und Schoͤppen einem andern aufgelaſſen und verehret, oder wie oben im 
erſten Capitel vermeldet, gebührlich eingezeuget werde. Die nächſten Er⸗ 
ben aber ſind alle die, ſo in abſteigender Linien gefunden werden; ſeit⸗ 
halben aber allein Brüder und Schweſter, und nicht weiter. Für Stamm: 
guͤter ſollen gehalten werden, die von den Vorfahren, als Großvater 
und dergleichen gewonnen, und von denſelben ihren Urſprung haben. 


Caput III. 


Ob eine Frau ihr Gut ohne ihres Mannes, oder eine Jungfrau, oder 
eine Wittwe, ohne ihres Vormundes Willen und Vollwort 
i uͤbergeben moͤge. ö i 
Ein Weib mag ohne ihres Mannes Willen und Vollwort ) ihr Gut 
nicht vergeben, es ſey Zins, liegende und fahrende Haabe; und das ge⸗ 
ſchicht darum, daß der Mann der Frauen Vormund iſt. Jungfrauen 
und Frauen, die nicht Männer haben, die mögen ihr Gut in Vormund⸗ 
ſchaft vergeben, wie recht iſt. 127 RT Ur 
Caput IV, 


Ob Kinder Erb- oder Stammguͤter vergeben mögen, 


7 
Die Kinder moͤgen ihr Gut wohl theilen, aber ihrer keiner mag 5 
fein Theil Gutes“) an Stammgütern vergeben, ohne der andern Willen! 


N Caput V. 
Von Wiederruffung der Gaben. 5 
Giebet ein Mann und uͤberreichet im gehegten Dinge vor den Schoͤp⸗ 
pen einem andern Mann ſein Gut [A. L. R. I. 11. 1065. 1066.], alſo, 
daß er ihm ſelber keine Gewalt an ſeinem Gute zu thun und zu laſſen 
vorbehält; ſo mag er die Gabe ohne erhebliche rechtliche Urſachen ***) 
nicht wiederruffen noch verwandelen [A. L. R. I, 11. 1092. ]. 
' Caput VI. 8 
Ob ein Gut, welches einem zuvor ausgegeben, nachmals veraͤuſſert 
. wuͤrde. N 
Giebet und Überreichet ein Vater im gehegten Dinge einem feiner 
Soͤhne vor allen andern Kindern feinen Hof, damit zu thun und zu laſ⸗ 
fen ohne allen Unterſcheid; und über einige Zeit hernach verkauft der 
Vater denſelben Hof, den er feinem Sohn fonderlich in feine Gewähre 
gegeben hatte, und wendet das in ſeinen Nutz; Iſt es denn, daß der 
Sohn dem Kaufe des Hofes, binnen Jahr und Tag im gehegten Dinge 


* 


) Siehe den alten Culm Cop. 9. des 4. B. \ 

+) Nach dem alten Culm Cap. 6. des 4. B. heißt es: Das ihm von 
Erbe ankommen iſt, vergeben ꝛc. Ber”. 

%) Diefe Bedingung iſt weder im alten Culm Cap. 15. des 4. B. 
noch im latein. Culm. Recht Cap. 14, und des Poln. Cap. 15. des 3. B. 
oder in der Braunsb. Ausgabe Cap. 12. des 4. B. zu finden. 


* 
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nicht widerſpricht, oder ob der Vater den Hof wieder kaufte, und dar⸗ 
nach ſtuͤrbe: ſo hat der vorgeſchriebene Sohn vor andern ſeinen Bruͤ⸗ 
dern und Schweſtern kein ſonderlich Recht das Geld zu nehmen, darum 
der Hof verkauft war, mag ſich auch nicht wieder zu dem gekauften Hofe 
halten, ſondern alles, was ſein Vater nach ſeinem Tode gelaſſen hat 
A. L. R. I. 11. 1089.], das fol der Sohn mit andern feinen Brit 
dern oder Geſchwiſtern nach der Perſonen Zahl gleich theilen ). 

+ Caput VII. f 

Ob der Geber oder Nehmer ſtuͤrbe. 


ö Ob ein Mann bey geſundem Leibe ſein Gut, das er zu vergeben 
maͤchtig, vor gehegtem Dinge hinweg gebe, und doch derſelben Gabe 
ihm die Herrſchaft und Nutzung behielte zu ſeinem Leibe; ſtirbet der Ge⸗ 
ber, und die Gabe bleibet unwiederruffen, ſo hat die Gabe Kraft und 
Macht [A. L. R. I. 11. 1076.]; ſtirbet aber der Begabte, ſo bleibet die 
Gabe des Gebers, und des Begabten Erben mögen nicht daran kommen. 


3 5 Titulus quartus. 


Von Dienſtbarkeiten. a 
0 Caput J. 5 
Wie eine Servitut oder Dienſtbarkeit (z. E. eine Trauffe) zu bewei⸗ 
ſen und zu verjahren. 

Hat ein Mann Waſſertrauffen aus feinem Hofe in und durch des 
Nachbars Hof flieſſen, und will ihm die ſein Nachbar nicht geſtatten: 
mag er dann mit dem Gerichtsbuche, Briefen oder genugſamen Zeugen 
unverſprochener und altgefeffener Leute, wie Recht beweifen**), daß die 
Frauffe von Alters geweſen ſey, und das ihm die fein Nachbar oder 

ein ander vor ihm gegoͤnnet habe, ſo ſoll er ſie behalten. Da ihm aber 
ſolche Beweiſe abgiengen, ſo mag er darthun, daß er ſolche Dienſtbar⸗ 
keit in feines Nachbarn Haufe 30 Jahre [A. L. R. I. 22. 13.], Jahr 
und Tag ohne Widerrede gebraucht und beſeſſen habe, und damit ent⸗ 
gehen. Wolte auch jemand die Trauffe ändern, oder einen neuen Ab⸗ 
zug legen, dadurch dem Nachbaren die Dienſtbarkeit ſchwerer gemacht 
würde [A. L. R. I. 22. 15. 82.], ſolches iſt er zu thun nicht befugt. 

: Caput II. 

8 Von Waſſerſeihen oder Abzuͤgen. 5 ö 

Hat ein Mann zweene Hoͤfe bey einander liegen, alſo, daß das 
Waſſer, fo in den einen faͤllet, in einer Rinnen oder ſonſten durch den 
andern Hof ausfleuſt; verkauft nun der Mann den Hof, daraus das Waſ⸗ 
ſer fleuſt, und durch den andern Hof laͤuft, und verreicht ihn vor Ge⸗ 
richte und gehegtem Dinge ohne Unterſcheid, daß er der Waſſerſeihe oder 
des Abzugs nicht gedenke im Kaufe, daß ſie abgethan ſeyn ſolte, und 
der Käufer den Hof allbereit in feiner Gewaͤhre mit der Servitut des 


” 


) Siehe den alten Gulm Cap. 26. des 4. B. 
) Hiermit ſtimmet das 9. Cap. des 5. B. des alten Culms. 


4 


* 


L 
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Waſſerlaufens durch den andern Hof alſo ſchlecht uͤberkommen: ſo kan 
er ihm die Waſſerſeihe nicht wehren [A. L. R. I. 22. 54.] „ fondern 
er muß fie dulden, als es zuvor gegangen hat ). a 


Caput III. 711 5 
Ob einer dem andern das Licht verbauet hat. 


Will ein Mann ein Haus bauen [A. L. R. I. 8. 142.], er mag es 
in die Hoͤhe richten, ſo hoch als er will, es ſey denn, daß es ihm die Nach⸗ 
barn von wegen des verbaueten Lichts mit Recht wehren koͤnten. Ver⸗ 
bauet aber einer dem andern das Licht, fo klage man es dem Rath **), 
der ſoll es denn zu Recht bringen. ; 


Titulus quintus. 


Von Anſpruch Guts. 


3 Caput J. 
0 Wer eines Dinges Forderung hat. - 

Ein jeder, der das Eigenthum eines Dinges erlanget [A. . R. I. 
15. 17. ], iſt auch mächtig, daſſelbe, es ſey an Erbe oder fahrender Haabe, 
nicht allein rechtlich zu vertreten, ſondern da es ohne ſeinen Willen aus 
feiner Gewaͤhre und Beſitz kommen, mit Recht anzusprechen, und zu vin 
dieiren, und mag ihn daran niemand verhindern. Geſchicht es aber mit 
ſeinem Willen, als wenn er ſein Gut jemande leihet, verſetzet oder vertrauet, 
oder daruͤber Verwaltung ſetzte, derſelbige aber es einem andern wiederum 
verſetzete, oder anderer Geſtalt veräufferte: fo mag der Herr die Forde⸗ 
rung an niemand anders haben, als an denenjenigen Perſonen, welchen 
er fein Gut geliehen, verſetzet, oder vertrauet hat““), und da ſie anders 
als Recht damit gehandelt, ſich ſeines Schadens erholen. Wie dann, 
wenn es dem Commodatario, wider feinen Willen und Wiſſen entfrem⸗ 
det waͤre, moͤchte es nicht dem Commodanti, als Herrn des Guts frey⸗ 
ſtehen, ſein Gut zu vindiciren von dem dritten; wie auch wenn Tertius 
nicht bonge fidei poflellor wäre, oder gewuſt, daß ſolch Gut des Com- 
modatarii nicht fein eigen geweft, N 

Caput II. 
Von Gutes Anſpruch. 


Spricht ein Mann ein Gut an [A. L. R. I. 15. 25. 26.], es ſey 
Gewand, oder was es ſonſt anders ſey, ſo ihm abgeraubet oder abge⸗ 
ſtohlen, das mag er beſprechen wo ers findet, und fol ſich darzu zie⸗ 
hen und beweiſen wie Recht iſt, daß es ſein geweſt iſt, und noch ſein 
ſey, und daß es ihm abgeſtohlen oder abgeraubet ſey. ö 


— 
*) Siehe den alten Culm Cap. 8. des 5. B. 


„) Siehe den alten Culm Cap. 69. des 5. B. 
e) Siehe den alten Culm Gap. 6. des 5. B. 


1 
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N Caput III. 
Wie man ein Pferd anſpricht. 


Greifet ein Mann ein Pferd an, und ſaget, es ſey ihm geſtohlen 
oder abgeraubet, und beweiſet das, wie Recht ift, fo mag ſich jener wohl 
auf feinen Gewaͤhren ziehen, und denſelben benahmen, und ſoll ihn da⸗ 
hin ſtellen, da das Pferd beſprochen iſt. Wird es aber dem Beklagten 
gebrechen an einem Gewaͤhrsmann, daß er ihn nicht haben kan, ſo ver⸗ 
leuret er ſein Geld, das er um das Pferd gab, und muß darzu jenem 
ſein Pferd wiedergeben. Spricht er aber, er habe es gekauft auf freyem 
Markte, und hat des keinen Gewaͤhren, er verleurt das Pferd und ver⸗ 
leuret darum kein Gewette. Spricht aber der Antworter, er habe es 
von Jugend auf in ſeinem Stalle erzogen, und daß es noch heutiges 
Tages fein ſey, das wolle er mit Zeugwuͤrdigen Leuten und feinen Nach⸗ 
barn beweiſen !), der iſt denn naher das Pferd zu behalten mit Zeugs 
würdigen Leuten, wie Recht iſt, denn daß ihn der ander davon dringen 
moͤchte. Verleuret einer Gut oder Viehe unterdeß, daß es bey ihm be⸗ 
ſprochen iſt, er muß es gelten, und dem Richter wetten, aber nicht au 
Diebes ſtatt, doch ſoll er es bereden oder bezeugen, daß es ihm nicht 
bewuſt, daß es diebiſch war. [A. L. R. I. 15. 28 ꝛc.]. 


Caput IV. 
Von Geſchmeides Anſpruch. N 
Laſſen ihrer Zweene Geſchmeide, welcherley das ſey, in einem Stem⸗ 

pel oder Forme machen, daß eines dem andern gleich iſt; verleuret der 
eine das ſeine, und ſpricht dem andern das ſeine an: So iſt jener, der 
es in feiner Gewaͤhre hat“), das Geſchmeide naͤher zu behalten, da er 
weiß, daß er es habe machen laſſen, und daß es ſeine ſey, denn jener, 
der es anſpricht. Er ſoll es aber behalten, ſo wie Recht iſt. 


RN Caput V. 
Wie ſich einer zu ſeinem Gute, davon ein ander entlauffen iſt, 
ziehen moͤge. 

Ob ein Mann fein Gewand einem Schneider zu machen, oder fein 
Pferd, oder ander Vieh vermiethen thaͤte, wird der Schneider oder an⸗ 
der abtruͤnnig [A. L. R. I. 15. 17.], und laͤſſet das Gewand oder Viehe 
im Hauſe, darinnen er gewohnet hat; ſo moͤgen die Herrn des Guts ſich 
wohl darzu ziehen, und daſſelbe mit Recht verantworten, und die Leute, 
denen der Abtruͤnnige ſchuldig geblieben iſt, mögen das Gewand oder 
Viehe für ihre Schuld nicht behalten ). f 


*) Siehe den alt. Culm Cap. 127. und folg. des 3. B. 
) Siehe den alten Culm Cap. 134. des 3. B. 
% Siehe den alten Culm Cap. 4. des 5. B. 
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: Titulus sextus, 
Von Klagen um Schuld. 
Caput 1. 5 
5 Von Klagen um Geld. 5 
Fordert einer vor Gerichte Geld von einem andern, den jener fra⸗ 
get, woher oder warum ers ihm ſchuldig ſey; ſo ſoll er es ihm ſagen, 


ob er es von Geloͤbniß wegen, oder von Erbes wegen ſchuldig ſey, oder 
ers empfangen hätte, und ſoll es auch beweiſen ), wie Recht iſt. 


1 


Caput II. 
Ob man um Schuld nach todter Hand mahnen möge, 


Wenn man jemanden, es ſey Mann oder Frau, nach todter Hand 


wegen des Verſtorbenen um Schuld mahnen will, das foll man thun 


mit Beweiſe von Rechts wegen. Will der Klaͤger es auch thun mit 


dem Eyde, ſoll ihm ſolches frey ſeyn, ſo ferne es der Beklagte auf ſei⸗ 
nen Eyd will ankommen laſſen. Spricht aber der Beklagte, er wiſſe um 
die Schuld nicht, er ſey es unſchuldig, ſo muß der Klaͤger die Schuld be⸗ 
weiſen. Spricht aber der Beklagte: er hätte es ihm bezahlet, das muß 
er beweiſen, als Recht iſt. Spricht man aber ein Kind an um Schuld, 


die ſein Vater ſolte ſchuldig geblieben ſeyn, da das Kind, die Freunde 


oder Vormüͤnder nichts von wiſſen: So ſoll fie der Kläger der Schuld 
uͤberweiſen mit Zeugen, oder andern gerechtlichen Beweiſungen, als Recht 
iſt, alſo zwinget man das Kind zu der Bezahlung ſeines Vatern Schuld. 


Es möchte ſich denn das Kind gegen des Klaͤgers Beweiſung der Schuld 


auch mit Zeugen oder anders zu Rechte entledigen, ſo waͤre das alſo be⸗ 
klagte Kind näher zu feiner Entledigung “). 5 

Es heiſſet aber todte Hand e), wenn einem fein Vater, Mutter, 
Bruder, Schweſter, oder ſonſten ſein naͤchſter Freund verſtorben iſt, deſ⸗ 
ſen Erbe er nehmen mag. Wenn er denn darum beſchuldiget wird, ſo 
muß er unſchuldig werden, wie Recht iſt. 8 . 


Caput III. 


Von Anſpruch um jährlichen Zins. 


Beſchuldiget ein Mann den andern um Zins, oder Pacht von ver⸗ 
gangenen Jahren f), und er ihm das leugnet, fo iſt der Kläger näher 


den Zins oder Pacht mit feinem Eyde gegen feinen Sachwaldigen zu er 


halten, denn der Beklagte. 


) Siehe den alten Culm Cap. 61. des 3. B. 

) Siehe den alten Culm Cap. 65. und 66. des 8. B. 
) Siehe den alten Culm Cap. 67. des 8. B. 5 

+) Hiermit ſtimmet der alte Culm Cap. 86. des 3. B. 


* 


. 


218 Drittes Buch. Tit. VII. 

. 2 Caput IV, 

Von Forderung der Zehrung und des Koſtgeldes. 

Wird ein Mann beklaget um Koſtgeld und Zehrung, die noch un⸗ 
vergolten iſt, das iſt der Koſtgeber naher“) mit feinem Eyde zu erhal⸗ 
ten, als der Schuldener, und ſo er mit feinem Eyde vollfaͤhret, fo fol 
man es uͤber quere Nacht bezahlen. a b 

* Titulus septimus. 
Vom Beſitz eines Dinges. 
a Caput I, 5 5 
N Was Beſitz ſey. 8 

Der hat einen rechtmäßigen Beſitz eines Dinges, der daffelbe in ſei⸗ 
ner Gewähre hat, und nicht anders meinet, als daß er deſſelben Herr 
ſey, und es ihm zugehoͤre, oder ſo viel Rechts und Gerechtigkeit daran 
hat (A. L. R. I. 7. 11.], durch welche er ein Herr deſſelben werden 
koͤnne. 

Caput II. N 

Daß ſich keiner ſeiner Gewaͤhre begeben duͤrfe, ſie werde denn mit 

; Rechte ausgeklaget. 

Hat jemand ein Erbe, das er gekauft hat, und da er von zinfet, 


der Zins belauffe ſich ſo hoch er will, er darf ſich deſſelben wider ſei⸗ 


nen Willen nicht verzeihen; es ſey denn, daß das Erbe von ſeinet we⸗ 
gen, oder von des Zinsherrn wegen fuͤr den verſeſſenen Zins nach recht⸗ 
licher Ordnung erklaget, und dem Klaͤger mit rechtlichem Urtheil gewal⸗ 
tiget, und zugeeignet waͤre, als Recht iſt, ſo mag derſelbige damit thun 
und laſſen, was er will ), 

5 Caput III. 


Daß niemand von feinem Beſit ſoll verſtoſſen werden. 

Da jemand des Beſitzes wegen ſeines Gutes beſprochen wird, und 
ſeine Nachbaren oder ſeine Landsleute zu Zeugen hat, alſo, daß ihnen 
wiſſentlich waͤre, daß er in dem Beſitz unverhindert geweſen; ſo ſoll er 
billiger das Gut behalten, dann daß jener, der ihn anſpricht, von ihm 
daſſelbe entfremden möge. a 
N Caput IV. 

Von unrechter Benehmung des Beſitzes. N 

Wer ein Ding mit Recht beſitzet, dem ſoll daſſelbe ohne Urtheil und 
Recht nicht genommen werden, wo ers nicht gutwillig abtreten will. Da 
aber jemand dem andern den Beſitz mit Gewalt nehmen thaͤte, ſoll er, 
wenn er zu Rechte darum beſprochen wird [A. L. R. I. 7. 146,], nicht 
allein denfelbigen vor allen Dingen wieder zu raͤumen und zu übergeben 
ſchuldig ſeyn; ſondern da er irgend ein Recht auf denſelben gehabt hätte, 


* 


9 Siehe den alten Eulm Cap. 86. des 3. B. 


) Siehe den alten Culm Cap. 138. des 3. B. 


. 


* 
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ſoll er durch ſolche gewaltſame Abnehmung deſſelben verluſtig erkannt; 


oder da er kein Recht drauf haͤtte, ſo hoch, als ſich daſſelbe Ding be⸗ 
laͤuft, ſeinem Wiederpart vertheilet werden. 
Caput V. 
Ob einer dem andern mit Bauen an ſeinem Erbe und Beſitze 
zu nahe iſt. 15 

Ob ein Mann den andern beklaget, daß er ihm an ſeinem Erbe et⸗ 
was abgebauet habe, das behält der Beklagte baß, als der das Erbe im, 
Gewähr hat, mit feinem Eyde; es habe ihn der Kläger mit Zeugen an⸗ 
geſprochen, ſo muß es der, ſo das Erbe im Gewaͤhr hat, ob er will, 
mit Zeugen erhalten ).) ö 


„ 


Titulug octavus. \ 


Von Teſtamenten und andern letzten Willen. 
s Caput I, > 


Welche Perſonen teftiren mögen. 


Zeftamente und letzten Willen mag ein jeder ordnen, dem es zu 
Rechte nicht verbothen. Es wird aber nicht zugelaſſen, zufoͤrderſt den⸗ 
jenigen, ſo zu ihrem Verſtande [A. L. R. I. 12. 16.], das iſt zu 21 
Jahren nicht kommen ſind; weiter denen, die au ihrer Vernunft gebrech⸗ 
lich oder ſinnloß ſind [A. L. R. I. 12. 21.], ſo lange bis ſie wie⸗ 
der zur Vernunft und guten Verſtande kommen; Ferner allen Verſchwen⸗ 
dern [A. L. R. I. 12. 27.], denen die Verwaltung ihrer Güter. von der 
Obrigkeit verbothen und genommen iſt; Item denen, die zugleich taub 
und ſtumm find A. L. R. I. 12. 15. II. 20. 95.], und alle denen, fo 


. wegen ihrer Uebertretung Leib und Gut verwirket haben. 


Caput II. 
Wie man rechtſchaffene Teſtamente ordnen moͤge. 
Weil einem jeden frey ſtehet, ſeine Geſchaͤfte und letzten Willen 
entweder offenbar zu ordnen und anzufagen, oder aber verſchloſſen hinter 


ſich zu laſſen, ſo mag er ſolches auch thun in oͤffentlichen Gerichtsſtellen, 
oder auch auſſer denſelben. 


„) Siehe den alten Culm Cap. 40. des 3. B. 

+) Der Sinn dieſer Stelle iſt folgender:rt: 
Wenn jemand einen andern verklagt, daß er beim Bau ſeine Grenze 
uͤberſchritten, folglich einen Theil feines, Grundſtuͤcks bebauet habe: 
fo hat der Verklagte die Vermuthung fie ſich, nur ſein Eigenthum 
bebauet zu haben, und er kann verlangen, daß er darüber zum Er⸗ 
fuͤllungseide gelaſſen werde. . N 

Hat aber der Kläger dem Verklagten den Bau in Gegenwart 

von Zeugen unterſagt (novi operis denunciatio): ſo muß der Ver⸗ 
klagte, wenn er dabei beharrt, daß der bebauete Grund und Bo⸗ 
den ſein Eigenthum ſey, durch Zeugen beweiſen, daß die Grenze 
vorher jenſeits der bebaueten Stelle gegangen fey. ö 


richtlich eingezeuget wird, das fol zu Rechte unkraͤftig ſeyn. 


* 8 
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* 


1 Caput III. 
Von Teſtamenten, ſo vor Gericht geſchehen. 


Wer nun vor den Gerichten fein Teſtament verſchloſſen einlegen 


will, derſelbe ſoll perſoͤnlich erſcheinen, und ſolchen ſeinen letzten Willen 
in Schriften uͤbergeben, mit Vermeldung, daß darin ſein Wille und ſeine 


Meinung, wie es mit ſeinem Gute nach dem Tode ſolle gehalten wer⸗ 
den, enthalten ſey, und begehren, daß daſſelbe ad acta genommen, 
und kuͤnftig ihm ſelber auf den Fall der Aenderung oder gaͤnzlichen Auf⸗ 
hebung wiedergegeben, oder nach ſeinem Abſterben ſeinen Erben, oder de⸗ 
nen, fo daran gelegen publiciret und Abſchrift gegeben werden möge. 
Welch Teſtament denn von den Gerichten angenommen, und die Erklaͤrung 
darneben ad acta verſchrieben, und alſo für ein beſtaͤndig und vollkom⸗ 
men Teſtament und Pilpolition ſoll gehalten werden. 


Caput IV. 
Wie ein Teſtament auſſerhalb Gerichtsſtelle vor den Schoͤppen ge⸗ 
ö ſchehen und inlinuiret werden möge. ; 
Da aber jemand Ehehaft oder. anderer Ungelegenheit halber vor Ge⸗ 


richt nicht kommen koͤnte, derſelbe mag mit Urlaub der Gerichte den 


Richter und zween Schoͤppen zuſammt dem Gerichtsſchreiber zu ſich in 


feine Behauſung oder Beherbergung fordern laſſen, und denſelben fein 


Teſta ment und letzten Willen in Schriften übergeben, welches eben fo 
kraͤftig und vollkommen ſeyn fol, als wenn es vor dem öffentlichen Ges 
richte geſchehen waͤre, und darf keiner andern Zeugen. 

f Caput V. 


Wie ein Teſtament auſſerhalb Gerichte ohne Schoͤppen verrichtet 
b und infinuiret werde. 


Wo aber jemand die Schoͤppen nicht haben koͤnte, wegen geſchwin⸗ 
der Zufaͤlle, Verhinderungen oder ſonſt gefährlichen Peſtzeiten, der mag 
ſolchen feinen geſchriebenen Willen zween glaubwuͤrdigen und wahren un⸗ 
tadelhaftigen Zeugen nebſt dem Gerichtsſchreiber uͤbergeben, mit Begeh⸗ 
ren, denſelben bey Gerichte zu infnuiren. Welche Zeugen den naͤchſtfol⸗ 
genden Rechtstag ohne alle Mittel vor Gerichte erfcheinen [A. L. R. I. 


12. 93.], und vermittelſt ihrem koͤrperlichen Eyde ausſagen ſollen, daß 


fie ſolches Teſtament von des Teftatoris eigener Hand empfangen, auch 
von ihm, da er bey guter rechter Vernunft ſich befunden, mit deutlichen 
klaren Worten verſtanden, daß darin ſein Teſtament und letzter Wille 
enthalten. Da man aber den Gerichtsſchreiber nicht haben koͤnte, fo ſoll 
in Stelle deſſelben noch der dritte Zeuge genommen, und es wie obgedacht, 
mit der Einzeugung gehalten werden. Was alſo nicht verrichtet und ge⸗ 


Caput VI. 
Von Unterſchriften und Siegeln der Teſtamente. 


Es ſollen auch alle verſchloſſene Peſtamenta, wo nicht gar, dennoch 


zum wenigſten mit des Teſtatoris und Schaffers eigenen Hand unterſchrie⸗ 


ben, und fein Nahme und Zunahme ausgedruckt [A. L. R. I. 12. 101. J, 


. — 
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auch mit ſeinem angebohrnen und gewöhnlichem Siegel beſiegelt werden, 
und ohne das zu Rechte nicht kraͤftig ſeyn. Wer aber nicht ſchreiben 
kan, der mag es wohl von einem andern ſchreiben und unterſchreiben 
laſſen, wenn er ſich nur darneben erklaͤret, daß alles mit ſeinem Wil⸗ 
len geſchehen, was ihm ſey vorgeleſen worden, und ſolches beſiegelt. 
5 Caput VII. 
Wie ein Blinder ſchaffen und teſtiren möge,‘ 

Ob wohl die Blindheit ein Defectus, fo ſollen doch die Blinden dar⸗ 
um von Verſchaffung oder Dilpolition ihrer Güter nicht verſtoßen ſeyn; 
ſondern da derſelben Teſtament kraͤftig ſeyn ſoll, ſo muß uͤber die 
gedachten ſieben Zeugen noch der achte erfordert werden, welcher des 

Blinden letzten Willen auffaſſen [A. L. R. I. 12. 113.], und dem Te- 
ftatori, wie auch den andern Zeugen vorleſen ſoll, und dieſes muß eine 

publica perlona oder Notarius ſeyn, nach dem roͤmiſchen Rechte. 
N Caput VIII. 
Wie viel einer im Teſtament oder letzten Willen vergeben mag. 

Was ein Mann bei geſundem Leibe ohne der Erben Urlaub vergeben 
mag, das mag er auch im ordentlichen Teſtament oder letzten Willen 
vermachen, beſcheiden, oder verſchaffen [A. L. R. 1. 12, 9.], nach ſei⸗ 
nem Tode kraͤftiglich zu haben und eigenthuͤmlich zu behalten. N 


. Caput IX, ; eh a 
Von Teſtamenten, darin den Kirchen, Schulen, Armen, Wayſen, 
Gefangenen oder zu andern gottſeligen Sachen, was vermacht iſt. 

Wer in Schriften ad pias caulas wie gedacht, was geben und ſchaf⸗ 

fen will, ſeinen letzten Willen vor zween Zeugen offenbaret [A. L. R. 

I. 12. 161.], und ſolches bey Gerichte eingezeuget wird, das ſoll fuͤr 
kraͤftig und buͤndig gehalten werden. ; 


* 


Caput X. % 
Von Teſtamenten, fo ohne Schrift durch muͤndliche Ausſage 
geſchehen. 


Wuͤrde jemand ohne Schriften fein Teſtament und letzten Willen 
ausſagen und anordnen wollen [A. L. R. I. 12. 113.) der fol es thun 
Öffentlich vor Gerichte, oder vor dem Richter und zween Schoppen, oder 
aber in Noth⸗ und andern geſchwinden und gefährlichen Faͤllen vor dem 
Gerichtsſchreiber, und zween glaubrürdigen Zeugen, oder aber in Abweſen 
des Gerichtsſchreibers vor dreyen Zeugen [A. L. R. I. 12. 98, welche 
es zum naͤchſten Rechtstage einzeugen ſollen, und was alſo muͤndlich 
ausgeſaget und eingezeilget ift, ſoll fo kräftig, als wenn es in Schrif⸗ 
ten verfaſſet, gehalten werden. 5 a , 

Caput XI. N 
Von der Eltern Teſtament insgemein. ö 
N Vater oder Mutter, wenn fie Teltamenta machen IA. L. R. II. 2. 
391), oder etwas ſchaffen wollen, fo ſollen und muͤſſen fie den Kindern, 


\ 


U 
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ſo ſie dieſelben nicht zu enterben Urſach haben, zum wenigſten ihre Le⸗ 


gitimam an Eigenthum und Genuſſe, ohne Beſchwerung verlaſſen [A. L 


R. II. 2. 398.]J. Und dieſes ſoll auch von Kindeskindern verſtanden wer⸗ 
den; jedoch alſo, daß da ihrer viel waͤren, ſie nur ein Theil an ihrer 
Eltern ſtatt nehmen, und fuͤr eine Perſon ſollen gerechnet werden. 


Caput XII. 


5 Wie die Legitima oder Notherbſchaft ſoll verſtanden und gerechnet 


werden. f 
Wenn ein Vater oder Mutter eines, zwey, drey, oder vier Kinder 
hat, ſo iſt die Legitima oder Notherbſchaft nach Bezahlung der Schu 
den ein dritte Theil aller verlaffenen Haabe und Guͤter. Sind aber de 
Kinder fuͤnfe oder mehr [A. L. R. II. 2. 392.], fo iſt die Legitima die 
Haͤlfte aller Guter, ſo nach Bezahlung der Schulden verhanden. 


Caput XIII. 


Wenn Kinder vorbey gegangen, oder im Teſtament ohne ausdrückliche 


Urſach enterbet werden. \ 

So ein Vater oder Mutter in ihrem letzten Willen einem oder mehr 
Kindern ihre gebuͤhrende Legitimam nicht verordnete, ſondern ſtillſchwei⸗ 
gende gar vorbeygienge, oder ausdrücklich enterbete, und dabey keine recht⸗ 
mäßige und erhebliche Urſache ) fetzte [A. L. R. II. 2. 432.], fo mögen 
die vorbeygegangene und enterbete Kinder das Teſtament anfechten und 
widertreiben. . 

Caput XIV. 


Wenn das Teſtament angefochten oder vernichtet, wie es mit den 
e Legaten zu halten. 


* 

Wenn die Kinder ihrer Eltern Teſtament aus gedachten Urſachen 
widerſpraͤchen, oder gar umſtuͤrzeten, fo ſollen dennoch die Legata durch 
die Erben entrichtet werden; es waͤre denn, daß die Legata auch die 
Legitimam überſchreiten, fo mögen fie die Legitimam abziehen, und von 
dem uͤbrigen die Legata, ſo weit ſich die erſtrecken, pro rata portione 
entrichten. Und dieſes ſoll nicht allein von uͤbermaͤßigen Teſtamenten, 
ſondern auch von Geſchenken und Uebergaben verſtanden werden [A. L. 


R. II. 2. 433. 434. ], nemlich fo, daß die Kinder zu ihrer vollkommenen 


Legitima kommen und die erlangen moͤgen. 


R Caput XV. 
Von der Eltern Legitima oder Notherbſchaft. 


So wie die Eltern ſchuldig ſind ihren Kindern die Legitimam zu 
verlaſſen, alſo erfordert auch die natürliche Billigkeit, daß die Kinder, 
ſo nicht Leibes Erben haben, und teltiren wollen, die Eltern auch mit 
der Legitim verſehen [A. L. R. II. 2. 502.J, und iſt die Legitima ein 
dritte Theil der Guͤter, ſowohl in Eltern als Großeltern. 


— 


) Die Urſachen find, im alten Culm Cap. 49. des 4. B. enthalten. 
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4 capnt XVI. 5 5 . 
Von Teſtamenten derer, die nicht Eltern oder Kinder haben. 


Will jemand ein Teſtament ordnen, der keine Erben in ab⸗ oder 
aufſteigender Linie hat, der darf die Erben, ob fie gleich Bruͤder find, 
nicht einſetzen, ſondern iſt ſchuldig den vierten Theil“) des Gutes ihnen zu 
verlaſſen; und da daruber gethan wäre, fo iſt daſſelbe ſoweit unkraͤftig 
als es ſich über den gebührenden vierten Theil erſtrecket““) A. L. R.“ 
II. 3. 33. N . 8 

Caput XVII. 
Von Aenderung und Aufhebung der Teſtamenten. 

Ein jeder mag ſeinen letzten Willen aͤndern, mindern, mehren, auch 
ganz abthun, und abſchaffen, ſo oft er will, ungeachtet er ſich ſchon ei⸗ 
nes andern verpflichtet, denn des Menſchen Wille ſoll frey ſeyn, bis in 
den Tod. Jedoch ſollen bey ſolchen Aenderungen eben die Solennitaeten 
und Zierlichkeiten gehalten werden [A. L. R. I. 12. 565. 572.], die bey 
Aufrichtungen deſſelben ſind gebrauchet worden. 25 


Caput XVIII. s 
Von Unterwindung und Entſchlagung der Erbſchaft und Bedenkzeit. 


Der zum Erben eingeſetzet wird, ſoll ſich nach Eroͤfnung des Te⸗ 
ſtaments in dreyer Monate Friſt erklaͤren, ob er die Erbſchaft anneh⸗ 
men, oder ſich deren aͤuſſern wolle. Da das nicht geſchicht, ſo ſollen 
die naͤchſten Erben mit gebuͤhrlicher Inventirung und Verrichtung der Le⸗ 
gaten zugelaſſen werden [A. L. R. I. 9. 384.]. 


Caput XIX. 
In was Zeit ein Teſtament möge angefochten werden. 


So ein letzter Wille in Jahr und Tages Friſt nicht angefochten 
wurde, fol niemand zu Widertreibung deſſelben zugelaſſen werden; es 
hinderte ihn denn Abweſenheit oder ehehafte Noth, die er beweifen, und 
bey des Erb. Gerichts Erkaͤnntniß ſtehen fol [A. L. R. I. 12. 242.], 
ob fie erheblich find oder nicht [A. L. R. I. 9. 516.]. ; 


*) Nach der heutigen Praxi kan keiner in Danzig über 3 Part ver⸗ 
machen, fondern muß 4 Part entweder feinen Bruͤdern, Verwandten oder 
dem Filco laſſen. 

) Der Sinn iſt: . a 

Will jemand ein Teſtament errichten, der keine Deſcendenten oder 
Aſcendenten hat, ſo darf er nicht (d. h. er iſt nicht gezwungen, braucht 
nicht) entferntere Verwandte, ſelbſt nicht Bruͤder oder Schweſtern, 
zu Erben einzuſetzen, ſondern er iſt nur ſchuldig, ihnen den vierten 
Theil ſeines Nachlaſſes zu hinterlaſſen. Hat er einem Fremden mehr 
als drei Viertheile feines Nachlaſſes vermacht, ſo iſt ſolches in fo 
weit ungültig, als die gedachte Quarte verletzt worden. 


4 « 
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8 Caput XX. a 
Von Gaben, die auf den Todesfall gerichtlich uͤbergeben werden. 
Ob ein Mann im gehegten Dinge ſeinem Weibe oder einem andern 
feinem Freunde, oder einem Fremden ſtehende Erbe oder fahrende Haabe 
gaͤbe, nach ſeinem Tode erblich damit zu thun und zu laſſen, und doch 
der Gabe Herr wolte ſeyn, dieweil er lebete, alſo unſchaͤdlich derſelben 
Gabe; iſt die Frage, ob die Begabten die Gabe behalten mögen nach 
ſeinem Tode mit mehrem Rechte, dann daß die nächſten Erben, die 
Gabe vor des Gebers Tode, oder hernach widerſprechen moͤgen? Hierauf 
iſt das Recht, ſtehende Erbe und fahrende Haabe, ſo einem vor Gerichte 
gegeben iſt, oder ſo er ſelbſt gewonnen, und mit ſeiner Arbeit erwor⸗ 
beit hat, mag einer ſeinem Weibe, Freunde oder Fremden, wie er 
will, eben ſowohl auf den Todesfall, und nach ſeinem Tode zu ha⸗ 
ben, ohne der Erben Anſpruch oder Hinderung, gerichtlich vergeben [A. 
L. R. I. 11. 1066.], als wenn ers fonft aus der Fauſt weggiebet und 
uͤberreichet. 


Caput XXI. 
Wie eine Frau und Mann eines dem andern Gut übergeben möge. 

Eine Frau oder Mann, die mit einander in der Ehe und in com 
munione bonorum zu Flämiſcher Erbgerechtigkeit ſitzen, mögen eines 
dem andern oder auch ihren Kindern, Freunden oder Fremden von ihrem 
Gute geben, oder beſcheiden, was ſie zu geben oder zu beſcheiden maͤchtig 
find, Jedoch, daß ſolche Gabe oder Teſtament aus eines jeden feinem 
Antheil gehe [A. L. R. I. 11. 1050.], und des andern Antheil nicht da 
mit gemeinet ſeyn ſoll [A. L. R. II. 1. 310.]; es wäre denn, daß fie 
ſich aus gutem Willen vergleichen, und ihrer Gerechtigkeit ſelbſt verzei⸗ 
hen wolten. ; 

f Caput XXII. 
Von Gegengaben Mannes und Weibes, ſonſten Reciproca Donatio 
genannt. 

Es mag ein Mann feinem Weibe [II. 1. 452. 456.], und das Weib 
dem Manne ihr Gut erblich oder zu Lebetagen wohl auftragen: erblich, 
daß der letzt uͤberbliebene der verſtorbenen Freunden zum wenigſten das 
vierte Theil des Gutes, welches den Erben fonft ab intellato gebuͤhret 
haͤtte, ſoll herauszugeben ſchuldig ſeyn: zu Lebetagen, daß der letzt uͤber⸗ 
bliebene Ehegatte, ſo lange er lebet, derſelben genieſſen ſoll: Jedoch 
daß die Caution und Vorſtand geleiftet werde, daß mittlerweile die Gu⸗ 
ter nicht ſollen verſchmaͤlert oder verringert werden, ſofern es die Erben 
begehren. Wenn der letzte Ehegatte auch mit Tode abgehet, ſollen als⸗ 
denn beyderſeits Erben und Freunde darzu gelaſſen werden, und ſollen 
des erſt verſtorbenen Erben die Güter theilen, und des letzt Verſtorbe⸗ 
nen darin die Kuͤhre haben [A. L. R. II. 1. 646.]J. 

Caput XXIII. N 

Ob ein Mann feinem. Meibe jährlichen Zins uͤberreichet zu ihrem 
Leben, und ſie vor dem Zinstage ſtuͤrbe. 

Giebet und überreichet ein Mann, als es zu Rechte geſchehen mag, 

vor Richter und Schoͤppen im gehegten Dinge ſeinem Weibe, nach ſei⸗ 
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nem Tode jährlichen Zins auf einen beſtimmeten Tag zu heben und zu 

nehmen, allein zu ihrem Leben: Stirbet das Weib vor dem geſetzten 

Zinstage, ſo gebuͤhret der Zins des todten Mannes Erben). Denn 

weil das Weib den Zinstag nicht erlebet hat, fo mögen auch ihre Er: 

ben das Geld nicht fordern [A. L. R. I. 21. 170. J. N 
Caput XXIV. N 


Qb ein Mann ſeiner Kinder einem eine Summe Geldes zum voraus 
5 giebet. 


Giebet und überreichet ein Mann im gehegten Dinge vor Richter 
und Schoͤppen einem ſeiner Kinder eine Summe Geldes, das er zu Rechte 
maͤchtig iſt zu vergeben, in alle ſeinem Gute nach ſeinem Tode zum vor⸗ 
aus zu nehmen, und damit zu thun und zu laſſen; dieweil er aber lebet, 
fo will er ſelber des Guts gewaltig ſeyn, damit zu thun und zu laffen: 
Wird die Gabe nicht verwandelt, oder verruͤckt, ſo ſoll ſie bleiben, Kraft 
und Macht haben, alſo, daß das Kind nach ſeines Vaters Tode an ei⸗ 


genem oder liegendem Erbe, und aller ſeiner fahrenden Haabe, und Ge⸗ 


reitſchaft, wo er die hat, binnen oder auſſer dem Gericht eine Summe 
Geldes vor den andern Kindern zum voraus nehme; doch daß den an⸗ 
dern feinen Kindern an ihrem gebuͤhrenden Erbtheil, ſo Legitima ) ge⸗ 
nannt, dadurch nichts benommen werde [A. L. R. II. 2. 378. 891.]. 
Denn alle Gaben und Verreichungen, ſo im gehegten Dinge geſchehen 
vor Richter und Schoͤppen, die ſollen nach ihrer Ausweiſung bleiben, 
Kraft und Macht haben. 1 | 
2 Caput XXV, . \ P 
Ob ein Mann Geld vergebe, und wäre andern ſchuldig. 
Giebet ein Mann dem andern vor gehegtem Dinge eine Summe 
Geldes, die er nach ſeinem Tode aus allem ſeinen Gut haben ſoll; ſtir⸗ 
bet der Mann und bleibet andern Leuten ſchuldig, dieſelben ſollen ihre 
beweißliche oder bekenntliche Schuld aus des Mannes Gut zum voraus 
nehmen ***). 8 
: ; Caput XXVL 8 
Ob der Erbe eines zu Lebetagen gegebenen Guts, die darauf 
5 gemachte Schulden bezahlen ſoll“ en 
Ein Mann begabet ſein eheliches Weib im gehegten Dinge mit ei⸗ 
nem Erbe, daß ſie es nuͤtze zu ihrem Leben; ſtirbet die Frau, und blei⸗ 
bet den Leuten ſchuldig, der Erbe, auf den das Erbe gefallen, darf die 
Schuld von dem Erbe, das der Frauen zu Leibes Nutzung gegeben war, 
nicht gelten ). 8 BZ 


) Siehe den alten Culm Cap. 24. des 4. B. Er 

*) Obzwar im alten Culm Cap. 21. des 4. B. im Lat. Culm. Recht 
Cap. 19. und 47. und Poln. im 20. und 57. Cap. des 3, B. wie auch 
in der Braunb. Ausgabe Cap. 15. des 4. B. der Legitimae nicht ge⸗ 
dacht wird, ſo muß dennoch ſolches in Praxi beobachtet werden. 

e) Siehe den alten Culm Cap. 54. des 4. B. 

+) Siehe den alten Culm Cap. 19. des 4. B. 

Weſtpreuß. Prov⸗Recht, Bd. III. 15 


* 


* 
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Titulus nonus. 
Von Succeflion oder Erbnehmung. 
l N Caput I. 
Von Erbnehmung in abſteigender Linie. 

Alle Erben maͤnnliches und weibliches Geſchlecht in der abfteigenden 
Linie ſchlieſſen aus die, ſo dem Verſtorbenen in aufſteigender oder bey⸗ 
ſeitlicher Linien verwandt ſind, unangeſehen dieſelben im Grad der Sib⸗ 
ſchaft etwas näher ſeyn [A. L. R. II. 2. 300. 489.J. Als ſtirbet ein 
Mann und laͤſſet Kinder nach ihm, es ſeyen Söhne und Toͤchter, die 
Kinder nehmen das Erbe nach gleicher Theilung. Imgleichen auch wenn 
ein Mann verſtirbt, und Läffet Kinder und Kindeskinder nach ihm A. E. R. II. 
2. 349), fo nehmen Kindeskinder mit ihren Vettern, Ohmen und Muhmen, 
das iſt mit ihres Vatern⸗ oder Mutterbruͤder oder Schweſtern, in ihres 
Großvaters oder Großmutter Erbe gleichen Theil nach den Staͤmmen 
oder Wurzeln [A. L. R. II. 2. 350.J, und nicht auf die Haͤupter, ſon⸗ 
dern folgen in dieſem Falle ihrem verſtorbenen Vater oder Mutter nach, 
oder nehmen ſo viel, und nicht mehr, als ihre Eltern, wenn ſie noch im 
Leben wären, genommen haͤtten. Solches geſchicht jure repraelentatio- 
nis, und hat allhie die Regel: Wer ſich näher zur Sibbe zeucht, der 
nimmt das Erbe dem andern zuvor, nicht ſtelle [A. L. R. II. 2. 857.]; 
es waͤre denn, daß die verſtorbenen Eltern abgetheilet, und Erbtheil 
bey Gerichte vermittelſt ihres Eydes verlobet hatten, alsdenn moͤgen fie 
mit des verſtorbenen Kindern nicht zugelaſſen werden. Und dieſes ſoll 
alſo fortan verſtanden werden auch von andern abſteigenden. Denn das 
Erbe ſoll aus dem rechten Buſen nicht gehen, dieweil jemand davon ver⸗ 

handen iſt. f ER 

vn Caput II. 157 
8 Von Erbſchaft zweyerley Kinder. 
Stirbe ein Mann, und lieſſe von ſeinem erſten ehelichen Weibe et⸗ 
liche Kinder, an einem, und von ſeinem anderm auch zuvor verſtorbenen 
Eheweibe gleichfals einige Söhne und Töchter, am andern Theile, dar⸗ 
neben Erben und eigen an liegenden Gruͤnden und an fahrender Haabe: 
So hat er alle ſolche ſeine nachgelaſſene Guͤter und fahrende Haabe, 
zu Erbe und Erbgerechtigkeit gehoͤrende, auf gedachte ſeine gelaſſene Kin⸗ 
der, von der erſten und andern Frauen gezeuget, als auf ſeine rechte 
Leibeserben [A. L. R. II. 2. 302.] zu gleicher Theilung nach Anzahl der 
Perſonen gebracht und gefaͤllet. ne Sc 7 
Caput III. 


Ob Tochter = oder Sohnskinder nähere Erben ſind, denn rechte 
Schweſtern und Bruͤder. 5 
Stirbet eine Frau, und laͤſſet hinter ihr eine rechte Schweſter, und 
ihrer rechten Tochterkind, welche Tochter ſie durch Schicht und Theilung 
abgeſondert, oder nicht [A. L. R. II. 2. 375.]; fo hat die verſtorbene 
Frau ihr nachgelaſſen Erb und Gut auf der Tochter Kind, welches an 
ſtatt der Mutter diesfals geſetzet wird, mit mehrem Rechte gebracht, 


7 4 
* 


* 


Drittes Buch. Tit, Xx. 297 | 


denn daß der verſtorbenen Frauen rechte Schweſter einigen Theil neh⸗ 
men moͤge. . * 5 
Caput IV. 
Wie uneheliche Kinder erben. 

Ein unehliches Kind nimmt Erbtheil in ſeiner Mutter nachgelaſſe⸗ 
nen Gütern“) gleich andern feinen Bruͤdern und Schweſtern [A. L. R= 
II. 2. 656. ], ob fie gleich vor oder nach ihm in ſtehender Ehe gezeuget find, 
Caput V. f f 

Ob Kinder, die geehelichet werden durch folgenden Eheſtand, mit den 

i m men ehelichen erben mögen. g B 2 

Ein Mann zeuget Kinder mit einem Weibe, die nicht ſein ehelich Weib 
iſt, und laͤſt ſie ihm darnach trauen, und gewinnet auch Kinder mit ihr: 
Die erſten Kinder werden geehlichet durch den folgenden Eheſtand. Stir⸗ 
bet denn der Mann, die erſten Kinder ſollen mit den letzten gleichen 


Theil nehmen [A. L. R. II. 2. 596.], von Rechts wegen. 
i gar Caput VI. . 
Von Erbnehmung in aufſteigender Linie. 


Wenn der Verſtorbene in abſteigender Linie keine eheliche Leibeser⸗ 
ben hat oder verläſt A. L. R. II. 2. 489.], alsdann gehet das Erbe in 
der rechten Linie aufwärts in die rechten Stämme, und nehmen Vater 
und Mutter ſein Erbe allein. Und wo Vater und Mutter nicht im Le⸗ 
ben find, ſo iſt der Großvater und Großmutter oder andere aufwärts, 
zu den verlaſſenen Gütern ab inteſtato die rechten und naͤchſten Erben. 
Als wenn ein Sohn oder Tochter ſtirbt ohne Leibeserben, ihr Erbe nimmt 
Vater und Mutter, ob ſie beyde noch leben: Iſt aber von den beyden 
eines todt, alſo daß der Buſen gebrochen iſt, ſo ſind Schweſter oder 
Brüder ſeine Erben, von Rechts wegen. Dies iſt zu vernehmen von 
Vater und Mutter, Bruder und Schweſter, da keine Zweyung an iſt. ) 
Denn jeder Vater und jegliche Mutter nimmt ihrer ſonderlichen Kinder 
Erbe vor den andern der Kinder Halbbruͤdern oder Halbſchweſtern von 
Rechts wegen. Als wenn ein Mann vier oder fünf Hausfrauen ge⸗ 
trauet haͤtte, oder eine Frau fo viel Männer, und zeugete mit jeglichem 
ein Kind, und die Kinder erlebeten ihres Vatern oder Mutter Tod; 
welcher von ihnen hernach ſtirbet, der Vater oder Mutter, jegliches nimmt 
fein ſonderlich Antheil und Kindes Erbe, und nicht ſein Halbbruder. 


g Caput VII. 7 
Ob der Großvater naͤher ſey denn der Halbbruder. 


Stirbet ein Kind und laͤſſet feinen Großvater und feinen Halbbru⸗ 
der [A. L. R. II. 2. 493.], fo nimmt das Erbe der Großvater. 


) Nach den Magd. Fr. und Urth. dift: 8, cap, 14. des 1. Th. kan 
ein unehlich Kind gar nicht erben, ſondern der Muttergut faͤllt an die 
Gerichte, womit auch der alte Culm Cap. 96. des 4. B. einſtimmet. 

*) Siehe den alten Culm Cap. 76. des 4. B. 
15 
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Caput VIII. N 
Ob die Großeltern Erbe nehmen vor Vaterbruder, ober 
ö Mutterſchweſter. 


: Stirbet ein Kind und Läffet feinen Großvater und feines Vaternbru⸗ 
der, oder feiner Mutterſchweſter, fo hat er alle fein Erb und Gut auf 
den Großvater, oder in Mangel des auf den Aeltervater [A. L. R. II. 
2. 495.], und fo fort an aufwaͤrts gebracht und gefaͤllet ). 


Caput IX. i 


Wie ein Kind erbet auf die Bruͤder und Schweſtern, und nicht 
auf die Mutter, nach getrennetem Buſen. 


Ein Mann ſtirbet und laͤſſet unvergeben Erbe und Gut, und Kin⸗ 
der, die ihm ebenbuͤrtig ſind, und die Kinder haben noch ihre Mutter 
im Leben; ſtirbet denn eines der Kinder, des Kindes Gut nehmen ſeine 
Schweſtern und Brüder von voller Geburt, und nicht die Mutter; ſter⸗ 
ben aber die Kinder alle ohne Leibes Erben, ſo erbet ihr Gut alles fort 

auf die Mutter [A. L. R. II. 2. 795.J. 8 


; Caput & 
Von verſchweſtertem und verbruͤdertem Erbe. 
Wenn ſich ein Erbe verſchweſtert oder verbrüdert, alle die ſich 
gleich nahe zur Sibbe ziehen mögen [A. L. R. II. 3. 37.], die nehmen 
gleichen Theil“) daran, es ſey Mann oder Weib. 


5 Caput XI. 5 ’ 
Ob Brüder oder Schweſtern von voller Geburt des vollen Bruders 
Kinder zugleich zulaſſen. 8 

Stirbet einer, und laͤſſet Bruͤder oder Schweſtern von voller Ge⸗ 
burt, und feines Brudern Kind [A. L. R. II. 3. 87.], fo find die Bruͤ⸗ 
der oder Schweſtern naͤher, das Erbe zu nehmen, denn des verſtorbenen 
Bruders Kind. 8 

f Caput XII. N 

Von gezweyten Brüdern und ungezweyten Brüder Kindern. 
Stirbet einer und laͤſſet feinen Halbbruder und ſeines Brudern Kinder 
von voller Geburt [A. L. R. II. 3. 35.], fo ſoll der Halbbruder vor des 
vollen Bruders Kindern zum Erbfall der naͤchſte ſeyn, und ſoll ſolches 
allein von dieſem, und von keinem andern Fall im weitern Gradu ver⸗ 
ſtanden werden, nach alter hergebrachter Gewohnheit. 


) Nach dem alten Culm Cap. 77. des 4. B. ſollen alle zugleich erben. 
) Siehe den alten Eulm Cap. 65. des 4. B. 
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aput XIII. 


Ob des Vatern Halbbruder oder des Vatern ganz Bruder Kind 
ER naͤher fey. 

Ein Kind ftirbet und laͤſſet feines Vatern Halbbruder, und, feines 
Vatern Bruder Kind [A. L. R. II. 3. 52.]), der fein ganzer Bruder voller 
Geburt war, des Kindes Gut ſoll fallen auf fie Beyde zu gleichen Theilen“). 

Caput XIV. ; * 


Ob des Vatern⸗ oder Mutterbruder, oder Schweſter, vor Brüder: 
. oder Schweſterkindern näher ſey. i 
Des Vatern Bruder⸗ und ſeiner Schweſterkinder die ungezweyet 
find von Vater und Mutter [A. L. R. II. 3. 48.], ſind alle gleich nahe 
Erbe zu nehmen. 
Caput XV. 


Bruͤder⸗ und Schweſterkinder, ob fie nach der Wurzel oder nach ihren 

Stämmen, oder in capita nach Haupt und Perſonen Anzahl 

Erbe theilen. i 8 

Stirbet einer und laͤſſet eines oder mehr feines verſtorbenen Bru⸗ 
ders Kinder, an einem 3. oder eines oder mehr ſeiner Schweſter Kinder, 
am andern Theil, und laͤſſet darzu Erb und eigen: So erben fie alle zu 
gleichen Theilen, nach Perſouen Anzahl in capita [A. L. R. II. 3. 57. 
und micht nach den Staͤmmen. ! ö 

- Caput XVI, \ 

An wen unehelicher Kinder Gut ſtirbet. ; 

Ein uneheliches Kind, fo keine Leibeserben nach ſich laͤſſet [A. L. 
R. II. 2. 659,], vererbet fein Gut ins erſte auf feine Mutter, wo die 
noch im Leben iſt; waͤre aber vor ihm die Mutter durch den Tod abge⸗ 
gangen [A. L. R. II. 2. 660.9, fo verfaͤllet es fein nachgelaſſen Gut auf 
feine Brüder und Schweſtern zugleich; hat es aber die auch nicht, als⸗ 
denn faͤllet fein Gut auf die Obrigkeit. ö ; 

i Caput XVII. 


Vom Erbe derer, die durch Urtheil und Recht, oder auch von ihnen 
ſelbſt getoͤdtet werden. f 
Wer durch Urtheil und Recht vom Leben zum Tode gebracht wird, 
der laͤſt nichts deſto weniger fein Gut, da er einiges hat, feinen rechten 
Erben [A. L. R. II. 20. 95. “); es wäre denn, daß er eines begange⸗ 
nen Criminis laelse Majeltatis vertheilet würde, denn in dem Verbrechen 
fället fein Gut an die Obrigkeit. Wer ſich ſelbſt umbringet, deſſen 
Gut fol auch feinen naͤchſten Erben verbleiben und ihnen nicht genom⸗ 
men werden. 


Im 81. Cap. des 4. B. des alten Culms ſteht: Daß der Halb: 
bruder allein das Erbe nehmen ſoll. 

**) Br den Sachſenſp. Art. 31. des 2. B., den alten Culm Gap, 
98. d. 4. B. * 
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Caput XVIII. 
Wenn eine Erbſchaft verlediget wird ohne Erben. 

Wenn eine Erbſchaft erlediget wird, da ſich niemand mit Recht bir 
nen Jahr und Tag zu zeucht [R. L. R. II. 16. 16.], das nimmt die 
Koͤnigliche Gewalt); doch iſt ſolches zu verſtehen, wenn gewiſſe und er⸗ 
weisliche Nachrichtungen find, daß wahrhaftig keine Erben verhanden find. 
Da aber noch einige Vermuthungen von Erben ſind, ſoll nach Ausgang 
des Jahrs die Publication an demſelben Orte, da der Todte verblichen, 
und die Güter gelegen, und dazu in dreyer anftoffenden Herren Lande, 
da man ſich des Erben vermuthet, auf der verlaſſenen Güter Unkoſten, 
fo dieſelbe fo hoch reichen, geſchehen; daß da jemand zu ſolcher Verlaſ⸗ 
ſenſchaft mit Rechte ſich ziehen koͤnte, er binnen dem andern Jahr er⸗ 
ſcheine, und fein Recht deducire. Geſchaͤhe das nicht, ſollen die Güter 
ohne laͤngern Verzug confilciret werden, doch mit der Caution, daß 
da jemand hernach kaͤme, der ſeine Unwiſſenheit oder Ehehafte ge⸗ 
nugſam zu Rechte beweiſen koͤnte, ihm das ſeinige voͤllig ſoll reltitui- 
ret (A. L. R. II. 16. 27. II. 16. 847.], und wiedergegeben werden, 


Caput XIX. 
Von Erbgerichtes Anfalle. 

Ein Mann ſtirbet und laͤſſet ein Erbgericht, und laͤſſet hinter ihm 
nach ſeinem Tode lebendig ſeines Vatern Bruder voller Geburt, und 
ſeiner Schweſter Sohn auch von voller Geburt, welcher unter dieſen hat 
Recht zum Erbgericht? Hierauf gehet das Recht, Erbgericht, und 
was zu dem Erbgericht gehoͤret, erſtirbet es, ſo fällt es auf die naͤch⸗ 
ſten Freunde und Erben beyderley Geſchlechts nach Rechte. Iſt auch zu 
dem Gerichte einiges Gut oder Erbe oder Zins geliehen, das ſoll folgen 
und bleiben dem Gerichte. Waͤre es aber Zinsgeld, Gewette, oder Buſſe, 
das von dem Gericht gekommen, oder betheidinget waͤre, und der Rich⸗ 
ter es noch nicht empfangen haͤtte, ſo gehoͤret ſolch Geld, wo der Rich⸗ 
ter ſtirbet, feinen naͤchſten Erbnahmen, beyde Mannes- und Frauens⸗ 
perfonen**). Aber ein Schulzenamt oder Gericht, das ein Mann erblich 
erkauft hat, das erbet, zwar auch auf beyderley Geſchlecht, doch alſo, daß 
allewege der männliche Erbe [A. L. R. I. 17. 123.], wofern er tuͤchtig 
zum Schulzenamt, dem Fraͤulichen vorgezogen werde. 


Titulus decimus, 


Von Erbesforderung und Theilung. 
Caput 1, f 
Wie man ſich zur Erbſchaft ziehen, ſibben und dieſelbe verge⸗ 
5 ö wiſſern ſoll. 
Wem ein Erbfall anſtirbet, der ſoll kommen in gehegtem Dinge 
und ſoll benennen den, der das Erbe hat gelaſſen, und ſoll benennen, 


— 


) Siehe den alten Culm Cap. 70. des 4. B. a 
*) Siehe den alten Culm Cap. 41. des 2. B. 


* 


Drittes Buch. Tit. X. 231 


wie nahe er dem Todten geſibbet, und ſoll die Magſchaft, die er benen⸗ 
net hat, beweiſen mit Kundſchaft oder Gezeuge!) [A. L. R. I. 9. 484. ], 
oder in Mangel vollkommenes Beweiſes, behalten mit feinem Eyde A. 
L. R. I. 9. 485.]: Alſo fol er ſich zu dem Erbe ziehen, und ſoll das verge⸗ 
wiſſern mit ſtehendem Erbe und eigen, oder mit Buͤrgen [A. L. R. I. 9. 
491.] , ob jemand kaͤme binnen Jahr und Tag, der dem Todten näher 
wäre gemaget und gebohren, daß er den darzu kommen laſſe JA. L. R. 
I. 9. 477. II. 18. 847]. Käme auch jemand nach längerer Zeit, als 
Jahr und Tag, der nahe wäre, den ehehafte Noth gehindert hätte, der 
ſoll die aͤchte Noth im gehegten Dinge beweiſen, wie Recht iſt, und 
ſo er ſeine naͤhere Magſchaft beweiſet, denn ſoll er des Erbfalls ge⸗ 
nießen. 24 855 
Caput II. 
Von angeſtorbenem Erbe, wer davon die Schuld bezahlen ſoll. 
Stirbet einer und laſſet ſtehend Erb und eigen in dem Weichbilde, 
und ſonſt kein ander Gut, ſein Erbnehmer, der ſich des Erbes unter⸗ 
windet, muß alle beweißliche Schuld bezahlen, ſofern er die erbliche 
Succelfion ohn ein Inventarium annimmt [A. L. R. I. 9. 418.]J. Da er 
aber ein gebührlich Inventarium mit Wiſſen und Willen des Gerichts 
beſchreiben laͤſſet, zu Unterſuchung beyde des Erbfalls vermoͤgens, und 
auch wie hoch ſich die Schuld der Creditoren thut erſtrecken, ſo iſt er 
über den Einhalt des Inventarii niemanden zu zahlen ſchuldig, [A. L. R. 
I. 9. 422.] er thue es denn von gutem Willen. Ob aber der Erbneh⸗ 
mer aus dem Gute die Gläubiger nicht bezahlen wolte, fo zwingen fie 
ihn mit Rechte, und beſetzen es mit Gerichte, und erklagen es fuͤr ihre 
Schuld. Will denn jemand das Erbe freyen oder vertreten, ſo muß er 
für die Schuld antworten, und den Klaͤgern mit Bezahlung der Schul⸗ 
den genug thun ). * 
Caput III. 
Vom Inventario, und wie daſſelbe ſoll gemachet werden. 


Wer eine Erbſchaft lub Inventarii beneficio anzunehmen bedacht iſt, 
der ſoll erſtlich alle diejenigen, ſo daran irgend einen Zuſpruch haben, 
als nemlich die Legatarios, Creditores und andere zu ſolcher Aufrich⸗ 
tung des Inventarii und Beſchreibung des Guts laden laſſen. Die Ge: 
genwärtigen und ſo bekannt ſind, mit ihren Namen und Zunamen, die 
unbekannten mit der General- Claufel: und alle, die auf das Gut irgend 
ein Recht Zu⸗ und Anſpruch zu haben vermeinen. Da aber auch die 
Creditores an andern unbekannten Oertern ſeyn möchten, fo ſollen ſie 
durch ein Öffentlich Edict oder Proclama gefordert, und ihnen darin ein 


) Der alte Culm Gap. 86. des 4. B. gedenket der Zeugen nicht, 
ſondern nur des Eydes. Nach der heutigen Praxi wird die Sibbe durch 
zwey Zeugen beſchworen. i 

„) Der alte Culm Cap. 91. des 4. B. gedenket zwar keines Inven- 
tarii, doch ſtimmet er übrigens mit dieſem Capitel ein. 
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geraumer Terminus, darin fie den Ort erreichen, und darneben Zeit und 
Stelle, wo ſie ſich hin verfuͤgen, und was der Erbe vorzunehmen be⸗ 
dacht, angekuͤndiget werden. N 2 s 
: Caput vx. g 
In was Zeit die Inventirung geſchehen ſoll. 
Es ſoll der Erbe ſchuldig ſeyn ſolch Inventarium in Monats Friſt, 
von der Zeit, wenn er ſich des Erbfalls angenommen, anzufangen, und 
in folgenden zween Monaten zu vollenden [A. L. R. I. 9. 424.], alfo 
daß die ganze Friſt drey Monat ſeyn ſoll; es waͤre denn, daß die Erb⸗ 
ſchaft in unterſchiedlichen Oertern gelegen, und mehr Zeit erfordert 
wuͤrde, alsdenn ſoll auf Erkaͤnntniß der Gerichte die Zeit verlängert 
[A. L. R. I. 9. 425.], und zum hoͤchſten auf ein Jahr erſtrecket werden. 


Caput V. 
Was bey der Inventirung erfordert wird. 5 
So nun die Creditores, Legatarii und andere bey der Inventirung 
mit erſcheinen [A. L. R. I. 9. 493.], fo fol der Erbe gleichwohl zwey 
oder drey glaubwuͤrdige und unverdaͤchtige Leute neben dem Gericht⸗ 
ſchreiber dabey haben, ſonſten iſt das Inventarium unkraͤftig, und mag 
den Erben nicht zu ſtatt kommen. a 


i Caput VI. f 
Was in das Inventarium ſoll gebracht werden. 

Alles, was in der Erbſchaft gefunden, es ſey an eigenen oder an⸗ 
dern verpfaͤndeten, geliehenen und vertrauten Gütern beweglich und un⸗ 
beweglich, fol in das Inventarium gebracht werden, und mag ſich der 
Erbe vorbehalten, was etwan aus Irrthum oder Unwiſſenheit vergeſſen, 
daß er es künftig einbringen wolle. Da auch etwas darein gebracht, das 
in das Inventarium nicht gehoͤre, daß ihm ſolches unſchaͤdlich ſeyn ſolte. 

Caput VII. 
Wie das Inventarium möge widerſprochen werden. 

Wenn die Oreditores, Legatarii, oder andere etwa vermeinen, daß 
der Erbe mit Beſchreibung der Guͤter nicht richtig umgegangen, oder et⸗ 
was ausgelaſſen, fo ſtehet ihnen offen, ſolches wie Recht zu beweiſen, 
und da es ihnen denn am Beweiſe abgienge, mögen ſie dem Erben den 

Eyd zuſchieben [A. L. R. J. 9. 440.), der auch ſchwoͤren muß, daß er 
alles richtig und vollkommen eingebracht. ; f 


Caput VIII. : 
Von Strafe derer, die nicht treulich inventiren. 

Wo ein Erbe, oder der ſonſten zu inventiren ſchuldig iſt, etwas 
gefährlicher Weiſe im iuventiren verſchwiegen, verhalten oder verborgen, 
und deſſen überwunden wuͤrde, der ſoll des beneficii Inventarii nicht zu 
genießen haben [A. L. R. I. 9. 439.], ſondern alle Schuld und Ge: 
ſchaͤfte bezahlen, als wenn er ſich der Erbſchaft ſchlecht ohne Inventario 
unterwunden hätte, N ö J 


\ 


N 
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+ Caput IX, I 
Von Schließung des Inventarii. 

Wenn nun der Erbe alles mit vorhergehenden Ceremonien zum In- 
ventario gebracht, ſo ſoll ers mit den anweſenden Perſonen als dem 
Gerichtſchreiber und den Zeugen ſelbſt unterſchreiben und beſiegeln, und 
alfo bey dem offentlichen Gerichte einlegen [A. L. R. J. 9. 423.], da 
dann den Creditoribus und andern, fo an den Gütern interelliret, Abs 
ſchriften moͤgen mitgetheilet werden. 

Caput X. 8 
Von Nutz und Wirkung des Inventarii, 


Wer ein Inventarium richtig und wie recht iſt, beſchreiben laͤſſet, 
derſelbe iſt erſtlich nicht hoͤher verbunden, kan auch nicht weiter beſprochen 
werden, als ſich der Erbfall erſtrecket. Zum andern mag er auch den 
erſt kommenden Creditoren und Legatarien zahlen, ſoviel in der Erb⸗ 
ſchaft verhanden, und koͤnnen ſie ferner an ihn nicht kommen, ſondern 
es mögen die Greditores mit den Legatariis, oder beyde unter ſich um 
den Vorzug agiren [A. L. R. I. 9. 452], da denn allewege die Credi- 
tores den Legatariis ſollen vorgezogen werden. Zum dritten hat der Erbe 
zu fordern und einzubringen alle Unkoſten, fo auf das Begräbniß gegan⸗ 
gen [A. L. R. J. 12. 354.], wie auch alles das, was er zu Beſchreibung 
der Güter und Inventarii aufgewandt, und fo er an der Erbſchaft etwas 
an Schulden zu fordern hat, ſo iſt er den andern Creditorn gleich, ſo 
ſie vor ihm keinen rechtlichen Vorzug haben wegen der Zeit oder andern 
Privilegien. 

Caput XI. 
Von Schicht und Theilung zwiſchen Eltern und Kindern. 

So ein Mann ein Weib nimmet, und der Mann darnach ſtirbet, 
und verlaͤſſet feine Kinder [A, E. R. II. 1. 637.], fo hat das Weib nach 
Culmiſchem Rechte das halbe Gut, und ihre Kinder nehmen die andere 
Haͤlfte, und das Weib bleibet in vollem Gute beſitzen, dieweil ſie ohne Mann 
bleibet, ſofern ſie den Guͤtern ohne Schaden der Kinder wohl vorſtehet, 
und auch die Kinder ſelbſt ihr Antheil nicht fordern; ſonſt muͤſte die 
Frau nach den 30 Tagen, welches die Trauertage genennet werden [A. 
L. R. II. 1. 645.], ihren Kindern Theilung thun, wie Recht iſt. Stir⸗ 
bet aber der Mann ohne Leibes Erben, ſo verfaͤllet die Erbſchaft an 
die hinterlaſſene Ehefrau die Hälfte [A. L. R. II. 1. 642.], und die an⸗ 
dere Haͤlfte an des verſtorbenen Mannes naͤchſte Verwandten, wer die 
auch immer ſeyn; jedoch alſo, da keine andere Eheberedung, Pacten und 
Verträge vor der Hochzeit, find bedungen und ausgeredet worden. Auf 
welchem Fall denſelben billig ſoll nachgegangen und gefolget werden, 
und dieß fol auch imgleichen verſtanden werden von dem Weihe, wenn 
die vor dem Manne abſtirbe. i 


5 Caput XII. 
Daß ein jeder Ehegatte vor der andern Ehe ſchichten ſoll. 


Ein jeglicher Wittwer oder Wittfrau, ehe er oder fie wiederum in die an⸗ 
dere Ehe tritt [A. L. R. II. 1. 645.], fol vor feiner hochzeitlichen Ehreufreude 
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ſeinen Kindern, oder des abgeſtorbenen naͤchſten Erben, vermittelſt ſeines 
Schichteydes, wo die Kinder oder Erbnehmer ſeiner daran nicht verſcho⸗ 
nen wollen, Schicht und Theilung thun von Rechts wegen, und ſoll ihm 
vor demſelben die Hochzeit zu halten nicht zugelaſſen werden, und ſoll 
ſolche Schichtung, wo es unmuͤndigen Kindern zukommt, beym Rathe 
oder Gerichte eingezeuget, und um kuͤnftiger Nachricht willen verſchrie⸗ 
ben werden. Und weil an einigen Oertern dieſer Lande der Vater oder 
Mutter, ſo am Leben bleibet, ſeiner unmuͤndigen Kinder Gut in ſeinem 
Schutz und Gewahrſam bis zu der Kinder muͤndigen Jahren behalt, ob 
ſich gleich nachmals ſein Gut mindert durch ſeine Selbſtſchuld, oder durch 
Gottes Verhaͤngniß A. L. R. II. 1. 654.], fo gehet doch der unmündi⸗ 
gen Kinder Gute nichts ab, und haben ſie disfals in allen des Vaters 
oder Mutter Guͤtern ein heimlich Pfand, daran ſich vor andern Glaͤu⸗ 
bigern allewege zu erholen. Da auch gleich der uͤberbliebene Ehegatte 
nicht ſtracks weiter freyete, ſo ſoll er doch künftiger Nachricht hal⸗ 
ben ein Inventarium aller feiner Güter und Vermögens recht und aufrich⸗ 
tig ohne allen falſch nach dem 30ten Tage ſchlieſſen, und daſſelbe durch 
zween gute Leute beſiegelt bey dem Rath ablegen, da ers auch nach Ge⸗ 
legenheit der Sachen zu beeydigen ſoll verpflichtet ſeyn. 


f Caput XIII. 5 
Wie einer von dem andern aus geſammtem Erbe ſcheiden ſoll. 


So ihrer fuͤnf, mehr oder weniger ein Haus, Speicher, oder der⸗ 
gleichen Erbe, welches ſie nach gehaltener Schicht und Theilung, oder 
ſonſten an ſich gebracht, zuſammen beſitzen, und in Gemeinſchaft deſſel⸗ 
ben nicht Länger, bleiben wollen, fo fol, der oder diejenigen [A. L. R. I. 
17. 117. 88. 123. welche in Gemeinſchaft nicht laͤnger bleiben wollen, 
den andern das Erbe ſetzen, und welchen es geſetzet, ſollen die Wahl 
haben das Erbe um das geſetzte Geld zu behalten oder fahren zu laſſen. 


Caput XIV. 
Von Theilung ausgethaner Schaafe auf beyderſeits Nutzen. 


Kaufet ein Mann hundert Schaafe um eine Summe Geldes, und 
läſſet fie einem auf dem Lande mit des Herrn Willen, mit ſolchem Be⸗ 
ſcheide, wenn er ſein ausgelegtes Geld von der Wolle wiederum erlan⸗ 
get hat, fo wolle er die Schaafe zugleich mit ihm theflen, für die 
Pflege, Mühe und Arbeit. Hat nun der Mann fein ausgelegtes Geld 
für die Schaafe bey feinem Leben ganz und gar von der Wolle der 
Schaafe erlanget, ſo iu man die Schaafe gleich theilen; hat er aber 
das Geld bey feinem Leben nicht voll empfangen, ſo ſollen feine naͤch⸗ 
ſten Erben dasjenige haben, was noch nicht gezahlet iſt, und ſollen auch 


die Hälfte der Schaafe nehmen“). | 5 


) Siehe den alten Culm Cap, 62. des 4. B. 


— — — — 
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Titulus undecimus. 


Von Einbringung des Gutes. 
a Caput 1. 


Ob ein Kind gegeben Erbe oder fahrende Haabe dem andern einzu⸗ 
f bringen ſchuldig. e x 


Laͤßt ein Mann zwo Töchter, und giebet der einen einen Mann, 
und giebt ihr ein Erbe oder fahrende Haabe mit, das beſitzet ſie mit ih⸗ 
rem Mann 3 Jahr oder laͤnger. Darnach ſtirbet der Vater, die juͤngſte 
Schweſter ſpricht: Die aͤlteſte Schweſter ſoll das Erbe oder fahrende 
Haabe in die Schichtung bringen, dieweil ihr das Gut nie aufgereichet 
und gegeben iſt an der Statt, da es Kraft und Macht hat. Die be⸗ 
nannte Schweſter ſpricht: Sie habe es ohne Anſpruch ſo lange gehabt 
und beſeſſen, ſey zu Wege und Stege mit ihr gegangen, und ſie es 
uͤber Jahr und Tag verſchwiegen, ſie durfe es nun nicht theilen [A. L. 
R. II. 2. 342.]. Hierauf gehet das Recht: Iſt das erbliche Gut der 
aͤlteſten Schweſter mitgegeben vor Richter und Schoppen und gehegtem 
Dinge und hat fie das Jahr und Tag ohne rechtliche Anfprüche beſeſſen, fo 
ſoll die Gabe Macht haben, und die juͤngſte Schweſter kan darzu nicht 
kommen; iſt es aber der aͤlteſten Schweſter und ihrem Mann vor Ge⸗ 
richte und gehegtem Dinge nicht gegeben, ſo kommt die juͤngſte Schwe⸗ 
ſter mit der andern ihres Vatern Gut zu gleichen Theilen. Ob nun 
wohl die aͤlteſte Schweſter mit ihrem Manne das Gut ſo lange Zeit bey 
des Vatern Leben in der Gewaͤhr gehabt und beſeſſen, und die Juͤngſte 
es nicht gefordert; ſoll es ihr doch nicht ſchaden an ihrem Rechte: Denn 
das ein Mann eine ſoche Gabe, die fuͤr ſich nicht beſtehen kan [A. L. 
R. II. 2. 342.], binnen Jahr und Tag nicht widerſprochen, iſt ihm an 
feinem Rechte unſchaͤdlich; es waͤre denn, daß die Gabe vergeben wäre 
gerichtlich „und Jahr und Tag ſonder rechtliche Widerſpruͤche geſtanden 
hätte). 


Caput II. 
Von Abſonderung der Kinder. 


Sondert der Pater oder die Mutter einen ihrer Sohne oder Toͤch⸗ 
ter von ihnen mit ihrem Gute, ſie bleiben in der Eltern Koſt oder nicht, 
wollen ſie nach des Vaters oder der Mutter Tode ihr Erbtheil anſpre⸗ 
chen, und gleiche Theilung haben, fo muͤſſen fie in die Theilung brin⸗ 
gen mit ihrem Eyde alles das Gut, da ſie mit abgeſondert waren, ob 
es fahrende Haabe iſt. Iſt es aber ander Gut, das man beweiſen mag, 
da durfen fie nicht für ſchwoͤren, und ſollen mit ſolchem Einbringen zu⸗ 
gelaſſen werden [A. L. R. II. 2. 484. 485]; ob fie gleich die Erbthei⸗ 
lung daran verlobet, fie hätten denn ſolches vor gehegtem Dinge ges 
than, oder mit ihrem leiblichen Eyde beſchworen. \ 

N 


) Siehe den alten Culm Cap. 44. und 45, des 3. B. 
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Caput III. 
Ob Unkoſten, ſo auf Kinder geſchehen, follen eingebracht werden. 

Thut ein Vater oder Mutter Unkoſten auf ihren Sohn zur Hand⸗ 
thierung oder anderen redlichen Gewerben; wofern er es wohl anleget, 
ſo ſoll daſſelbe alles in folgender Theilung nicht abgezogen werden, noch 
er daſſelbe ganz einzubringen ſchuldig ſeyn; ſondern ſoll nach guter 
Leute Erkaͤnntniß und Gelegenheit der Güter die Billigkeit gerahmet 
werden. Inſonderheit darum, weil auch ſonſt die Eltern den Kindern 
die gebuͤhrliche alimenta ſchuldig, und wenn ſie die bey ſich zu Hauſe 
hätten, nach Nothdurft unterhalten muͤſſen; es wäre denn Sache, daß 
der Sohn erweiſen koͤnte, daß es der Eltern gaͤnzliche Meynung gewe⸗ 
ſen, ihm ſolches alles zu verehren. Was ſonſten auf Hochzeiten der Kin⸗ 
der und andere dergleichen Dinge gewendet wird, da nicht ausdruͤckliche 
Verordnung der Eltern gefunden, wie es damit ſoll gehalten werden, 
fo ſollen ſolche Unkoſten der Billigkeit nach geſchaͤtzet, und demſelben, 
auf den ſie gewendet, in der Theilung abgezogen werden. $ 


* 


* 


JURIS CULMENSIS 
LIBER QUARTUS 


CONTRACTIBUS. 
N Don 
Contracten. 


Titulus primus. 


Vom geliehenen Gute oder Darlehn. 


Caput 1. 
Wie man geliehen Gut brauchen und bezahlen ſoll. 


Das Leihen und Entlehnen, davon allhie gehandelt wird, beſtehet 
in den Dingen, die gewogen, gezählet oder gemeſſen werden [A. L. R. 
J. 11. 658. 853.]: (als Metall, Specerey, Geld, Getrayde, Wein, 
Gewand, und dergleichen,) welche des Entleihers eigen werden, daß er 
ſie nach ſeinem Willen gebrauchen mag. Derowegen denn auch der Ent⸗ 
leiher nicht eben das geliehene Ding, ſondern ein anders in gleicher Ge⸗ 
ſtalt, Werth und Guͤte, wie auch Gewicht, Zahl und Maaſſe, wie er es 
empfangen, wieder zahlen ſoll. 
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Caput II. 5 8 
In welcher Zeit geliehen Ding ſoll gezahlet werden. 


Würde bey Leihung ſolcher Dinge eine gewiffe Zeit und Friſt zur 


Zahlung angeſtellet, fo mag der Leiher ſolches vor der Zeit!) nicht for⸗ 
dern [A. L. R. I. 11. 768.]; der Entleiher aber mag vor der Friſt die 
Zahlung wohl leiſten. Ware aber keine Friſt benennet, fo muß die Zah⸗ 
lung geſchehen, wenn es der Leiher fordert. 


Caput III. 


Von Saͤumung der Schuldener. 


Wenn der Entleiher auf beſtimmten Tag oder da keiner benennet, 
auf guͤtliche Anforderung des Leihers mit der Bezahlung ſaͤumig wuͤrde 
LA. L. R. 1. 11. 834.]; fo iſt der Entleiher allen Schaden“), Nach⸗ 


theil, Abgang und Unkoſten, ſo des Verzugs halben herkommen, nach 


Erkänntniß zu zahlen ſchuldig. 
Caput IV. ‘ Bon 

Ob Nüsung vom geliehenen Gut möge genommen werden. 

Es ſoll ſich ein jeder an gleicher Bezahlung deſſen, ſo er geliehen 
hat, begnuͤgen laſſen, und daruͤber kein Vortheil, Nutz, oder Wucher 
bedingen, oder nehmen; es wäre denn, daß jemand Geld von einem an⸗ 
dern zu ſeinem Gebrauch und Handlung auf gewiſſe Zeit genommen, und 
daſſelbe jährlich mit 83 von hundert“) zu verzinſen verſprochen, fo ſoll 
er den Hauptſtuhl mit der Verzinſung auf beſtimmte Zeit zu bezahlen 
ſchuldig ſeyn [A. L. R. I. 11. 804.]. g x 

Caput V. N 
Wie der zu ſtrafen, der uͤbermaͤßigen Wucher nimmt. 
Ob ein Mann wiſſentlich unziemlichen Wucher genommen haͤtte ge⸗ 


gen und wider des Landes Willkuͤhr und gewöhnlichen Gebrauch, das iſt 
von 100 Mark, 8 Mark und 8 Schott, oder von 12 Mark, 1 Mark, 


— 


und würde darüber beſchuldiget vor Gerichten, was er bey Gerichte be⸗ 


ſtanden ſey? Hierauf gehet das Recht, fo er rechtlich überwunden, daß 
er uͤber 8 Mark, 8 Schott von 100 Mark genommen habe, ſo oft er 
das gethan, fo ſoll er den zehenden Theil des Hauptſtuhls den Hoſpita⸗ 
len und Armen des Orts [A. E. R. II. 20. 1274.], da er ſolches uͤber⸗ 
ſchritten, beſtanden ſeyn, und dennoch alles dasjenige was über 8 Mark 
und 8 Schott von 100 Mark genommen, dem Schuldener wiederum ge⸗ 
ben, auch im Gerichte dawider nichts eingeſchrieben, viel weniger er⸗ 
kannt werden. 5 * 


) Siehe den alten Culm Cap. 22. des 1. B. 

„) Nach dem alten CEulm Cap. 60. des 3. B. durfte der Leiher den 
een Schaden nicht anders erſetzen, als wenn er ſolches gelobet 
atte. - 


4. Theile der Preuß. Sammlung S. 131. folg. und 153. folg. 


„) Woher dieſe alten Geſetze in Preußen entſtanden, findet man im 
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' Caput VL 
Db man Kindern leihen möge. m 

Kindern oder jungen Leuten [A. L. R. I. 5, 14.],, die noch nicht 
zu ihren rechten Jahren kommen, und unter ihrer Eltern oder Vormuͤn⸗ 
der Gewalt ſeyn [A. L. R. I. 11. 674.], fol niemand ohne Vorwiſſen 
der Eltern oder Vormuͤndern etwas leihen. ‚Shut er das, ſo ſollen es 

die Eltern, oder Vormuͤnder, oder auch das Kind und Juͤngling ſelber 
zu gelten nicht ſchuldig ſeyn; es waͤre denn, daß jemand etwas zum 
Studiren geliehen, deſſen ſoll billige Erſtattung geſchehen; wie auch 
wenn einem Kinde oder jungen Menſchen etwas geliehen, welches in ſei⸗ 
ner Eltern Nutz gefloſſen, oder noch verhanden, ſo ſollen die Eltern ſol⸗ 
ches zu gelten oder wieder zu geben verpflichtet ſeyn. 7 
3 Caput VII. — — 

Daß Kindern auf kuͤnftigen Erbfall der Eltern nichts ſoll geliehen 

werden. a 
Wenn es auch zu merklichem Schaden und Verderb erwachſender Ju⸗ 

gend gelanget, daß ſich oft Leute finden, die um ihres ſchaͤndlichen 
Nutzes willen der Jugend Gelb vorſtrecken, und auf kuͤnftigen Erbfall 
der Eltern ſich verſichern laſſen, und dadurch zu allem boͤſen auch unge⸗ 

buͤhrlichen Leben und Ungehorſam Urſach geben: Als ſollen hinfort die 

Kinder die Anwartung und Erbfaͤlle ihrer Eltern ohne ihr Vorwiſſen 

und ausdruͤckliche Beliebung [A. L. R. I. 11. 675:], weder zu verkaufen, 
zu vergeben, noch zu verpfaͤnden, oder irgend eine Schuld darauf zu be⸗ 
kommen mächtig ſeyn. Und wo etwas hierwider gefchähe, ſoll es nichtig 
und kraftloß ſeyn: Der ihnen ſein Geld auch alſo geliehen, ſoll es mit 

Recht beſtanden ſeyn, und keiner Forderung daran zu genießen haben. 


Caput VIII. a 
Vom Untergange oder Verderb des geliehenen Gutes. 


5 Da nun ein Gut, welches zu obgedachter Geſtalt geliehen ft, ehe 
es wider gegeben iſt, umkaͤme, verbrennete, oder ſonſt Schaden nehme; 
ſo iſt der Schade deſſen, der es entlehnet: Sintemal er das Eigenthum 
daran erlanget, und mit anderm dergleichen Gut die Zahlung thun kan. 


0 Titulus secundus. a { 
Von geliehenem Gute, welches zu gewiſſem und ziemli- 
chem Gebrauch geliehen wird, Commodatum genannt. 
; Caput I. g 


Vom Gebrauch und Bewahrung entlehneter Guͤter. 


Wenn einer dem andern aus gutem Willen etwas leihet, zu einem 
beſondern Gebrauch vergeblich und ohne bedingten Lohn, alſo, daß der 
Entlehner nach vollendetem Gebrauch eben daſſelbe wieder geben ſoll; 

ſo iſt der, dem es geliehen, daſſelbe Gut mit beſten Fleiße, als ob es 
ſein eigen wäre, zu bewahren ſchuldig [A. L. R. I. 21. 248.], und fo 
aus ſeinem geringſten Unfleiße oder Verfaͤumniß, daſſelbe Gut geärgert, 
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befchädiget oder verlohren würde, fo iſt er ſolchen Schaden nach Er⸗ 
kaͤnntniß zu erſtatten ſchuldig. Was aber über ſolchen feinen gebuͤhr⸗ 
lichen Fleiß unverſehens durch Zufall geſchicht, daran iſt er nicht gehalten. 

5 age n: EI OR ve; 
Wenn geliehen Gut vor dem Ausgange der Zeit des Gebrauchs kan 
wieder gefordert werden. TR ae 0 

Niemand mag ſein Gut, das er einem anderen worzu geliehen, ehe 
fordern ehe es der andere darzu, als es ihm geliehen, gebrauchet hat [A. L. 
R. I. 21. 237.]; es wäre denn Sache, daß es der, welchem es geliehen, mis⸗ 
brauchete, oder fein Thun fo befchaffen wäre, daß Gefahr einfiele, er 
möchte das geliehene Gut um⸗ oder wegbringen. Wenn auch dem, fo 
ein Ding verliehen, dergleichen etwas unverſehens vorfiele, daß er feines 
Dinges ſelber bedürfte [A. L. R. I. 21. 235.], und das ohne feinen 
großen Schaden nicht entrathen konte; oder auch indeſſen in Gefahr ge⸗ 
rathen moͤchte: Mag er es gleichergeſtalt vor Ausgange der Zeit des 
Gebrauchs repetiren und wieder fordern. f 

Caput III. 
Wenn geliehen Gut weiter verſetzet, oder veraͤuſſert, wie es zu 
Aa fordern, 

Da auch jemand von einem andern etwas zum gewiffen Gebrauch 
geliehen, und er ſolches einem Dritten verſetzte, oder ſonſten alienirete, 
ſo kan der, ſo es ausgeliehen, den Beſitzer des Guts darum nicht be⸗ 
ſprechen, ſondern muß ſich an dem halten, dem er es geliehen; es waͤre 
denn, daß jener Dritte gewuſt hätte, daß daſſelbige Ding deſſen, von 
dem er es bekommen, nicht eigen [A. L. R. 1.15, 17.], ſondern gelie⸗ 
hen geweſen. Alsdenn muß er dem erſten Forderer darum antworten: 
3 auch, wenn ihm ſolch Ding geſchenket oder verehret waͤre 
worden. — 


a Caput IV. 
Vom Misbrauche des geliehenen Guts. 
Wer das geliehene Gut an andern Oertern und anderer Geſtalt, 
oder längere Zeit, denn es ihm geliehen, ohne des Leihers Wiſſen und 


Willen gebrauchet hätte A. L. R. I. 21. 251.], der ift wegen des Mis⸗ 
brauchs allen Schaden, Abgang und Nachtheil zu erſtatten ſchuldig. 
Cap. V. 70 
Wie geliehen Gut ſoll wieder gegeben werden. 


Geliehen Gut ſoll ein Mann zu rechter Zeit wieder geben, ſo gut, 
als er es empfangen hat; iſt es aber durch feine Schuld und Verwahr⸗ 
loſung') ärger worden, fo gilt er den Schaden. Gibt er es zu rechter 


1 


) Womit auch der Sachſenſp. Art. 5. des 3. B., der alte Gulm Gap. 
34, des 5. B. einſtimmen. 
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Zeit nicht wieder [A. L. R. I. 21. 251.) fo ſtehet er allen Schaden und 
Gefahr aus, ſo mittlerweile zufallen mag. 
0 a Titulus tertius, 
Von befohlenem oder vertrauetem Gute. 
ö „ ee Caput I. ES 
Wie man ſolch Gut, das einem andern zu verwahren gegeben worden, 
een bewahren ſoll. 1 
Wem etwas zu verwahren gegeben wird, der hat weder deſſelben 
Eigenthum noch Beſitz (A. L. R. I. 14. 11.). Er ſoll es aber fo flei⸗ 
ßig bewahren als das ſeine, und doch kein Geld oder Belohnung darum 
nehmen (A. L. R. I. 14. 17. J. f i 


N Caput II. } 
Wie man abgelegt Gut wieder geben ſoll. 
Wem etwas zu verwahren gegeben wird, ſoll daſſelbe ſeinem Herrn, 
dem es gehoͤret, zu jeder Zeit, wenn es gefordert wird [A. L. W 1. 14. 54. 
wieder zu geben ſchuldig ſeyn, mit allem was dazu gehoͤret [A. L. R. I. 14. 
41.], oder was es vielleicht in der Verwahrung getragen, und ſolches alles 
ohne rechtlichen Proceß [A. L. R. I. 14. 78.J. Wäre auch der, fo es abs 
geleget, etwas ſchuldig demjenigen, bey welchem es abgeleget, und haͤtte 
ihm auch dafür alle feine Güter verpflichtet, fo fol er ihm gleichwohl 
auch ſolches Praetexts halber das abgelegte Gut nicht hemmen, noch zu 
ſeiner Bezahlung ziehen. Waͤre auch der, bey welchem etwas abgele⸗ 
get, Leuten ſchuldig geweſen, und darüber geſtorben, und wuͤrde das ab- 
gelegte Gut unter ſeinen Guͤtern gefunden, ſo koͤnnen ſich deſſelben die 
N keineswoges anmaſſen, ſondern es ſoll für allen Dingen dem, 
ſo es abgeleget, wieder gegeben werden. 


Caput III. 


Wenn etwas in aͤuſſerſten Nothfaͤllen hintergeleget und verleugnet 
wird. 

So jemand in gefährlichen Auflaͤuffen, Feuer⸗ und Waſſersnoth, 
einem andern etwas vertrauet und zu verwahren giebet, und der An⸗ 
nehmer ſolches hernach vorſetzlich verleugnen und hinterhalten wuͤrde, 
wird er deſſen wie recht uͤberwieſen, ſoll er das Gut doppelt wieder ge⸗ 
ben, oder ſo viel Erſtattung thun, und von der Obrigkeit nach Gele⸗ 
genheit der Sache geſtrafet werden. 

Caput IV. 
Wie man ſich abgelegtes Guts entreden ſoll. 
Gibt ein Mann dem andern feine fahrende Haabe, welcherley die 
iſt, zu verwahren im guten Vertrauen, und uͤber einige Jahre und Zeit 
hernach fordert er die wieder zu geben, ob er lebete, oder nach ſeinem 
Tode mahnet es ſein naͤchſter Freund von dem Manne, dem ſie zu ver⸗ 
wahren gegeben war; und waͤre derſelbe Verwahrer auch geſtorben, und 
fein naͤchſter Freund ſpraͤche: Man hätte feinem Freunde, weil er lebete, 


7 


u 
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nichts zu verwahren gegeben oder gethan, des mag er mit ſeinem Eyde 
unſchuldig werden. Spricht man ihn aber mit Zeugen an, ſo muß er 
auch dem Kläger mit Zeugen entgehen). Mag aber der Mann, der 
die fahrende Haabe zu verwahren gethan hat, wie recht iſt, beweiſen, 
daß jener fie unter ihm habe, fo kan der Antworter keine Unſchuld da⸗ 
fuͤr thun, von Rechts wegen. 
a Caput V. 
Von befohlenem und abgelegtem Gute, das verlohren oder ent⸗ 
5 wand wird. a 
Um alle Befehlung gehet das Recht alſo: Wer ſich eines Gutes 
unterwindet auf eines andern Befehl oder Bitte, wird es ihm geſtohlen, 
er muß es gelten, es waͤre denn, daß er daſſelbige neben dem ſeinen 
verlohren, oder daß er mit ſeinem Eyde erhalten wollte, daß es ohne 
feine Verwahrloſung umkommen oder geftohlen wäre, denn er fol fremd 
Gut ſowohl als fein eigenes pflegen. 83 5 
Caput VI. 
Vom Sequefter, oder Gewahrſam ſtreitigen Gutes. a 
Wann ſich einer, zween, oder mehr uͤber einem Dinge oder deſſel⸗ 
ben Beſitz nicht vergleichen können, mögen fie es bey jemand aus Gut⸗ 
willigkeit ablegen bis zum Abtrage der Sache [A. L. R. I. 7. 159. 
Gerichtlich aber fol niemand fein Gut genommen oder lequeltriret wer⸗ 
den; es wäre denn Sache, daß ſich ihrer Zween um den Beſitz eines 
Dinges zanketen, und es wäre in der Eyle nicht zu finden, wem der 
Beſitz wahrhaftig zuſtuͤnde; oder auch daß mehr Zank und Unruhe, oder 
auch Verderbung oder Verluſt des Dinges, darum man ſtreitet, zu be⸗ 
fuͤrchten wäre; oder andere dergleichen rechtliche Urſachen einfielen. Doch 
mag auch in ſolchen Fällen ein Mann die Sequeltration abwenden, wenn 
er durch Bürgen oder andere genugſame Caution Verſicherung thut, daß 
kein Schaden oder Uebel erfolgen fol, Bey welchem aber etwas Leque- 
ſtriret oder abgeleget wird, derſelbe bekommt deſſelben Dinges Beſitz, 
alſo daß er, da ihm jemand Eintrag thun wollte, rechtlich daſſelbe wehren 
konne. Er ſoll aber nach verrichteter und geendeter Sache daſſelbe dem⸗ 
jenigen, wem es rechtlich zuerkannt, oder ſonſt durch eine Vergleichung 
zuſtaͤndig wird, abzutreten und zu übergeben ſchuldig ſeyn. 1 
Titulus quartus. N ar 
Von Pfanden und Pfandes Gerechtigkeit. a 
Caput I, 
Was ein Pfand ſey, und wie es zu bewahren. 
Was der Schuldener dem Gläubiger zur Verſicherung [A. L. R I. 
20 1.] des abgeliehenen Geldes oder Gutes einſtellet, das heiſſet ein 
Pfand, und geſchicht an beweglichen oder unbeweglichen Guͤtern. Wem 
nun fo ein Pfand eingeſtellet, der mag es behalten [A. L. R. I. 20. 
159.], bis ihm die ganze Schuld bezahlet iſt, er muß es aber bewah⸗ 
ren, wie ein fleißiger Hausvater [A. L. R. I. 20. 121.], und wie fein 
) Siehe den alten Culm Cap. 5. des 5. B. 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. b 16 
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eigen Gut, ſonſt ſtehet er den Schaden und Gefahr. Wenn aber auſ⸗ 
ſerhalb ſolcher Verfaͤumniß und Nachläßigkeit das Pfand verſchlimmert 
oder gar verlohren wuͤrde, fo darf der Gläubiger keinen Schaden tra⸗ 
gen, und mag gleichwohl von dem Schuldener ſeine Schuld fordern [A. 
L. R. I. 20. 260,], jedoch muß er es beweiſen, daß es ohne ſeine Schuld 
umkommen. het . 


N Caput II, 


Ob jemand fremde Guͤter einem andern verſetzen moͤge. 
Niemand mag fremd Gut, daran er weder Eigenthum noch rechtli⸗ 
chen Beſitz hat, oder das ihm ſonſt vertrauet iſt, einem andern fuͤr 
Geld oder Schuld verpfaͤnden und verſetzen. Denn wenn daſſelbige ge⸗ 
ſchicht, waͤre es dem, welchem es verſetzet iſt, nicht verbunden, und 
moͤchte es der, welchem es zugehoͤret, wo er es antrift, anſprechen und 
abfordern [A. L. R. I. 15. 17.]J. Jedoch mag der, dem ſolche Verpfaͤn⸗ 
dung geſchehen, feine Schuld an dem Verpfaͤnder verfordern und erholen. 


Caput III. 


In welchem Gerichte unbewegliche Guͤter ſollen verpfaͤndet werden. 


Kein Mann mag unbewegliches Gut oder ſtehendes Erbe vor feine 
Schuld, darum er beklaget wird, verfegen [A. L. R. I. 20. 227.], er 
thue es denn vor dem Gerichte, darin das Gut gelegen iſt “). 


. Caput IV. 
Wie man Pfandrecht bekomme. 


1 


Wenn von einem andern etwas zu Pfandesrecht uͤbergeben oder aus⸗ 


druͤcklich in Schriften oder mit Worten für guten Leuten gewilliget wird, 
der hat an demſelben Pfandrecht [A. L. R. II. 18. 295:]. Neben dem 
haben zu Rechte die Minderjährigen Pfandesrecht in ihrer Vormuͤnder 
Gütern; wie denn auch eine Stadt oder Gemeine [A. L. R. II. 8. 145.], 
in deſſen Guͤtern, der das Stadtgut verwaltet. Denen, welche eine 
Wohnung oder Gebäude vermiethet, iſt für den Zins verbunden alles, 
was von dem Miethsmann in deſſelben Gebäude eingebracht wird. LA. L. 
R. I. 21. 395.] Was auch zu nothwendiger Erhaltung eines Dinges ges 
liehen wird, zu deſſen Erſtattung iſt daſſelbe Ding heimlich demjenigen, 
fo darzu geliehen, von Rechtswegen verbunden [A. L. R. I. 20. 5. ]. 


Caput V. ö 
Von Klage um verpfaͤndet Gut, das im gehegten Dinge erklaget iſt. 
Welcher Mann ein Gut hat, welches ihm vor Schuld eingeſetzet, 
und im gehegten Dinge ſo lange erklaget iſt, bis man ihm das mit rech⸗ 
tem Urtheil gewaltiget und zugeeignet hat für ſein Geld, der mag nach 
Verlauffung der geordneten Zeit damit thun und laſſen was er will **) 
IA. L. R. I. 20. 33.], von Rechts wegen. 


) Siehe den alten Culm Cap. 101. des 3. B. 
) Siehe den alten Culm Cap. 100. des 3. B. 


U 


— 
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5 Caput VI. 
Von Bewelſung des Pfandesrecht. 


Wird bey jemand Gut beſprochen, und derſelbe antwortet: Es ſey 
ihm vor ein Geld verfeget und beniemet es, das iſt er näher zu behal⸗ 
ten, wie recht iſt, denn daß es ihm der Klaͤger abgewinnen moͤge, ſo⸗ 
fern er noch das Gut in feiner Gewaͤhre hat ). 


Caput VII. 
Ob ein Pfand weiter moͤge verſetzet werden. 


Der Schuldener, fo ein Pfand für eine gewiſſe Summa eingeſetzet 
[A. L. R. I. 20. 10), mag die Verbeſſerung ferner verſetzen und ver⸗ 
pfaͤnden, jedoch daß er die vorige Verpfändung ausdruͤcklich nahmkuͤndig 
mache, und daß dadurch dem erſten Glaͤubiger an feiner habenden Pfan⸗ 
desgerechtigkeit nichts benommen wird, welcher allezeit den Vorzug ha⸗ 
ben ſoll, am Hauptſtuhl und Interelle, und darnach die Verbeſſerung dem 
andern Creditori folgen [A. L. R. I. 20. 90.]J. So mag auch der Glaͤu⸗ 
biger das Pfand, fo ihm eingeſetzt, wiederum verpfänden einem andern 
um die Summa, darum es ihm eingeſetzet iſt. Kommet nun der erſte 
Verſetzer, und ſpricht den an, dem das Pfand zum letzten verſetzet ift, fo 
darf er ihm nicht antworten, ſondern jener muß den beſprechen, dem er 
fein Gut zum erſten verſetzet hat; es wäre denn, daß der erſte Glaͤubi⸗ 
ger fluͤchtig oder verſtorben, und kein Vermoͤgen hinter ſich verlaſſen, ſo 
muß der andere Creditor, nach bezahlter Geldſchuld, fo er dem erſten 
darauf gegeben, dem Schuldener ſein Pfand folgen laſſen. 


\ Caput VIII. 

Wenn ein Pfand ihrer Zween eingeſetzet iſt, wer der naͤchſte fen? 
Wird jemanden ein Pfand, ſo wie recht iſt, vor eine Schuld einge⸗ 
ſetzet, und mit ſchriftlichen Urkunden, oder in Gerichtſtellen bewaͤhret; 
und der Schuldener verſetzt ſolch Pfand hernach einem andern, gibt ihm 
auch des Pfandes wirklichen Beſitz, iſt die Frage: Ob dieſer letzte dem 
erſten nicht moͤchte vorgezogen werden? Hierauf gehet das Recht, weil 
der erſte Glaͤubiger eine Pfandesgerechtiokeit zum erſten bedungen, und 
alſo in der Zeit dem andern vorgehet, ſo hat er auch billig des Vor⸗ 
zugs zu genießen, und mag von dem andern an ſeiner Verforderung 
und Pfandsgerechtigkeit nicht gehindert werden; es wäre denn, daß der 
andere Creditor dem erſten feine Schuld vollkommen erlegen, und alſo 
das Pfand an ſich nehmen wollte [A. L. R. I. 20. 24.], fo muß der 
erſte Gläubiger damit zufrieden ſehn. 

Caput IX. 
Von Loͤſung des Pfandes. 55 
Wenn die Schuld gänzlich gezahlet, ſo iſt damit das Pfand ge⸗ 
freyet, und ſoll dem Schuldener wieder gegeben werden; es waͤre denn, 


9 Zt jemanden fremdes Gut für eine Schuld in Pfandbeſitz gegeben, 
und will der Eigenthuͤmer daſſelbe vindiciren, fo braucht der Beſitzer des 
Pfandes daſſelbe, bevor er befriediget worden, nicht herauszugeben. 

16 * 
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daß der Gläubiger ferner Zuſpruch zum Schuldener hätte, dieſelbe Schuld 
belangende [A. L. R. I. 20. 171.], da mag er derenthalben das Pfand 
bis zur endlichen Entrichtung an ſich halten. Wird auch ein Erbe 
mit gutem Willen verſetzet vor Geld, der Glaͤubiger darf den Nutzen 
noch Zins an feinem Gelde nicht abſchlagen [A. L. R. J. 20. 140,], es 
fen denn daß ſolches Beding eigentlich zwiſchen ihnen gemacht waͤre “). 


Titulus quintus. 


Vom Kaufen und Verkaufen. g 
a Caput J. N Ya 
Von freyer Handthierung der Preuffen in der Crone Polen. 

Im Privilegio incorporationis werden die Kaufleute im Lande Preuſ⸗ 
fen bey der Freyheit und Praerogative bekraͤftiget, daß, fo oft fie in 
eine Stadt, Ort, oder Flecken der Erone Polen, und dero eingeleibten 
Landen mit ihren Waaren, welcherley Manier die ſeyn koͤnnen, kom⸗ 
men, ihnen frey ſeyn ſolle, ſolche Waaren an denſelben Oer⸗ 
tern in gemeldeten Kammern und Haͤuſern abzulegen, und nach ihrem 
Willen feil zu bieten, darzu ihnen denn ſolche Gewoͤlber und Haͤuſer frey 
ſollen vermiethet werden. So ſollen ihnen auch frey ſeyn, alle Straſ⸗ 
ſen nach Ungarn, Reuſſen, Maͤhren, Schleſien, Oeſterreich, Sachſen und 
Wallachey; doch daß fie die gebraͤuchlichen Zolle geben, und die Straſ⸗ 
ſen, fo von Alters unter der Erone Polen und dero Landen und den 
Städten geordnet, halten ſollen. 

Caput II. 3 
Von allerley gemeiner Hanblung. 


Es ſoll keiner vom Adel noch irgend ein Bauersmann mit Getrayde 
oder andern Waaren handeln, ſondern das ſoll den Staͤdten allein ge⸗ 
laſſen werden *). So ſollen auch allein die Bürger in großen und klei⸗ 
nen Städten Kahne fuͤhren, in dieſelben mögen die vom Adel und Lande 
ihr eigen Gewaͤchs, und was ſie an Zins genommen einſchiffen, und es 
fuͤhren, in welche Stadt es ihnen gefaͤllet; doch daß ſie im zuruͤckgehen 
der Kahne keine andere Waaren darein laden, als allein was zu ihres 
Hauſes Nothdurft gehoͤret, und ſollen auch die binnenlaͤndiſche Kahnen⸗ 

führer den fremden vorgezogen werden!“). So fol auch kein Bürger 
in des Adels oder der Bauerhoͤfen Getrayde kaufen, ſondern ſolches 
fol alles zu den Staͤdten eingefuͤhret werden f). Darauf hat König 
Sigismundus I. geordnet, daß wann irgend ein Kauf der Waaren auſſer⸗ 
halb Marktes der Städte geſchehen, fo ſollen den Verkaͤufern die Waa⸗ 
ren, und dem Käufer Pferd und Wagen von den Amtleuten genommen 
und confileiret werden t), davon dem Filco ein dritte Theil, dem 


) Siehe den alten Culm Cap. 106. des 3. B. 

) Siehe die Landesſatzungen vom Jahr 1309. und 1434. 

) Zum Theil findet man dieſe Verordnung bereits in der Landes⸗ 
ſaßung vom Jahr 1398. \ 

7) Siehe die Landesfagung vom Jahr 1537. 3 

11) In der Landesſatzung vom Jahr 1537. 
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Hauptmann des Orts ein dritte Theil, und ein dritte Theil der Stadt, 
die ſolche Waaren beſchlagen oder angehalten, zugeeignet werden ſollen; 
und ſollen die Hauptleute bey Strafe 500 Fl. Polniſch dem Filco ver⸗ 
fallen, ſolches zu exequiren ſchuldig ſeyn “). Es ſollen auch keine Märkte 
auf den Dörfern**) gelitten, ſondern in die Staͤdte, da ſie hingehoͤren, 
gewiefen werden. Allerley Umlaͤufer, fo nirgends im Lande geſeſſen, 
ſollen auch nicht im Lande gelitten, ſondern mit Benehmung der Waa⸗ 
ren geſtrafet werden. 8 f 

Die Juden ſollen vermoͤge der alten Ordnung nirgends im Lande 
gelitten, viel weniger zu Einkaufung und Ausführung irgend einiger Guͤ⸗ 
ter oder Waaren verſtattet werden, bey Verluſt des Guts und Strafe 
50 Fl. Polniſch, fo oft fie daruͤber beſchlagen werden““); desgleichen 
ſoll in den kleinen Städten keine Vendeterey f) zugelaſſen werden, bey 
Verluſt der Waaren. 


Caput III. 
Von Kraͤmern⸗ und Hackenbuden. 

Es ſollen die Krämereyen und Hädereyen alleine den Städtiſchen 
bleiben; und der Herrſchaft in den Schloͤſſern, oder ihren Dienern nicht 
zugelaſſen werden, in Staͤdten, Haring, Salz, Butter und alle andere 
Waaren auszuhaͤckern, oder den Buͤrgern ſolches zu thun mit Zwang 
aufzudringen. 

Caput IV. 
Ob geiſtliche Perſonen Landguͤter kaufen moͤgen. 

Geiſtliche Perſonen ſollen keine Landguͤter ihren Kirchen zu ver⸗ 
ſchreiben [A. L. R. II. 11. 194.], zuzueignen oder einzuverleiben, ohne 
ſonderliche Koͤnigliche Verwilligung kaufen, und auch ſolches, wenn es 
geſchicht, ſoll nicht ferner, als auf ihre Unterthanen gemeinet feyn, da⸗ 
mit die Dienſte, ſo dem gemeinen Nutzen aus den Landguͤtern gebuͤhren, 
nicht verfallen. Vor ihre Privat=Perfonen aber koͤnnen geiſtliche Leute 
wohl Landguͤter kaufen, welche, da ſie bey ihrem Leben nicht andern zu⸗ 


) Nach dem Landesſchluß vom Jahr 1537. und 1551. 

) Man ſehe das allgemeine Ausſchreiben Königs Sigismundi Augulti 
fer. 8. ante Feſtum Concept. Mariae A0. 1556, und das Privilegium der 
kleinen Städte 5. 2. Wie auch die Gonftitution von A0. 1538. n. 29. 

%) Nach den Landesſatzungen vom Jahr 1529. und 1587. wie auch 
dem Landes⸗Edict vom Jahr 1551. 

+) Dieſes iſt ein veraltet halb lateiniſches Wort, welches fo viel be⸗ 
deutet, als einen Markt, da allerley alte Kleider, alter Hausrath, al⸗ 
tes Zeug und Geſchirre, und dergleichen Rumpeley gekauft und verkau 
wird. Auf halb ⸗ polnifch heißt ſolcher Ort die Tagnete, auf deutſc 
aber der Troͤdel. In großen Städten ſind ſolche Oerter dienlich, in 
kleinen Staͤdten aber, woſelbſt es ohne viele Unterſchleiffe nicht abge⸗ 
hen kann, find ſolche Troͤdeleyen nach des Landeswillkuͤhr, und altem 
Gebrauche verbothen. 
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gewandt oder verehret werden, follen fie nach ihrem Tode ihren Freun⸗ 
den und Blutsverwandten ordentlicher Succellion nach heimfallen, 


Caput V. 3 
Ob Edelleute Haͤuſer in 3 Bürger Landguͤter kaufen 
1 255 Bi mögen. , a 


Den Bürgern kſt frey Landgüter zu kaufen, wie auch den Edelleu⸗ 
ten frey iſt, ſtädtiſche Güter zu kaufen, doch dergeſtalt, daß fie von 
beyden Theilen gleiche Beſchwer zu tragen ſollen verbunden ſeyn: Nem⸗ 
lich, daß die Buͤrger wegen der Landguͤter alle Beſchwer des Adels, 
und die Edelleute wegen der ſtaͤdtiſchen Güter alle ſtädtiſche Beſchwer 
zugleich tragen ſollen.“) 


Caput VI. 5 
Wie ein Kauf geſchicht, und was Käufer und Verkäufer zu leiſten 
ſchuldig. ; 

Wenn ein Kauf zwifchen zween oder mehr Perſonen bewilliget (k, 
L. R. I. 11. 1.], abgeredet, und beſchloſſen iſt, fo iſt der Verkäufer 
dem Kaͤufer das gekaufte Gut zu leiſten ſchuldig, in aller maſſen, wie 
es ihm verkaufet. Dagegen iſt der Käufer das bedungene Geld dem Ver⸗ 
kaͤufer alsbald zu geben ſchuldig; es wäre denn zwiſchen ihnen des Kguf⸗ 
gelds und der Lieferung halber anders behandelt oder verwilliget. 

Caput VII. 5 
Vom Verkauf unbeweglicher Erben und liegender Gründe. 

Alle Häuſer Erbe und liegende Gründe [A. L. R. I. 10. 15.7 fols 
len vor den ordentlichen Gerichten, in welchen ſie gelegen, verkauft und 
verlanget werden, und ohne das kein Kauf kraͤftig ſeyn. Welches auch 
im Wechſel und andern Veränfferungen fol gehalten werden. 


Caput VIII. 
Vom Nutzen und Gefahr des Kaufs. 

Wenn der Kauf geſchloſſen, und von allen Theilen bewilliget, fäl⸗ 
let alle der Nutzen von der Zeit an von dem gekauften Gute auf den Kaͤu⸗ 
fer, wie dagegen auch alle Gefahr des Schadens und Verderbens, ſo 
dem gekauften Gute zukommen moͤchte, auf ihn trankeriret wird, es wäre 
denn, daß der Verkaͤufer in Lieferung des Gutes ſaͤumig geweſen, oder 
gefaͤhrlich damit umgegangen, und an der Beſchädigung ſchuldig, als⸗ 
denn fol der Schade ihm und nicht dem Kaͤufer zuerkannt werden. 


i f Caput IX. 
Wenn der Kauf beyderſeits nicht gehalten, was das Recht ſey? 


Wenn ein Mann oͤffentlich einem andern, im Beyſeyn ehrlicher 
frommer Leute, oder unter ſich ſelhſt, etwas recht und redlich verkauft, 


) Vermoͤge der beſtaͤtigten Landesſatzung vom Jahr 1539. 


1 


N 
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ſo muß er den Kauf halten, oder dem Käufer ſeinen Willen machen, 
durch Vergleichung oder Erkaͤnntniß des Richters. Wo aber der Kaͤu⸗ 
fer aus erheblichen Urſachen den Kauf zu halten nicht vermag noch ge⸗ 
denket, ſo kann ihn der Verkäufer derenthalben nicht weiter dringen, 
denn allein daß er ihm die Schäden, darin er ihn feiner nicht geleiftes 
ten Zahlung halber gefuͤhret, ſo viel deren beweislich ſind, auf recht⸗ 
liche Erkaͤnntniß wiederum erſtatte und erlegeee. 2 
Caput X. 
Wenn ein Gut ihrer Zween verkauft worden. 

So ein Gut Zween oder mehr unterſchiedlich nach einander verkauft 
iſt [A. L. R. I. 10. 121 —124.], fo ſoll daſſelbe dem folgen und bleiben, 
dem es zu ſeinen Haͤnden wuͤrklich geliefert iſt worden, ob gleich der 
Kauf der letzte iſt. Hätte aber der Verkäufer von dem erſten Käufer Geld 
empfangen, oder uͤber den Kauf einen Contract aufgerichtet, ſo ſoll der 
erſte Käufer billig vorgehen, ob ſchon das Gut einem andern von 
dem Verkäufer geliefert Die andere Käufer aber mögen den Ver⸗ 
kaͤufer um allen Schaden und Nachtheil, fo ihnen wegen der nicht Lies 
ferung entſtanden, und ferner entſtehen moͤchte, rechtlich beſprechen, und 
foll ihnen der Verkäufer derowegen Erſtattung zu thun ſchuldig ſeyn. 


Caput XI. 


Wenn ein Pferd oder ander Vieh verkauft wird. 


Wer ein Pferd oder ander Vieh verkauft [A. L. R. 1. 11. 199 — 
206], und einen Gebrechen, welcher den Gebrauch deſſelben verhindert, 
oder das Thier aͤrger macht, wiſſentlich und vorſetzlich verſchweiget, der 
muß das Thier und Viehe wieder nehmen, wenn es ihm in gebuͤhrender 
Friſt, das iſt in einer Monatszeit wiedergekehret wird, und muß dem 
Käufer fein Geld wiedergeben. Iſt aber das Thier durch des Käufers 
Verwahrloſung ſchlimmer worden, daß muß er gelten, Es ſtehet auch in 
des Kaͤufers Gefallen, ob er das gekaufte Viehe behalten, und die Ver⸗ 
ringerung an dem Kaufgelde ſuchen wolle, alſo daß der Verkaͤufer ihm 


- fo viel Kaufgeldes zurücke gebe, als das Viehe an feinem Werth gerin⸗ 


ger iſt. } 

5 Caput XII. 8 ; . ? 

Wie der Verkäufer den Käufer ſchadloß halten, und ſein Gewaͤhrs⸗ 

mann ſeyn ſolle. f i 
Weil der Verkäufer die Kaufgelder ſtracks empfähet, und derſelben 
Eigenthum erlanget: fo iſt auch billig, daß der Käufer wegen des gekauften 
Guts von dem Verkäufer vertreten werde, und in ſeinem Eigenthum unge⸗ 
hindert bleiben möge. Wuͤrde darüber der Käufer angefochten, fo ſoll er ſol⸗ 
ches dem Verkäufer ordentlich ankuͤndigen, und ihm die Vertretung anſa⸗ 
gen, welche der Verkäufer auf feine Unkoſten zuthun ſchuldig ſeyn ſoll 
IA. L. R. 1. 11. 136.J.: Späte er ſolches nicht, fo fol der Käufer nichts 
deſto weniger die Sachen vertreten, und alles dabey thun, bis zum aͤuſ⸗ 
ſerſten, was der Procelf durch alle Juſtantien erfordert. Wird ihm denn 


daruber das erkaufte Gut abgewonnen, ſo erhohlt er ſich des Kaufgel⸗ 


N 


| 


248 Viertes Buch. Tit. V. 


des an ſeinem Verkäufer; ſamt den Gerichtskoſten und erlittenen Scha⸗ 
den. Geſchaͤhe aber ſolche Ankündigung dem Verkaͤufer nicht, ſo darf 
er auch den Käufer: nicht ſchadloß halten [A. L. R. I. 11. 145.) 
5 f Caput XIII. f N ö 
Das einer den andern vom Kaufe nicht ſoll abdringen, 

Ob ein Mann bey Viehe, als Ochſen, Pferde, oder anderer Kauf⸗ 
manns Waare, das man verkaufen will, kaͤme, fo ſoll ihn keiner da⸗ 
von abtreiben, oder ihm in den Kauf reden, dieweil er darum dinget, 
bey willkuͤhrlicher Strafe. Wo er aber ſelbſt mit gutem Willen ab⸗ 
traͤte und davon gienge, ſo mag wohl ein ander hinzu treten, und um 
daſſelbe Viehe oder Waare Kauf ſchlagen. ö 8 


Caput XIV. 
Vom Kaufe, fo bey Abendszeiten gefchicht, 

Kein Kauf oder Tauſch um Erbe und liegende Gruͤnde, der des Abends 

geſchicht“) fol mächtig ſeyn, er 255 denn des Morgens wieder beliebet. 
Lap. XV. 
| Ob man an Feyertagen Kauf ſchlagen ſolle. 

Kein Kaufſchlag ſoll am heiligen Tage geſchehen an keiner Waare, 
ehe das Amt in der Kirchen verrichtet iſt, bey Verluſt der Waaren, und 
dreyer guten Marke“). R 

1 Caput XVI. 
Wie Bauererbe zu verkaufen. 

Niemand fol fein Erbe verkaufen ohne Bewuſt des Erbhern ) 
bey Verluſt des Erbes. . 

Caput XVII. 

Von verkauftem Erbe, ob es die Glaͤubiger hindern moͤgen. 

Verkauft ein Mann ſein unbekuͤmmert Erbe oder Hof [A. G. O. 
C. 42.] und uͤberreichet es vor Gerichte, das Erbe moͤgen des Mannes 
Glaͤubiger nicht vor ihre Schuld bekuͤmmern; es ſey denn, daß der Mann 


ehe er das Erbe vor Gerichte uͤberreichet, den Glaͤubigern gerichtlich ges 
lobet haͤtte, die Schuld zu bezahlen, und hat ſich ſolches zu thun ver⸗ 


pflichtet bey ſeinem ſtehenden eigen. Wo das geſchehen, ſo moͤchten die 


Gläubiger das Erbe wohl bekuͤmmern, und die Aufreichung wie recht, 
wohl widerſprechen ). ER Sa 
) Dieſes iſt aus der Lan deswillkuͤhr von 1420 genommen, aus Urſa⸗ 
en, die bey gemeinen, nicht nüchternen oder ſchlaͤfrigen Leuten ſtatt 
den, und kommt mit der heutigen Praxi überein. 
*) Den Grund dieſes Satzes muß man ſuchen in der Verordnung von 
1309. f. 11. 


) Siehe die Conflitution vom Jahr 1309. in Weiſſels Chronick auf 
der 107. Seite. g 


) Nach dem alten Culm Say. 938. des 4. B. f 
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Caput XVIII. 
Ein verkauftes und ohne Unterſcheid uͤberreichtes Erbe mag um Schuld 
nicht beklaget oder bekuͤmmert werden. 


Kauft ein Bürger einen Hof oder ein ander Erbe, mit was Gelde 
der Kauf geſchicht, und ihm der Hof vor Richter und Schoͤppen ſchlecht 
ohne Unterſcheid verreichet wird; will darnach jemand auf denſelben Hof 
oder Erbe von eines andern Mannes wegen, dem der Verkaͤufer ſchul⸗ 
dig blieben, um ſolche Schuld klagen oder beſetzen; darum darf der Klaͤ⸗ 
ger dem Kaͤufer zu antworten nicht bekuͤmmern, ob er es mit den 
Schoͤppen oder ihren Gerichtsbuͤchern beweiſen mag, daß ihm der Hof 
oder Erbe ſchlecht ohne Unterſcheid im gehegten Dinge gegeben und ge⸗ 
reichet iſt, ſondern der Hof iſt ſein, und er mag ihn mit allem Recht 
behalten, wofern die Verreichung nicht betruͤglicher weiſe den andern 
Glaͤubigern zum Vorfange geſchehen wäre, 0 

2 Caput XIX. 5 
Von verſchwiegenem Zinſe eines verkauften Erbes. 

Verkauft einer dem andern ein Erbe, und verreichet es in gehegter 
Bank, und verſchweiget in dem Kauf den jährlichen Zins ), der auf 
dem Erbe geſtanden und noch ſtehet, ſo ſoll der Mann ſeinen Zins, den 
er in der Gewaͤhre hat, an dem verkauften Erbe behalten. Spricht aber 
der Kaufmann des Erbes: Man habe ihm den Zins nicht beniehmet, 
und er habe es recht und redlich ohne Zins und Beſchwerung gekauft; 
das habe er mit dem Gerichtsbuche zu beweiſen, habe auch das Erbe Jahr 
und Tag ohne Anſpruch beſeſſen: Das hilft ihm alles nicht, ſondern er 
ſoll den Mann, der ihm das Erbe verkauft und den Zins verſchwiegen, 
anſprechen **), der fol ihm darum antworten, und das Erbe frey ge⸗ 
währen, als er es ihm verkauft hat. 

2 Caput XX. j 
Vom Zinskauf der auf Wiederkauf gefchicht, 

Verkauft ein Mann auf einen beniemten Tag Zins zu einem Wie⸗ 
derkaufe, alſo, daß er denſelben laut feiner Verſchreibung, wenn er 
will, wieder kaufen möge, derſelbe mag ihn wieder einlöfen, wenn er 
will, vor und nach dem Zinstage, und ſoll den Zins nach Wochenzahl 
vor oder nach dem Termin zu entrichten ſchuldig ſeyn “). 

75 Caput XXI. 
Von jäaͤhrlichem Zinſe, da Wiederkauf an iſt. 

Hat ein Männ Zins, da Wiederkauf an iſt, und ſtirbet, ſo neh⸗ 
men feine Erben den Zins, und muͤſſen ihn gleichwohl jenem, der den 
Wiederkauf daran hat, in Wiederkauf geben. Indeß moͤgen die Er⸗ 
ben ſolchen Eins, der wieder abzulöfen ift, ohne jemandes Hinderniß, 
und ohne ihrer Erben Erlaubniß 5), wem fie wollen, verreichen. 


) Dieſes iſt vom Pfennig⸗ und nicht vom jährlichen Grundzins zu verſtehen. 
) Siehe den alten Culm Cap. 25. des 4. B. N a 
) Siehe das alte Culm. Recht B. 4. Cap. 35. 1 
1) Womit der alte Culm B. 4. Cap. 99. einſtimmet. J 
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Titulus sextus. 


Vom Einſpruchs Recht. 
5 Caput I. : 
Von Abtreibung oder Einſpruch eines Kaufes. 

Verkauft jemand einen liegenden Grund [A. L. R. I. 2. 7.], Haus, 
Hof, Erbe oder Erbzins und dergleichen, ſo fuͤr unbeweglich Gut zu 
Rechte gehalten wird, welches iem angeſtorben, oder er durch Kauf oder 
ſonſt an ſich gebracht hat [A. L. R. II. 4. 234.]: So mag der naͤchſte 
Blutsverwandte und Freund des Verkaͤufers maͤnnliches und weibliches 
Stammes binnen Jahr und Tag von der Zeit an zu rechnen, da derſelbe 
Kauf gerichtlich verlanget oder verſchrieben, durch einen rechtlichen Ein⸗ 
ſpruch den Kaͤufer wohl abtreiben; doch alſo und dergeſtallt, daß er 
vor Gerichte feine Nahigkeit und Magſchaft, wo die nicht wiſſentlich, 
beweiſen, und den Einſpruch mit ſo viel Geld, als der Verkaͤufer dar⸗ 
um gegeben, wuͤrklich belegen ſoll, und ſoll alsdenn der Käufer das 
Erbe dem naͤchſten Blutsfreunde abtreten und zukommen laſſen. Da 
auch der Käufer innerhalb der Zeit, als er das Gut durch einen Kauf 
an ſich gebracht, am gekauften Hauſe etwas nothwendig oder zu ſeiner 
ſcheinbarlich nutzbarlichen Beſſerung mit ſeinen Unkoſten gebauet, und 
ihm ſolches der naͤchſte Blutsverwandte Einſprecher durch den Richter 
nicht verbieten laſſen [A. L. R. I. 20. 640.]: So ſoll er dem Kaͤufer 
daſſelbige nach Erkaͤnntniß guter Leute, ſamt dem Kaufhauptgelde wies 
derum zu erſtatten und zu geben ſchuldig ſeyn. Wurde auch der Ver⸗ 
kaͤufer betrüglich uͤber das rechte Kaufgeld des verkauften Erbes mehr 
an Gelde oder ſonſten woran, vor Gerichte zu Abhaltung des Einſpre⸗ 
chers nahmkuͤndig machen, und ſolches der Einſprecher ihm nicht ge⸗ 

trauen wollte, ſo ſoll er es mit ſeinem Eyde zu betheuren pflichtig ſeyn, 
und iſt der naͤchſte Abtreiber oder Einſprecher nicht hoͤher, denn das 
rechte Kaufgeld zu geben verpflichtet. 
Caput II. 


Ob nach dem beſchaͤdigten Gute ein Mann don dem Einſpruch 
abſtehen moͤge. 

Da es ſich begaͤbe, daß der Einſprecher den Kaͤufer vor Gerichte 
den Abtritt zu thun, haͤtte vorladen laſſen, und das Kaufgeld nach Ge⸗ 
wohnheit erleget, und aber mittlerweile vor ausgefuͤhrtem Rechte das lie⸗ 
gende Erbe, fo verkauft iſt, unverſehens vergaͤnglich würde, als nem⸗ 
lich, daß es verbrennete, oder ſonſt ſchadhaft wuͤrde, ſo ſoll demſelben 
Einſprecher frey ſeyn, bey vorgenommenen Einſpruch zu verharren, oder 
abzuftehen. 

Caput III. 

Hb der Einſpruch einem andern Freunde möge uͤbergeben werden. 
Es mag auch die Gerechtigkeit des Einſpruchs keinem, wie nahe 
der gleich auch von dem Geblüte wäre, cediret oder übergeben werden; 
er wäre denn nach dem Einſprecher der naͤchſte Freund, auf den ſonſt 
der Einſpruch von Rechts wegen kommen moͤchte, da der naͤchſte Ein⸗ 

I 


I 
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ſprecher ſich ſeines Einſpruchsrechts nicht gebrauchen wollte. Es mag 
zwar ein jeder Verwandter den Einſpruch thun [A. L. R. I. 20. 594. ], 
doch daß der nachfte unter ihnen den Vorzug habe. 


Caput IV. 
Vom Einſpruche in Pachten oder Zinsguͤtern. 


Wenn ein Mann Zins oder Pacht auf ſein Erbe oder Gut genom⸗ 
men, und denſelben nicht will oder vermag zu geben, und laäſt alſo das 
Gut, davon er den Zins zu vergnuͤgen ſchuldig, Sehen c oder auſſer⸗ 
halb Gericht guttwillig den Glaͤubigern in Haͤnden liegen; ſo mag der 
naͤchſte Blutsfreund innerhalb Jahr und Tag, ſeit das Gut erklaget 
oder gutwillig übergeben, den verſeſſenen Zins oder Pacht entrichten, 
und ſolches Gut zu ihm in das rechte Geſchlecht wiedernehmen und be⸗ 
halten [A. L. R. I. 20. 575.J. f ; 


5 


. Caput V. 
Daß Vormüuͤnder wegen ihrer Unmündigen den Einſpruch zu thun 
5 ſchuldig find. 5 ) 


Hätte ein unmuͤndiges Kind in feinen unmuͤndigen Jahren zu fei- 
nes naͤchſten Freundes verkauftem Erbe einen Einſpruch, und auch fo 
viel am Gelde, daß es auch den Einſpruch damit belegen, und den Kaͤu⸗ 
fer rechtlich abtreiben möchte; wenn aber die Vormuͤnder die Gerechtig⸗ 
keit des Einſpruchs wegen ihres Muͤndleins in geſetzter Friſt nicht ge⸗ 
braucht noch gefordert haben, ſo mag es deshalben ſeine Vormuͤnder, 
wie recht, beſprechen, wofern ſie ohne Recht oder vorgehendes Erkaͤnnt⸗ 
niß der Obrigkeit, als der Obervormuͤnder, ſolchen Einſpruch verſchwiegen, 
und nachgelaſſen. Es ſoll aber zum Erkaͤnntniß des Raths ſtehen, ob 
die Vormuͤnder dem Unmuͤndigen beſſer mit dem Gelde, als mit dem 
Erbe gedienet haben. 


Caput VI. f 05 
Von vieler Bruͤder oder gleich naher Freunde ſaͤmmtlichen Einſpruche. 


Verkauft ein Mann ein Haus oder liegend Erbe, und hätte vier 
Bruͤder oder ſonſten Freunde, die alle mit einander gleich nahe, und 
durch einen rechtlichen Einſpruch binnen Jahr und Tag das verkaufte 
Haus oder Erbe einer vor dem andern an ſich zu bringen bedacht wären: 
So ſollen alle zugleich zu dem Einſpruch, wie recht A. L. R. II. 4. 
237.], zugelaſſen werden, und da fie das Gut ſämmtlich nicht behalten 
wollen, oder ſich ſonſten nicht vergleichen koͤnnen, ſo ſoll ſie das Loo 
ſcheiden [A. L. R. II. 4. 23 .]. 8 


* 


Caput VII. 
Wie weit ſich ein Einſpruch erſtrecket. 
Die Verwandſchaft, fo viel den Abtritt belanget [A. L. R. II. 4. 


ae ſoll bis in das ſiebente Glied inclufivo gerechnet und gezogen 
werden. = 
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2 5 . Caput VII. \ 
In welchen Fällen der Einſpruch nicht zugelaſſen wird. 

Kein Einſpruch ſoll ſtatt haben oder zugelaſſen werden, denn allein 
im Kaufen und Verkaufen. Derhalben kann auch im Wechſel oder Tau⸗ 
ſchen der Einſpruch nicht geſtattet werden; und wenn auch ein Erbe und 
liegender Grund mit einem andern Erbe in ungleichen Werth vertau⸗ 
ſchet wuͤrde, alſo daß einer dem andern etwas nachgeben muß, ſo ſoll 
die Nachgabe geringer ſeyn als das Gut, dem ſie zugeleget wird, als⸗ 
denn wird es fuͤr einen rechtſchaffenen Tauſch geachtet, nicht weniger, 
als wenn die Guͤter gleich waͤren. Es mag auch in ſchlechten Gaben, 
oder in Gaben auf den Todesfall gerichtet, oder in verteltirten oder le- 
girten Guͤtern, oder in Gütern die in Vertragen, Pacten und Trans- 
actionen einem andern übergeben werden, kein Einſpruch zulaͤßig ſeyn; 
es wäre denn, daß der Wechſel oder Uebergabe oder ſonſten andere Ver⸗ 
änderung der Güter gefährlicher Weiſe, und den nächften verwandten 
Freunden zum Vorfange Amulate geſchehen. Als es hätte der Begabete 
mit dem Geber ein Vernehmen gehabt, unter dem Schein einer Gabe 
ſein Haus und Hof an ſich zu bringen, und ihm dennoch dafuͤr in an⸗ 
dere Wege einige Erſtattung thaͤte, ſo moͤgen die nächſten Freunde den 
Einſpruch wohl thun, und den Begabeten zu Rechte abtreiben. Da ſich 
auch der Blutsverwandte gutwillig und ausdrücklich des Einſpruchs ver⸗ 
ziehen [A. L. R. I. 20. 597.], oder auch ein Mitverkaͤufer wäre, oder 
Jahr und Tag hat verflieſſen laſſen [A. L. R. I. 20. 600. 598.]: Der⸗ 
ſelbe hat dadurch die Freyheit des Einſpruchs verlohren. Uneheliche Kin⸗ 
der koͤnnen nicht weiter, denn ihre Succelkion ſich erſtrecket, den Eins 
ſpruch haben. Auch Muͤnche und Begulirte mögen als Verwandte nicht 
abtreiben. Ferner die in des Reichsacht oder Bann ſeyn, oder aus dem 
Lande mit Confilcirung ihrer Guͤter proloribiret und verwieſen werden. 
Imgleichen wenn ein Lehnsmann ſein Gut verkauft, und die naͤchſten 
Verwandten des Verkaͤufers hätten wider den Lehnsherrn verletzlich, thät- 
lich, oder verweislich gehandelt, und waͤren des wie Recht uͤberwunden: 
Alsdenn werden dieſelben des Abtreibens unwuͤrdig. Welche vermoͤge 
gemeiner Rechte nicht mögen kaufen, dieſelben ſind auch nicht fähig der 
Freyheit des Abtreibens, als da ſind weibliche Perſonen in Lehnguͤtern, 
weltliche Perſonen in Zehenden und dergleichen. So einer in einem Kauf 
zwey oder drey Huben, da eine fruchtbar, die andere unfruchtbar um 1000 
Floren mehr oder weniger einem verkaufte, ſo mag der nächſte Ver⸗ 
wandte die fruchtbare Hube ohne die unfruchtbare nicht abtreiben (A. L. 

R. I. 20. 597. 


\ Titulus septimus. f 
Von Mietungen und Vermietungen. 
g Caput L 
ei Was der Mietsmann und der Vermieter leiſten ſoll. 


Wer einem andern ein Haus, Wohnung oder ander Erbe vermietet 
auf einige Zeit und Jahr, dem ſoll er nachkommen, und das vermietete 
Erbe mit nothduͤrftigem Gebaͤue und Beſſerung zu gebuͤhrlicher Woh⸗ 


‘ 
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nung auf feine Unkoſten unterhalten [A. L. R. I. 21. 291.J. Dagegen folder 
Mietsmann das Erbe ziemlich brauchen, und den verſprochenen Zins zu rech⸗ 
ter Zeit, wie es bedungen, zahlen. Was er auch mit des Hausherrn 
Wiſſen und Willen in dem Erbe verbauet, das ſoll der Hausherr zahlen, 
oder an dem Zins gekuͤrzet werden, bauet er aber ohne und wider des 
Herrn Willen und Befehl, ſolches iſt ihm der Hausherr zu erſtatten 
nicht ſchuldig [A. L. R. I. 21. 280.]. 5 


Caput II. N 
Wie der Mietsmann das gemietete Erbe bewahren ſoll. 


Wer ein Haus oder ander Erbe in der Miete hat, der, ſoll es mit 
ſolchem Fleiß bewahren, wie ein fleißiger Hausvater bey ſeinem eigenen 
zu thun ſchuldig iſt [A. L. R. J. 21. 278.]; kommet aber ein Schade 
durch ſeinen Unfleiß oder Verwahrloſung, dadurch das Erbe geaͤrgert 
wird, oder gar untergehet, und ſolches wie Recht uͤber ihn erwieſen 
wird, ſo muß er den Schaden zahlen und erſtatten. 


Caput III. BE 
In was für Fallen die Miete vor beſtimmter Zeit kann aufgefaget 
werden. g 


Der Mietsmann iſt vor beſtimmter Zeit auszuziehen ſchuldig [A. L. 

R. I. 21. 386.], wenn dem Hausherrn fo eine unverſehene beweißliche 
Noth vorfiele, daß er ſelber auſſerhalb dem Hauſe nicht wohnen koͤnnte. 
Imgleichen wenn die Beſſerung fo noͤthig [A. L. R. I. 21. 368.], daß 
das Haus ohne dieſelbe nicht ſtehen oder unterhalten mag werden. Fer⸗ 
ner wenn der Mietsmann den Zins nicht zahlet oder das Haus merklich 
einwohnet und verärgert, oder ungebührliche Handthierung treibet [A. 
L. R. I. 21. 381, als oͤffentliche Hurerey oder andere verbothene Gas 
chen; jedoch alſo, daß ihm gebuͤhrliche Friſt zum wenigſten ein viertel 
Jahr zur Räumung gegeben, und er nicht mehr Zins als von der vers |" 
laufenen Zeit zu zahlen ſchuldig, f : 


Caput IV. 
Wenn ein Erbe in ſtehender Miete verkauft wird. 


Wenn der Hausherr das vermietete Haus oder Erbe verkauft, fo iſt 
der Mietsmann ſtracks zu raͤumen nicht ſchuldig, ſondern mag die or⸗ 
dentliche Zeit zur Räumung, als Sſtern oder Michaelis, abwarten, 
wie ihm denn auch die Raͤumung ein halb Jahr zuvor ordentlich ſoll 

angekuͤndiget werden, es wäre denn in der Mietung anders bedungen. Ent⸗ 
ſtehet aber dem Mietsmann daher irgend ein Schade, daß ihm die be⸗ 
ſtimmte Zeit nicht gehalten iſt, ſo mag er deswegen den Hausherrn be⸗ 
ſprechen (A. L. R. I. 21. 350.]. f b 


Caput V. 


Ob die Erben die Zeit der beſtimmten Miete zu halten ſchuldig. 


Stirbet ein Mann, der dem andern ſein Haus, Erbe, oder was 
anders auf beſtimmte Zeit oder Jahre vermietet hat, ſeine Erben ſind 
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ſolche zu halten ſchuldig [A. L. R. I. 21. 875.], und mögen den Miets⸗ 
mann vor der verfloſſener Zeit nicht ausſtoſſen. 


5 Caput VI. 5 

Was für Gerechtigkeit der Hausherr hat an des Mietsmanns Gütern, 

So bald der Mietsmann in das Haus oder Erbe zeucht, erlanget 
der Hausherr wegen des gelobten Zinſes an allen feinen Gütern, fo 
ihm eingebracht werden, ein heimlich Pfand, alſo, wenn der Zins nicht 
erleget iſt, daß er die Guͤter in dem Hauſe bekuͤmmern, und fuͤr andere 
Creditores ſich feines ausſtehenden Hauszinſes halber erholen mag [A. 
L. R. I. 21. 395.]. 


Caput VII. 
Von Raͤumung des gemieteten Guts. 5 

Wenn jemand auf gewiſſe Zeit etwas gemietet hat, ſo iſt er 
ſchuldig, nach Ausgang derſelben Zeit das gemietete Gut zw. räumen. 
Waͤre aber keiner Zeit gedacht, ſo ſoll der Herr des Gutes ein halb 
Jahr vor der Zeit, da er das Gut will geraͤumet haben [A. L. R. I. 21. 
324.], dem Mietsmanne daſſelbe aufſagen. Thaͤte ers nicht, fo verſte⸗ 
het ſich heimlich, daß der Mietsmann bey der alten Miete bleibet. Haͤtte 
auch jemand auf ein Jahr gemietet, und behandelt den Herrn des Hau⸗ 
ſes vor Ausgang des Jahres, daß er noch langer darinnen wohnen 
möge [A. L. R. I. 21. 325.]; fo verſtehet ſich, daß die Mietung von 
Jahre zu Jahr heimlich verneuert werde, wo die Aufſage nicht geſchie⸗ 
het. Wollte aber auch der Mietsmann nicht länger im Gute, und def- 
felben Mietung bleiben, iſt er ſolches ein Viertheil Jahr vor Ausgang 
der Zeit, oder da keine beſtimmet waͤre, vor der Raͤumung dem Herrn 
anzuſagen ſchuldig [A. L. R. I. 21. 324.]. 

H Caput VIII. 

Von Zwiſt und Irrung, wegen der Aufſage und Raͤumung. 

Da der Mietsmann wegen der Auffage, oder Räumung gegen den 
Hausherrn irgend eine Irrung hätte, die fol er zu Rechte ausführen 
vor der Zeit der Räumung; wurde er aber ſolches vorſetzlich bis auf die 
Zeit der Räumung ſparen, den Hausherrn damit aufzuhalten, und im 
Brauche feines Eigenthums zu behindern, fo ſoll er damit nicht gehoͤret, 
ſondern erſtlich zu raͤumen, und darnach feine Anſprüche, fo er einige 
hat, fortzuſtellen ſchuldig ſeyn [A. L. R. I. 21. 324.J. a 


Caput IX. 


Ob Tuch, ſo einem Schneider zu machen, oder was anders jemand 
zu verkaufen gethan, verlohren, geſtohlen oder verbrennet würde, 

Thut ein Mann ſein Gewand einem Schneider zu machen, oder ei⸗ 
nem andern ſein Gut zu verkaufen, und verſpricht ihm ſeinen Lohn da⸗ 
von zu geben, daß jener zufrieden iſt, ſo muß ers verwahren, und un⸗ 
verderbet wieder geben. Ob es ihme aber geſtohlen wuͤrde ohne ſeine 
Verwahrloſunge, da er das nebſt dem ſeinen wohl verwahret, aufs beſte 
er konnte, und darf ers erhalten, wie recht iſt: So darf es nicht gelten 
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oder bezahlen ). So auch daſſelbe Haus oder Gemach, darinne er das 
Tuch oder Gut hat, verbrennet, ſo darf er es nicht gelten, ob er es 
mit Recht darthun kann, daß der Brand ohne ſeine Verwahrloſung ge⸗ 
ſchehen ſey, und daß er es nicht retten konnen. . 
Caput X. 

So ein Viehe in der Miete ſtuͤrbe, wie das zu richten ſey. 

Stirbet ein Pferd oder Viehe in der Miete und beweiſet jener, der 
es unter ihme hat, mit ſeinem Rechte, daß es ohne ſeine Schuld ge⸗ 
ſchehen, er darf es nicht gelten“); es ſtuͤnde denn ihre Beredung an⸗ 
ders. Man man ihn aber uͤberzeugen, daß er an dem Tode des Pfer⸗ 
des ſchuldig iſt, fo fol er es gelten. i 

Caput XI. 
Vom Erbe, das ein Mann zu Erbe oder Grundzinſe bauen laͤſt. 

Laͤſſet ein Mann dem andern ſein Erbe auf einen Erb⸗ oder Grund⸗ 
zins bauen, und darnach verbrennete das Gebaͤue, oder ginge alſo un⸗ 
ter, daß ein Theil bliebe, und der Mann wollte es nicht wieder zu dem 
Zinſe bauen; ſo mag ſich der Zinsherr, des der Grund iſt, und jenem 
zu bauen vergoͤnnet hatte, des Erbes und Gebaͤues, ſo geblieben, mit 
aller Zubehoͤrung wiederum unterwinden““), und darf es jenem nicht 
gelten. f 


Titulus octayus, 


Von Geſellſchaften. 


Caput I. 
Von Beredung der Geſellſchaft, und wie die zu halten. 

So etliche Perſonen in ehrlichen Gewerben und Handlungen eine 
Geſellſchaft ſchlieſſen, was alsdenn billiger maaſſen abgeredet, bedungen 
und geſchloſſen wird mit Worten, oder darüber aufgerichteten Schriften, 
daſſelbige ſoll allerſeits ſtet und feſt gehalten werden. 


Caput II. 
Von bedingtem Gewinn und Verluſt, 

Wann auch jemanden von der Geſellſchaft wegen feine Arbeit, Mühe 
und Fleiß, oder auch ſonderlicher Erfahrenheit in Handlung über feine ein⸗ 
gelegte Summa ein Vortheil im Gewinn gegönnet, oder auch gänzliche Be⸗ 
freyung des Verlustes eingewilliget und bedungen, das ſoll alſo gehalten 
und ihme nachgekommen werden [A. E. R. I. 17. 186.]. Auch kann die Geſell⸗ 


) Im alten Gulm Cap. 33. des 5. B. ſtehet zwar: „Beſiehlet einer 
ſein Gewand einem Schneider, daß er es machen ſoll, und wird es ihm 
geſtohlen, der Schneider muß es gelten. Es iſt aber ſolches zu verſte⸗ 
hen, wenn er es nicht ſo gehuͤtet, als ſein eigen Gut.“ q 

) Siehe den alten Culm Cap. 34. des 5. B. 

) Siehe den alten Culm Cap. 7. des 5. B. 
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ſchaft alſo bedungen werden, daß einer allein Geld einleget, der ander 

die Muͤhe und Arbeit gegen gewiſſen Gewinn leiſtet, welches auch kraͤf⸗ 

tig iſt. Wenn aber den Schaden einer allein, der ander den Nutzen tra⸗ 

gen ſoll in Fällen, da fie beyderſeits Gelder eingeleget, und die Han⸗ 

delswerbung mit gleicher Mühe und Arbeit fortſtellen, fo iſt ſolche Be⸗ 

dingung zu Rechte unkraͤftig [A. L. R. I. 17. 186. 245.]J. Sind aber 
keine gewiſſe Antheile bedungen, ſo gehet Gewinn und Verluſt gleich 

nach eines jeden eingelegten Hauptſummen [A. L. R. I. 17. 251. J. 

b Caput III. 

Wie ſich die Geſellſchaften bey gemeiner Handlung verhalten ſollen. 

Es ſoll ein jeder Geſellſchafter in Sachen gemeiner Geſellſchaft und 
Handlung den Fleiß, Vorſorge und Bewahrung der Guͤter, die ihme zu 
verwalten befohlen, anwenden [A. L. R. J. 17. 211.], als er bey ſei⸗ 
nem eigenen Gut und Haabe thun fol*). Thut er das nicht, und wird 
uͤber ihn erwieſen, er muß den Schaden, der durch ſeinen Unfleiß und 
Verſaͤumniß geurſachet, tragen, und erſtatten. Wann aber uͤber ſolchem 
angewendeten gebührlichen Fleiß der Geſellſchaft ein Schaden zukommet, 
der gehet uͤber die Geſellſchaft insgemein. f N 

Caput IV. 
Wie eine Geſellſchaft aus eines Handlung verbunden. 

Wuͤrde eine gemeine Geſellſchaft einen auserwaͤhlen [A. L. R. T. 17. 
231. 236.], der dem Handel fuͤrſtünde, oder denſelben verwalte, oder 
auch ohne Erwählung zuſehen und gedulden, daß ſolches alfo geſchehe; 
ſo wird die ganze Geſellſchaft wegen ſolcher Handlung es ſey zu ihrem 
Nutz oder Schaden verbunden und verobligiret. Imgleichen wird es auch 
mit allen Handelsdienern und Factoren [A. L. R. I. 17. 129.], die 
dem Handel von der Geſellſchaft fuͤrgeſtellet, gehalten und verſtanden. 

5 | Caput V. 5 . . 
Wie die Geſellſchaften wegen der Schulden gemeiner Societaet: 
verhaftet. 

Was in waͤhrender Geſellſchaft an andere Leute vor Schulden ges 
macht worden, dafür haften die Geſellſchafter alle in lolidum, das iſt 
ein jeder vor die ganze Summe [A. L. R. J. 17. 239.]; doch alſo, was 
der eine über fein Antheil gezahlet, das mag er ſich an feinen Mitge⸗ 
ſellſchaftern wieder erholen. d 

Caput VI. 
Wenn die Rechnung gemeiner Geſellſchaft geſchehen ſoll, 
Soc in Beredung der Geſellſchaft eine gewiſſe Zeit der Rechnung an⸗ 
geſtellet, ſo ſoll dieſelbe ohne alles Widerſprechen gehalten werden. Iſt 
aber keine Zeit benennet, ſoll zum wenigſten um Verhütung aller Weit⸗ 


*) Siehe den $. fin. Iuſt. d. Societ, Womit auch faſt die Praxis aller 
Oerter einftimmet, wie ſolches Hopp. ad Inſt. L. III. tit. 26. $. 9. bezeuget. 
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lauftigkeit, alle Jahre die Hauptrechnung gehalten werden [A. L. R. 1. 
17. 219.]. Da auch irgend ein Verdacht oder andere Ungelegenheit ein⸗ 
fallen moͤchte, darum einer oder mehr der Geſellſchafter vor der Zeit die 
Hauptrechnung begehreten, ſo ſoll dieſelbe verbunden ſeyn, diefelbe zu 
thun und zu verrechnen. So an einem auſſerhalb ehehafter Noth Mangel 
befunden würde, fo ſollen demſelben die andern der zufallenden Schäden . 
halben, ſo nach der Erinnerung entſtanden, Erſtattung zu thun nicht 
ſchuldig ſeyn. Es ſoll auch allen Geſellſchaftern frey ſtehen, obſchon der 
Handel und Handelsbuͤcher von einem verwaltet werden, der gemeinen 
Geſellſchaft Bücher, fo oft fie wollen, durch zu ſehen, und daraus des 
Handels Gelegenheit und Zuſtandes ſich zu erkuͤndigen. 
Caput VII. 
Wie eine Geſellſchaft geendet werde durch Abſterben. 

Wenn einer von der Geſellſchaft mit Tode abgehet, ſo iſt die Ge⸗ 
ſellſchaft getrennet, und mögen feine Erben darzu nicht gezwungen wers 
den; vielweniger ſind die übrigen Geſellſchafter, des Verſtorbenen Erben, 
da ſie bey der Geſellſchaft bleiben wollen, anzunehmen ſchuldig; es waͤre 
denn, daß die Geſellſchaft von ihren Großeltern herkäme, und von An⸗ 
fang auf gewiſſe benanntliche Geſchlechte oder Familien gerichtet, und 
die Vormuͤnder oder Erben ſelbſt darinn zu bleiben begehrten [A. L. R. 
1. 17. 278.]: So find die andern Geſellſchafter fie anzunehmen ſchul⸗ 

dig, es wäre denn in der Verſchreibung anders bedungen. 


Caput VIII. 
Worzu die Erben der Geſellſchafter verbunden nach geendeter Societaet, 
Die Erben der Verſtorbenen Geſellſchafter ſind ſchuldig, wenn die 


Geſellſchaft geendet, alles das zu vollenziehen, was ihre Vorfahren oder 
Eltern gelobet und verſchrieben haben [A. L. R. I. 17. 300.]. 
Caput IX. 
Wie man vor geendeter Zeit von der Geſellſchaft abtreten möge. 

Wer in eine Geſellſchaft auf eine gewiſſe Zeit eingetreten, der mag 
vor geendeter Zeit davon nicht abſcheiden; es wäre denn daß der Geſellſchaf⸗ 
ter die Abredung und Bedingung nicht hielte, oder daß man die Dinge, 
darum die Geſellſchaft angefangen, nicht haben koͤnnte, oder derjenige, 
ſo abtreten will, in gemeinen Geſchaͤften auf lange Zeit zu verreiſen 
vorhabens, und alſo der Geſellſchaft nicht beywohnen könte: denn in 
ſolchen Fällen iſt frey, auch vor der beſtimmten Zeit abzutreten [A. L. 
R. I. 17. 270.]. 
f Caput X. . 
Nach geendeter Geſellſchaft wie zu theilen. 


Wenn die Geſellſchaft geendet, und weiter keine Erſtreckunge ver⸗ 
williget iſt, ſo ſoll die Theilung aller Sachen [A. L. R. I. 17. 87.], als 
Baarſchaft, Schulden und Waaren alſo geſchehen, wie es bey Aufrich⸗ 
tung der Geſellſchaft beredet, bedungen und verſchrieben. Iſt aber keine 
Bedingung, ſo geſchicht die Theilung nach Proportion und Anzahl eines 

Weſtpreuß. Prov⸗Recht. Bd. III. Ya 1 
6} 


* 
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eden eingelegten Hauptſtuhls, wie es am gleichſten immer geſchehen 
kann [A. L. R. I. 17. 806. ]. 


Caput XI. 


Wenn ein Geſellſchafter allein Geld gelegt, der ander die Muͤhe und 
Arbeit gethan, wie nach geendeter Geſellſchaft die Theilung anzuſtellen. 

Wenn in der Geſellſchaft bedungen, daß einer allein die Gelder 
verlegen, der ander die Muͤhe und Arbeit dabey thun, und gewiſſen Theil 
des Gewinnes davon gewarten ſoll; iſt die Frage, ob nach geendeter Ge⸗ 
ſellſchaft die Gelder ſollen getheilet, oder dem einen ganz wieder zuge⸗ 
ſtellet werden? Darauf iſt die Antwort: Wer das Geld allein eingelegt, 
der nimmt es auch allein wieder zu ſich, und darf dem andern davon 
keine Theilung wiedergeben; ſondern es muß ſich der andere wegen der 
Arbeit an dem verfprochenen und bedungenen Gewinnſt begnügen. Das 
gegen wenn in der gepflogenen Geſellſchafthandlung des erſten einge⸗ 
legter Hauptſtuhl verringert iſt [A. L. R. I. 17. 189. ], fo traͤget der ans 
dere keinen Schaden, ſondern er verleuret nur ſeine angewandte Arbeit. 


5 Titulus nonus. 
Von denen, ſo gewiſſen Gewerben und Handthierungen 
ö vorgeſtellet. 5 f 
Caput I. 


Welcher maaſſen durch Verwalter die Principalen verbunden, 

Dieweil bei menſchlichen Geſchaͤften und vielfältigen Handlungen nicht 
alles in eigener Perſon kann verrichtet werden; als erfordert die gemeine 
Handthierung und Gewerbe auch anderer Leute Hülfe und Beyſtand. Wel⸗ 
cher nun jemand ſeine Sachen und Handel fortſtellen, und dieſelbe durch 
ihn verwalten laͤſt; (als wenn zu Schiffe geſtellet wird ein Schiffer zur 
Seewerts, zur Handlung gewiſſe Factoren und Handelsdiener, und 
dergleichen:) So iſt der Herr und Conſtituent, der fie in ſolchen Sachen 
vorgeſtellet, aus ihren Contracten verbunden, und muß dasjenige, was 
ſie handeln und ſchaffen genehm halten; es waͤre denn, daß die Han⸗ 
delsdiener mit gewiſſen Befehlen und auf gewiſſe Sachen und Werbun⸗ 
gen beſtellet, ſo moͤgen ſie dieſelben nicht uͤberſchreiten, und da ſie ſol⸗ 
ches thaͤten, ſo ſind nur ihre eigene Perſonen verbunden und niemand an⸗ 
ders [A. L. R. I. 14.129). 1 : 


Caput II. 5 
Von Untreu der Factoren und Handelsdiener. 


Wuͤrden Factoren oder andere Handelsdiener mit dem vertraueten 
Gewerbe, Waaren und Gütern untreulich handeln [A. L. R. I. 14. 151.] 
und fuͤrſetzlich betruͤglicher Weiſe andere Leute in Schaden führen; 
ſolches fol fur eine Untreue gerechnet, und fie an ihren Ehren beſchmuͤ⸗ 
tzen. Auch moͤgen ihre Haabe und Guͤter auf den Fall ohne vorherge⸗ 
henden Proceß bekuͤmmert, und da die Zahlung darauf nicht erfolgen 
kann, ſie mit ihren Perſonen zum Exempel anderer zu Waſſer und 
Brodt verhaftet, und gefaͤnglich gehalten werden. 
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Caput III. 
Von ſonderlicher Handelung der Factoren und Diener. 
So ein Factor oder Handelsdiener auſſerhalb feines Herrn Befehl 
und Dienſte beſondere Gewerbe und Handthierung haben wurde A. L. 
R. I. 14. 126.], fo kann derhalben der Handelsherr der ihn feinen Ges 
ſchaͤften vorgeſtellet, nicht obligiret oder verbunden werden. 


Titulus decimus. 


Von woͤrtlicher Verpflichtung. 


Caput I, 
Die woͤrtliche Zuſage verbindet. 

Wenn einer dem andern etwas zu geben oder zu thun mit wortli⸗ 
cher Verpflichtung zuſaget, und der ander ſolches annimmt, ſo iſt der⸗ 
ſelbige ſolchem nachzukommen verbunden und obligiret. Thut er ſolches 
nicht, ſo mag ihn der andere mit Rechte darum beſprechen und ver⸗ 
klagen. 5 

Caput II. 5 
Was man geloben koͤnne. 5 

Es ſollen aber ſolche Gelöbniffe in ehrlichen, aufrichtigen und möglichen 
Dingen geſchehen; ſonſten ſie zu Rechte nichtig und kraftloß ſeyn. Der⸗ 
halben wer etwas gelobet bey feinen Ehren [A. L. R. I. 4. 5. 18.) 
ſeinen Leib, Leben oder Geſundheit damit zu friſten, kann er es nicht 
halten, es ſchadet ihm an ſeinen Ehren und Rechten nicht. Wuͤrde auch 
jemand untreulich gefangen, und ihm ein Geloͤbniß abgedrungen, er darf 
es nicht leiſten, fo er ſchwoͤren kann [A. L. R. I. 4. 31.) daß ihm 
ſolch Geloͤbniß untreulich abgedrungen iſt. 5 

5 Caput III. j 
Bon Geloͤbniß derer, die Rechtlich gefangen. 

Eines gefangenen Mannes Geloͤbniß fol durch Rechte nicht ſtete ſeyn 
[A. L. R. I. 4. 31.], noch gehalten werden; es wäre denn, daß man ihn auf 
fein Geloͤbniß und Treue loßgelaſſen, daß er ſich in beſtimmten wage zu Rechte 
wieder einſtellen ſolle, ſo ſoll er wiederkommen und ſeine Treue leiſten 
und ledigen. Wird auch ein Mann ledig, und gelobet oder ſchwoͤret 
einen Urfrieden, das ſoll er halten und vollenziehen. 

Caput IV. 

Vom gereiten Gelde, das im gehegten Dinge gelobet wird. 

Gelobet ein Mann dem andern im gehegten Dinge Schuld mit ge⸗ 
reitem Gelde auf einen beniemten Tag zu bezahlen, daß der Richter 
und Schoppen ihme geſtehen; wenn der Tag kommt, fo fol er ihm mit 
gereitem Gelde*) bezahlen, wie er verſprochen hat, und der Klaͤger darf 
ſonſt nichts, denn gereit Geld dafuͤr nehmen, er wolle es denn mit Willen 
thun. b N 


) Siehe den alten Culm Cap. 118. des 3. B. ar 
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N Caput V. f d 
Von gelobtem Gelde ohne Verzug und Hinderniß. 


Gelobet ein Mann dem andern Geld auf einen benaunten Tag ohne 
Hinderniſſe und Anfprüche unweigerlich zu geben [A. L. R. J. 11.757.) 
und bekennet es, ſo ſoll er es behalten, und das Geld mag niemand vor 
dem Tage der Bezahlung bei ihm nehmen oder beſprechen, von deswe⸗ 
gen, dem das Geld gelobet iſt. Aber verzeucht der Schuldener den Tag, 
als er zu bezahlen angelobet, und „sird das Geld nach dem beniemten 
Tage bey ihme gehemmet oder beſprochen, fo muß er alle Unkoſten zu 
Befreyung der Hemmung, die er durch ſeine Nichtzahlung geurſachet, 
tragen, und muß dennoch jenem fein Geld hezahlen “, als er gelobet hat. 


Caput VI. 
Ob ein Mann vor Gerichte Geld gelobet bey allem ſeinem Gute. 


Gelobet ein Mann dem andern vor Richter und Schoͤppen im ge⸗ 
hegten Dinge ein Geld auf einen benannten Tag ohne Hinderniß bey als 
lem ſeinem Gute, das er hat, zu bezahlen, und etliche Zeit nach dem 
Geloͤbniß kauft er ein Erbe, auf welchem er einem andern Manne auf⸗ 
giebt und überreichet vor gehegter Banke jährlichen Zins zu geben auf 
einen benannten Tag: So mag ſich der Mann, dem er erſtlich in ge⸗ 
hegtem Dinge Geld ohne Hinderniß bey allem ſeinem Gute zu geben 
gelobet hat, ſeines Geldes an dem Zinſe des Erbes das nach dem Ge⸗ 
kübde gekauft wird, nicht erhohlen, fondern der, welchem der Zins über⸗ 
reichet iſt, fol vornemlich bey demſelben ungehindert bleiben “). 


En 
1 2 


Caput VII. 
Ob einer wegen gelobten Geldes auf Verſicherung möge gedrungen 
a werden. 


Gelobet ein Mann dem andern vor Rathmannen oder Schoppen 
Geld zu geben auf einen beniemten Tag, und laͤſſet ihme jener, dem das 
Geloͤbniß geſchicht, begnügen, ſo kann er ihn ferner vor dem Bezahltage 
nicht auf Buͤrgen oder Verſicherung dringen: Dieweil er ihm an dem 
Geloͤbniß vor dem Rath und Gerichte geſchehen, hat begnügen laſſen. 

Wo aber der Schuldner vor dem Bezahltage ungewiß würde [A. L. 
N. I. 11. 759.]; fo mag er auf Buͤrgſchaft gedrungen werden. Bezah⸗ 
let ihm aber der Schuldner auf den angeſetzten Tag auch nicht, und 
wird vor dem Rath oder Gerichte um das gelobte Geld beklaget; fo 
mag der Kläger von dem Schuldener wohl Buͤrgen oder Verſicherung 
nehmen, ob er es nicht entbehren, oder ihm erlaſſen will. 


1 


— — 


*) Siehe den alten Culm Cap. 118. des 3. B. 
% Siehe den alten Culm Cap. 123. des 3. B. 
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Titulus undecimus. 


Von Buͤrgſchaften. 


Caput I. 
Wer Erbgeſeſſen moͤchte geachtet werden. 
Hat ein Bürger ein Erbe oder liegende Gruͤnde, der mag wohl ein Erb⸗ 
gefeffener oder beerbet Mann heiſſen, und mag ſich dabey wohl verbürgen, 
Caput II. f 
Vom Buͤrgſchaft um Geld. 


Setzet ein Mann Bürgen für Geld auf einen beniemten Tag zit 
zahlen, und bezahlet es nicht; ſo ſoll man erſt zuſprechen dem Selbſt⸗ 
ſchuldigen, fo ferne man ihn haben mag; kaun man ihn denn nicht ha⸗ 
ben, fo fol man den Buͤrgen anſprechen [A. L. R. I. 14. 298.], der 
fol das halten, was er gelobet hat“). | 

Caput III. ’ : 
Von Buͤrgſchaften, ſo von einem oder mehren geſchehen. 
Wer fuͤr eines Mannes Schuld gelobet, der iſt ſolches zu halten 
schuldig. Es muß aber der Creditor oder Glaͤubiger zu Rechte erſtlich f 
den Principalem beſprechen, und wenn derſelbe nicht zahlhaftig befun⸗ 
den, fo iſt denn der Buͤrge dem Debitori zu antworten und zu zahlen 
ſchuldig [A. L. R. I. 14. 297.]; es wäre denn, daß ſich der Buͤrge als 
Selbſtſchuldner obligiret und verbunden. Denn auf den Fall kann der 
Buͤrge des Beneficii Excullionis oder der Erſtbeſprechung nicht genieſſen; 
ſondern es mag ihn der Creditor vor dem Principalen wohl befprechen 
und die Schuld von ihm als Selbſtſchuldner fordern. Wenn aber drey 
oder mehr fuͤr eine Schuld geloben, wie dieſelben rechtlich koͤnnen be⸗ 
ſprochen werden, iſt mehr Zweifel, und ſind dieſelben auf folgende Mey⸗ 
nung zu unterſcheiden. Erſtlich wenn ſich ihrer viele vor einen anderen 
zu zahlen verſchreiben und verſprechen (A. L. R. I. 14. 873.], und in 
der Gelobung ausdruͤcklich bedungen, daß ein jeder nicht höher als auf 
ſeine Portion, und nicht fuͤr die ganze Summa haften will; alsdenn 
kann der Gläubiger von einem jeden nicht mehr als ſein Antheil for⸗ 
dern; welches Antheil, wenn es der Buͤrge erleget, wird er damit be⸗ 
freyet, und kann ferner nicht beſprochen werden, obſchon die andern 
Mitbuͤrgen nicht zahlhaftig find. Geloben aber ihrer viele für eine 
Summam ſaͤmmtlich, alsdenn find fie dem Creditori alle in folidum 
verhaftet und obligiret, alſo daß der Gläubiger einen jeden, welchen er 
will, fuͤr die ganze Summa beſprechen mag. Dieweilen ſie aber alle 
faͤmmtlich gelobet; fo ſtehet dem Buͤrgen das Beneficium diviſionis of: 
fen, das iſt der Buͤrge mag zu Rechte begehren, daß der Croditor feine 
Anforderung theile, und einen jeden Mitbuͤrgen vor fein Antheil beſpreche. 
Welches Beueficium den Buͤrgen zu Rechte zuläßlich, doch alſo, wo: 
ferne die andern Mitbuͤrgen zahlhaftig feyn. Koͤnnen aber oder vermb⸗ 
gen die Mitbürgen ſolches ihr Antheil nicht zu zahlen [A. L. R. I. 14. 
374.], ſo iſt der übrige für die ganze Summa in Folidum verbunden, die 
er auch zu zahlen ſchuldig iſt. Wäre es aber, daß ſich ihrer viele fir. eines 


) Siehe den alten Culm Cap. 117. des 3. B. 
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andern Schuld Ae n mit den gewöhnlichen Claululen ſaͤmmtlich 
und ſonderlich, oder aber alle für einen, und einer für alle, alsdenn ſte⸗ 
het es in des Creditoris Wahl, ob er ſie ſaͤmmtlich oder einen jeden 
inſonderheit vor die ganze Schuld will beſprechen. Beſpricht er aber 
nur einen inſonderheit, und fordert die ganze Summa von ihm, ſo iſt 
der Buͤrge ihm allein zu antworten und die ganze Summa zu zahlen 
ſchuldig, kann ſich auch in dieſem Fall des Beneficii divihonis zu Rechte 
nicht gebrauchen. Und wenn der eine Buͤrge die ganze Summa, als 
wie gemeldet, erleget, fo find die andern Buͤrgen foviel den Gläubigen 
angehet, befreyet. Der Gläubiger aber iſt zu Rechte ſchuldig, dem 
Buͤrgen, der gezahlet hat, feine Action und Recht zu cediren, und zu 
übergeben, damit er ſich an den Principal Schuldner, und den Mitbuͤr⸗ 
gen zu erholen habe [A. & R. I. 14. 339.]. 
32 Caput IV. : 
Wie weit des Buͤrgen Erben haften ſollen. 

Wo ein Mann Buͤrge wird und ſtirbet, fo dürfen feine Erbnehmer 
für ihn alsbald nicht gelten, ſondern der Principal Schuldener, oder 
ſeine Erbnehmer ſollen um die Bezahlung beſprochen werden. Im Fall 
er oder fie nicht vermögen zu zahlen, alsdenn ſollen des Buͤrgen Erb⸗ 
nehmer um die Bezahlung gemahnet und verfordert werden, ſoweit ſich 
des Burgen Erhſchaft erſtrecket“), woferne fie dieſelbe lud beneſicio In - 
ventarii angenommen haben. . 

Caput V. « 
Von Befreyung der Buͤrgen. 

Gelobet ein Mann dem andern ein Geld auf einem benannten Tag 
zu zahlen, und ſetzet ihm dafuͤr einen Buͤrgen, daß er ſelbſt oder ſein 
Buͤrge gelten ſoll: Beweiſet denn der Schuldener, daß er jenem das 
Geld bezahlet habe“), ſo hat er ſeinen Buͤrgen gefreyet. 

f Caput VI. N 
Von Buͤrgſchaften einen zu Gerichte zu ſtellen. 

Beklaget ein Mann den andern vor dem Richter auſſerhalb Dingta⸗ 
gen um Geld, daß er ihm ohne Verzug gelobet hatte wieder zu geben, 
und der Richter beſcheidet fie beyde in das nächfte Ding vor Richter und 
Schoͤppen; aber der Beklagte ſetzet einen Burgen, daß er ſich ſtellen 
wolle: Koͤmmet denn der Klaͤger auf den Tag, als ihme beſcheiden war 
vor Gerichte, und der Beklagte kommet nicht; ſo ſpricht er den Buͤr⸗ 
gen an, daß er ihm den Mann, den er gelobet hatte, geſtelle. Beken⸗ 
net nun der Buͤrge das er gelobet habe, den Mann wieder zu ftellen für 
Gerichte, aber er möge ihn nun nicht ſtellen, fo ſoll er nicht allein die 
Hauptſchuld, darum der Principal beſprochen, wenn fie genugfam erwie⸗ 
fen, ſondern auch den Schaden, fo aus dem Verzug gefolget, fo ihn der 
Klaͤger fordert, zu zahlen ſchuldig ſeyn. Doch fol in ſolchen Fäden, wo 


*) Im alten Culm Cap. 112. des 8. B. heißt es: „Wo ein Mann 
Buͤrge wird, und ſtirbet er, feine Kinder dürfen nicht für ihn gelten ꝛc.“ 

) Im alten Culm Cap. 122. des 3. B. wird noch hinzugeſetzt: „Und 
thut dafür fein Recht auf den Heiligen dc.“ N 
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auf Schaden geklaget, und vom Kläger erwieſen und liquidiret ift, dem 
Richter erſtlich die Moderation vorbehalten ſeyn, welche der Klaͤger noch⸗ 
mals mit einem Eyde bekraͤftigen ſoll, das er nicht minder aufgewandt 
oder Schaden gelitten habe. N 
: Caput VII. 
Ob der ſtuͤrbe, der den Mann zu ſtellen angelobet hat. 
So ein Mann gelobet, einen andern zu beſchiedenen Tagen zu ſtel⸗ 
len, und ſtirbet der andere binnen der Zeit, ſoll er damit ledig ſeyn, 
ſoferne er den Todt beweiſet. g N 


Titulus duodecimus. 


Von Gewaͤhrungen. 
Caput I. 
Von Anzug eines Gewaͤhren. 

Zeucht ſich ein Mann an ſeinem Gewaͤhren eines Pferdes oder an⸗ 
dern Guts halben, das ihm angeſprochen wird, und der Gewaͤhrer iſt 
todt; des todten Mannes Erben ſollen des Pferdes oder des anderen 
Guts Gewaͤhrer ſeyn “). 0 ; R 

Caput II. 
Daß kein Jude eines Chriſten Gewaͤhr ſeyn moͤge. 

Kein Jude mag zu Rechte eines Chriſten Gewaͤhrsmann ſeyn [A. L. 
R. I. 14. 245.], weder in Peinlichen noch Bürgerlichen Sachen. 

4 Caput III. 
Wie die Gewaͤhrung geſchehen ſoll. | 

Wenn jemand dem andern ein Gut, waſſerley das ſey, verkaufet 
oder in andere Wege auf ihn bringet, und daſſelbe Ding wird hernach⸗ 
mals bey ihm beſprochen, ſo iſt derſelbe der es erſtlich alieniret hat, 
ſchuldig, wenn er dazu gefordert wird, zu ſagen, mit was Titul und 
Recht er es gehabt, oder wie er darzu gekommen. Hätte er es denn 
mit unrechtem Zitul gehabt, und das Gut wird dem letzten Beſitzer 
durch ein Recht abgeſprochen, ſo iſt er ſchuldig, demſelben ſein Geld, 
oder was er ſonſten von ihme dafuͤr empfangen, gänzlich zu erſtatten, 
und wieder zu geben. Hätte auch der erſte Alienator dem, wem er et⸗ 
was verkauft, oder ſonſten zugebracht, ſonderlich die Vertretung und Ge- 
währe zugeſaget, fo ſoll er nicht allein das Geld, wie vor gedacht, ſon⸗ 
dern auch alle auf dieſelbe Sache gelaufene Schaͤden und Unkoſten zu 


erſtatten ſchuldig ſeyn. 


Pitulus decimus tertius. 


Von Verträgen. 
Caput I, 2 
Wenn Verträge geſchehen. 
Vertraͤge geſchehen [A. L. R. I. 16. 405], wenn Leute uͤber einer 
zweifelhaftigen Sache, daruͤber ſie ins Recht gerathen, oder kuͤnftig ge⸗ 


„) Siehe den alten Culm Cap. 131. des 3. B. allwo noch hinzuge⸗ 
ſetzet wird: „Ob fie wollen, oder laſſen, ob fie wollen ꝛc.“ 
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rathen ſollen, ſich mit einander dergeſtallt vergleichen, daß ein Theil 
dem andern ſeiner Zuſpruͤche halben etwas giebet oder zuſaget, erlaͤßt 
oder inne hält, f 
Caput II. ; 
In welchen Fällen Verträge gefchehen koͤnnen. 
Es mögen gemeiniglich in allen Fallen, die oben gedachter Weiſe 
beſchaffen, Verträge von Leuten geſchehen. Doch mag ein Maͤchtiger 
oder Befehlshaber ohne ausdruͤcklichen Befehl ſeines Prineipalen ſich nicht 
vertragen [A. L. R. I. 16. 408.]; es mag auch über den ſtreitigen Sa⸗ 
chen, die aus einem Teſtament herflieſſen, kein Vertrag geſchehen, da⸗ 
mit derſelben Wuͤrkung nicht gehindert, und einem jeden, was ihme alfo 
gelaſſen, vollkommen werden möge. Wenn auch jemand im Tejtament 
oder ſonſten einem die Koſt oder Alimenta vermachet, die noch ſollen 
gegeben werden [A. L. R. I. 16. 413.]; ſo mag kein Vertrag darüber 
eingegangen werden; ſind ſie aber ſchon verfallen, ſo mag er damit ge⸗ 
bähren, wie er will. 
Er . Caput III. ds 
Wie man Verträge inn⸗ oder aufferhalb gehegtem Dinge bezeugen ſoll. 
Ob zweer Maͤnner Klage aufgehoben wird binnen gehegtem Dinge 
vor Gerichte mit des Richters Urlaub, ohne der Sachwaldigen Conlens 
und Willen; alſo daß man es ohne Gerichte vertragen, oder an den 
Rath, oder ihre Herren, oder ihre Freunde in der Güte zu entfcheiden 
gelangen laſſen ſoll, und die Klage nimmer zu erneuren; will darnach 
ihrer einer die Sache wieder anheben vor Gerichte, der ander iſt ihm 
nicht ſchuldig zu antworten, ob er es mit Richter und Schoͤppen bezeu⸗ 
gen mag, daß man die Sache ohne Gerichte vertragen, und daß es eine 
verſoͤhnete Sache auf beyden Theilen ſeyn ſollte: Sind aber die Schoͤp⸗ 
pen binnen der Zeit geſtorben, ſo bezeuget er es mit andern guten Leu⸗ 
ten, die der Sachen Wiſſenſchaft haben. Wo aber ein Vertrag aus⸗ 
wendig Dinges geſchicht, den bezeuget ein Mann mit zween oder dreyen 
laubwuͤrdigen Zeugen, die das geſehen, oder gehoͤret haben“), oder 
onſten mit glaubwuͤrdigen ſchriftlichen Urkunden. 


Titulus decimus quartus. 
Von Vormundſchaften. 
Caput V. 
Wie lange einer Vormuͤnder haben ſoll. 


Ein jeglicher Juͤngling, der ihme ſelbſt nicht vorſtehen kann, ſoll 
einen Vormund bis zu ſeinen 21 Jahren haben, und indeß ſoll er auch 
nichts ſchaffen oder thun, ohne feines Vormundes Urlaub und Willen. 


) Den Grund dieſer Verordnung findet man im Weichb. Art. 51. 
und 52. Der alte Eulm handelt davon im 56. 57. und 58. Cap. des 2. B. 


\ 
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. Caput XI. f 2 a 
Ob Jungfrauen und Frauen ohne Kriegiſche Vormuͤnder zu Gerichte 
kommen moͤgen. 


Jungfrauen und Frauen ſollen von Rechte vor jeglichem Gerichte in 
jeglicher Klage ihren Vormund bey ſich haben [A. L. R. I. 1. 24. J, oder 
der Richter ſoll ſie nicht hoͤren. Hat ein Weib einen Mann im Lande, 
der fol ihr Vormund feyn; iſt er aber nicht binnen Landes, ſo ſoll fie 
einen Vormund vor dem Richter kieſen, der ſoll ihres Mannes oder ihr 
naͤchſter Verwandter ſeyn, und wo es der Frauen zu dem Eyde kommt, 
den ſoll ſie ſelber thun, und nicht ihre Vormuͤnder. Aber ihr Vormund 
fol die Gewähre für fie geloben, und fie ſoll das leiſten, und dieſe 
Vormundſchaft waͤhret nicht laͤnger, denn bis ihr Mann wieder heim 
koͤmmt, oder ſo lange die Frau ſelber will. Denn zu einem jeglichen 
a mag ſie woll einen neuen nehmen, und den andern fahren 
aſſen. > ! ; 

3 a Caput XIII. \ 
Welche der Vormuͤnder entbehren mögen. 

Wenn ein Knabe zu vollen Jahren kommt, und 21 Jahr alt iſt, 
ſo mag er woll Vormuͤnder entbehren, ſo ferne er ſeinem Gute wohl 
vorzuſtehen tuͤchtig erkannt wird. Aber Frauen und Jungfrauen ſollen 
allewege Vormuͤnder haben. 


Caput XIV. 
Ob ein Mann feiner Frauen Gut unnuͤtzlich verzehret. 


Hat eine Frau einen ungerathenen Mann der ihr Gut, das ihr der 
Vater oder die Freunde mitgegeben, oder ſonſten zugefallen wäre, uns 
nuͤtzlich verzehrete mit Doppeln, Spielen, und dergleichen Ungebuͤhr, 
dadurch er fein und ihr Gut abhaͤndig machete und verſchwendete: Das 
mag die Frau mit Rechte woll widerſprechen [A. L. R. I. 1. 30.], und 
fol vor ihren Richter gehen, und ſich einen Vormund kieſen, ber ihr 
ſoll helfen klagen, kann ſie denn mit Kundſchaft beweiſen, daß der 
Mann ungerathen iſt, alſo daß ſie ihres Gutes fuͤr ihm in Gefahr ſte⸗ 
het, und mag es wie Recht iſt, beweiſen mit Leuten, die es für wahr 
wiſſen; fo ſoll ihr der Richter den gebetenen Vormund beſtätigen, wel⸗ 
cher ſich der Guͤter unterwinden, und dieſelbe beyden Eheleuten zum Be⸗ 
ſten verwalten ſoll, und wer darüber dem Vormunde, oder der Frauen 
ein Leid thut, der iſt ein Friedensbrecher ). Imgleichen da es ſich zu⸗ 
trüge, daß einer binnen oder auſſerhalb des Landes heimliche Schulden 
gemacht, und eines ehrlichen Mannes Tochter zur Ehe trauete, welcher 
Vater oder Freunde von deſſen Schulden nicht gewuſt (A. L. R. II. 1. 
891.], fo ſollen fie aus der Frauen eingebrachtem Gute nicht bezahlet 
werden, weil ſie es nicht genoſſen, und fie übel verfuͤhret iſt worden. 
Alle Schulden aber, ſo im waͤhrendem Eheſtande vom Manne oder 
Weibe in Kaufmannſchaft oder ſonſt gemachet werden, dieweil nach 
Flaͤmiſcher Erbgerechtigkeit Mann und Weib in Gemeinſchaft der Gie 


9) Siehe den alten Culm Cap. 58. des 5. B. 
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ter auf gleichen Gewinnſt und Verluſt gewidmet ſitzen, ſollen aus ihrer 
beyder vollem Gute ohne alle Praerogative der Mitgift, oder anderer 
Begnadung in beſchriebenen Rechten dem fräulichem Geſchlechte verlie⸗ 
hen, gegolten und bezahlet werden. \ 

Titulus decimus quintus, 


Von Zahlungen. 
s Caput 1. 
Wie die Zahlung geſchehen ſoll. 

Wer einem andern etwas zu zahlen ſchuldig [A. L. R. J. 16. 56.) 
ſoll daſſelbe thun auf angeſetzte Zeit und Termin nicht ehe) oder langſa⸗ 
mer mit guter gangbarer Münze [A. L. R. I. 16. 57.], und ſoll die 
Bezahlung thun vollig und nicht Stuͤckweiſe; es wäre denn etwas ans 
ders beredet. Waͤre auch im Contract ein gewiſſer Ort benennet, ſoll 
an demſelben, und ſonſt nirgend die Zahlung geſchehen [A. L. R. J. 
5. 257.]. Wäre kein Ort benennet, fo ſoll es in des Glaͤubigers Hauſe 
geſchehen. Wollte aber der Glaͤubiger die Zahlung nicht annehmen, und 
der Schuldener waͤre der Schuld gerne loß, und wolte gerne fernern 
Schaden vermeiden, ſo mag er daſſelbe Geld bey dem Richter abzaͤhlen, 
verſiegeln und ablegen [A. L. R. I. 16. 218.]: So kann er um daſſelbe 


ferner nicht beſprochen werden. 
! Caput II. 


: Wie die Zahlung zu beweisen. 

Verklaget ein Mann den andern vor Gerichte um Schuld nach tod⸗ 
ter Hand, oder von ſein ſelbſt wegen, und zeuget ihm die Schuld zu 
mit einer Handſchrift, oder auch mit einer gerichtlichen Verſchreibung, 
die in verſchiedenen Jahren ins Gerichtsbuch verſchrieben iſt; ſpricht der 
Beklagte dagegen, daß dieſelbe Schuld bezahlet ſey, das ſoll er bewei⸗ 
ſen, wie recht iſt; nemlich durch gnungſame Zeugen, briefliche Urkun⸗ 
den, oder ſonſten rechtmaͤßiger Weiſe. Thut er das, ſo iſt die Ver⸗ 
ſchreibung kraftloß, und der we 1 885 Schuld halber frey und ledig. 

. 4 aput 11. 2 
Ob man einem ſchuldig, und er ſich auf einen andern verweiſen laͤſt. 

Wird einem Mann Geld gelobet zu eines andern Mannes Hand, 
und laͤſt er den Selbſtſchuldiger von wegen des andern Mannes Geloͤbniß 
ledig, ſo iſt der Selbſtſchuldiger auch frey und ledig von dem, der die 
Geluͤbde von einem andern empfangen hat [A. L. R. I. 16. 262.]. Es 
wäre denn ausgeredet und bedinget, fo ihm dieſer, der da gelobet hat, 
nicht bezahlen wuͤrde, daß ſich alsdenn der Klaͤger an den erſten der 
Bezahlung halber halten ſolle“ ). = 


) Daß aber auch vor der Zeit, wenn dem andern kein Schade da⸗ 
durch zugefuͤget wird, die Zahlung geſchehen kann, iſt im 1. Titel des 


2. Cap, dieſes B. verordnet. ; me 
9 Im alten Culm Cap. 151. des 3. B. heißt es: „Wird einem 


„Manne Geld gelobet zu eines andern Mannes Hand, und Läft ihn denn 
„der Selbſtſchuldner ledig, ſo iſt er auch ledig von deme der die Ge⸗ 
„luͤbde empfangen hat zu. 0 


] 
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Caput IV. 0 
Von Zahlung unterſchiedlicher Schulden, 

Wenn ein Schuldener wegen unterſchiedlicher Schulden einem ver⸗ 
haftet A. L. R. I. 16. 181. bis 159.], fo ſtehet es in des Schuldeners 
Willkuͤhr, welche Schuld er durch die Zahlung wolle gemindert, oder 
aufgehoben ſeyn laſſen. Derowegen ſoll er ausdruͤcklich die Schuld bes 
nennen, dafuͤr die Zahlung geſchehen. Thut er daß nicht, ſondern zah⸗ 
let ſo ingemein, ſo mag der Glaͤubiger die Zahlung annehmen, auf 
welche Schuld er will, jedoch alſo daß er ſolches der meiſt beſchwerlich⸗ 
ſten Schuld zuſchreibe, auf welche er ſelber auf ſolchem Fall vor allen 
andern Zahlung thun wuͤrde. g 


7 


Caput V. N 
Ob der Mann muß zahlen, was ſeine Frau borget. 

Borget eine Frau, die ungerathen, oder nicht guter Witze iſt, et⸗ 
was ohne ihres Mannes Wiſſen, wenn er das mit guter Kundſchaft oder 
Wiſſenſchaft beweiſen mag, ſo darf er dafür nicht antworten, und es 
kommet ihm nicht zu Schaden; findet man aber noch etwas von dem⸗ 
ſelben Gute, in ſeiner oder ihrer Gewaͤhre, das ſoll man wiederkehren. 
Waͤre es auch ein Theil verthan, und nicht von ſeinet wegen [A. L. R. 
II. 1. 324.], fo fol er das mit feinem Eyde beweiſen, daß es in ſei⸗ 
nem Nutz nicht kommen iſt, ſo bleibet er ohne Noth. f 

Caput VI. / a 
Von Koͤniglichen oder Fuͤrſtlichen Moratorien. 

Wenn Jemand von ſeiner hoͤchſten Obrigkeit auf eine Zeitlang für 
ſeinen Glaͤubigern befreyet wird, daß er von ihnen in waͤhrend derſelben 
Zeit zur Zahlung nicht ſoll gedrungen werden: So ſoll ihme ſolches der⸗ 
geſtalt zu Rechte behuͤlflich ſeyn, fo ferne er dieſelbe hoͤchſte Obrigkeit 
durch Schreiben der Unterobrigkeit deſſelben Orts, an welchem er ſich 

verhalten, gnungſam und wahrhaftig inkormiret, daß er nicht frevent⸗ 
lich durch ſeinen eigenen boͤſen Willen oder unbeſonnene Handlung, ſon⸗ 
dern durch Waſſers, Feuers oder andern dergleichen Noth, oder Betrug 
anderer Leute zu Schaden kommen, und alſo zur Zahlung unvermoͤgend 
worden. Wenn ſolches geſchehen und in dem Diplomate Beneficiali mit 
eingezogen, ſoll er der Befreyung genieſſen; doch daß er zugleich cavire 
und Verſicherung thue, daß er mittler Zeit ſeine Guͤter, da er noch de⸗ 
ren einige hat, uiemand ferner verſetzen, verkaufen, oder ſonſt veralie- 
niren will. Wie denn auch wenn gleich ſolches ohne vorhergehende Cau- 
tion [A. L. R. J. 4. 2.], geſchaͤhe, daſſelbe alles nichtig und unkraͤftig ſeyn 
ſoll. Wenn nun die Zeit der Freyung verfloſſen, und ſich unter des 
der Schuldener mit den Glaͤubigern nicht vertragen, ſoll der Richter 
auf Inftändigkeit der Kläger gegen ihn verfahren, wie Recht iſt. Keine 
Obrigkeit aber mag einen Schuldener dermaſſen befreyen, das er ſeinem 
Glaͤubiger zu keiner Zeit Bezahlung zu thun ſchuldig ſeyn ſolle. 
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JURIS CULMENSIS 


LIBRI QUINTI 
PARS ‚SECUNDA 
VER ae 
DELICTIS ET POENIS EORUM. 
Don 


Mißhandlungen und Strafe derſelben. 
Titulus decimus nonus, 
Von Schaden, ſo mit Unrecht geſchehen. 
Caput J. 

4 Von Schaden insgemein. 

Ein jeder ſoll gelten den Schaden, der von ſeiner Verwahrloſung 
wegen andern Leuten zugefuͤget wird. i 8 
. 85 > Gaput II. 
Von Schaden ſo Jemand in oͤffentlichen Stadtgewerben oder Ver⸗ 

| ſchickung erleidet. 
8 Wird Jemand in öffentlichen Gewerben oder Verſchickungen der Stadt 
an Leibe oder Gute beſchaͤdiget, ſo ſoll ihm oder den Seinigen, dero⸗ 
wegen von der Stadt billige Erſtattung geſchehen ). 
a Caput III. ' 
Von Beſchaͤdigung mit Werfen oder Gieſſen. 

Wird ein Mann aus Jemandes Hauſe mit Werfen oder Gieſſen 
an ſeinem Leibe beſchaͤdiget, der Hausherr oder der in dem Hauſe woh⸗ 
net muß den Schaden zahlen und tragen; wird er aber dadurch an ſei⸗ 
nem Leben gefaͤhret, fo wird es für einen vorſetzlichen Todtſchlag 
gehalten. a 


x 


Caput IV. 5 
Von Schaden, fo durch Viehe zugefuget. 

So ein Hund, Eber, Schwein, Pferd, Ochſe, oder welcherhand 
Thier es ſey, einen Menſchen toͤdtet oder laͤhmet, oder ein Viehe das 
ander, ſein Herr ſoll den Schaden gelten nach ſeinem rechten Werthe, ob er 
es wieder in fein Gewaͤhre nimmt, nachdem als er es erführet. Schlaͤ⸗ 
get er es aus, und hauſet noch hofet es nicht, und aͤtzet auch traͤnket es 
nicht, ſo iſt er unſchuldig an dem Schaden, und der den Schaden gelit⸗ 
ten, mag ſich des Thieres unterwinden, To er will. Wuͤſte aber der 
Herr, daß das Thier gewohnet iſt, Leute zu beſchaͤdigen, und hätte 
daſſelbe nicht abgeſchaffet oder alſo verwahret, damit es niemanden ſcha⸗ 


) Siehe den alten Culm Cap. 7. d. 1. B. 


y 
* 
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den moͤge „ſo ſoll er gleichwohl den Schaden erſtatten, und mit Verlaſ⸗ 
ſung des Thiers nicht frey ſeyn. er 
Caput V. . 
Von Schaden des Viehes, fo in jemandes Hute iſt. 


Thut ein Pferd oder ander Viehe Schaden, das in eines Mannes, 
Geſindes oder Knechtes Hute iſt, der ſoll dafur antworten, in des 
Hute das Viehe geweſen iſt. Würde er aber abtruͤnnig, und darüber 
des Mannes Pferd bekuͤmmert, und in handhaftiger That beſchlagen, 
der Mann muß es gelten, ſo weit das Pferd oder bekuͤmmerte Gut ſich 
erſtrecket, oder muß das Gut fahren laſſen und entbehren. So behält 
es der, dem der Schaden geſchehen iſt. f i 


Caput VI, 
Von ſchaͤdlichen Pferden. f 
Hat ein Mann ein ſchaͤdlich Pferd, das er wohl weiß; wenn er 
darauf ſitzet, ſo ſoll er die Leute warnen, und aus dem Wege > 


heiſſen und von den Leuten abreiten. Thut er das nicht, was Schaden 
das Pferd thut, den muß er gelten). - 
Caput VII. 
Von Schaden, ſo durch Auftreibung des Viehes an Getreyde oder 
Wieſewachs geſchicht. 

Wer ſein Viehe auf eines andern Mannes Getreyde oder Wieſe⸗ 
wachs treibet, der ſoll den Schaden gelten nach Recht und Gewohnheit; 
iſt aber der nicht gegenwaͤrtig, des das Viehe iſt, wenn es Schaden 
thut, und wird es gepfaͤndet, den Schaden ſoll er gelten, ob man ihn 
zur Hand beweiſet nach Buͤrger- und Baurenkoͤhre. Iſt aber das Viehe 
alſo beſchaffen, daß mans nicht pfaͤnden oder eintreiben mag; als Pferde 
die ſcheue oder wild ſeyn, oder Gaͤnſe, oder Schweine, fo fordere er 
darzu zweene Männer und beweiſe ihnen den Schaden, und folge dem 
Viehe nach in das Haus, dem das Viehe zugehoͤret, und beſchuldige ihn 
darum, fo muß er buͤſſen vor das Viehe, als ob es gepfändet wäre. So 
aber das Viehe alſo bewand, daß man es pfaͤnden und eintreiben mag, 
als Kühe, Kaͤlber, Schaafe, die fol der Beſchaͤdigte in das nächte 
Stadt: oder Dorfgerichte eintreiben, und den Schaden durch das Ge: 
richte der Stadt oder des Dorfs befichtigen und ſchätzen laſſen, und ſoll 
der Thaͤtiger binnen 14 Tagen den Schaden zu gelten und zu zahlen 
ſchuldig ſeyn. Wer ſein Viehe treibet auf eines andern Fluhr an ge⸗ 
meiner Weyde, wird es gepfaͤndet, er gibt zweene Schillinge. Wer 
aber über ungewonnen und ungepfluͤget Land faͤhret, es ſey denn eine 
gehegte Wieſe, er bleibet es ohne Wandel “). 


) Siehe den alten Culm Cap. 25. des 5. B. N 

) Was den Innhalt dieſes Capitels betrift, fo wird von ſelbigen im 
alten Culm Cap. 26. des 5. B. im Sachſenſp. Art. 47. des 2. B. ges 
handelt. Die zwey Schillinge ſind hier nach der damaligen Muͤnze und 
ihrem Werthe zu verſtehen. 915 
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i N Caput VIII. 
Von Viehe treiben auf eines andern Grund‘ 


Niemand ſoll freventlich auf eines andern Grund, ohne deſſelben 
Willen und Zulaß fein Viehe huͤten und treiben; fo oft er das thut, fo 
ſoll er für jedes Stuͤcke Viehes 2 Schillinge, oder nach jedes Orts Ges 
wohnheit dem Beſchaͤdigten verfallen feyn. Und dies Verboth fol al⸗ 
lein von Gregorii bis auf Martini Tage waͤren, nachmals ſoll es uͤber⸗ 
all frey ſeyn, ausgenommen da geſaͤet iſt. x 

Caput IX, 
Daß ein jeder fein Viehe vor den Hirten treiben foll, 

Niemand ſoll ſein Viehe zu Hauſe laſſen, das dem Hirten gefol⸗ 
gen mag, ohne Saͤue, die ſaugende Ferkel haben, die ſoll man doch 
auch alſo bewahren, daß ſie niemand ſchaden. Niemand mag auch ei⸗ 
nen ſonderlichen Hirten halten, dadurch dem gemeinen Hirten ſein Lohn 
gemindert werde, er habe denn drey Huben Landes oder mehr, die ſein 
eigen ſind, oder ſein Lehn, oder Gotteshaus. Wer die hat, der mag 
woll ſeinen ſonderlichen Hirten haben. Wo man aber dem Hirten von 
der Hube, und nicht von dem Viehe Lohn gibt, den Lohn mag niemand 
verhalten, auf daß das Dorf nicht Hirtenlos werde. Was man vor den 
Hirten treibet, bringet er es nicht wieder heim oder ins Dorf, er muß 
es gelten. Was ihm aber die Wölfe oder Rauber nehmen, bleibet er 
von ihnen ungefangen, und beſchreyet fie mit dem Geruffe, alfo daß er 
Gezeugen haben mag, er bleibet es ohne Schaden. Laͤhmet ein Vieh 
das ander vor dem Hirten, oder wird es getreten oder gebiſſen, und 
beſchuldiget man den Hirten darum, er muß kennen und benennen das 
Viehe, daß den Schaden gethan hat, und muß darzu ſchwoͤren, daß es 
gethan hat den Schaden, ſo ſoll jener, des Viehe den Schaden gethan, 
das gewundete Viehe in ſeiner Pflege halten, ſo lange bis es wohl zu 
Felde gehen und folgen mag. Stirbet es aber, er ſoll es gelten nach 
ſeinem Werth. Beſchuldiget man den Hirten, daß er ein Vieh nicht wie⸗ 
der zu Dorfe habe gebracht, erbeut er ſich dafür feine Unſchuld darzu⸗ 
thun, er iſt ledig davon. Wer aber ſeines Viehes miſſet, und zu Hand 
zu den Hirten gehet und ihn darum beſchuldiget mit Urkunde zweyer 
Maͤnner oder Weibsbilder, ſo mag der Hirte nicht dafuͤr ſchwoͤren, ſon⸗ 
dern er muß ihm ſein Viehe gelten. Saget der Hirte, daß es ihm nicht 
vorgetrieben ſey, daß mag der Mann baß beweiſen mit zwey Mannern 
oder Weibern die es geſehen, daß man ihm es vorgetrieben habe, denn 
es der Hirte verſagen oder unſchuldig werden möge mit Schwoͤren “). 

Caput X. : 
Von Bornen, Gruben und Keller graben, auch von Straſſen und 
5 Steinbruͤcken. . 
Ein jeglicher Mann fol den Schaden gelten, der von ihm geſchicht 
mit Rechte. Wer Börne oder andere Gruben graͤbet, der ſoll fie hoch 
„ g 


2, ie den Sachſenſp. Art. 54. des 2. B. Den alten Culm Cap. 27. 
es 9. B. 3 


x 
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bezaͤunen oder bewirken, daß einem Mann bis an den Gürtel gehet, 
thut er das nicht, wenn Schaden davon geſchicht, den ſoll er gelten. 
Wer einen Keller oder andere Gruben grabet, der fol es thun ohne der 
Leute Schaden, und ſoll ihn nicht foͤrder in die Straſſen ſetzen den 7 
Schuhe. Iſt aber die Straſſe ſo enge, ſo ſoll er ihn in die Straſſe 
nicht ſetzen. Eine jegliche Wagenſtraſſe ſoll 16 Fuß weit ſeyn, alſo 
daß ein Wagen dem andern möge weichen und ein jeglicher Mann fol 
aus feiner Thuͤre 7 Schuhe ſteinbruͤcken, das andere Theil fol die Ge⸗ 
meine machen von Rechte, doch nach Gewohnheit eines jeden Orts“). 


Caput XI, ; 
Von Teichen und Schleufen, 

Niemand fol feinem Naͤchſten zu Schaden das Waſſer in den Tef- 
chen ſtauen, noch in den Schleuſen aufhalten, oder in verbothenen Zei⸗ 
ten laſſen laufen. So Jemand hieruͤber thaͤte, der fol den verurſach⸗ 
ten Schaden zu erſtatten ſchuldig ſeyn, und nichts deſtoweniger des geuͤb⸗ 
ten Muthwillens wegen, der verordneten Obrigkeit des Orts feine wills 
kuͤhrliche Gewette beſtanden ſeyn. * l 


) Siehe den alten CEulm Cap. 14. des 5. B. 


Glollarium. 


/ 


Abtruͤnnig werden — II, 5. 5. S. 216. — flüchtig werden, ent⸗ 
weichen. \ 

Anſpruch, anſprechen — III, 5.2, ©, 215., III, 11. 2. ©. 235.— 
Vindication, vindieiren. FR 

Aufreichen, — III. 11. 5. S. 235., IV. 5. 17. S. 248. — gericht⸗ 
lich uͤbergeben, gerichtlich abtreten, gerichtlich verſchreiben. 

Baß — III. 7. 5. S. 219. — füuͤrwahr, unſtreitig. 

Beſchwer — IV. 5. 5. S. 246. — Abgaben und Laſten. 

Betheidinget — II, 9. 19. S. 230. — gerichtlich zugeſprochen. 

Buſen — III. 9. 1. S. 226. — Verwandtſchaft, Familie. „Das 
Erbe ſoll aus dem rechten Buſen nicht gehen,“ d. h. das Ver⸗ 
moͤgen ſoll nicht den naͤchſten Verwandten, nicht der Familie 
entzogen werden. ; 

Dinge, gehegte — II, 8. 6. S. 213. — das verfammelte Gericht. 

Erbe — III. 1. 6. S. 210. und häufig. — Es wird darunter jedes fir 
ſich beſtehende Grundſtuͤck verſtanden. Stehende Erbe find 
Gebäude; liegende, Ländereien. Doch werden IV. 6. 2. S. 
250. auch Gebaͤude zu den liegenden Erben gerechnet. 

Erbgericht — III. 9. 19. S. 230. — ein erbliches Schulzengut. 

Erſtreckung — IV. 8. 10. ©. 257. — Verlängerung, Hinausſetzung. 

Gabe — III. 3. 1. S. 212. — Schenkung, auch Schenkung von To⸗ 
des wegen. 28 

Gehegte Dinge, ſiehe Dinge. } 

Gereit, Gereitſchaft — III. 8. 24. S. 225.— IV. 10. 4. ©.259, — 
baar, Baarſchaft. 

Gefibbet — III. 10. 1. S. 231. — verwandt. 

Getrauen — IV. 6. 1. S. 250. — glauben: 

Gewaͤhre — III. 7. 1. S. 218. — Gewahrſam, Beſitz. 

Gewährer, Gewährsmann — IV. 12. 1. 2. S. 263, — Im Kap. 
1. wird darunter derjenige, welcher Eviktion leiſten muß, im 
Kap. 2. der Bürge verſtanden. g 

Gewette — UI. 5. 8. S. 216. — Strafe, Geldbuße. 7 


1 
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Hand, todte — die Definition ift III. 6. 2. S. 217. gegeben. . 
Heimlich — IV. 4. 4. S. 242., IV. 7. 7. S. 254. — ſtillſchweigend · 
Magſchaft — II. 10. 1. S. 231. — Verwandtſchaft. 

Mittel, ohne alle — UI. 8. 5. S. 220. — unmittelbar. 

Nichts — II. 1. 1. S. 208. — Scheint ein Druckfehler zu ſeyn, ſtatt 
ichts, d. h. etwas. \ - ; 

Rahmen, die Billigkeit — III. 11. 3. S. 236. — feſtſetzen, ent: 
ſcheiden, verabreden. Daher berahmen, Berahmung, d. h. 
contrahiren, Vertrag, ſchriftliche Urkunde. 

Schaffen, Schaffer — III. 8. 6. S. 220. — teſtiren, Teſtator. 

Sibbe — UI. 9. 1. S. 226. — Verwandtſchaft. — „Wer ſich näher 
zur Sibbe zeucht“, d. h. wer einen nähern Grad der Ver⸗ 
wandtſchaft behauptet. 5 2 

Sibben — III. 10. 1. S. 230. — feine Verwandtſchaft beweiſen mit 
Kundſchaft oder Gezeuge, d. h. durch Urkunden oder Zeugen. 

Todte Hand — ſiehe Hand. j 

urlaub — III. 8. 2. S. 212. — Erlaubnis, Einwilligung. 

Unterwinden, ſich einer Erbſchaft — UI. 10. 2. S. 231.— die 
Erbſchaft annehmen, ſich fuͤr Erben erklaͤren. Die Definition 

: iſt III. 8. 18. S. 223. gegeben. 

Unterwinden, ſich einer Sache — IV. 3. 5, S. 241., IV. 7. 11. 
S. 255., IV. 14. 14. S. 265., ſich einer Sache anneh⸗ 
men, ſie in Beſitz nehmen. ö 

Verbrüdern oder verſchwiſtern — HII. 9. 10. S. 228. — Die⸗ 
ſer Ausdruck wird von Erbſchaften gebraucht, welche bloß auf 
Bruͤder, oder bloß auf Schweſtern fallen. 

Verbeſſerung — IV. 4. 7. S. 243. — Eigentlich der Werth, wel: 
chen ein Grundſtück nach Abzug der darauf haftenden Real⸗ 
ſchuld hat, als Gegenſtand einer zweiten Verpfaͤndung, da⸗ 
her die zweite Hypothek. Die erſte Hypothek heißt Pfen⸗ 
ningzins. 

Vergeblich — IV. 2. 1. S. 238. — Unentgeltlich. 5 

. — IV. 5. 7. S. 246. — Verſchreiben, gerichtlich uͤber⸗ 

5 aſſen. ; 

Verreichen — ſiehe aufreichen. . g 

Vertrag — IV. 13. 2. 3. S. 264. — Vergleich (nicht Contract). Die 
Definition iſt IV. 13. 1. S. 168. gegeben. 

Verzeihen, ſich, III. 7. 2. S. 218. — verzichten, entſagen. 

Vollwort — II. 3. 3. S. 213. — Einwilligung, Zuſtimmung, Con⸗ 

8 


ſens. 

Wechſel — IV. 5. 7. S. 246. — Tauſch. a 

Wege, zu Wege und Stege gehen — UI. 11. 1. S. 235. — die 
öffentlichen Abgaben entrichten. An den Straßenbau iſt bei 
dieſer Redensart nicht gedacht. 5 
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Ziehen, ſich zu etwas — III. 5. 2. S. 215. — in Anſpruch neh⸗ 
men, auf etwas Anſpruch machen. Siehe Sibbe. 
Ziemlich — IV. 7. 1. S. 253. — geziemend, wie ſich gebührt. 
Zins zum Wiederkauf — IV. 5. 20. S. 249. — Zinsbares Dar⸗ 
; lehen, ein Vertrag, durch welchen die nach kanoniſchem Rechte 
verbotene Verzinfung einer Darleihe unter obigem Namen 
umgangen wurde, war der Rentenkauf. 1 
Zweiung — III. 9. 6. S. 227. — aus zwei Ehen. „Bruder und 
Schweſter, da keine Zweiung iſt“, d. h. vollbuͤrtige Geſchwiſter. 


8 ; 
nn 
| en 
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Nr. 1. 


Das erſte Privilegium Koͤnigs Casimirj, oder die Donation 
der Werdern, Inſulen, Doͤrffer und Landguͤter 
der Stadt“). 
In dem Nahmen Gottes Amen. 


Z. Gedaͤchtniß eines ewigen Dinges gebuͤhret es ſich die Werk der Leuthe, 
die denn mit dem Alter fallen, und in zukuͤnfftigen Zeiten in Vergeßlich⸗ 
keit werden gekehret, mit beſtaͤndigen Schrifften und Gezeugen, Grund⸗ 
feſten beftätiget ſollen werden. Darumb wir Calimirus von Gottes Gnaden 
zu Pohlen, Großfuͤrſten in Littauen, der Lande Krakau, Sandomier, Sie⸗ 
racz, Lauzicz, Loie, Reußen und Preußen, Kulmen, Koͤnigsberg, Za⸗ 
ven, Elbing und Pommerellen Herr und Erbling, bekennen fuͤr allen 
Kegenwaͤrtigen und Zukuͤnftigen, die dieſe Schrifft leſen oder hoͤren leſen, 
gemeiniglich und etzlichen, wiewohl wir aller unſer unterthaͤnigen Nutzbar⸗ 
keit betrachten ſolten, und ſie mit gnädiger Gutwilligkeit verfolgen, ver⸗ 
pflichten ſeyn, vielmehr derer die uns mit ganzen Treuen und ſteten 
Dienſten fleißiglich gemeinet haben mit Freiheit und Mildigkeiten und 
andern Königlichen Gaben wie ſie betrachten ſollen und pflichtig ſein: 
Hier umb iſt es daß wir fleißig angeſehen haben, der Nahm hafften 
Maͤnner, Buͤrgermeiſter, Rathmänner, Schoͤppen und ganzen gemeine 
unſerer Rechter Stadt Danzig ihre getreue und ſtete Beſtaͤndigkeit welche 
ſie in uns gebrauchet haben, da ſie in Gedaͤchtniß wiederbrachten der Won⸗ 
nigung der Freyheiten und der gaben, der fuͤrdrigen gezeiten des Reichs 
von Pohlen, Koͤnigen und Herzogen unſerer Vorfahren, damit ſie bega⸗ 
bet waren, welche denn eine ewige und klare bei ihnen Gedaͤchtniß iſt, 
Nachfolgende ihrer Forfahren Fußſtapffen, nach Verlauffung ſo viel 
Jahren, in welchen fie den Creuzherren mit dem Jahr der Dienſte ver⸗ 
bunden waren, zu uns alß zu ihren rechten und einigen Herrn und Erb⸗ 
ling wiedergekehret haben und zu uns ingeflogen ſeyn, und ſich uns 
und unſern Nachkömmlingen des Reichs von Pohlen Koͤnigen ewiglichen 
untergeben haben, und mit ſchuldiger Treue verpflichtet, von natürlicher 
Begierlichkeit darzu gereizet. Wollen alſo gutte Thate mit guten Tha⸗ 


) Abgedruckt in Reinhold Curicke's der Stadt Danzig hiſtoriſcher Be⸗ 
ſchreibung. Amſterdam 1688. Fol. g 
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ten wiedergeben, nach ſoviel Dienſten und gutwilligkeiten uns bisher 
beweiſet, und zufoͤrderſt unſern Dienſten wollende fie Bereiter ma⸗ 
chen, nachdem ſie ſich fuͤhlen werden. Von unſerer Koͤniglichen Mil⸗ 
digkeit, getroͤſtet, von unſerer Mildigkeit und Koͤnigl. Gnaden den Vor⸗ 
genandten Unſern Buͤrgern der Rechten Stadt Danzik und ihrer allge⸗ 
meinen izunder weſende und Zukünfftigen in den Städten alten Stadt 
und jungen Stadt Danzig, alle Zinſern, Gebuͤhrlichkeit und Zukünffte, 
und auch alle Muͤhlen in denſelbigen Staͤten weſende, mit ihren 
Muͤhlnuͤzungen, und gemeiniglich mit allen zukünftigen Nutzungen mit 
welcherlei Nahmen ſie genand werden. Item das Hackelwerck, Item 
die Hofe Stadt des Hauſes oder Schloſſes mit den Speichern, die 
etwa den Orden gehoͤret haben. Item das Werder Nehring genandt, 
welches ſich anhebt vom Haupte da ſich die Weißel theilet, und ein 
Theil als auf die Linke Hand Läufft gegen der Stadt Danzig bi in 
die See, und der ander Theil derſelben Weißel laufft auff die Rechte 
Hand auch in der See, mit den Doͤrffern darauff weſende, als da iſt 
Prenzlaw, Schoͤnebaum und Poßewalk, Niklaßwald und mit allen Kruͤ⸗ 
gen und Kretſchmern daſelbſt feinden, alß nemlich Boensſack, Neunfehr, 
Dutzcke, Kretzmer, und den Kretſchen Vor und auff der Muͤnde und 
dem Hofe daſelbſt und mit der Kirchen auch mit dem Hofe Goreck ger 
nandt, außgenommen die Jagt in ſelbene Werder, die Wir vor uns 
und unſre Nachkoͤmmlinge gaͤnzlich außnehmen und behalten. Item das 
Stuͤbbelowſche Werder in feinen Grenzen und allen zugehörigen, als es 
die Erenzherren etwa gehalten haben und gehabt mit den andern Doͤr⸗ 
fern alß nemlich Plonendorff, Muͤckenhahl und Ruſtau mit dem Kret⸗ 
ſchen Matzken Kretſchen und Galgenkretzſchen alß die etwan der Compter 

zu Danzig gehalten hat, Item die Doͤrffer auff der andern feiten der 
Stadt kegen dem Gebuͤrge, in dem Dantziſchen Gebiethe liegende, nem⸗ 
lich Zopelau, Prauſt, Zuͤßkau, Kemnet, Luͤbelau, Muͤckau, Kuͤwall, Won⸗ 
nenberg, Ohre, gute Herberg, Petershagen, Schidlitz mit den Weingaͤr⸗ 
ten dafelbſt und den Hoffwarts in der Laͤnge und Breite, alß denn die 
Vorgenandten Werder und Doͤrffer mit ihren Zeichen, gemerken und 
gränzen ſeind uͤmb und uͤmb von alters gezeichnet und bedeutet, mit als 
len Rechten und eigenſchafften, und Gerichten, Klein und groß, mit al⸗ 
len und jeglichen Nutzen, Fruͤchten, Zinſern, Feldern, Aeckern, Wieſen, 
Weyden, Grafen, Wäldern, Heyden, Straͤuchen, Buͤſchen, Hegwalde Bau⸗ 
ten, Fluͤſſen, Waſſern, Faͤhren, Seepfaͤhlen, Teichen, Fiſchereyen, und 
ihren geläuffen Mühlen, und ihrer Mühle nuͤzen, Hauſern, Höfen, Gar⸗ 
ten, Baumgarten und Beilegungen, Fuhrwerken und Zubehoͤrungen, an⸗ 
hengungen, und mit allen gemeinlichen Zukuͤnfften die und welche izund 
ſeyn, und in kuͤnfftigen Zeiten möchten erfunden werden, Wir gegeben 
aben, begabet haben und mildiglichen und gnäͤdiglichen gegoͤnnet haben, 

aben und geben und mildiglich goͤnnen, in Krafft dieſes Brieffes und 
gnaͤdiglichen, die Vorgenandte Zinſen und Zukuͤufften der alten und jun⸗ 
gern Stadt Danzig und Muͤhlen und Hackelwerk, Werder, Doͤrffer und 
Hoͤffe vorgenand, durch die Vorgenandten unſerer rechten Stadt Danzig 
Buͤrgern zu halten, haben, gebrauchen ewiglich friedſam und in Ruhe 
zu Colmifchen Freiheiten und Rechten zu beſizen, durch welcher Gebung 
Willen und Bekaͤntniß unſer Herrſchafft die Vorgenandte unſere Buͤr⸗ 
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gere der obgenandten Rechten Stadt Danzig, Kegenwärtige und zukuͤnff⸗ 
tige alß unſere unterthänige alle Jahr jährlichen. und in ewigen Zeiten 
2000 ungariſche Fl. gutes Goldes und rechtfertiger Wage ein tauſend 
auf S. Johannistag des Taufers, das ander auf Weynachten Yerna 

ſchier Eünfftig uns und unſern Nachkömmlingen Koͤnigen zu Pohlen, bes 
zahlen ſollen, geben und erfüllen. Item die Vorgenandte Bürger in 
Danzig alß unſere unterthaͤnige alle Jahr jährlichen und zu ewigen Zei⸗ 
ten unß und unſern Nachkoͤmlingen zu Pohlen Königen drey Tage Sta: 
tion unſer Koͤnigl. Majeſtaͤt Gefuͤhr und allem unſern Hoffgeſinde gnüg⸗ 
lichen geben ſollen, Item die Vorgenaudte unſere Bürger ſollen und 
ſeyn Pflichtig einen Hoff und Hauß uns zu bauen mit Ziegeln, zu Koͤ⸗ 
niglicher Wuͤrdigkeit, und mit Ziegeln decken, und wie offt der Hoff 
und das Haus abnehmen werden, wieder zu bauen, und zu beſſern und 
in Verwahrung halten ſollen. Auch ſollen ſie uns einen Stall auf 200 
Pferde mauren; item einen guten Speicher zu Behaltung unſers Ge⸗ 
traides bauen, und machen, das ſchierſte daß ſie koͤnnen werden, mit 
ihrer eigenen Koſt und Zehrung. Zu mehrer Sicherheit aller der Vor⸗ 
benannten Dinge, haben wir mit Wollen und Wiſſen unſer Koͤnigl. In⸗ 
ſiegell hierunter an dieſſen Brieff laſſen haͤngen. Geſchehen zu Elbing 
am Sonntage der H. Dreifaltigkeit im Jahr der Geburts Chriſtj: Tau⸗ 
ſent Vierhundert und Vier und Funffzigſten, daſelbſt in Kegenwärtigkeit 
der Ehrwürdigen in Gott Väter und der Großmaͤchtigen und Geſtrengen 
Joau von Alten Leßlau, Andreas von Poßnau von Gottes Gnaden Bi⸗ 
ſchoffen, Joan von Dantz in Cracoyiſchen, Luca von Gorke Poßnavi⸗ 
ſchen Woywoden, loan von Bayſen unſer Lande in Preußen Guber- 
natoren, Augustin von Schewe Ratibor von Bayſen zu Koͤnigsberg, Ga- 
briel von Bayſen zu Elbing Woywoden, Nicolaus Gewinner von Eul- 
men, Nütcher von Buͤrcken, Johann von Lohe von Thoren, Johann von 
Ruden zu Elbing, Andreas Brunow zu Koͤnigsberg, Jurgen Langerbein 
vom Kniephofe Buͤrgermeiſtern, und andern mehr Treuwuͤrdigen zu den 
Vorgeſchriebenen Dingen Gezeugen. Gegeben durch die Bande des Groß⸗ 
mächtigen Johannis von Gonitzpole Canzler und Peter von Gzekatzin 
Unter Canzler des Reichs von Pohlen, unſere ſonderliche liebe Getreue. 


Relatis Magnifici ’ 
Johannis de Conitzpole Regni 


Poloniae Cancellarii et Capitanej Siradiensis, 


280 Den 28. Januar 1456. 
Nr. 2. 


Ioannis Episcopi Vladislav. Institutio Parochiarum 
Gedanensium 1456. d. 28. Jan.“) 


In Nomi Domini, 2 


Aa rei memoriam sempiternam. Aeterni patris filius J. G. cui ipse pa- 
ter vivorum et mortuorum tradidit judicium, qui sedebit in solo Maje- 
statis suae, unicuique secundum opera sua reddet mercedem, sacro te- 
stante eloquio. Terrent nos ipsius Salvatoris nostri praecepta plerum- 
que iterata, ubi oves, quas fuso proprio sangvine redemit et redemtas 
pretio sancte custodiri fecit, inquiens prineipi Apostolorum, ex cujus 
persona nos immeritum eeleside nostrae praefecit pastorem; pasce oves 
meas! in alio sacro elogio grayius comminando; de manu tua sanguinem 
ejus exposcam,. Proinde nos Joannes D. G. Episcopus Vladislav, et 
Regni Poloniae Cancellarius, significamus tenore praesentium quibus ex- 
pedit universis; quod cum inter ea, quae sollicitudinis nostrae jugum 
et onus pastorale jugi meditatione revolvit et deposcit, illud nobis re- 
miniscendum salutariusque et accuratius gerendum incumbit, qualiter 
gregem Domini exeubiis nostris ereditum per pascua coelestis alimoniae 
dirigentes ad. beatae vitae januam perducere valeamus. Attendentes 
igitur maturo animo, probabili ratione et diserta evidentia recensentes 
famosae oivitatis nostrae Gedanensis dioecesis nostrae populosam dilata- 
tionem, ac murgrum, structurarum, vicorum, Platearum, suburbiorum et 
aliorum. adjacentium intra et extra moenia ipsius civitatis longe late- 
que et circumferentialiter connexorum adauctionem et adspirante Deo 
multiplicationem ac amplificationem , quae uti vidimus et experti sumus, 
glomerosam et innumerabilem animarum multitudinem custodiae nostrae 
commissarum continet et comprehendit: cui etiam duo duntaxat pasto- 
res et curati rectores intra moenia ipsius civitatis degentes praeesse con- 
sueverunt, ipsumque populi magnum numerum ecclesiasticum procurare 
sacramentis soliti fuere vetusto more, quo coepit parvo oppidi glutine 
instrui et aedificari. Sed proh dolor! prout Serenissim. Prineipis et 
Domini Casimiri D. G. Regni Poloniae etc, Domini nostri Gratioss, 
ex querela et moesta relatione pro parte Consulatus et totius Gommu- 
nitatis dictae civitatis nostrae conscripta ac ejusdem, Consulatus organo 
nobis repetita comperimus, hominibus sexus utriusque civitatis Praefatae 
et praesertim extra muros habitantibus iniquo tunc et injusto imperio 
Praecipiente et propagationem cultus divini aemulationemque salutis sub- 
jectorum non intendente, ac propter pastorum intra moenia incolatum 
Perniciosa dispendia salutis subjectorum gravia pericula, interitus et 
ruina imminebant. Et uti verisimiliter intellezimus, magna pars homi- 
num, infantinm, adultorum et senum absque sacramentarum ecclesiae 
csommunione et perceptione decessit et insperata, quod magno. cum 
cordis suspirio adjicimus, morte est intercepta. 15 


) Preuß. Sammlung allerlei Urkunden, Duisb. 1747. B. 2. S. 57. 


Den 28. Januar 1456. FRE 


His ergo et -alis malis ex paucitate pastorum ortis s, orituris sag 
lubriter occurrere cultusque divini incrementum augere et populi saluti 
Providere gestientes, precibusque dieti consulatus tam justis et legitimis 
paterno favore annuere et ipsa pericula animarum abolere cupientes, 
prout tenemur; de consensu, voluntate et ratihabitione ejusdem Domini 
nostri Regis, tamquam Domini Naturalis ‚civitätis, praefatae, ac consu— 
latus ejusdem, Ecclesias: parochiales, unam videlicet B. Mariae Virgi- 
nis et alteram S. Catharinae cum ipsarum fructibus, facultatibus et do- 
tibus universis dismembrare et in ea alias quatuor, unam videlicet S. 
Joannis, aliam S. Barbarae; tertiam Beatorum Petri et Pauli et quar- 
tam B. Bartholomaei Apostolorum eeclesias dictis duabus, videlicet B. 
Mariae Virginis et S. Catharinae novissime confrontaneas partiri cen- 
suimus, dimembramusque et partimur, disjungimus, distingvimus, sepa- 
ramus et segregamus prout inferius latius continetur, ‚fin vicos, Plateas 
et contractas; ac praefatas ecclesias quatuor, videlicet Stor. Joannis, 
Barbarae, Petri et Pauli ac Bartholomaei, eo jure parochiali, quo prae- 
fatae B. Mariae Virginis et S. Catharinae gaudent, erigimus curatas- 
que intitulamus, ac ex nunc 6 parochiales ecelesias praedietas in ipsa 
civitate, et extra eandem esse, fore nuncupari et intitulari ac appellari 
instituimus, ac nomine, jure, vocabulo, re et effectu parochiali distin- 
ctis gaudere, uti et Trui volumus, 

Sed ut oves gregis nostri praedicti suum ovile et pastorem atten- 
tius proprio balatu cognoscant et illius vooem apprehendant, ac quibus 
quaelibet ecelesia parochialis praefata dotibus, fructibus et facultatibus 
Propriis, cessänte quocunque impedimento, gaudeat et certiaretur: in- 
primis Ecelesiae B. Mariae Virginis, cujus plurimum indigemus patro- 
Cinio, pinguiores fructus et reditus uberiores adjungimus, atque plateam 
longam cum aliis plateis strictis adjacentibus, plateam panum cum aliis 
plateis attinentibus, plateam 8. Spiritus cum plateis strictis dependen- 
tibus, plateam canum, et plateam latam, ab utroque latere, plateis ta- 
men strictis, quae inter plateam latam et Joannis  plateam mediant, 
exceptis: Insuper Ecelesiae 8. Ioannis plateam 8. Joannis integre et ple- 
narie cum plateis strictis ab utroque latere connexis, plateam piscato- 
rum cum omnibus strictis et adjacentibus, item plateam 8. Tobiae cum 
plateis strictis, item forum piscium cum toto aggere a platea lata us- 
que ad valvam: Interea ecclesiae sanctorum Petri et Pauli totum illud, 
quod comprehenditur et continetur in suburbio eidem civitati contiguo, 
videlicet Lastadia, Poggenpfuel, Wolffeshagen, Holzgasse, et Rossmarkt: 
Deinceps Ecclesiae 8. Barbarae, totum aggerem ab utroque latere in- 
cipiendo a:noyo fossato usque ad. valvam extremam cum casalibus ad- 
jacentibus vulgo Mattenbuden nuncupatis: Deinde Ecclesiae S. Catha- 
rinae plateam piperis ab utroque latere, item plateam 8. Elisabeth 
ab utroque latere, cum plateis srictis adjacentibus, ac totum la- 
cum circa fossatum civitatis, a platea Sanctae Elisabeth usque ad spa- 
tium castri demoliti, plateamque molendini, cum omnibus plateis latis 
et strictis usque ad Riyulnm Mölewasser appellatum; item totum spa- 
tium Hackelwerk vocitatum, cum omnibus plateis latis et strictis; item 
plateam noyorum hortorum ab utroque latere; item totum Schiddelit 
et spatium totum Sandgrube dictum cum transitu, atque platea cir 
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8. Gertrudem prope xivulum Radunam; item totum spatium Iloppen- 
bruck vulgariter appellatum; item plateam Petershagen vocitatam, cum 

omnibus villis (ad eam) ab antique spectantibus: Postremo Eoclesiäe San- 

ti Bartholomaei illud totüm, quod cömprehenditur sub spatio inchoan- 

do a rivulo Moelenwasser nominato adscendendo usque ad terminos pla- 
teäe piperis cum omnibus plateis strietis; item totum äggerem circa rivu- 

lum Möllenwässer descendendo usque ad valvam ab utroque latere cum 

omnibus strictis plateiszitem totam plateam Bomgardiſche Gaſſe dietam, 
cum omnibus Strictis plateis ab utroque latere; item plateam 8. Bartholomaei 

cum omnibus strictis plateis ab utroque ejus latere, cum media platea Kalk⸗ 

gaſſe appellata, cum casalibus et hortis apud ecclesiam corporis dominici; 

ecclesia tamen ek alias Capella 8. Gertrudis pro filia B. Mariae Virginis 

Ecclesiae adjecta; Specificamus, incorporamus, dotamus, nominamus, ad- 

jicimus, annectimus, devolvimus, invisceramus, attribuimus et appropria- 
mus, jure parochiali spectandas et pertinentes usque ad obedientiam, 

regimen et in solutionem sex plebauorum et rectorum praefatorum ec- 

clesiarum parochialiarum distinctärum et sicut praemittitar "partitarum 

et dimembratatum, et juxta praemissam. partitionem et dismembratio- 

nem, distributionem sive 'specificationem pertinere, speotare et devolvi 

inviolabiliter et perpetuo, indicimus, instituimus, sancimus et decerni- 

mus tenore praesentium harum litterarum, quarum in testimonium at- 

que fidem sigillum nostrum praesentibus nobis est appensum; actum et 

datum Gedaui die Mereurii 28. mensis Januarii Anno Domini millesimo qua- 

dringentesimo quiugagesimo sexto; praesentibus ibidem venerabilibus et 

honorabilibus Dominis, Andrea Gorzinski, ArchiDiae. Caliss. et in terris 
Pomeraniae Wladario et Vicario’generali, Benedicto de Lipenio, in Gol 
legio Gnesnensi Canonico, et Mathia de Clodaw, ejusdem Domini Wia- 

darii Commissario, et aliis pluribus testibus circa praemissa fide dignis; 

ac deinceps Ecclesiae praefatae 8. Joannis ex certis respectibus in aug- 
mentum früctuum ejusdem hortum ultra Motlaviam situatum, Schäfferey 

et locum “castri demoliti adhictmus et incorporamus appropriamusque 

perpetuo per praesentes eto. ö 855 

Per Manus Joannis 


Episcop. Notarii. 


N Nr. 3. 
Haupt⸗Privilegium Caſimiri Königs zu Pohlen. ) 
Sn Nahmen des Herrn Amen. Sintemahl daß die Geſchichte der 


menſchlichen Wirkunge durch Verhandlung der Zeit zu Vergeſſenheit wird 
gezogen, ſoferne dieſelbe nicht mit gezeugnuͤſſe der Schrifft und gezeuge 


1 


) Abgedruckt in Reinhold Euricke's hiſt. Beſchreibung der Stadt Dan: 
zig. Amſterdam 1688. Fol. 5 f 
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beftändiget und beſtätiget werde. Hieruͤmb zu ewigen Zeiten und Ges 
dächtnuüͤß bekennen wir Casimirus Von Gottes Gnaden ee. allen und jeg⸗ 
lichen Gegenwartige und zu Kuͤuftigen in derer Kegenwaͤrtigkeit derer 
unſer Brieff kompt, daß wir gemerket und mit reiffen Gemuͤthe und 
Rath haben angefeheny der Nahmhafftigen und Weiſen Buͤrgermeiſter, 
Rath Mannen, Schöppen und ganzen Gemeine unſer Stadt Danzig un⸗ 
ſer liebe Getreuen, die ſtete getreuheit und Vieler anderer Verdienſtliche 
Volleſtellinge, Vermittelſt welcher Sie uns in wieder werbung unſer Lande 
Preußen, die durch unrecht und umbillige Bekuͤmmerung Von unſerm 
Reich entfrembdet waren mit ſteter Getreuenheit und feſtem gemuͤthe ha⸗ 
ben beygeſtanden, ümb welcher Verdienſtnüße willen, wir fie: mit Koͤnigl. 
Gnade und Gunſt wollen Verfolgen, auf daß an dero ſolcher unſrer 
Mildiglichen Beleyungen und Begnadigungen bereichet, zu ſaͤmptlichen 
Dienſten uns zu beweiſen durchhitzet worden, haben wir denſelbigen, 
Buͤrgermeiſtere, Rathmaͤnnern, Schoͤppen und ganzen gemeine unſere 
lieben getreuen, auß ſicherem Wiſſen außgedruͤckten Willen und ganzen 
eintraͤchtigem Vollwort aller unſerer Rathgeber, beyde unſers Reichs zu 
Pohlen und unſer Lande zu Preußen, unſern lieben getreuen etzliche Gote⸗ 
hafftige Freyheit und briefliche Priyiſegia und in denſelben Freyheiten und 
Privilegien Veſizunge, Geſeße, und an die Guͤtter und ſonderlich das 
ganze Werder Nehring genand mit allen und jeglichen ſeinen Nutzbarkei⸗ 
ten und Erben gegeben, Vorlegen und ſie mildiglich belehnet und ihnen 
zugeeignet haben, ſo alß daß auch in andern unſern Brifen und Privi⸗ 
legien in unſer Stadt Elbing gegeben und Verleyen iſt außgedruckt. 
Welches Werders Nering Vergebung, Verlehnung und Zueignung mit 
ſampt allen andern guͤttern, Geſeßen, und Articulen in demſelben Pri⸗ 
vilegio zu Elbing gegeben, begriffen, ſtark, feſte und unverſehrt ewig 
in allen feinen Punkten, Stuͤcken, und Clausulen ohne eines jedermanns 
Infalle, Inſprache und Verhindernuͤß den Genandten Buͤrgermeiſteren, 
Rathmannen, Schoͤppen und Gemeinen unſer Stadt Danzig ewig blei⸗ 
ben ſoll zugeeignet. Vorbaß ſo verleyhen wir und geben den izt gedach⸗ 
ten Bürgermeistern, Rathmaͤnnern, Schoͤppen und ganzen Gemeinen auß 
ſonderlichen Königl, Gnaden und Gunſt Vollkommene Macht und Ges 
walt alle und jegliche Schiffarthe mit allen Stranden des Meers unſer 
Lande zu Preußen zu treiben, zu beſtellen und zu guberniren, und 
alle Segelation zu gebiethen und zu verbieten mit unſerm Rathe 
und Wißen auch Willen oder unſer Anwalden in unſerm Abweſen, 
doch alſo daß ſie Keine Zolle und Beſchwerung aufſezen ſollen ohn 
unfern Wiſſen und Willen, doch ſolchem Privilegio den genandten 
unſern getreuen Bürgermeiſtern, Rathmannen, Schoppen, Buͤrgern 
und der ganzen Gemeine unſer Stadt Daͤnzke, in unſer Stadt Pietr- 
Kau gegeben, unſchaͤdlich und hirmitte mit nichten zugebrauchen, und 
alle Waßer Rechte, Schiffbruͤchige Guͤtter und Kauffen Saͤze welcher⸗ 
ley die fein, zurichten, zu entſcheiden und zu enden: enthalten unſer Koͤ⸗ 
nigl. Gerechtigkeit auf ſolche Schiffbruͤchige Guͤtter und Kauffe Saz nach 
laut und inhalt des Haupt Privilegii unſern Landen Preußen zu Kra⸗ 
kau gegeben, und alle Strande und Havrung des Meers unſer Herr⸗ 
ſchafften der Lande zu Preußen ohne eines jedermanns Einfälle und Ver⸗ 
hinderung, Vor alle Seerobern, Robern, Dieben und Mißthaͤtern zu 
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Waſſer und zu Strande zu behalten und zu Verweſen, und ſie zurich⸗ 
ten, fort alle und jegliche ihre Freyheit, Pririlegia, gewohnheite und 
Willkuͤhr nemlichen alſo: Sie nun auß Dreyen Staͤdten Junge Statt, 
Alte Stadt und Rechte Stadt geeinet ſeyn, unter einem Rath, unter 
einem Gericht befaͤſtiget, ſo ungetheilet zu ewigen Zeiten zu ſeyn, zu 
ſtehen, zu bleiben, welche untheilige Vereinigung wir befeſtigen, Ver⸗ 
willen und Beſtaͤtigen zu ewigen Gezeiten ſo wehrende alß bleibende. 
Auch ſo verleihen Wir und Zueignen den Vorgeſchriebenen Buͤrgermei⸗ 
ſtern, Rathmannen, Schoppen und ganzer Gemeine unſer Stadt Dan⸗ 
zig, daß Jedermann ewig zu ſeinem Willen und Behaglichkeit alle Guͤt⸗ 
ter welcherlei die ſind, nemlich: Pech, Theer, Holz, Aſche, oder ſonſt 
andere Guͤtter die auß unſerm Koͤnigreich zu Pohlen, Großfuͤrſtenthumb 
Littauen und dem Lande zu Preußen in die Vorgemeldte unſer Stadt 
Danzig unverhindert bringen ohne eines jedermanns Verhinderung und 
Einfall, und an alle Abladunge u. Außſchiffunge ſaͤmptlicher Guͤtter in 
andere Enden und ſtaͤdten zur Wrake und fort mehr auf daß die Vor⸗ 
gemeldete unſer Stadt Danzig zu verhegete Seligkeit und Wohlfarth 
Kommen moͤge Verleihen wir, geben und zulaßen, daß Kein Nuͤrnber⸗ 
ger Lumbert, Engliſcher, Hollander, Flaͤming, Jude oder welcherley 
Weſens Frembden auß Reichen und Landen ein jedermann iſt, in der 
Vorgeſchriebenen unſer Stadt Danzig, Macht, Privilegia oder Freyheit 
haben ſoll zu Kauff ſchlagen oder zu wohnen ohne Wiſſen, willen und 
Vollwort der Buͤrgermeiſter, Rathmaͤnner, Schoppen, und ganzen Ges 
meine unſer Stadt Danzig nach geniembte. Vorbaß daß die obenge⸗ 
nandte Buͤrgermſtr, Rathmanne, Schoͤppen und ganze Gemeine unſer 
Stadt Danzig in großer Kraͤftigen Hize und Liebe unß geneigt weren, 
fo verleihen wir ihnen und Vollmacht geben alle und jegliche Ampt und Lehne, 
beyde Geiſtlich und weltlich mit allen Zubehoͤrungen binnen allen ihren Frey⸗ 
heiten, Privilegien und Graͤnzen belegen, zu Verlehnen und zu vergeben, und 
Die zu befehlen, wenne ſie darauff haben und ſetzen wollen ewiglichen 
ſonder jedermanns Einfaͤlle und Hinderung, außgeſondert alleine das 
Lehn unſer Lieben Frauen Kirchen binnen unſer Stadt Mauren Danzig 
gelegen, daß wir uns unſern Nachkoͤmlingen Koͤnigen zu Pohlen Zu un⸗ 
ſer Koͤniglichen Ehren wollen behalten, und ob ge keiner zu ſolchem 
Lehn durch uns gemutet wuͤrde, und mit belehnet, und ſich mit dem 
Rath und gemeinen Volcke nicht auffrichtig hielte und ehrlichen Beginge 
und in Zwietracht lebete, ſo daß Klage daruͤber Kommen wuͤrde, denn 
wir ſolchem in dem Lehne nicht vertreten wollen ſondern darzu halten zu 
Verwechſelln, oder das Lehne mit Geiſtl. Recht uͤbergeben uͤmb ſeine 
vbelthat, auff daß der Rath und das gemeine Volk zu einen Pfarr⸗ 
herrn Kommen moͤgen, darinne ſie in Liebe, Freudſchaft und neuen Le⸗ 
ben, auch ausgenommenen Lehnen, Ritter, Knechte und Freyhen. Fort 
ſo geben und auß ſonderlicher Gunſt Verleihen wir den genandten Buͤr⸗ 
germeiſtern, Rathmannen und ganzen gemeine der Vorgeſchriebenen uns 
fer Stadt Danzig, daß ſie ohne allerlei Infaͤlle und Verhinderung eine 
Münze beydes Silber und Goldes in der genandten unſer Stadt Danzig, 
mit unſerm Koniglichen Bilde und Nahmen zu ewigen gezeiten haben 
und halten mögen, auf ſolche Korn und graan alß izund gewehnlich iſt, 
oder nach unſerm und unſerer Rechte Lande gaͤnge und gebe ſey denn 
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ſoll und von Würden gehalten. Auch ſo geben wir ihm auß ſonderli⸗ 
chen Gnaden, und Königl. Mildigkeit, daß fie alle Jahr jährlich 8 ih⸗ 
res Raths Kieſen moͤgen, von welchen Achten wir mit ſampt unſern 


oͤ mungen und Erblingen zu ewigen Zeiten jaͤhrlichs zur Zeit Zur 


Hauptmannſchaftz derſelben unſer Stadt bejtätigen und Confrmiren ſol⸗ 
len, welcher Hauptmann in der Beſtetigung ſeiner Hauptmannſchaft uns 
ſchweren ſoll, unſer Koͤnigl. Ehren Statum, frommen und gedeyen zu for⸗ 
dern, zu bewahren, getreulichen zu beſorgen und handlen ſoll. Fort⸗ 
mehr geben wir und Verleihen den Genandten Buͤrgermeiſter Rathman⸗ 
nen, und gemeinen Buͤrgern unſer Stadt Danzig nach genuͤhmt, daß 
ſie zu ewigen Zeiten niemand fuͤr einen Herrn halten nach gehorſam, zu 
weſen ſeyn ſollen in Weltlichen Sachen, dann allein uns, unſern Nach⸗ 
koͤmmlingen Koͤnigen zu Pohlen, und in unſerm und ihrem Abweſen un⸗ 
fern Gubernatorem unſer Lande Preußen und der Stadt Hauptmann, den 
wir zu Danzig Kieſen werden Zu Zeit weſenden. Dergleichen wir ih⸗ 
nen auch zu ſonderlicher Gunſt und Freyheit geben und verleihen, daß 
der genandten unſer Stadt Danzke und ihren Freyheiten Keine Stadt 
noch Schloß, auf 5 deutſche Meilen zu rings uͤmb ſoll gebauet werden, 
gemacht und Verneuert in allen ewigen zukommenden Zeiten, doch alſo 
die ungebrochenen Schloͤßer und Städte, bleiben mögen, und follen zu 
unferm Gehaͤge. Auch fo wollen wir die geniembten unſern lieben ge- 
treuen mit ſolcher Gnad und Gunſt belohnen und in Krafft dieſes Briffs 
geben und verleihen, daß Keine neue Zoll oder Beſchwerung auff der 


Weyßel noch auf dem Lande in allen zukommenden Zeiten gemacht und 


auf ſie geleget ſoll werden, alß der Hauptbrieff und Hand Veſte zu 
KraKau Landen und Staͤdten unſer Lande Preußen Vorlegen und gege⸗ 
ben innehaͤlt und außgedruͤckt. Des zu glauben wir vor uns und unſer 
Nachksmmlinge Hindernuͤß und infall und auch andere ewige Privilegien 
unfer Stadt Danzig vorbeniembt gegeben, ſampt mit allen Stuͤcken, 
Punkten, Clauſeln, und Artickeln, ſtet feſt und ungebrochen, unverſehrt 
ewiglichen zu halten, und daß mit unſer Majeſtaͤt Siegel ſo das ge⸗ 
macht und vollbracht wird zu verſiegeln, und zu beſtaͤtigen. Auch fo 
wollen wir uns außnehmen, die Guͤtter ſo zu Lande Kommen, und zu 
Brackerey gehoͤren, ſollen zu Elbing und Braußberg gebracket werden. 
Zu Urkund der Warheit und mehrer Sicherheit haben wir dieſen unſern 
Brieff mit unſern Koͤnjgl. angehangenen Inſiegel beſtaͤtiget und befeſtiget. 
Geſchehen in unſer Stadt Danke am Sontag alß man ſinget in der Heil. 
Kirchen Cantate nach Chriſti Geburth unſers Herrn 1400 und in Ab. 57, 
In gegenwaͤrtigkeit des wuͤrdigſten und Großmaͤchtigſten, geſtrengen, 
wohlgebornen Edlen, Nahmhafften und weiſen Herren Johannis Biſchoff 
zu Leßlaw und des Reichs zu Pohlen Canzlers; Johannis von Bayſen 
unſer Lande in Preußen gubernatoris; Stauislaj von Oſtrorog Caliſiſcher; 
Preslaj von Rudwan Cozwischer; Nicolai von Stibarze Braußkiſcher, 
Gabrielis Cölmiſcher, Stibor von Bayſen Elbingſcher, Jan von der Ja- 
nie Pommerelliſcher Woywoden; Petri von Czai) Caliſiſcher, Johannis 
von Czarakaw Geneßniſcher; Heyze von Roye Cairiſcher und des Reichs 
zu Pohlen untertreſchlich, Andreas von Chreckau BrißKiſcher Burggra⸗ 
fen, Woyeiech von Woicza Unter Kämmerers von KraͤKau, Audrels von 
Teuczya, Johannes von Ritwan Hauptmanns auff Sendomiers, Jacobi von 
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Bayſen, Mattis Tolck, Michel von Buͤchwalde, Lorenz Zeitzs Bürgermei⸗ 
ſters und Niclas Gewinners Rathmanns zu Culmen, Conradi Theodorß 
Rathsmanns von Thorn, Johannis Waydeler Buͤrgermeiſters und Simo- 
nis Holpe Rathmanns zu Elbing, Johannis Truerzman Bürgermeifters 
Braußberg und Benedict von Schönen See und andere Viel mehr glaub⸗ 
hafftige Leuthe und Gezeuge in obgeſchriebene Sachen, gegeben durch die 
Haͤnde des genandten wuͤrdigſten in Gott Vaters Johannis Biſchoff zu 
Leßlaw und Canzlers, und Johannis Lutkoms von Vreßen in beyden 
Rechten Doctoris des Heil. Vaters Bapſt Protonotarij und ſeines 
Stuhls der Vorſachen Auditoris,, Archidiacono zu. Gnieſen und unter 
Canzlers des Reichs zu Pohlen. 1 
\ Relatis ejusdem in Christo Patris Domini Jo- 

haunis Epsi Vladislaviensis et regni Poloniae 

b Cancellarij. f 


Nr. 4. 


Eines Erbaren Raths Königl. Stadt Dantzig wegen 
Ihres Landes Hela vorordnung ). 


or Jedermenniglich dhonn kund Wir Bürgermeiſter und Rathmanne 
der Stadt Dantzig Nademe wy uth ſonderliker thoneigung onde leue 
[Liebe], de Wy tho den unſern tho dragen ſchuldig, der Vorſichtigen 
unſern getreuen Luiden [Leuten] des Landes Hela, itzigem thoſtand und 
gelegenheit underſocht, und under anderem befunden, dat in der Olden 
Ordenunge, de ſie von unſern verfahren empfangen, nicht weinich ent⸗ 
holden, welcket nah dieſer Itzigen thit gelegenheit eine enderungk bedorf⸗ 
fet, So hebben Wie verbenoͤmbde [Vorbenannte] de olde Ordenungk mitt 
fliethe dorchſehen, unnd deſolffige thom deele affgethaen, thom deel nah 
erheſchender notturfft geendert ock vermehret. Unnd ſolckes alles tho des 
Landes und der ſolfftigenn Inwohner beſte, waßdohm, profith, unnd 
wollſtande. Wollen derwegenn, dat dieſe nhavolgende Artikell, nicht al⸗ 
leine an gewoͤhnlicken dagen, in der Karcken ale Share dem Volcke af⸗ 


„) Dieſe Verordnung iſt noch nirgends gedruckt, ja es wird ihrer von 
den Geſchichtſchreibern Danzigs kaum gedacht. Das Original befindet 
ſich im Archive des Danziger Magiſtrats und iſt auf Pergamentfolio⸗ 
blättern ziemlich ſauber und zierlich mit deutſchen Fracturbuchſtaben ges 
ſchrieben. Die Interpunctionszeichen fehlen faſt ganz, und u und en find 
oft ſchwer zu unterſcheiden. Die Orthographie iſt eben ſo ungleich, wie 
im gegenwärtigen Abdrucke. 5 f i 

Dieſe Mittheilung mit dem größten Theile der beigefügten Wort⸗ 
erklaͤrungen verdanke ich der Guͤte des Herrn Stadtſyndikus Stadtraths 
Siewert in Danzig. 8 N 
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geleſenn, und verkuͤndiget, ſondern ock lutheres inholdes von Jedermen⸗ 
niglicken by angehender bothe [Buße, Strafe] und ſtraffe ſtedesfaſte ſol⸗ 
len geholden werden. 485 

N Dat Erſte Capitell. 


Von dem Karkenn denſt. 


Ob dat de thitlicke naringe und wolfart, ſo vehl mehr vonn dem 
Almechtigen Gade moͤge geſegenet, und durch dat vergencklicke dat ewige 


nicht verſuͤhmet werde, So fol: ein iglicker de gewanlicke varkdage ower 


ſiene arbeit alſo anſtellenn, dat (fo vele moͤgelicken) he den vierdach hil⸗ 
ligen, und in demſoluigenn Gade ſienen denſt leiſten moge. Derwegen 
ſal ein Jeder am Sonncebende alle ſiene Fiſcherye alſo anſtellen, dat 
he op den awent vor den Sonnen undergangk, tho Lande und Heyme ſy, 
und ſick tho der ruwe ſchicke, am Sondage dat wortt Gades ſampt ſy⸗ 
nem geſinde, wiwe und Kindern thohoͤrenn. By einer Mark unerlatt⸗ 
licker Straffe, welcke tho underholdung der Karken ſol gewandet war⸗ 
den. — Damet auer [aber] en den Fyerdagen eine gewißheit ſy, und 
da glickheit geholden moͤge werdenn, So ſall man vor erſt alle weke den 
Sondach fyerenn, Darnahe alle hohe Feſte, als Wynachten „ Oſternn, 
und Pingſtenn, ein Jedlick derſoluen, Drhe Dage, und Drhe Nachten, 
Item, aller Apoſtelenn Dage, Verkuͤndigung Maria, Heymſoͤkung, 
Maris Lichtmeß. Item, den Nuien Jahrstag, Hyligen dre Koͤnigen⸗ 


Dach, Pauli bekerung. Den groͤhnen Donnersdach, und ſtellenn Frye⸗ 


dach, als wie eth hier by uns in der Stadt to holdenn verordenet, und 
in gewohnheit hebbenn. Dieſe verbeſchrewenen Dage, ſoll man fyeren, 
et were den notsſake welcke kehnenn vertoch liden konnen, und ſall ſol⸗ 
ckes von dem Vogde erkant werden. Des Sondages ſo woll ock de an⸗ 
derenn Vierdagen, ſal ſick ein Jedermann fornhemlicker flietich to der 
Kerken und thor Predigt Goͤttlickes wordes holden. ; 


Op dat awer nicht orſake gegewen werde, ſolkes tho verſuͤmen, 


ſo ſall niemandes des Sondages, oder in verbenoͤmbden Fierdagen, vor der 
Predigt Beehr, edder Brandewyn, edder ander gedrencke ſchencken, Et 
were dann, dat Jemandes frembdes von ferne her ant Land queme. By 
einer Mark breke [Strafe]. : 

Ock fall niemandes des Sonnabendes op den auendt nha Holtte, 
Hoͤye, Kalenn [Holz, Heu, Kohlen] und dergeliken (in der geſtolt, dat 
he des Sondages vor, edder onder, edder nha der predige will inkah⸗ 
men,) uthfahren, und. fo verſuͤhmen dat wortt Gades und ſynenn Denft. 
By einer Mark Broͤke [Strafe], fo oft ditt wardt ouertredenn. Vel⸗ 
weniger x jemandes am Sondage und andere hohe Feſte uthfahrenn 
ohne noth. k 4 2 

Fleiſcher und alle W ſollenn am Sondage under der Predige 
nicht Kopſchlagen, by einer Mark broͤke der Karken tho verfallenn. 


Dat II. Capittel. 
Von Eheſtifftinge. 


Keine Jungfrau fol ſick mit einenn Manne vertrwen [verloben], ane 
ehrer Fründe wille. Velcke Jungfrwe darkegen deitt de fall nicht mehr 
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arffgutt hebben, denn ehre geſchaffoͤne Kleder. Alldat anderer erffgott heb⸗ 
benn, ere negſten erwen. Und de Rath ſall von demſolwigen Erffgode 
hebbenn Teienn [zehen] Mark na Luͤbiſchem Rechte. Kein Wedewer nach 
Wedewe welcke Kinder hebben, ſoll wedderumb gahn ſetten in er ehe⸗ 
licke bedde, eh dat fe denn Kinderen Erffſchicht und Delinge [Theilung! 
gedahn hefft. Und ſoll ſolckes de wedewe durch Vormundere dohen 
vor dem Rade, by Teieim Marken broͤke ſonder genade, Unde de Vor⸗ 
minder ſollen ſick alle Jahr for dem Rade bewyſen. 

Niemand ſal hinderen de hillige Ehe, an Knechtenn und megden, 
Jedoch datt ein elcke Lieder] fienem Heren und ſyner frwen uthdene de 
tydt als he gelavet [gelobet] hefft. 


Dat III. Cap: 
Von der Vertuͤnung [Berzäunung] des Landes. 


Et ſal en islicker [Jeglicher] ſchuldich und geholden ſin, die Ver⸗ 
thuͤnunge des Landes, ſo offt ſe von uns edder den verordenten Herren 
tho des Landes regerung gebaden wart, getrwlicken vorttoſtellen by har⸗ 
ter ſtraffe. 5 

Dat III. Cap: 


Von der Fiſcherey. 


Ver do hefft in Strantgarne ann dem Strande, de ſal hebben twe 
gehenge an dem Strande, und mach hengen ſyn garne, wo he erſten tho 
kommet. Et were den ſake, dat de ſeluige, dem dat gehenge hoͤret, by 
em thoge [zögel, und em dat mundtlicken ſolweſt verboͤde. 

So yemant begreben [ergriffen] worde, oͤdder befunden, de dem an⸗ 
dern ſiene garneſtecke edder Pricken entfremdet, to huſſ droͤge, und ver⸗ 
barnenn [verbrennen] wolde, denn fol man by dem Kake (Pranger! 
ihn dat Halsyſer ſetten“). 1 

Et fall ein yederman ſyne garnſtecke tho Huff fohren, wen he uth⸗ 
gefiſchet hefft, und verwahren ſe, bett op dat ander Jahr, by ener 
Mark broͤke, Darmede [damit] de Woltt onuerhawen lunverwuͤſtet] bliwe. 

Welk man enen toch [Zug! belecht, dar ſal en niemandt van aff⸗ 
drengenn. Doch wo ferne he mitt ſynen Ruͤeß Kompan (Fiſchereige⸗ 
hilfe edder Geſinde darby und fo mechtig is dat he fin booth mach 
affoͤren, unde dat ock ſiene Liene wol bewaret is. Wer en darbawen uth 
drenget, de fal gebraken [verwirkt] hebben, ene gode halwe Mark. Unnd 
den ſchaden, den he bewieſen mach, den ſal he em wedder oprichten 
lerſetzenl. Und ſal dit von dem Tobißgarne der matten [gleichermaßen] 
ock verſtanden werden. Niemandt ſall dem andern ower ſine garne roͤn⸗ 
nen, alſo lange bett he Lrijlinen [LXII Leinen] ut hefft, wer des be⸗ 
guͤnde in frewelen mode, de fol Klage lidenn mit Luͤbiſchen Rechte, umb 


„) Unter dem Kaak verſteht man in Sachſen theils die Strafe des 
Halseiſens ſelbſt, theils den Platz, an welchem ſie vollſtreckt wird. 


——d̃—ẽ —— K— ö 
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Hinder und ſchaden. Ock fall niemandt dem andern nehmen, Lienen. 
Nymen, duchte oder duͤllen, adder ſtene an dem ſtrande. Wurde he 
darumb beklaget, ſo hatt he eine Mark gebraken hebben. 5 

Aff iemandt datt ſyne by dem andern funde, als ſienen Keſcher, 
effte [oder] watt anders, dat he op dem Strande genahmen hedde, de 
ſall mitt gefenknus geſtrofft warden, he ſy arm effte rick, hierumb late 
en elke [jeder] dem andern dat ſyne. 1 N 

Wehr [Waͤre] iemandt, de des nachtes ginge und thede ſchaden, am 
garne effte Heringe“), he wehr Jung effte Olt, und wurde daroffer 
underwieſet, ſonder bloet und tuchbare [zeugbare] wundenn, ſo hefft he 
dat niemandes tho klagen. 

Welck man, de ſick mit einen andern vermatſchopiet lin Maskopie 
tritt! tho der Fiſcherie, de fol em holden de Tydt uth, als he em ges 
lawet [gelobet] hefft, by iij goden marcken, bett tho dem Tyns dage 
Binstage]. Et ſy welcker fiſchery de ſy. a 

Kein Fiſcher ſal Hering tho dem Markte führen, de van enem Kop⸗ 


manne tho der fifcherye op grönen [friſchen] fyſch . is, ahne wyl⸗ 


len und verloff ſynes Kopmannes. By einer goden Mark. 

Ein ydermann, he ſy fiſcher effte Kopmann, de ſiene verkeringe op 
dem Lande hefft, de ſal ſick ſchrieuen leinſchreiben! Taten, Bie einer 
Mark broͤke. 

Wer den Fiſcher tho lecht op dat ander Jahre, de dem Kopman 
re is, de ſal dem Kopman ſien geldt gefehn [geben], binnen xitij 
141 Dage. f 5 8 

Ein Fiſcher mach vonn dem Kopmann ſcheiden, wenn he em nicht 
gaetlick [bequem, genehm] is. 5 
Wer dem andern ſien getaw in der See von nottwegenn tobreckt 
Gerbricht], effte toſchnitt, de ſal dat beſcodern “), da et ſick ſcheidet 
und geffenn dem ſchoder en bymark, mit einem par Hantſchken [Hand⸗ 
ſchuh], by ener goden Mark. Et were dan in dem ſtorm, und windes⸗ 
noth, und ſolckes kunde bewieſen werden. Darumb ſie ein ellig lein⸗ 
haͤllig 21 rag + u ſchaden dohe. : 
Niemandt fol dem andern ſyn Both nehmen, fonder ſynem verlö 
(Erlaubniß], by einer Mark broke. i a Ka 
Wo dat ein Rath mitt den Oldeſten der gemeinheit erkennet, fo 
fall man den fiſch ſolten leinſalzen] dat Jahr. 


Es ſcheint, daß man ſonſt in Danzig unter Hering jeden Poͤ⸗ 
kelfiſch, vielleicht ſogar die Poͤkeltonnen, verſtand. 5 

) Wer dem Andern fein Tauwerk in der See von Noth wegen (aus 
Noth) zerbricht oder zerſchneidet, der ſoll das (Tauwerk), da wo as ſich 
ſcheidet (wo der Bruch oder Schnitt iſt), beſkodern und dem Scho⸗ 
der eine Beimarke mit einem par Handſchuhen geben. Der Sinn ſcheint 
zu fein, daß der Bruch oder Schnitt zufammengenaͤhet und mit Leder 


(Schoder oder Handſchuh) eingefaßt werden ſoll. Das Beifuͤgen einer 


Beimarke (irgend eines an das Tau befeſtigten, auf dem Waſſer 


ſchwimmenden Zeichens) iſt noͤthig, um den Eigenthuͤmer des Taues auf 
die beſchaͤdigte Stelle aufmerkſam zu machen. EM 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 19 
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Niemandt fol Gamaratten*) ſolten, by einer vierdung broͤcke. 

DE ſal kein wiff Gammaraten riten [reißen] dem Kopmanne edder 
dem Schipper by Ordel des Kakes [Strafe des Halseiſensl. 5 

Ock wer de fiſch verkofft, effte Hering, de ſal ſyn mark ob dem 
boddem tekenen [zeichnen], by ener fyrdung broͤke. Und de Fiſch ſal liy⸗ 
gen dre weken, op deß Fiſchers Behach [Gutfinden 217). 

Ock ſal ein Ißlicker ſynen Fiſch alſo follten, dat he darmede [das 
mit] wolfahren mach, by ſtraffe ener fierduͤng. 

Kein Mann ſol de boden affbrecken op dem Strande, wen de Luͤde 
tho huſſ tehen [ziehen] vonn dem Alfange oder von dem Laßfange [Lacher 
fange] by iij goden Marken. ; 1 

Wer da gleouet tho tehenn [gelobet zu ziehen], des awendes op 
dem Strande, de fall. ehm deſſ nachtes uth helpenn, unnd holdenn ſien 
geloffte. By des Rades [Rathes! ſtraffe. 8 h 

Wenn de Rath umbgeit mit den borgern, den gefolten Fiſch tho 
beſehen, wer den boethfellich (ſtraffaͤllig! befunden werdt, arm effte vide, 
de ſal einen Fierduͤng gebraken hebben. u 7 ; 

DE fie einem Itzlicken Borger wethlick [zu wiſſen], de Liggers 
[Einwohner] effte Ruescompanes en ſynem Huſe hefft, dat he denſolwi⸗ 
gen nicht late Fiſche ſolten [ſalzen], by verluſt des godes. Idoch mach 
wol ſoltten tho ſiener Noth [Bedarf], tho ethen leſſen! und nicht mehr. 
Dar man darewer wardt erfahren, fo ſal de werdt [Wirth] des Huſes 
dem Rade geuen dre gude marken. 8 f ö g 

Item, nademe ſick ock er vehl underſtahen, gegen und wedder die⸗ 
ſes Landes Ordnunge ehres gefallens de Matſchopperie [Maskopie] to 
trennen, und de garne tho ſchniedenn, welcke ſe tho anderer Fiſcherie ge⸗ 
bruken, wor dorch an dem Jahrlicke tynſe uns als dem Rade affbroch 
geſchuͤtt. Derwegen fie. allen unnd Ißlicken dieſes Landes enwahnern 
hiermede ernſtlick gebaden, dat ſick henforder niemandt en ſolckes tho 
doende underftahen fol, by fieff Lfünf] gode marken broͤcke, unerlatlick 
tho nehmende. a 

Wer dem andern entloͤpt uth ſynem Denſte, effte mitt ſynem gelde, 
de ſal von dem Lande bliewen und geechtet ſien. 

Et ſall ock niemandt kene leddige Kerles tho ſyner Arbeit gebru⸗ 
ken, he hebbe fe dann dem Vagde angeſecht. Up dat defoluigen mögen 
angetekenet [angezeichnet] werden, und dat fe ock denn geboͤrliken tyns aff⸗ 
leggen. Bypeen (Strafe! einer guden marken unerladtlicken thovor füllen, 


Dat V. Capitel. 


Von der Handelinge. ö 

Et ſal ken Gaſt kopſchlagen an dem Strande umb groͤnen Hering, 

dar en Borger byſteit, und den ſolwigen dingen. Wen awer de Bor⸗ 
) Gamaratten, der veraltete Name einer wenig geachteten Fiſch⸗ 
Hab Man fol darunter Breitlinge (Clupea Sprottus L.) verſtanden 
aben. { ’ f u 
%) Nach Dähnert’s Pommerſchem Idioticon ift Behach gleich bes 
deutend mit Vereinbarung, Vergleich. 5 4 
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ger davon geith, fo mach en deſolvige, effte en ander, wer da will, 
openn. 7 

Ein Schipper, effte Kopmann, de dat garne getuget (geliehen! 
hebbenn, de ſal de nechſte ſien vor alle mann to dem Fiſche, als he an 
dem Strande gelth twuſchen [zwifchen] dem minſten und meiſten. 

Allwege ſal de erſte vorlegger ſyn de erſte betaler. 

Elkmann, de ſick mit dem andern vermathſchappet tho Doͤrſchfan⸗ 
gen, effte op en garne, de ſal dem andern holden de tydt, de he em 
gelawet hefft. Kommet dar Klage van for den Rade, wemb de Schult 
iß, de ſal breken dre marke, und ſal dem andern holden, watt he em 
gelaffet [gelobt] hefft. f 

DE well ein Erbar Rath, op dem Lande nicht geſtadenn, effte 
verheegen, dat de frwen Kopſchlagen ſollenn, fe fin hier geſeten [ans 
geſeſſen] edder nicht. Is eth awers ſacke [Sache], datt ene frwe dat 
vermach, und begeret fick tho bergenn [2], de ſolwige fall met enem 
Manne tho hope [zufammen] leggen, und laten den Man kopſchlagen, 
und de frwe ſal dat ere wahrnehmen in dem Huſe. Worde ſick einige 
Frwe darower tho thoende erdrieſtenn, de ſal, fo vackenn [vielfach] fe 
darob beſchlagen werdt, eine gute Marke dem Rade daſolweſt verbraken 

ebben. . 
h Es fol ock niemandt op diefem Lande, et fie frembde effte enwah⸗ 
ner, de met Kopmans wahre herkommet, erkene Kremerye effte ſonſt 
Kopmanſchop driwen, Hee ſegge [Tage] ſick den vorhen dieſes Landes 
Vagde an, damede he vermoͤge na des Landes gewanheit, von ehm de 
geberlicke [gebührliche] plicht, als nemlicken ene Mark und ein pundt 
Peper entfange. Und ſo jemandt ſolker Kremer effte Koplude ane des 
Vagdes wethen, willen und Conſent herbergen, und denſolwen hemlicken 
Kremerie effte Kopmanſchop to driwen geſtaten worde, de ſol ene gode 
Marke beſtanden ſien. c x 
Dat VI. Capitel. 


Von dem Markt Dage. 


Enen fryen Marktdach ſol holden ein Idermann, up den Sonna⸗ 
wenth, he ſy, von wan he fy. 5 g 
Kein man Sol wegene [Wagen] upholden, de hyr tho marke ka⸗ 
men, mann fal fe laten fahren op den Markte. By ener Marke Broͤke. 
Niemandt ſall geftalene Fiſche köpen, fe fun drege [getrocknet, ge⸗ 
raͤnchert] effte groͤne [friſch!, by dre gode Markenn. 8 
Dat VII. Capitel. 


Von Mathe [Maaße] und Gewichte. ; 
Ein Ißlick ſal fine folle ſtoͤffe ) uth ſendenn, by einer halwen 
Mark. . 


* 


) Ein Stof ift ein Preuß. Maaß ungefähr von der Größe eines 
Berliner Quarts. Wa 
19* 
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Ein Ißlicker Höfer, de mit wichte edder mit mathe umbgeith, de 
ſal ſe recht hebben, und vollgewen, und warth he darower befundenn, 
ſo ſal he gewen drey marke thor broeke. 

Ock wilwy, dat de Rath daſolueſt alle Jhar, als vaken [fo viel⸗ 

fach! em ein godt duͤnket, de ftoefe und wichte beſehen ſal, op vorbe⸗ 

ſchrewene bothe (Buße. et : 
Dat VIII. Capitel. 


Von dem Tapwerk [Hapfenwerk, Ausſchank!. 

Kein Kretzmer [Krüger] ſal lenger tappen [zapfen] an den awenth, 
dan tho des Segers IX. by ener marke broͤke, und ditt ſal ſonderlick 
geholden werden, an dem Sonnabende, den Sondach darmede [damit] 
tho verſchonen. ö 
HOck ſal kein Kretzmer myde Knechte [Miethsknechte! und Rueskom⸗ 
pen [Fiſchereigehuͤlfen! lenger Holden, wen ener her [ihr Herr!, effte ſyn 
Schipper, leth thoſeggen, by ener ferding broke. 

Ock ſoll Kretzmer, effte Kretzmerinne, kein Ruesknecht oder mide⸗ 
knecht bye borgen, den op thwe groſchen, darinne en ock dat Recht be⸗ 
holplick ſy in der bethalinge. 


Dat IX. Capitel. 


Van geborgenen goderen [Gütern]. 7 

Niemandt ſol an den Strande gaen, guet tho bergen, ahne ver⸗ 
loeff des Vagdes by thwe Marken. ee! ; 

Ock ſal niemandt verdingen, goet tho bergen, ſonder vor dem 
Vagde, thom weinichften in thweer Rathmanne kegenverdicheit [Gegen⸗ 
wart], wo ferner er de Vagt nicht mehr hebben kan den twe, by Ver⸗ 
luſt der Arbeit. a 

Welk man goet borget, de ſol dat awerantworden den Kemrers 
mit vorbewuſt des Vagdes. a 

Welk man driffgott [Treibgut] in der Sehe, effte an dem Strande 
finget [findet], de ſall datt den Kemerers oͤverantworden, by ſynem Halſe. 
Demſolvigen awers, de watt bringet, ſal man ehrlicken lohnen, 

Wen geſtrandet, effte ſoſt gebargen goett dem Vagde angekuͤndiget 
iſt, fo ſall de Vaget dat folvige den verordneten Herrn tho der Heli⸗ 
ſchen Negerung*) antzegen [anzeigen], und ohne derſolvigen erloffniß 
In geborgen goeth nymandes volgen lathen, by eines Erbaren Rades 

raffe. RR 
Niemandt ſal loſe anker odder ſteine up dem Strande oder in dem 
Water laten liggen, kommet dar ſchade van, den ſol he oprichten. 

Ock fal man olde Schepe Schiffe] oder Bothe, de nicht nutte nutz 
lich! werden, foͤren buten de wide [führen außerhalb des Wyks, in 
die hohe See] by ener Marke broke. BER, 

Wer verlaren than ant Landt bringet, de ſal deſolvigen dem Vagde 
owerandtworden by einer goeden vaͤrding [guten Vierdung!. 


*) Der vierte Buͤrgemeiſter in Danzig war zur Zeit des Freiſtga 
zugleich Adminiſtrator (Proconsul) des Landes Helg. x Ben 
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Dat X. Gapitel, 
ER Von dem Spele, 157 
Niemandt fal duͤbbelen“) laten in ſienem Huſe, effte in ſiener egen⸗ 
heit by ii marken, und wer den dobbelt, de fall gewenn enn Mark. 
Alle ſpill umb geldt oder geldeswerth, ſal verbaden ſien; bie vor⸗ 
geſchrewener Broͤke; Und wurden von dem ſpeel ſchlege edder ock dot⸗ 
ſchlag ervolgen, ſo ſal de werdt [Wirth] fiene, broͤke nicht weten“). Ock 
fal nimandt ſyne Kleder oder ſiene ſteuelen [Stiefeln], de em fon Schep⸗ 
per getuget [geliehen] hefft, verdobbelen, und wo ſolkes geſche, ſo mach 
ſien Schepper ſolkes wedder nehmen, ahne rede und ahne recht. 
Dat XI. Capitel. 
x ? Fewr⸗Ordenung. 


Et ſal ein Jolie! Inwahner dieses Landes mit allem flite tho ſp⸗ 
nem führe ſehen, und gode achting hebbenn, up dat et kenen ſchaden 


gewe. RD 
10 So by jemandt füher uthqueme unnd wurde daroͤwer en Huſſ odder 


thwe affgebraken, de ſchade fol dem gantzen Lande angahen, de huyſer 


wedder tho buͤhen. 5 5 
Ock ſollen ſtetes thwe Nabers ene ledder hebben, und ein Ißlick 


Borger thwe emmer. Wer dat nicht hefft, wenn man umbgeith, de ſal 
eine halffe mark gebraken hebben. 
Niemandt fol ther halten in ſienem Hufe, by ener mark bräke. 
Niemant ſol Schmer bernen [brennen] in ſienem Huſe, effte Hawe, 


[Hofe], by verluſt des godes, 5 „ 
Wer et ſake [Ware es Sache], dat von einem Manne fuyr uth⸗ 
queme, und he dat nicht beſchrege [beſchrie, Laͤrm machte], de ſall dem 

Rade gewenn tyen [gehen] Mark. i N 

Dat XII. Capitel. 

* Von Beſtellung der Nachtwacht. 
Et ſal de nachtlicke wacht durch thwe Börger, effte fonften gode 
ehrlicke, flitige, und nuͤchterne perſonen, alle nacht geholden werden. 
Wer aver dartho verordenet, und moetwellich et verfühmen worde, de 

ſoll geſtraffet werden, umb eine gode Mark. 
Dat XIII. Capitel. 
Von den Gaſſen. : 
Niemant fol gaſſen, effte genge bebuen, by iij goden marken, unnd 

nach wedder affbrecken na des Rades erkenntnis. 
Schwiene und enthen, ſollen verbaden ſien; werden ſie geſchlagen, 
man ſall nicht daroͤver richten. „ 2% 


} 
7 


8 * 


) Dobbeln oder doppeln war ein in Preußen verbotenes Gluͤcks⸗ 
ſpiel. Verdobbeln, d. h. verſpielen. 11 5 : 

) So ſoll der Wirth feine Strafe nicht wiſſen, Te ſoll vom Gut: 
finden des Raths abhaͤngen. f 
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Enelke warpe [Niemand werfe! ſiene Viſchhoffde [Fiſchtöpfe) und uns 
notte [Unrath] in deu ſtrandt by j. goden vaͤrding. 

Niemandt ſoll Viſchhoffde effte gelinſſe (Fiſcheingeweide oder Salz⸗ 
laake ?] von dem Heringe laten op de gaſſe effte genge dragen, by einer 
halven marke. Sonder he ſal dat in de Sehe dragen. n 

Alle de Jenigen, de woſte [unbebauete] Steden und garden hebben, 
de ſollen deſolvigen toſchen [zwiſchen] ditte und nechſtkonfftige Michae⸗ 
lis bethuͤnen, und den ſandt unthfaren by tyen goden marken. ' 


/ Dat XIV. Capitel. 
Von Pandinge [Pfaͤndungen!]. 


Kein kopmann ſol enen fiſcher affpanden, wath he em nicht getu⸗ 
get [geliehen] hefft, noch Huß, effte Hoff odder Kleider „Sondern watt 
he er getuget hefft. Et were denn Sake, dat he verfiutich. [flüchtig 21 
würde, 


Dat XV. Eapitel. 
Von verbadenen wehren [Waffen]. 


Et ſall kein rueskompan edder medeknecht lenger meſſer dragen, 
den de mathe [2] vor des Vagdes Hufe thoſecht, by enen goden fer⸗ 
ding. Welck man, heymlicke meſſer droͤge under den Kleyderen, edder 
in den armelen, darmede [damit] ſchaden tho dende, und he darmede 
begreben ergriffen, dem fal mau dat meſſer an dem Kacke durch de 
Hendt ſchlahen. Hyrumb warne einelcke ſien Geſinde, dat ſe ahne Scha⸗ 
den blieven. N 8 

Niemandt ſal fick underſtaen, op dem Lande effte fonften in dem 
wolde mit boſſen [Buͤchſen] effte ſonſten tho ſcheten, by verluſt der bof- 
ſen unnd fieff gode marken. 

Wo ſick twe boͤſe wiwer ſcheldenn, de ſollenn denn Sten umb 
denn Rinck dragen “), oder ſollen dem Rade x Mark gewenn. 


\ Dat XVI. Capitel. 
Von dem Wolde und der Holttinge. 


Et ſal niemandt vermeten lvermeſſen] fien, mit exenn [Herten] effte 
bielenn in den Woldt tho gaen und darſoͤlveſt ſienes gefallens holdt tho 
hauen, und daruth tho nehmen, by der broͤke fieff goder Marken. Da 
averſt lagerholdt verhandene wehre, mach man dat folve mit des Vag⸗ 
des verbewuſt uth dem Wolde halenn. 0 


Et ſal ſick ock niemandt underfahen in dem Wolde mit bosſen, arm⸗ 
borſt, bagen [Bogen], effte anderm geſchotte tho gahen, velweiniger nha 
dem Wilde tho ſchetenn, datſolvige tho Jagen, effte to beledigen, by 
hartter ſtrafe und verluſt der wehre. 


Pr 


Die Strafe, einen Stein (vielleicht das Steingewicht von 22 
oder 33 Pfunden) um den Ring (Marktplatz) zu tragen, iſt jetzt ganz 
unbekannt geworden. 5 


Den 6. November 4621. a, 


Alle de up dem Lande, grotte Hunde effte reddenn [Ruͤden, Bauer⸗ 
hunde] in eren Huͤſern holdenn, de ſollen deſolvigen binnen vertheien 
[vierzehen] tagen by fieff gode Mark broͤke, von dem Lande henwech 
bringen, und nicht in den Wolt jagenn — — . 

Letzlicken ſo wel wy, dat alle unnd Jede vorgeſchrewene Artikel die⸗ 
fer unſer Ordenunge by der bote [Buße] darby uthgeſettet, faſte unnd 
unverbrakenn ſtedes fehlen geholdenn werdenn. N 
Kein Gaſt [Fremder] ſall geneten [genießen] dyſer Freyheit, Son⸗ 
dernn man ſoll en richten mitt Luͤbiſchen Recht. 5 

Hiermede ſollen alle andere olde Wilkoren in krafft dieſer vernye⸗ 
denn [erneuerten] Ordenunge doet [todt] und vann onmachte [ohne Macht 
Kraft] ſyn. Jedoch uns vorbeholdende alle dat Jenne, wat dorch verlopinge 
[Verlauf] der tydt gemeinem Beſten to gode, durch uns edder unſer na⸗ 
komlinge hyrinne moͤge gewandelt, vermehret, effte vermindert werden. 
Geſchehenn unnd gegeven op unſerm Rathuſe. Indt Ihar nha ‚Chrifti 
unſers Herrn gebortt füffteigen hundert Drey und achtichſten, den ſieff 
und thwintichſten Monatstach Octobers. 0 

Der Buͤrger⸗Eidt. [Loſe Beilage auf Papier.] 

Ich N. N. ſchwere, das Ich E. E. Hw. Rhate der Stadt Dantzig, 
meiner hohen Obrigkeit getreie und unterthan, und E. Erf. Rhate dies 
ſes Landes als meiner vorgeſetzten Obrigkeit, gehorſam ſein will. Und 
was ich erfahre, das wider ſolche meine hohe oder vorgeſetzte Obrigkeit, 
und das gemeine Gut iſt, das will ich getreulich offenbaren und melden, 
und mich fo halten, wie einem erlichen getrewen Burger gebuͤret und 
woll anſtehet. So war helfe mir Gott durch fein heiliges Wort ꝛc. 


Der Heiſterneſter⸗Eidt. 5 


Ich N. N. ſchwere, das Ich E. E. hw. Rhate der Stadt Dantzig, 
meiner hohen Obrigkeit getreie und untherthan und E. Erf. Rhate des 
Landes Hela als meiner vorgeſetzten Obrigkeit will gehorſam ſein, die 
grenzen des Landes wil ich in acht haben, und das ſie nicht verruͤcket 
oder uͤberſchritten werden, mit aͤußerſten Fleiß verhüten, und was ich er⸗ 
fahre, das wider meiner hohen oder vorgeſetzten Obrigkeit und das ge⸗ 
meine Gut iſt, das will ich getreulich offenbaren und melden, und mich 
fo halten, wie einem erlichen getreuen Einwohner gebuͤret und woll ans 
ſtehet: So war helfe mir Gott, durch ſein heiliges Wort. 


Buͤrgermeiſterliche Verordnung oder Edict, das Strand⸗ 


nd recht in Hela betreffend ). 


Zu wiſſen ꝛc. daß der Herr und verordneter Verwalter des Landes 


Hoela verabſchiedet hat, daß hinfuͤro in Baͤrgung der geſtrandeten N 


) Ungedruckt. 5 


N Dan 15, May 16534. 


Gütter die vorhin gemachte Ordnung vor wie nach fol gehalten werden 
und daß alle die Einwohnere, ſo darwieder gehandelt, ſollen geſtrafet, 
und die Strafe für diesmal der Obrigkeit daſelbſt bleiben ſoll, und fol 
kuͤnftig keiner von den Buͤrgern daſelbſt vor feinen Kopf ohn des Voigts 
befehling ſich unterſtehen, etwas von geborgenen Gütern vom ſtrande 
aufzunehmen, wegzutragen oder zu führen bei Poͤn 10 guten Mark, bis 
daß der Voigt oder Buͤrgermeiſter mit zwee Rathsleuten durch den Schrei⸗ 
ber daſelbſt alles, was geborgen, am Strande wird inventiret und auf⸗ 
geſchrieben haben. Von allem, was geborgen wird, ſoll dem, der es 
geborgen, ein dritte Part Baͤrgkgeld gegeben werden, gleich wie es 
von Alters her gebraͤuchlich geweſen iſt. Alles Holz von den geſtran⸗ 
deten Schiffen oder Bracken und Bohlen, auch Eiſen (die Anker ausge⸗ 
nommen) ſoll der Kirche gegenſt Ablegung des Baͤrgkgeldes zugeeignet 
ſeyn und bleiben, wie es von Alters her geweſen; welches alſo zu ver⸗ 
ſchreiben gebeten, auch Amts halber nachgegeben worden. Actum Dan⸗ 
tzigk am 6. Novembris Auno 1621. ö 


Ex actis praeconfularibus Spectabilis Domini 
YValent, a Bodek, Praeconf, ac terra Haelen- 
lensis Adminiſtrat. 


] 


. Nr. 6. dee k 
Capitulation, betreffende die mit ablaufendem 1633 
Jahre angefangene Heil. Stiftung des Wittwen-Kaftens 


der Prediger Wittwen in der löblichen Stadt 
Danzig*). 
% 


1 * 0 4 
Juſßrderſ Dankſagen wir alle, fo n'hiefiger Stadt am H. Wort 
Gottes nach Vermoͤgen dienen Gott dem Vater alles Troſtes und aller 
Barmherzigkeit, durch deſſen Vorſehung alle Dinge beſtehen, daß es 
nach ſeiner unſterblichen milden Guͤte, dieſes chriſtlichen Werks ſchuldi⸗ 
ger Liebe und göttlichen Mitleidens durch uns und andere einen gnädi- 
gen Anfang nunmehro machen wollen, mit demuͤthiger Bitte, daß er 
das Gute an uns angefangene, gnaͤdiglich vollziehen, guten Rath und 
allerley bequeme Mittel hiezu ferner verleihen, und nicht allein gutthaͤ⸗ 
tige Herzen erwecken wolle, die mit froͤhligen Augen dem allerhoͤchſten 
Gott zu ehren, nachdem ſeine milde Hand ihnen beſcheret, etwas herge⸗ 
ben; fondern auch, daß er, der ein Vergelter iſt ſiebenfaͤltig Leben und 
Segen an Leib und Seele vergelten, und ihnen wieder ſchenken: denen 
aber ſo es genießen werden, mit dem Geiſte ſeiner Furcht beywohnen 
wolle daß fie mit Gebet und Dankſagung, zu feinen hohen Ehren und 
er + — i 5 . N 


) Bisher noch nicht gedruckt. 


* 
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3 ſeines Nahmens dieſes annehmen und gebrauchen mögen, Amen, 
men. „F 
Ferner haben wir jetzige Perſonen des Ehrwuͤrdigen Ministerü, im 


Namen der H. Hochgelobten Dreyeinigkeit, zu Ehren Gottes und ſtaͤti⸗ 
ger Vermehrung und Erhaltung dieſer H. Stiftung des Prediger Witt⸗ 
wen Kaſtens fur uns und unſere Nachkommen nach Gottes Willen ſtets 
und feſt zu halten benahmet und gut befunden, wie folgt: He 


1) Erſtlich wenn zwar dieſes, daß ein jeder der Perfonen des Mini- 
steril, fo künftig uns folgen werden, woferne die ſeinigen dieſer 
Stiftung faͤhig fein follen, das vierte theil ſeines jährlichen Sa- 
larii beim Antrit feines Amts im erſten Jahre ab und zu vermeh⸗ 


ki rung dieſer Stiftung, doch nur einmal und nicht jährlich beyzulegen 


verbunden ſeyn ſolle, ob er ſchon eine Wittwe eines Predigers 
nehmen wuͤrde, fo es bereits ohne das faͤhig geweſen wäre, 

2) Und dafern es ſich zum Andern zutragen wuͤrde, daß eine oder an⸗ 
dere Perſon des Ministerii zur beſſeren Beſtallung gelangte, es 
ſei bei derſelben, oder einer andern Kirche, dahin fie möchte trans- 
feriret werden, daß dieſelbe Perſon über das vorige erſtmal gege⸗ 
ben, ſo viel hin zuthun ſolle, und muͤße, als die Verbeſſerung im 
vierthen Theile ſich erſtrecke. - 5 9 5 

8) Zum Dritten ſolle die Verwaltung dieſer Stiftung von den Perſo⸗ 
nen des Ministerü geſchehen und dergeſtalt, daß dieſelbe jährlich 
gewiſſe Perſonen verrichten, mit folgender ordentlicher Abwechſe⸗ 

lung, damit ſie alle miteinander von dem Aelteſten an, bis zu 
dem jüngften dazu gelangen mögen, auf was Maße und Weiſe die 
Zahl der Perſonen des Ministerii wird zum fuͤglichſten koͤnnen von 
ihnen eingetheilt werden. 8 

4) Zum Vierten, hat ein Ehrw. Ministerium gut befunden, daß die⸗ 
ſelben Perſonen ihres Mittels, ſo die jährliche Verwaltung haben 
werden, nichts zu mindern oder zu mehren noch mit den Geldern 

zu gebaͤͤhren, dieſelben einzunehmen oder auszuthun für ſich alleine 
keine Macht haben follen, ohne Vorbewuſt und Beliebung des ganz 
zen Ministerii, deßwegen ein Convent fo etwas dergleichen fürfallen 
wurde, Tolle angeftellt werden. Was nun daſelbſt einmuͤthlich, oder 
von den Meiſten würde geſchloßen werden, das ſoll allein für gut, 
thunlich und rathſam geachtet werden. 


5) Zum Fuͤnften, daß alle drei Jahre General- Revision angeſtellet 


ſolle werden, vom ganzen Ministexio alles richtig zu erkundigen wie 
es um den Wittwen⸗Kaſten ſtehe, und beſchaffen ſey, und inſonder⸗ 


heit ob ſich die Haupt⸗Summa um ſo viel gemehret, daß man das 


jährliche Deputat den Wittwen verbeſſern koͤnne, welche Verbeſſe⸗ 
rung vom ganzen Ministerio geſchehen ſoll. Doch allezeit mit dies 
ſer Fuͤrſichtigkeit, daß nicht genau alle Hebungen eingetheilt werden, 
ſondern allezeit ſoviel Ueberſchüße von den Renten, daß aufs We⸗ 
nigſte ein paar Wittwen auf ein Jahr damit können verſorget wer⸗ 
den. Denn leicht über Verhoffen ihrer mehr konnten werden, und 
durchſſdergleichen eingeſpante Austheilung der Hauptſtul angegriffen. 
Welches zum hoͤchſten allewege verhütet fol werden. ö 


6) Zum Sechſten, So ſich dann befinde, daß etwas Geld über das 


* 
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jährliche Deputat aus den Hebungen und Renten übrig ſein möchte, 
daß daſſelbe ad sortem geſchlagen, und der Vorrath daraus ver⸗ 
mehrt werde. | 

7) Unterdeſſen fol zum Siebenten, ale Jahr wenn die gemefene Bey⸗ 
ſitzer abgehen und andere an ihre Stelle succediren, alles richtig 
berechnen und auflegen wie es um den Wittwen⸗Kaſten beſchaffen 

ſey, und ſolches ſoll kuͤrzlich mit Unterſchreibung eines jeden Na⸗ 
mens eigener Hand consigniret in das hiezu angefertigte Recels- 
Buch einverleibet werden. Auch daß alle Jahr die Gollation deſſen 
Einkunft und Ausgabe mit den beiden vorhergehenden Jahren flei⸗ 
ßig geſchehen und angeſchrieben werden möge, ob fie concordiren, 
oder discordiren, obs gemehret oder gemindert worden, und aus 
was Urſachen beydes gefchehen ſey. 

8) Zum Achten, moͤge zwar ein jeder Prediger der guten Gelegenheit 
wahrnehmen, und wo es ihm gut duͤnken wird, dieſer H. Stiftung 
aufnehmen beſten Vermoͤgens nach befoͤrdern. Jedoch damit Be⸗ 
ſcheidenheit und Fuͤrſichtigkeit gebraucht, und dieſe anſehnliche Stif⸗ 
tung nicht verkleinert noch prostituiret werde ſoll ein Jeder verbun⸗ 
den ſeyn, ſolches zufoͤrderſt dem Ehrwuͤrdigen Miuisterio anzuzeigen, 
und ihren Consens deswegen zu fordern, ſonderlich daßſelbe bei 
Sterbensfaͤllen. N a ’ 820 

9) Zum Neunten, ſoll niemand, was und wie viel das ſeyn moͤchte, 
daß einer aus chriſtlicher Wohlmeinung verehret, fuͤr ſeine Perſon 
einzuheben und abzufordern bemaͤchtiget ſeyn, es ſey denn daß ihrer 
zween der jaͤhrlichen Verwalter, oder ſonſt redliche ehrliche Leute, 
um und dabey geweſen die ſolches richtig zeugen Tonnen. Und daß 
die Perſonen fo das Geld abfordern, das Regiſter⸗Buch mit und 
bei ſich haben, darein ein jeder entweder ſelbſt oder auf ſein Ge⸗ 
heiß andere einſchreiben ſollen, was und wie viel damahl einer oder 
der andre Gott zu Ehren geleget und verehret habe⸗ 

10) Zum Zehnten, daß niemand anderer Religion als der Ungeaͤnder⸗ 
ten Augspurgiſchen Conkesllon zugethane etwas in den Wittwen⸗ 
kaſten zuwenden ſolle verſtattet, vielweniger darum begruͤßet werden. 
Ob ſchon dergleichen wiedrigestheils ſich finden moͤchten, die ſich 
hiezu was einzulegen freywillig erbieten thaͤten. Bad ’ 

11) Dann ferner zum Eilften, hat E. E. Ministerium chriftlich noth⸗ 
wendig und gut befunden, daß dieſer H. Stiftung keine andere 
Perſonen des Predigtamts, ob fie ſchon oͤffentlich geduldet wurden, 

flaͤhig ſeyn ſollen, als die der reinen unveraͤnderten Augspurgiſchen 

Conteshon, die man insgemeine zum Unterſcheid Lutheriſch nennet, 
von Herzen zugethan geweſen. Und dafern es kaͤme, daß Gott ver⸗ 
huͤten wolle, daß etliche möchten wiedriger Bekenntniß in ihr Mit⸗ 
tel eingedrungen werden, auch einer oder ander von der Wahrheit 
abtreten wurde, daß alsdenn nicht dieſe, ſondern allein die Angehoͤ⸗ 

rigen derer, fo beſtändig und unverdaͤchtig geblieben, dieſer H. 

Stiftung zu genießen haben ſollen. Dafern es auch geſchehe, daß 
der liebe heilige Gott nimmer zulaſſen wolle, daß alle Perſonen 
des Ministerii ausſetzen, und anderer Lehre beifielen, als wie heu⸗ 
tiges Tages Gottlob alle ſind, daß alsdann aller Vorrath dieſer 
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Stiftung den Spital⸗ Armen heimfallen ſolle und von denſelbigen 
mit allem Fuge und Recht ſolle koͤnnen eingezogen werden. 5 

12) Zum Zwoͤlften, hat Ein E. Ministerium gut befunden um Vermei⸗ 
dung unnöthiger aͤrgerlicher Zweiungen willen und in Anſehen, daß 
dieſelben Wittwen, ſo irgend von den Ihrigen wohl moͤchten gelaf⸗ 
ſen werden leichtlich ihren Frauenſtand zu veraͤndern Gelegenheit er⸗ 
langen koͤnnen und alſo demnach die Nießung dieſer H. Stiftung 
allein bey den Uebelverſorgten und armen Wittwen verbleiben werde, 
daß das jährliche Deputat einfoͤrmig ſey, demnach einer jeden Wittwe 
ſo viel als der andern ungeachtet eine Perſon des Ministerü mehr 
a feines Salarii wegen als die andere geleget, gereicht werden 
olle. i 15 

13) Zum Dreizehnten, dafern irgend wegen großer Unkoſten, oder beſ⸗ 
ſerer Nahrung, oder ſonſt aus andern ehrlichen Urſachen, eine 
Wittwe nach ihres ſeligen Herrn Tode, auſſerhalb der Stadt und 
derſelben territorio ſich wegbegeben mußte oder wollte, ſoll ihr 
freyſtehen, entweder die qvotam ihres Seelg. Herrn, fo er bei Autrit 
des Amts eingelegt, wieder heraus zu heben oder den vsum. kructum 
gedachter Stiftung zu ihren Lebzeiten ſo lange ſie Wittwe bleiben 

wuͤrde, wegen ihres felg. Herrn treuen geleiſteten Dienſte gleich an⸗ 
dern zu behalten. ; 

14) Zum Vierzehnten. Soll dieſes Deputat nicht ehe, als nach einem 
vollen Gnadenjahr, oder nach verfloſſener Jahreszeit gefällig ſeyn. 
So unter derſelbigen Zeit des Gnaden ⸗ Jahres eine Wittwe nach 
Gottes Willen hinſterben würde, ſolle das Beneſicium mit abſter⸗ 
ben. Jedoch ſollte, ſo unmuͤndige Kinder uͤberbleiben, denſelben ſo 
viel wieder zuruͤck gegeben werden, als ihr lieber Vater ſeliger beym 
Antrit des Amts hierzu weyland geleget, dieweil deſſen Ergaͤnzung 
alsbald durch den Succesforem erfolgen thut. Aber keine jaͤhrliche 
Hebung fol auf die Kinder fließen. Durch die unmuͤndige Kinder 

aber wollen wir verſtanden haben, die Maͤgdlein ſo lange ſie un⸗ 
verheurathet ſind. Die Knaben aber bis in das achtzehnte Jahr ih⸗ 
res Alters, wenn ſchon Meberjährige unter ihnen find. 

15) Im Fall es auch geſchehe zum Funfzehnten, daß ein Prediger, 
Wittwer bleibe und ſich nicht wieder verheuraten wollte, ſoll er zwar 
für feine Perſon des Nutzes dieſer Stiftung nicht fähig ſeyn, aber 
doch, ſo er unmuͤndige Kinder verlaſſen wuͤrde, damit man das 
Ihrige nicht praeripire, läßet ein Ehr. W. Ministerium geſchehen und 
ſtehet es fir billig und chriſtlich an, daß ihnen gleich ſowohl als 
den vorigen der Mutter wegen, ihres Vaters eingelegtes Geld, ohne 
ferner Nutzung gelanget werde. Aber außer dem Fall der unmün⸗ 
digen Kinder, ſolle nichts einigen Erben wieder heraus gefolget 
werden. Zn welchem Ende auch das Vermoͤgen der Stiftung auch 
unverſchmälert bleibe und nicht mehr Nutzungen gemacht werden, als 
die Stiftung zu ertragen hat, und die Fundatjon erleidet, wollen 
fie dieſe beyde gedachte Fülle allein der Kinder wegen determiniret 
und ſonſt es ſey, in Almoſen, in Stipendien, Bei⸗ und Zuſteuer, 
gedachte Stiftung auf keinerley Weiſe und Schein, verkehret und 

verwandelt wißen. * . 


o Dien 15. May 1634. 


16) Zum Sechzehnten. Daß hlezu keiner Wittwen mehr, als von 
denſelben Predigern verlaſſen, ſollen gezogen werden, die in hieſi⸗ 
ges Stadf-Ministerium gehoͤret haben, und deſſelben getreue Glie⸗ 
der bis an ihr Ende verbleiben, auch im Leben dafuͤr ſind erkannt 
worden. . 

17) Zum Siebenzehnten, dafern geſchehe, daß Gott verhuͤte, daß eis 
nes Predigers Wittwe eines unziemlichen Lebens ſich befließe, ſo 
ſolle fie hiemit dieſes chriſtlichen Beneheit ſich verluſtig gemacht 
haben. Doch damit allerley Zank und falſcher Hader verhuͤtet 
werde, fol Niemand lis privatim oder im Ministerio von einzelnen 
Perſonen inrentiret werden ſondern dafern vita flagitiosa notoria 
wehre, oder auch ein ganzes Ministerium es dafür hielte oder die⸗ 
ſelbe Perſon notam Levitatis im Amt der Obrigkeit contrahiret 

haͤtte, daß fie den per decisionem convocati ministerii deſſelben be- 
neheii priviret werden moͤge. a f , 

18) Zum Achtzehnten. Wuͤrde auch eine Wittwe nach ihres Herrn 
Tode ſich anderweit in andere Ehe einlaſſen. Daß hiemit das Be- 

1 aufhoͤre, ob ſie ſchon hernach wiederum moͤchte Wittwe wer⸗ 

e a 

19) Zum Neunzehnten. So einer der Prediger von hinnen ſich weg⸗ 
begeben mußte oder wollte, ob ihm alsdenn feine qvotem wieder zu 
nehmen, frey ſtehen ſolle, läßet ein jetziges Ministerium auf der⸗ 
ſelben chriſtliche decision ankommen, die im Ministeris ſolchen ca- 

Sum erleben werden. g 5 

20) Zum Zwanzigſten. Dafern einer des Ministerii allhier ohne Kin⸗ 
der ſtuͤrbe und denſelben Gott mit zeitlichen Gütern geſegnet hätte, 
oder auch eine Wittwe ohne Kinder ſtuͤrbe, die es genoſſen Hätte, 
ſollen dieſelbigen, wenn es dem Ministerio gut duͤnken und rathſam 
ſeyn wuͤrde, um eine freywillige Zulage ſchuldiger Dankbarkeit und 
Gottes Ehren wegen erſuchet werden. 

21) Zum Einundzwanzigſten und letzten, befindet E. Ehrw. Minister 
rium nöthig und gut, wenn irgend ins Kuͤnftige etwas an dieſen 
Artikeln zu andern, oder zu verbeſſern die Nothwendigkeit erhei⸗ 
ſchen thaͤte, daß nicht allein ſolches vom ganzen Ministerio vorge⸗ 
nommen, ſondern auch daſſelbe, wenn und warum es geſchehen ſey 
und geſchehen muͤſſen, richtig in die Recels- Bucher zur Nachrich⸗ 
tung eingezeichnet werde, und die Conhrmation deſſen wofern es der 
importantz von E. Hochweiſen Rath aufs neue darüber geſucht 
werde, damit nicht dieſer capitulation vis et robur als nachmals 
verandert, durch Unachtſamkeit expirire, zu welchem Ende iſt belie⸗ 
bet worden. Daß dieſe Capitulation alle Jahr in öffentlicher Ver⸗ 
ſammlung, wenn die vorigen Curatores abgehen ſolle verleſen wer⸗ 
den. Solche Stuͤcke ſtets und feſt zu halten und davon in keinem 
Wege abzuweichen, verbinden ſich nicht allein dieſe fo jetzo durch 
Gottes Gnade im hieſigen Ministerio leben und dieſer Stiftung ſo 
viel an ihnen einen Anfang gemacht haben, ſondern wollen hiemit 
ihre Nachfolger, wieviel derſelben nach Gottes Willen aufkommen 
werden, nicht weniger verbunden haben denſelbigen ſich gemaß zu 
halten, bey Verluſt des Wittwenrechts, ſo einer gefaͤhrlicher 
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und betruͤglicher Weiſe dieſe Artikel ſich zu brechen, unterſtehen 
wuͤrde. 

Gott dem Herrn zugleich bittend, daß er ſein Reich allhier die⸗ 
ſer Oerter erhalten, und die Fruͤchte des H. Geiſtes Liebe und 
Friede allezeit unter den Lehrern und Zuhörern wolle gruͤnen und 
bliehen laſſen bis an den Tag ſeiner herrlichen Zukunft, da ein je⸗ 
der erndten wird, was er geſaͤet hat. 8 . . 

‚Gott fey gelobet in Ewigkeit Amen, 1% 
Diese Christliche Capitulation hat ein Rath dieser Stadt bey star- 

ker Anzahl in allen Punkten, wie sie hier euthalten, in ihrem Mittel 
erlesen hören: Volgents auch; mit gutem Bedacht gentzlich gebilliget 
und bekräftiget: Vermöge hieran angehängten Siegel. Welches gesche- 
en zu Dauzig, den 15. May im Jahr unfers lieben Herrn Christi: 
Auno 1634, j 18 
Ex mandato Amplissimi Senatus subscripsit 
Johannes Chemnitius Secretarius Civitatis mp, 


Nr. 7. 
Ordnungsſchluß: 


Legata, fo in der Seiten» Linie weiter als auf Brüder und 
Schweſter gehen, ſollen den Zehenden entrichten ?). 


u wiſſen: Demnach aus Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen dieſer Stadt, 
gut befunden worden, daß von den Erbfaͤllen und Legatis, fo in der 
Seiten Linie weiter als auf Schweſter und Brüder gehen, und von welchen 
ſonſten der gewohnliche Zehende der Kaͤmmerey nicht gegeben wird, den 
allgemeinen Huͤlfsgeldern dieſer Stadt bey gegenwärtigen ſchweren Ges 
laͤuften der Zehende entrichtet werden fol: Als hat E. Rath ſolches maͤnnig⸗ 
lichen zur Nachricht hiemit Kund thun wollen; mit dem ernſtlichen Ermah⸗ 
nen, daß Niemand ſich unterſtehen ſoll, dergleichen Erbſchaften zu ver⸗ 
theilen, bis desfalls mit den Herren Aslesforen der Huͤlfsgelder Richtig⸗ 
keit wird getroffen ſeyn. Bei willkührlicher harter Strafe gegen alle 
diejenigen unfehlbar zu exequiren, fo dieſem Edict zuwider handeln wer⸗ 
den. Wornach ſich ein jedweder zu richten, und für Schaden zu huͤten 
wiſſen wird. { 
Publicat: d. 8. Junii 1657, 


Concordare hanc copiam testor. Gedani d. 25. 
(L. S.) August 1829 N 
j } Benj, Ernst Schmidt; Senior et Archivarius, 
) Noch nicht gedruckt. Das Original befindet ſich Fol. 12. des Watt⸗ 
gerichts⸗Edicten⸗Buchs des Raths zu Danzig, die Jahre 1656 bis 
1699 begreifend. N 


\ 
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Nr. 8. 


Wechſel⸗Ordnung der Stadt Danzig aus Schluß ſammt⸗ 
licher Ordnungen publiciret den 8. Martii Anno 1701). 
i A. 


Demnach aus der Erfahrung mehr denn zu viel bekannt, welcher 
Geſtalt zu merklichem Nachtheil der Commercien, in Wechſel⸗Sa⸗ 
chen und was denſelben anhängig, mancherley Unordnungen und Miß⸗ 
brauche, To zu großen Weitlaͤuftigkeiten vielfaͤltig Anlaß gegeben, 
bißhero eingeriſſen, denſelben aber abzuhelfen, und damit for 
hin dergleichen nicht mehr geſchehe, moͤglichſt zu verhuͤten, fo viel 
noͤthiger ſeyn wollen, je mehrere Zerruͤttung der Negotien, von dere 
Flor und Aufnehmen doch dieſer Stadt Wohlfahrt großen Theils 
dependiret, widrigenfalls zu vermuthen: Als hat E. Rath der Noth⸗ 
wendigkeit zu ſeyn erachtet, inſonderheit da man bemerken muͤſſen, da 
oftmahls die bißherige Ermangelung eines in dergleichen Sachen be⸗ 
ſchriebenen Rechtens zum Praetext des upbefugten Verfahrens engage, 
werden wollen, nach dem Exempel anderer fuͤrnehmer Handels⸗Staͤdte, 
eine gewiſſe Wechfel- Ordnung in Schriften abfaſſen, und, damit nie⸗ 
mand ſich kuͤnftig mit der Unwiſſenheit entſchuldigen moͤge, aus Schluß 
ſaͤmmtlicher Ordnungen zu männigliches Nachricht durch den Druck pu- 
bliciren zu laſſen, ſich dabey vorbehaltende, dieſelbe ex communi con- 
clulo zu ändern, zu erklären, zu mindern, zu mehren, oder gar abzu⸗ 
thun, nachdem es der Sachen, Zeiten, und der Handlungen Umſtaͤnde 
und Nothdurft erheiſchen werden. ; 
I 


Wann Wechfel: Briefe geſchloſſen worden, ſoll von dem Remitten- 
ten oder Geber dem Prallanteu oder Zieher bey Ueberlieferung aller 
Wechſelbriefe (es ſeyn ſolche lola, prima, oder wie ſie immer Namen 
haben mögen) die Valuta fo fort und praecife gezahlet werden. Und Da’ 
fern vor Abgang der hächftfolgenden Poſt der Valuta halber noch keine 
Vergnuͤgung geſchehen, ſoll die Bezahlung derſelben ſofort mit parater 
Execution auf Perſon und Guͤter desjenigen, welcher die Zahlung nicht 
gebuͤhrend leiſtet, eingetrieben werden, und dawider dem Schuldner keine 


) Die erſte Originalausgabe dieſer Wechſelordnung iſt zu Danzig 
1701 in Quart gedruckt. Da ſie ſehr ſelten geworden, ſo ließ der Rath 
zu Danzig im Jahre 1810 vom Rathsbuchdrucker Wedel in Danzig ei⸗ 
nen woͤrtlichen Wiederabdruck, gleichfalls in Quart, beſorgen. Außer 
dem iſt fie in Hosbach's Europaͤiſcher Wechſelhandlung, Nuͤrnb. 1757. 
S. 331., in Siegel's Sammlung der Wechſelrechte, Th. I. S. 868.7 

in Bohn's wohlerfahrnem Kaufmann, Th. I. S. 620., und Zim⸗ 
merl's Sammlung der Wechſelgeſetze, Th. 2. S. 269. abgedruckt. Die 
hier beigefügten Declarationen findet man auch in Uh l's Fortſetzung 
a 25 Th. 2. S. 45., Th. 3. S. 67., und in Zimmerl Th. 2, 
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Exception, außer der ohne allen Verzug erweißlichen bereits geſchehenen 
Zahlung zu ſtatten kommen und einzuwenden erlaubet ſehr. 
\ A ’ x 
II. 0 
Es ſoll ein jeder Remittent oder Geber gehalten ſeyn, die empfan⸗ 

gene Wechſelbriefe, es lauten dieſelbe nach Sicht, oder nach dato, bey 
der erſten, oder doch folgenden Poſt, wiewohl ohne Praejuditz, ob die 
Verſendung mit der reitenden Poſt uͤber Cleve, oder mit der fahrenden 
‚über, Hamburg geſchehe, zur Acceptation zu ſenden. Da aber jemand 
hierinnen ſaͤumig ſeyn, und dem Zieher dadurch erweißlicher Schaden zu⸗ 
wachſen wuͤrde, ſo ſoll der Schaden zu des Remittenten Laſt bleiben, 
dafern derſelbe nicht erweißlich machen koͤnnte, daß er den Wechſelbrief 

zu gehoͤriger Zeit zur Acceptation zu bringen durch ſonderliche Zufaͤlle 
ſey verhindert worden. Indeſſen wann die primae zur Acceptation ges 
ſandt ſeyn, mag ſich ein jeder der lecund nach Belieben bedienen, 
doch daß er den Zahlungs Termin nicht verabſaͤume, es ſey der Remit- 
tent ſelbſt, oder der Indoffant, welcher den Brief zuletzt gehandelt. 
Sollte nun nach dem Zahlungs⸗Termin derjenige, fo acceptiret hat und 
zahlen ſoll, fallit werden, fo muß der Verſaͤumer, welcher das Geld auf 
den Verfall⸗Tag, da der Acceptant noch in gutem Stande geweſen, 
nicht gefordert, den Schaden tragen, und hat keinen Regrels an den 
Sieher. { 


III. 


Unordnungen vorzukommen ſollen kuͤnftig alle Wechſelbriefe in dem 
Poſt⸗Tage, an welchem der Wechſel kann verſandt werden, datiret ſeyn, 
und ſoll demnach, ob gleich einige Zeither ein anderes uͤblich geweſen, 
niemand ſich kuͤnftig unterſtehen, einen vor Abgang der heutigen Poſt 
geſchloſſenen Wechſel auf das Datum von voriger Poſt zu ſtellen. 8 


IV. 


Desgleichen wird ein jeder Zieher gehalten ſeyn, von ſeinem Wech⸗ 
Tel demjenigen, auf welchen er gezogen, bei erſterer Poſt noͤthige Avilo 
zu geben, und da er ſolches zu thun unterließe, ſoll der daraus entſtan⸗ 
dene Schaden ihm ſelbſt beygemeſſen und fuͤr ſeine Rechnung bleiben. 
V. Ne 
Anlangende die Praelentir- und Acceptirung der Wechſelbriefe, fo 
bedarf ein eigener Wechſelbrief, es ſey derſelbe noch in der erſten Hand, 
oder an andere transportiret, keiner beſondern Praefentation, noch Ac- 
Lepftation, fondern der Schuldener iſt denſelben, auch nach der Verfall⸗ 
Zeit, zu zahlen verbunden, oder er muß in Entſtehung deſſen gewaͤrtig 
ſeyn, daß nach Wechſel⸗Recht wider ihn verfahren werde: wie denn 
auch, da der Schuldner ſelbſt verſtorben waͤre, deſſen eigener Wechſel⸗ 
brief, feinen Erben gleichergeſtalt abſonderlich zur Acoeptation nicht darf 
Praefentiret werden, ſondern die Erben find bey Vermeidung ſchleuniger 
Execution, nach Wechſel⸗Recht, die Zahlung zu leiſten verpflichtet. 


30⁴ f Den 8. März 1701. 
* NE 


Indeſſen ſtehet in des Debitoris Belieben, wann der Bahlungs-Ter- 


min verlaufen und das Geld nicht abgefordert iſt, ob er das Geld ge⸗ 
richtlich deponiren, oder ſelbſt laͤnger vewahren wolle. 5 
ya VII. 5 


Wann aber ein Wechſel⸗Brief mit Protelt zurüͤcke kommt, ſo iſt 


der Einhaber gehalten, ſich bald mit demſelben bey dem Zieher zu mel⸗ 


den, und da dieſer abweſend wäre, muß er feiner Frauen, Kindern, 


oder andern Hausgenoſſen und Bedienten von dem, was er mit dem Zie⸗ 
her ſelbſt reden will, Nachricht geben; Widrigenfalls, da hierinnen et⸗ 
was verſaͤumet würde, ſoll er den daraus entſtandenen Schaden ſelbſt 
tragen, oder vergnuͤgen, und keinen Regrels auf den Zieher haben. 

IIX. 


Der Zieher aber iſt auf erhaltene Nachricht und Einlieferung des 
Proteſtes ſchuldig, dem Geber ſchleunige und ihm anſtaͤndige Verſiche⸗ 
rung wegen Capitals, Lagio, Unkoſten, und vermuthlicher Schaden mit 
gnugſamer ſidejullorilcher Caution oder Einſetzung eines vergnuͤglichen 
Unterpfandes zu leiſten, daß ſein proteſtirter Wechſelbrief auf den Ver⸗ 
fall⸗Tag entweder ſonſt, oder von ihm ſelber, mit Wechſel, Ruͤckwech⸗ 
fel, Provißon, und Unkoſten, richtig werde eingelöfet und bezahlet wer⸗ 
den; Es wäre dann, daß fie den geſchloſſenen Wechſel annullirten, und 
der Zieher mit Zuruͤckgebung des vom Geber empfangenen Geldes ne⸗ 
benſt Lagio, Interefle, und allen Unkoſten denſelben callirte. Und die⸗ 
ſes hat auch ſtatt, und bleibet der Zieher dem Geber zur Caution ver⸗ 
bunden, wann gleich der Wechſel acceptiret worden, deſſen aber Nach⸗ 
richt kame, daß der Acceptant vor der Verfall⸗Zeit falliret hätte, und 
desfalls protelliret ware, 

f 5 


Da aber der Bezogene wegen noch ermangelnden Avilo, oder aus 


anderen Urſachen, Bedenken truͤge, die Auseptation fo fort ablolute zu 
leiſten, und den Einhaber erſuchete, mit dem Proteſt bis zu nächfter 
Poſt einzuhalten, unter Verſprechen, daß er innerhalb ſolcher Zeit ſich 
erklären wuͤrde, ob er den Wechſelbrief acceptiren,. oder mit Proteſt 


zuruͤckgehen laſſen wollte „ſo ſtehet zwar dem Einhaber frey, ohn ſein 
Praejuditz, bis dahin zu warten, Er tft aber ſolches zu thun keineswegs 
verbunden. Indeſſen da vor der naͤchſten Poſt die Acceptation nicht 


wuͤrklich erfolgete, iſt er ſchuldig zu proteſtiren, und das Proteſt mit 
ſelber erſten abgehenden Poſt zu überfenden, ſonſten es zu feiner Gefahr 
ſtehen, und er demjenigen, der ihm den Wechſelbrief geſandt hat, vor 
die Bezahlung zu haften ſchuldig ſeyn ſoll. 


X. 5 
Wer einen Wechſelbrief acceptiren will, derſelbe iſt gehalten, die 
Acceptation pure und ſchlechterdinges, ohne einziges Bedinge oder Reler- 
vat zu leiſten, und fol ſothane Acceptation von dem, der acceptiret, 
es mag auch der Wechſel auf ſo kurze Sicht lauten, als er will, mit ſei⸗ 
ner eigenhaͤndigen Schrift, Beyfuͤgung des Namens, und Zunamens, wie 
auch der Zeit, auf den Wechſelbrief noriret werden. Daferne auch des 


\ 
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Bezogenen Gevollmächtigte Diener die Accoptation verrichten würden. 
muͤſſen dieſelbe ſo wohl ihrer Principalen, als ihre eigene Tauf⸗ und 
Zunamen, auch die Zeit der Acceptation, mit eigener Hand dem Wech⸗ 
ſelbriefe beyſetzen; Anderer Geſtalt iſt der Einhaber die Acception anzu⸗ 


nehmen nicht verbunden, ſondern kann davon, als wäre die Acceptation 


gaͤnzlich verweigert worden, proteſtiren. 
i XI. 

Wann einem ein Wechſelbrief praelentiret wird, und er denſelben 
nicht acceptiren will, fo mag ein Dritter zur Ehren und in regard des 
Ziehers oder Indollanten denſelben wohl acceptiren, Es iſt aber ein ſol⸗ 
cher Dritter Acceptant ſchuldig, vor dem Notario, welcher im Namen 
des Einhabers gegen den Bezogenen die Proteltation wegen nicht geſche⸗ 
hener Acceptirung verrichtet, ſelbſt in Perſon ſich zu erklären, daß er 
den Wechſel zur Ehren des Siehers oder Iudollanten aöceptire, danebenſt 
die Acceptation gebührend auch mit Beyfuͤgung des Ziehers oder Indol- 
Kanten Namens, welchem zu Ehren er den Wechſel acceptiret, auf den 
Wechſelbrief zu ſchreiben. Der Notarius aber muß gleichfalls die Ac 
ceptation zu Ehren, wie fie von dem Acceptanten declariret worden, 
dem Proteſt beyfuͤgen, und dem Einhaber extradiren, da dann derjenige, 
welcher, wie erwaͤhnet, mit der Beyſchrift: par honneur de lettre: einen 
Wechſelbrief acceptiret, ſolcher Acceptation wegen ein vollkommener De- 
bitor wird, und die Zahlung zu leiſten ſchuldig bleibet, dawider auch 
mit der Exception, daß er nur par honneur acceptiret habe, ſich keines 
weges ſchuͤtzen mag. Jedoch ſtehet es in des Einhabers Belieben, ob 
er den Dritten, welcher zur Ehren des Ziehers, oder Indollanten zur Ac- 
ceptation ſich offeriret, annehmen wolle, oder nicht, und ſoll kein No- 


tarius befuget ſeyn, wann ein Dritter der Acceptation halber ſich bey 


ihm angiebt, ſothane Declaration ohne des Einhabers Vorbewuſt und 
Einwilligung anzunehmen und zu notiren. 
5 e 
Wann nun nach geſchehener und angenommener Acceptation des 
Tertii der Bezogene ſich gleich vor dem Verfall⸗Tage erklärete, den pro- 
teſtirten Wechſelbrief anzunehmen und zu bezahlen, ſo iſt dennoch der 
erſte Acceptant nicht ſchuldig abzuſtehen, es wäre denn, daß er es gut⸗ 
willig thäte, oder feine angewandte Unkoſten, nebſt 4 prod. Proyilion 
von dem Bezogenen bekaͤme. 1 
N III. 


So wie aber die Dritte Perſon in Kraft der geſchehenen Accepta- 
tion ſich verbündig macht, auf den Verfall = Tag die Bezahlung des 
Wechſelbriefes, nebſt den angewandten Unkoſten zu leiſten: Alſo hat fie 

auch billig nach erfolgter Zahlung der dem Inhaber des Wechſels com 
petirender Rechte und Anſpruͤche zu genießen, und kann alſo von dem 
Zieher, oder dem ſonſt zu gefallen der Wechſelbrief konoriret worden 
die Bezahlung des Capitals, ſamt Unkoſten und Proyilion wieder ſuchen. 
Da indeſſen ſichs zutrüge, daß der Zieher, und derjenige, dem zu Eh: 
ten der Vechſelbrief acceptiret und bezahlet worden, vor oder nach dem 
Verfall⸗Tage infolvent würden, und der Tertius ſich alſo bey des 
nenſelben der geleiſteten Zahlung wegen nicht erholen koͤunte, ſo hat er 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bh. III. 20 
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wider die andern Interellenten keine Action, ſondern muß den Schaden 
tragen. 
- XIV. 


Wann Wechſelbriefe wegen verweigerter Acceptation proteltiret 
werden, und entweder ſich, laut dem vorhergehenden XI. Articul, keine 
dritte Perſon findet, welche dem Zieher oder Indollanten zu Ehren ao- 
ceptiren wollte, oder aber eine ſolche dritte Perſon anzunehmen der 
Einhaber ſich weigerte, fo iſt der Einhaber gehalten, den Wechſel und 
Proteſt mit erſter Poſt zuruͤck zu ſenden, damit von dem Zieher die 
Valuta, nebeuſt Ruͤckwechſel, Proteſt, Proviſion, Porto, und allen an⸗ 
dern Unkoſten und Schaͤden wieder gefordert werden koͤnne. 


XV. 


Wann Wechſelbriefe auf Auswärtige lauten, welche nicht an dem 
Orte wohnen, woſelbſt die Zahlung nach Inhalt des Wechſels geſchehen 
fol, fo iſt noͤthig, daß der Einhaber fie ohne Verſaͤumniß zur Acceptation 
uͤberſende, da denn bey der Acceptation der Acceptant ſchuldig iſt zu 
notiren, bey wem ſich der Einhaber auf Verfallzeit anzugeben habe. 
Wann nun die Bezahlung nicht erfolget, ſo mag der Einhaber gegen 
den abweſenden Acceptanten nicht geſchehener Zahlung halber protelti⸗ 
ren, und Proteſt und Briefe zuruck ſenden, weil der Acceptant gehal⸗ 
ten, gebührende Zahlung zu verſchaffen, und der Einhaber nicht ver⸗ 
bunden iſt, die Gelder weiter als auf dem Bezahl⸗ Platz zu ſuchen. Da 
aber der Einhaber niemanden zu Einziehung des Geldes beſtellen würde, 
fol derjenige, fo die Zahlung zu leiſten hat, zur Verfallzeit das 
Geld ohne vorhergehende Citation an den, fo es empfangen fol, judi- 
cialiter zit deponiren, daſelbſt zu verſiegeln, und alſo allda zu laſſen 
befuget ſeyn. Wie denn auch, wenn von dem Acceptanten begehret 
würde, die Zahlung an einen andern Ort zu ſchicken, ſolches zu thun 
der Acceptant ohne Abzug der Provifion nicht ſchuldig iſt; Jedoch, da er 
gutwillig auf Gefahr deſſen, ſo das Geld empfangen ſoll, und die 
. Meberfendung verlanget, ihm damit willfahren wollte, bleibet es ih 

unverwehret. 
5 XVI. 

Wer einen Wechſelbrief acceptiret, der wird dadurch Debitor oder 
Selbſt⸗Schuldner, und iſt gehalten, es ſey gleich die Valuta bezahlet 
und vergütet, oder nicht, denſelben zu gehoͤriger Zeit nicht durch All 
guationes und Ueberweiſe, es wäre dann, daß ſelbige gutwillig angenom⸗ 
men würden (auf welchen Fall dennoch dem Einhaber fein Wechſel⸗Recht 
fo lange in integro bleiben wird, bis daß die Zahlung vom Alfignata- 
rio wuͤrklich erfolget) ſondern allein per Calla, ohne einigen Ausſtell, 
zu bezahlen, dergeſtalt, daß er mit keiner dawider einzuwendenden Excep- 
tion, weder Compenlätionis, oder fo genannten Rescontres, was auch vor 
Praetenfiones und Forderungen der Geber, Steher, Einhaber, Indoflant 
oder Acceptant, einer gegen den andern haben möchte, noch irgeiner an⸗ 
dern, wie fie Namen haben mögen, außer der, jedoch ohne allen Ver⸗ 
zug oder einige Friſt, erweißlichen wuͤrklich geſchehenen Zahlung, ge⸗ 
hoͤret werden ſoll. N 
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XVII. 


Alle und jede Wechſelbriefe, ſollen mit keiner kleinen Münze, als 
Dreygroſchen oder Dreypoͤlcken, fondern allein mit Sechs- und Achtzehn⸗ 
groͤſchern gezahlet werden. Da aber der Wechſelbrief auf Ereutz⸗ und 
dergleichen Natur Thaler, oder espresfe auf Banco Thaler lautete, fo 
dann iſt diezahlung mit den in dem Wechſel Tpecificirten Sorten zu leiſten, 
und ſoll niemand auf hundert Thaler mehr dann 10 Thaler an 3. anzu- 
nehmen gehalten ſeyn. Uebrigens, weil auch bishero viele Wechſelbriefe, 
auf Species Reichs⸗Thaler lautende, aus Pohlen anhero gekommen, 
und noch kuͤnftig mehrere kommen duͤrften, als werden dieſelben nur von 
Ereutz⸗ und dergleichen Thaler, nicht aber von Banco Thaler zu ver⸗ 


ſtehen ſeyn. Deßgleichen dann auch, wann in Leipziger, Breslauer und 


dergleichen Wechſel⸗Briefen Thaler genannt werden, und nicht ausdruͤck⸗ 
lich Creutz⸗ oder Banco Thaler man (pecificiret findet, alsdann ein je⸗ 
der Thaler nicht Höher, dann 3 Gulden oder 90 gr. hieſigen gangbaren 
Geldes darf gerechnet und gezahlet werden. 


XVIII. 


Daſern der Wechſelbrief auf den Verfall: Tag zu Inſtändigkeit des 
Einhabers nicht bezahlet wuͤrde, ſo ſtehet dem Einhaber frey, ohne ſein 


Nachtheil mit dem Proteſt bis auf den zehnten Tag nach dem Verfall⸗ 


Tage, die Sonn⸗ und Feſt⸗Tage mit gerechnet, einzuhalten. Wenn aber 
vor Ablauf ſolcher Zeit er die Zahlung noch nicht erhalten haͤtte, iſt er 
ſchuldig, den zehnten Tag zu proteltiren, es wäre denn, daß dieſer auf eis 
nen Sonntag oder hohen Feſttag einfiel, in welchem Fall die Proteſta- 
tion den neunten Tag zu bewerkſtelligen. Wobey denn ein jeder ſich zu 
beſcheiden haben wird, daß mit dieſen Relpect- oder Diloretions Tagen 
es gar nicht dahin zu verſtehen, daß man die Zahlung der Wechſel⸗ 
Briefe nach eigenem Belieben über den Verfall⸗Tag fo lange protrahi- 
rem und verziehen möge, ſondern gute und richtige Zahler ſollen und 
wide zu der Verfall⸗Zeit unverzögliche Zahlung zu leiſten ſich nicht 
weigern, noch diesfalls mit denen Respect Tagen einen Mißbrauch ein⸗ 

zuführen gemeinet ſeyn. . 

XIX. 

Es wird aber die Verfallzeit, was die Wechſelbriefe, fo & ulo zu 
zahlen lauten, anbetrift, auf den vierzehnten Tag nach geſchehner Accep-. 
tation, den Tag, da die Acceptation ergangen, nicht mit gezaͤhlet, die 
Sonn = und Feſt⸗Tage aber mit eingeſchloſſen, gerechnet, die Wechſel⸗ 
briefe aber, welche auf einen gewiſſen beſtimmten Tag zu zahlen lauten, 
find auf den nächftfolgenden Tag vor verfallen zu achten, und fangen ſich 
alsdann die Dileretions — Tage an. Da auch die Wechſelbriefe à dato, 
oder nach dato, zu zahlen geſtellet waͤren, ſo wird die Verfallzeit vom 
naͤchſtfolgenden Tage des dati gezehlet. : 


- + SSR 


Uebrigens, wann die Wechſelbriefe a vilta, oder auf Sicht zu zah⸗ 
len geſtellet ſeyn, ſo ſollen ſelbige die Kraft haben, daß ſie innerhalb 
D 20* 
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24 Stunden nach geſchehener Praelentation, welche auch an Sonn- und 
Feſt⸗Tagen geſchehen kann, bezahlet werden müfjen, die aber, ſo auf 
etliche Tage, doch unter 14 Tage, Sicht lauten, werden nach dem 
Verfall⸗Tag 3 Reſpect⸗Tage zu genießen haben indeſſen ſollen, andere 
Wechſelbriefe, welche & ulo und auf längere Sicht geſtellet ſeyn, ihre 
Relpect Tage nach dem XVIII. Artic, behalten. 


XXI. 


Wenn aber die Wechſelbriefe, ſo auf eine beſtimmte Zeit zu zahlen 
lauten, alsdenn allererſt praelentiret wuͤrden, wann nicht allein die darin 
enthaltene Zeit, ſondern auch ein Theil der Dilcretions- Sage, verlaufen, 
fo ſollen die Dileretions-Tage von dem zur Zahlung benanntem Tage 
gerechnet werden, und ſoll ſich der Acceptant allein der noch uͤbrigen 
Diferetions Cage zu bedienen haben. Da auch die voͤllige Dileretions- 
Tage bereits verfloſſen, alsdenn muß die Bezahlung innerhalb 24 Stun⸗ 
den geleiſtet werden. So aber dem Einhaber oder Verſender des Wech⸗ 
ſelbriefes einige Schuld oder Mora wegen des durch den zu lang ausge⸗ 
bliebenen Wechſel entſtandenen Schadens, dargethan werden könnte, ſoll 
er allerdings dafuͤr haften, und der Zieher von allem deßfalls auf ihn 
zumachenden Anſpruche befreyet ſeyn. : 
1 XXII. 

Wie denn auch, da der Einhaber auf Verfallzeit von dem Accep- 
tanten das Geld nicht forderte, und inzwiſchen eine Veranderung in der 
Muͤnze erfolgete, in dieſem Fall der Debitor keine andere Sorten zu zah⸗ 
len gehalten ſeyn wird, als diejenigen, ſo bey der Verfallzeit gaͤnge und 
gaͤbig geweſen, der Briefes⸗Einhaber auch die Muͤnze in vollen Werth, 
wie ſelbige zur Verfall = Zeit gegolten, anzunehmen verbunden bleiben. 
Imgleichen, wann dem Praelentanten durch den Verzug der Abholun 
ſonſt ein Schaden entjtünde, fo iſt der Acceptant oder Debitor davor z 
ſtehen, oder denſelben uͤber ſich gehen zu laſſen nicht gehalten, angehen 
er mit der Zahlung bereit geweſen, und der Inhaber ſich hätte melden ſollen. 

XXIII. Be f 

Wann ein Acceptant zur Verfallzeit nur ein Theil der im Wechſel⸗ 
brief enthaltenen Summe zahlen wuͤrde, ſo ſtehet dem Einhaber zwar 
frey die offerirte Summe anzunehmen: Er iſt aber des Ruͤckſtandes hal⸗ 
ben gebührend mit der Proteſtation zu verfahren ſchuldig, und bleibet 
deſſelbenwegen an den Zieher und Iudollirern ſich zu erholen berechtiget. 


XXIV. \ 

So iſt auch kein Acceptant befugt, einen Wechſel⸗Brief vor der 
rechten Verfallzeit an den Praefentanten oder Einhaber zu bezahlen, wenn 
es auch gleich ein prima von ihm acceptirter Wechſelbrief wäre, und er 
ſich der Zeit halber in Decurtirung oder Interesse einen Vortheil machen 
koͤnnte; Widrigenfalls, da es ſich zutruͤge, daß derſelbe, an welchen die 
Zahlung vor der Zeit geſchehen, immittelſt kalirte, fo bleibet ſothane 
Zahlung zum Nachtheil und Gefahr deſſelben, der den Wechſelbrief vor 
der Zeit gezahlet hat. Eigene Wechſelbriefe aber mag ein jeder bezah⸗ 
len nach Belieben, und wann er will. f a f 


. 
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XXV. 


Wann aber ein Geber einen geſchloſſenen Wechſelbrief an einen ge⸗ 
wiſſen Mann zu bezahlen ftellen laſſen, denſelben auch, um die Accep- 
tation zu procuriren, verſandt Hätte, und die Acceptation wirklich ge⸗ 
ſchehen wäre, fo mag derſelbe Geber, als Herr des Wechſelbriefes, nichts 
deſto minder die Zahlung vor dem Verfall⸗Tag widerrufen, und ſolche 
an einen andern vergnuͤgen laſſen. Dergleichen Macht denn auch der 
letztere Indollant eines Wechſelbriefes hat, daferne die Zahlung nur lim 
bliciter und ſchlechterdinges an eine benannte Perſon, und nicht an Or- 
dre, in dem Indoffement geſtellet iſt. Da aber der Einhaber eines 
Wechſelbriefes einiges Eigenthum daran hätte, oder dem Acceptauten 
durch des Gebers oder Indollanten Briefe darthun würde, daß er die im 
Wechſelbriefe enthaltene Gelder zu ſeinem ſelbſt eigenem Nutzen haͤtte 
zu empfangen, und alſo kein ſchlechter Mandatarius oder Befehlhaber 
des Senders des Wechſelbriefes wäre, fo iſt der Acceptant gehalten den 
Werth an ihn zu vergnuͤgen, und hat ſich an den geſchehenen Wieder⸗ 
ruf nicht zu kehren. a f 


e 

Wann auch jemand für feine Rechnung an feinen Correlpondenten 
Geld remittiret, daſſelbe zu emploiren, oder contra zu remittiren, und 
der Wechſel an den Correlpondenten directé, und nicht an feine Ordre, 
zu zahlen lautet, es ſich aber zutraget, daß der Correlpondent vor dem 
Verfall⸗Tage des Wechſels kallit wird, und den Zieher nicht vergnuͤget, 
alsdann ſtehet in des Remittenten Macht und Willen bey dem Acce- 
Ptanten die Zahlung zu widerrufen, und daß dieſelbe an einen andern ges 
ſchehe, zu ordonniren. f 


XXVII. 


Obwohl zu wuͤnſchen waͤre, daß, wie einiger anderer Oerter, alſo 
auch hier, die vielfältige Indollirung der Wechſelbriefe, als aus welcher 
mehrentheils Verwirrungen und Weitlaͤuftigkeiten zu entſtehen pflegen, 
gänzlich abgeſtellet werden koͤnnte, fo will ſich dennoch, da fie bereits in ſtar⸗ 
ken Brauch kommen, es nicht fuͤglich thun laſſen. Wannenhero denn 
es zwar dabey vor dieſe Zeit verbleiben wird, jedennoch follen die In- 
dollementen in blanco hiemit ganzlich abgeſchaffet feyn, und hingegenſt 
vollig ausgeſchrieben werden, mit ausdrücklicher Benennung deſſen, an 
wen zu bezahlen, wer den Werth dafuͤr erleget, auch Expriminung der 
Zeit und Ortes, worinnen die Contrahenten daruber ſich geeiniget: , In 
Ermangelung deſſen iſt der Acceptant die Zahlung zu leiſten nicht ſchul⸗ 
dig, ſondern mag die Gelder zur Verfallzeit gerichtlich deponiren, bis 
zu erfolgtem rechtmaͤßigem Indollement, oder anderer gnugſamen Legi⸗ 
timation, es wäre dann, daß der Einhaber des Briefes vergnügliche 
Caution leiſtete, und dadurch den Acceptanten für alle Nachmahnung 
ſicherte, in welchem Fall die Gelder dem Juhaber abgefolget werden 
moͤgen. er 
XXVIII. 


Wann nun ein Wechſelbrief nach erfolgter Acceptation zur Verfall⸗ 
zeit nicht bezahlet, und gebührend proteftiret worden, ſo hat der Inha⸗ 
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ber und Creditor zuförderſt feinen Regrels an den letzten Indolfrer, von 


welchem der Wechfelbrief ihm zukommen, zu nehmen, und wann er von 


demfelben keine Befriedigung erlanget, alsdann ſoll er an den näͤchſt 


vorhergehenden, wofern derſelbe gutes Credits und zahlbar iſt, und alſo 
weiter, dafern keine andere exprelle Ordre deßfalls eingelaufen, bis zum 


Ausgeber des Wechſels zuruͤcke gehen, und die Bezahlung des Haupt⸗ 


Stuhls, Interelle, und Schadens nach Wechſel⸗Lauf, wie derſelbe zurück 
gehet, ſuchen, und im Mangel guͤtlicher Vergnuͤgung auf ihn, ſeine 
Bürgen, und Unterpfand executive, jedoch mit Cedirung des auf den 
Acceptanten habenden Rechts, verfahren. y 


XXIX. 


Da aber jemand denjenigen, fo acceptiret, und doch nicht bezahlet, 
zuerſt halten wollte, ſo iſt ihm ſolches zu thun unverwehret, und blei⸗ 
ben ſo dann alle andere Iaterellenten; fo wohl der Zieher, oder Ausge⸗ 
ber, als ein jeglicher Indollirer, nichtes deſtoweniger bis zur endlichen 
Richtigkeit in loſidum verhaftet: Doch ſtehet dem Creditori wieder frey, 
von dem Acceptanten abzulaſſen, und den letzten Indollirer in Anſpruch 
zu nehmen, auch anderweit zuruck an den Acceptanten zu gehen, und 


ſich alſo der in ſolchen Faͤllen ſonſt zulaͤßigen Variation gebührend zu 


gebrauchen, bis er wegen Capitals, Interelle, Schaden, und Unkoſten 
vollkoͤmmlich vergnuͤget. s i 


XXX. 


Sollte auch einer unter den Interellenten mit dem Einhaber des 
Wechſelbriefes accordiret haben, ihn mit einem Theil zu vergnuͤgen, ſo 
dann ſollen alle andere Interellenten ſolches Accords wegen auf denjeni⸗ 
gen, welcher accordiret hat, keinen Regrels mehr haben; Der Einhaber 
aber kann feinen Reſt fordernn und ſuchen von einem oder dem andern, 
es ſey mit Recht, oder Accord, bis er feine volle Bezahlung erlanget. 


8 r 


Gleicherweiſe, wann der Zieher, Acceptant, und Indoſlant zuſam⸗ 
men, oder einer unter ihnen, kalliren ſollte, fo mag der Einhaber feine 
Zahlung ſuchen bey wem es ihm beliebet, und von einem oder andern ſo 
viel empfangen, als er bekommen kann, bis er die Vergnügung des 
Wechſelbrifes mit Unkoſten und Widerwechſel vollkommen erhalten. 

8 XXXII. 

Damit aber aller ungebührlicher Wucher vermieden werde, ſo ſoll 
kein Debitor ſchuldig ſeyn, einiges Interelle, Lagio, und Cours des 
Ruͤckwechſels zu erlegen, wo nicht gnugſam erwieſen, daß an dem Ort, 
wohin der Brief tralfiret geweſen, der Creditor wegen zuruͤckgebliebener 
Zahlung anderweit Geld auf Wechſel nehmen muͤſſen, und wirklich ge⸗ 
nommen, ſondern in Ermangelung ſolcher Beſcheinigung ſoll allein der 
rechte Wechſel, und was der letztere Einhaber an Unkoſten, Briefe⸗ 


* 


Forto, Proteſt-Gebuͤhr und 4 pro Cento Provifion aufgewendet, gut 


gethan, und ſolches alles gerechnet werden nach dem Cours, in welchem 
der Einhaber den erſten Poſt⸗Tag nach der Verfallzeit auf den Zieher 
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hat retraffiren konnen. Wie denn auch der Tralſirer nicht vor alle Orte, 
dahin ſein Brief verhandelt worden, ſondern nur allein vor den Ort, 


dahin er denfelben zu bezahlen remittiret, den Wiederwechſel gut zu ma- 


chen verbunden. 
XXXIII. 


Bey eräugneten Fallimenten und daraus entſtandenen Concurfibus 
ſollen die Wechſelbriefe zwar für andere Waaren, Schulden und Obli- 
gationes, die Preferenz haben, keines weges aber vor gerichtliche und 
fpeciale Hypothequen, imgleichen für privilegirter und unmuͤndiger Kin⸗ 
der Geldern, es wäre dann das empfangene Wechſelgeld in Individuo 
bey dem Falliten annoch verhanden, in welchem Fall es den Vorzug vor 
allen andern Schulden haben wuͤrde. 5 ; 


XXXIV. a 7 


Da auch jemand Waaren von einem andern zu verkaufen oder zu 
verwahren in Commilfion empfangen, und von denſelben hingegen mit 
Wechſel bezogen worden, ſoll derfelbe billig auch aus den Waaren ſich 
bezahlt zu machen berechtiget ſeyn, und demnach dabey Fallimenten oder 


ſonſten, die Waaren mit Arreft oder Verbot beleget oder mit Hypothe- 


quen beſchweret wären, mehr nicht, als was nach feiner. Befriedigung 


uͤbrig bleibet, heraus zu geben ſchuldig, was aber ſeine Anforderung 


betrift, für allen andern Creditoren, wie fie auch privilegüret ſeyn 
möchten, feinen Regrels daran zu behalten befuget ſeyn. 


XXXV. 


Uebrigens ſollen bey denen Pallimenten Ausländiſche ſo wohl, als 
Einheimiſche, in Concurfum admittiret werden, und gleich den Hieſigen 
ihr Ratum bekommen, es ſey dann, daß an andern Orten mit den Hie⸗ 


ſigen es anders gehalten würde. Auf welchen Fall Jure talionis mit 


ſolchen Ausländifchen eine Gleichheit observiret, und keiner zugelaſſen 
werden, noch participiren ſoll, er beweiſe denn nebenſt feiner Anforde 
rung auch dieſes mit beglaubtem Schein ſeiner Obrigkeit, daß mit den 
hieſigen derer Orten eine Paritaet gehalten worden. 


XXXVI. 


Weil ſichs auch zutragen kann, daß zuweilen die bezahlten Wech⸗ 
ſelbriefe nicht alſofort von denen, ſo das Geld gezogen, abgefordert, 
oder verleget werden, als ſollen alle Wechſelbriefe, fo auf einen tral⸗ 
bret worden, nach Verflieſſung vier Wochen nach der Verfall⸗Zeit vor 
bezahlt gehalten werden, ungeachtet dieſelben in der Zeit nicht abgefor⸗ 
dert worden, ausgenommen die eigene Wechſelbriefe, ſo einer auf ſich 
ſelbſt ausgegeben, welche in Jahr und Tag von der Verfallzeit an, es 


ſey proteſtiret oder nicht, produciret, und die Ausgeber zur Zahlung 


angehalten werden koͤnnen. Da aber die Production in währender Jah⸗ 
res⸗Friſt nicht geſchehe, und der Creditor feine Klage wider den Debi⸗ 
torem in ſolcher Zeit nicht anſtellete, 0 iſt dergleichen eigener Wechſel⸗ 
brief hernach gänzlich erloſchen, und der Debitor dem Creditori daraus 
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etwas zu bezahlen nicht ſchuldig, es wäre dann, daß der Creditor vor 
Ablauf Jahr und Tages mit Tode abginge, alsdann deſſen Erben über 
das erſte, noch ein ganzes Jahr und Tag, zur Production Friſt haben, 
und der Wechſelbrief guͤltig ſeyn ſoll. 5 


XXNVII. 


Wann auch ein acceptirter Wechſelbrief verloren worden, und der 
Debitor der Schuld geſtaͤndig iſt, ſo ſoll wider denſelben zwar ebenfalls 
nach Wechſel⸗Recht verfahren, derjenige aber, ſo das Geld zu empfan⸗ 
gen hat, zuvor gnugſame Caution zu leiſten, daß er auf ſeine Unkoſten 
den Debitor gegen Maͤnniglichen dieſes gehobenen Geldes wegen vertre⸗ 
ten wolle, angehalten werden. 


N XXXVIII. 


Und dieſes vorgeſchriebene Wechſel⸗Recht ſoll nicht allein unter den 
Kauf⸗ und Handels⸗Leuten, ſondern auch unter allen denjenigen ſtatt 
haben, ſo die Wechſelbriefe von ſich ſtellen, und ſich derſelben, es ſey 

‚ unter was praetext es wolle, bedienen, fie mögen ſeyn, von was Con- 
dition und Stande ſie wollen. Wie denn auch ſo wohl ledige, als ver⸗ 
ehlichte Frauens⸗Perſonen demſelben unterworfen ſeyn ſollen, wenn ſie 
entweder ihre eigene, und zwar, ſo viel die Ehe⸗Frauen betrift, fuͤr 
ſich, ohne ihre Ehemaͤnner, abſonderliche Handlungen führen, oder die 
Ehe: Frauen denen Geſchaͤften ihrer Ehemänner fürftehen, ob es gleich 
ohne Vollwort des Ehelichen oder anderen Caratoris, und ſonder Erinne⸗ 
rung DR Weiblichen Privilegien und anderer Rechts⸗Wohlthaten ges 
ſchiehet. 
ſchieh XXXIX. 


Desgleichen werden auch Minderjährige, fo das ein und zwanzigſte 
Jahr ihres Alters noch nicht hingeleget, hierunter begriffen, daferne 
dergleichen Leute bereits eigene Handlung treiben, und ihren eigenen 
Geſchaͤften fuͤrſtehen, oder auch mit andern in Mattſchoppey ſind. Dies 
jenigen aber, welche noch an des Vaters Tiſch und unter Vaͤterlicher 
Gewalt lehen, dannenhero vermuthlich keinen Handel noch Wechſel trei⸗ 
ben, wann ſie gleich Wechſelbriefe vor ſich ſelbſt ausgeſtellet oder ac- 
ceptiret hätten, mögen ſich wieder ſolche Wechſelbriefe, und darinnen 
enthaltene Schuld, als ein mutuum palliatum, mit dem SCto Macedo- 
niano ſchuͤtzen. 3 
XL. 


Und damit denen Kaufleuten auch zu andern ihren Praetenllonen 
und Forderungen, ſo nicht in Wechſeln beſtehen, deſto ſchleuniger ver⸗ 
holfen werden koͤnne, und fie bey ihren Schuld⸗Buͤchern, wann fie auf 
ſelbige allein es wollten ankommen laſſen, nicht fernere vielfaͤltige Weit⸗ 
laͤuftigkeiten kuͤnftig zu beſorgen haben mögen, fo werden diejenigen, fo 
ihre Waaren auf Zeit verkaufen, von allen, denen fie über 10 Thaler 
an Waaren oreditiren, eine kurze Obligation fordern, welche fie auch 
uuverweigert zu geben ſchuldig ſeyn werden, Worin die Summa der cre- 
ditirten Schuld, ſammt Zeit und Ziel zur Bezahlung geſetzet, etwa fol⸗ 
gendes Inhalts: N . 
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Ich Endes Unterſchriebener bekenne hiemit, daß ich von N. N. vor 
Flor. Gr. tuͤchtige Waaren gekauft, welche ihm oder an feine Ordre 
richtig auf zu bezahlen verſpreche. Danzig den or 
Solche Obligation nun ſoll als eine klare Schuld = Verfchreibung 
dergeſtalt angeſehen werden, daß nach Verlauf der darin angeſetzten Zeit 
dem Debitori, wenn kein ſonderlich beweißlicher Verdacht wieder denſel⸗ 
ben aufzubringen, zwar noch eine ſechswoͤchige Friſt zur Zahlung gegenſt 
Erlegung 1 proGent vor ſolche ſechs Wochen wohl zu goͤnnen, und ſol⸗ 
ches auf die Obligation zu verzeichnen, nach Verlauf ſelbiger ſechs Wo⸗ 
chen aber die Obligation denen Wechſelbriefen gleich zu achten, und exe 
cutive nach Wechſel⸗Recht darauf zu verfahren ſeyn wird. 


XII. 


Weil auch die Allignationes oft viel Streites verurſachen, und die 
hin und her Allignirung dem Handel und Wandel hinderlich iſt, als fol, 
wann die Wechſelbriefe mit Allgnationen gezahlet werden, niemand eine 
Alliguation länger als bis in den dritten Tag bey ſich zu halten ver⸗ 
bunden ſeyn, ſondern, wann in waͤhrender Zeit die Allignation durch 
die erſte oder andere Hand nicht gezahlet worden, ſo ſoll der Einhaber 
Recht und Macht haben, dieſelbe feinem Mann, von dem er ſie em 
pfangen, zuruͤcke zu geben, und von ihm die Zahlung zu fordern, nach 
Inhalt des 1ſten Articuli. Wäre nun der Debitor ein guter Mann, und 
ſchleppete dennoch die Zahlung, ſo fol er Dafür 2 pro Cent poenae loco 
der Erb. Wette zu erlegen verfallen ſeyn. 


r 


Was endlich die kormam prodellus an ſich ſelbſt belanget, ſo ſoll 
derjenige, welcher beſprochen wird, zwar durch einen Amts⸗Diener, auch 
auf einen außerordentlichen Rechtstag, und dem Amte beliebige Stunde 
adeitiret werden, es wäre denn, daß man ihn der Flucht halben aus 
gungſamen Vermuthungen verdaͤchtig hielte, in welchem Fall, ohne vor⸗ 
hergehende Citation, auf Anſuchen und Schadlos⸗Haltung des Klaͤgers, 
‚ ee arrefüiret, oder aber gefaͤnglich angenommen werden kann, doch aber 

iſt er ſchuldig auf die erſte ergangene muͤndliche Ladung vorm Richterl. 
Amte, (oder da er außer der Stadt unter derſelben Jurisdietion wohn: 
haft waͤre, vorm Vici-Praeldirendem, oder anderen Buͤrgermeiſterl. 
Aemtern) ſo fort, bey Vermeidung willkührlicher Strafe, in Perſon zu 
erſcheinen. Da er aber ohne erhebliche Urſache außenbliebe, auch auf 
fernere Citation dennoch nicht erſchiene, ſoll er ohne Anſehen der Per⸗ 
fon durch die Amts-Diener angenommen, und alſo dingſtellig gemacht 
werden. Da dann die Partheyen ſelbſt, ohne Procuratores oder ander⸗ 
waͤrtigen Beyſtand, es wollte denn das Amt einen Procuratorem oder 
dergleichen Beyſtand pro qualitate Cauſae et perfonarum geſtatten, die 
Sache mündlich vorzutragen ſchuldig, demnach Kläger feine Klage muͤnd⸗ 
lich zu proponiren, und der Beklagte gleichfalls muͤndlich darauf richtig 
und zur Haupt⸗Sachen, lub poena confelli et convicti, zu antworten, 
feine Hand alſofort zu recognolciren, oder eidlich zu difftiren, widri⸗ 
genfalls, daß ſelbige pro recognita gehalten werde, gewaͤrtig zu ſeyn, 
da er auch etwas erhebliches einzuwenden hatte, ſolches in continenti 
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beyzubringen, und ohne allen Verzug und einige Friſt darzuthun gehal⸗ 
ten ſeyn wird, das Amt aber wird nach befundenen Sachen den Bekl. 
zur banren Bezahlung, oder annehmlichen gnugſamen Caution mit Pfand 
oder Burgen condemniren, und die Execution innerhalb drey Tagen voll⸗ 
ziehen, uͤbrigens da Bekl. nicht fo. viel in bonis hätte, auch anderwaͤr⸗ 
tige anftändige Caution nicht praeſtiren könnte, oder ſonſt der Flucht 
halben gnugſam verdächtig wäre, ihn in die Haft bringen laſſen. Deſ⸗ 
fen fol alles und jedes, was von den Parten muͤndlich beygebracht, 
und von dem Amte befunden worden, durch den Unterrichter oder Amt⸗ 
Schreiber richtig comnotiret, und den Amts⸗Buͤchern einverleibet werden. 


XLIM, 


Da aber irgeines der Parte von dem verlautbaretem endlichem Ans 
ſpruche ad fecundam Inſtantiam provociren wuͤrde, in ſolchem Falle wird 
zwar der Appellation zu deferiren, jedoch Judioi primae Inflantiae unbe⸗ 
nommen ſeyn, ungehindert der interponirten Appellation, mit oder ohne 
Caution des Klägers, wieder den condemnirten Beklagten die Execu- 
tion zu vollziehen. In lecunda Inftantia aber ſoll ſo fort prima die ju- 
ridica der Appellant feine Appellation nicht allein vermittelſt Aufſchaf⸗ 
fung der Actoram primae Inftantiae introduciren, ſondern auch, ohne 
alle Provocation zu mehreren Beweiſen, in demſelben primo termino 
entweder bey den Actis primae Iuſtantiae es gelaſſen, oder auch, doch 
nur muͤnd⸗ und kurzlich, juſtieitet werden. Da dann in E. Raths 
Belieben ſtehen wird, mit eheſtem in der Sachen zu verabſcheiden, und 
das Urtheil publiciren zu laſſen. Von welchem keine weitere Appella- 
tion, als die in dergleichen Sachen unzulaͤßig, auch per Ipeciale Di- 
ploma jetzo glorwuͤrdigſt regierender Koͤnigl. Majeſtaͤt zu Pohlen AU- 
GUSTI II. Unſers Allergnaͤdigſten Koͤniges und Herrn de data Varlaviae 
28. Meuſis Julii, A. 1689 welches auch durch ein neuliches Decretum 
Regium confirmiret worden, bey Strafe quingentorum Aurcorum Unga- 
riealium, womit auch dieſelben, welche dergleichen Appellationes opera 
fua zu promoviren ſich geluͤſten laſſen, angeſehen werden ſollen, hoͤchſt 
verboten iſt, wird -interponiret, weniger admittiret und nachgegeben 
werden koͤnnen, ſondern es ſoll der Sachen durch unverzoͤgliche wirkliche 
Execution, ein ſchleuniges gebuͤhrendes Ende gemacht werden ꝛc. 


b. 
Verordnung E. E. Raths zu Danzig, wegen der Aſſig⸗ 


nationen und Acceptirung der Wechſelbriefe, d. d. den 
6ten September 1747. 


Fu wiſſen. Demnach durch die Erfahrung bemerket worden, daß in 
Aſſignations⸗Sachen, wenn ausgegebene Aſſignationes in Haͤnden derje⸗ 


. 
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nigen fo dieſelbe angenommen, lange Zeit geweſen, bisweilen Irrungen zum 
Nachtheil der Commercien entſtanden, und inſonderheit bei Falliſſemen⸗ 
ten ſich mancherlei Zwiſtigkeiten deshalb hervorgethan, ſo, daß die 
Parthe, falls nicht ein Vergleich erfolget, in beſchwerliche Proceſſe ſich 
einzulaſſen genöthiget worden; als hat E. E. Rath zu Verhütung ſol⸗ 
cher Weitlaͤuftigkeiten, und zum Beſten der Handlung, aus Schluß 
ſaͤmmtlicher Ordnungen dieſer Stadt, die ſchon vormalen hierob ergangene 
erfuͤgungen und Edicte erneuern, und hiermit verordnen wollen, daß 
von nun an alle und jede ausgegebene Aſſignationes, ohne einigen Un⸗ 
terſchied der Zeit, ſo lange ſie in desjenigen, der ſie angenommen hat, 
Haͤnden ſind, ungeachtet auch derſelbe ſich inzwiſchen einen Theil des an⸗ 
gewieſenen Geldes ſchon haͤtte zahlen laſſen, bis zur völligen Bezahlung 
einzig und allein vor Rechnung und auf Gefahr des Ausgebers laufen 
ſollen, immaſſen es einem jeden Ausgeber frei ſtehen und obliegen wird, 
ſich fleißig zu erkundigen, ob die aſſignirte Summe in der That richtig 
und voͤllig ſei gezahlet worden. 1 hr ie ö 
Wann auch der Gebrauch eingeriſſen, daß verſchiedene Wechſel⸗ 
Briefe blos mündlich acceptivet werden, ſolches aber der hieſigen Wech⸗ 
ſel⸗Ordnung zuwider iſt; als hat E. E. Rath gleichfalls nach dem 
Sinne der loͤblichen Ordnungen dieſer Stadt, hiermit bekannt machen 
und feſtſetzen wollen, daß von nun an uͤberhaupt alle und jede, folglich 
auch die Koͤnigsbergiſche, Thorniſche, Elbingiſche, und Polniſche Wech⸗ 
ſel⸗Briefe, nach Vorſchrift des 10ten Artikels gedachter Wech⸗ 
ſelordnung nicht anders, als ſchriftlich, acceptiret werden ſollen. Wor⸗ 
nach ſich ein jeder zu richten, und vor Schaden zu huͤten wiſſen wird. 
Gegeben auf unſerm Rathhauſe, den 6. Monats⸗Tag Septembris 1747. 


Bürgermeiftere u. Rath der Stadt Danzig. 


e. 
1 
\ 


Zu wiſſen: Demnach ſaͤmmtliche Ordnungen, um der ſeit einiger 
Zeit ſehr uͤberhand nehmenden hoͤchſt nachtheiligen Steigerung des Wech⸗ 
ſel⸗Courſes und des Preißes der Ducaten nach Möglichkeit gebührenden 
Einhalt zu thun, für noͤthig befunden, folgendes feſtzuſetzen und zu bes 
ſtimmen: daß kuͤnftighin an den Poſt⸗ Tagen nach 12 Uhr Mittags 
Wechſel zu ſchließen nicht freiſtehen, ingleichen aller Wechſel⸗Handel auf 
Speculation gänzlich verboten, und ſonſt Niemanden, als nur denenjeni⸗ 
gen, welche aus der Fremde eingeſchickte Waaren oder auch Dukaten und 
andere Geld⸗ Species zu bezahlen haben, Wechſel zu kaufen erlauhet, 
hier gekaufte Wechſel⸗ Briefe aber allhier an andere zu vernegotiiren 
keines weges zugelaſſen, ſondern ein Jeder, welcher Wechſel⸗Briefe hier 
gekaufet, dieſelbe wirklich von hinnen wegzuſchicken gehalten ſein foll, 
und daß der Werth eines vollwichtigen Dukaten nicht hoͤher, als auf eilf 
Gulden jetziger hieſiger gangbarer Silber⸗Muͤnze zu berechnen fein werde: 
als hat E. E. Rath ſolches hiemtt zu jedermanns Wiſſenſchaft bringen 
wollen; und werden diejenigen, welche obiger Verordnung in einem oder 
andern Stuͤck zuwider gehandelt zu haben werden fein überführet wor⸗ 
den, von der E. Wette mit unausbleiblicher ſchwerer Strafe angeſehen 


316 Dien 8. März 1701: 


und beleget werden. Wornach ſich ein jeder zu richten, und für Scha⸗ 
den zu hüten wiſſen wird. Gegeben auf Unſerm Rathhauſe den 2ten 


Monats⸗Tag May 1766. n ; 
ee 7 Buͤrgermeiſtere und Rath der Stadt Danzig. 


Zu wiſſen: Demnach ſaͤmmtliche Ordnungen in ihren fortgeſetzten 
Berathſchlagungen, wie der zeitherigen hoͤchſt nachtheiligen Steigerung 
des Wechſel⸗Courſes, wie auch andern eingeriſſenen Mißbraͤuchen und 
Unordnungen beim Wechſelhandel und bei den Bezahlungen der Wech⸗ 
ſel- und anderer Gelder, durch zulänglichere Verfuͤgung Einhalt zu 
thun, und abhuͤlfliche Maaße zu ſchaffen fein möchte, folgendes beliebet 
und geſchloſſen haben: 5 x 

Daß fur jetzo bis zum iten Oetbr. d. J. keine Wechſel zu einem 
hoͤhern Cours, als nach Amſterdam auf 40 Tage zu 420 Groſchen ge⸗ 
gen 6 Fl. holl. Banco, oder 1 Pfund Flaͤmiſch, und nach Hamburg auf 
3 Wochen zu 168 Groſchen gegen einen Hamburger Thaler Banco, her⸗ 
nach aber von demſelben erſten Oetbr. d. J. an keine Wechſel weiterhin 
bei jetzigem hieſigen Wechſel⸗Gelde zu einem hoͤhern Cours, als nach 
Amſterdam auf 40 Tage zu 400 Groſchen, und nach Hamburg auf 3 
Wochen zu 160 Groſchen geſchloſſen werden ſollen. i g 
Daß, ſo wie zufolge des den ten Mai d. J. publicirten Ediets, 
kuͤnftighin an den Poſt⸗Tagen nach 12 Uhr mittags Wechſel zu ſchlie⸗ 
ßen nicht frei ſtehen, ingleichen aller Wechſelhandel auf Speculation 
ganzlich verboten und ſonſt niemanden, als nur denenjenigen, welche aus 
der Fremde eingeſchickte Waaren, oder auch Dukaten oder andere Geld⸗ 
Species zu bezahlen haben, Wechſel zu kaufen erlaubet, hier gekaufte 
Wechſelbriefe aber allhier an andere zu vernegofiiren, keinesweges zu⸗ 
gelaſſen, fondesm ein jeder, welcher Wechſelbriefe allhier gekaufet hat, dies 
felbe wirklich von hinnen wegzaſchicken gehalten fein fol: allſo forthin alle 
Wechſelbriefe lediglich durch geſchworne Maͤckler zu ſchlieſſen ſein, und 
wenn Wechſelbriefe über den geſetzten Cours ohne Maͤckler find geſchloſ⸗ 
fen und bezahlet worden, fo bald ſolches bekannt wird, ſowohl der 
Traſſant, als der Remittent, von der E. Wette mit nachdruͤcklicher 
Strafe angeſehen, dergleichen Wechſel auch, wenn fie mit Proteſt zuruͤck⸗ 
gekommen, fuͤr unguͤltig erkannt werden, und keiner Rechtshuͤlfe zu ge⸗ 
nieſſen haben; 3 
Daß nach acht Tagen von Publicirung dieſes Ediets ſowohl alle 
Bezahlungen der Wechſel niemalen durch Aſſignationen, ſondern jederzeit 
in baarem Gelde geſchehen ſollen, als auch der Traſſant jedesmal die 
baare Bezahlung von dem Remittenten vor Abgang der erſten, oder 
ſpaͤteſtens der nachfolgenden Poſt eincaſſiren zu laſſen gehalten, und im 
Falle ſolches von ihm nicht geſchehen fein moͤchte, derſelbe bei der E. 
Wette in eine den Armen zum Beſten zu erlegende Strafe von ein pro. 
Cent der Wechſelſumme verfallen ſein werde. \ 

Daß zwar von nun an bis zum 1. Octbr. d. J. den Ducaten ein 
freier Cours geſtattet werden wird, nach demſelben erſten October aber 
forthin der rändige vollwichtige Ducat nicht hoͤher, als zu eilf Floren 
zwölf Groſchen, oder hoͤchſtens zu eilf. Floren funfzehen Groſchen jetzi⸗ 
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ger hieſigen gangbaren Silbermuͤnze in den Bezahlungen zu berechnen ö 


fein werde, doch, daß es den Käufern und Verkäufern frei ſtehen wird, 
auch wegen eines niederen Preiſes des Ducaten ſich unter einander zu 


vereinigen: 


Daß bei Verwechſelung der Geld⸗ Species die zu verwechſelnde Get 6 


der unverzuͤglich und baar gezahlet und eincaſſiret werden ſollen, und 
endlich 5 


Aſſignation vorgezeigt wird, ſich, ob er dieſelbe auszahlen wolle, oder 
nicht, deutlich zu erklaͤren, im erſtern Falle das Datum auf die Aſſig⸗ 
nation zu notiren, und wenn die von ihm uͤber ſich genommene Bezah⸗ 
lung derſelben verlanget wird, ſelbige hoͤchſtens 3 bis 4 Tage zu verſchieben, 
dieſe Bezahlung auch nicht durch Aſſignationen, oder eigenhaͤndige 
Scheine, ſondern in baarem Gelde zu leiſten haben werde. 

Als hat E. E. Rath ſolches alles zu jedermanns Wiſſenſchaft brin⸗ 
gen wollen; und werden diejenigen, welche dem zuwider in einem oder 
andern Stuͤcke gehandelt zu haben werden ſein uͤberfuͤhret worden, von 
der E. Wette mit unausbleiblicher nachdruͤcklicher Strafe angeſehen wer⸗ 
den. Wornach ſich ein jeder zu richten, und für Schaden zu hüten wif⸗ 
ſen wird. Gegeben auf Unſerm Rathhauſe den 1. Monatstag Auguſt 
anno 1766. 


Nr. 9. il 


E. E. Raths der Stadt Dantzig Bordings - Ordnung, 
wornach ſowohl die Zunfft der Bordings⸗Rhedere, als 
auch diejenigen, welche dererſelben Fahrzeuge gebrauchen, 

ſich zu richten haben werden. Publicirt Anno 1733. 
d. 27. November). a 


Eins feit einiger Zeit zwiſchen denen zur See handlenden Kauf⸗ 
deuten, ſowohl Bürgern als Frembden und der Bordingsfuͤhrer⸗Zunfftf 
über unterſchiedene Puncta Zwiſtigkeiten entſtanden, und E. Rath au, 
die von beiden Theilen eingekommene Berichte und Gegenberichte zu 
Unterſuchung und Beylegung dererſelben Herren ſeines Mittels deputi⸗ 
ret: Als hat E. Rath nach abgeſtatteter Relation wohlbeſagter 


Daß ein jeder Geldcaſſirer ſogleich, wenn ihm eine an ihn gerichtete 2 


Bürgermeiſtere und Rath der Stadt Danzig. 


Herren, umb vors kuͤnftige dergleichen Streitigkeiten beſtmoͤglichſt vor⸗ 


zubeugen, nachgeſetzte Bordings⸗ Ordnung, wornach ſich To wohl obbemel⸗ 


) Bisher noch nicht gedruckt. 
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dete Zunfft, als auch diejenigen, welche derſelben Fahrzeuge gebrauchen 
wollen, hinfuͤro werden zu richten haben, abfaſſen, ſelbige auch zu je⸗ 
9 Nachricht durch den Druck publiciren zu laſſen vor noͤthig er⸗ 
achtet. — 8 5 

; * 

Allen und Jeden zur Seehandlenden Kaufleuten, fo wohl Bürge- 
ren, als Frembden, ſoll erlaubet ſein in der Mottlau, ſo weit dieſer 
Fluß gehet, biß an die nach der Stadtwerts liegende Spitze des Holms, 
zu Loſſung und Ladung ihrer Schiffe, ſich nach ihrer Begvemlichkeit, 
entweder derer der Bordingsfuͤhrer⸗Zunfft gehörigen. Fahrzeuge, ohne 
daß dieſe den Conſens des verordneten Zunfft⸗ Herrn zu reqviriren noͤ⸗ 
thig haben doͤrffte, zu bedienen, oder aber ſowohl ihre eigene, als auch 
von anderen geliehene oder geheurete Gefäße, Floͤßer, Boͤthe, Gallers 
und Prahme, wie ſolches ein jeder Kaufmann oder Schiffer am zutraͤg⸗ 
lichſten befinden mag, zu gebrauchen. Was beſonders diejenigen Waa⸗ 
ren anbetrift, ſo nicht anders als in verdeckten Gefäßen gefuͤhret wer⸗ 
den koͤnnen, ſo wird zwar der Kaufmann oder Schiffer zufoͤrderſt 
auf der Schreibſtube wegen Ausſchreibung eines ihm bequemen Bordin⸗ 
ges, ohne an deſſen Beurte gebunden zu ſein, gegenſt Offerirung einer 
halben Fracht, ſich zu melden haben, falls er aber denſelben Bording 
vor beſagte halbe Fracht nicht erhalten koͤnnte, ſo ſoll dem Kaufmann 
oder Schiffer dazu auch andere der Zunfft nicht tige bedeckte Ge⸗ 
faͤße, ſo wie er ſich am beſten desfalls vergleichen kann, zu nehmen frei 
ſtehen. — 0 : 

; : II. 


Ferner ſoll obbeſagten Kaufleuten auch vergoͤnnet ſein, aller Or⸗ 
ten, es ſei in der Motlau, Weichſel, oder auf der Rhede, ein oder 
zum hoͤchſten zwei Schock Garnier⸗Dielen mit welcherlei Gefaͤßen es ih⸗ 
nen am begvemften fallen mag, an die Schiffe anbringen zu laſſen. — 


III. 


f Imgleichen ſoll denen Kaufleuten ungewehret fein, mit ſolchen 
Schiffs⸗Boͤthen, welche zu denen Schiffen, ſo geloßet und geladen wer⸗ 
den ſollen, gehoͤren, durch die zu vorerwaͤhnten Schiffen gehörige Leute 
allerlei Waaren, wie ſie Namen haben, an allen Orten aus denen 
Schiffen laden, und in dieſelbe einladen zu koͤnnen. 


I. 


Niemand ſoll ſich unterſtehen, es ſei durch die vor und in der Ve⸗ 
ſtung Weichfelmünde wohnende, oder andere unbefugte Leute mit Bag⸗ 
ger⸗ oder anderen Prahmen, wie auch Boͤthen und dergl., Schiffe im 
Fahrwaſſer zu loſſen, noch auch aus denenſelben Güter in die Stadt, 
oder aus der Stadt nach dem Fahr⸗Waſſer oder nach der Rhede brin⸗ 
gen zu laſſen, bei Straffe einer doppelten Fracht, welche ſo wohl der⸗ 
jenige, der ſich eines ſolchen unbefugten Gefaͤſſes bedienet, als auch der, 
welcher ſelbiges uͤberlaͤſſet, halb an die Bordingsfuͤhrer-Zunft und halb 
an das Zucht⸗Haus zu erlegen wird gehalten fein. — Imgleichen fol 


. 
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auch bei vorerwaͤhnter Poen niemanden erlaubet fein, irgeine der Bor- 
dingsfuͤhrer⸗ Zunft gehörige Fahrzeuge wieder derer Eigener Wiſſen und 
Willen, und ohne ſich vorgängig auf der Schreib-Stube gemeldet zu 
haben, aus dem Fahrwaſſer, oder aus der Motlau, wegzunehmen, oder 
durch feine Leute wegnehmen zu laſſen. Bei ſich ereignendem Nothfall 
aber, da ein Schiff, es ſei im Hinauf⸗ oder Herab⸗gehen mit ſeiner 
innhabenden Ladung im Fahrwaſſer oder in der Weichſel auf einen ver⸗ 
borgenen Pfahl, oder Sandbaͤnke geriethe, leck, oder durch unvermu⸗ 
theten ſchleunigen Abfall des Waſſers auf den Grund gefeset wäre, wird 
dem Schipper, welchem dergleichen begegnet, ſich aufs Beſte, wie er 
kann, zu helffen und demnach desjenigen Fahrzeuges, ſo ihm alsdann 
am naͤheſten zur Hand ſein wuͤrde, es mag ſolches Namen haben, wie 
es wolle, und entweder einem Bordings Rheder, oder aber ſonſten je⸗ 
manden gehoͤrig ſein, zu Lichtung des Schiffes zu bedienen frei ſtehen. 
Auſſer ſolchen Nothfaͤllen aber fol er dazu irgeine andere als bemeldter 
Zunft gehoͤrige Gefaͤſſe, oder ſeine eigene Schiffsboͤthe zu nehmen nicht 
befugt ſein. — Sollte ſich einiger Zweifel wegen des angegebenen Noth⸗ 
falls ereignen, und die Bordingsführer Zunfft deshalb Klage führen, 
wird dieſe Sache, wann der Caſus ſich auſſerhalb der Motlau zugetra⸗ 
gen, von dem Praͤſidirenden, wann er aber innerhalb der Motlau ſich 
ereignet, von dem Vice⸗Praͤſidirenden Ambte zu unterſuchen und zu ent⸗ 
ſcheiden ſein. — 


V. 


So ſoll auch denen Kaufleuten frei ſtehen große eichene Balken, 
ſchweres Schiffholz, eichene Planken und Berghoͤlzer, aller Orten, es 
ſei in der Motlau, Weichſel oder auf der Rhede mit Floͤſſern an ihre 
zu ladende Schiffe zu bringen. Die Anbringung der langen ſechs und 
dreißig bis vierzigfuͤßigen Dielen ſoll in der Weichſel und auf der Rhede 
nur allein durch die der Bordingsfuͤhrer Zunft gehörige. Ballaſtboͤthe 
verrichtet, jedoch vor zwei Schock beſagter Dielen an Fracht nicht mehr 
als achtzehn Gulden, vor ein Schock neun Gulden, und ſo weiter nach 
Proportion derer einzuladenden Dielen gefordert, noch gezahlet werden; 

Worunter aber das auf jeden Bordings Knecht treffende und vor 
jedes Schock zwanzig Groſchen ausmachende Arbeitslohn nicht mit be⸗ 
griffen ſein wird. — Sollte aber ein Kaufmann eines ſolchen Ballaſt⸗ 
bothes, worin er dergleichen lange Dielen bequem einladen konnte, nicht 
habhaft werden koͤnnen, wird ihm dieſelben ebenmaͤßig, ſo wie die 
oberwehnte groſſe eichene Balken ꝛc. an ſein zuladendes Schif auf Floͤſ⸗ 
fern anzubringen, erlaubet, er aber nicht eben gehalten fein die Floͤſſer 
mit ins Schif zu nehmen. — i 5 

FI. 8 N 

Ein jeder Bordings Rheder wird nicht allein mit allem Fleiß da⸗ 
vor zu ſorgen haben, daß ſeine Fahrzeuge im guten Stande und mit 
aller dazu noͤthigen Geräthichaft verſehen fein moͤgen, damit der Kauf⸗ 
mannſchaft aus deſſen Mangel kein Schade erwachſe, ſondern auch ſo⸗ 
bald er bemerken und erfahren würde, daß etwas daran ſchad⸗ oder man⸗ 
gelhaft ſei, ſolches in Zeiten auf der Schreibſtube zu melden haben, und 
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deſſen baldige Reparation zu bewerkſtelligen ihm angelegen ſein laſſen, 
nicht aber allererſt abwarten, biß er auf ſelbiges einen Lade Zettel er⸗ 
halten, damit hiedurch die Schiffahrt nicht aufgehalten werden moͤge. 


* VII. 


Die Braacke derer bei dieſer Stadt verhandenen Bordinge und Bal⸗ 
laſtboͤthe, wie auch der zu denenſelben gehörigen Geräthfchaft fol hin⸗ 
fuͤro Jahrjaͤhrlich im Frühjahr, und zwar bei Abgang des Eiſes, ſobald 
die Motlau mit Boͤthen befahren werden kann, durch die zu der Zeit 
ſeiende beide Elterleute derer Schiffern, derer Schifs⸗Zimmerleute und 
derer Reiffſchlaͤger, jedoch, daß keiner von vorbeſagten Elterleuten die 
Bordingsfuͤhrer⸗Zunft gewonnen habe (da ſonſten an dererſelben Stelle 
die abgegangene Elterleute, wofern ſie gleichfalls nicht in beſagter Zunft 
begriffen, hiezu genommen werden ſollen) nach breiterer Vorſchrift des von 
ihnen jährlich vor dem Praͤſidirenden Buͤrgermeiſterlichen Ambte, bevor 
fie die Braacke anfangen, zu leiftenden Eides, mit aller Treue verrich⸗ 
tet, auch nachgehends nach verrichteter Braacke, ob dasjenige, ſo ſie re⸗ 
pariret zu werden vor noͤthig erkandt, auch in der That repariret worden, ge⸗ 
nau unterſucht werden. Vor welche Arbeit obbemeldten Braackern ihre Beloh⸗ 
nung ex publico gereichet werden wird. — Und ſoll ſowohl denen Kaufleuten, 
als denen Bordingsfuͤhrern derſelben Braacke, wann und ſo oft es ihnen 
gefaͤllig als Zuſchauern beizuwohnen unverwehret ſein. Wuͤrde aber je⸗ 
mand, es ſei von Seiten der Kaufmannſchaft oder der Bordings⸗Fuͤh⸗ 
rer Zunft, wieder einen oder den andern derer oberwähnten ſechs 
Elterleute, warumb derſelbe nicht konne zur Verrichtung der Braacke ge⸗ 


laſſen werden, etwas einzuwenden haben, wird derſelben gehalten ſein, 


ſich desfalls einige Tage vorher bei dem verordneten Zunftherrn gebuͤh⸗ 
rend zu melden und nach geſchehener Unterſuchung der Sachen deſſen 
Entſcheidung hieruͤber zu erwarten haben. 


VIII. 


Wann jemand in währender Braacke eines Bordings benoͤthiget 
wäre, und ſich desfals auf der Schreibſtube melden würde, ſoll demſel⸗ 
ben derjenige Bording, welcher von denen geſchwornen Braackern bereits 
unterſuchet und zur Fahrt tuͤchtig befunden worden, wann er gleich auſ⸗ 
ſer ſeiner Beurte waͤre, ausgeſchrieben und uͤberlaſſen werden, jedoch 
daß ſolche Fahrt dem Bordings⸗Rheder vor eine Beurte anzurechnen 
ſein werde. u 


IX, 


So bald die Braacke ergangen, wird ein jeder Bordings⸗ Rheder 
davor Sorge zu tragen haben, damit die Reparation deſſen, ſo von denen 
geſchwohrnen Braackern repariret zu werden vor noͤthig erachtet worden, 
aufs geſchwindeſte bewerkſtelliget und der Bording zu der Zeit, wann 
die Reihe der Fahrt an ihn kommt, die Reiſe zu übernehmen im Stande 
fein möge. Sollte jemand fich hierin ſaumſeelig erweiſen, wird deſſel⸗ 


ben Bordinge zwar zum erſtenmahl die Beurte offen bleiben, fals es 


aber noch nicht fertig waͤre, wann die Reihe ihn zum andermahl trift 


\ 
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wird derſelbe Bording ſo wohl der erſteren, als der anderen Beurte 
verluſtig und ihm eine Nulle zu notiren ſein: Es wäre dann, daß der 
Eigner deß Bordinges gültige Uhrſachen, warumb die Reparation nicht 
ſchleuniger geſchehen koͤnnen, anzuführen haͤtte, welche derſelbe bei dem 
verordneten Zunft Herrn zu vermelden und deſſen Beſcheides darob ge⸗ 
waͤrtig zu fein haben wird. en a 
X. 


Die Bordingsfuͤhrer Zunft ſoll gehalten ſein von jeder verrichteten 
Braacke und geſchehener Reparation deſſen, ſo durch die geſchwohrne 
Braackere an ihren Fahrzeugen und dererſelben Geraͤthſchaft, ſchad und 
mangelhaft befunden worden, nicht allein bei ſich auf der Schreib⸗Stube, 
ſondern auch bei dem verordneten Zunftherrn eine accurate Verzeichniß 
in beſonders dazu verfertigten Buͤchern zu halten, und darin, nebſt An⸗ 
führung der Zeit, wann die Braacke ergangen, fo wohl was an jedem 
Fahr⸗Zeuge und deſſen Geräthfchaft zu repariren nöthig erkanndt worden 
zu verzeichnen, als auch mit Beweiß⸗Zetteln von denen Handwerksleu⸗ 
ten, welche die Reparation verrichtet, daß dieſe wuͤrklich geſchehen ſei, 
zu dokumentiren. — Und wird denen Kaufleuten in folchem auf der 
Schreibſtube befindlichen Buche, ſo oft es ihnen noͤthig zu ſein dunket, 
nachzuſehen auch ſich durch den Zunft» Schreiber einen Extract daraus 
vor die Gebuͤhr, geben zu laſſen, ungewehret ſein. f f 


XI. 


Nachdemmahlen die bei dieſer Stadt verhandene Bordinge in drei 
beſondere Klaſſen, deren erſte die Bordinge von 60 bis 100 Laſten, die 
andere oder mittlere die von 30 bis 60 Laſten, die dritte und letztere 
aber die ſo unter 30 Laſten in ſich halten, eingetheilet worden: So ſol⸗ 
len zwar die Bordinge, welche 80 und mehrere Laſten halten, vor dieſe 
Zeit und ſo lange ſie zur Fahrt tauglich ſind, gebrauchet, auch wann 
Schiffe von 150 Laſten und darüber, aus oder einzuladen, vor andern 
genommen, hinfuͤro aber keine größere Bordinge, als von 70 Laſten ans 
gebauet werden. — Auſſer dem wird denen Kaufleuten und Schiffern 
nach ihrem Gefallen Bordinge, aus welcher Klaſſe ſie wollen, zu neh⸗ 
men vergoͤnnet ſein. 

XII. 5 

Ein jeder Bordings- Rheder wird davor Sorge zu tragen haben, 
daß feine Gefäße auf eine richtige Taxe, welche nach Roggen Laſt wird 
einzurichten fein, geſetzet werden mögen. — Und damit. hinfüro deſto beſ⸗ 
ſer erkandt werden moͤge, wie tief ein Bording oder Ballaſtboth zu la⸗ 
den vermag, als ſollen an denenſelben unter Aufſicht und Anweiſung de⸗ 
rer zur Braacke verordneten zweien Sa und Schifszimmerleute ſicht⸗ 
bahre, und zwar, was beſonders die Ballaſtboͤthe betrift, wegen des 
bei dieſen zwiſchen leichte und ſchwere Güter zu machenden Unterſcheides, 
doppelte Marqven, woran die gebührende volle Ladung eines Bordings 
oder Ballaſtbothes erſehen werden kann, verfertiget auch fernerhin allen 
Fleiſſes kennbahr unterhalten werden: Es ſollen auch die Bordingsleute 
unter keinem Vorwande, eher als bis fie die voͤllige Ladung eingenom⸗ 

Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 21 
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men haben werden, abzulegen befugt ſein bei harter Strafe des verord⸗ 
neten Zunftherrn. N J n 
el . XIII. 

Die bei dieſer Stadt befindliche Bordinge ſollen nach ihrer Reihe, 
wie fie folgen, mit Ausdruckung des Eigenthuͤmers Nahmen und eigent- 
lich führender Laſten auf einer Taffel richtig verzeichnet, dieſe Taffel 
auch, damit fie von jedermann, der deſſen benöthiget, geſehen und ges 
leſen werden koͤnne, öffentlich in der Schreibſtube an einem beqvemen 
Ort aufgehangen werden. W 
fg XIV. \ 

Mit der Fahrt der Bordinge fol es dergeſtalt gehalten werden, 
daß weder einem Kaufmann oder Schiffer ohne Unterſchied einen Bor⸗ 
ding zu bedingen, noch dem Bordings⸗ Rheder ſelbigen zu verheuren 
freiſtehen wird, ſondern es wird ſich der Kaufmann oder Schiffer auf 
der Schreibſtube melden, und andeuten aus welcher Klaſſe er eines 
Bordinges benoͤthiget fei, da ihm dann alſobald und ohne Verzug der 
Nahme des Bordings⸗Rheders, deſſen Bording zu fahren die Ordnung 
der aufgehangenen Taffel anweiſet, gegeben und von dem Kaufmann oder 
Schiffer dergeſtalt angenommen werden ſoll. Wuͤrde ſich ein Bordings⸗ 
Rheder erdreuſten ſeinen Bording außer der Ordnung zu verheuren, der⸗ 
ſelbe fol auf Erkanntniß des verordneten Zunftherrn die gantze Fracht 
beſtanden ſein, davon die eine Helfte dem Eltermann in die Büchfe, die 
andere aber dem Zuchthauſe zufallen wird. 5 


XV. 


Im Fall ein Bording von ſolcher Größe, als ihn der Kaufmann 
oder Schiffer zu haben begehret, nicht vorhanden ſein moͤchte, ſo ſoll dem 
Kaufmann oder Schiffer ein Bording auch von mehrern Laſten, welcher 
dem geforderten an Laſten der naͤheſte iſt, angewieſen werden, und 
wann er darin nicht mehr Laſten, als worauf er den Bording verlan⸗ 
ge eingeladen, die Fracht nur allein nach Anzahl derer geforderten 

aſten und erhaltenen Zettel zu bezahlen ſchuldig fein. — Wuͤrde der 
Bordings Rheder, deſſen Bording die Reihe trift, den auf ſelbigen nach 
Anzahl derer geforderten Laſten, wenn ſie gleich geringer waͤre, als ſein 
Bording taxiret ſtehet, ausgeſchriebenen Zettel, anzunehmen ſich weis 
gern, ſo ſoll nicht allein deſſelben Bording eine Nulle notiret werden, 
ſondern es fol auch derſelbe den durch Verweigerung feines Bordinges 
dem Kaufmann oder Schiffer verurſachten Schäden, ſammt Verſaͤumniß 
und Unkoſten auf Erkaͤnntnüß des verordneten Zunftherrn zu erſtatten 
ſchuldig ſein. „ . 

XVI. f 

Die Fahrt der Ballaſt Boͤthe betreffend, ob zwar dieſe Fahrzeuge 
gleich denen Bordingen jährlich durch die vorbenandte geſchwohrne Braa⸗ 
ckere gebraacket werden ſollen, ſo werden dieſelbe dennoch unter keiner 
Beurte ſtehen, ſondern es wird denen Kaufleuten und Schiffern nach ih⸗ 
rem Gefallen ſich dererſelben zu bedienen und mit deren Eigeneren ſich 
wegen des Preiſes, fo gut fie konnen, zu vereinigen erlaubet fein, aufs 
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ſer dem, ſo in dem fuͤnften Artikul dieſer Ordnung wegen der Fracht 
vor die 36 und 40fuͤßige Dielen berahmet worden. — N 


XVII. 


Anlangend die Wahren und Güter, welche nach und von der Rhede 
mit Ballaſtböthen geführet werden ſollen, fo wird der Kaufmannſchaft 
annoch über die Holzwahren, als Piepenftäbe, Klapholz ꝛc. imgleichen 
Steinkohlen, hinkuͤnftig ebenmäßig Eiſen, Blei, Zinn, Hering, Weine, 
Dantziger Weydaſche, Schleifſteine und uͤberhaupt alle dergleichen Wah⸗ 
ren, fo Naͤſſe ertragen, in Ballaſtboͤthen nach Beqgvemlichkeit ein⸗ und 
auszuladen vergoͤnnet, die Bordingsfuͤhrer⸗Zunft auch zu erwehnten Wah⸗ 
ren ihre Ballaſtboͤthe, ohne darob vorgaͤngig den Conſens des verordne⸗ 
ten Zunftherrn zu reqviriren, denen Kaufleuten und Schiffern gegenſt 
billige Bezahlung zu uberlaſſen gehalten fein. Wann aber obſpecificirte 
Güter in denen Ballaſtboͤthen von oben beſchaͤdigt werden ſollten, fo 
wird der Bordings Rheder ſolchen Schaden nicht zu erſtatten, ſondern 
der Kaufmann oder Schiffer, dem dieſelben Güter zukommen, ihn zu 
tragen verbunden fein. — En i N 


Zu Wahren, welche keine Naͤſſe ertragen koͤnnen ſollen auſſer dem 
zu Ende des erſten Articuls dieſer Verordnung angefuͤhrten Caſu keine 
andere, als die der Bordingsfuͤhrer⸗Zunft gehörige Bordinge genommen 
und gebrauchet werden: Es wäre, daß entweder wegen ſtarker Fahrt, 
oder aus anderen Urſachen ein Mangel an Bordingen ſich ereignen moͤchte, 
in welchem Fall zwar der Kaufmann oder: Schiffer zu ſolchen keine Naͤſſe 
ertragenden Wahren ſich eines Ballaſtbothes wird bedienen koͤnnen, je⸗ 
dennoch das Riſico dererſelben über ſich zu nehmen, und wegen der 
Fracht ſich mit dem Eigener deſſelben nach Billigkeit zu vereinigen ge⸗ 
halten ſein wird. — Wann aber beide Theile ſich unter einander der 
Fracht halber nicht ſollten vergleichen können, ſo wird die Sache von 
den verordneten Zunftherrn zu deſſen Entſcheidung zu nehmen ſein. — 

XIX. 5 


Was die vor die Bordinge zu zahlende Fracht betrift, ſo wird hin⸗ 
künftig ein Unterſchied zwiſchen Sommer⸗ und Winter⸗Frachten gehalten 
werben, ſo daß von der Zeit an, wann ein Gefäß von oder oberhalb 
Thorn herabgekommen ſein wird, es bei der vorhin verordneten Fracht 
der 53 Groſchen pr Laſt verbleiben, vom 21. November It, novi aber, biß an 
vorbenanndte Frühjahrs⸗Zeit an ſtatt der 53 Gr. hinkünftig 80 Gr. pr 
Laſt gezahlet werden ſollen: Jedennoch dergeſtalt, daß wenn ein Kauf⸗ 
mann oder Schiffer vor den 21. Novembris ſich auf der Schreibſtube 
wegen eines Fahrzeuges gemeldet haben, dieſes aber nicht innerhalb 24 
Stunden an den beſtimmten Ladeplatz gebracht ſein würde, der Kauf⸗ 
mann oder Schiffer wann fie gleich am 21.Novmbr. die voͤllige Ladung 
noch nicht eingebracht, dennoch nicht mehr als die ordinaire 53 Gr. pr 
Laſt zu entrichten gehalten ſein wer den. Wuͤrde aber der Bording zu 
rechter Zeit geliefert ſein, und der Kaufmann oder Schiffer ohne daß 
er durch Wind und Wetter daran gehindert worden, mit der Ladung 
nicht fertig wäre, fo daß dieſe am 21. Novmbr, vor Thorſchließen noch 
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nicht völlig in den Vording wäre gebracht worden, fo follen an ſtatt 
der 53 Gr. die obgeſetzte 80 Gr. pr Laſt entrichtet werden. Vor die 
Bezahlung des Wachgeldes an die Bordingsleute, wann derer Bordingd- 
Rhedere Gefaͤſſe im Fahrwaſſer, oder in der Motlau und Weichſel befriehren 
ſolten, wird ein jeder Bordings⸗Rheder, ohne das ſelbiges dem Kaufmann 
oder Schiffer obgefordert werden mag ſelbſt zu ſorgen, anbei darauf gute 
Acht zu haben verpflichtet ſein, daß genugſahme Mannſchaft zu Herunter⸗ 
und Heraufbringung derer ausgeſchriebenen Fahrzeuge verhanden fein.” 
Was die ſeithero zwiſchen der Kaufmannſchaft und der Bordingfuͤh⸗ 
rer⸗Zunfft geweſene controversie anbetrift, ob nehmlich vorbefagte 
Fracht nach Anzahl derer Laſten, worauf der Bording taxiret iſt, oder 
aber welche derſelbe eingeladen hat, zu entrichten ſei, ſoll hinkuͤnftig / 
um allem ſernern Wiederwillen und Klagen deſto beſſer vorzukommen, 
zufoͤrderſt ein Unterſchied zwiſchen einen aus der Stadt heruntergehenden 
und einen nach der Stadt hinaufkommenden Bording gemacht werden, 
Rund derowegen derjenige Kaufmann oder Schiffer, der z. E. einen Bor⸗ 
ding von 50 Laſten, um darinn, es mögen Stuͤck⸗ oder Stuͤrtz⸗Guͤter, 
leichte oder ſchwere Waaren ſein, aus der Stadt an die Schiffe zu 
bringen ausſchreiben laͤſſet, wann er gleich wuͤrklich nur zwanzig und 
wenigere Laſten einnimmt, dennoch vor 50 Laſten, und wenn er uͤber 
50 ex. gr. 60 oder mehrere Laſten einladet, nach Anzahl derer mehr ein⸗ 
genommenen Laſten die Fracht zu bezahlen verbunden ſein. Wann aber 
jemand einen Bording e. g. von 50 Laſten, umb Güter aus dem Schiffe 
zu loſſen und ſelbige in die Stadt zu bringen, ihm ausſchreiben laͤſſet, 
wird derſelbe, wenn er wenigere Laſten, als der auf ſein Begehren aus⸗ 
geſchriebene Bording taxiret iſt, einnimmt, zwar ebenfalls die voͤllige 
Fracht vor 50 Laſten zu entrichten ſchuldig ſein, hingegen aber auch, 
wenn er mehrere Laſten einladen koͤnnte, ſolches zu genieſſen haben, und 
ob er gleich 60 und mehrere Laſten einnaͤhme, wird er dennoch vor 
nicht mehr als 50 Laſten zu bezahlen gehalten ſein. N 
N XXI. 


Solte es ſich zutragen, daß ein Kaufmann oder Schiffer eines 
Borbinges, e. g. von 50 Laſten, um Gitter, welcherlei Art fie fein 
mögen, aus dem Schiffe zu laden und hinauf zu bringen benöthiget, ein 
Bording aber von beſagter Größe alsdann nicht vorhanden wäre, fo. 
werden dem Kaufmann oder Schiffer zufoͤrderſt zweene kleinere Bordinge, 
welche nach ihrer angeſetzten Taxe die erwehnte 50 Laſten zuſammen 
ausmachen, anzuweiſen, der Kaufmann oder Schiffer aber, wann er 
gleich in die beide Vordinge über 50 Laſten einladete, ebenfalls vor 
mehr nicht als 50 Laſten die Fracht zu erlegen gehalten fein. Solten 
aber auch dergl. zwei kleinere Bordinge nicht vorhanden ſein, ſondern 
dem Kaufmann oder Schiffer an ftatt des von 50 Laſten verlangten ei⸗ 
ner oder zweene Bordinge von mehreren e. g. 60 Laſten angewieſen 
werden muͤſſen, wird derſelbe, wann er darin mehr Laſten, als worauf 
er einen Bording verlanget, einnahme, ein zehnde part zu genieſſen, und 
demnach, wenn er e. g. 55 Laſten einladete, nur vor 30 Laſten, nehme 
er aber 60 Laſten ein, vor 55 die Fracht zu entrichten haben. 


Den 27. November 1733. 325 


XXII. 


Wann ein Schiffer aus dem bei ſich habenden und e. 8. mit 60 
Laſten beladenem Bordinge etwa 20 Laſten in ſein Schiff einnehmen, ſol⸗ 
che 20 Laſten aber, entweder wegen unvermuthlich fallenden Waſſers, oder 
anderer Urſachen halber wieder in den Bording zu lieffern ſich genoͤthigt 
ſehen moͤchte, wird derſelbe vor dieſe 20 Laſten, die er wieder in ſein 
Schiff zuruck nimmt, nicht mehr als die Hälfte der geordneten Fracht 
pr Laſt zu zahlen verpflichtet ſein; jedennoch dergeſtalt, daß beſagte 
halbe Fracht nur einmal gezahlet werden, und demnach der Schiffer, wann 
er gleich zu unterſchiedenen mahlen ſolche 20 Laſten in das Schiff nehmen, 
und wieder in den Bording zuruͤck lieffern moͤchte, ſelbige nur einmal 
zahlen, auch wenn er e. g. zum erſtenmahl 20, zum andern mal aber, 
nachdem er dieſe 20 Laſten ſchon wieder ins Schiff genommen, 30 La⸗ 
ſten in den Bording zuruͤck ladete, die halbe Fracht allein vor 30, und 
alſo nach der groͤſten Anzahl derer ſolchergeſtalt unterwegens zuruͤckge⸗ 
ladenen Laſten entrichten darf. Doch ſollen hierunter die Unkoſten des 
Arbeits⸗Lohns nicht begriffen ſein, ſondern dieſe, ſo oft zuruͤckgeladen 
wird, vollig bezahlet werden. — Was die Zuruͤckladung derer Holz 
Hund anderen Waaren, welche in Ballaſtboͤthen geführet werden, und 
die derer zu zahlende Fracht betrift, ſo wird es hiebei darauf ankom⸗ 
men, wie der Schiffer ſich desfalls mit dem Bordings⸗Rheder am bil⸗ 
ligſten wird vergleichen koͤnnen. ö 

XXIII. 


Wann ein Schiffer mehr Guͤter und Wahren, als er in ſein Schiff 
auf der Rhede zu nehmen vermag, in einen Bording einladen wuͤrde, 
und ſolche uͤbrige Guͤter wieder in die Stadt zuruͤck gebracht werden 
muͤſten, ſo ſoll der Schiffer vor ſolche zuruͤckzunehmende Guͤter dem Bor⸗ 
dings Rheder gleichfalls die geſetzte Fracht pr Laſt zu zahlen gehalten 
ſein, doch dergeſtalt, daß der Schiffer, welcher zuviel in den Vording 
eingenommen, dieſe Unkoſten allein zu tragen haben, nicht aber ſelbige 
ſeinem Principal in Rechnung zu bringen befugt ſein werde. 0 

s XXIV. 8 


Damit weder die Kaufmannſchaft noch Schiffere in ihren Expedi⸗ 
Honen aufgehalten, und dadurch in große Koſten geſetzet werden mögen, 
als wird ein jeder Bordings⸗Rheder ſchuldig ſein, ſo bald er den Zettel 
von der Schreib⸗Stube auf feinen Bording erhalten, hoͤchſtens innerhalb 
24 Stunden, es ſei zu welcher Jahres⸗Zeit es wolle, ausbenommen, 
wenn entweder ein harter Sturm ſich ereignen, oder der Bording wegen 
Belemmerung in der Weichſel oder Motlau nicht durchzukommen ver⸗ 
mögend fein ſollte, den ausgeſchriebenen Bording an dem angewieſenen 
Lade: Platz zu liefern, wiedrigenfalls derſelbe vor jede einzunehmende 
Laſt 3 Gr. Strafe zu erlegen haben wird. Doch ſollen hierunter kei⸗ 
nesweges die Sonn und hohe Feſttage, wann ſelbige darzwiſchen einfallen 
ſollten, verſtanden werden, ſondern es wird alsdann die Lieferung des 
ausgeſchriebenen Vordings den nechſt darauf folgenden Tag allererſt ge⸗ 
ſchehen doͤrffen. Hingegen aber wird auch von Seiten derer Kaufleute 
und Schiffere niemand, bevor ſein Gut klar, und er geſonnen iſt ſolches 


* 


326 Den 27. November 1733. 


den Tag darnach einzuladen, einen Bording zu fordern berechtiget, noch 
auch wann er den geforderten Bording auf dem angewieſenen Ladeplatz 
erhalten, unnöthig aufzuhalten befuget, ſondern der Schiffer ſich ſobald 
immer moͤglich, auf die Fahrt zu begeben verbunden ſein. 


XXV. 


Was die freien Liege⸗Tage betrift, ſollen ſelbige von der Zeit an, 
da der ausgeſchriebene Bording an dem augewieſenen Ladeplatz geliefert 
worden, gerechnet und zur Ausladung nicht mehr denn drei bequeme 
Werktage dem Kaufmann oder Schiffer geſtattet werden, es wäre dann, 
daß derfelbe daran aus Mangel eines bei der Ausladung erforderlichen 
Mäffers, imgleichen durch Wetter und Wind, Beloͤmmerung der Mot⸗ 
lau, einfallende Sonn⸗ und hohe Feſttage, wie auch andere ohne des 
Kaufmanns und Schiffers Schuld ſich ereignende Fälle gehindert wuͤrde; 
zur Einladung aber ſollen dem Kaufmann oder Schiffer nicht mehr als 
5 begveme Liege⸗Tage, jedoch unter kurz zuvor erwehnter Bedingung 
gegoͤnnet werden, vor die übrigen Tage aber, ſowohl bei der Ein⸗ als 
Ausladung ſoll derſelbe gehalten ſein vor einen jeden Tag drei Groſchen 
pr Laſt zu zahlen. ö ! 


XXVI. 


Anlangend die mit Salz beladene Bordinge, weil dieſelbe nicht als 
lemahl an einem Ort oder Speicher ganz geloſſet werden, ſo werden 
auch die Liege Tage nicht Kricte bei angedenteter Beſchränkung verblei⸗ 
ben koͤnnen, ſondern nach Gelegenheit, wie der Bording an viele oder 
wenige Oerter zur Ausladung anlegen muß auf ein, zwei, oder 3 Tage 

zu extendiren fein, doch daß der Bording ſich nicht unnuͤtzer Weiſe an 
einem und anderm Orte aufhalten, ſondern ſich uͤberall foͤrdern, und ſo 
bald er an einem Orte abgefertiget worden, ohne Verzug an die an⸗ 
dere Oerter ſich begeben ſoll. Wobei alles Ernſtes unterſaget wird 
dergl. mit Salz beladene Bordinge gleichſam zu Speicher⸗Raͤumen zu 
gebrauchen. — Und das Salz daraus zu verkaufen. | 


XXVII. 


Wann die in denen Bordingen eingeladene Guͤter auf der Rhede 
in das Schiff gelieffert worden, wird der Schiffer davor Sorge zu tra⸗ 
gen gehalten ſein, damit die ledige Bordinge unbeſchaͤdiget aufs forder⸗ 
famſte bis an den Ballaſtkrug gelieffert und daſelbſt zu Verhuͤtung alles 
Schadens an die gewoͤhnliche Bordings⸗Pfaͤhle wohl geſichert und feſte 
angebunden werden moͤgen, fedoch alſo, damit der Strohm zwiſchen de⸗ 
nen Schantzen nicht geſtopfet werde. 


XXVII. 


So bald beſagter Maaßen der ledige Bording am Ballaſtkruge ab⸗ 
geliefert worden, wird der Eigner deſſelben, wofern nicht Wind und 
Wetter, oder andere Vorfallenheiten ſolches verhindern, ſelbigen inner⸗ 
halb einem halben Tage wieder nach der Stadt bringen zu laſſen ſchul⸗ 
dig ſein. Sollte inzwiſchen ein Schiff ankommen und ſolchen Bording 
zur Loſſung verlangen, fo wird dem Bordings⸗Rheder ſelbiges Gut ans 
zunehmen freiſtehen, dieſes aber ihm vor eine Beurte gerechnet werden. 


* * 
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Würde aber derſelbe einer hiebei gebrauchten Gollufton und daß er ohne 
Noth ſich aufgehalten und auf ein ankommendes Schiff gelauert hätte, 
überwieſen werden koͤnnen, fo ſoll er deswegen mit einer nachdruͤcklichen 
Strafe vom Zunftherrn angeſehen werden. 5 


XXIX. 


Einem jeden Bordings⸗Rheder wird erlaubet ſein vor gefrohrnem 
Waſſer, wann er gleich von Kaufleuten nicht beſprochen waͤre, auf ſein 
eigen risico mit ſeinem Bordinge herunter zu gehen und auf diejenige 
Schiffe, welche zur Herbſt⸗ und Winters⸗Zeit entweder anhero deſtiniret, 
oder durch contrairen Sturm unvermuthet alhie einzulaufen genoͤthiget 
ſein moͤchten, zu warten: da er denn mit ſolchem ſeinem Bording ohn⸗ 
weit der letzten See- werts auf der Plate aufgerichteten Hand zu liegen 
wird gehalten ſein, und deshalben vor die zu ſolcher Zeit in ſeinen Bor⸗ 
ding eingenommene Güter, an ſtatt der gewohnlichen 53 Groſchen eine 
doppelte Fracht, nemlich 106 Groſchen pr Laſt zu genieſſen haben, und 
ſoll dieſe Fahrt demſelben zu keiner Beurte angerechnet werden. Wuͤrde 
aber zu ſolcher Zeit kein Schif auf der Rhede ankommen, wird ein ſol⸗ 
cher Bording die zuerſt im Fruͤhjahr ankommende Schiffe, wiewohl nur 
vor die ordinaire Fracht derer 53 Groſchen, zu Loſſen berechtiget fein, 
dieſe Fahrt aber demſelben gleichfalls zu keiner Beurte angerechnet werden. 


XXX. 


Da vermoͤge der Willkuͤhr ein jeder Bordings⸗Rheder verpflichtet iſt 
feinen Bording in guter Acht zu haben und denſelben mit benoͤthigter 
tſichtiger Geräthfchaft zu verſorgen, damit derer Kaufleute Güter weder 
von unten, noch oben durch Waſſer beſchaͤdiget werden moͤgen, die zur 
See handlende Kaufmannſchaft aber ſich freiwillig erklaͤhret der Bor⸗ 
dingsfuͤhrer⸗Zunft zu Bedeckung ihrer Bordinge und Bewahrung derer 
eingeladenen Wahren gegen die Naͤſſe 15 Stuͤck fo genannte Breſengen, 
einmahl vor allemahl zu ſchenken und die Zunft dagegen ſich anheiſchig 
gemacht beſagte Breſengen vors kuͤnftige in gutem brauchbaren Stande 
zu unterhalten, und wann es noͤthig, felbige zum Gebrauch auszugeben: 
Als wird bemeldte Zunft nicht allein dieſem Verſprechen hinfuͤro nach⸗ 
zuleben, ſondern auch, wann erwehnte Breſengen abgenuͤtzet und unbrauch⸗ 
bar werden ſollten, andere an deren Stelle anzuschaffen verpflichtet fein, 


XXXI. 0 


x \ 

Ein jeder Kaufmann oder Schiffer, welcher eines Bordinges ſich be⸗ 
dienet, wird außer den Schaden, der dem Bording und denen darin ge⸗ 
ladenen Güter vom Ballaſt⸗Kruge an im Fahrwaſſer und in der See, 
bis der Bording wieder beim Ballaſtkruge abgeliefert worden, durch 
Wind und Wetter wie auch andere unvermeidliche Zufaͤlle begegnet, an⸗ 
noch beſonders denjenigen Schaden, welchen der Bording durch Eis uͤber⸗ 
kommen wuͤrde, zu tragen gehalten ſein, und zwar dergeſtalt, daß wenn 
ein mit Guͤtern beladener Bording entweder im Fahrwaſſer, oder auch 
in der Weichſel und Motlau, etz ſei zu welcher Jahres⸗Zeit es wolle, 
durch Eis, es mag ſelbiges feſtes oder Grundeis, zerſchlagen oder zer⸗ 
hauen ſein, er keinen Schaden bekaͤme, alsdann nicht allein der Bor⸗ 
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dings⸗Rheder den durch Eis denen eingeladenen Wahren zugefügten 
Schaden dem Kaufmann oder Schiffer zu erſtatten nicht gehalten, ſon⸗ 
dern dieſer noch uͤberdas dem Bordings⸗Rheder den Schaden, welchen 
der Bording vorbeſagter Maſſen durchs Eis uͤberkommen, zu verguͤten 
verpflichtet ſein ſolle. Imgleichen wird der Schiffer verbunden ſein, die 
in dem Bordinge inhabende Ladung, ſo geſchwinde als moͤglich, in das 
Schiff zu lieffern, und nach eingenommener ſolchen Ladung den ledigen 
Bording nicht ohne Noth aufzuhalten, ſondern aufs baldigfte an den 
Ballaſtkrug abzuliefern, übrigens vor allen Schaden, der bemeldtem Les 
digen Bordinge, bevor derſelbe am Ballaſtkruge abgeliefert worden, zu⸗ 
ſtoßen koͤnnte, einzuſtehen haben. Wann aber entweder der Bording uns 
befchädiget und ledig am Ballaſtkruge abgegeben worden, oder aber der 
Bordings⸗Rheder vor rathſahmer anſehen moͤchte, beſagtes ſein lediges 
Gefaͤß im Fahrwaſſer liegen zu laſſen, wird der Kaufmann den Scha⸗ 
den, welchen daſſelbe durch Eis uͤberkommen, nicht zu tragen, noch auch, 
wann ſelbiges im Fahrwaſſer befroͤre, desfals einiges Wachgeld, oder an⸗ 
dere Unkoſten zu zahlen, ſondern ein ſolcher im Fahrwaſſer befrorner 
Bording eines gleichmäßigen Vortheils als derjenige Bording, welcher 
auf ankommende Schiffe zur Herbſt⸗ und Winters⸗Zeit wartet, nehmlich; 
wofern er ſodann einige Waaren einzuladen bekaͤme, an Fracht 106 Gr. 
pr Laſt, ohne daß ihm dieſe Fahrt zur Beurte gerechnet werden ſoll, 
zu genieſſen, falls aber kein Schiff zu ſolcher Zeit angekommen ware, 
die zuerſt im Fruͤhjahr ankommende Schiffe, wiewol nur vor die ordi⸗ 
naire Fracht derer 53 Groſchen, zu bedienen haben, dieſe Fahrt ihm 
aber gleichfalls zu keiner Beurte angerechnet werden können. — Wurde es 
ſich hingegen begeben, daß ein lediger Bording aus der Stadt, umb ein 
auf der Rhede angekommenes Schiff zu entladen herunter gehen muͤſte, 
wird der Kaufmann oder Schiffer, der ihn ausſchreiben laſſen, vor den 
Schaden welchen ein folder lediger Bording durch Eis uͤberkommen, 
5 gleichfalls einzuſtehen, wann derſelbe Bording aber die eingenommene 
Ladung am angewieſenen Ort in der Stadt abgeliefert und alſo wieder 
ledig worden, kein ferneres Riſico zu tragen gehalten ſein. 


XXXII. 


Alle andere Ungluͤcksfälle, welche nicht durch Eis, ſondern durch hef⸗ 
tigen Strohm, Sturm oder andere Begebenheiten, wie ſie immer Namen 
haben, einem Bordinge, es ſei zu welcher Jahreszeit es wolle, in der Mot⸗ 
lau und Weichſel bis an den Ballaſt⸗Krug begegnen können, ſoll der Eig⸗ 
ner deſſelben zu tragen, und uͤber das den denen eingeladenen Guͤtern zu⸗ 
a n Schaden gut zu thun, oder aber den Bording dem Kaufmann, umb 
ich an demſelben feines Schadens zu erholen, zu uͤberlaſſen ſchuldig fein. 

5 XXXIII. 

In dem Fall, da ein Vordings⸗Rheder feinen Bording dem Kauf: 
mann, umb ſich an denſelben wegen feines darin an feinen Guͤtern in 
der Motlau und Weichſel erlittenen Schadens zu erholen, uͤberlaſſen 
ſollte, es ſich aber zutruͤge, daß jemand auf denſelben Bording Geld ver⸗ 
ſichert haͤtte, und damit nach Pfandes Gerechtigkeit zu verfahren geſon⸗ 
nen wäre, wird der Kaufmann vor dergl. Creditore eines nähern Rech⸗ 
tes au ſolchem Bordinge zu genieſſen haben. — 
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XXXIV, 3 
Wuͤrde ein Bording vom Ballaſtkruge an im Fahrwaſſer, oder auf 
der Rhede irgeinen Schaden uͤberkommen, und der Kaufmann oder Schif⸗ 
fer, welcher den Bording gebrauchet, mit dem Bordings⸗Rheder wegen 
Taxirung des dem Bordinge zugefuͤgten Schadens ſich nicht einigen kon⸗ 
nen, wird der Schade genau zu unkerſuchen, auch auf Erfordern eidlich 
zu tariren, und nach ergangener beeidigten Taxe unverweigerlich gut zu 
machen fein. — Doch fol auch dem Kaufmann oder Schiffer die Repara⸗ 
tion des beſchaͤdigten Vordinges ſelbſt zu beſorgen unbenommen, auf ſol⸗ 
chen Fall aber derſelbe darauf allen Fleißes zu ſehen verbunden ſein, 
damit der Schade tuͤchtig repariret werde, worauf dem Eigner des Bor⸗ 
dinges ſelbſten acht zu haben, und wofern die Reparation nicht gebuͤh⸗ 
rend verrichtet wuͤrde, ſich desfals an gehoͤrigem Orte melden zu koͤnnen 
unverwehret ſein ſoll. FE 
XXXV. 7 
Wann ein Bording oder anderes der Bordingsführer- Zunft gehoͤri⸗ 
ges Gefäß mit eingeladenen Gütern von und an den Ballaſt⸗Krug im 
Ein⸗ und Ausfahren durch Wetter und Wind, oder andere unvermeid⸗ 
liche Zufaͤlle geblieben oder zu Schaden käme, ſollen nicht nur diejeni⸗ 
geu, denen die verlohrne Guͤter gehoͤren, ſondern auch das ganze Schiff 
und alle Guͤter insgemein, fuͤr welche das Schiff gefrachtet iſt, ſie ſein 
im Schiff oder nicht, ſolchen Schaden proportionaliter tragen. ) 


XXXVI. * 


Sollte es geſchehen, daß ein Kaufmann oder Schiffer an einen Bor⸗ 
dings⸗Rheder, oder vice-verla dieſer an jene eine Forderung haben, und 
diefelben fick darob unter einander nicht zu vereinigen vermoͤchten, fo ſoll 
dieſe Sache zuvoͤrderſt an einige von beiden Theilen zu erwehlende Ar⸗ 
bitros genommen, von dieſen genau unterſuchet und entſchieden werden. 
Wofern aber ein oder anderes Theil ſich hiezu nicht bequemen, oder aber 
derer erwehlten Arbitrorum Befinden, ſich nicht wuͤrde fubmittiren, ſon⸗ 
dern lieber die Sache an die Aembter ziehen wollen, wird ſelbige, falls 
der Beklagte ein Kaufmann oder Schiffer wäre und der Kaſus ſich aus 
ßerhalb der Motlau zugetragen, vor dem Praͤſidirenden, wann aber in⸗ 
nerhalb der Motlau, vor dem Vice⸗Praͤſidirenden Buͤrgermeiſterlichen 
Ambte, fals es aber ein Bordings⸗Rheder iſt, bei dem verordneten Zunft⸗ 
herrn zwar anhaͤngig zu machen, hingegen derjenige, der alsdann von 
einem oder dem andern Ambte vor ſchuldig erkannt werden wird, weil 
er die Sache zu ſolcher Weitlaͤuftigkeit kommen laſſen, dem andern Theil 
alle bei einem oder dem anderen Ambte ergangene Unkoſten doppelt zu 
erlegen gehalten ſein. Wann nun die Sache dergeſtalt durch Arbitrage 
oder rechtliches Erkenntniß entſchieden worden, fol der Bordings⸗Rhe⸗ 
der, im Fall wider ihn der Spruch ausgefallen, ſo lange, bis er ſelbi⸗ 
gen ein Genügen geleiſtet, bei der Fahrt uͤbergangen werden, und bei 
allen ſeinen Fahrzeugen eine Nulle notiret bleiben. Hingegen aber ſoll 
auch, wann wieder ein Kaufmann oder Schiffer etwas erkandt worden 
und der Schiffer allhie noch zur Stelle iſt, auf dasjenige Schiff, aus 

deſſen Gelegenheit der Zwiſt entſtanden, kein Bording oder Ballaſtboth 
weiter ausgeſchrieben, oder es fol auch der Paß dem Schiffer einbehal⸗ 
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ten, wann aber daſſelbe Schiff bereits abgeſegelt, dem Kaufmann, der 
die Kommiſſion davon gehabt, auf kein anderes Schiff ein Bording oder 
Ballaſtboth bis der Bordings⸗Rheder ſeine Satisfaction erhalten hat, 
ausgeſchrieben werden. Wuͤrde aber der Schiffer keinen Korresponden⸗ 
ten oder Factor allhie haben, ſoll ſein Schiff nicht eher elariret werden, 
bevor ſichere Nachricht beigekommen, daß der letzte Bording, oder fals 
der Schiffer nur eines Bordinges zur Zuladung noͤthig gehabt, dieſer 
unbeſchaͤdiget an gehoͤrigem Orte abgeliefert worden. Es wäre dann, 
daß der Schiffer wegen Erſtattung des Schadens einen genugſahmen Ka⸗ 
venten zu ſtellen wuͤßte, alsdann derſelbe in ſeiner vorhabenden Reiſe nicht 
aufgehalten werden folls Alle andere eigenmaͤchtige Hemmungen aber, 
die ohne ausdrückliche Verfügung eines obrigkeitlichen Ambtes mochten 
wollen vorgenommen werden, ſollen hiemit gaͤnzlich unterſaget, und der⸗ 
jenige, welcher hiewieder zu handlen ſich unternehmen wird, auf Erkennt⸗ 
niß des Zunftherrn nicht allein den dadurch dem Kaufmann oder Schiffer 
zugefuͤgten Schaden zu erſtatten, ſondern auch ſolches mit Erlegung 100 
Thaler dem Hauſe der Zucht zum Beſten alſofort zu verbuͤſſen und zwar 
beides aus ſeinen eigenen Mitteln, gehalten ſein. c 5 
7 XXXVII. 5 

Wann die Bordingsfuͤhrerzunft ſich beſchwehret, daß mit ihren Ge⸗ 
faͤßen beim Ein⸗ und Ausladen ſehr unvorſichtig und unverantwortlich 
umbgegangen, und dieſelbe dadurch übel zugerichtet würden: Als werden 
die Kaufleute und Schiffere moͤglichſten Fleiſſes verhuͤten, daß denen Bor⸗ 
dingen weder beim Ein⸗ noch Ausladen derer Güter aus Unvorſichtigkeit 
ihrer Leute einiger Nachtheil zugefuͤget werde, und ſoll, ſo viel beſonders 
die Einnehmung derer Paͤcke anlanget, es damit alſo gehalten werden, 
daß zuvorderſt von jeder Seite des Bordinges ein oder mehr Paͤcke gele⸗ 
get, und zwiſchen dieſen das letztere Pack mit Dunkraften eingeſchoben 
werden ſoll, jedoch dergeſtalt, damit der Bording nicht aus einander ge⸗ 
ſetzet werde. Hingegen wird die Einſchraubung derer großen Paͤcke in 
die Lucken derer Bordinge gaͤnzlich unterſaget ſein.— 

\ XXXVIII. 


Bei Aus⸗ und Einladung derer Guͤter im Fahrwaſſer, wird der Schif⸗ 
fer, damit der Bording außer Gefahr der Ramponirung geſetzet werde, 
davor Sorge zu tragen haben, daß entweder zwiſchen dem Bording und 
dem Bollwerk ſogenandte Spiere geleget, oder der Bording auf die an⸗ 
dere Seite des Schiffes, ſo daß dieſes zwiſchen dem Bollwerk und dem 
Bording zu liegen komme, oder aber hinter dem Schiffe, wie es ſich am 
begvemſten wird wollen thun laſſen, gebracht werden moge. — 
XXXIX. 

Wann die Motlau und Weichſel albereits zugefrohren, einige Guͤ⸗ 
ter aber annoch entweder herauf oder herunter zu bringen ſind, fo ſoll 
es mit der ſodann erforderlichen Aufeiſung, und zwar auf des Kaufmanns 
oder Schiffers Unkoſten, folgendermaſſen gehalten werden, daß, wofern 
das Eis nur 3 Zoll dick wäre, ſelbiges mit Eisboͤthen zerſchlagen, würde 
es aber uͤber 3 Zoll dick ſein, mit Axten zerhauen und die Eisſchollen 
entweder untergeſchoben, oder aufgezogen, hiebenebſt die Wohne ſo groß 
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verfertiget werden ſoll, damit fie zum wenigften eine halbe Ele von je⸗ 
er Seite breiter als der durchgehende Bording ſein, und dieſer alſo oh⸗ 
ne Schaden beqvem paſſiren koͤnne. 


XL. 


Ein jedweder Schiffer ſoll auf einen Bording von 10 bis 30 Laſt, 
5 bis 6 Mann, auf einen Bording von 30 bis 60 Kaften, 7 bis 8 Mann, 
und von 60 und hoͤhern Laſten 9 bis 10 Mann Laſtwerffer oder fo ges 
nandte Rhedeſchieſſer nehmen, welche alles Ernſtes dahin anzuhalten ſein, 
daß ſie, wie ſie dazu ohnehin verbunden ſind, ſelbſt in Perſohn die Ar⸗ 
beit verrichten. — Wodurch aber dem Schiffer nicht benommen wird mit 
ſeinem eigenen Schiffsvolk auch ohne Zuziehung derer Laſtwerffere, oder 
auch nebſt ſeinem Schiffsvolk mit Zuziehung dererſelben, ſo viel er deren 
bedarf, die Arbeit zu verrichten, wann nur die Gefaͤſſe mit abgeſetzter 
Anzahl von Mannſchaft beſetzet ſind, und werden des Schiffers Leute, 
fals dieſe an ſtatt derer Laſtwerffer, oder nebſt denenſelben auf denen Bor⸗ 
dingen gebrauchet werden, fo dann ebenfalls wie dieſe, auf die Kauf: 
mannswaaren und Guter, wie auch auf die Bordinge fleißige Acht ſchla⸗ 
gen. — Tagelöhner aber auf die Bordinge anzunehmen ſoll dem Schiffer 
gaͤnzlich unterſaget ſein. As 


\ 

So viel Laſten der Laſtwerffer im Bordinge bearbeiten wird, für fo 
viele Laſten ſoll ihm gezahlet werden, jedoch dergeftalt, daß denen, fo 
im Bordinge unter 30 und 60, viertehalb Groſchen und denen, ſo im 
Bordinge über 60 arbeiten, drittehalb Groſchen pr Laſt ſollen entrichtet 
werden. Und dieſes wird von aus⸗ und einkommenden Waaren zu ver⸗ 
ſtehen ſein, ausgenommen diejenige einkommende Waaren, welche an der 
Bruͤcken aus Bordingen, fo über 60 Laſten groß, geloſſet werden, dafuͤr 
ſoll der Laſtwerffer nur 2 Gr. pr Laſt zu genieffen haben. Die groben 
Unterwahren, als Holt, Aſche ꝛc. betreffend, fo follen zwar diejenigen Laſt⸗ 
werffere, welche zu dieſer ſchwehren Arbeit genugſahm tuͤchtig find, dazu 
vor anderen genommen werden, jedennoch mit dieſem Bedinge, daß fie, 
wann Schiffe damit zu beladen ſind, ſich desfalls bei denen Kaufleuten 
zu melden, die Arbeit vor eben den Preis, den andere Arbeitsleute, de⸗ 
rer ſich hiezu zu bedienen, denen Kaufleuten freiſtehet, nehmen wollen, 
zu verrichten, und unter denen Stauern zu ſtehen haben werden. — Was 
zu Waſſer geſchwemmet wird, als Maſten, Planken, hat kein Geſetz und 
mag der Schiffer ſeines Willens damit verfahren, beſtens er mag und kann. 5 


XLII. i 


Ein jeder Schiffer ſoll ſchuldig fein auf den Bording oder Ballaſt⸗ 
boht, fo beladen aus⸗ oder einkommt, zu deſto fleißigerer Aufſicht auf 
die eingeladene Guͤter zwene tuͤchtige Leute, nicht aber Jungen, oder ſo⸗ 
genannte Kajüten- Wächter zu geben, jedoch wird dem Schiffer, wann 
er nicht fo viel Leute als zu Beſetzung derer habenden Bordinge nöthig, 
von feinem Schiffsvolk entbehren koͤnnte, an deren ſtatt auch andere tuͤch⸗ 
tige Leute, nur daß gleichfalls keine Jungen darunter begriffen ſein wer⸗ 
den, zu nehmen frei ſtehen: Und werden beſagte Leute, zugleich gehal⸗ 
ten fein, wann Gefahr vorhanden, denen Bordingsknechten zu Hülffe zu 
kommen und allen Schaden verhüten zu helfen. — 
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XLIII. 


Hingegen werden auch die Bordingsrhedere ſchuldig ſein auf ihre 
Gefaͤſſe tuͤchtige, und wiffentlich keine untreue, beruͤchtigte Knechte zu 
halten, anbei Acht zu geben, damit dieſelben der ihnen beſonders vorge⸗ 
ſchriebenen Ordnung in allem nachleben: Und ſolche Knechte ſollen ſie, 
die Vordings⸗Rhedere, zum wenigſten auf ein Jahr annehmen, doch daß 
ſelbige vorgaͤngig dem verordneten Zunftherrn vorgeſtellet und ihre Na⸗ 
men daſelbſt in ein Buch aufgezeichnet werden. Beſagten Kuechten ſoll 
von allen Bordings⸗Rhederen gleicher Lohn gereichet werden, fo wol in 
der Herab⸗ als Aufreiſe, dergeſtalt, daß ihnen zu Anfange der Herab⸗ 
reife ein dritte Part, das Übrige aber, wenn der Bording wieder zuruck 
gebracht worden, zugeſtellet werden ſoll. 


XLIV. 


Was die Annehmung des Schreibers betrift, wird ſelbige zwar, fü 
wie vorhin gebräuchlich geweſen, alſo auch ferner bei der Bordingsfuͤh⸗ 
rer⸗Zunft verbleiben, bemeldter Schreiber aber verpflichtet fein Tag⸗taͤg⸗ 
lich (die Sonn⸗ und Feiertage, und zwar ſowohl ganze als halbe, ausge⸗ 
nommen) ſich des Vormittags von 8 bis 12, des Nachmittags aber von 2 bis 5 
Uhr auf der Schreibſtube finden zu laſſen und die verlangte Ladezettel, ohne 
irkeine davor zu fordernde Bezahlung, aufs forderfambfte auszuſchreiben; 
wuͤrde aber der Schreiber Ehehaft ſein, daß er zu bemeldter Zeit nicht auf der 
Schreibſtube gegenwärtig fein konnte, werden die Elterleute der Zunft davor 
ſorgen, damit jemand aus der Zunft deſſen Stelle daſelbſt vertrete. Sollte 
aber jemand entweder vor 8 Uhr Morgens, oder zwiſchen 12 u. 2 Uhr zu Mit⸗ 
tage, oder aber nach 5 Uhr Abends einen Ladezettel geſchrieben zu haben 
verlangen, ſo wird der Schreiber ſelbigen bei ſich zu Hauſe zu ſchreiben, 
und davor 36 Groſchen zu fordern berechtiget, uͤbrigens uͤberhaupt ſchul⸗ 
dig fein, ſich gebührender Beſcheidenheit gegen diejenige, welche auf der 
Schreibſtube etwas zu verrichten haben, ſie moͤgen Schiffere, Abrechnere, 
oder andere ſein, zu gebrauchen, deren ſich auch dieſe gegenſt den Schrei⸗ 
ber zu befleißigen und demnach ſaͤmmtliche keine Gelegenheit zur Klage 
und Straffe zu geben haben werden. 

} XLV. 


Der Gildekuecht ſoll verpflichtet fein die auf der Schreibſtube als: 
geſchriebene Zettel denen Bordings⸗Rhederen, welcher Bordinge die Reihe 
der Fahrt betrifft, zu bringen, und davor 9 Gr., nicht aber ein mehrers 
von dem Kaufmann oder Schiffer zu fordern berechtiget ſein, dagegen er 
aber auch gehalten ſein wird den Schiffer, fals dieſem der Bordings⸗ 
Rheder unbekandt waͤre, auf ſein Begehren zu denſelben zu fuͤhren. 
Wuͤrde der Gildeknecht aber auſſerhalb der ordinairen Zeit einen Lade⸗ 
Zettel wegzubringen haben, wird er davor uͤber die vorbeſagte 9 Gro⸗ 
ſchen noch 6 Groſchen zu fordern befuget fein. a 

Dieſe abgeſetzte Ordnung behaͤlt ſich E. Rath vor nach Gelegenheit 
der Zeit und erheiſchender Nothdurfft zu andern, zu mindern und zu meh⸗ 
ren. Gegeben auf unſerm Rathhauſe den ſieben und zwanzigſten des 
Monathes Novembris, Anno 1733. 

f Buͤrgermeiſtere und Rath der Stadt Dantzig. 
% 


— 


Den 4. Februar 1738. 333 


fi 35 Nr. 10. 


Vergleich zwiſchen der zur See handlenden Kaufmann⸗ 
[haft und der Bordings-Fuͤhrer-Zunft der Stadt Dan⸗ 
zig unterm 26. Januarü dieſes Jahres vorm Praͤſidiren⸗ 
dem Buͤrgermeiſterl. Amte geſchehen, ſo den 4. Februarii 

darnechſt von Em. E. Rath confirmiret worden?). 


U 


Neem E. Rath dem Herrn Praͤſidenten Sr. Herrl. zu zweienmahlen 
kommittiret gehabt die von neuem zwiſchen der loͤbl. Bordings⸗Fuͤhrer⸗ 
Zunft am andern Theil wegen der Fracht der Ballaſt⸗Boͤthe entſtandene 
Streitigkeiten in der Guͤte beizulegen, und Em. Raht hierauf wolgedach⸗ 
ter Herr Praͤſident Sr. Herrl. referiret, daß es endlich am 26. vorigen 
Monaths zu einem Vergleich, des lauts wie folget: N 

Nachdem der präfidicende Herr Bürgermeifter Sr. Hoch⸗Edl. Geſtr. 
Herrl. einige von denen zur See handelnden Kaufleuten, imgleichen die 
Elterleute der loͤbl. Bordings⸗Fuͤhrer⸗Zunft vor ſich fodern laſſen, und 
ihnen die auf beiderſeits Parthe in puncto des von der löͤbl. Kaufmanns 
ſchaft geſuchten freien Gebrauchs ihrer anzuſchaffenden Ballaſt⸗Boͤthe, bei 
Em. Hochedl. und Hochw. Naht eingegebene Schriften, den 21. Januarii 
juͤngſthin abgefaßte Terminatam bekandt gemacht, und hiernaͤchſt noch⸗ 
mahls beide Theile ermahnet, in ihren obſchwebenden Streitigkeiten ei⸗ 
nen güttlichen Vergleich zu treffen; Als hat nunmehro fo wol die loͤbl. 
Kaufmannſchaft, wie auch die loͤbl. Bordings⸗Fuͤhrer⸗Zunfft vor dem präs 
ſidirenden Buͤrgermeiſterlichem Amte ſich freiwillig erklaͤhret, daß ſie den 
vorhin albereits vorgeſchlagenen Vergleich annehmen wollen, wobei denn 
zugleich fie beiderfeits gebeten, daß E. Hoch⸗Edl. und Hoch⸗W. Naht 
ſothane ihre Vereinigung approbiren und zu konfirmiren hoͤchſtgeneigt ge⸗ 
ruhen wolle: Es lautet aber der Vergleich folgender geſtalt: 

Demnach zwiſchen denen zur See handelnden Kaufleuten an einem, 
und der Bordings⸗Fuͤhrer-Zunft am andern Theil ſich de novo einige 
Mißhelligkeiten wegen der Ballaſt⸗Boͤthe ereignet, und aber E. Hochedl. 
und Hochw. Naht auff heigefommenen Bericht und Gegen- Bericht der 
Parthe, dem Herrn Praͤſidenten Sr. HochEdl. Geſtr. Herrl. committiret, 
wo moͤglich beide Partheien zu vergleichen; Alſo iſt nunmehro von ſelb⸗ 
ten nach der mit beiden Theilen hieruͤber gepflogenen Handlung folgender 
Vergleich vermittelt und feſtgeſetzet worden. Und da die Kaufmannſchaft 
inſonderheit uber die von der Bordings⸗Fuͤhrer⸗Zunfft gefoderte Fracht 
vor die Ballaſt⸗Böthe a 54 Gr. pr Laſt, Beſchwerde geführet; Als hat 
die Bordings⸗Fuͤhrer⸗Zunft ſich endlich dahin erklaͤhret, daß obwohl in 
der jüngft publicirten Bordings⸗Ordnung keine Fracht wegen der Ballaſt⸗ 
Boͤthe esprimiret, ſondern der Vereinigung der Eigener mit denen ſo 
Ballaſt⸗Boͤthe gebrauchen würden, uͤberlaſſen worden, fie dennoch um 
alle Klagen zu verhüten und das gute Vernehmen mit der loͤbl. Kauf⸗ 


) Nicht gedruckt. 
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mannſchaft voͤllig herzuſtellen hinkuͤnftig mit der in vorigen Zeiten nach 
advenant der Größe der Ballaſt⸗Boͤthe gezahlten Fracht zufrieden fein, 


nemlich b Vor 1 Ballaſtboth von 8 Laſt 75 fl. 
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und desfalls hinkuͤnftig keine höhere Fracht fordern wollen, jedoch daß 
vom 21. Novembris an zur Winter⸗Fracht, wie von den Bordingen die 
Helffte mehr nach advenant zu zahlen ſein wird. 

Hiernechſt hat die Bordings⸗Fuͤhrer⸗ Zunft ſich erboten, daß wenn 
Kaufleute und Schiffere Bordinge und Ballaſtboͤthe in der Motlau ſo 
weit der Fluß gehet, fordern und verlangen würden, ſelbige unweigerlich 
vor eine halbe Fracht, nemlich die Bordinge a 27 Gr. und die Ballaſt⸗ 
böthe vor die Helffte der im vorigen puncte nach Proportion derſelben 
geſetzten Fracht⸗Gelder uͤberlaſſen, und innerhalb 24 Stuͤndiger Friſt von 
der Zeit an, da fie auf der Schreib⸗Stube beſtellet worden, oder auch 
wo es moͤglich inner wenigern Stunden, auf den angewieſenen Loß⸗ und 
Lade⸗Platz an die Hand gehen wollen. 

Weilen auch die Kaufmannſchaft vorgeſtellet hat, daß da von denen 
Bordings⸗Fuͤhrern alemapl zwei Mann von dem Schiffs⸗Volk zu Waͤch⸗ 
tern auf die Bordinge und Ballaſt⸗Boͤthe zu ſetzen verlanget würde, de⸗ 
nen Schiffern aber, fuͤrnemlich denenjenigen ſo mit weniger Mannſchaft 
führen, große Beſchwerde dadurch zugezogen würde. So hat die Bor⸗ 

dings⸗Fuͤhrer⸗Zunft auch in dieſem Punkte ſich ausgelaſſen, daß ſie bei 
Sommers⸗Zeit hierüber fo ſtrikte nicht halten, ſondern mit den Schiffern 
in die Gelegenheit ſehen wolle, bei Winters⸗Zeit aber nach dem 21. No- 
vembris an bis ans Frühjahr behält fie ſich vor, daß es bei dem 42 f. 
der jüngft publicirten Bordings⸗Ordnung allerdings ſein verbleiben has 
ben möge. f 5 
Und wie nun die Kaufmannſchaft dieſe der Bordings⸗Fuͤhrer⸗Zunft 
gethane Erklaͤrung vergnuͤglich auf und angenommen, alſo haben die erſt⸗ 
erwehnte dagegenſt ſich ausgelaſſen, zufrieden zu ſein, daß die Ballaſt⸗ 
Bothe hinkuͤnftig wiederumb nach der Beurte fahren, und auf der Bor⸗ 
dings⸗Fuͤhrer-Zunft⸗Schreib⸗Stube ausgeſchrieben werden, nur daß die 
Kaufleute und Schiffere mit tuͤchtigen und dienlichen Ballaſt⸗Boͤthen ges 
foͤrdert und keine untaugliche aufgedrungen werden moͤgen. ar 

Uebrigens geloben beiderſeits Parthe dieſen in obigen puncten ge⸗ 

troffenen Vergleich feſte zu halten, ſonſten aber der im 1733ſten Jahre 
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publicirten Verordnung als einer vorgeſchriebenen Richtſchnur willige Fol⸗ 
ge zu leiſten und davon auf irgkeinerlei weiſe nicht abzugehen. Actum 
d. 26. Januarii 1735. ö 3 55 

Ex Actis Nobilis Domini Gabrielis a Boemelu. Prae-Cons. 

ac, Präesidis. 0 5 
gediehen, welchen beide Theile zwar völlig angenommen, anbei aber ges 
buͤhrend gebethen hätten, E. Naht denſelben zu confirmiren und zu ra- 
tihabiren belieben möchte; Als hat E. Naht obigen Vergleich nach vor: 
gängig geſchehener Verleſung deſſelben, hiemit confirmiren und ratihabi⸗ 
ren, hiebenebenſt aber beiden Theilen andeuten wollen, daß es kuͤnftig hin 
in allen übrigen Punkten bei der Anno 1733, publicirten Verordnung ſein 
Verbleiben haben, und keines davon auf irgeinerlei Art abzuweichen be⸗ 
fuget fein werde. Gegeben auf Unſerm Räht⸗Hauſe dem 4. Februarii 
1735. Buͤrgermeiſtere und Raht der Stadt Danzig. 


Nr. 11. es 
Neu-Revidirte Feuer-Ordnung der Stadt Dantzig aus 
Schluß Saͤmmtl. Ordnungen publieiret den 9. Juni 
Anno 1777 en 


Demnach E. Raht in Erfahrung gebracht, was maaſſen bey vorfal⸗ 
lenden Brand und Feuers⸗Noͤthen, denen ehedeſſen desfalls gemachten 
Verordnungen zuwider, allerhand Mißbräuche eingeriſſen, wodurch dieſer 
Stadt leichtlich groſſes Ungluͤck und Schaden zugezogen werden koͤnte; 
als hat E. Rath, daß es in dergleichen betruͤbten Fällen, die Gott in 
Gnaden abwenden wolle! keines weges an guter Einrichtung fehle, mit 
Zuziehung Sämmtlicher Ordnungen eine neue nach jetziger Zeiten Beſchaf⸗ 
fenheit eingerichtete Feuer⸗Ordnung abfaſſen laſſen, und durch den Druck 
zu jedermanns Wiſſenſchaft bringen wollen, damit alle und jede dieſer 
Stadt Buͤrgere und Einwohnere, wie ſie dabey ſich zu verhalten haben, 
wiſſen moͤgen. 

Es beſtehet aber dieſe revidirte Feuer⸗Ordnung in 3. Theilen: 

Im erſten wird angedeutet, wie ſich Maͤnniglich gegen kuͤnfftige 
Feuers⸗Gefahr mit allerhand Nohtdurfft verſehen und bereit halten ſoll; 

Im andern: Was bey aufgehender Feuers⸗Brunſt eines jeden Amt 
und Gebühr ſey; Dann : h j 

Im dritten: Was nach gluͤcklich gedaͤmpffter Feuers⸗Brunſt vor⸗ 
zunehmen. ö 


Erſter Theil. 
Artic. I. 


Zu beſſerer Beobachtung dieſer Ordnung find. aus dem Mittel Es. 
Rahts 3. Perſonen, als 2. aus der Rechten, und 1. aus der Alten⸗Stadt, 
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wie auch 2. Perſonen Es. Gerichts der Rechten⸗Stadt, und 4. aus der 
dritten Ordnung zu der Function der Feuer⸗Ordnung ernannt, welche ſich 
nicht allein zu bereden haben werden, auf was Art Sie ihre Verrich⸗ 
tungen unter ſich zu verabtheilen gemeinet, damit bey aufgehendem Feuer 
keiner dem andern hinderlich ſey, ſondern es wird dererſelben Aufſicht 
auch über alle binnen der Stadt fo wol als den aäuſſerſten Feld⸗Thören 
ſich eraͤngnende Feuers⸗Bruͤnſte ſich erſtrecken, dergeſtalt, daß Sie jaͤhr⸗ 
lich im Vorfahr einmahl alle und jede, derer Huͤlffe bey vorfallenden 
Feuers⸗Noͤthen Sie ſich zu gebrauchen haben, benamentlich die Feuer⸗ 
Knechte nebſt ihren Adjunctis, Thurm⸗Pfeiffere, Elterleute der Mäurer, 
Zimmer⸗Fuhr⸗Leute, und Traͤgere, wie auch die Thorſchlieſſere und Schorn⸗ 
ſteinfegere ꝛc. vor ſich fordern, und fie ihrer Gebuͤhr aus dieſer Ordnung 
fleißig erinnern, damit, wenn einer oder der andre bey Feuers⸗Bruͤn⸗ 
ſten auſſen bliebe, oder feiner Pflicht vergaͤſſe, er desfalls zu gebuͤhren⸗ 
der Straffe gezogen werde. Hienechſt werden Sie denen auf gemeiner 
Stadt Koſten bey der Function der Feuer: Ordnung geſetzten Okheianten 

ein vollſtaͤndiges Verzeichniß aller und jeder Feuer⸗Geraͤhtſchafft uͤberge⸗ 
ben, mit ernſtlichem Befehl, die ihnen anvertraute Geraͤhtſchafften in 
richtiger Ordnung und guter Fertigkeit zu halten. Auſſer dem ſo wer⸗ 
den Saͤmmtliche zu der Function der Feuer⸗Ordnung ernannte relp. Her⸗ 
ren Deputirte jahrlich einmahl zu einer Ihnen beliebigen Zeit alle unten⸗ 
benannte Feuer⸗Buden, und die darinn verhandene Geraͤhtſchaft Selbſt 
in Augenſchein nehmen, ob ſie brauchbar und bereit, unterſuchen, und 
fo irgends Mangel verfpühret würde, ſolchen ohne Verzug beſſern und 
ergaͤntzen laſſen. Und damit alles deſto geſchwinder bewerckſtelliget wer⸗ 
de, ſo ſoll ſo wol in denen Wach⸗Buden und in der Haupt⸗Wache, als 
auch auf dem Stadt⸗Hofe eine Tafel ſeyn, worauf die Nahmen Saͤmmtl. 
zu der Function der Feuer⸗Ordnung verordneten Relp. Herren Deputirten 
nebſt genau beſtimmter Anzeige ihrer Wohnungen verzeichnet ſtehen, da⸗ 
mit ohne weiteres Nachfragen bey aufgehendem Feuer beydes ſo wol die 
Officiers in der Haupt⸗Wache und die Nachtwaͤchtere, wem ſolches zu mel⸗ 
den, als auch die Stadthoͤfiſchen Knechte, wohin die Kutſchen zu ſchicken, 
wiſſen moͤgen. 8 5 

Artic. II. 


Der Feuer⸗Knechte Amt und Gebuͤhr ſoll hierinn beſtehen, theils 
nach der ſie treffenden Ordnung des Tages auf dem Thurm der Kirche 
zu St. Marien, des Nachts aber unter dem Rahthauſe zu ſeyn, bey dem 
etwan, es ſey Tages oder Nachts, entſtandenen verborgenen Feuer, ſol⸗ 
ches, und an welchem Ort es iſt, dem auf beſagtem Thurm die Wacht⸗ 
haltenden, damit derſelbe die Zahl der Schläge mit der Sturm⸗Glocke 
darnach thue, fo fort bekannt zu machen, theils aber auch, überhaupt, 
wenn ſie irgend ein verborgen Feuer oder einen ſtarken aufſteigenden 
Rauch ſehen, ſogleich naͤhere Kundſchaft davon einzuziehen und alsdenn 
ſolches ſogleich bey dem naͤchſten Thurm, wo eine Wache ift, wenn aber 
keine Wache daſelbſt oder ein ſolcher Thurm weit entlegen iſt, bey der 
nächften Kirche dem Gloͤckner oder Signator zu melden, damit diefelben 
ſich mit der Sturmglocke darnach richten moͤgen. Uebrigens lieget ihnen 
ob denen relp. Herren Deputirten zu der Feuer⸗Ordnung fleißig aufzu⸗ 
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warten, Ihrem Befehl nachzukommen, und ſo viel moͤglich, dahin ſich 
zu bemühen, damit auf der Vor⸗Nieder⸗ un) Alten⸗Stadt, auch auf 
dem Neuen ⸗ Garten allezeit einer, und zwar nicht weit von der Feuer⸗ 
ude, die uͤbrigen in der Rechten⸗ Stadt, fo viel thunlich, nahe an den 
Jeuer⸗Buden wohnhafftig ſeyn und bleiben. Dabenebſt follen fie die 
Feuer - Geräthfchafft, welche ihnen vermoͤge einem ſchrifftlichen Aufſatz 
uͤberlieffert worden, an gehörigen Orten ohne Abgang fleißig in Acht; 
nehmen, damit die volle Zahl aller Stuͤcke ſtets beyſammen bleibe, die⸗ 
ſelben guch, als die Schlangen⸗Spruͤtzen und Saugere, daß ſie Waſſer 
halten, anfertigen, ſo daß man derſelben ſich immerfort im Fall der Noht 
ſicher gebrauchen könne; Anbey follen fie die Druckwerke an den Schlan⸗ 
gen⸗Spruͤtzen alle halbe Jahr, denn auch die Schlaͤuche der Schlangen⸗ 
Spruͤtzen, fo offt es noͤthig, ausſchmieren, und ob dieſe, imgleichen die 
an den Saugeren befindliche Waſſer⸗Saͤcke und Waſſer⸗Schlaͤuche, Waf⸗ 
ſerdicht find, oͤffters unterſuchen. Dann follen die alteſten Feuer⸗Knechte 
die jüngern und Adjunctos alle halbe Jahre, nehmlich im Früh⸗Jahr und 
Herbſt unterrichten, wie ſie mit den Schlangen⸗Spruͤtzen und Saugeren 
geſchicklich und fertig umzugehen haben. So wird auch die Loͤbl. Function 
der Feuer⸗Ordnung ſich bereden, ob es nicht dergeſtalt geſtellet werden 
koͤnte, damit auf Koften der Stadt nach und nach eine gewiſſe benöthigte 
Anzahl Laternen angeſchaffet werden möge, davon ſodann an jedes Eck⸗ 
Hauß eine wuͤrde zu lieffern, und von denen Einwohnern ſothaner Haͤu⸗ 
ſer in Zeit des Feuers an jedem Eck⸗Hauſe eine ſolche mit 2. Lichten 
verſehene Laterne auf eine begveme Art zu Erleuchtung der Straſſen an 
einem erhabenen Orte auszuhaͤngen ſeyn. Desgleichen werden die Feuer⸗ 
Knechte auf die Ketten an den Ecken der Straſſen ein fleißiges Auge 
haben, daß ſelbige gantz, feſt und gaͤngig unterhalten bleiben. Ueberdas 
werden dieſelben des Tages, und die Nachtwaͤchtere des Nachts auf der 
ſogenannten Langen⸗Bruͤcke fleißig herumbgehen, und anmercken, ob da⸗ 
ſelbſt Es. Rahts Schluß vom 7. Jan. 1726. zuwider, gluͤende Kohlen und 
Feuer⸗Toͤpffe gehalten, mit Licht oder Feuer unter den Bruͤcken an den 
Häuſern gegangen, und auf den Bruͤcken Toback gerauchet werde, denn 
auch, ob in einigen hoͤltzernen Buden, vornehmlich auf den Holtz⸗Hoͤfen, 
Ofen befindlich find, und da fie dergleichen antreffen möchten, ſolches 
ſogleich dem Herrn Praelidi bey der Function der Feuer⸗Ordnung anzei⸗ 
gen, da Derſelbe dann das unrichtige zu wandeln, und die Verbrecher 
zu gebuͤhrender Straffe zu ziehen wiſſen wird. Endlich ſollen auch die 
Jeuer⸗Knechte ohne Vorwiſſen und Erlaubniß des Herrn Praelidis bey 
gedachter Function ſich nicht aus der Stadt begeben, am wenigſten des 
Nachts außer derſelben bleiben, ſothaner ihrer Dienſte halber aber außer 
ihrer bisherigen Beſoldung, auch von der Bürger⸗Wache, zufolge Es. 
Raths Schluß von An. 1738. den 16. Novembr. weiterhin befreyet ſeyn. 


Artic. III. 


Was die Dexter der Feuer⸗Buden, in welchen die Feuer⸗Geräthſch 
verwahret wird, anlanget, ſo ſind derer an der Zahl 16. hin und wie⸗ 
der in der Stadt und den Vorftädten beqvemlich angeleget, als 1. unter 
dem Rechtſtaͤdtſchen Rahthauſe; 2. im Rechtſtaͤdtſchen Stadthofe; 3. am 
Langgasſchen⸗Thor; 4. auf Neugarten; 5. am breiten Thor; 6. unter 
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dem Altſtaͤdtſchen Rahthauſe; 7. auf dem Caſſubiſchen Markt; 8. an 
St. Bartholomaͤi Kirchheß; 9. am St. Jacobs⸗Hoſpital; 10. am Koͤg⸗ 
ſchen Ort; 11. am Zuchthauſe; 12. aufm Kneipaf; 13. in der Neuſtadt; 
14. auf den Mattenbuden; 15. die Speicherbude; 16. an der Laltadie. Diefe 
ſollen hinfort unverruͤckt daſelbſt ſtehen bleiben, verſchloſſen gehalten, die 
Schluͤſſel davon, wie gebräuchlich, bey den Fener⸗ Herren niedergeleget, 
jedoch einem jeden derer relpect. Herren Allellorum bey dieſer Function 
fo. wol, als auch jedwedem Feuer⸗Knecht ein Haupt⸗Schluͤſſel zu allen 
Buden zugeſtellet werden, welchen die relp. Herren Aslellores, wenn Sie 
abgehen, ihren Nachfolgern, die Erben derer mit Tode abgehenden 
Feuer⸗Knechte aber dem Herrn Praehdi ſelbiger Function unverzuͤglich ab⸗ 
gegeben werden, und ſoll die Aufſicht und Bewahrung obgemeldter Feuer⸗ 
Buden nach wie vor unter die Feuer⸗Knechte vertheilet bleiben, daß jez 
der nicht nur gewiſſe davon nebſt der darinn befindlichen Grraͤthſchafft 
unter ſeiner Obſicht und in guter Bereitſchafft halte, um davon, bey 
Verluſt ſeines Dienſtes, Rede und Antwort zu geben, ſondern auch woͤ⸗ 
chentlich einmahl die Thorwege an den ihm uͤbergebenen Feuer⸗Buden 
oͤfne und ſie von dem Unluſt befreye, damit bey entſtehender Feuersbrunſt 
ſelbige auf das ſchleunigſte und ohne Hinderniß geoͤfnet werden koͤnnen. 


Artic, IV. 


Die in denen Feuer⸗Buden unter einem Verzeichniß verhandene Feuer⸗ 
Geraͤthſchafft werden die zu der Lol. Funetion der Feuer⸗Ordnung relp. 
Herren Deputirte nicht nur in der Anzahl und dem Stande, worinn ſie 
jetzb befindlich, erhalten, ſondern auch nach Moͤglichkeit von Zeit zu Zeit 
zu vermehren und zu verbeſſern ihnen angelegen ſeyn laſſen, und damit 
es an keinem Ort der Stadt an Waſſer fehle, ſo ſollen allenthalben, 
und insbeſondere die zwiſchen den Speichern gelegene Brunnen und Ab⸗ 
zuͤge, und zwar die zwiſchen den Speichern durch die Feuer⸗Knechte rein 
und aufgeraͤumt, die daſelbſt verhandene Brunnen aber aus dem jaͤhrlich 
einkommenden Brunnen ⸗Gelde unterhalten werden. 


Artio. V. 


Nechſt dieſem iſt vor noͤthig befunden, daß alle Feuer⸗Knechte nebſt 
ihren Adjunctis in Gegenwart der Function der Feuer⸗Ordnung alle Jahr 
. einmahl nach Befinden exereiret werden, wie fie mit den Schlangen⸗ 
Spruͤtzen und Saugeren wohl und hurtig umgehen ſollen, dabey ihnen 
denn wird anzudeuten ſeyn, was ihnen im Fall eines Brandes zu thun 
obliege, und wie ſie Ordnung untereinander zu halten haben, wie ſolches 
im X. Art! des Andern Theils diefer Feuer⸗Ordnung ausfuͤhrlicher ver⸗ 
ordnet iſt. Bey welchem Exercitio der Stadt⸗Hof zu Anfuͤhrung der 
Spruͤtzen, Saugere und Kuͤwen, Pferde und Knechte herbey ſchaffen wird. 
Weil indeſſen der Feuer⸗Knechte und Adjunctorum nicht fo viel, daß die 
Schlangen⸗Spruͤtzen und Saugere in Feuers⸗Noht durch fie guugfam bes 
ſetzet werden koͤnnen, ſo will E. Naht hiemit den Schluß vom 14. Jun. 
1717 erneuen, und verordnen, daß dann und wann nach Befinden der 
Function der Feuer⸗Ordnung das 4 Theil aller in dem Lten Theil dieſer 
Ordnung Art, XI. et XII. benannten zur Feuer⸗Ordnung gehörigen Belehn⸗ 
ten auf einen nach Belieben ſelbiger Function anzuſetzenden Tag zugleich mit 
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den Bedienten der Function der Feuer⸗Ordnung exerciret und unterrichtet 
werden mögen, wie fie mit den Pumpen der Schlangen: Sprüsen und 
Saugere wohl umzugehen haben, damit ſie auf erheiſchenden Fall nicht 
durch unvorſichtiges Pumpen und uͤble Handthierung der Schlauche und 
Waſſer⸗Saͤcke unbrauchbar gemachet werden. Da dann ſothanem Exer- 
eitio die Elterleute der Zuͤuffte und Belehnten, imgleichen die Pfand⸗ 
Ausgebere mit werden beyzuwohnen haben, die, ſo dazu verbottet, und 
gleichwol nicht erſcheinen, aufzuzeichnen, und als Wiederſpenſtige nach 
Bewandniß der Sache mit Geld⸗Buſſen, oder auch mit der Hafft im 
Ancker⸗Schmied⸗ Thurm zu beſtraffen ſeyn. 5 i 5 
Artie. VI. 

Weil durch unvorſichtige Anlegung neu⸗zu erbauender, oder auch 
durch nicht guugſame Verſicherung der bereits angelegten und nur zu repari- 
renden Schorſteine leichtlich gefährliche Feuers⸗Bruͤnſte entſtehen koͤn⸗ 
nen; Als hat E. Raht die deshalber den Maurern, Zimmerleuten und 
Schorſtein⸗Fegern durch einen Schluß vom 9. Jan. 1733. gemachte und 
in die neu revidirte Willkuͤhr 1. Th. 3. Cap. 7. Art. eingeruͤckte Verord⸗ 
nung wieder erneuern und hiemit zu jedermanns Wiſſenſchaft bringen 
wollen, daß, von Publieirung dieſer Feuer⸗Ordnung an, alle zu erbau⸗ 
ende neue Haͤuſer fo eingerichtet werden ſollen, damit die dabey anzu⸗ 
beingende Schorſteine mit Ziegeln, oder wenigſtens Moppen, fo auf 
der breiten Seite aufliegen, aufgefuͤhret, die in ſchon ſtehenden Gebaͤu⸗ 
den entweder ganz neu anzulegende oder zu reparirende Schorſteine auch, 
wofem der Raum es immermehr zulaͤſſet, ebenfals mit Ziegeln oder 
Moppen auf der breiten Seite verfertiget, wo aher nicht Raum dazu 
iſt, mit Ziegeln, ſo 15. Zoll lang, 12. Zoll breit, und 3. Zoll dick, auf 
der hohen Kante aufgemauert, und doch wenigſtens zwiſchen den Balcken 
oder halbhoͤtzern vor Feuers⸗Gefahr gnugſam verſichert und die Balcken 
und andres Holtzwerk bey den Canaͤlen der Schornſteine gegen beſorgliche 
Entzuͤndung verwahret werden ſollen. Wann auch die Schorſteinfegere 
hinfuͤhro in den Schorkeinen Riſſe finden, ſollen fie ſolches den Eigen⸗ 
thums⸗Herren der Gebaͤrde alſofort anzeigen, und ſolche Riſſe, wo Maͤu⸗ 
rer fuͤglich zukommen koͤmen, nicht von den Schorſteinfegern, fondern 
von dieſen nur diejenigen Riſſe, wo Maurer nicht wohl zukommen koͤn⸗ 
nen, gut zugemachet, und ve:zwicket werden. Ueberdem werden hinkuͤnfftig 
zu mehrerer Sicherheit die Schorſteinfegere jährlich zweymahl genau 
und fleißig auf der Rechten⸗Stadt, gleichwie es bishero auf der Alten⸗ 
Vor⸗ und Nieder⸗Stadt geſchehen, und annoch gebräuchlich iſt, Haus fuͤr 
Haus die Schorſteine, ob felbigt gefeget, oder ſchadhaft, fleißig zu un⸗ 
terſuchen, falls fie hierinn einen Mangel gewahr würden, ſolches zufor⸗ 
derſt dem Eigener des Hauſes, und da dieſer in Verbeſſerung ſich faͤu⸗ 
mig finden lieſſe, dem Herrn Prlelidi bey der Function der Feuer⸗Ord⸗ 
nung bekannt zu machen gehalten ſeyn. 5 . i 

Artic, VII. 


So fol auch täglich. auf dem Stadthofe einer von denen Stadthoͤ⸗ 
fiſchen Knechten nach ihrer Ordnung ſowohl im Tage als bey Nacht die 
Wache halten, damit man dafelbft, auf den Fall eines aufgehenden Feuers, 
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mit ſchleuniger Zufuͤhrung der Spruͤtzen und Waſſer ⸗Küwen deſto eher 
bey der Hand ſeyn möge. Wovon im 2ten Theil mehreres folgen wird. 


Zweyter Theil. 
Art. I. 2 


f Es ſollen alle Thurm⸗Pfeiffere zu St. Marien; St. Catharinen, St, 
Johannis, und 8. S. Petri und Pauli, die den Tag uͤber auf beſagten Thuͤr⸗ 
men geweſene Feuer⸗Knechte alle Abend, und zwar von Michaslis bis 
Oſtern um 7. Uhr, im Sommer aber gleich nach geſchloſſenen Stadt⸗ 
Thoͤren, jederzeit richtig abloͤſen, auch alle halbe und gantze Stunden 
ihre Wachſamkeit kund thun mit Schallmeyen⸗Blaſen, und des Morgens 
nicht eher, als um 5. Uhr im Winter, und im Sommer mit Aufſchlieſ⸗ 
fung der Shore abgehen, da dann dieſe ſich einzuſtellen, und bis jene zu 
angemerckter Abends⸗Zeit wieder herauf kommen, auf den Thuͤrmen zu 
verbleiben ſchuldig ſeyn werden. Da ſie nun irgendwo bey naͤchtlicher 
Zeit eines zum Dache, Schorſtein oder ſonſt am Gebaͤude ausflammen⸗ 
den Feuers in⸗ oder auſſerhalb der Stadt, wenn es nur nicht auſſer de⸗ 
nen aufferften Feld⸗Thoͤren, gewahr wuͤrden, ſollen ſie bald und Ange⸗ 
ſichts zum Sturm ſchlagen, jedoch mit dieſem Unterſcheide, daß ſie den 
Brand innerhalb den Feld⸗Thoͤren mit 2. was auf der Neu⸗ und Nie⸗ 
der⸗Stadt mit 3., auf der Vor⸗Stadt mit 4, auf der Alten⸗Stadt mit 
5., und was in der Rechten⸗Stadt, mit 6. Schlägen andeuten, und über 
eine Weile, nachdem das Feuer anhält, abermal fo viel Schläge wieder⸗ 
hohlen, zugleich auch an der Seite des Thurms, wo man des Feuers an⸗ 
ſichtig, eine Laterne mit brennenden Lichten aushaͤngen. Und ſobald an 
einem Ort Sturm geſchlagen, ſollen die Waͤchtere der anderen Thuͤrme 
ſowohl mit Sturm ſchlagen, als Laterne Aushaͤngen folgen. Bey denen 
Thuͤrmen aber, da keine Wächter beſtellet, als zu St. Bartholomaei und 
St. Barbara, werden es die Signatores oder Gloͤcknere zu verrichten ha⸗ 
ben. Begaͤbe es ſich aber, daß bey Tage ein Feuer aufgienge, und die 
Flamme nicht zum Schorſtein, ſondern an einem Ort des Gebaͤudes aus⸗ 
ſchluͤge, alsdenn wird der Feuer⸗Knecht, der zu der Zeit auf dem Thurm 
der Kirche zu St. Marien die Wache hat, ſo gleich zum Sturm ſchlagen, 
welchen Feuer⸗Knecht der Thurm⸗Pfeiffer aufs eiligſte abzuloͤſen gehal⸗ 
ten ſeyn wird, damit er feiner Pflicht gleich denen übrigen bey dem 
Brande wahrnehmen koͤnne. Die Gloͤcknere werden auch auf den andern 
Thuͤrmen, ſobald fie die Sturm⸗Glocke von der St. Marien Kirche, oder 
von einem andern Thurm hören, ohngeſaͤumt zum Sturm ſchlagen; Wann 
es aber durch bloſſes Geſchrey, oder von nicht bekannten Leuten kund 
gethan wuͤrde, ſollen ſie zu ſchlagen nicht maͤchtig ſeyn, bevor ſie ſelbſt 
des Feuers vom Thurm anſichtig worden, doch nach Gelegenheit des Orts, 
Brandes, und Anzahl der Schläge, wie oben gedacht. Und ſo wie des 
Nachts eine Laterne, ſo ſoll des Tages eine dazu verordnete Fahne ge⸗ 
gen den Ort hinaus, wo ſich das Feuer beweiſet, ausgeſtecket werden. 
Truͤge es ſich aber zu, daß ein Feuer aufgienge, und der Thurm⸗Pfeiffer 
Sturm zu ſchlagen verſchlieffe, ſoll derſelbe ſeines Dienſtes nicht allein 
verluſtig gehen, ſondern auch uͤber dem mit harter Strafe beleget wer⸗ 
den. Wuͤrde er auch nach oder vor obangeſetzter Zeit, zu ſpaͤt oder zu 
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früh, hinauf oder hinab gehen, fol er eines ganzen Monat⸗Soldes, und 
wann der Feuer⸗Knecht zu rechter Zeit bey Tage die Sturm⸗Glocke zu 
ſchlagen verabfaͤumete, ſeines Dienſtes beſtanden ſeyn. Die Gloͤcknere 
werden hiernechſt ernſtlich ermahnet, ihr Gebühr: bei ſothanen Fallen 
fleißig in Acht zu nehmen, anders fie von denen Feuer⸗Herren zu gebüh⸗ 
render Strafe gezogen werden ſollen. 5 858 

/ Art, II. 


Der Hofmeiſter auf dem Stadt⸗Hofe fol nebſt den Stadthoͤfiſchen 
Knechten daſelbſt mit allem Fleiß daran ſeyn, damit bey vorfallender 
Feuers⸗Brunſt 3. Kutſchen, jede mit 2. Pferden beſpannt, bereit ſeyn 
mögen, nach Eutlegenheit des Orts die zur Function der Feuer⸗Ordnung 
deputirte Perſonen abzuhohlen, uͤberdem dahin ſorgen, daß aus den Feuer⸗ 
Buden und vom Stadt⸗Hofe die Schlangen-Sprügen, Saugere und Waſ⸗ 
ſer⸗Kuͤwen an den Ort des Brandes förderlichſt mögen beygeführet wer⸗ 
den. Hiernechſt ſoll der e vom Stadt⸗Hofe nicht abgehen, ſon⸗ 
dern daſelbſt, ob und was ihm ferner zu bewerckſtelligen von den Feuer⸗ 
Herren durch dahin geſchickte Reuter oder Amts-Dienere wird aubefohlen 
werden, abwarten. Juzwiſchen ſoll er alle Wagen⸗ und Karren ⸗ Pferde 
unter Geſchirr fertig halten, um ſelbige vor Gaſſen⸗Wagen oder Schleif⸗ 
fen anzuſpannen, damit man deren an Ort und Stelle, dahin man fie 
bedarff, bald habhafft werden koͤnne. Die Stadthoͤfiſchen Knechte werden 
Tages ſo wohl, als Nachts, bey Strafe der Haft nicht eher von der 
Brand» Stätte abreiten, und die Pferde abfuͤhren, bis fie desfalls die 
Erlaubniß von den verordneten Feuer⸗Herren erhalten haben, oder ſtatt 
der ermuͤdeten Pferde andere friſche Pferde herbey gefuͤhret ſeyn werden. a 


Art. III. 


Der Diener⸗ Hauptmann ſoll, ſobald er die Sturm⸗Glocke hoͤret, 
durch den unter dem Rahthauſe befindlichen Diener das aufgegangene Feuer 
dem Praelidirenden Herrn Bürgermeifter, und dem Herrn Krieges⸗Praeli⸗ 
denten, auch dem Hofmeiſter auf dem Stadt⸗ Hofe förderlich kund thun, 
und wann das Feuer in der Naͤhe des Rahthauſes wäre, die Spruͤtzen 


uud Eymer, auch zur Nacht die Fackeln fertig halten, das auf dem Hofe 


des Rahthauſes befindliche Druckwerk bereit machen, vom Rahthauſe ſich 
auch nicht entfernen, ſondern die Schluͤſſel zu allen Thuͤren und Treppen 
zur Hand bringen, und jederzeit mit einem Exemplar dieſer Feuer⸗Ord⸗ 
nung verſehen ſeyn. Ak RN 
Art, IV. . 

So werden auch, wann, welches Gott verhuͤte l ein Feuer nahe am 
Rahthauſe aufgienge, der Herr Prachdent fo wol, als auch die verord⸗ 


neten Caͤmmer⸗Pfahl⸗ und Acciles Herren ſich gefallen laſſen, es fey 


bey Tage oder bey Nacht, auf dem Rahthauſe ſich einzufinden, und die 
Amts⸗Schluſſel zu denen Gemächern, zu welchen der Diener⸗Hauptmann 
die Schluͤſſel nicht hat, mit ſich zu bringen, auch zu veranſtalten, damit 
unter Goͤttlicher Beſchirmung von dem Rahthauſe alle Gefahr abgewen⸗ 
det werden möge. Nicht weniger werden auch die Secretarii bey der 
Cantzeley und dem Archiv auf dem Rahthanſe ſich einſtellen, und den 
Perſonen der Obrigkeit daſelbſt huͤlfliche Hand leiſten. Die Schwerdt⸗ 
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und Amts⸗Dienere ſollen auch, wann die Feuers⸗Brunſt nahe am Naht: 
hauſe ift, ſich unverzüglich dahin begeben, und derer daſelbſt verſammle⸗ 
ten Herren des Rahts Befehl abwarten, und fleißig verrichten. Wann 
aber das Feuer nicht in der Gegend des Rahthauſes, fo ſollen dennoch 
wenigſtens die Diener vom Praelidirenden Buͤrgermeiſterlichen Amte ſich 
nach der Brandſtaͤtte verfuͤgen, und denen daſelbſt zugegen ſeyenden 


Feuer⸗Herren aufwarten. 
4 Artic. V. 


Es ſollen auch die Hauptleute dieſer Stadt⸗Garnilon benebſt dem 
Theil der Garnilon, welches nicht die Wache hat, fo bald die Sturm: 
Glocke ſich Hören laſſen, und die Spiele gerühret werden, mit Ober⸗ und 
Unter⸗Gewehr, dann auch die Reuter, die nicht auf der Wache ſind, zu 
Pferde mit Ober⸗ und Unter⸗Gewehr, auf ihren Sammelplaͤtzen ſich ein⸗ 
finden, und 1. Capitaine mit einer Compagnie, wie auch 1. Corporal mit 
einigen Reutern, den Ort, wo der Brand iſt, beſetzen, damit nicht durch 


gar zu groſſen Zuſammenlauf unnuͤtzen und zu Loͤſchung des Feuers nicht 


Handanlegenden Volcks die Straſſen und Wege nach den Brunnen enge 
gemachet werden, oder ſonſt andre Unordnung entſtehen moͤge: Wann 
ſie nun alſo geſtellet ſeynd, werden fie der Feuer⸗Herren Verordnung abs 
warten, und derſelben ſich gemaͤß verhalten. b 

. Artic. VI. N 


Die verordnete Wachtmeiſtere der Stadt ſollen ſchuldig ſeyn, fo bald 
irgend bey Tage oder Nacht eine aufgehende Feuers⸗Brunſt durch Sturm 
ſchlagen angekuͤndiget wird, ſich benebſt denen ihnen zugeordneten Wach⸗ 
tern zu denen Herren, welche die Schluͤſſel zu den Thoͤren in ihrer Be⸗ 
wahrung haben, zu begeben, und Tages bey erheiſchender Nohtwendigkeit 
ſolche auf erhaltenen Befehl von dem Herren Praelidenten zu ſchlieſſen 
und geſchloſſen zu halten, auch nicht eher, als auf deſſelben Veranſtal⸗ 
tung, alsdann wieder zu eroͤffnen: Und da etwan ein in der Nacht ent⸗ 
ſtandenes Feuer bis gegen den Morgen dauren, und mit Ziehung der 
Sturm⸗Glocken bis nach ausgelauteter Thor⸗Glocke fortgefahren werden 
ſolte, ſo moͤgen die Wachtmeiſtere ohne beſondern Befehl des Herren 
Praeſidenten die Thoͤre nicht eröffnen: Wann aber in den Auſſenwercken 
der Stadt bey geſchloſſenen Thoͤren ein Feuer aufgienge, ſo ſollen die 
Wachtmeiſtere nach Gelegenheit des Orts bey denen Herren, welche die 
Schluͤſſel zum Hohen⸗ und Jacobs⸗Thor haben, ſich einfinden, umb ſolche 
auf uͤberkommenen Befehl vom Herrn Praelidenten zu eröffnen. . 


Artic. VII, i 


So bald die Sturm⸗Glocke geſchlagen wird, oder ſonſt einer der 
Nachtwaͤchtere zur Nachtzeit in einem Hauſe, Stalle oder andern Gebaͤude 
Feuer bemercket, fol er fo fort zufoͤrderſt an das Erbe, wo der Brand 
iſt, ſtarck anklopffen, hernach alſobald, ſo weit ſeine Poſt ſich erſtrecket, 
Sturm ſchnarren, und in währendem ſolchen Schnarren die naͤheſten und 
weiteren Nachbahren bey dem brennenden Erbe durch ſtarckes Anklopffen 
an derſelben Haͤuſer aufwecken, und daß fie zu Loͤſchung des Feuers moͤg⸗ 
liche und baldige Huͤlffe leiſten, anmahnen, weiter zum wenigſten eine 
halbe Stunde mit dem Sturmſchnarren fortfahren, und auf dem Bezirck 
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feiner Poſt fleißig zu Verhütung aller Unordnung patrouilliren; Diejeni⸗ 
gen Nachtwaͤchtere aber, fo zum naͤheſten derer zu der Feuer Ordnung 
gehörigen velß. Herren Deputirten Haͤufern ihre Poſten haben; ſollen an 
dieſelben fo lange, bis man fie eröffnet, anklopffen, und alsdann, wo 
das Feuer iſt, bekannt machen. Der zunaͤchſt dem Stadthofe, oder da, 
wo die Fuhrleute wohnen, ſtehende Nachtwaͤchter ſoll alldort das Feuer 
melden, und durchgehends alle die Wacht habende Nachtwoͤchtere eine 
halbe Stunde lang durch alle Straſſen der Stadt Sturm ſchnarren, auch 
waͤhrendem Brande kein Wachthabender Nachtwaͤchter ſich von dem Bes 
zirk ſeiner Poſt entfernen, und nach der Brand⸗Staͤte gehen, ſondern 
allen Fleiſſes Acht geben; damit nicht anderswo bey ſolcher Gelegenheit 
Diebſtahl geſchehe, oder durch gottloſe Leute ein andres Feuer ange⸗ 
leget werde. Was aber diejenigen Nachtwaͤchtere, fo. nicht die Wache 
haben, betrifft, To werden dieſelben ſchuldig ſeyn, mit ihren Lantzen und 
Unter⸗Gewehr ſich nach der Brand⸗Staͤte zu begeben, und alldort der 
zu der Feuer⸗Ordnung ernannten Function Befehl abzuwarten. 

> „. —.— 

Wann nun denen zu der Function der Feuer⸗Ordnung relp. Herren 
Deputirten das innerhalb der Stadt und derſelben Feld⸗Choͤren irgendwo 
entſtandene Feuer bekannt gemacht worden, werden dieſelben ſich dahin, 
wo der Brand, ungeſaͤumt begeben, in ein daſelbſt nahe gelegenes Haus 
ſich verſammlen, und vor ſelbigem Hauſe bey Nachtzeit 2. Fackeln oder 
Laternen beftändig brennen, bey Tage aber eine Fahne, oder anderes zu 
beredendes Zeichen, damit ein jeder, der etwas an Sie anzubringen hat, 
dieſelben ſogleich finden moͤge, dahin ſtellen laſſen. 5 

Artic, IX. 


So bald die Sturm⸗Glocke geſchlagen wird, ſoll ein jeder Feuer⸗ 
Knecht nach bishero uͤblichem Gebrauch die ihm anvertraute Feuer⸗Bu⸗ 
den ohne Verzug durch ſichere Leute, denen er trauen kan, oͤffnen, und ſolche 
Leute zum wenigſten eine Stunde lang alldort verbleiben laſſen, damit, 
wenn Pferde vom Stadt⸗Hofe oder Fuhrleute dahin kommen, dieſelben 
geöffnet ſeyn, und die benoͤthigten Spruͤtzen und Kuͤwen heraus nach der 
Brand⸗Staͤte ſchleunigſt gefuͤhret werden mögen. Sie, die Feuer⸗Knechte 
ſelbſt, und ihre Adjuncti aber ſollen unverzuͤglich zu dem Ort, wo die 
Loͤbl. Function der Feuer⸗Ordnung verſammlet iſt, eilen, und von wol⸗ 
gemeldeter Function, was ſie zu thun, erwarten, doch ſoll hiemit keinem 
Feuer⸗Knecht oder Adjuncto, wann er etwan eher, als jemand von offt⸗ 
gedachter Function, zum Feuer kaͤme, benommen ſeyn, die Schlangen⸗ 
Spruͤtzen am zutehglichen Ort anzubringen, und mit Löſchung des Feuers 
‚einen Anfang zu machen. Sonſt aber werden die zu der Loͤbl. Function 

der Feuer⸗Ordnung ernannte relpective Herren Deputirte, wie die Spruͤ⸗ 
tzen und Saugere am rechten Ort anzubringen, und damit ſowohl zum 
Pumpen, als Waſſer⸗Anfuͤlleu zulängliche Mannſchaft geſetzet ſey, ſelbſt 


perſoͤnlich anbefehlen. 


Artic, X. 


Die Ordnung bey der Arbeit mit den Schlangen⸗Sprützen anlan⸗ 
gend, ſo wird dieſelbe dergeſtalt zu halten ſeyn, daß nehmlich das Rohr 
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der Schlangen⸗Spruͤtze, wo möglich, von liemand anders, als einem 
Feuer: Fnecht, zum Feuer gebracht und regieret, der Schlauch von Be⸗ 
lehnten vorſichtig nachgeholffen und handthieret, das Werck ſelbſt benebſt 
dem Sauger aber von einem Adjuncto beſtaͤndig beobachtet werde. Zum 
Pumpen bei jeder Schlangen⸗Spruͤtze gehoͤren 6. Mann, die ſich abwech⸗ 
ſeln muͤſſen, und alſo wenigſtens 10. Mann zum Füllen der Küwen, oder 
zum Sauger 6. Mann, und zu jeder Spruͤtze, wo die Saugere nicht an⸗ 
zubringen, 2., auch wohl, dafern der Brunnen entlegen, 3. Kuͤwen nebſt 
2. Pferden, welche beſtändig die Srruͤtzen mit Waſſer unterhalten, und 
die Küwen ab⸗ und zuführen muͤſſen. 8 
Artic, XI, 


So bald durch den Sturmſchlag, oder ſonſt, daß ein Feuer entſtan⸗ 
den, in der Stadt kund wird, ſollen aufs geſchwindeſte zu dem Feuer 
eilen die Maͤurer, Haus⸗Zimmerleute und Schorſteinfegere nebſt denen 
Elterleuten dieſer Gewercke, die Fuhrleute aber mit aufgeſchirreten Pfer⸗ 
den nach allen Feuer⸗ Buden ſich begeben, die ſie offen, und die Feuer⸗ 
Knechte dabey antreffen werden, und aus denenſelben die Schlangen⸗ 
Sprügen, Saugere und Kuͤwen zur Brand⸗Staͤte führen. Ebenmaͤßig 
werden die Korn⸗Meſſere ſodann baldigſt mit ihren ledernen Eymern, 
und nebſt ihren Elterleuten und Pfand⸗Ausgebern bey dem Feuer ſich 
einzufinden, wie auch alle die Belehnte, ſo ſonſt zu denen in folgendem 
Articul ausfuhrlich zu benennenden 13. Qvartieren, oder denen 3. neuen 
Qvartieren gehören, und in dem Diliriet der Stadt und derſelben Vor⸗ 
ftädte wohnen, wo das Feuer aufgegangen, als nehmlich, wann die Feuers⸗ 
Brunſt etwan entweder in der Recht⸗Alt⸗Vor⸗ oder Neu⸗Stadt, oder 
auch auſſer den Haupt⸗Waͤllen der Stadt innerhalb den Feld⸗Thoͤren 
entſtanden, diejenigen Belehnte, fo in einem dieſer Dillricte wohnhafft 
find, ſogleich zum Feuer (und nicht zu ihren ſonſt gewöhnlichen Sammel⸗ 
Plaͤtzen) mit ledernen Eymern hin zu eilen, und das, ſo zur Loͤſchung 
des Feuers von der Function der Feuer⸗Ordnung, oder von dem, fo aus 
ſelbiger Function zuerſt da ſeyn möchte, befohlen werden wird, willig 
und fleißig auszurichten haben. i 

Artic, XII. 


Damit aber ein jeder Belehnter wiſſe, zu welchem Qvartier er ge⸗ 
höre, fo hat E. Raht ſowol die 13. alte Qvartiere, und wieweit ſich 
ein jedes erſtrecket, als auch die Belehnten, fo zu den 3. neuen Qvar⸗ 
tieren gehören, zugleich ausführlicher anzeigen wollen. 

a Es find aber die 13, alte Qvartiere folgende: 

1. Das Fiſcher⸗Qvartier begreift die eine Seite der Johannis⸗Gaſſe 
nach dem Haus⸗Thor⸗werts, vom Damm anzufangen, dann die eine Seite 
des Dammes von der Johannis; Gaſſen⸗Ecke bis an das Haus⸗Thor, fer⸗ 
ner den Fiſchmarckt, alte Schloß, Brabanck und den Eymermacher⸗Hoff. 
Ihr Sammelplatz iſt am Krahn⸗Thor. : - 

2. Das Breit⸗Qvartier begreift die eine Seite der Heil. Geiſt⸗Gaſſe, 
Breite⸗Gaſſe⸗werts, vom Damm anzufangen, biß an das Glocken⸗Thor, 
das Breite⸗Thor und Breite⸗Gaſſe bis an den Damm, Schwartzmuͤn⸗ 
chen » Slofterö= Difirict, und die eine Seite der Johannis Gaſſe, Breite: 
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Gaſſe⸗werts, bis an den Damm. Ihr Sammel- Platz iſt gleichfalls am 
Krahn⸗Thor. 5 N 

3. Das Hohe Qvartier begreifft die eine Seite der Johannis⸗Gaſſe, 
Breite⸗Gaſſe⸗werts, von Damm anzufangen, bis nach der Motlau, im⸗ 
gleichen das uͤbrige Theil des Fiſcher⸗Qvartiers nach der gemeinen Ab⸗ 
theilung, von der Johannis⸗Gaſſe an, fo nach dem Koggen⸗Ar. werts lie⸗ 
get, ferner das ganze K. Qr., und gantze H. Qr. wie es nach der gemeinen 
Abtheilung beſchrieben iſt. Ihr Sammel⸗Platz iſt auch am Krahn⸗Thor. 

4. Das Neuſtaͤdtſche Dr. begreift die Schaͤferey, gantz Langgarten, 
Mattenbuden, die eine Seite der Reuter⸗Gaſſe, Langgarten⸗werts. Ihr 
Sammel⸗ Platz iſt am Milchkannen⸗Thor. : 

5. Das Niederftädtfche Dr, begreift die andre Seite der Reuters 
Gaſſe, die gantze Niederſtadt bis an die Steinſchleuſe, und was ſonſt 
allda vorlängſt dem Wall gelegen iſt. Ihr Sammel⸗Platz iſt am Milch⸗ 
kannen⸗Thor. 8 

6. Das Blockſche Dr. auf der Vorſtadt begreifft den Difirict bey der 
Fechtſchule, den Borftädtfchen-Sraben bis an das Fiſcher⸗Thor, die Holtz⸗ 
Gaſſe, die Kirchen⸗Gaſſe, die Fleiſcher⸗Gaſſe, von der Heil. Dreyfaltig⸗ 
keits⸗Kirche an bis an den Vorſtädtſchen⸗Graben, it. die eine Seite der 
Kater⸗Gaſſe, nach dem Vorſtaͤdtſchen Graben⸗werts. Ihr Sammelplatz 
iſt am Ketterhagiſchen Thor. En 

7. Das Mittel⸗Qvartier auf der Vorſtadt begreift die Fleiſcher⸗ 
Gaſſe von der Kater⸗Gaſſe an bis aus Lege⸗Thor, die andre Seite der 
Kater⸗Gaſſe Lege⸗Thor⸗werts, das Poggenpfuhl von der St. Peters-Kirche 
an, zuſammt der Laltadie. Ihr Sammelplatz ift am Ketterhagiſchen⸗Thor. 

8. Das Kleine Qr. begreift das Poggenpfuhl von der St. Peters 
Kirche an bis zum Vorſtaͤdtſchen⸗Graben, item den Vorſtaͤdtſchen Gra⸗ 
ben vom Poggenpfuhl an bis an den Buttermarckt und Anckerſchmieds⸗ 
Thurm, biß zum Kirchen⸗Steig von St. Peter. Ihr Sammel- Platz iſt 
das Ketterhagiſche⸗Thor. 5 DE ; | 

9. Das Sands r. auf der Alten Stadt begreift die ganze Sam⸗ 
met⸗Gaſſe bey St. Jacobs-Kirche, Die Neu⸗Gaſſe, die 2. Hinter⸗Gaſſen, 
die Toͤpffer⸗Gaſſe, die Schmiede⸗Gaſſe, Böttcher-Gaffe, die eine Seite 
der Paradies⸗Gaſſe, nach der Pfeffer⸗Stadt⸗werts, die Pfefferſtadt, den 
Caßubiſchen⸗Marckt, die halbe Baumgartſche⸗Gaſſe von beyden Seiten, 
bis an die Paradies⸗Gaſſe. Ihr Sammel⸗Platz iſt auf dem Schuͤſſel⸗ 
Damm an der Koͤgſchen Bruͤcke. a 

10. Das Bahren⸗Qr. auf der Alten⸗Stadt begreift die Komſt⸗Gaſſe, 
halbe Baumgartſche⸗Gaſſe von beyden Seiten, von der Paradies⸗Gaſſe 
an bis an den Schuͤſſel⸗Damm, die andre Seite der Paradies⸗Gaſſe, 
den Schuͤſſel-⸗Damm von St. Bartholomaei bis an die Bruͤcke bey der 
Tiſchler⸗Gaſſe, die Seygner bis an die rohte Brucke, den Ramhaum bis 
nach dem Pulver⸗Thurm. Der Sammel⸗Platz iſt an der Koͤgſchen⸗Brüͤcke 
beym Schuͤſſel⸗Damm. | 
11. Das Haackelwerckſche Dr. begreift das Haackelwerck, die Jung⸗ 
fer⸗Gaſſe, die kleine Gaſſe an der Jungfer⸗Gaſſe, nebft dem Zucht⸗Haufe 
und Schneide⸗Müuhle. Ihr Sammel⸗Platz iſt an der Koͤgſchen Brucke 
beym Schuͤſſel⸗Damm. e 5 ’ rs 7 

12. Das Nonnen: De. begreift die Tiſchler⸗Gaſſe, den Altſtäͤdtſchen 
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Graben, den Kirchenſteig bey St. Catharinen, die Halben⸗Gaſſe bis an 
die Schmiede⸗Gaffe. Ihr Sammel⸗Platz iſt an der Koͤgſchen⸗Bruͤcke 
beym Schuͤſſel⸗Damm. „ 

13. Das Neugartſche Or. begreift den Diſtrict des Pockenhauſes und 
Heil! Leichnams⸗Kirche, den erſten und andern Neugarten, bis an die 
Waſſer⸗Gaſſe, die Gaſſe hinter dem Schieß⸗Gaxten, die Sandgrube und 
Haͤuſer an der Radaune, das ſchwartze Meer und den Diſtrict bis an 
das Petershagenſche Thor, wie auch auſſer dem Petershagenſchen Thor, 
bis qu den Schottländifchen Ort, und die eine Seite der Motlauſchen⸗ 
Gaſſe. Ihr Sammel⸗Platz iſt der Sehmiſche⸗ Platz. f 

Zu dieſen oblpecilicirten 18. alten Qvartieren gehören folgende mit 
denen ſo genannten kleinern Lehnen Belehnte, als nehml. die ordinairen 
Riemen⸗Trägere, die Korn⸗Saltz⸗Heerings⸗Gerſt⸗Eiſen⸗Flachs⸗Kalck⸗Ziegel⸗ 
Stein⸗Kohlen⸗ und Dorſch-Capilazus, die Wein⸗Traͤgere, Heerings⸗ und 
Mehl⸗Packere, Mehl⸗Braackere, Flachs⸗Dorſch⸗Hopffen⸗Braackere, die 
Hopffen⸗Fiſch⸗Meſſere, die Waage⸗ oder Schaal⸗Knechte, bey der grunen 
Waage. Imgleichen gehören zu obbenannten Qvartieren nach Bewand⸗ 
niß des Orts, wo ſie wohnhafft ſind, nachfolgende Belehnte, als: Die 
Hoͤckere, die Ueberfuͤhrer, Wachs⸗Braackere, Piepenſtaͤbe⸗Braackere, Bal⸗ 
laſt⸗Waͤchter, Plancken⸗ oder Bohlen⸗Braackere, und die Weiß⸗Kuͤttel. 

Zu den 3. neuen Qvartieren gehören, und zwar zum iſten Qr. die 
Flachs⸗Binder allein. Ihr Sammel⸗Platz ift zwiſchen der groſſen Waage 
und der Aufzug⸗Bruͤcke am grünen Thor. 8 RA 

2te Dir. die Korn⸗ oder Rheede⸗Schieſſere. Ihr Sammel⸗Platz iſt 
am Fiſchmarckt beym Zucht⸗ Haufe, N 

Ste Qr. die Marckt⸗Knechte, Gewuͤrtz⸗Heerings⸗Binder⸗Aſch⸗Butter⸗ 
Holtz⸗ und Leder⸗Capitains, die Leinwand⸗ und Flachs⸗Packere, Punder 
und Unterſtaͤndere, Schopenbrauere, wo fie zu der Zeit, wenn das Feuer 
iſt, nicht beym Bierbrauen ſind, Heerings⸗Waͤchtere und Krahn⸗Knechte, 
und zwar letztere, wo ſie zu der Zeit, wenn das Feuer iſt, nicht beym 
Krahn beſchaͤfftiget ſind, die Hanff⸗Leder⸗Tobacks⸗Klapholtz⸗Aſch⸗Trahn⸗ 
und Heerings⸗Braackere. Ihr Sammel⸗Platz iſt mitten aufm Langen⸗ 
Markt gegen der Bierholdſchen⸗Gaſſe uͤber. { f 

Alle dieſe Belehnte, ſo wohl aus den 13. alten, als 3. neuen Qvar⸗ 
tieren, fo nicht in dem Diftriet, wo das Feuer aufgehet, wohnen, ſollen 
ſich nebſt ihren Elter⸗Leuten, und Pfand⸗Ausgebern, ein jeder mit einem 
ledernen Eymer verſehen, auf ihre obangewieſene Sammel⸗Plaͤtze verfuͤ⸗ 
gen, und von da, ohne eine Anſage abzuwarten, an die Ecken der Straſ⸗ 
fen, die zunaͤchſt der Feuer⸗Staͤte liegen, ſich ſtellen, und ihre Gegenwart 
durch die Elter⸗Leute oder Pfand⸗Ausgebere, der verſammleten Fungtion 
der Feuer⸗Ordnung zu wiſſen thun laſſen, und das, was von ſelbiger 
ihnen zu Loͤſchung des Feuers anbefohlen werden wird, willig und ohne 
irgeine Entſchuldigung verrichten. So wird auch ein jeder Pfandausge⸗ 
ber beſtaͤndig ein vollſtaͤndig Verzeichniß von allen Leuten, die zu feinem 
Ovartier, gehören, halten und ſolches alle halbe Jahre dem Herrn Prac- 
lidi der Function einhändigen, damit derſelbe nicht allein die Anzahl der 
zu jedem Qvartier gehörigen wiſſen, ſondern bey einer entſtandenen Feu⸗ 
ersbrunſt auch leichter die Fehlenden merken, und von der Urſache ihres 
Auſſenbleibens Wiſſenſchaft einziehen koͤnne. Imgleichen ſollen die Elter⸗ 
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Leute und Pfand⸗Ausgebere aller vorgedachten Gewercke und Zuͤuffte, bey 
Feuers⸗Bruͤnſten auf ihre Wercks⸗ und. Zunfft⸗Gebruͤdere ſtets Acht haben, 
die gegenwärtigen fleißig anmercken, damit die Abweſenden nachgehends 
ihres Ungehorfams wegen, von der Function der⸗ Feuer⸗Ordnung gehörig 
beſtraffet werden moͤgen, anbey auch wohl Acht geben, ob irgend jemand 
vor geloͤſchtem Feuer, und ohne Einwilligung derer zu der Feuer⸗Ord⸗ 
nung relp. H. H. Deputirten ſich von der Brandſtäte entfernen ſolte, 
angeſehen ein ſolcher ſich ohne Erlaubniß von der Brandſtaͤte entfernen⸗ 
der, oder ſonſt ſich gegenſt die Function widerſpenſtig bezeigender, wie 
denn auch derjenige, ſo gar nicht zum Feuer kommt, und ohne erhebliche 
Urſache, als zu beweiſender Kranckheit oder Abweſenheit auſſer der Stadt, 
auſſenbleibet , mit der Hafft im Anckerſchmidt⸗Thurm, oder anderer Be⸗ 
ahndung, gehoͤrig beſtraffet werden wiro. Welcher Straffe ebenmaͤßig 
die Elter⸗Leute und Pfand⸗Ausgebere ſelbſt, wenn ſie nicht beym Feuer 
erſcheinen, imgleichen die, ſo keinen Eymer mitbringen, unterworffen 
ſeyn, und ſollen hiemit alle von den Pfandgebern eigenmächtig gegoͤnnete 
Befreyungen gaͤntzlich abgeſchaffet ſeyn, es wäre dann, daß die Function 
der Feuer⸗Ordnung, nach Bewandniß der Sache, jemanden dergleichen 
Exemption ertheilet haben mochte. Wenn auch bisher diejenige, die nicht 
zum Feuer gekommen, oder vor der Zeit ſich wieder davon entfernet, mit 
einer Strafe für jedes Zeichen von ihren Pfandgebern beleget, dieſe Strafe 
aber am Ende des Jahres verrechnet und unter die gegenwaͤrtig ge⸗ 
weſene vertheilet worden, ſo wird hinkuͤnftig die Strafe in 36 gr. beſte⸗ 
hen, und ſollen bald nach geloͤſchter Feuersbrunſt von denen Pfandgebern 
die ausgebliebene oder zu früh abgegangene dem Herrn Praelidi der Fun- 
ction angezeiget und nahmhaft gemacht werden, welcher als denn die 
Helfte der Strafe von 18 gr. den Pfandgebern zur kuͤnftigen Verthei⸗ 
lung zuerkennen, die andere Helfte aber zum Behuf der Feuer⸗Caſſe bey⸗ 
legen wird. Uebrigens werden diejenige, welche mit mehren Lehnen be⸗ 
lehnt find, wegen eines Lehns in Perfon zu erſcheinen, wegen jedes der 
übrigen Lehne aber einen tüchtigen Mann zu ſtellen, und widrigenfals 
fuͤr jeden fehlenden Mann die Strafe von 36 95 zu erlegen ſchuldig 
ſeyn, mit welcher Strafe auf vorangezeigte Weiſe zu verfahren ſeyn wird. 


Artic. XIII. 


Da auch jemand Fremdes, als Boots ⸗Leute, oder andere, bey Löͤ⸗ 
ſchung des Feuers ſich beſchaͤfftig und nuͤtzlich beweiſen wuͤrden, deren 


oder deſſen Willfaͤhrigkeit, Fleiß und Arbeit ſoll mit Danck und Ver⸗ 


geltung erkannt werden. 5 
Artic. XIV. 


Im Fall ſichs auch begaͤbe, daß jemand von obgedachten Perſonen, 
fo zur Loͤſchung benannt und verordnet, bey fleißiger Arbeit und Rettung 
zu Schaden kommen möchte, dem ſoll auſſer freyer Heilung auch eine 
billige Erkäntniß danckbahren Gemuͤhts zu Theil werden. \ 


Artio. XV, 


Des ſollen aufs baldigſte vom Stadt⸗Hofe, nach vorhergehendem 
2ten Art. des zweyten Theils, die Schlangen⸗Spruͤtzen und Waſſer⸗Kuͤ⸗ 
wen herbey geſchaffet, und nach Anordnung der Feuer⸗Herren gebrauchet 


5 


t 
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werden. Imgleichen ſollen die Feuer⸗Knechte Aufferften Fleiſſes daran 
ſeyn, daß zufoͤrderſt die Schlangen ⸗Spruͤtzen und Saugere, wie auch 
gnugſahme Waſſer⸗Kuͤwen, ſo in der naͤheſten Feuer⸗Bude unter ihrer 
Verwahrung behalten werden, geſchwinde mögen zugeführet werden. Wo⸗ 
zu laut Art. XI. des ten Theils, die Elter⸗Leute der Fuhr⸗Leute an⸗ 
zuſpannen ſollen gehalten ſeyn, welches Ihnen zu thun hiemit ernſtlich 
auferleget wird. Da auch andere gute Buͤrger zu Rettung ihres Naͤch⸗ 
ſten Wohlfahrt ihre Pferde herleihen und beyführen wolten, ſoll ihnen 
ſolches nicht allein frey, ſondern ſie noch dazu hiemit fleißig angemahnet, 
die Fuhrleute aber bey ihren Buͤrgerl. Pflichten, die Kuͤwen und Sprit“ 
Sen beyzuführen verbunden ſeyn. Und wer alſo den erſten Kuͤwen, oder 
die erſte Spruͤtze, zum Feuer bringen wird, er ſey vom Stadt⸗ Hofe, 
oder eines Buͤrgers Knecht, oder auch von den Fuhrleuten einer, dem⸗ 
ſelben ſollen 5 Gulden Prl., dem naͤheſten darnach 4, dem Dritten 3, 
dem Vierdten 2, und dem Fuͤnfften 1 Gulden gegeben werden, doch alſo, 
daß fie alle in derſelben Zuführung des Waſſers bis zu endlicher Lö⸗ 
ſchung des Feuers verharren. Und werden die anweſende Feuers Herren 
nach Gelegenheit des Orts, wo das Feuer iſt, zu ermeſſen haben, ob das 
Waſſer zu den Spruͤtzen in Kuͤwen zuzuführen, und die ausgeleerten Kuͤwen 
durch an die Brunnen zubringende Saugere, oder, wo in den Brunnen Pumpen 
ſtehen, vermittelſt kleiner Schuß⸗Rinnen zu fuͤllen ſeyn werden, oder aber, ob 
die Brunnen ſo nahe ſtehen, daß der Stuhl des Saugers an den Brunnen an⸗ 
gebracht, und vermittelſt deſſen Waſſerſchlauches das Waſſer in die 
Schlangen = Sprügen geleitet werden konne, oder aber endlich ob das 
Waſſer durch die in gewiſſe Reihen zu ſtellende Belehnte, vermittelſt 
der ledernen Eymer dahin, wo es noͤthig, beygeſchaffet werden muͤſſe. 


Artic. XVI. 


Dabey auch dieſes in gute Obacht zu nehmen, daß nicht mehr Leute 
zum Löfchen mit beytragen zugelaffen werden, als des Orts Gelegenheit 
erleiden kan, ſonſten wuͤrde durch Gedräng und Menge des Volcks mehr 
Hinderniß, als Foͤrderung, im Loͤſchen erfolgen koͤnnen. Darumb denn 
die Feuer⸗Herren durch Soldaten von der hieſigen Garnilon die Ort⸗ 
Gaſſen von allen Seiten herumb werden beſetzen laſſen, auf daß alles 
unnuͤtze übrige Volck von der Gegend des Brandes gaͤntzlich abgehalten, 
und keiner hinzugelaſſen werde, ohne allein die, welche Nachbahrliche und 
Pflichtmaͤßige Huͤlffe leiſten koͤnnen und wollen: Da auch Jemand zuge⸗ 
gen wäre, unterm Schein, als wenn er mit wolte loͤſchen helffen, und 
aber ſolches nicht thaͤte, demſelben moͤgen die Feuer⸗Herren, bey einer 
gewiſſen Geld⸗Buſſe ſolches auferlegen, welche auch hernach von ihm, 
fo fern er ungehorſam ſich bezeigen würde, unablaͤßig ſoll abgenommen 
werden. Begaͤbe ſichs auch, daß irgein Unbekanndter zum Feuer kaͤme, 
der nicht Anzeige oder Kundſchafft von ſich geben koͤnte, wem er zuſtaͤn⸗ 
dig, oder mit wem er dahin kommen, und deshalben ein Verdacht auf 
ihn fiele, denſelben mögen die Feuer⸗Herren abweiſen, auch nach Gele⸗ 
genheit der Perſon und Verdachts in gefaͤngliche Haft auf weitern Be⸗ 


ſcheid, annehmen laſſen. 
a Artic, XVII. 


Und weil es oft geſchiehet, daß Feuer über. etliche Häufer zu flie⸗ 


\ 


gen, auch bisweilen anzuzimden pfleget, fo follen die Nachbahren von 
allen Seiten des Brandes (ſonderlich deren Haͤuſer in Brand⸗ Mauren 
gefaſſet) wie auch die davon weiter abgelegene Einwohner, da die Fun⸗ 
cken von der Feuers⸗Brunſt hinkommen Eönnten, die Abzuͤge ihrer Haus⸗ 
und Dach⸗Rinnen verſtopffen, und darnach die Rinnen mit Waſſer fuͤl⸗ 
len, ihre Daͤcher auch von den Dachpfannen nicht entbloͤſſen, damit die 
herumbfliegende Funden deſto eher Krafft⸗loß gemachet und geloͤſchet 
werden moͤgen. Ins beſondere aber, wenn ein Feuer unweit den Spei⸗ 
chern entftünde, follen bey ledigen Speichern die Eignere, bey vermiethe⸗ 
ten aber die Miethere derſelben, ſich alſobald, es ſey bey Tage oder 
Nacht, ein jeder zu ſeinem, in ſolcher Gegend liegenden Speicher bege⸗ 
ben, und die Schluͤſſel zu ſothanen Speichern mit ſich nehmen, damit 
ſelbige auf den Fall einer Feuers⸗Gefahr alſobald geöffnet, und vermit⸗ 
telſt noͤthiger Vorſicht vor Schaden bewahret werden konnen. . 


Artic, XVIII. 


Trüge es ſich aber zu, daß irgend an einem Ort der Stadt ein 
Feuer entſtuͤnde, da geringe Häuſer, als von Holtz oder Fachwerck ger 
bauet, und keine Brand⸗Mauer, oder ſonſt Schuͤtzungen verhanden waͤ⸗ 
ren, dadurch der Brand aufgehalten werden möchte, fo ſollen und moͤ⸗ 
gen ein und andere nahe anſtehende Gebaͤude zu Verhütung weitern 
Schadens, mit Einrathen der Elter⸗Leute der Maurer und Zimmerleute, 
nach Befinden der zur Feuer⸗Ordnung deputirten Perſonen, auf Befehl 
der Feuer⸗Herren abgebrochen, und nieder⸗geriſſen werden. 


Artie XIX. 


Wann nun geſagter maaſſen auf Gutachten der Feuer⸗ Herren ein 
oder mehr Haͤuſer ſolten eingeriſſen werden, ſo wuͤrde die Herbeyfuͤhrung 
der Sturm⸗Leitern und Sturm-Haacken, fo wohl vom Stadt⸗Hofe, als 
aus andern Orten, durch die Feuer⸗Knechte und Dienere, oder wem es 
ſonſt von einem zur Feuer-Function deputirten Herrn anbefohlen werden 
wird, in Zeiten müfjen befordert werden. i 


Artic, XX. 125 ö 


Mit der fahrenden Haabe, als Gefäßen, Bänden, Stühlen, Tiſchen, 
Betten, Kaſten und andern Mobilien, jo aus dem Feuer getragen, und 
gerettet würden, fol es folgender geſtalt gehalten werden, daß man 
daſſelbe nicht vor oder bey das brennende Haus, Hinderung zu verhuͤten, 
niederſetzen, ſondern von dannen durch wohl⸗bekandte Leute, in eine ab⸗ 
gelegene Stelle (wohin es nehmlich die Feuer⸗Herren, entweder auf An⸗ 
halten der Eignere, oder für ſich ſelbſt am ſicherſten zu ſeyn erachten 
werden) ſoll tragen laſſen. Dabey zugleich gewiſſe treue Leute aus den 
Nachbaren und Verwandten, oder andern, muͤſſen genommen werden, 
welche bey dem ausgetragenen Guth bleiben, dumit nichts davon ver⸗ 
kucket werde. Und da Jemand ſich unterſtuͤude, etwas derſelben ausge⸗ 
tragenen Haabe, denen vorhin durch den Brand betruͤbten Leuten zu 
eütwenden, dem ſoll es zum hoͤheſten gerechnet, und er deswegen den E. 
Gerichten maͤnniglich zum Abſcheu hart zu ſtraffen, fuͤrgeſtellet werden. 
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Artic. XXI. 


Alle, fo bey Loͤſchung des Feuers Huͤlffe zu leiſten untüͤchtig ſind, 
als Weiber, Kinder und Maͤgde, ſollen in ihren Wohn⸗Haͤuſern in Stille 
verbleiben und ſich nicht auf die Straſſe begeben, anderweit, da einem 
oder andern durch ſein ungehorſames Auslauffen, einiger Schaden oder 
Spott zugefuͤget wuͤrde, ſo hat er niemanden, als ihm ſelbſt, deſſen Ur⸗ 
ſache beyzumeſſen. a 
Artic, XXII. 


Der hieſige Roͤhrenleger ſoll, und wenn er ehehafft wäre, durch 
einen andern, die Anſtalt machen, damit bey aufgehendem Feuer in der 
Stadt, es ſey bey Tage oder Nacht, die Krahne der Waſſer⸗Roͤhren in 
den Gaſſen auf die Helfte zugeſchroben, und dagegen diejenigen, ſo das 
Waſſer in die Gaſſe, wo der Brand iſt, auch in die von beyden Seiten 
zunechſt angelegene Haupt⸗Gaſſen leiten, offen gelaſſen werden moͤgen, 
die Feuer⸗Knechte aber ſollen, wann in einer ſolchen Gaſſe, da das 
Feuer entſtehet, die Brunnen einen Abfluß hätten, ſolchen hemmen, da⸗ 
mit das Waſſer in dem Ober⸗Brunnen, geſtauet werde, und auf Neu⸗ 
garten, zu Verhuͤtung einigen Mangels an Waſſer, die Schuͤtzen alſo⸗ 
vald nieder zu laſſen, ſchuldig ſeyn. 


Dritter Theil. 
Artic. Ir . N ö 1 


So bald eine Feuers⸗Brunſt fo weit gedaͤmpffet, daß derowegen keine 
weitere Gefahr zu beſorgen, wird die daſelbſt verſammlete loͤbl. Func- 
tion zur Feuer⸗Ordnung ſich bereden, ob und welche von denen alsdann 
zur Löſchung nicht mehr noͤthigen Maͤurern, Zimmerleuten, Schorſteinfe⸗ 
geren, Fuhrleuten und anderen Belehnten, und zwar von denen letzteren 
beſonders diejenigen, ſo am laͤngſten und beſten zu Loͤſchung des Feuers 
Huͤlffe geleiſtet, imgleichen wie viel von der Gyarnifon zu dimittiren 
ſeyn werden, und ſoll niemand bey Straffe der Hafft befugt ſeyn, vor 
Erhaltung ſolcher Dimillon von der Brand⸗Staͤte abzugehen. Wobey 
wohlgemeldte Function unter ſich ein Vernehmen haben wird, damit 2. 
relpectiye Herren derſelben, nehmlich Einer aus der Erſten oder Andern 
Ordnung, und Einer aus der Dritten Ordnung, fo lange auf der Brand⸗ 
Staͤte verbleiben, und die gantze Function ſich alſo, nach derſelben Be⸗ 
finden und Nohtwendigkeit, abwechſele, bis keine Glut oder Funcken mehr 
verhanden, welche wieder zum Feuer ausſchlagen koͤnnten, und bis die 
Schlangen⸗Sprützen und Saugere werden abgeführet werden. Vor al⸗ 
len Dingen aber werden die Maͤurer und Zimmerleute zur Abraͤumung 

der brennenden Gebäude, damit man zur Loͤſchung deſto beſſer zukom⸗ 
men konne, auf Befinden der loͤbl. Function der Feuer⸗Ordnung ſich ge: 
brauchen laſſen, da denn wohlgedachte Function davor Sorge tragen 
wird, damit dieſelben vor ihre Arbeit eine Erkenntlichkeit erhalten. So 
wird auch offtgemeldte Function durch die Feuer⸗Knechte und derſelben 
Adjunctos die rund umb die Brand⸗Stäte befindliche Haͤuſer und andere 
Gebäude, genau vilitiren laſſen, ob in denenſelben etwan noch ſich Feuer 


f 
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s verborgen habe, welcher Villtation ſich kein Einwohner ſelbiger Haͤuſer 
bey Straffe 10. Rthl. widerſetzen ſoll. f ‚ 


Artic. II. 


7 Pr 

Wenn man nun völlig verſichert ift, daß keine Glut oder Funcken 
auf der Brand⸗Staͤte übrig, und keine Feuers⸗Gefahr mehr zu beſorgen, 
die Brand -Stäte auch nicht rauchet, ſo werden die relpective Herren 
Deputitte der Function der Feuer⸗Ordnung die Abfuͤhrung der Feuer⸗ 
Geraͤhtſchafft verauſtalten, da denn die Feuer⸗Knechte nebſt ihren Ad- 
junctis alle und jede zugeführte Geraͤthſchaft unterſuchen ſollen, ob da⸗ 
von ichtswas weggekommen, oder unbrauchbar geworden ſey, und ſolches 
alſobald denen relpective Herren Deputirten zu dieſer Function andeu⸗ 
ten, und darnach ſelbige von der Brandſtaͤte durch Fuhrleute oder Stadt⸗ 


Hofs⸗Pferde in die Feuer⸗Buden abfuͤhren. 
Artic. III. A i 
Den zweyten, oder ſpaͤteſtens dritten Tag nach geloͤſchtem Brande 
wird die loͤbl. Function zur Feuer⸗Ordnung zuſammen kommen, und 1. 
nochmals von denen Feuer⸗Knechten Nachricht einziehen, ob alle und jede 
Feuer⸗Geraͤhtſchafft laut Inveutario vollſtaͤndig, oder etwas daran man⸗ 
gelhafft ſey, auf welchen Fall der Herr Pracles das Schadhaffte unver⸗ 
zuͤglich zu ergaͤntzen, und in brauchbahren Stand wiederumb zu ſetzen, 
Veranſtaltung machen; Und 2; zwo oder mehr Perſonen Ihres Mit⸗ 
tels, welche den darauf folgenden dritten Tag die Feuer⸗Buden, aus 
welchen einige Geraͤhtſchafft zum Feuer gefuͤhret worden, villtiren, und 
ob daſelbſt alles laut Verzeichniß in guter Ordnung und fertigem Stande 
ſich finde, unterſuchen werden, ernennen wird. So werden auch die Ad- 
juneti und andere, die ſich bei Löfchung des Feuers wohl gehalten, und 
willig gearbeitet, ſo wie es bishero uͤblich geweſen, hinkuͤnfftig belohnet 
werden. 


Arxtic. IV. h 

Und da man hienechſt in Erfahrung brächte, daß jemand ichtswas 
von der Feuer⸗Geraͤthſchafft heimlich oder offentlich entwendet, oder vor⸗ 
ſetzlich beſchaͤdiget hätte, derſelbe ſoll dem Herrn Richter, und nach Ber 
wandniß an E. Gericht zu exemplarifcher Straffe übergeben. werden. 


Artic. V. 


Dieſe obbeſchriebene Ordnung, wie fie E. Rath Seiner Hbrigkeit⸗ 
lichen Ambts halber tragenden Sorgfalt nach ſaͤmmtlichen Buͤrgern und 
Einwohnern dieſer Stadt zu gut verfaſſen, und durch den Druck jeder⸗ 
mann bekannt machen laſſen: Alſo hat E. Rath ſelbige auch denen re 
Ipective Herren Aslesloribus der Function der Feuer⸗Ordnung, wie auch 
denen Feuer⸗Knechten und ihren Adjunctis insbefondere zukommen laſſen, 
und fol ein jeder Bürger ein Exemplar davon haben, umb daraus zu 
erſehen, was bey aufgehender Feuers-⸗Brunſt fein Gebuͤhr ſeyn werde. 
Benanntlich aber ſollen alle Werde und Zünffte, welche nach dieſer 

rdnung bey dem Feuer aufzuwarten gehalten ſeyn, ein Exemplar da⸗ 
von in ihre Wercks⸗Lade ihnen anſchaffen, und die Articul, fo dieſelbe 
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ins beſondre angehen, aus ſothaner Ordnung ausziehen, und ſolche Ar- 


ticul alle Jahr einmahl dem Gewerck oder Zunfft vorleſen. Worauf die 
Elter⸗Leute, damit demſelben nachgelebet werde, fleißig halten, widrigen⸗ 
falls fie von denen Wercks⸗ Herren zu gebuͤhrender Straffe zu ziehen 
ſeyn werden. 0 g R 


Verordnung wie es innerhalb den dreyen Feld⸗Thoren gehalten 
werden ſoll, wenn nach Et Thoͤren eine Feuers⸗Brunſt 
f entſtehet. 


1. 


Sollen die zum Hohen⸗Thor und zum Jacobs⸗Thor verordnete 
Wachtmeiſtere, ſobald ihnen nach bereits geſchloſſenen Thoren eine in⸗ 
nerhalb den dreyen Feld⸗Thoren entſtandene Feuers⸗Brunſt durch die 
Sturm⸗Glocke angekuͤndiget wird, ſich nebſt denen ihnen zugeordneten 
Waͤchtern ſofort zu denen Herren, welche die Schluͤſſel zum Hohen⸗Thor 
und zum Jacobs⸗Thor in Verwahrung haben, verfügen, und nach Em⸗ 
pfang der Schluͤſſel beſagte Thore aufs forderſamſte oͤffnen, damit aus 
der Stadt deſto eher zu Loͤſchung des Feuers zu Huͤlfe gekommen wer⸗ 
den koͤnne. BE: 

(9 121 

Wird der auf Neugarten wohnende Feuer⸗Knecht bey einer ſolchen 

Feuers⸗Brunſt ſo gleich die in der Feuer⸗Bude vorhandene Feuer⸗Ge⸗ 


7 
I} 


2 4 


rähtſchafft parat zu machen, denen innerhalb denen dreyen Feld⸗Thoren 
verordneten vier Feuer⸗Verwaltern in allem behilflich zu ſeyn und ihren 
Anordnungen, bis die Thore geoͤfnet worden und die zur Function der 
Feuer⸗Ordnung ernannte relp. Herren Deputirte zugegen ſind, willigſt 
nachzuleben gehalten ſeyn, als in welcher Zeit beſagte Feuer⸗Verwaltere 
alles zum Löfchen erforderliche anzuordnen, und diejenige überhaupt, ſo 
dabey gebrauchet werden, ihnen in allem zu gehorchen verbunden ſeyn 


ſollen. 8 . 
Su 8. 


Damtt aber vorerwehnte vier Feuer⸗Verwaltere von jedermann al⸗ 
ſobald erkannt werden moͤgen, wird einem jeden von ihnen ein Feuer⸗ 
Zeichen, welches jedoch von denenjenigen, deren ſich die relp. Herren 
Deputirte zur Function der Feuer⸗Ordnung bedienen, unterſchieden ſeyn 
ſoll, zugeſtellet werden, damit, ſo lange dieſe noch nicht gegenwärtig 
ſind, ihnen bey Vorzeigung deſſelben ſowol von dem Feuer⸗Knechte, als 
von andern gehorchet werden moͤge. i x 2 
> Bid 

Sobald innerhalb den dreyen Feld⸗Thoren eine Feuers⸗Brunſt auf⸗ 
gehet, wird der in den Auſſenwerken geſetzte Commendant ſofort die 
Trummel rühren und Lerm ſchlagen laſſen, da dann alle innerhalb ber 
ſagten Feld⸗Thoren wohnende Okliciers und Gemeine von der Garnilou, 
ſo nicht auf der Wache ſind, ſich ſo gleich mit Ober⸗ und Unter⸗Ge⸗ 
wehr auf ihrem Allarm-Platz vor der Schieß⸗Bude einfinden, ſich durch 
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den Wacht⸗Meiſter in den Auſſen⸗Werken nach dem Ort, wo das Feuer 
iſt, hinfuͤhren laſſen und denſelben befegen ſollen. a N 


Sr 


Wird ein jeder von denen übrigen Einwohnern innerhalb den dreyen 
Feld⸗Thoren, ſobald daſelbſt wegen Feuers Lerm geſchlagen wird, ſich 
ungeſaͤumt an den Ort, wo das Feuer aufgegangen, mit einem ledernen, 
oder, in Ermangelung deſſen, mit einem hoͤlzernen Eymer zum Loͤſchen 
einzufinden haben. 5 ö 5 

So werden auch die innerhalb den dreyen Feld⸗Thoren wohnende 
Fuhrleute bey einer ſolchen Feuers⸗Noth ihre Pferde zu Herbeyfuͤhrung 
der Waſſer⸗Küven und Schlangen⸗Sprützen unverweigerlich herzugeben 
gehalten ſeyn. Fa ö 

; 7. a f 

Endlich wird alle halbe Jahr ein jeder von vorbemeldeten Feuer⸗ 
Verwaltern in feinem Qvartier mit einem Schorfteinfeger und mit Zu⸗ 
ziehung eines Amts⸗Dieners vom Vice-Praehidivenden Buͤrgermeiſterlichen 
Amte eine allgemeine Revifion der Schorſteine innerhalb den dreyen 
Feld⸗Thoren anzuſtellen haben, um zu unterſuchen, ob dieſelbe gefeget, 
oder etwa ſchadhaft ſind, da denn, falls darin ein Mangel bemerket 
wuͤrde, ſolches zufoͤrderſt dem Eigener des Hauſes, und, da dieſer in der 
Verheſſerung deſſen ſaͤumig wäre, dem Vice-Praeſidirenden Buͤrgermei⸗ 
ſterlichen Amte bekannt zu machen ſeyn wird. 


Nr. 12. 


. 


Eines Raths Caduc Ordnung.“) 


Aue Caduc— Sachen, welche innerhalb den Ringmauern dieſer Stadt, 
es ſey auf der Rechten⸗Alten⸗Vor⸗Stadt oder Langgarten und Nieder⸗ 
Stadt, wie auch auf dem Kneipob vorfallen, ſollen nirgend anders, als 
bey dem praelidirenden Buͤrgermeiſterlichen Amte behandelt werden. 


22 \ 

Die für die Sicherheit der Verlaßenſchaft zu beſtellende Cautionen, 
Inventirungen, Schicht⸗ und Theilungen der Erbgeber und alle andere 
wichtige Caduc- Sachen ſollen zur ordentl. Audienz⸗Zeit in Beyſeyn des 
nſtigatoris nachgegeben, verfügt oder angenommen werden. Dieſe Zeit 
wird der Hr. Praeliclent auf einen oder mehrere Tage in der Woche anſetzen, 
an welchem der Inftigator dem Amte aufzuwarten ohne erhebliche Urſache 
ſich nicht entziehen wird, damit er ſich bei vorfallenden Irrungen mit 
der Unwißenheit nicht entſchuldigen konne. ö 


— — 
Noch nicht gedruckt. 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 23 
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KEG N ZEN 5 

Dem Curfor, welcher vom Hr. Praefidenten angenommen wird und 
vor deßen Amt den Eid leiſtet (wie denn auch dem Hrn. Praelidenten, 
demſelben nach Bewandniß der Umſtaͤnde einen oder mehrere Curloren 
beyzufuͤgen unbenommen bleibt) ſind die Gignätores, oder wo keine ligne 
tores beſtellt find, die Glockner aller Kirchen dieſer Stadt, wie auch alle 
Kirchhofſchreiber woͤchentl, ein Verzeichniß aller derjenigen in ihren Kir⸗ 
chen und auf ihren Kichhöfen begrabenen Perſonen einzugeben ſchuldig⸗ 
von welchen es nicht Stadtkuͤndig oder ſonſt zuverläßig bekannt iſt, da 
fie Kinder, Eltern oder Geſchwiſter und zwar ſolche hinterlaßen haben, 
die insgeſamt hier anweſen find, 1 . 

In das woͤchentliche Verzeichniß gehoren alſo, alle Verſtorbene, 
welche ſich an den F. 1. benannten Oertern aufhalten oder gewohnt ha⸗ 
ben, wenn 5 

1) ihre Erben nicht zuverlaͤßig bekannt; \ 1 - 

2) Die Erben zwar bekannt, aber entweder gänzlich oder zum Theil 
abweſend; a 

8) Die Erben zwar hier anweſend, aber an andern Orten wohnhafte, 

oder doch weitere Seitens Verwandte find, als Geſchwiſter. 5 

Sollten ſich die Ggnatores, Gloͤckner, oder Kirchhofſchreiber hierin⸗ 
nen ſaͤumig beweifen, ſo wird der Carlor fie deshalb jedesmal und ohne 
Zeitverluſt zu erinnern, bey weiterer Nachlaͤßigkeit aber ſolches dem 
Hrn. Praelidenten zu melden gehalten ſeyn, welcher dieſelbe zu ihrer 
Pflicht anzuhalten wißen wirre Tr 

Nach erhaltenen Verzeichnißen wird er bey einigen Zweifel ſich ohne 
Anſtand wegen obiger Umftände in den Sterbehaͤuſern genau zu erkundi⸗ 
gen, die Verzeichniße darnach zu berichtigen, und alsdann dem Hrn. 
Praefidenten ſowohl, als dem Infiigatori Caducorum eine richtige Ab⸗ 
ſchrift davon einzuhaͤndigen haben. 


Dem luſtigatori, welcher von E. ꝛc. Rath ernannt wird, und vor 
demſelben feinen Eid leiſtet, wird es alsdann obliegen aus gedachter 
Abſchrift einen beſondern Auszug derer Verſtorbenen, deren Erben unbe⸗ 
kannt, oder ganz, oder zum Theil abweſend ſind, und einen Beſondern 
von denjenigen, derer Erben hier anweſend, aber entweder auswaͤrtigere 
oder weitlaͤuftigere Seiten-Verwandten ſind, als Geſchwiſter, zu verfer⸗ 
tigen und aufs eheſte dem Hrn. Praefidenten zu uͤberreichen, um deſto 
leichter uͤberſehen zu koͤnnen, was in jedem Fall zu verfügen ſeyn werde. 
Doch wird uͤberhaupt hiebey zu merken ſeyn, daß ein Erbe, der zwar 
nicht hier zur Stelle iſt, aber einen zur Hebung der Erbſchaft beſtaͤtigten 
Machthaber hat, zu den hier anweſenden zu rechnen iſt. 


N 


1 5. f. { | 
Bey einem jeden Erbfalle findet fich entweder ein Teſtament oder 
nicht. Im letzten Fall, wenn nehmlich kein Teftament beygelegt iſt, iſt 
entweder ein Schichtgeber vorhanden oder nicht. Fuͤr Schichtgeber aber 
wird niemand zu achten ſeyn, als ſolche nachgebliebene Wittwen oder 
hinterlaſſene Wittwen, welche mit ihren verſtorbenen Ehegatten in cull⸗ 
miſcher Gemeinſchaft der Guͤter gelebt haben. ö 
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6. > 


Wenn nun weder ein Teſtament noch ein Schichtgeber nachgeblieben, 
und die Erben des Verſtorbenen entweder ganz unbekannt, oder alle abs 
weſend find, ſo wird nach vorgaͤngiger Verfuͤgung des Hrn. Praefiden- 
ten, wenn der Todesfall zur Wiſſenſchaft dieſes Amts gelanget, ſobald 
es möglich iſt, der Amtsſchreiber und Infiigator, und zwar ohne Er⸗ 


laubniß des Hru. Praefidenten keiner von beyden ohne den andern, nebſt 


dem Curlor oder den Amtsdienere welche ihnen beyzufuͤgen der Hr. Prac- 
lident für gut erachten wird, alle Güter des Verſtorbenen an allen Or⸗ 
ten wo ſie befindlich ſind, doch ohne Hinzuſetzung einer Taxe inventiren, 
und ſorgfaͤltig darauf forſchen, damit ihnen nichts von dieſen Guͤtern 
verſchwiegen bleibe. y 

Diejenige, welche ihnen als fremde, dem Verſtorbenen geliehene 
oder anvertrauete oder Pfand: Sachen angegeben werden, ſollen fie be⸗ 
ſonders verzeichnen, und wird der Infligator nochmals daran ſeyn, daß 
diejenige, die wirklich als geliehene und anvertrauete Güter befunden 
werden, den Eignern, wiewohl mit gehöriger Vorſicht, gegen Einliefe⸗ 
rung des etwan vom Verſtorbenen ausgeſtellten Reverfes und gegen Qui- 


tanz zurückgegeben, die Pfand = Sachen aber zur baldigſten Einlöͤfung 


oder Einklagung bleiben. ü 


Nach vollzogener Inventirung werden der Amtsſchreiber und Infi- 
gator die in der Verlaßenſchaft gefundene Baarſchaft zu ſich nehmen 
um ſolche unverzüglich dem Amte einzuliefern. 

Was aber die übrige beweg- und unbewegliche Guter des Verſtorbe⸗ 
nen anbetrift; ſo werden ſie, wenn der Verſtorbene ein eigenthuͤmliches 
oder gemiethetes Haus allein bewohnt hat, daſſelbe im Nahmen des Ca- 
duc-Amts in Beſitz nehmen; wenn er aber bey andern eingewohnt hätte, 
das Zimmer in welchem ſeine nachgebliebene Guͤter ſtehen, oder, wenn 
auch dieſes ſich nicht fuͤglich thun ließe, die Güter ſelbſt, mit dem Ca- 


duc- Siegel, welches außer dieſem Fall allezeit in Bewahrſam des Hrn. 


Praefidenten bleiben ſoll, verſiegeln, alsdann aber im Sterbehauſe mit 
Bewilligung der Eigner oder Mitbewohner bis an die Zeit, da ſie den 
Erben verabfolget oder caducirt werden koͤnnen, ſtehen laßen, nur Diez 


jenigen Guͤter ausgenommen, welche an ſich verderblich ſind, oder durch 


die Laͤnge der Zeit ſchlechter werden, als welche auf Nachgebung des 
Hrn. Praelldenten auszurufen ſeyn werden. 

Wenn aber die Sachen in dem Sterbehaus entweder wegen erman⸗ 
gelnder Sicherheit, oder irgend einer andern Urſache wegen, nicht wohl 
gelaßen werden koͤnnten; fo wird es von dem Gutachten des Hrn. Prac- 
denten abhangen, ob entweder bey einer mit Schulden nicht beſchwerten 
Verlaßenſchaft auf Koſten derſelben, die Güter, inſonderheit, wenn Koſt⸗ 
barkeiten und ſolche Sachen, die nicht leicht für einen verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
gen Preis zu veräußern wären, darunter gefunden wuͤrden, an einem 
ſichern Ortlaufzubehalten, oder, inſonderheit wenn der Nachlaß aus ge⸗ 
ringen Sachen beſtehet, oder die Begraͤbniß⸗Koſten und Schulden aus 
der Baarſchaft des Nachlaßes nicht beſtritten werden koͤnnen, einige oder 

23 * 


alle Guͤter ausgerufen werden ſollen. 
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8 * 
Wenn der Hr. Praeſident den Ausruf einiger oder aller zur Ver⸗ 
laßenſchaft gehörigen Mobilien nachgegeben, ſo fol der Infiigator einen 
Aufſatz der auszurufenden Sachen dem Ausrufer zu übergeben, und das 
aus dem Ausruf zu gehoͤriger Zeit eingelieferte Geld nach vorgaͤngiger 
Vergleichung der Ausruf = Rechnung mit feinem Aufſatz ſogleich dem 
Amte einzubringen verpflichtet ſeyn. Sollten aber unbewegliche Guͤter 
zur Erbſchaft gehoͤren, und derſelben Verkauf fuͤr noͤthig erachtet wer 
den; ſo kann dieſes ohne Vorwißen Eines Raths nicht geſchehen, deßen 
Einwilligung der Infligator vermittelſt einer Bittſchrift mit Anzeige der 

veranlaßenden Umſtande zu ſuchen haben wird. N 


er 


Wenn in dieſem erſten Fall, da nehmlich weder ein Teftament noch 
Erbgeber vorhanden, und alle Erbnehmer abweſend ſind, das Begraͤb⸗ 
niß des Erblaßers ſchon vor der Inyentirung vollzogen wordenz ſo wer⸗ 


den die Koſten deſſelben, wenn fie nach üͤbergebener Rechnung, welche 


der Inftigator vorher zu unterſuchen haben wird, nicht fuͤr uͤbermaͤßig er⸗ 
kannt werden, gegen Quitanz derer die fie vorgeſtreckt haben, aus der 
Baarſchaft des Nachlaßes, oder ſobald es moͤglich iſt, aus den einkom⸗ 
menden Geldern deſſelben zu erſtatten ſeyn. Sollte aber der Verſtorbene 
alsdann noch nicht begraben ſeyn, ſo wird das Begraͤbniß den ſich hiezu 
erbietenden Freunden oder Mitbewohnern des Sterbehauſes zwar uͤber⸗ 
laßen werden koͤnnen, wenn ſich aber deſſelben niemand annimmt, von 
dem Infligatore zu veranſtalten ſeyn, welcher doch in beyden Fällen dar⸗ 
auf Acht haben wird, daß daſſelbe zwar nicht mit großem Aufwande, 
doch nach dem Verhaͤltniß des Standes und Nachlaßes des Verſtorbenen 
eingerichtet werde. 

155 5 10. 


Sollte die Erbſchaft mit Palliv- Schulden beſchwert ſeyn; fo wer⸗ 
den mit Bewilligung des Hru. Praesidenten dieſelben, wenn fie voll, 
kommen erweislich ſind, ohne Weigerung, wenn ſie aber keinen voͤlligen 
Beweis fuͤr ſich haben, nicht anders als nach vorgaͤngiger eidlichen Be⸗ 
kraͤftigung, daß die Forderung eine unvergoltene Schuld ſey, aus der 
Baarſchaft oder den, durch Ausruf oder ſonſt eingekommenen Geldern 
zu bezahlen ſeyn. Wenn aber gegen die Forderung erhebliche Eiwendun⸗ 
gen gemacht werden konnten; fo wird die Sache entweder nach Ablauf 
des Gadue Jahres, wenn ſich inzwiſchen kein Erbe eingefunden hätte, 
oder falls der Gläubiger fo lange zu warten, nicht beleitet werden 
konnte, ſogleich an die E. ꝛc. Gerichte zur Entſcheidung zu verweiſen 
feyn, und der Iuſtigator daſelbſt die Verlaßenſchaft, ſo wie recht iſt, 
zu vertreten haben. Im Gegentheil wird der Inftigator die zur Verla⸗ 
ßenſchaft gehoͤrigen Activ⸗Schulden entweder in Güte einzufordern, oder 
bey der Weigerung des Schuldners denſelben vor dem Foro an welches 
die Sache oder der Bekl. gehoͤrt, zu belangen haben. Doch wird we⸗ 
der wegen der Pally noch wegen der Activ Schulden der Inftigator ei⸗ 
nen foͤrmlichen Prozeß zu führen berechtiget ſeyn, ohne dazu vorgaͤngig 
die Einwilligung E. ꝛc. Raths erhalten zu haben. Die aus den Activ- 
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Schulden einkommende Gelder werden ohne Verzug in das Bewahrſam 
des Amts zu liefern ſeyn. W r Ri 
ö 18; 


Wenn in Ermangelung eines Teſtaments und Schichtgebers zwar 
ein, oder mehrere Erben hier anweſend, die andern aber abweſend ſind, 
ſo wird von Seiten des Caduc- Amts auf gleiche Weiſe, wie bisher ges 
meldet worden, zu verfahren ſeyn, nur mit dem Unterſcheide: daß wenn 
die Anweſende entweder hieſige und ungezweifelte, oder zwar auswär- 
tige aber bereits eingeſibte Erben wären, die Inventirung, die Verſie⸗ 
gelung, der Ausruf der Guͤter, das Begraͤbniß, die Vertretung oder 
Bezahlung der Pally - und Einforderung der Activ - Schulden, nicht 
ohne jedesmalige Zuzjehung ſolcher MitErben geſchehe. Wenn hierauf 
zur Theilung geſchritten wird, welche doch eher nicht ſtatt finden kann, 
bevor die Zahl der MitErben zulaͤnglich dargethan worden, fo wird zur 
Berichtigung derſelben, entweder ein allgemeiner Ausruf der Güter, oder, 
wenn der anweſende Erbe einige der Guͤter an ſich behalten wollte, eine 
vom Ausrufer oder ſonſt von W Männern unterſchriebene 
Taxe dieſer Güter, auch in beyden Fällen, wenn es unbewegliche Güter 
betraͤfe, die vorgaͤngige Einwilligung E. 2e. Raths nöͤthig, die Erptheile 
aber, welche vermoͤge dieſer Theilung der Verlaßenſchaft dem abwe⸗ 
ſenden Erben nach Maasgebung des Ausrufs oder der Taxe gehören, 

ſo bald es möglich iſt, dem Cadue - Amt einzuliefern ſeyn. 


„ 


Sit aber zwar kein Tefiament,. wohl aber ein Schichtgeber oder 
eine Schichtgeberin vorhanden, ſo wird, es moͤgen nun die Erben unbe⸗ 
kannt, oder zwar bekannt, aber ganz oder zum Theil abweſend ſeyn, 
vor allen Dingen darauf geſehen werden muͤßen, ob die Schichtgebende⸗ 
perſon allhier angeſeßen ſey oder nicht. Im erſten Fall wird dieſelbe 
innerhalb drey Monaten nach dem Tode (wofür der Infligator, Sorge zu 
tragen verbunden iſt) oder in der auf ihr Anſuchen vom Hrn. Prachden- 
ten nach Bewandniß der Umſtände verlängerten Friſt ein ohne Zuzie⸗ 
hung des Caduc- Beamten angefertigtes Inventarium des Nachlaßes nebſt 
einer gewiſſenhaften Taxe der darin angezeigten Guͤter dem Amte einzu⸗ 
liefern haben, welches auch, wenn der luſtigator gegen das Inventarium 
und die Taxe, welche beyde ihm zu dieſer Abſicht genau zu prüfen ob⸗ 
liegen wird, keine erweisliche Einwendungen vorzubringen wißen, vom 
Hrn. Praelidenten angenommen, und nach Maasgebung alles deßen das 
den unbekannten oder abweſenden Erben auszuſchichtende Erbtheil dem 
Amte eingebracht, hierauf aber der Schichtgeber oder die Schichtgeberin 
mit Vorbehalt des Schichteides und des Rechts daran, denen daran ge⸗ 
legen, quitiret werden. \ ; 

Eben dieſes wird zu beachten ſeyn, wenn die Schichtgebende Perſon 

zwar nicht angeſeßen aber doch eine dem vermuthlichen Betrage des Erb: 
guts oder Erbtheils gemaͤße Caution zu ſtellen im Stande iſt, auch dieſe 
Caution dem Gadue-Amte wirklich geleiſtet wird. Sollte der Schicht: 
geber aber auch hiezu nicht vermoͤgend ſeyn, ſo wird alsdann die Inven- 
tirung von dem Schichtgeber zwar ſobald als moͤglich iſt, aber nicht 
anders als mit Zuziehung des Iultigatoris zu vollziehen und nach Be⸗ 
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weiſung derſelben entweder die vom Schichtgeber ins Amt zu liefernde 
Summe zu beſtimmen, oder, wenn dieſer ſich nicht dazu bequemen 
wollte, mit dem den abweſenden Erben zukommenden Theil der Guter 
es alſo zu halten ſeyn, wie oben $. 7 und 8 angezeigt worden. Wenn 
aber in einem oder dem andern Fall der Schichtgeber ein Grundſtuͤc 
fuͤr eine gewiſſe Taxe an ſich behalten wollte, ſo wuͤrde dieſes, bevor 
er die Einwilligung E. ꝛc. Raths dazu erhalten hätte, vom Caduc- 
Amte nicht angenommen werden koͤnnen. i 


13. 


Wenn jemand, deſſen Erben unbekannt, oder ganz oder zum Theil 
abweſend find, mit einem Teſtament, doch ohne Benennung eines oder 
mehrerer Executoren verſtirbt, ſo findet in dieſem Fall alles dasjenige 
ſtatt, was oben §. 6. et 11. verordnet worden. Sind aber in dem Te- 
ſtament Executoren benannt, und zwar ſolche, welche hier angeſeßen 
oder doch für die den unbekannten oder abweſenden Erben vermuthlich 
zufallenden Erbtheile Caution zu ſtellen vermoͤgend ſind, ſo wird auch 
in dieſem Fall die Verlaßenſchaft, wenn dieſe Caution entweder von 
ihnen ſelbſt, wenn ſie angeſeßen ſind, oder von andern hier angeſeßenen, 
dem Caduc-Amte wirklich geleiſtet worden, von aller Inventirung und 
Verſiegelung des gedachten Amts befreyet. Inzwiſchen werden dennoch 
die Executores, wenn die Erben gar nicht bekannt ſind, in Zeit von 
drey Monaten, oder der auf ihr Anſuchen vom Hru. Praefidenten na 
Bewandniß der Umſtände verlängerten Friſt (auf welche der lulligator 
Acht zu haben verbunden iſt) oder wenn die Anfangs vermuthliche Er⸗ 
ben waͤrend des Caduc - Jahres ſich nicht gemeldet haͤtten, mit Ablauf 
deſſelben dem Amte ein von ihnen ſelbſt ohne Zuziehung der Caduc- 
Beamten angefertigtes Inventarium nebſt der Taxe der nicht ausgerufe⸗ 
nen Güter dem Amte einzuliefern haben; welches auch, wenn der Infü- 
gator nach einer ihm obliegenden ſorgfaͤltigen Prüfung gegen das In- 
ventarium und die Taxe nichts einzuwenden wiſſen wird, von dem Hrn. 
Praefidenten wird angenommen, das vermoͤge deßen zu berechnende Erb⸗ 
theil dem Amte eingeliefert, und die Executores mit Vorbehalt des 
Rechts derer, denen daran gelegen, quitiret werden. Wenn aber die be⸗ 
nannte Executoren weder anſäßig noch eine anderweitige Caution zu 
finden vevmoͤgend wären‘; fo muß die Inventieung der Güter, fo bald es 
nach dem Tode des Erblaßers möglich iſt, mit Zuziehung des Iuſtigatoris 
vollzogen, und nach Anweiſung derſelben, mit den zum Erbtheil der 
Abwefenden gehörigen Geldern und Gütern, wie g. 6. und 7. gezeigt 
worden verfahren werden. In ER 


14. 


Wenn die angebliche Erben gleich nach dem Tode des Erblaßers 
zwar alle hier gegenwärtig, aber entweder auswärtige, oder zwar hie⸗ 
ſige aber nicht notoriſche Erben find, dergeſtalt daß eine Sibbe vorher 
gehen muß, dieſe Erben aber ſich bey den ꝛc. E. Gerichten entweder 
innerhalb einer monatlichen Friſt nicht gemeldet, oder innerhalb Mona⸗ 
ten ſich nicht gehoͤrig legitimiret haben, als wonach ſich genau zu erkun⸗ 
digen, dem luſtigatore obliegen wird, ſo wird nach Verfließung dieſer 
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Friſt, die doch jedesmal vom Hrn. Prachdenten nach Bewandniß der 
mſtaͤnde wird verlängert werden konnen, eben fo zu verfahren ſeyn, 
als wenn die Erben ganz oder zum Theil abweſend waͤren. Wenn ſie 
ſich aber in gebührender Zeit gemeldet oder legitimiret haben, inzwi⸗ 
ſchen entweder ganz oder zum Theil ſolche auswärtige, welche der Erle⸗ 
gung des Abzugsgeldes unterworfen ſind, oder zwar hieſige aber weit⸗ 
lauftige Seiten⸗Verwandte als Geſchwiſter; fo hat das Caduc- Amt 
zwar eigentlich ſich nicht mit den hinterlaßenen Gütern, zu beſchaͤftigen, 
indeßen wird dennoch auf erhaltenen Befehl des Hrn. Praelidenten der 
Inſtigator die Erbfaͤlle, an welchen auswärtige oder hier anweſende Er⸗ 
ben Antheil nehmen, dem Hrn. Cammerer, der die Calle verwaltet, 
diejenigen aber, zu welchen andere Seiten- Verwandte als Geſchwiſter 
gehoͤren, dem Hrn. Praefident der Huͤlfsgelder Function zu melden und 
jenem zur Erhaltung des Abzugs⸗Geldes, und dieſem zur Erhaltung des 
Zehnten für das Publicum, an die Hand zu gehen befließen ſeyn. 


15. 9 
x Die Amtſchreiber werden außer demjenigen, was ihnen bey der In- 
ventirung nach §. 6. oblieget, die in der Verlaßenſchaft gefundenen baa⸗ 
ren, und hernach aus den eingeforderten Activ- Schulden eingekomme⸗ 
nen, oder vom Ausrufen eingelieferten Gelder in das Calla Buch eins 
zutragen, auch die dem Amte von den Executoribus, oder im erfordern⸗ 
den Fall von denen Schichtgebern fir die Sicherheit der Verlaßen⸗ 
ſchaft geſtellte Cautionen, und die den Schichtgebern und Executoren 
amtlich ertheilten Quitungen dem mit dem praeldirenden Amtsbuch ver⸗ 
bundenen Cadac - Protocoll einzuverleiben, auch denſelben jährlich ein 
Verzeichniß der beygekommenen Inventarien und Ausruf⸗ Rechnungen un⸗ 
ter der Nummer, mit welcher ſie nach der Zeit zu welcher ſie einge⸗ 
kommen bezeichnet find, beyzufuͤgen ſchuldig ſeyn. Die Inventaria, Aus: 
rufe, Schuldenrechnungen und andere Documente ſollen auch zugleich mit 

den Amtsbüchern auf das Archiv geliefert werden. 


7 16. * 

Die beygekommenen Gelder, ſollen im Amtskaſten verwahrlich auf⸗ 
behalten werden. Damit inzwiſchen bey Veraͤnderung der Aemter keine 
Irrung entſtehe, ſo wird bey jeder Verkanterung, der Amtſchreiber des 
abgehenden Hrn. Praelldenten dem Amtſchreiber des antretenden zwey 
gleichlautende Verzeichniße der im Cadue⸗ Amte liegenden Gelder einhaͤn⸗ 
digen, deren eines dieſer nach übernommenen und richtig befundenen, 
Geldern mit feiner Unterſchrift dem erſtern zuruͤckgeben, das andere aber 
dem antretenden Hrn. Praeſidenten zuſtellen wird. Nicht weniger fol 
der Infligator einen Aufſatz von den beygekommenen Inventariis daraus 
die Gelder noch nicht eingeliefert ſind, imgleichen von den Erbfällen, 
wegen welcher Caution geleiſtet worden, nach ſorgfaͤltiger Vergleichung 
mit dem Calla = Buch und dem Protocoll des Amtſchreibers dem abge⸗ 


henden Hrn. Praefidenten übergeben, und ſolches dem neuen Hrn. Fraa- 


lidenten zu ſeiner Nachricht mittheilen. 
Die im Amtskaſten liegende Gelder, werden entweder dem rechtmäßi⸗ 
gen Erben ausgeliefert oder zu ihrer Zeit cadutiret. Wenn aber jemand 


— 
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ſich als Erbe in dem Caduc- Amte entweder waͤhrend des Cadauc - Jah⸗ 
res oder doch vor wirklicher Cadueirung zu einem daſelbſt liegenden Erb⸗ 
gut oder Erbtheil meldet, welches mehr als 100 Fl. betraͤgt; ſo wird 
er vorgaͤngig an die E. ꝛc. Gerichte verwieſen, um bey denſelben mit 
der Sibbe gebuͤhrend zu verfahren. Damit aber nicht etwan den recht⸗ 
maͤßigen, und vielleicht noch verborgenen Erben ihr Recht entzogen, und 
dadurch zu Anſpruͤchen an das Gemeine Gut Gelegenheit gegeben werde, 
oder auch in Ermangelung rechtmaßiger Erben dem Cadue Rechte der 
Stadt erwachſe, fo wird dem Iuſtigatori obliegen, auf alle bey den E. 
E. Gerichten vorgehende Sibben, ſie moͤgen nun von auswaͤrtigen Orten 
eingeſchickt oder allhier beſchworen ſeyn, genaue Acht zu ſchlagen, wel⸗ 
cher zu dieſem Endzweck auch auf dem Schoͤppenhauſe, und falls er et⸗ 
was bedenkliches darinnen antreffen ſollte, einen gerichtl. Extract von 
denſelben auf Koſten des eingeſibten zu verlangen berechtiget, und die 
bemerkte Irrung dem Hrn. Praelidenten anzuzeigen ſchuldig ſeyn wird. 


18. 


Wenn nun der Erbnehmer mit Beybringung eines Actus von den 
Gerichten, vermoͤge deſſen er zur Unterwindung der Erbſchaft augewie⸗ 
fen worden, um die Ausgabe feines bey dem Caduo - Amt niedergelegten 
Erbguts Anſuchung thut, und wieder die Sibbe nichts einzuwenden iſt; 
ſo werden ihm in denen Faͤllen, wenn das Amt ſelbſt inventiren laßen, 
theils die aufbehaltene und nun entſiegelte Guͤter, theils die ins Amt 
eingelieferte Gelder, und, wenn dieſelbe von den ausgerufenen Guͤtern 


* 


noch nicht eingekommen, eine Anweiſung an den Ausrufer, nebſt einer 


dem Hrn. Praelidenten vorzuzeigenden und von demſelben genehm zu 
haltenden Rechnung, in welcher die Begraͤbniß⸗ und andere Koſten, die 
bezahlte Palſiy- Schulden, die Caduc - Sporteln, und das Abzugsgeld, 
wenn nicht etwan der Erbe vom letztern befreyet iſt, abgezogen werden, 
gegen die dem Amte geleiſtete Quitanz verabfolget. In denen Faͤllen 
aber, wenn ein Schichtgeber, oder auch Exiwutores teſtamenti die Gels 
der dem Amte eingeliefert haben, wird der Erbnehmer wenn er die Un⸗ 
richtigkeit des Inventaris zu erweiſen ſich getrauet, und mit dem Eide 
ſich nicht begnügen will, mit ſeiner Forderung wieder an die ꝛc. Ge⸗ 
richte gewieſen. Wenn nun die Sache daſelbſt berichtigt worden, wie 
auch in allen andern Fallen, da nehmlich der Eid dem Schichtgeber oder 
den Exeontoren auf Verlangen des Erbnehmers abgenommen, oder von 
ihm erlaßen worden, wird der Erbnehmer zufolge einer vorgaͤngig von 
dem Hrn. Prachidenten gebilligten Rechnung nach Abzug der Caduo - Spor⸗ 
tuln und des etwa zu erlegenden Abzugs⸗Geldes gegen aͤmtliche Quitan⸗ 
das Erbgut zu heben befugt ſeyn. Alle dieſe Quitanzen ſollen von dem 
Amtſchreiber in das Caduc-Protocoll eingetragen werden. 


5 19. 


f te hingegen das dem Caduc - Amte eingelieferte Erbtheil oder 
„ 5 l. oder weniger betragen; ſo wird der Erbnehmer ſich 
plos durch zwo zeugbare und beeidigte Perſonen vor dem Caduc- Amte 
als die wahren, naͤchſten, und einzigen Erben einzeugen laßen, und als⸗ 
dann nach Erkenntniß des Hrn, Praeſidenten auf die F. 18. angezeigte 
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Weiſe zur Uebernahme der in Bewahrſam des Caduo - Amts befindlichen 
Gelder und Güter zuzulaßen ſeyn. ; ZH 


20. 
Wenn ein Abweſender von deßen jezzigem Leben und Aufenthalt keine 
ſichere Nachricht vorhanden iſt, als Erbe gehörig eingeſibbet worden; fo 
kann dennoch das im Cadue-Amt liegende Erbgut nicht gehoben wer⸗ 
den, wenn gleich derſelbe einen Machthaber oder einen gerichtlich beftäs 
tigten Curator hier zur Stelle hätte, fondern alsdann erſt, wenn. 
1) der abweſende zuruͤckgekommen, oder von ſeinem Leben unverdaͤch⸗ 
tige Beweiſe eingeſchickt; ; \ 
2) wenn bewiefen worden, daß derfelbe gewis, und zwar nach dem 
Tode des Erblaßers verſtorben ſey 
3) wenn bewieſen worden, daß derſelbe gewis, und zwar ſchon vor 
dem Tode des Erblaßers geſtorben ſey; Bien 
4) wenn ohne dergleichen Beweiſe von der Zeit, da man zuletzt von 
feinem. Leben Nachricht gehabt, das große Jahn oder 30 Jahre 
Jahr und Tag verfloßen ſind; * 5 N 12 
Im erſten Fall wird das Erbgut alsdann vom zurückgekommenen 
Abweſenden oder deßen Machthaber, im zweiten, von denen welche des 
Abweſenden naͤchſte Erben bey ſeinem Tode geweſen oder ihren Erben, 
im dritten und vierten von denjenigen, welche die anderweitige naͤchſte 
Erben des Erblaßers bey deſſelben Tode geweſen, oder ihren Erben, auf 
die §. 17. und 19. vorgeſchriebene Weiſe gehoben werden koͤnnenz wenn 
aber in den drey letzten Fallen keine Erben des Abweſenden oder Erb⸗ 
laßers vorhanden waren, dem Caduo- Amte anheim fallen 


21. 


Wenn innerhalb des Caduc - Jahres ſich kein Erbe gemeldet hat, 
auch nach Ablauf deſſelben kein Grund zur Vermuthung ift, daß ſich 
jemand melden werde; ſo werden ohne Anſtand die etwa noch uͤbrig auf⸗ 
behaltene Güter zu entſtegeln, durch Beſorgung des Inftigatoris oͤf⸗ 
fentlich auszurufen und die daraus fließende Gelder dem Amte einzulie⸗ 
fern ſeyn, und ſoll alsdann, nachdem ein volles Jahr 6 Wochen und 
8 Tage von der Zeit an zu rechnen, da alle zu einer ſolchen Verlaßen⸗ 
ſchaft gehörige. Gelder dem Amte eingeliefert worden, verfloßen find, 
das in Beſitz genommene Gut vom Hrn. Praelidenten caduciret werden, 

Sollte ſich aber eine Vermuthung wegen zu erwartender Erben, in⸗ 
ſonderheit wenn dieſelben weit von hier entfernt ſeyn möchten, aͤußern, 
oder ſolche ſich innerhalb des Jahres gemeldet haben, die aber vor 
Ablauf deſſelben nicht eine voͤllige Sibbe hätten beiſchaffen koͤnnen; fo 
wird in dieſen Fällen vor der Caducirung das große Jahr abzuwarten, 
nach Verflſeßung dieſer Zeit aber das Erblaßgut wenn es nicht über 
50, % Fl. beträgt, ohnfehlbar zu caduciven ſeyn. Bey einer hoͤhern 
Summe wurde die Sache durch den Vortrag des Hrn. Praelidenten an E. 
2%. Rath gelangen muͤßen. 5 g 0 


NE l 5 A 
Wenn der Hr. Praefideut des caducirte Gut erfläret hat; fo wird 
hierauf bey der naͤchſten Verkanterung der Aemter, der Amtſchreiber des 
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abgehenden Hrn. Praeßdenten die cadueirten Gelder nach Abzug der 


Koſten, Schulden, und Caduc- Sporteln, zu denen auch der zehnte Theil 


der cadueirten Gelder gehört, von welchem der Amtſchreiber ) Part 
der Iuſtigator 3 Part der Curlor z Part und die Amtsdiener zuſammen 
2 Part zu genießen haben werden, nebſt einer Rechnung, welche zuvor 
vom Hrn. Praelidenten genehm zu halten ſeyn wird, der Caͤmmerey ge⸗ 
gen Quitanz abzuliefern haben. Auf gleiche Weiſe wird er das von den 
gehobenen Erbſchaften eingekommene Abzugsgeld jährlich gegen Quitanz der 
Gämmerey abzugeben ſchuldig ſeyn. Die Quitanzen werden den übrigen 
Beilagen des Cadue- Amts beizufügen, und die abgelieferten Gelder im 
Calla Buch abzuſchreiben ſeyn. 
28 


Wenn nach Caducirung des erbloſen Guts ſich noch jemand als Erbe 
melden möchte, und zu erweiſen erboͤtig waͤre: daß von der Zeit, zu 
welcher er wegen des Erbfalls die erſte Wiſſenſchaft erhalten habe, Jahr 
und Tag noch nis verfloßen ſey; ſo wird derſelbe an E. ꝛc. Rath ger 
wieſen werden mußen, der alsdann nach Beſchaffenheit der Sache darin 
zu verfugen wißen wird. 

24. 

Der Iuftigator hat 150 Fl. der Curkor 50 Fl. als ein jaͤhrliches Ge: 
halt von der Cämmerey zu genießen. Die Sporteln, über welche ſaͤmmt⸗ 
liche Cadue- Beamte und Bediente bey der Inventirung oder ſonſt irgend 
etwas an Geld oder Geldes-Werth zu fordern, oder mit ſich zu neh⸗ 
men keinesweges berechtiget ſeyn ſollen, find folgende 

wegen der Inventirung der Güter, Verfertigung und Uebergebung des 
Inventarif und zwar 
wenn die Verlaßenſchaft 100 Fl. oder weniger be⸗ 
traͤgt 2 Fl. 


wenn fie uͤber 100 Fl. bis 500 Fl. betraͤgt . 10 = 
wenn fie uͤber 500 Fl. betragt 1 
wegen der Verſiegelung ohne Unterſchied der Ver⸗ 
e.. 6 
wegen der Entſiegelung ohne Unterſchied der Ver⸗ 
laßeuſchaft N e e 


wegen der zur Sicherheit der Verlaßenſchaft ver⸗ 
ſchriebenen Caution: ' ; 

wenn die Verlaßenſchaft 100 Fl. oder weniger betraͤgt 3 

wenn fie, uͤber 100 bis 500 Fl. beträgt .. t 6 

wenn ſie über 500 Fl. betraͤgne 12 

NB. Bey einer ſolchen Caution werden auch die 
Sporteln, die ſonſt wegen der Inventirung, Ver⸗ 
ſiegelung und Entſiegelung gezahlt worden, zu⸗ 
gleich zu entrichten ſeyn. 

wegen der Quitanz beim Amte: 


wenn die Verlaßenſchaft unter 500 Fl. betraͤgt . . 212 Gr. 


wenn fie über 500 Fl. betraͤggſgſge 4 24 
NB. von den bisherigen Sporteln genießen der 
Amtsſchreiber + Part, der Inteſtigator $ Part, 


Den 18. Juni 1777. ee 


der Curfor + Part und die Amtsdiener zuſam⸗ 
men + Part. 


5 


Sonſt gebuͤhren * and 
Dem Amtſchreiber für den Extract der Quitan: . . 1 Fl. 6 Gr. 
Demſelben, für den Extract der dem Ausrufer ge⸗ 8 ; 


geben wird, vor jeden Bogen deſſelben — 18 

Dem Curlor für die Lieferung zum Ausrun , 11 6 

Unter dieſen Sporteln iſt der Stempel nicht begriffen, und wird von 

den Sporteln der Inventirung derjenige ausgeſchloßen, der ohne ausdruͤck⸗ 

liche Exlaubniß unterlaßen hat, der Inventirung beyzuwohnen, und wird 
deßen Antheil verhaͤltnißmäͤßig den übrigen zuwachſen. 5 

Da auch überhaupt die Sporteln allhier nach dem jetzigen Preiſe 

des Ducatens zu 12 fl. berechnet worden; fo werden dieſelbe bey kuͤnftig 

etwa veraͤndertem Werth der Silbermünze auch nach dieſem Verzeichniß 

zu beſtimmen ſeyn. N 


25. * 1 2 

Uebrigens wird nach demjenigen, was in dieſer Ordnung in Anſehung 
der Gitter der Verſtorbenen, und beſonders ihrer Inventirung, Aufbehal⸗ 
tung und Cadacirung wegen des praesidirenden Caduc Amts verordnet 
worden, auch bey allen Buͤrgermeiſterlichen und andern Aemtern, dahin 
Cadue Sachen gehören, imgleichen von den altſtaͤdtſchen Herren E. ze. 
Raths in den außerhalb Thores auf ihrer Gerichtsbarkeit vorfallenden 
Cadue— Sachen, gleichfalls zu verfahren ſeyn. ö 
Gegeben auf unſerm Rathhauſe den 18ten Monats⸗Tag Junius im 
Jahr 1777. 5 „ 
Buͤrgermeiſter und Rath der Stadt Danzig. 


Er 
des Inftigatoris Caducorum. 


Ich N. ſchwoͤre: daß ich mich in dem Inftigator- Amt; zu welchem 
E. zc. Rath mich verordnet hat, treu und fleißig verhalten, und nach 
meinem beſten Wißen und Vermögen dafuͤr Sorge tragen will, damit die 
Erbſchaften oder Erbtheile, deren Erben insgeſammt oder zum Theil 
abweſend ſind, den rechtmaͤßigen Erben, oder in Ermangelung derſelben 
dem Publico aufbehalten bleiben, auch das gemeine Gut wegen des dem⸗ 
ſelben gebuͤhrenden Abzugsgeldes oder Zehnten von den Erbſchaften nicht 
gekürzet werde. Zu dieſer Abſicht will ich mich beſonders demjenigen 
was mir vermoͤge der itzigen oder zukünftigen Cadue-Ordnung E. ꝛc. Raths 
obliegt, in allen Stücken gemäß zu verhalten befließen ſeyn, und mich 
niemals davon, durch irgend einige Vortheile, Beredungen, Verſprechun⸗ 
gen oder Drohungen abhalten laßen; Bey bedenklichen Vorfaͤllen aber 
ſolche zuvoͤrderſt dem Herrn Praesidenten melden und deßen Befehle er⸗ 
warten. Was ich auch erfahre was wider E. ꝛc. Rath oder das gemeine 
Gut ſeyn möchte, will ich treulich offenbaren. So wahr ꝛc. 5 
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b. 


Wenn E. ꝛc. Rath bemercket hat, daß in Anſehung der Zeit, wenn 
aus den Verlaſſenſchaften wozu Erben ſich entweder⸗gar nicht gemeldet, 
oder nicht gehörig legitimiret, Gelder vom praesidirenden Fiscal Amte 
zu caduciren und auf die Cämmerey zu liefern find; es zeithero nicht 
immer auf einerley Art iſt gehalten worden, als hat E. ꝛc. Rath guter 
Ordnung halber geſchloßen, daß die Gelder aus den Verlaßenſchaften, 
wozu Erben ſich innerhalb Jahr und Tag. hätten melden konnen und 
ſich dennoch nicht gemeldet, nach einer Jahres Friſt von der Zeit an zu 
rechnen, nachdem alle zu einer ſolchen Verlaßenſchaft gehoͤrige Gelder in 
dem praesidirenden Fiscal. Amte werden eingekommen ſeyn, zu caduoiren 
und an die Eämmerei abzuliefern ſeyn werden. Was aber die Verlaſ⸗ 
ſenſchaften betrift, wozu innerhalb Jahresfriſt Erben ſich zwar gemel⸗ 


det, aber noch nicht gehoͤrig legitimiret, oder wenn die Erben in ſehr 


entlegenen Oertern befindlich find, die Caducirung der zu ſolchen Ver⸗ 


laßenſchaften gehörigen Gelder und derſelben Ablieferung an die Caͤmme⸗ 
rey nicht eher als nach Verlauf des großen Jahres geſchehen ſolle, wor⸗ 
auf zu halten, von E. ꝛc. Rath dem Herrn Praésigenten Ihr Herrl⸗ 
Herrl. empfohlen wird. Actum in Senatu den 29. April 1767. 
5 Fr. Wahl, 
2 SR Secretarius. 
C. 


Wenn E. de. Rath verſchiedene nachtheilige Folgen der bisherigen 
Usance bemercket, nach welcher die ein Jahr 6 Wochen und 3 Tage im 
praesidirenden Buͤrgermſterl, Piscal-Amte gelegene, und theils aus denen 
erbloſen Verlaßenſchaften herruͤhrende, theils bey gedachtem Amte in Er⸗ 
mangelung notoriſcher Erben ausgeſchichtete Gelder, wenn dazu binnen 
Jahresfriſt ſich niemand als Erbe gehörig. gemeldet, oder keine Ver⸗ 
muthung vorhanden geweſen, daß zu denen vorbeſchriebenen Geldern ſich 
Erben finden würden, vermoͤge dem erſten Punkt des Schlußes vom 29. 
April 1767 und laut dem erſten Abſchnitt des 21ten Art. der renovirten 
Caduc- Ordnung von 1777. für caducirt erklärt, und an die Caͤmmerey 
geliefert worden; als hat E. ꝛc. Rath geſchloßen: daß kuͤnftighin die erb⸗ 
loſen Gelder nicht anders zu caduciren ſeyn werden, als wenn zu denen⸗ 
ſelben binnen fuͤnf Jahren vom Tage des Sterbefalls gerechnet, nie 
mand ſich gemeldet und legitiwiret, oder binnen gedachter Zeit gar keine 
Vermuthung ſich ereignet, daß zu denſelben jemand als Erbe ſich zeigen 
werde; deßen dem Inſtigator beym Fiscal-Amte von denen zu caducivenz 


\ 


den Geldern eine genaue Specihication’ benebſt Beifuͤgung ob dazu ſich 


jemand gemeldet, oder ob Vermuthung vorhanden, daß zu denſelben ſich 
Erben finden konnten (welche 19 dem Memorial welches der Infiigator 
von allen dem Amte angezeigten Sterbefaͤllen und Verlaßenſchaften fuͤh⸗ 
ret, genau übereinſtimmen muß) dem Herrn Praesidenten Sr. Herrl. zu⸗ 
vor zu uͤberreichen ſchuldig ſeyn wird; Uebrigens der 21. Art. in der 
1777. renovirten Caduc- Ordnung hiemit aenteriret wird, der gedachte 
Schluß vom 29. Aprfl 1767 aber in Anſehung des zweiten Punkts, be⸗ 


treffend die Gelder die nach Verlauf des großen Jahres zu caduciren find, 


\ 
\ 
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hiemit ungeändert bleibt, committirende dem Herrn Praesidenten Sr. 
Herrl. daran zu ſeyn, daß dieſem Befinden E. ꝛc. Raths ein Gmüge ges 
ſchehe. Actum in Senatu den 9. Sept. 1785. BEE 

: 17, 83 ; N J. E. Schumann, 
Secretarius. 


Nr. I eee 
Otrdnungsſchluß, den Kaufſchoß betreffend.) 


Nachdem ein Schluß der Ordnungen beſtanden, daß hinfuͤhro bei Er⸗ 
beskaͤufen in der Stadt der Käufer bei der Zuſchrift im Erbbuch 1. Pro- 
dent vom gantzen Kauf Pretio zum Beſten der Huͤlfsgelder Casle zu er⸗ 
legen angehalten werden ſolle, welche Abgabe auf drey Jahre feſtgeſetzet 
wird: als hat E. Rath geſchloßen, daß dieſe Abgabe beim Erbbuch ein⸗ 
getrieben und jedesmal auf der Rechten Stadt dem Hrn. Kammerer, auf 


der Alten Stadt aber den Altſtaͤdtſchen Herren des Raths, fo wie ſol⸗ 


ches auch in Anſehuͤng der Grundzinſer gebräuchlich, uͤbergeben werden 
ſoll, und werden die eingenommenen Gelder von wohlgemeldeten Herren 
quartaliter an die Huͤlfgelder Casla abzuliefern ſeyn. SET 
Actum in Sehsc. d. XI. July 1777. 22 70 
ser Se ER C. Renner, 
Secrius, 


55 


Nr. 14. 
Pu b lie an dum 


wegen Abſtellung der beim Polniſchen Handel zu Koͤnigs⸗ 
berg in Preußen obwaltenden Mißbraͤuche. **) 


E, haben die, zu Koͤnigsberg in Preußen den polniſchen Handel trei⸗ 

bende Bürger und Kaufleute, mittelſt einſtimmig abgefaßter Vorſtellung 

vom 24. Jan. 1782 ſich beſchweret, wie es n 

J. zur Gewohnheit geworden, daß dem polniſchen Verkäufer die herab⸗ 
gebrachten Waaren und Landes⸗Producte, vorzuͤglich der Roggen und 
anderes Sack⸗Getreide auf einen unbeſtimmten Preis abgenommen, und 
ſelbiges unter der Bedingung aufgeſchttet werde, daß der polniſche, 
ſowohl chriſtliche als juͤdiſche Verkäufer, wenn der Preis der Ereſcen⸗ 
tien nach Johannis gegen den zur Zeit der Waaren⸗Abkunft und der 


*) Noch nicht gedruckt. en 3 
) Abgedruckt in der Edictenſammlung von 1783. 
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Aufſchuͤttung oder des Contract⸗Schlußes courſirenden Preis ſteigen 

ſollte, der geſteigerte hoͤhere Preis fuͤr die aufgeſchuͤttete und niederge⸗ 
legte Waaren bezahlet werden, auf den Fall aber, wenn der Preis 
um und nach Johannis, gegen den Preis vor Johannis, und wie er 
bei Abkunft der Wittinnen oder beim Schluße der Contrakte und bei 
der Verabredung des Kaufs geſtanden, fallen möchte, dem polniſchen 
ſowohl chriſtlichen, als jüdifchen Verkäufer, dennoch der, beim Auf⸗ 
ſchuͤtten, verabredete Preis gehalten werden ſoll. A 


Hiernaͤchſt 
II. daß die Bürger⸗Kaufleute ſich unterfangen, Fremde in die Waagen 
zu fuͤhren, und gleichſam fuͤr Rechnung gedachter Fremden die Waaren 
von den Pohlen zu kaufen, endlich aber dadurch contravenirt werde, daß 
III. auf die vorzunehmende Reinigung des Saat⸗ und Sack⸗Guts nicht 
gehalten worden. 1 BR BEN 
Wenn nun dieſe obwaltende Mifbräuche ſowohl zum Nachtheil des 
einheimiſchen Handels, als auch zum Bedruk des auswaͤrtigen handelnden 
Publici, überhaupt aber zur Beeinträchtigung. der Aufnahme der Hand⸗ 
lung und des Koͤnigl. Allerhoͤchſten Intereſſe gereichen; fo: wird hiemit 
feſtgeſetzt, daß an | 
J. von nun an ſchlechterdings keinem handelnden Bürger und Kaufmann 
oder andern, der in Betreibung des polniſchen Handels mit dem Kauf⸗ 
mann gleiche Rechte genießet, erlaubet ſein ſolle, polniſches Gut in 
specie, den Roggen und anderes Sack⸗ und Saat⸗Gut ohne einen be⸗ 
ſtimmten und zur Zeit des Kaufs feſtgeſetzten ſicheren Preis an ſich 
zu kaufen und aufſchütten zu laſſen, und ſoll die bisherige zum Nach⸗ 
kheil des Handelsuſual gewordene Bedingung, daß dem polniſchen Ver⸗ 
kaͤufer, wenn der Preis des Schuͤtt⸗Guts nach Johannis ſteige, der 
hierdurch entſtandene hoͤhere Preis fuͤr die aufgeſchuͤttete und nieder⸗ 
gelegte Waaren bezahlet werden folle, nicht weiter ſtatt finden. 

Wie nun zu der Koͤnigsbergſchen Kaufmannſchaft das Vertrauen 
geheget wird, daß ſie dieſem auf den wechſelſeitigen Vortheil der Hand⸗ 
lung abzweckenden Befehl aufs genaueſte nachleben werde, ſo wird 
zugleich verordnet, daß in Contraventions⸗Fallen der Contrave⸗ 
nient im erſten Betretungs⸗Fall mit 10 Rthlr. p. Laſt, im wiederhol⸗ 
ten Falle mit 20 Rthlr. p. Laſt, und bei einem dritten Contraventions⸗ 
Verſuch, der Buͤrger-Kaufmann des Buͤrger⸗Rechts, und der zum Han⸗ 
del privilegirte feines Privilegif verluſtig fein, von den Geld⸗Strafen 

in den zwei erſtern Fällen aber dem Denuncianten, er ſei ein Fremder 

oder Einheimiſcher, der Ate Theil der Strafe, und das übrige mit 

drei Viertel der Koͤnigsbergſchen Staͤdtſchen General⸗Armen⸗Caſſe zu⸗ 

fallen ſoll. Wenn indeſſen auch bei dem polniſchen Handel nachſte⸗ 
hende Fälle eintreten koͤnnen, daß 

a) der Herabbringer der polniſchen Produkte vom Frachtgeber oder 

a von feiner Herrſchaft, an einen Kaufmann mit den Waaren ad⸗ 

dreſſiret wird, . j 

b) daß der Herabbringer, es ſei ein polniſch⸗chriſtlicher oder jüdifcher 

Verkäufer, früher ankommt, als deren Fracht⸗Geber, oder dieſer 

gar nicht nachkoͤmmt, 
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e) daß der Koͤnigsbergſche Kaufmann polniſche Produkte auf Schuld⸗ 
Verſchreibungen, oder 5 e 8 
d) auf geſchloſſene Lieferung zu empfangen hat; fo wird in Ruͤck⸗ 
ſicht gedach ler Falle hiemit feſtgeſetzt: 5 nes 
ad a) daß, wenn in der Folge aus Pohlen Ereſcentien an diesſeitige 
Kaufleute oder andere mit dieſen gleiche Rechte habende addreſſi⸗ 
ret werden, deren Aufſchuͤttung ebenfalls nicht eher ſtatt finden 
ſoll, als bis ein feſter Preis abgemachet iſt, welchen derjenige 
nachweifen muß, an den die Creſcentien addreffiret find. Wann 
aber a b 


ad b) der Fracht-Geber entweder ſpaͤt, oder gar nicht ankoͤmmt; ſo ſte⸗ 


het zwar dem Herabbringer der polniſchen Produkte, oder wel⸗ 
ches einerlei iſt, dem Frachtnehmer auf ſeine Verantwortung frei, 
die Ankunft des Frachtgebers oder deſſen einzuholende Inſtruktion 
abzuwarten, und inzwiſchen die Guͤter auf dem Strohm liegen, 
und bearbeiten zu laſſen; wenn er aber weder das eine noch das 
andere abwarten kann oder darf, ſo muß er die Producte nicht 
anders, als auf feſte Preiſe verkaufen, und ſoll eine conditionelle 
Aufſchuͤttung gar nicht und unter keinerlei Vorwand ſtatt finden. 
Damit auch der Frachtnehmer auf dieſen Fall des Verkaufs 
ſich gegen die deshalb zu beſorgende Anſpruͤche des Fracht⸗Gebers 
in Sicherheit ſtellen koͤnne, bleibet demſelben unbenommen, den 
geſchehenen Verkauf bei dem Handlungs⸗Gericht in Koͤnigsberg zu 
verlautbaren, und den geſchloſſenen Handel mit der Beſcheinigung, 
daß der Handel den ſtehenden Preiſen gemaͤß, geſchloſſen worden, 
beſtaͤtigen zu laſſen. N 5 Fe 
Sollten Dee e tere N Erg 
ad c) dem Koͤnigsbergſchen zur Handlung berechtigten Kaufmann polni- 
ſche Producte auf Documente und Schuld⸗Verſchreibungen in Zah⸗ 
lung zugeſchickt werden, ohne daß der Preis derſelben feſtgeſetzt 
worden, fo kann der Ereditor ſich dieſe Waaren bei ihrer Herab⸗ 
kunft nicht eher zueignen oder zumeſſen laſſen, als bis der Preis 
determiniret worden iſt; es ſtehet auch dem polniſchen Debitori 
frei, bevor ſolches nicht geſchehen, die Waare Öffentlich zum Bere 
kauf mit Vorwiſſen des Creditoris, dem ſeine rechtliche Nothdurft 
hierbei uͤberall frei bleibet, auszubieten, jedoch iſt es fuͤr einen 
verabredeten feſten Preis zu halten, wenn der Handel dahin ge⸗ 
ſchloſſen worden, daß der Ereditor zu Königsberg die Producte in 
solutum für den Werth annehmen, der zur Zeit der Ankunft ders 
ſelben zu Koͤnigsberg der marktgaͤngige Preis iſt. Anlangend 
ad d) die Lieferungs- Contracte, fo koͤnnen ſelbige zwar auch in der 
Folge beybehalten werden, jedoch muß in dergleichen Contracten 
ein beſtimmter Preis feſtgeſetzet ſein, indem ohne denſelben die 
Contracte unguͤltig ſein ſollen, wie denn auch die Lieferungs⸗Con⸗ 
tracte bei dem Handlungs Gericht verſchloſſen Deponiret werden 
müßen, welches letztere um deshalb nothwendig iſt, damit bei je⸗ 
dem Contraventions⸗Verdachte der Contract entſiegelt, und die 
Lage der Sache auf eine ſichere Weiſe aus dem Gehalte deſſel⸗ 
N \ - 


7 


ben, ausgemittelt werden koͤnne. 


x 
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5 Betreffend 1 BRD EN 
II. den Mißbrauch bei Einführung der Fremden in die Waage, und daß 
von den Fremden die Guͤter auf die Namen der Buͤrger gekauft wer⸗ 
den, ſo iſt desfalls bereits in der emanirten Wett⸗ u. Handlungs⸗Ord⸗ 
nung vom Zten Martii 1734. Tit. II. Art. IM. imgleichen Tit. IV. 
Art. XI. und XIII. das Noͤthige verfügt worden. 
Wie nun dieſes hiermit erneuert und nach ſelbigen ausdruͤcklich 
feſtgeſetzet wird, daß kein Fremder von einem fremden Kaͤufer unmit⸗ 
telbar kaufen, noch weniger ein Koͤnigsbergſcher Buͤrger oder Kauf⸗ 
mann dem Fremden hierzu feinen Namen fuͤlſchlich hergeben ſoll, fo 
wird denn auch den Waage⸗Bedienten bei Verluſt ihres Dienftes hier⸗ 


mit zur Pflicht gemacht, auf die Aufrechthaltung dieſer Verordnung 


ſorgfaͤltigſt zu vigiliren, imgleichen ſollen die Braaker, Schaal⸗Knechte 
und übrige Belehnte bei der in vorerwehnter Wett- Ordnung Tit. II. 
Art. III. u. Tit. IV. Art XI. feſtgeſetzten Strafe, keinem Fremden ges 
ſtatten, die in den Waagen liegende Guͤter, in specie den Flachs 
und den Hanf hin und wieder zu beziehen, oder auch wenn die Guͤter 
noch nicht an Buͤrger verkauft ſind, zu beſehen, umzuwerfen und ihre 
Qualität zu unterſuchen; den Inſtigatoren liegt es beſonders ob, auf 
die Befolgung dieſer Dispoſition ihr Augenmerk zu richten, und jeden 
Contraventions⸗Fall ſofort der Behoͤrde anzuzeigen. Da auch 
III. durch ein Avertiſſement des Koͤnigsbergſchen Magistrats vom 12, Decbr. 
1754 den polniſchen, ſowohl chriſtlichen als judiſchen Verkaͤufern be⸗ 
reits die Reinigung des Sack⸗ und Saat⸗Guts auf den Wittinnen oder 
anf den Speichern, und zwar durch ihre eigene wolniſche Leute zur 
Pflicht gemacht worden, fo hat es hiebei Lediglich ſein Bewenden, zu 
welchem Ende gedachtem Avertiſſement von Seiten der polniſchen Ver⸗ 
kaͤufer aufs genaueſte nachgelebet, und das Sack⸗ und Sagt⸗Gut um 
ſo mehr auf die vorgeſchriebene Art von ihnen vor dem Zumeſſen gerei⸗ 
niget werden muß, als auf dieſe vorher vorzunehmende Reinigung, die 
zum Vortheil der Verkäufer gemachte Dispoſttion, daß der Kaͤpfer kein 
Korn uͤber Bord praͤtendiren, ſondern ſich mit dem beſtimmten Krumpf⸗ 


Maaße von 22 Scheffel p. Laſt à 60 Schffl. Preuß. begnuͤgen ſolle, 


ſich lediglich gruͤndet. 


Da übrigens per Rescriptum vom 30. Decbr. 1756. verordnet wor⸗ 


den, daß die Einlaͤndiſchen Verkaͤufer von allem Uebermaaße, es mag 
ihr Getreide zur Conſumtion oder zum Handel auf Maͤrkte gebracht wer⸗ 
den, dispenſiret, und die Kaͤufer mit dem kahlgeſtrichenen Scheffelmaaße 
zufrieden ſein ſollen; ſo ſoll es denn auch, in Betracht dieſes Getreide 
groͤßtentheils zur Achſe und nur weniges eine kurze Strecke in dichten 
Gefäßen zu Waſſer nach Königsberg gebracht wird, mithin nicht als ein 
anderes lange Zeit auf dem Waſſer befindliches Getreide dem Einkrum⸗ 
pfen, als der Urſache des beim polniſchen Getreide feſtgeſetzten Quell⸗ 
oder Krumpf⸗Maaßes unterworfen iſt, fernerhin dabei ſein Bewenden 
haben. 5 ö \ 

Uebrigens ſoll dieſes Publikandum ſowohl in deutſcher als in pol⸗ 
niſcher Sprache durch den Druck bekannt gemacht, und nicht allein dem 
Commercien- und Admiralitaets- Collegio, dem Magiſtrat, und dem mit 
dem Stadt: Gericht combinirten Wett⸗ Gericht in Koͤnigsberg, ſondern 
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auch dem Magistrat in Wilda zugefertiget und communiciret werden, 
damit jene, die angehende Buͤrger und Meſſer darnach inſtruiren; dieſer 


aber alle und jede Abſender polniſcher Produkte nach Königsberg in Preu⸗ 
n, von dieſen zum Beſten der Handlung genommenen Maaßxregeln un⸗ 
terrichten koͤnne; Wie denn auch dieſes Publikandum an den gewöhnlichen 
ffentlichen Orten affigiret, und überhaupt zu jedermanns Wi One aft 
gebracht werden ſoll!!l kx 1 lat 
Signatum Berlin den. 29. May 355 a . 
I 5 2 22% L S. )) 9 2 8 37985 
Auf Sr. Koͤnigl. Majeſtät allergnaͤdigſten Special Befehl. 
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F ee nt 0o 
Stiftung der See Schiffer Witwen: Cafe, durch Vier 
Deputirte, Brüder der loͤblichen Ses ⸗Schiffer⸗Zunft in 
Danzig. Im Jahr Cine 
— ; > TUN! J 91 en 
De glückliche Anfang ohne Ende, oder die Einleitung und kurze Be⸗ 
gendes: e ee ee 
feu 1034 Er ſt en ::: 


5 


„Sweet ens: 


Was zu dieſer ſo nützlichen Stiftung Anlaß gegeben. N 
BEE 220 77 F f. 1270 
wierigkziten ſſch zu dieser guten Sache entgehen ger 


n ele Si 
dm BL BERN) - * 2 9 115 h ram 
N Wie fie aber doch alle überwunden, und das gute Vornehmen glück⸗ 
lich iſt ausgefuͤhret worden: g 7 e % ee 

Folgende Beſchreibung, die ſich auf die Umſtände erſtreckt, welche 
bey vorher benannter Stiftung vorgefallen ſind, ſolche werden in unſer 
Gedenk⸗Buch einverleibet, um davon, und damit unfere Nachkoͤmmlinge 
einen gehörigen unterricht erhalten mogen, auch ferner, damit ſie ſehen 


- Mögen, wie Gott auch, hiebey nach feiner wunderbaren Vorſehung durch 

einen, dem Scheine nach entfernten Umſtand, die Gelegenheit zu einer 
auf ewige Zeiten heilſame Stiftung und Einrichtung gegeben; damit 
unſere Kindes⸗Kinder die Namen Unſer und ihrer Wohlthäter erfahren, 
und ihnen Zeitlebens dafur danken mögen, und damit ſie endlich lernen, 
wie ſchwer es iſt, ehe man eine ſolche neue Sache anfängt und im Gange 
bringt; wie behutſam, wie geduldig und unerſchrocken man damit zu 
Werke gehen muß, und mit Vertrauen auf Gott nicht eher muͤde wer⸗ 
den, als bis man ſeinen guten Zweck vollkommen erreichet hat. 


) Danzig, gedruckt bey Daniel Ludwig Wedel. 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 24 


ſchreibung von der See⸗Schiffer⸗Wittwen⸗Caſſe in Danzig, enthält Fol⸗ 


— Ve 


370 Den 26. Februar und 1. Marz 1792. 


2 Erſten s: j g 136 ll 
Als wir folgende Schiffers, wie auch der Fracht⸗Maͤckler Peter 
Dähling, als namlich: Johann Nathanael Töwe, Daniel 
Dobrick, Jacob Gröning, Michael Erdmann Boghs, Si: 
mon Peter Kramp, Joachim Schultz, Carl Wybe Dvetus 
und Peter Rathke, im Monat November des 1791ſten Jahres bey 
dem Herrn Theodor Chriſtian Frantzius zu Gäſte waren, gabe es 
im Gefpräche Gelegenheit, daß bemeldeter Herr T. E. Frantzius frag⸗ 
weis erwähnte, warum denn die hieſige See Schiffer⸗Zunft noch bis jetzt 
keine Wittwen⸗Caſſe errichtet haͤtte, da doch dieſes bey ſo vielen andern 
Zuͤnften ſchon langſtens geſchehen, und die Schiffer bey denen Gefahren 
und Ungluͤcksfaͤllen auf ihren Seereiſen, noch weit mehr darauf zu den⸗ 
ken hätten als andere Geſchaͤftsleute, die auf dem feften Lande ihr Ger 
werbe trieben. Hierauf antwortete Schiffer Johann Nathanael 
Toͤwe, wie das eine paſſende Frage ſey, und wie ſehr viele der Nuͤtz⸗ 
lichkeit und Nothwendigkeit einer ſolchen heilſamen Stiftung uͤberzeugt 
wären, auch wie ſchon mehrmalen der Vorſchlag zu ſolcher Stiftung der 
Bruͤderſchaft ſey vorgetragen worden, daß aber derſelbe allezeit viel Wi⸗ 
derſpruch gefunden, vorzuͤglich, weil die damaligen Aelteſten Proponen⸗ 
ten der See⸗Schiffer ihr beſonderes Gutachten oder Intereſſe dabey ſuch⸗ 
ten, wodurch denn die gute Sache einen boͤſen Schein bekommen, und 
alſo immer hinterſtellig geblieben ſer. . 4% EDER. 
Der Herr Theodor Chriſtian Frantzius antwortete auf die⸗ 
ſes: daß eine ſolche Stiftung gleichwohl konnte gemacht werden, wenn 
auch nur 20 oder 30 Mitbruͤder daruͤber einſtimmen würden, Wenn nun 
ſolches zum zweckmaͤßigen Stande gebracht werden konnte, fo wollte er 
ſelbſt in dieſem Fall zu dem bleibenden Fonds, zu der Stiftung einer 
ſolchen Caſſe ein Geſchenk von Tauſend Gulden Danziger Courant machen. 
Alle anweſende Brüder nahmen dieſes guͤtige Anerbieten mit hohem 
Dank an, und gaben auch alle ihr Jawort zum Beitritt. Es kame nur 
darauf an, daß ein guter zweckmäßiger Entwurf gemacht würde, und 
der Herr T. C. Frantzius trug ſeinem Schiffer J. N. Toͤwe auf, für 
einen guten Entwurf Sorge zu tragen, und unſerer ganzen Bruͤderſchaft 
daſſelbe vorzutragen, um deren Gutachten zu erforſchen. a 
; "Bweitend. a: Br 
Ein ſolches Uebernehmen hielte Schiffer J. N. Tiwe alleine zu 
ſchwer für ihm zu ſeyn, erwaͤhlte ſich bey dieſer ſo wichtigen Sache noch 
drey Afſiſtenten feiner Mitbruͤder, als namlich: den George Mickley, 
Daniel Hantel und den Berend Anderſon. Unſer gemeinſchaft⸗ 
licher Entwurf wurde hierauf von J. N. Toͤwe auf unſerm Gielden⸗ 
Haufe den gten Januar 1792 am Feſte des Buͤrſen⸗Tages, unſeren Ael⸗ 
teſten und allen anweſenden Mitbruͤdern abgeleſen, und unfere Geſinnun⸗ 
gen vorgetragen, mit der Aufforderung, daß wenn jemand darinn zu ver⸗ 
beſſern faͤnde, er auftreten und ſolches anzeigen moͤchte, oder wenn er 
alles für zweckmaͤßig hielte und beytreten wolle, feinen Namen unterſchrei⸗ 
ben, um alſo dieſer guten Sache ſchnellen a zu verſchaffen. Da 
denn unfer Aeltermann Namens Friedrich Kinder zur Antwort ers 
theilte: er wolle ſich mit ſeinen Bruͤdern und Mitälteſten darum berath⸗ 


> 
* 
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ſchlagen, und Bedenkzeit haben. Nach zwey Tagen ließ der Aeltermann 
F. Kinder den J. N. Löwe zu ſich berufen, und ertheilte den Be⸗ 
Heid: daß er nach reiflicher Ueberlegung mit denen Bruͤdern und Mitälte⸗ 
en nicht mit beytreten wollen, Urſacher weil fie ſchon alle alt und ſchwach 

Wären, und nur noch wenige Jahr mehr leben könnten. Ohngeachtet 
dieſer abſchlaͤgigen Antwort von unſerm Aelteſten, ſetzten wir Vier uͤber 
unſere Stiftung Geſetze und Artikel auf, und trieben dieſes Geſchaͤfte mit 
allem Ernſt und Fleiß, nach unſerm beſten Wiſſen und Willen. ! 

Nacherv noͤthigten wir die Bruͤderſchaft eines Abends bey dem 
Herrn Ephraim Engelhard, wohnhaftig an der Radaune zuſammen, 
und legten ihnen unſern ganzen Plan vor, erhielten vielen Beifall, und 
es unterſchrieben gleich 25 Mitglieder derſelben, welche Anzahl innerhalb 
8 Tagen bis in die 38 Perſonen zuwuchs, welche uns Vier die Deputa⸗ 
tion uͤber den guten Fortgang zum vollen übergaben. 12 bun 

Bey dieſem Beyfall und guten Anfange faßten wir ſichere und fe⸗ 
ſte Hoffnung zu einem gluͤcklichen Fortgange, und wir Vier Arbieters, 
als erſtere Unternehmer dieſes rühmlichen und loͤblichen Werkes, legten 
hiernach den unterſchriebenen Plan unſern reſp. Herren Rheders in unters 
thaͤnigſter Submiſſion vor, naͤmlich! dem Herrn T. C. Frantzius, Pas 
tron von J. N. Toͤwe, S. T. Herrn Bentzmann, Patron von G. 
Mickley, S. T. Herrn Friedrich Muhl, Patron von D. Hantel, 
und denen Herren Uphagen et Gerbner, Patrons von B. Ander⸗ 
ſon. Wir erſuchten dieſe Herren, einen jeden ins beſondere, um ihren 
guten Rath und ihr weiſes Gutachten uͤber die Artickel und Geſetze un⸗ 
ſerer Stiftung, und erhielten auch von dem wahren Menſchenfreunde 
Ihro Herrlichk. Herrn Bentzmann, als einen Rechtsgelehrten, eine 
völlige Confirmation und Reformirung über, alle Artickel unſers Vorha⸗ 
dens, denen der Herr T. C. Frantzius vollig mit beyſtimmte, welches 
wir denn mit hohem Dank annahmen und gehörig unſern Artickeln bey⸗ 
fuͤgten. Die uͤbrigen beyden Herren haben ünſern Plan gar keine Ans 
notationen beygefuͤgt. REN 

Als nun der erſte Grund unſers guten Werks durch Beytritt, Rath 
und That fortgeleget war, fo uͤbergaben wir unſern ſchriftlichen Aufſatz 
hierüber den Herrn Präſidenten, als unſern hochgeneigten Herrn Zunft⸗ 
Patron und teugen um Schutz, Beyſtand und obrigkeitlicher Confirma⸗ 
tion zan; zugleich aber auch um die Erlaubniß, mit einer geziemender 
Bittſchrift bey einer hochgeehrten Rheederey und einer reſpektiven Kauf⸗ 
mannsſchaft, einen Umgang einer Collecte zu halten, damit die reſpektive 
Herren durch eine freywillige und chriſtliche Beſchenkung dem großmüthi⸗ 
gen Beyſpiele des Herrn T. C. Frantzius nachahmen und den benoͤthig⸗ 
ten Fond vermehren moͤchten. 1 8 

Es wurde uns in beyden Anſuchungen von dem Herrn Praͤſidenten 
gewillfahrt, uͤbergaben unſere Artickel dem Herrn Amtsſchreiber Jeske, 
ſie nach der gewöhnlichen Form und nach juriſtiſcher Ordnung einzuklei⸗ 
den, und nachhero von einem hochedeln hoch und wohlweiſen Rath, nach 
aller Rechtskraͤftigkeit confirmiren zu laſſen. Im Namen des Herrn Praͤ⸗ 
ſius erhielte der Pr. Amtsſchreiber Befehl, ſogleich eine geziemende und 
gründliche beſcheidene Bittſchrift zu verfertigen, mit welcher wir den 
28ſten Januar 1792. unſern bittenden Anfang und Umgang gemacht has 
ben, wie folget: 

24. 
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Die erſte Perſon, an welche wir ans bey dieſer herumgehenden Col⸗ 
lecte wendeten; war der Hr. Frantz Rohtenburg, als aͤlteſter Herr 
der hieſigen Kaufmannsſchaft, das Loos des Anfanges fiel G. Mickley 
und B. Under [oh zu, ſie nahmen ſich in Perſon die Freiheit vor dem⸗ 
ſelben zu eyſcheinen und nachdem ſie auf die beſcheidenſte Weiſe, wie in 
ſolchen Tagen Nathwendigkeit und Geſchicklichkeit erfordert, mit einem 
wohlgemeinien Wunſche begruͤßet haͤtten , uͤberreichten ſie ihre Bittſchrift 
mit der Erwaͤhnung: daß der hochgeehrte Herr allbereits von ihrer ge⸗ 
genwaͤrtigen Abſicdt ſchon im Voraus wuͤrden benachrichtiget fein und mit 
dem Anevbieten den Plan) dieſer Stiftung auch ihnen „ wie jedem der 
milden Wohlthäter zur Durchſicht und Prufung vorzulegen; ſie baten den 
Hereu daß ernals der Erſte ) der ſich hier unterſchreiben wurde, denen 
andern hochgeehrten Herren mit neinem ehrenvollen Beyſpiele vorgehen 
möchte, und erwarteten um nüchtsweniger ala die folgende Antwort: moi? 
Ich habe, ſagte nder Pre Je Mothenburgſevon dieſer Anſtalt ges 
hoͤrt, ich wuͤnſchte, daß ich ihnen huündort tauſend Gulden geben konnte, 
habe auch gehort, daß dar Pr. A En Frantzius tauſend Gulden darzu 
ſchenken wird, folglich wende ich auchn ein reichliches Geſchenke muͤſſen 
machen Wie komen ſie aber eine Wittwen⸗Kaſſe errichten wollen, wenn 
die Hrn. Kaufleute darzu das Geld geben ſollen? »wer Stiftungen auf⸗ 
vichtet, muß wiſſen, wovon und wie er die Contanten zu- ſelbiger erhaͤlt⸗ 
Wie fehr wir uber dieſe kraͤnkende Antwort eufchtarten kann jedermann 
leicht gedenken wir aber unterdrückten unſern Schmerz, und antworteten 
in aller Ehrfurcht, daß wir wahrſcheinlich zur unrechten Zeit gekommen 
wären; und baten den Herrn) er moͤchte uns dieſes“ verzeihen, und uns 
eine, fr ihm beliebige Zeit feſtſetzen, unterdeſſen aper, ihre Bittſch 

in Augenſchein nehmen und ihren Plan betrachten. Es erfolgte hierauf 
die Antwort: „Ich kann mich vorjetzt zu nichts reſolviren, berdies, was 
iſt die Urſache warum ſie bey mir den Anfang machen? — Es iſt un⸗ 
ſere Schuldigkeit, gaben wir zur Antwort, dem hochgeehrten Herrn, als 
den Aelteſten unter den reſpektiven Herren Kaufleuten unſere erſte Auf⸗ 
wartung zu machen, ſonſt wurde es ſehr ungereimt und ungeſchickt aus⸗ 
ſehen, den Herrn hinten an zu ſetzen. — Die Gegenantwort war freund⸗ 
licher, mit den Worten: Nun gut, ich werde dieſes der Kaufmannsſchaft 
vortragen, und ſo mußten wir unverrichteter Sache unſere Dimiſſion 
nehmen? wu een eee ee en ee een een ee t 
Den zweiten Verſuch machte J. N. Toͤwe und A. G. Mickley 
bey dem Hrn. J. W. Uphagen, allhier wurden wir in aller Freund⸗ 
ſchaft auf eine andere Zeit gebeten. Drittens, verfuͤgten wir beyde und 
zu dem Hrn. T. C. Frantzius, woſelbſt wir mit vieler⸗Leutſeligkeit 
empfangen wurden, wir beklagten uns, daß die erſte Unterſtuͤtzung uns 
viel Schwierigkeit erweckte, und baten den Hrn. Frantzius ſehr freund⸗ 
lich, daß er, fo, wie in der That, auch in der Unterſchrift unſer erſter 
Beyſtand ſein mochte. Der Hr. Frautzius gewaͤhrte uns dieſe Bitte, 
mit den Worten: Einer kaun mur der Erſte fein. Wünſchte uns vieles 
ferneres Gluͤck, und ſchrieb ſeinen geehrten Namen mit dieſen Worten: 
Zu dieſer ſo nuͤtzlichen Stiftung bin erboͤtig zum Fond zu erlegen tau⸗ 
ſend Gulden Danz. Cour. Theodor Chriſtian Frantzius. Danzig, 
den 28. Januar 1792. Nach ſchuldigen Dank machten wir unſere Em⸗ 


zu verſchonen, bis ſich altere Kaufleute unterſchrkeben hätten Uebrigens 
fände er die Stiftung ſehr heilſam, und würde ſich gerne mit einer mil⸗ 


moͤchten. n 5825 2727ͤĩ]—iâ)h N! 


Am 1ften Februar gingen J. N. S 5 e und G. Mickloy aber⸗ 


machten wir die Einrichtung, jeden Tages zwey von uns Deputirte Col⸗ 
te zu halten: J. N. Töwe und D. Hantel zuſammen, G. Mick⸗ 
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ley und B. Anderſon imgleichen, und trieben ſolches mit Ernſt und 
allem Fleiß. 5 g f 
Die ganze Geſchichte ausfuhrlich zu beſchreiben, erfordert zuviel Zeit, 
unterdeſſen festen wir unſere tägliche Collecte geduldig fort, und haben 
hiebey Gemuͤther von guten und boͤſen Menſchen lernen erkennen; hey 
vielen Herren find wir eben nicht zu freundlich empfangen worden, ja, 
mancher hat uns ſogar feine huͤlfreiche Hand entſagt. N. B. Unter wel⸗ 
chen die Principalen notire, als: der hollaͤndiſche Commiſſarius James 
Roſs, Hr. Mantzke und Schoͤnbeck, auch Hr. Jo h. Heinr. Leh⸗ 
mann, D. Hr. J. F. Ahrends, Hr. N. Selke von der Brabank, 
der altſtaͤdtiſche S. T. Laͤngnich, nabſt mehrern. er 
Aber diefes hat und keinesweges abgeſchreckt, noch kleinmüthig ger 
macht, ſondern wir haben gedacht, daß es unſere Vorfahren bey ihren 
guten Einrichtungen, auch oft nicht beſſer gegangen ſeyn mag, und daß ein 
gutes Ding, auch ein ſchweres Ding iſt, und Weile haben will. Und 
ſo haben wir dasjenige mit beſcheidener Gelgſſenheit durchgeſetzt, worzu 
wir uns einmal anheiſchig gemacht. A 
Endlich iſt alles gut gegangen, Gott hat unſer Vertrauen nicht laſ⸗ 
fen zu Schanden werden, ſondern hat die Herzen unſerer Wohlthaͤter 
gelenkt und regieret, daß ſie uns geholfen haben. An einem ſehr gro⸗ 
ßen Werk der Barmherzigkeit und Menſchenliebe, das ferner viele Jahr⸗ 
hunderten feſt und unverbruͤchlich bleiben ſoll. 
Wir haben demnach unfern erwuͤnſchten Zweck erreichet und ein 
ruͤhmliches Ende hat unſern Fleiß und Muͤhe durch unſere Zuverſicht ge⸗ 
krönt, und haben den 27ſten Februar mit der Collecte aufgehört, 75 


Dyittens: 


Anno 1792, den 29ſten Februar, wurden die Bruͤder, welche mit 
zur Stiftung dieſer See⸗Schiffer⸗Wittwen⸗Caſſe beygetreten, von uns 
vier Deputirten bey dem Hrn. Ephraim Engelhard eingeladen, da 
wir denn des Nachmittags um 2 Uhr, unſere neue Wittwen⸗Caſſen auf 
der Tafel ſtehend eroͤfneten, und der ganzen Bruͤderſchaft anzeigten, oben 
auf dem Verdeckel ſtehet geſchrieben: Der loͤblichen See⸗Schiffer 
Wittwen⸗Caſſe. Einwendig aber auf dem Verdeckel die Abzeichnung 
des Hrn. T. C. Frautzius feines Vergaht⸗ Schiffes, geheiſſen Hals 
ley of Danzig, kommandirt dieſes Schiff von Capitain Peter 
Rahtke. NR. Weil bey dieſem Ablauf ein Traktament von dem Hrn. 
T. G. Frantzins gegeben worden, wobey das erſte Fundament uͤberle⸗ 
get von dieſer Stiftung der Wittwen⸗Caſſe. 5 

Wie nun die Mitglieder alle in der beſten Aufmerkſamkeit vevſam⸗ 
melt waren, fo hat Schiffer J. N. Toͤwe, der ganzen Verſammlung 
dieſe Beſchreibung vorgeleſen, nach Endigung dieſes, die Vorerinnerung 
unſres Hauptbuches, ferner die Collecte, mit denen Herren Wohlthaͤter 
ihren geehrten Namen, nach deſſen die Artickels, welche bey unſerer 
Wittwen⸗Caſſe zu obſerviren und zu halten find, letzlich die Anrede an 
die ganze Bruͤderſchaft, womit wir vier Deputirte unſere Verwaltung 
übergeben haben, an den Hrn. P. Dähling als unſern Director über 
die Caſſe und dem Hrn. E. Engelhard als erſter Beyſitzer und Schiffer 
Andreas Haaſe als zweiter Beyſitzer. Und nach deſſen bezeugte die 


> 
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Brüderſchaft mit einem Seegenswunſche ihre Zufriedenheit und waren 
luſtig und gutes Muths bis 12 Uhr in der Nacht. Aksdann nahmen wir 
unſere Lade mit einem Begleite von ſechszehn unſrer Bruͤder, und brach⸗ 
ten dieſelbe bey unſern Hrn. Director P. Dähling hin, wuͤnſchten dem⸗ 
ſelben eine lange und geſunde Vorſtehung derſelben, und nahmen mit 
er größten Zufriedenheit unſern hoͤflichen Dank. f 

Und hiemit wollen wir dieſe Geſchichte ſchlieſfen, und alle geneigte 
Wohlthaͤter mit ihren werthen hohen Familien, auch ſo wie unſere from⸗ 
me Wittwen⸗Stiftung dem lieben Gott empfehlen, ohne ihm und ſeinen 
Seegen hätten wir das angefangene gute Werk nie vollfuͤhrt. Darum 
ſo laßt uns alle von Herzen ſprechen und ausrufen: Soli Deo Gloria. 


Notirt von denen vier Deputirten und Arebiters der 
loͤblichen See⸗Schiffer Wittwen⸗Caſſe, in Danzig 
am letzten Tage des Monats Februar 1792. 

Johann Nathaniel Toͤwe, 
George Mickley, 5 
Daniel Hantel, 

Berend Anderſon. 


Entwurf von denen vierzehn Artickel der loͤblichen See: Schiffer 
f Wittwen Caſſe. 


Vor dem Praͤſidirenden, Buͤrgermeiſterlichen Amte dieſer Stadt, ſind 
Verſoͤnlich erſchienen die E. E. Johann Nathaniel Toͤwe, George 
Mickley, Daniel Hantel und Berend Anderſon, als hieſige 
Schiffer, fuͤr ſich und im Namen der uͤbrigen hieſigen Schiffer und ha⸗ 
ben daſelbſt dem hochedlen, geſtrengen, veſten und hochwefſen Herrn 
Johann Bentzmann, Buͤrgermeiſter und jetziger Zeit Praͤſidenten 
dieſer Stadt, eine unter ſich getroffene Einrichtung einer Wittwen⸗Caſſe, 
in ſchuldiger Ehrfurcht übergeben. und um derſelben Confirmation unter⸗ 
thaͤnigſt Anſuchung gethan, es lautet aber dieſelbe, wie folgen wird. 


f Erſter Artickel:; 5 5 

Iſt die Stiftung dieſer Wittwen⸗Caſſe nur allein für Schiffer, die 
aber hieſige Bürger und Einwohner fein müſſen? Und ſowohl ſollen 
unfre denn jetzt mitbeygetretene und aufgenommene E. E. Ephraim 
Engelhard, Johann Ferdinand Bibuſch, Johann Jacob 
Groth, Johann Heinrich Brodtkorb, Martin Auguſt Claa⸗ 
‚fen und Martin Grantzon nach Abſterben derer, niemahls mehr an- 
dere Perſonen, als bloß hieſigen Schiffern der Zutritt zu derſelben ver⸗ 
ſtattet werden. a 

weiter Artickel: 


Diejenigen, welche diefer Wittwen⸗Caſſe beytreten wollen, erlegen 
bey ihrem Eintritt 30 Gulden Danz. Cour. wenn fie nemlich bis ultimo 
Februar dieſes Jahres derſelben mit beygetreten ſind, diejenigen aber, 

welche nach dieſem beſtimmten Termine Theil nehmen wollen, ſind ver⸗ 
bunden, in Stelle der bis ultimo Februar dieſes Jahres feſtgeſetzte 30 
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Gulden Eintritts⸗Geld, eine erhoͤhete Summa von 50 Gulden zu erlegen 
und ohngerechnet der gedachten Eintritts⸗Gelder, ſollen ſelbige aunoch 


gehalten ſein, wenn ſie bemittelt ſind, oder ein Schiff fuͤhren, fuͤr jedes 


Jahr von der Stiftung an gerechnet, 15 Gulden zu erlegen, welchen 
auch nicht allein diejenſgen unterworfen find, die ſich jetzt außerhalb Lan⸗ 
des befinden und dieſer Caſſe nicht gleich bey ihrer zu Hauſekunft beytre⸗ 
ten, ſondern auch diejenigen, welche kuͤnſtig Schiffer werden und derſel⸗ 
ben nicht ſogleich, da ſie es geworden, vielmehr ſpäterhin beyzutreten 
für gut befinden moͤchten. Unbemittelte und ohne Schiff ſeyende, welche 
ſaͤumen moͤchten, jetzt gleich beyzutreten, zahlen von allen Jahren die 
zurück geblieben jahrlich 6 Gulden Danz. Cour, an die Caſſe nach, dieſe 
Gelder nun ſo wie die zur Errichtung dieſer Caſſe geſchenkten Gelder 
einer loͤbl. Kaufmannsſchaft und der Rhederey, ſollen bey den Stadt⸗ 
Eaſſen oder auf ſichere Pfaͤnder beftätiget werden. 
EL, Dritter Artikel: 

Außer dieſem Eintritts⸗Gelde giebt jedes Mitglied dieſes Inſtituts 

auf folgende Weife ſeinen Beytrag. 5 


Erſtens: Ein Schiffer, welcher eine Reiſe nach einem Hafen in der Oſt⸗ 
„fee macht, zahlt von feiner ganzen Heuer 2 Groſchen, von jedem 
hieſigen Gulden a 30 Groſchen gerechnet. e 

Zweitens: Diejenigen Schiffer aber, welche das Cattengatt paſſiren 
müſſen, erlegen nur einen Groſchen von einem jeden hieſigen Gul⸗ 

Zul den hee en , a erke 

Drittens: Diejenigen Schiffer, welche aufgehört haben zu fahren und 

eßtweder ſich ein Lehn gekauft haben oder von ihrem Vermögen am 

Lande leben, zahlen jahrlich 15 Gulden. f 

Viertens: Schiffer aber ohne ein Schiff und dabey unbemittelt ſind, 
zahlen jaͤhrlich nur 6, jedoch aber muͤſſen die Beytraͤge von 15 Gul⸗ 

den und 6 Gulden vierteljaͤhrlich, nemlich, ultimo May, ultimo Au⸗ 

guſt, ultimo Nohember und ultimo Februar erleget werden. 
8 Vierter Urtidel: 

Zur Vorbeugung aller Unordnungen, ſoll dieſer Beytrag von denen 
zur Seefahrenden Schiffern, ſpaͤtſtens drey Tage nach dem Empfang der 
Heuer abgetragen und entrichtet werden, welcher Termin nemlich drey 
Tage nach Verlauf eines vierteljährigen Beytrags, auch denen nicht fah⸗ 
renden Schiffern zur Erlegung ihres jährlichen Beytrages von 15 Gulden 
und 6 Gulden beſtimmt wird, ſollte Jemand hierinnen nachlaͤßig fein, 
und den beſtimmten Termin uͤberſchreiten, ſo verfaͤllt er zum erſtenmal, 
in eine Strafe von 3 Gulden, zum zweitenmal von 6 Gulden und zum, 
drittenmal wird er gänzlich von der Theilnahme der Caſſe ausgeſchloſſen, 
auf gleiche Weiſe ſoll auch mit denen jenigen Schiffern verfahren werden, 
die den wahren Belauf ihrer Heuer nicht gewiſſenhaft angegeben, fon: 
dern verheelt haben; denen ohne Schiff ſeyenden und unbemittelten Schif⸗ 
fern werden indeſſen zwey Jahre Zeit gegeben, ihren Beytrag von 6 
Gulden nachzutragen, wenn aher dieſelben vor Verlauf des dritten Jah⸗ 
res ihren Beytrag nicht erlegt haben, ſollen fie gänzlich von der Caſſe 
ausgeſchloſſen werden. FFF 
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Fünfter Artickel: N 

„Alle einkommende Beytrags⸗Gelder werden von der gegenwzrtigen 
Einrichtung des Inſtituts angerechnet. Bis zum Verlauf von s Jahren 
zum Capital geſchlagen, bey denen Stadt⸗Caſſen oder andere ſichere 
fünder beſtätiget und niemanden, es ſey eine Schiffer Wittwe oder ſonſt 
ein ungluͤcklicher Theilnehmer dieſes Juſtituts davon, vor Verlauf dieſer 
5 Jahren etwas gegeben, damit die Caſſe hiedurch erſt zu einem bedeu⸗ 
tenden Beſtande gelangen könne, nach Verlauf diefer 5 Jahren aber ſol⸗ 
len die eingehenden Intereſſen an die alsdenn vorhandenen Wittwen zu 
gleichen Theilen vertheilt und nur die jahrlichen Contributions⸗ Gelder, 
wieder zum Capital geſchlagen werden, ſollte inzwiſchen auch einer oder 
der andern unſerer Mitbruͤder, durch Alter, Krankheit oder anderwärtige 
Ungluͤcksfaͤlle, ſich außer Stande finden ſich feinen noͤthigen Unterhalt 
und Nahrung zu verſchaffen, dieſes auch hinlaͤnglich bekannt und erwke⸗ 
fen fein, fo darf derſelbe mit denen Wittwen auf die Unterſtuͤtzung aus 
der Caſſe gleiche Anſprüche machen, inzwiſchen werden aber doch immer 
die Wittwen, falls die Anzahl derſelben ſo groß wäre, daß ihre Aus⸗ 
theilung dadurch ſehr maͤßig wuͤrde, des Vorzugs vor denen armen Mit⸗ 
brüdern zu genießen haben; der Genuß dieſer Unterſtuͤtzung, wird aber 
denen Wittwen nur ſo lange vergoͤnnt, bis ſie wieder heyrathen und alſo 
aufgehoͤrt haben Wittwen zu ſein. N 2 Inne Jus 

Sechſter Artickel: 1 
Wurde ein Mann von 60 Jahren ober mehrere derſelben dieſer 
Wittwen⸗Caſſe beytreten wollen, ſo foll derſelben Wittwe nicht eher als 
nach Beendigung ihres doften Jahres aus der Caſſe einige MR Ye 
zu genießen haben, indem ohne dieſe Einſchränkung ſehr leicht junge 
Frauenzimmer die Speculation machen würden, bejahrte Schiffer zu heh⸗ 
rathen, um nach deren Abſterben Lebenslang von der Caſſe unterhalten 
zu werden. Co folk auch kein verheyratheter Schiffer angenommen wer⸗ 
den bey dieſer Caſſe, wenn er krank iſt, ſondern ſoll erſt dann zugelaſ⸗ 

ſen werden, wenn er wieder ſeine Geſundheit erlanget hat. 


8 u Siebenter Artickel: 7 ! 
Zur Verwaltung diefer Caſſe wird ein Director und zwey Beyſitzer 
beſtimmt, Erſterer behalt feinen Platz fo lange er lebet und Fahigkeit 
hat zur Verwaltung derſelben, Letztere behalten dieſen Platz nur zwey 
Jahre und werden ſodann an deren Stelle neue Beyſitzer zu erwählen 
ſein, dieſer Director aber ſowohl als die Beyſitzer ſind wegen der Fuͤh⸗ 
rung dieſes Geſchaͤfts, welches darin beſtehet, Buch und Rechnung uber 
die Caſſe zu führen, frey vom jährlichen Beytrag zur Caſſe. i 
3 a ᷣ 
Aus der Bruͤderſchaft ſollen vier Deputirte ernannt werden, welche 
die Buͤcher und Rechnung des Directors und der beyden Beyſitzer nach⸗ 
ſehen, um der Brüderſchaft von der Aufrichtigkeit derſelben Nachricht 
57 2. 5 { nne 


de geben Sr hr Rae 


378 Den 26. Februar und 1. März 1792. 


Neunter Artickel: 


Zu einer allgemeinen Zuſammenkunft, werden jährlich zwey Tage, 
nemlich, der letzte Februar und der letzte Auguſt eines jeden Jahres ‚bes 
ſtimmt, in welchen Verſammlungen man ſich uͤber die Angelegenheiten 
der Caſſe zu beſprechen hat und einem jeden frey ſtehen wird, zum Be⸗ 
ſten des Inſtituts etwas vorzuſchlagen, wie auch Huͤlfsbeduͤrftige und 
neue Mitglieder zur Aufnahme vorzuſchlagen; An dieſen beyden Tagen 
ſollen auch die Summen zur Austheilung beſtimmt und beſonders die 
vier Deputirten die eingezogene Nachrichten von der Richtigkeit der Buͤ⸗ 
cher und Rechnungen der Bruͤderſchaft bekannt zu machen, verpflichtet 
ſein. Am letzten Februar aber, ſollen die neuen Beyſitzer und Deputir⸗ 
ten wieder erwaͤhlet werden. 

0 1 Zehnter Artickel: Sr 

Die Vertheilung der Gelder fol jährlich zweymal und zwar jedes⸗ 

mal ſogleich nach den Zuſammenkuͤnften geſchehen. 7 
N Eilfter Artickel: : 

Außer dieſen zu den Verſammlungen beſtimmten Tagen, ſtehet es 
dem Director frey, die Bruͤderſchaft bey wichtigen Angelegenheiten, auch 
an andern Tagen zuſammen zu berufen, und der Verbotter derſelben, 
ſoll aus denenjenigen Bruͤdern genommen werden, welche ohne Schiff 
find und nur jahrlich 6 Gulden geben. Ein jeder, welcher aus dieſen 
dazu erwählet wird, iſt verbunden die Stelle eines Verbotters anzuneh⸗ 
men, zahlt aber wegen ſeiner Bemuͤhung keinen Beytrag, wird indeſſen 
davon frey, ſobald er ein Schiff erhält, bis dahin aber iſt er und ein 
jeder ander Verbotter verbunden, ſogleich als er von dem Director bez 
ſchickt wird, bey demſelben zu erſcheinen und deſſelben Auftrage zu bes 
ſtellen. 5 une : 
f Zwölfter Artickel! 


Die vorräthigen Gelder ſollen jeder Zeit in einen Kaſten gelegt wer⸗ 
den, zu welchen, ſowohl der Director als auch die zwey Beyſitzer einen 
Schluͤſſel haben werden, deſſen Schlüfjel aber ſo eingerichtet fein muß, 
daß nicht einer oder die andern ſelbige zu eroͤfnen im Stande ſein wer⸗ 
den. Die Annahme der Contributions⸗Gelder, ſowohl als auch die Er⸗ 
hebung der Intereſſen von den beſtaͤtigten Capitalien, liegt inzwiſchen 
dem Director allein ob, welcher ſodann alle eingezogene Gelder bey den 
jedesmahligen, im gten Artickel beſtimmten Sufammenkünften, im, den 
Caſten zu legen haben wird. i 

i Dreyzehnter Artickel: 
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vereinigen kann, ſollen zween Herren Rheedern zur Beurtheilung vorge⸗ 
leget werden, und falls die Brüder mit deren Gutachten der Stimmen⸗ 
mehrheit nicht zufrieden wären, ſoll die rechtliche Entſcheivung ſolcher 
ſtreitigen Falle, zum Erkenntniß des Praͤſidirenden Herrn Burgermeiſter 
ſeiner hochedlen geſtrengen Herrlichkeiten geſtellt werden. | 


Dieſe vorhergehende vierzehn Artickel von der Einrichtung 
der See⸗Schiffer Wittwen⸗Caſſe, wurden Seiner hoch⸗ 
edlen geſtrengen Herrlichkeiten, dem Herrn Praͤſidenten 
Herrn Johann Bentzmann uͤbergeben, den 26. Fe⸗ 
bruar Anno 1792. 7 75 N 

durch Johann Nathaniel Toͤwe. 
George Mickley, N 
- Daniel Hantel, und 
Berend Anderfon, 
Deputirten. 


Confirmation über die vierzehn Artickel, 


Der Praͤſidirende Burgermeiſter, Seiner hochedlen geſtrengen Herr⸗ 
lichkeiten, hat hierauf die vorſtehende von denen hieſigen Schiffern, fuͤr 
ſie beliebte und angenehme, auch mit derſelben obbenannten Deputirten, 
eigenhaͤndiger Unterſchrift bekräftigte Artickel, ſamt und ſonders auf noch⸗ 
maliges Anſuchen genehmiget und dieſelben Usque ad bene Placitum Ma- 
guiſiei Senatus, nicht nur Amts confirmiret und beftätiget, ſondern auch 
dem Amtsbuche zu ingrossireh und Copiam Authenticam davon zu ex- 
tradiren. g . 
Nachgegeben Actum den Iſten Martii 1792. N an 
GR" \ Stetis Nobilis Domini 

Johann Bentzmann. 
Pra. Cousulis a, c, Praesidis. 


Anhang zu den vierzehn Artickeln. 
Anno 1795. den 28. Februar iſt mit Zuſtimmen derer Mitglieder 


feſtgeſetzet worden, mit des Namens Unterſchrift von dem Director und 
denen Beyſitzer nebſt den vier Deputirten, daß wenn der Verbotter durch 


den Director zu den feſtgeſetzten Sufammenkünften den Auftrag erhalt, 


wie im Artickel 9 befindlich, fo iſt beym Ausbleiben von einem jeden auf 
die beſtimmte Zeit 3 Gulden Danz. Cour. zu erlegen, feſtgeſetzet, wenn 


nicht eine Haupturſache oder die Entlaſſung durch den Director ihm da⸗ 


von bevor frey ſpricht. 
e Annoch iſt ferner: a 
Anno 1805. den 28. Februar beym Abſchluße der Rechnung der See⸗ 
Schiffer Wittwen⸗Caſſe, ft von dem Beyſitzer und Deputirten, wie auch 
cc) die anweſenden Mitglieder dieſer Caſſe, mit ihrer ſelbſt eigenhaͤn⸗ 


* 
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digen Unterſchrift folgende Artickel durch die Stimmenmehrheit beſchloſ⸗ 
ſen und als Geſetzmaͤßtg angenommen und ſolche in die Rolle einzutra⸗ 
gen genehmiget worden;; m e, n 
eee eee, eee een nn en 

„Eine Frau, die durch ihren Mann ben der See Schiffer Wittwen⸗ 
Cafie eingekauft worden, wenn dieſe nun Wittwe wird und wieder einen 
Schiffer heyrgthet, ſoll weiter nichts erlegen, als 3 Gulden Danz. Cour. 


m, 


Einſchrelbegeld. 


S wei tem San 

Wenn ein Mann ſeine Frau bey der Wittwen⸗Caſſe einkauft, fo 
ſoll der Frauen ihr Name mit eingeſchrieben werden, wenn nun dieſe 
ſtirbt und der Mann heyrathet eine andere Frau die nicht in der Caſſe 
iſt, ſo ſoll die zweyte Frau aufs neue wieder eingekauft werden und 
eingeſchrieben, jedoch mit dem Unterſchiede, daß in Stelle die erſte Frau 
mit 50 Gulden Datz. Cour. eingekauft worden, die zweyte nur 30 Gul⸗ 
den zu erlegen hat; ſollte aber auch die zweyte Frau ſterben und ſchreit⸗ 
tet zur dritten Ehe, ſo zahlt er fuͤr die dritte Ehefrau die Haͤlfte, nem⸗ 
lich 15 Gulden Danz. Cour., bey einer vierten Heyrath wird er aber 
gaͤnzlich frey fein und nur 3 Gulden Danz. Cour. Einſchreibegeld bezahlen. 


ng De RI LE ĩ Bi Hits 1 ran 


Sol es auch eben fo gehalten werden mit den Wittwen die wieder 
heyrathen: füllt ihre Heyrath 30 Tage vor der halbjährigen Verſammlung 
ein oder weniger, ſo zieht ſie noch das laufende halbe Jahr mit denen 
andern zu gleichen Theilen, iſt es aber mehr als 30 Tage vor dem 
halbjährigen Verſammlungs⸗Tage, fo hat ſie keine Anſprüche mehr auf 
ee 1 HAGSTT. IMDISR TTS ÄRRR TR PS na Eh 
RT IR TEEN Be ONE 5 

Da die gegenwärtigen Geſetze unmöglich uͤber alle Vorfälle, die ſich 
bey einer See⸗Schiffer Wittwen⸗Caſſe ereignen, beſtimmen koͤnnen; ſo 
behalt ſich die Geſellſchaft dieſer Caſſe vor, wenn ſolche eintreten, durch 
die Mehrheit der Stimmen den Anhang der Geſetze, noch ſo viel wie 
moglich zu verbeſſern und zu vervollkommnen. 


7 


Den 25. März 1793. 88. 


S ech ſten s: 8 lf 


A 15 ga 1 9 07 wo das Geſetz n is; über e 1 i 
der Director ſolches bey der Verſammlung vortragen, und der G. 
5 Rare‘ ihr Gutachten darüber vernehmen; find ſie alle einſtimm ft 15 
f es als Geſetz angenommen und in die Rolle eingetragen, went 28 
5 e „ſo müſſen die Stimmen, heſamelk werden. ee 


an ae Nn. N Sieben te n 82 17 51 


gu m Summen ſoll auf ſolche . verfahren werden: über den 
te worüber geſtimmt werden foll, giebt der Director einen Bogen 
hapfer an die Deputirte, die ihren Namen alffſchreiben und entwe 
oder Nein dabey ſchreiben; iſt nun dieſes von den Herren e 
ee fo laſſen fie ſolches bey allen Anweſenden herumgehen und zu⸗ 
an die Beyſitzer, und der Director giebt feine Stimme zule 
nun die meiſten Stimmen Ja, fo iſt es ein angenemmener Vorſchlag, iſt 
aber die Mehrheit Nein, fo wird es verworfen“ und gegen die en 
heit ar ‚Stimmen fol NS State inden. 


Pant an die fämmelicien ad e in 
ee und den Staͤdten ‚Danzig: und SINE, ‚De 
e, Dato Dellin, 5, 25. Mürz 4793.0 


he Feiedeie Wilhelm wer Gottes Gnaden Konig von Preuffen, ꝛc. 
Entbieten hiemit den ſaͤmmtlichen Ständen; Biſchoͤfen, Aebten, Pra, 2 
laten, Wyywoden, Kaſtellanen, Staroſten, Kämmerern und Wande 
der Ritterſchaft, den Vaſallen und Gdelleuten, den Ma giſtroͤ raten 15 
Einwohnern der Staͤdte, den Landleuten, und allen neigen. ſowohl 
geiſt⸗ als weltlichen Einſaßen und Einwohnern der Woywodſchaften 
Poſen, Gueſen, Kaliſch, Sieradien, der Stadt und des Kloſters Ezen⸗ 
tochowa, des Landes Wielun, der Wopwodſchaft Lentſchitz, der Lands 
ſchaft Eujavien, des Landes Dobrzyn, der Woywodſchaften Rawa, 
Plotzk ꝛc. nach Maaßgabe des Grenzzuges, ingleichen der Städte, Dan⸗ 
zig und Thorn, welche die Krone Polen bishero beſeſſen, Unſern gez 
neigten Willen, Königliche Gnade und alles Gutes, und geben denſel⸗ 
ben hiedurch folgendes gnädigſt zu vernehmen; Es iſt allgemein bekannt, 
daß die Polniſche Nation nie aufgehoͤrt hat, den benachbarten Mächten 
und insbeſondere dem Preußiſchen Staate, häufige Veranlaſſungen zu 
gerechtem Mißvergnuͤgen zu geben. Nicht zufrieden, gegen alle Regeln 
5 en * das N Bert 1 5 oͤftere Einfälle 


— 5 ie 


0 Abgedruckt in de ae a von 1258. 


a 


322 Denk 25: Matz 1703. 


zu verletzen, die dieſſeitigen an der Graͤnze wohnenden Unterthanen zu 
beunruhigen und zu mißhandeln, ihnen faſt immer Gerechtigkeit und bil⸗ 
lige Genugthuung zu verſagen; hat dieſe Nation ſich auch unabläßig mit 
verderblichen Planen beſchaͤftigt, welche die Aufmerkſamkeit der benach⸗ 
barten Mächte zeigen „mußten. Dies ſind Thatſachen, welche keinem 
aufmerkſamen Beobachter der neuern Vorfälle in Polen haben entgehen 
koͤnnen; was aber beſonders die ernſtlichſten Beſorgniſſe der benachbarten 
Mächte erwecken mußte, iſt der in Polen immer mehr uͤberhand neh⸗ 

ende Empörungsgeiſt und der ſichtbare Einfluß welchen jenes verab⸗ 


chie an Unfern Graͤnzen, mancherlei Ge 

Wir haben daher gemeinſchaftlich mit Ihrer Ruſſiſch⸗Kaiſerlichen Ma⸗ 
jeſtät, und mit Beiſtimmung Sr. Majeſtät des Roͤmiſchen Kaiſers, allerkannt, 
daß die Sicherheit Unſerer Staaten erfordere, der Republik Polen ſolche 
Schranken zu ſetzen, welche ihrer innern Stärke und Lage mehr ange⸗ 

ſeſſen find, und ihr die Mittel erleichtern ſich ohne Nachtheil ihrer 

eiheit, eine wohlgeordnete, feſte und thaͤtige Regierungsform zu ver⸗ 
ſchaffen, ſich in dem ungeſtoͤrten Genuß derſelben zu erhalten, und da⸗ 
durch den Unordnungen vorzubeugen, welche fo oft ihre eigene Ruhe er⸗ 
ſchüttert und die Sicherheit ihrer Nachbarn in Gefahr geſetzt haben. 

Um dieſen Endzweck zu erreichen, und die Republik Polen vor den 
fürchterlichen Folgen, welche ihre innern Zerruͤttungen nach ſich ziehen 
müſſen, zu bewahren und von ihrem gaͤnzlichen Untergange zu retten, 
befonders aber ihre Einwohner den Graͤueln der zerſtoͤrenden Lehre, wel⸗ 
cher fie leichtſinnig zu folgen nur zu geneigt find, zu entziehen, giebt 
es nach unſerer innigſten Ueberzeugung, welcher auch Ihre Majeftüt 
die Kaiſerin aller Reuſſen, in der vollkommenſten Uebereinſtimmung mit 
Unſern Abſichten und Grundfägen, beitreten, kein anderes Mittel, als 
ihre angränzenden Provinzen Unſern Staaten einzuverleiben, und ſie zu 
dieſem Endzweck ſogleich in wirklichen Beſitz zu nehmen, und dadurch 
allen Uebeln, welche aus der Fortdauer der gegenwaͤrtigen Unruhen ent⸗ 
ſtehen koͤnnen, bei Zeiten vorzubeugen. } 
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Wir haben daher im Einverſtaͤndniß mit Ihrer Ruſſiſch⸗Kalſerli⸗ 
chen Majeſtaͤt beſchloſſen, die Eingangsbenannten Diſtrikte von Polen, 
nebſt den Städten Danzig und Thorn in Beſitz zu nehmen und fie Une 
ſerm Staate einzuverleiben Wir kundigen dieſen unſern feſten und uns 
erſchuͤtterlichen Entſchluß hiermit öffentlich an, und erwarten von der 
Polniſchen Nation, daß fie ſich auf das baldigſte auf dem Reichstag vers 
ſammeln und zweckmäßige Maaßregeln ergreifen werde, damit alles über 
dieſen Gegenſtand Erforderliche freundſchaftlich abgethan und dadurch 
der heilſame Endzweck erreicht werde, der Republik Polen einen unge⸗ 
ſtörten Frieden zu verſchaffen und ihre Einwohner vor den schrecklichen 
Folgen der Anarchie zu bewahren. Zugleich ermahnen Wir die Stunde 
und Einwohner derjenigen Diſtricte und Städte, welche Wir vorgedachter⸗ 
maßen in Beſitz nehmen laſſen, ſo gnaͤdig als ernſtlich, ſich ſolcher Un⸗ 
ſerer Beſitzuehmung und den zu ſolchem Ende von Uns abgeordneten 
Befehlshabern und Kriegsvoͤlkern nicht zu widerſetzen, ſondern vielmehr 
unſerer Regierung willig zu unterwerfen, Uns von nun an fuͤr ih⸗ 
ren rechtmäßigen König und Landesherrn anzuſehn und zi erkennen, ſich 
als Unſere getreue und gehorſame Unterthanen zu erweiſen, und ſich al⸗ 
ler Gemeinſchaft mit der Krone Polen zu entziehen. Wir Find dagegen 
feſt entſchloſſen und verſichern hiemit feyerlich: vorgedachte Stande und 
Einwohner ſammt und ſonders bei ihren Beſitzungen und Rechten im 
Geiſt⸗ und Weltlichen, beſonders die Roͤmiſch⸗Catholiſche Glaubensge⸗ 
noſſen bei dem freien Gebrauch ihrer Religion zu laſſen, zu ſchuͤtzen und 
zu handhaben, und uͤberhaupt das ganze Land dergeſtalt zu regieren, 
daß der vernünftige und wohldenkende Theil der Einwohner gluͤcklich 
und zufrieden ſeyn kann, und keine Urſache haben ſoll, die Veranderung 
in der Landesherrſchaft zu bereuen. Um Uns der Treue und Ergeben⸗ 
heit Unſerer neuen Unterthanen noch mehr zu verſichern, haben Wir gut 
gefunden, von denſelben die in dergleichen Faͤllen gewoͤhnliche Erbhul⸗ 
digung zu erfordern, und da Wir bei Unſerer dermaligen Entfernung 
ſolche nicht Selbſt einnehmen koͤnnen, ſo haben Wir Unſern General von 
der Infanterie, Ritter Unſerer Orden, Vice⸗Ober⸗Krieges⸗Praͤſidenten, 
Gouverneur Unſerer Reſidenz Berlin, Chef eines Infanterie-Negiments, 
Wichard Joachim Heinrich von Moͤllendorf, imgleichen Unſern 
wirklichen Geheimen Etats⸗ und Juſtiz⸗Miniſter, auch Chef⸗Praͤſidenten 
ſaͤmmtlicher Schleſiſchen Oberamts⸗ Regierungen, Adolph Albrecht 
Heinrich Leopold Freiherrn von Dankelmann, zu Unſeren 
Bevollmaͤchtigten ernannk, um an Unſerer Statt, und in Unſerm Namen 
gedachte Erbhuldigung zu empfangen. Wir befehlen daher allen obbe⸗ 
nannten Ständen und Einwohnern hiemit in Gnaden, ſich zwei! 
vor dem von Unſern bevollmächtigten Commiſſarien angeſetzten Huldi⸗ 
gungs⸗Termin in dem von ihnen beſtimmten Ort einzufinden, ſich bei 
gedachten Unſern Commiſſarien zu melden, ihre Ankunft zum Protokoll 
du verzeichnen, ihre Vollmachten zu produciren und ſodann in dem Hul⸗ 
digungstermin Uns den Eid der Treue und Unterthaͤnigkeit zu ſchwören, 
und Uns und Unſern Erben und Nachkommen fir ihren rechtmaͤßigen 
König und Landesherrn zu erkennen und anzunehmen; und zwar iſt Uns 
ſere Willens⸗Meynung, daß die Biſchoͤfe, Aebte, Prälaten, Wopwoden, 
Kaſtellane, Staroſten, Kämmerer nnd Landrichter, in Perſon ſammt 
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und ſonders, oder durch genugſam bevollmaͤchtigte Deputirte, ſich ein⸗ 
finden; die übrigen Stände, aber durch zu erwahlende und mit zureichen⸗ 
der Vollmacht verſehene Deputirten aus ihren Mitteln dergeſtalt dabei 
erſcheinen ſollen, daß aus jedem Diſtrict wenigſtens Vier Perſonen vom 
Adel, Vier Geiſtliche und Prediger, und Sechs Schulzen aus den Dor⸗ 
fern; von den Magiſtraͤten jeder Stadt aber zwei Burgemeiſter und ein 
Syndieus, zu dieſer allgemeinen Landeshuldigung bevollmaͤchtiget und 
abgefertiget werden ſolle; alle dieſe Bevollmaͤchtigte ſich auch mit einem 
zuverläfftgen„ Verzeichniſſe der in ihren reſpective Bezirken und Staͤdten 
efindlichen gegenwaͤrtigen und abweſenden rittermaͤßigen und adlichen 
ingeſeſſenen, wie auch der Magiſtrats⸗Perſonen und Prediger jedes 
Orts, in deren Seele dieſe allgemeine Landeshuldigung durch die ber 
vollmaͤchtigte Deputirte zu leiſten, in beglaubter Form von den Landge⸗ 
richten unkerſchrieben und gerichtlich atteſtirt, verſehen, und ſolche Ver⸗ 
zeichniſſe Unſern Huldigungs⸗Commiſſarien vorlegen ſollen. N 
Wir zweiflen nicht, daß jedermann, den dieſes angeht, ſich hiernach 
gehorſamſt achten werde; falls aber wider Vermuthen ein oder der an⸗ 
dere Stand und Einwohner obgedachter Diſtricte und Staͤdte, dem In⸗ 
halt dieſes Unſeres offenen Briefes nicht gehorſamen, uns den Eyd der 
Treue nicht leiſten, Unſerer Herrſchaft ſich nicht unterwerfen, oder gar 
Anſern Befehlshabern und Truppen Widerſtand zu thun ſich unterfangen 
wollte, der oder diejenigen haben unausbleiblich zu gewaͤrtigen, daß ge⸗ 
gen ſie mit den in dergleichen Fällen uͤblichen Strafen, ohne Anſehen der 
Perſon, werde verfahren werden. 4 
Des zu Urkund haben Wir dieſes Patent eigenhändig unterſchrieben, 
mit Unſerm Königlichen Inſiegel beſtaͤtken, gehörigen Orts publiciren, 
und durch den Druck ‚öffentlich bekannt machen laſſen : 
So geſchehen und gegeben Berlin, d. 25. März 1793. 
Friedrich Wilhelm 


(L. S.). 
Fin kenſtein. Alvensleben. Kin 
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Nr. 18. 


Reglement für das Wett⸗ und Handlungs⸗Gericht 
in Danzig.) 


Sa Königliche Majeſtaͤt von Preußen, Unſer Allergnäͤdigſter Herr, 
wollen der Stadt Dantzig, welche bereits ſeit dem Jahr 1565 eine Wette 
gehabt, die bis jetzt, wie wohl unter verſchiedenen Modificationen beſtan⸗ 
den hat, ebenfals ein Wett⸗ Gericht constituiren, und ſolches zwar unter 
der nehmlichen Benennung, aber nach beßern Grundſaͤtzen und dergeſtalt 
einrichten, daß Neben Abſicht, Eigennutz und Partheplichkeit entfernet 
werde und das dabey interelllrende Publicum auf zweckmaͤßige Bearbei⸗ 
tung der dem Wett⸗ Gericht zu uͤbertragenden Gefchäfte ſichere Rechnung 
machen koͤnne. 
9. . 


Das bisherige Wett⸗ Gericht hat ſich in ſehr vielen Faͤllen mit Po: 
lizey⸗Angelegenheiten beſchaͤftiget, dagegen find andere einem Handlungs⸗ 
Gericht zuſtehende Streitigkeiten bey demſelben nicht bearbeitet worden. 
Dem gegenwärtigen Wett- und Handlungs- Gericht werden alle Privat- 
Handlungs⸗Prozeße nach unten noch näher zu beſtimmenden Modihcatio- 
nen zugewieſen, und bearbeitet ſolches auch wie bisher, die Handlungs 
Keane ent ons⸗ Augelegenheiten, nach der im ten g. vorkommenden Ans 

itung. a 

5 5. 2. 


Es ſoll dieſes Wett⸗Gericht beſtehen: 
1) aus einem Syndico des Magistrats. 


2) „ Kaufmaͤnniſchen Stadt⸗Rath. 

335 ĩ K EN Mitgliede des Stadtgerichts. 

4) Kaufmaͤnniſchen Beiſitzer eben dieſes Collegii, 

5) Drey Kaufleuthen. 

6) . = einem rechtskundigen Secretario, der zugleich Allellor mit 


Sitz und Stimme, und außer dem Depolito, auch 
Sportul - Gaffen - Rendant iſt. a 
Zu den Subalternen dieſes Collegii gehoͤren 0 
1) aus einem Registrator der zugleich Canzeliſt iſt. 
2) 


8 Instigator.“ 
3) = „ Aufwärter. 
4) = Polniſchen Dollmetſcher. 


% 


9. 8. ( 
Der Magistrats-Syndicns iſt zwar Director des Wett = Gerichts, in⸗ 
deßen hat der Stadt-Praelident die Ober⸗ Aufſicht uͤber dieſes Collegium, 
und muß derſelbe den prompten und regelmaͤßigen Gang der Gefchäften 


zu bewirken und zu erhalten ſuchen. 
a —ůů 


) Noch nicht gedruckt. N a 5 
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4. 


Auf den Vorſchlag des Stadt -Praesidenten, wird der von ihm zum 
Wettgericht zu deputirende Syndicus, der die Direction beim Wettgericht 
fuͤhret, und der kaufmaͤnniſche Stadt⸗Rath durch die Weſtprß. Krieges⸗ 
und Dom. Cammer dem General - Directorio der Rechtsgelehrte und kauf⸗ 
maͤnniſche Gerichts⸗Asleslor dagegen auf den Vorſchlag des Stadt - Gerichts 
Directoris, durch die Regierung dem Chef der Juſtitz zur Genehmigung ange 
zeigt. Die Asleslores der Kaufmannſchaft werden vom Magistrat ge⸗ 
wählt, und von der Cammer beſtaͤtiget. Die Secretarius und Allellor, 
den auch der Magistrat wählt, und der durch die Cammer dem General- 
Directorio praelentiret wird, erhalt nach genommener Ruͤckſprache mit 
dem Chef der Juſtitz ſeine Beſtallung unter gemeinſchaftlicher Vollzie⸗ 
hung des General- Directorii und des Gas⸗Canzlers. 

Es verſtehet ſich von ſelbſt, daß die Wahl des Magistrats auf eine 
Rechtskundige Perſon, welche ſich zu einer Juſtiz Bedienung vollſtaͤndig 
qualiſieiret, gerichtet werden muß. N 

Den Registrator und Canzliſten der vom Magistrat gewaͤhlt wird, 
beftätiget die Weſtpreuß. Cammer und hängt die Anſetzung eines Insti- 
gatoris und Aufwaͤrters, nicht minder des Dollmetſchers vom Magistrat 
ab, deßen Prasident die geſammte Mitglieder des Wettgerichts einfuh⸗ 
ret und verpflichtet. 5 - 

$ 5. 1 8 

Die aus dem Magistrat und dem Stadt⸗Gericht deputirten Asleslo- 
res müßen fich blos mit den ihnen zufallenden Commisfons- und Ver⸗ 
gleichs Gebühren, nach der Vorſchrift der Sportul- Ordnung begnügen, 
und erhalten kein beſonderes Salariam noch Emollumente beim Wett⸗Gericht. 

Den kaufmaͤnniſchen Aslesloribus iſt aus dem Fond der 6 Gr. p. 
Laſt vom Schiffer, jedem 200 Thlr. zum Gehalt angewieſen. 

Der Secretarius erhalt außer feinem Gehalt als Asleslor feinen Ans 
theil an Commisſions⸗ und Vergleichs » Gebühren, und naͤchſtdem die Re- 
ceptur- und Zahl⸗Gelder bey den Casfen wo er Rendant iſt. 

Der Registrator und Canzeliſt dagegen außer ſeinem Gehalt, die 
Registratur -und Copial- Gebühren, Der Instigator erhält den hier uͤbli⸗ 
chen Denuncianten Theil von den Straf⸗Gefaͤllen und ſoll dem gegen⸗ 
wärtigen noch beſonders ein Gehalt außer dieſem Denuncianten-&heil zus 
gewieſen werden. ip a 

Der Aufwaͤrter erhaͤlt, außer feinem Gehalt die Vorladungs⸗ und 
Insinuations - Gebithren. 

Der Dollmetſcher wird von den Partheyen fuͤr die Verfertigung der 
Ueberſetzungen, Abwartungen der Instructionen und andern Terminen nach 
der Sportul⸗Taxe belohnt. Alle übrige nach der Wett⸗Gerichts⸗Spor⸗ 
tul Taxe einkommende Gebühren, die nicht einzelnen Gliedern und Sub- 
alternen zuſtehen, kommen in eins gemeinſchaftliche Casle woraus der Secre- 
tarius und Registrator ihre Gehalte ziehen, wie denn auch aus dieſer Caslo 
die übrigens bey dem Gericht vorkommende Ausgaben beſtritten werden. 


8. 6. 
Um denjenigen fo ſich der Juſtiz widmen ech Gelegenheit zu ver⸗ 
ſchaffen ſich practiſch von der Bearbeitung ſolcher Rechts Sachen zu un⸗ 
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terrichten, wobey kaufmaͤnniſche Kenntniſſe moglich ſeyn koͤnnen, wird 
dem Director des Collegii nachgelaßen, den Director des Stadtgerichts 
zu erſuchen Referendarien und Auscultatoren, ſo zu dieſen Kenntnißen Nei⸗ 
gung bezeigen, dem Wett⸗ und Handels⸗Gericht auf 1 Jahr oder eine 
längere Zeit zur Arbeit zu uͤberlaßen. 


§. 7. 


Es iſt ſchon im 2ten g. bey der vorläufigen Beſtimmung des Ge- 
ſchaͤfts⸗Creiſes des Wett Gerichts bemerkt worden, daß ſelbiger von 
dem ehemaligen Wettgericht zu unterſcheiden ſey, und 
1) follen dem Danziger Wett⸗ und Handlungsgerſchte die Handlungs⸗ 

Contraventions Sachen, welche fie zeither ſchon bearbeitet, ver⸗ 
bleiben, obgleich ſelbige als allgemeine Angelegenheiten zum Reslort 
des Magistrats eigentlich gehoͤren wuͤrden, ſo daß alle Faͤlle wo 
die Grenzen uͤbertreten werden, welche den fremden und einhei⸗ 
miſchen Kaufleuten vorgeſchrieben ſind, und wodurch das Grund⸗ 
Handlungs⸗Geſetz, daß kein Fremder mit einem andern Fremden 
unmittelbar Verkehr treiben, vielmehr vom Buͤrger kaufen, und 
- an denſelben verkaufen muß, uͤbertreten wird, und andern Hand⸗ 
lungs- Contraventionen zum Resfort des Wett⸗ Gerichts gehören, 
2) reslortiren für ſelbiges N 
a) alle Privat- Streitigkeiten der Kaufleute unter ſich und mit 
Fremden, im Fall ein getroffener Handel der Gegenſtand iſt. 
b) die zwiſchen Kaufleuten aus laufenden Rechnungen entſtande⸗ 
ne Prozeße, im Fall nehmlich das Geſchaͤfte nicht in einer 
andern Art von Contract uͤbergangen iſt. ? 
c) alle unter den Sociis entftehende Streitigkeiten. Wogegen alle 
Klagen auf Bezahlung des Kaufgeldes fuͤr ausgenommene 
Waaren, imgleichen Schuld⸗Sachen aus Waaren⸗ Rechnungen, 
ſo bald nur der eine Theil, ein Kaufmann der andere dage⸗ 
gen es nicht iſt; ferner, wenn unter Kaufleuten über ein Con- 
o Courant oder den Saldo einer dergl. laufenden Rechnung 
ein Schuld - Instrument ausgeſtellet worden, und es alſo nicht 
man auf die bonitaet und die Preiſe der Waaren ankommt, 
den ordentlichen Gerichten verbleiben. z 
5 d) gehören für das Wett und Handlungs⸗Gericht alle Kaufmanns⸗ 
Anweiſungen, wenn vor verkaufte Species oder Waaren ein 
Kaufmann auf den andern aslignirt, und die Aslignation acceptiret 
und angenommen worden, es mag auf dieſe Aslignation etwas 
i bezahlt ſeyn oder nicht. 5 Bu 
& e) alle trasirten und gezogenen oder kaufmaͤnniſchen Wechſelbriefe. 
Die ſogenannten trocknen oder eigenen Wechſel verbleiben dem 
Stadt⸗ Gericht. - N 
) alle auf den Stroͤhmen innerhalb der Gerichtsbarkeit der Stadt 
vorfallende Streitigkeiten, in Lichtungs⸗ und in die Handlung 
einſchlagenden Angelegenheiten. EN 


dens A Be ; 
Die Rechts⸗Mittel von den Erkenntnißen des Wett⸗Gerichts gehen: 
N 3 5 
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Ad 1) Bey den Handlungs- Contraventions-Sachen an die Weſtpreuß. 

Cammer⸗Juſtiz⸗Deputation nach Marienwerder, wogegen 5 
2) Privat Handlungs⸗Prozeße an das vereinigte Commerz - und Admi- 
ralitaets- Collegium in Danzig nur alsdann, wenn beyde Theile dar⸗ 
über einig find, in der Regel aber an die Cammer Zuftiz>Deputa- 
tion in Marienwerder gerichtet werden ſollen. Indeßen iſt das 
Wett = Gericht weiter nicht im mindeſten dem Danziger Commerz- 
und -Admiralitaets- Collegio ſubordinirt, indem das Wett⸗ Gericht 
nur allein der Weſtpreuß. Krieges⸗ und Dom. Cammer und deren 
Juſtiz⸗Deputation in Marienwerder untergeordnet iſt. In Faͤllen 
wo die Revifionen zuläßig, find ſie an das Ober⸗ Revisions Colle- 
gium zu dirigiren. - : } 


8.9, 


Die Anlegung der Arreste auch ſelbſt in Wett⸗Gerichts⸗Angelegen⸗ 
heiten kommen dem ordentlichen Richter zu unter deſſen Turisdiekon die 
Perſohn und Sache gefunden wird, welcher wenn der Arrest⸗Schlag 
eine zum Reslort des Wett⸗ Gerichts gehörige Sache betrift, die ver⸗ 
handelten Acten dem Wett⸗Gericht zur weitern rechtlichen Verfügung 
abzugeben verbunden iſt, nur in ſchleunigen und dringenden Faͤllen, wo 
Gefahr im Verzuge iſt, kann das Wett⸗Gericht oder deßen Directorium 
vorlaͤufige Arrest Verfügungen treffen, jedoch muͤßen dergleichen Angele⸗ 
genheiten, fals die Sache nicht ſogleich verglichen werden kann, ohne 
Anſtand dem competirenden Richter angezeiget werden. 0 


5 , 0 10. a) 


Das Wett: und Handlungs⸗Gericht hat ſich in denen ihm aufgetra⸗ 
genen Rechts⸗Sachen nach der neu revidirten Danziger Willkühr von 
1761 und den Zuſaͤtzen und Erläuterungen von 1783 nach der Wechſel⸗ 
Ordnung befagter Stadt Danzig und nach anderweitigen lpeciellen fuͤr 
das Danziger Commercium ergangenen Verordnungen lalva reviglone zu 
achten, naͤchſtdem aber die Vorſchriften des allgemeinen Geſetzbuchs, be⸗ 
ſonders im Sten Titul des 2ten Theils vom 7ten bis zum 15ten Ab⸗ 
ſchnitt in Anwendung zu bringen. Sind keine geſchriebene Geſetze vor⸗ 
handen, ſo konnen auch hinlaͤnglich bekannte oder nachgewieſene Hand: 
lungs⸗Usance zu Entſcheidungs⸗Gruͤnden dienen. 

8 9. „ { 

Die Vorſchriften der Preußiſchen Prozeß - Ordnung beſonders in 
Handlungs und Mercantil- Sachen, ſollen dem Wett⸗Gericht zur Richt⸗ 
ſchnur dienen, und find die Prozeße übrigens in den meiſten Fällen blos 
kummariſch und mit Vermeidung aller zum Weſen der Instruction nicht 
nothwendig gehoͤrigen Weitlaͤuftigkeiten zu bearbeiten, auch muͤßen die 
Partheyen bey den Terminen in Perſon erſcheinen, und koͤnnen nicht an⸗ 
ders als bey aͤußerſt erheblichen Abhaltungs⸗Urſachen, die allemal nach⸗ 
zuweiſen find, dispensirt, und Bevollmaͤchtigte zugelaßen werden, welche 
indeßen in dieſen Füllen die allgemeine Vorſchrift der Prozeß: Ordnung 
genau zu beobachten haben. ö 


1 


1 
N) 
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9. 12. a 

Das Wett⸗ und Handlungs⸗ Gericht verſammelt ſich in der fo ge: 
nannten kl. Wettſtube, indeßen kann ſich daßelbe auch bey Instructionen 
der ſogenannten großen Wettſtube bedienen, und zwar in der Regel woͤ⸗ 
chentlich Donnerſtags und Sonnabends Vormittags um 9 Uhr; erfordern 
es dringende Geſchaͤfte, fo kann auch das Directorium extraordinaire 
Seslionen veraulaßen. I; 9 1 

1 9. 18. 75 ; 

In den Sitzungen des Wettgerichts wird mit dem Vortrage der ein⸗ 
gekommenen Sachen, Memorialen und Protocollen 2c, der Anfang ges 
macht, wornächſt ſich das Collegium mit denen ſpruchreifen Instructio - 
nen und denen daruͤber abzufaßenden Erkenntnißen beſchaͤftiget. ' 


> $. 14, 

Die Instructionen werden von den dazu ernannten Deputirten in 
der Regel außer den gewöhnlichen Sesllons— Stunden abgehalten, doch 
koͤnnen in dringenden Faͤllen auch Sachen ſogleich und während: der .Ses- 
lion instruirt und entſchieden werden. Uebrigens aber koͤnnen fo wenig 
der Director als irgend ein Mitglied dergl. Sachen privatim und für 
ſich allein abmachen, ſondern alles und jedes muß zur Verhandlung bey 
dem Collegio verwieſen werden. Die Instructions- Termine werden in 
der Regel auf dem Collegien-Hauſe abzuhalten ſeyn, wenn es aber dort 
an Platz fehlen ſollte, fo kann der Instruent die Partheyen zur Abwar⸗ 
kung ſolcher Texmine auch in ſeine Wohnung beſcheiden. 


9. 15. 


Die kaufmänniſche Asfesfores find zwar nicht mit der gewöhnlichen 
Arbeidt zu beladen, indeßen koͤnnen fie ſich nicht entbrechen, denen Ses 
konen regelmäßig beyzuwohnen, und nie gal in Fällen, wo es auf 
Sachkenntniß ankömmt, dem Collegio mit Rath und That an die Hand 
zu gehen. In Faͤllen, wo zur richtigen Beurtheilung und Entſcheidung, 
Rechtskenntniße erforderlich find, haben die kaufmänniſche Mitglieder 
überhaupt ein Votum conlultatiyum, wo aber Sachkenntniß zur Beur⸗ 
theilung und Entſcheidung gehoͤret, kommen die Stimmen der kaufmän⸗ 
niſchen Beyſitzer, in der Art in Anwendung, daß zwar die Rechts⸗ 
gelehrten Mitglieder, wenn ſie einſtimmig ſind, den Ausſchlag geben, 
dagegen, wenn der Director oder auch nur ein rechtsverſtaͤndiger Asfes- 
bor auf der Seite der kaufmaͤnniſchen Beyſitzer bleibt, die Meynung die⸗ 
ſer letztern entſcheidet. Sollte der Fall ſich ereignen, daß die Vota, ſo⸗ 
wohl der Rechtsgelehrten als der kaufmaͤnniſchen Beyſitzer getheilet waͤ⸗ 


ren, ſo entſcheidet ümpliciter die Mehrheit der Stimmen. 
F. 16. N 

„Auch bey lustruction find kaufmänniſche Beyſitzer zuzuordnen, wenn 
gleich die Instructionen der Prozeße und Unterſuchungen, Rechtsgelehrten 


des Collegii übertragen worden, als welche letztere auch deoretiren,\ re- 
feriren, und Erkentniße abfaßen. a 


* 
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ie 9. 17; 

Die aus dem Stadt⸗Gericht dem Wekt⸗Gericht zugeordneten As- 
leslores find außer der Zeit der Polniſchen Abkunft mit Instruction ganz 
lich und mit Abfaßung von Refolutionen und Erkenntnißen nach Moͤglich⸗ 
keit zu verſchonen, damit ſie ihre Arbeiten bey dem Stadtgericht gehoͤ⸗ 
rig abwarten koͤnnen. 4 Anf V eee 5 

In den Zeiten der Polniſchen Abkunft dagegen muß ihnen ihre Ar⸗ 
beit beym Stadt⸗ Gericht fo viel als möglich erleichtert werden, damit 
fie ſich den Wett⸗Gerichts⸗Geſchaͤften hauptſaͤchlich widmen konnen. 

we FRE RE Ch FR 


So viel es feine übrigen Geſchaͤfte zulaßen, iſt der Stadt: Prack- 
dent den Sesſionen und Vortragen des Wett Gerichts beyzuwohnen ver⸗ 
pflichtet, und verſtehet es ſich von felbſt, daß ihm unter denen §. 15 
feſtgeſetzten Einſchraͤnkungen ein Stimmen⸗Recht gebühret, Bey Privat- 
Handlungs⸗ Streitigkeiten liegt ihm außerdem oh, darauf zu ſehen, daß 
zu dergl. Prozeßen keine kaufmaͤnniſche Beyſitzer zugezogen werden, die 
an der Sache directen oder indirecten Antheil nehmen. Ferner iſt er 
verbunden, es in der Art einzurichten, daß wenn der Streit unter Kauf⸗ 
leuten gefuͤhret wird, die einerley Handlungs⸗Zweig betreiben, ein dieſes 
Handlungs⸗Zweiges kundiger Sachverftändiger, fo bald aber der Rechtsſtreit 
unter den Partheyen mehr als einen Handlungs Zweig betrift, deren 
Zwey, nehmlich einer von jedem Handlungs⸗Zweige bey der Instruction 


und Aburtheilung congurxiren. 


. 1% 
; Die Instructions=Liften, Referenten- und Prozeß⸗Tabellen werden 
wie bey andern Juſtitz⸗Collegiis geführet. Erſtere werden halbjährlich, 
die Referenten-Liften vierteljährlich, die Prozeß⸗Liſten aber am Schluße 
jedes Jahres aber an die Weſtpreuß. Cammer⸗Juſtitz⸗ Deputation eingeſen⸗ 
det, welche dieſelben an das General- Directorjum und an den Chek der 
Juſtitz befoͤrdert. Außerdem iſt jeden Monath eine Liſte von den ſchwe⸗ 
benden Rechts⸗Sachen dem Stadt Prachdenten einzufenden, ö 


9. 20. 


In Abſicht des Depofital-MWefens wird das Wettgericht auf die De⸗ 
poſital Ordnung vom 15. Sptbr. 1788 verwieſen. Der Rechtsgelehrte Bei⸗ 
ſitzer des Stadtgerichts iſt der erſte und beſtaͤndige Curator des Depolix 
torii, der zweite Curator wird mit jaͤhrlicher Abwechſelung aus den kauf⸗ 

maͤnniſchen Beiſitzern beſtellet. 

Die Geſchaͤfte des Rendanten verſieht der Secretarius und das Man- 
daten Buch oder die Controlle wird vom Magistrats — Syndico als Diri- 
genten gefuͤhret, i 2 
a en e e i ; 

Die Sportuln werden, nach der dem gegenwärtigen Reglement bei⸗ 
gefuͤgten Ordnung und Taxe berechnet, der Rechtsgelehrte Stadt⸗Ge⸗ 
richts⸗Asleslor iſt Curator der Sportul⸗Casle, und der Secretarius ver⸗ 
ſiehet auch hier die Geſchaͤfte des Rendanten. Am Schluße jeden Jah⸗ 
res wird die Sportul⸗Rechnung an die Weſtpreuß. Cammer in Marien- 
werder zur weitern Befoͤrderung an die Ober⸗Rechen⸗Cammer eingefandt. 
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Durch dieſes nach den Grundſaͤtzen der Preußſſchen Staats⸗Verfaſ⸗ 
fung eingerichtete Wett⸗ und Handlungs: Gericht, wobey die Localitaet in 
Danzig fp viel als moͤglich in Erwägung gezogen worden, beabſichtigen 
Se. Königl. Majeſtaͤt eine prompte und unpartheyiſche Rechtspflege in 
Handlungs⸗ Angelegenheiten, und befehlen Dero Weſtpreuß. Landes -Col- 
legiis, inſonderheit dem Magistrat und Stadt» Gericht zu Danzig, und 
allen andern Obrigkeiten, ſo wie dem Wett Gericht ſelbſt, und dem in 
Danzig zu etablirenden Commerz⸗ und Admiralitaets-Collegio, ſich auf das 
allergenaueſte darnach zu achten, und fuͤrnemlich alle Gelegenheit und 
Veranlaßung zu Colligonen und Jurisdictions = Streitigkeiten zu vermei⸗ 
den. Urkundlich unter Sr. Majeſtaͤt hoͤchſteigenhaͤndiger Unterſchrift und 

beigedrucktem Koͤnigl. Inſiegel. 5 

Gegeben zu Berlin den 6. Be; 1794. 

ö 1 

Reglement für das Wett⸗ und Handlungs: 

Gericht in Danzig. 


Fr. Wilhelm. 


Carmer, Werder. 


> 
"Sportul- Ordnung und Taxe für das Wett⸗Gericht zu Danzig. 
9. 1. 5 
Von Sachen deren Gegenſtand nur 10 Thlr. und weniger betraͤgt, 
koͤnnen keine Taxe außer Schreib: und Bothen⸗Gebuͤhren, und 20 Gr. 
preuß. als Protocoll-Gebuͤhren genommen werden. 
’ 8. 2. 8 
Von Sachen deren Object Über 10 Rthlr. bis 30 Thlr. incl. iſt 
koͤnnen nur die Taxen der erſten Calonne genommen werden, und fallt 
bey ſelbigen der Gebrauch des Stempelpapiers fort. 
8. 3. 2 \ f 
Fuͤr die Sachen, welche mehr denn 30 Thlr., doch aber nur 50 Thlr. 
oder weniger betreffen, und bey denen zwar Stempel⸗Papier gebraucht 
werden muß, die doch aber noch eigentlich bagatell Sachen find, iſt die 
2te Colonne beftimint, 4 \ 
= §. 4. 
In Anſehung der Sachen deren Gegenſtand mehr als 50 Thlr. oder 
weniger iſt, findet die Ste Colonne ihre Anwendung, und endlich 
ö §. 5. 
Fuͤr die Sachen, welche mehr denn 50 Thlr. betragen, iſt die ate 
und letzte Colonne gewidmet. f n 5 
3 . 6. 
Die Stempel⸗Bogen find nach den dieſerhalb ergangenen Verord⸗ 
nungen zu gebrauchen. 
8.77 a 


Unter den ausgeworfenen Satzen find nicht mit begriffen: £ 


I 
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1) Die Siegel⸗Gelder, 2) die Schreib⸗Gebuͤhren und 8) die Bor 

then ⸗ oder Infinuations- Gebühren, denn 2 

1) fuͤr jede Ausfertigung welche unter dem Siegel erfolget, iſt fuͤr 

ſelbige noch beſonders 60 Gr. zu zahlen, doch werden bloße pro- 
cesfualifche Verfuͤgungen, die blos zur Einleitung und Instruction 
der Sache gehören, niemals unter dem Siegel ausgefertiget. 

2) Fuͤr wi vorſchriftsmaͤßig geſchriebenen Bogen werden 7+ Gt. 
Copial, un 
3) für jede Infinuation wenn fie in der Stadt gefchiehet 6 Gr., auf 

den Vorſtaͤdten 10 Gr. und außerhalb den Thoren 15 Gr. gezahlt. 


g Pan N 


Jeder Extrahent muß ſeine Koſten ſogleich berichtigen, oder beſon⸗ 
ders wenn er ein Fremder iſt, zu deren Sicherheit eine verhaͤltnißmaͤß ige 
Summe als einen Vorſchuß erlegen, davon für jeden Thaler dem Ren- 
danten 3 Gr. prß. als Receptur-Gebuͤhren bewilliget werden. 


F. 9. 


Die Stempelbogen zu den Expeditionen ſind ſogleich zu gebrauchen, 
welches auch allezeit bey den Instructions- und andern Protocollen ge⸗ 
ſchehen muß, welche letztere ſo nach vom Deputato gegen ſeine Quit⸗ 
tung adhibiret oder wenigſtens ad Acta casfirt werden. Ä 

$. 10. 


Fuͤr jede Berechnung der Koſten, welche den Partheyen zuzuſtellen, 
werden dem Rendanten 74 Gr. bewilliget. 


F. 11. 


Uebrigens verſtehet es ſich von ſelbſt, daß fuͤr jedes außerhalb dem 
Gericht, entweder nach der Natur der Sache, oder auf ausdruͤckliches 
Verlangen der Partheyen zu bewirkendes Geſchaͤfte, außer den beftimm- 
ten Saͤtzen, welche ad Caslam fließen, der Deputatus Collegeii, er fey 
ein litteratus oder ein IIliteratus 1 Thlr. und wenn er ein Referendarius 
oder Auscultator iſt, 60 Gr. Commislion - Gebuͤhren erhält. 


9. 12. 


Von den ad Depoſita ausgezahlten Geldern wird Ein pro Cent, 
und für die Asfervation der eingelieferten Documente oder Koſtbarkeiten, 
nach der Größe ihres Werths 1 Thlr. 2 Thlr. 3 Thlr. — 4 Thlr. zur 
Sportul - Casle entrichtet. 


$. 13. 

Sollen Faͤlle vorkommen, für welche Gebühren zu entrichten wären, 

und wofür ſich in der gegenwärtigen Taxe kein Satz beſtimmt finde, ſo 

werden dergl. Gebühren nach der Sportul- Taxe des Dantziger Stadt⸗ 
Gerichts angeſetzt. N 
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et 
thl. gr. 


50 khr. 60 .J. 


Bon Bon 
10 "| 0 bis 55 bis 


thl. gr. thl. gr. 
r 


thl. gr. 
Due —— 


Fuͤr eine bloße Anmeldung zur Klage 

Fuͤr eine Aufnahme der Klage, ſie geſchehe 
entweder auf eine vorhergegangene Anmel⸗ 
dung oder ſogleich 

Tür eine abſchlägige Refolution, oder Ab⸗ 
weiſung mit der Klage 
ür eine muͤndliche Citation 

Für eine Vorladung an Kläger, Beklagten, 
Litis Denuntiaten 2c. auch wenn fie nur 
durch ein Deeret geſchieheete 
uͤr eine zweite oder Praejudicial- Citation 
eines Unbekannten, oder Vagabonden, welche 
nach Anleitung des Corp. Jur. Fried, Part. 

“ I. Tit. V. & 11. et 12 zu erlaßen 8 
Fuͤr die Abfaßung des Inlerats in die Zei⸗ 
tungen und Intelligenz Blaͤtter 

NB. Die Iusertions - Gebuͤhren werden 
beſonders berichtiget, für das Anſchrei⸗ 
ben an das Addresf Comtoir aber nichts 

bezahlt. 

Tür eine ſchriftliche Relolution an die Par- 


theien — 15 
Für ein Requißitorial- Schreiben an ein frem⸗ 

des Gericht RE —143 

ur ein Mandat, I 3 8 5 

torſium CCC 
Für ein Commisforium ee iR Sehe —115 


Für ein Patentum ad domum, wenn 3 oder 


8 Perſonen darin vorgeladen wer⸗ 
W 


Wenn aber mehr als 3 Perſonen vorzula⸗ N 


en 
Fuͤr eine Ife pete ſie ſey Prineipalie oder 


Asfesloria au. were na ee 
Für eine Litis{-Denuntiatiod, 0... 1119 

ür eine Litis— Renunciatioonũ J 15 
Tür ein Dilations Geſuch, wenn es zum Pro 

tocoll verſchrieben wird. 12 


Fuͤr ein Dilations-Doeret . 
Für ein Protocoll wegen eines durch Schuld 


der Partheyen nicht a e Ter- 
mins 1 


Fuͤr die Instruction der Sache, Regilirung 
des Status controyerſiae, Aufnehmung der 


4:2 241 


Beweismittel, Verſuch der Suͤhne, Ver⸗ 
handlung der Deduotio ad Protacollum 
und Beſchluß der Sache 

Fur den erſten agg e 

Fuͤr jeden der folgenden RU 

Juͤr Einnehmung eines Augenſcheins x 

Für die Abhoͤrung eines jeden Zeugen 

Fir die Abnahme eines, zugeſchobenen oder 
zuerkannten Eides 

Zur die Inrotulation der Acten RR ER 

Für einen Bericht an ein Ober: Collegium, 
wenn es nur eine Anzeige enthält x 

Wenn aber N darinnen verhandelt 
werden e 


85 


Fuͤr einen Beſcheid. eee 


Für eine Contumacial-Resclutton 

Für die Verſchreibung eines außergerichtlich 
geſchloßenen und gerichtlich e 
Vergleichs Et» 

Fur die Einrichtung eines Vergleichs in fo 
fern er nur in Zahlungs⸗Nachſicht oder in 
Theil⸗Jahlung beſteht 

Fuͤr einen wuͤrklichen Vergleich in fo fern 


jeder Theil von feinem praetendirten Rechte 


etwas ſchwinden ließe . 


Für die Beſtaͤtigung dezetben . 
Fuͤr die Ausfertigung eines jeden Eremplars 


Fur eine Refolution, durch welche ein Ueber⸗ g 


einkommen feſtgeſetzt wird 
Für eine Publication der Senken 


Fur eine Anmeldung zur Appellation, falls N 


fie zum Protocoll geſchie het 

Fur das Abweiſungs⸗Decret 

dir die Vernehmung des Appellanten über 
feine Graxamina 

Fuͤr das Notificatörium wegen der wache 
gebenen Appellation. 2 

Fuͤr die Instruction des ter Bes 
duction, Zeugen⸗Abhoͤrung, Ocular - In- 
spection, Tnrotulätion rc. wird eben ſo 
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Von Von 
is 50 bis 600 thl. 


30 thlr. 50 thlr. 500 thl.] und 
Ihlr. 50 thlr. 500 th 55 


thl. gr. Ithl. gr. 


thl. gr. Ithl. gr. 


— 601 1 — 8 
— 45 — 60 2. — 
1 — 60 
— 151 — 150 — 75 
— 15 — 30 130 
— 1151 — 11 — 
— 301 — 460 1150 
— 301 41 3 
— 45 1 68 — 
— 451 11— 2 .— 
— 601 1 46 — 
— 601 1 — A, 
111 10 — 
i 12 
— 601 1 — 4. — 
— 12 — 18 — 136 
145 — 460 2 
— 301160 1130 
1 
— 121 — 18 — 45 
— 151 — 30 1l— 
— 15 — 30 1 — 
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. ö 5 Von 5 Von 
10 bis | 0 50 bis . 
und 


IN 


x 


ER 5 50 thlr 50 thlr. 500 chl. 
1 N . 2 baruͤb. 


thl. gr. Ithl. or. hl. ar 


thl. gr. 


viel bezahlt, als in der erſten In- 
Stanz t 


f Für einen Bericht bey Einſchickung der Acten — 3060 1-1 130 
ür ein Executoriale, Mandat zur Auspfaͤndung— 15 — 18 —30ʃ—45 
ur eine Auction im Wege der Execution — 30 — 60 1-4 230 
Fur ein Atteſt, daß ein Urtheil rechtskräftig 
geworden J 3060 10-4 130 
uch uͤber einen andern Gegenſtand pro vi- x Di ee 
dimatioktrttrne 12 1181 — 245 — 80 
Pro Ob- und Relignatiorn I-30 601 11 2— 
Nr. 19. 


Reglement fuͤr den Magiſtrat der Königlichen Weſt⸗Preu⸗ 
ßiſchen See- und Handlungs-Stadt Danzig. De Dato 
N Berlin den 3ten Junü 1794.) Re 


S. Königliche Majeſtat von Preußen ze. Unſer allergnaͤdigſter Herr 
haben der Stadt Danzig gleich bey der Beſitznehmung verheißen, wie felbige 
eine der beguͤnſtigſten Städte in Hoͤchſt Dero Staaten zu behandeln, und 


du dem Ende ihr auch durch das Patent de Dato Berlin den ten Junii 


1793 f. IX. zugeſichert, daß die Stadt bis auf die Criminal - Falle bey 
den als ſtatutariſche Geſetze bisher ſtatt gefundenen Rechten, inſonder⸗ 


heit bey dem Culmiſchen Recht, fo weit daſſelbe bisher recipirt geweſen, 


bey der neu revidirten Danziger Willkuͤhr, und bey der Wechſel⸗Ord⸗ 
nung noch ferner belaſſen werden Toll. 3 
Dieſe Landesväterliche Zuſage wiederholen Se. Königliche Mejeftät 
jetzo der Stadt, jedoch wollen Hoͤchſtdieſelben, daß die bemerkten Ge⸗ 
ſetze nach den wegen aller Provincial -Geſetz⸗Buͤcher vorgeſchriebenen 
Prineipiis und Form in ein neues Statutar⸗Recht umgearbeitet, und 
das Projeot zu letzterm ſo zeitig zur Reviſion eingereicht werden ſoll, 
daß ſelbiges ſpaͤteſtens binnen zwey Jahren promulgirt und eingeführt 
werden kann. In dieſes Statutar⸗Recht ſollen auch alle Rechte, Ge⸗ 
rechtigkeiten und Privilegien der Stadt, in ſo fern ſie mit den Preußi⸗ 
ſchen Regierungs⸗Grundſaͤtzen uͤbereinſtimmen, und nach ihrer gegenwaͤr⸗ 
tigen Lage der Stadt nuͤtzlich ſeyn Tonnen, aufgenommen, und deren 
Umfang und Sinn genau beſtimmt werden. : 
) Gedruckt zu Danzig bei Wedel, auch in der Edietenſammlung 
von 1794. a j 5 


z 
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Da ſich hiernaͤchſt bey näherer Prüfung der bisherigen Einrichtungen 
der Stadt Danzig gefunden, daß die offentlichen Geſchafte zum groͤſten 
Theil mit einer fuͤr das Ganze nachtheiligen Verwickelung verwaltet wor⸗ 
den, und mithin eine ſorgfaͤltige Abſonderung der verſchiedenen Arten 
derſelben unumgaͤnglich nothwendig iſt, ſo haben Se. Königliche Maje⸗ 
ſtaͤt dienlich erachtet die Juſtiz⸗Sachen von den eigentlichen Magiſtrats⸗ 
Gefchäften zu trennen, und von einem beſondern Collegio unter dem 
Namen von Stadt⸗Gericht bearbeiten zu laſſen. 5 

Wie dieſes indeſſen hauptſaͤchlich in der Abſicht geſchiehet, Golliſio⸗ 
nen zu verhuͤten, hiernächſt aber auch um die Stadt Danzig hierunter 
den andern groſſen Städten in Sr. Koͤniglichen Majeſtaͤt Landen gleich 
zu machen; ſo ſoll auch der ehemalige Rath durch dieſes Reglement 
ſeiner alten Verfaſſung ſo angemeſſen eingerichtet werden, als es nach 
den gegenwärtigen Verhaͤltniſſen nur immer ſtatt finden kann. 2 

Hiernach beſchaͤftigt ſich das Stadt⸗Gericht lediglich mit denenjeni⸗ 
gen Sachen, die das Privat- Interelle einzelner Bürger und Einwohner 
in Anſehung ihrer Perſon und Beſitzungen betreffen, und auf die Er⸗ 
werbung, Erhaltung und Beſchuͤtzung der damit verbundenen Gerecht⸗ 
ſame abzwecken, fo wie dagegen zum Rellort des Magiſtrats die all⸗ 
gemeinen Angelegenheiten gehoren, in ſo ferne ſie die Erhaltung, Wohl⸗ 
farth, und das Beſte der Stadt concerniren, in ſo ferne ſie aber die 
Erhaltung der Ordnung, Sicherheit und das Wohlbefinden der Einwoh⸗ 
ner unter einander, und in Ruͤckſicht auf das Ganze der Stadt und ih⸗ 
rer Beſitzungen betreffen, werden ſie von einem beſondern Collegio ver⸗ 
waltet, welches den Namen Policey⸗Direetorium füͤhret. g 

In dieſem Reglement werden Vorſchriften ertheilt, nach welchen die 
eigentlichen Magiſtrats⸗ Geſchaͤfte verwaltet werden ſollen, das Policey⸗ 
Directorium und Stadt⸗ Gericht werden dagegen mit beſondern Inſtruc⸗ 
tionen verſehen. Wie denn auch Se. Koͤnigliche Majeſtaͤt Sich in An⸗ 
ſehung der geiſtlichen Kirchen- und Schulz Angelegenheiten vorbehalten, 
ein beſonderes Reglement, wie es mit deren Bearbeitung und Verwal⸗ 
tung ſowohl in der Stadt als in dem Perritorio kuͤnftig gehalten wer⸗ 
den ſoll, abfaſſen, lund dabey die dem Magiſtrat und uͤbrigen ſtaͤdtſchen 
Collegiis ſowohl als den Gemeinen bisher zugeſtandene, ihnen moͤglichſt 
zu conſervirende Gerechtſame mit den allgemeinen Grundſaͤtzen der Preu⸗ 
ßiſchen Staats⸗Landes⸗ und Kirchlichen Verfaſſung in gehörige Ueberein⸗ 
ſtimmung bringen zu laſſen. i 

Erſtes Capitel. 
Was zum Gerichts-Bezirk des Magiſtrats gehoͤret. 
5 J. 1. 

Dem Policey⸗Directorio find zwar alle in der Stadt und auf den 
Laͤndereyen ſich aufhaltende Einwohner und Fremde von welcher Geburt, 
Stand und Bedienung ſie auch ſeyn moͤgen, untergeordnet, außer den 
wuͤrklich im Militair ſich befindenden Perſonen, als welche nebſt ihren 
Frauen und Kindern, wenn dieſe letztere noch im Hauſe ihrer Eltern ſich 
befinden, und keine abgeſonderte Oeconomie führen, unter dem Gouver- 
nement in Danzig ſtehen. 


Den 3. Sunti 1794. 
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Was indeſſen den Gerichts⸗ a des Magiſtrats betrift, ſo er⸗ 
ſtreckt ſich an über 


9. 2. 


J. Die ganze Stadt Danzig, nemlich 
1. die Rechte⸗Stadt, 


⸗Alte⸗Stadt, 


= eigentlich ſogenannte Vorſtadt, 


Langgarten und 
Niederſtadt nebſt 


allen zum Bezirk der Stadt gehoͤrigen Staöhmen, 1 der Weichſel, Mokt⸗ 
lau, Radaune und andern kleinen Gewaͤſſern. 
2. Die zwiſchen den Auſſenwerken 1 e nemlich 


ausgenommen hievon iſt der Biſchoffsberg, 


Erſten Neugarten, 
Sandgrube, 
Schwarze Meer, 
Petershagen, 


N 


den Platz vom Schießgarten bis ans Olivaſche Thor, wel⸗ 
chem verſchiedene Namen begeylegt werden, 


von Cujavien die Jurisdiction zuſteht. 
3. Die auſſerhalb den Veſtungs- Werken gelegene Vorſtädte 


den $ 


Kniepab, 

Zweyten Neugarten und 
Molde, 

Looſeberg, 

einberg, 

Schlapke, 

Stadt» Gebiete, 

Städtifch Schellmuͤhle und 


einen Theil von Neu⸗ Schottland. 


auf welchem dem Biſchofe 


U. Der Stadt gehörige Dörfer und Caͤmmerey⸗ westen „ nemlich 


\ 


1. das Werder, zu welchem gehören 


a Guͤttland, 

b Stuͤblau, 

c Kriefkohl, 

d Oſterwyck, 
e Zuchdamm, 
£ Herren = Grebin, 
g Trutenau, 
K Herzberg, 

1 Langenfelde, 
K Woßitz, 

1 Schoͤnau, 
m Schoͤnwart, 
n Gottswalde, 


0 Käͤſemarck, 


p Schmerblock, 
q Letzkau, 
2 Groß und Klein Zünder, 
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. Sperlingsdorff, 


t Woplaff, 

u Reichenberg, 5 

w Weslincke, 5 
* Schoͤnwart oder Scharffenberg, 
y Landau, 


2 Proitenfelde, oder Breitenfelde, 
aa Schoͤnrohr, 
bb Grebinerfelde, ; 
cc Grebinerwald. 
„Die Beſitzungen dieffeits der Weichſel. 
a Der Pohlniſche Haaken, 
b Strohdeich, 
o Ganskrug, 
Die Nehrung und Scharpau, wo ſich befinden 
a Heubude, 
b Bohnſack, 
o Neufehr / 
d Wordell, 
de Krakau, >. 
1 Nickelswalde, 
g Paſewarck, 
h Freyenhuben, 
1 Kobbelgrube, 
E Stutthoff, 
1 Schoͤnbaum, 
m Tiegenorth, 
n Die Scharpau mit allen ihren Kampen, 
o Vogelſang, 
5 . und Et. 


Kahlbe 
ö 8 Neue Wat, 
s Stadthoͤfſche e 
t Bohnſacker Weide, 
u Kronenhoff, 
W Schnackenburg, 
* Faule Laake, 
Y Schiewenhorſt und Einlage, 
2 Schoͤnbaumer Weide, 
aa Prenzlaff, 
bb Junkertroil, 
cc Stegner⸗ Werder, 
dd 1 
ee Popp 
ff Fischer he alte Babke, 
gg Junker⸗ Acker, 
hh Stegen, 
ii Schmeergrube und Vogler, 
kk Lipp, 


1 


Weder Eigenthuͤmer noch Einwohner ſind in der Regel in Perſonal⸗ 
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11 Narmel. a r 
Die Hoͤhe auf welcher liegen ar Es 
a Ohra, 
bh Gute Herberge, 

o Kemlade, 

d Miggau, 

e Zipplau, ö . 
T Miggenhahl, 0 
g Roſtau, 140 3 

h Prauſt, 

i Giſchkau, 

k Ziganke, 1 

1 Wartſch, 1 

m Mallenczin, ; 

n Braunsdorff, 

o Lehmberg, 

p Kowall, er 

g Prauſterkrug, 88 

r Szerzawa, r j 

s Danziger Seeberg und Potterberg, 

t Loͤblau, 


mu Rambeltſch und Wonneberg. 
. Die Halb⸗Inſel Hela und 


Danziger Heifterneft, 


„Das Baus Amt mit folgenden Doͤrfern, 


a Groß⸗ und Klein⸗Plaͤhnendorf, N 
b Neuendorf, ! i 


EN 
© Groß und Klein: Walddorf und Tempelburg, 


9. 8. 
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Verhaͤltniſſen von der Gerichtsbarkeit des Magiſirats ausgenommen, es 
ſey denn, daß eine Exemtion von Seiten der Perſonen oder der Sachen 
eintrete, fo wie fie in Sr. Koͤniglichen Majeſtaͤt Staaten gewöhnlich ſtatt 


findet. 


9. 4. RE 


In Real⸗Verbindung ſtehen unter der Danziger Stadt> Jurisdiction 
ſaͤmtliche Eigenthuͤmer und ſelbſt die Erimirten, in fo ferne letztere in 
der Stadt, ihren Vorſtaͤdten und dazu gehörigen Dorfſchaften und Laͤn⸗ 
dereyen liegende Gründe beſitzen. 5 5 

Obgleich die Verlautbarung, Beſtaͤtigung und Eintragung aller über 
Grundſtücke geſchloſſenen Contracte bey der das Grund⸗ und Hypotheken⸗ 
Buch führenden Juſtiz⸗Behoͤrde geſchiehet; fo koͤnnen doch, wenn es bey 
ſolchen Contracten auf Veränderung des Eigenthuͤmers ankönmt, wegen 
der Qualification des neuen Aequirenten oder ſonſt auf Politey⸗ Geſetze 
und Verfaſſungen ſich beziehende Bedenken eintreten. Es iſt daher noͤ⸗ 
thig, daß der Magiſtrat von einer ſolchen Befigveränderung vorher uns 
terkichtet werde. Dieſemnach ſollen dergleichen Contrahenten verbunden 
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ſeyn, bevor fie den Veraͤußerungs⸗Contraet bey dem Stadt⸗Gericht ver⸗ 
lautbaren, ſelbigen zufoͤrderſt bey dem Magiſtrat einzureichen, und die 
Sache bey demfelben in Anfehung feines dabey habenden Intereſſe in 
Richtigkeit zu bringen. Das Stadt⸗Gericht aber fol keinen Veraͤuße⸗ 
rungs- Contract über Grundſtuͤcke anders zur Verlautbarung annehmen, 
als daß zugleich die ſchriftliche Genehmigung des Magiſtrats daruber von 
den Contrahenten beygebracht werde; auch wenn daſſelbe ſeinerſeits Gruͤnde 
hat, den Contract der beygebrachten Genehmigung des Magiſtrats ohn⸗ 
geachtet nicht zu confirmiren, dem Magiſtrat davon ſchriftlich Nach⸗ 
richt geben. 

Die Genehmigung des Magiſtrats zur Verlautbarung des Contracts 


beim Stadt = Gericht ſoll übrigens zwar auf Stempel⸗ Papier, ſonſt aber 


unentgeldlich, ausgefertigt werden, dagegen faͤllt das von der Kauf 
Summe bisher der Huͤlf⸗Gelder⸗Caſſe gezahlte Ein pro Cent in Zus 
kunft der Caͤmmerey⸗Caſſe anheim. a 

9. 5. 


Anlangend die Perſonal⸗Exemtion; ſo ſind alle diejenigen, welche 
nach allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften und inſonderheit nach den naͤ⸗ 
hern Beſtimmungen der Proceß⸗Ordnung einen privilegirten Gerichts⸗Stand 
haben, auch in Danzig der Jurisdiction des Magiſtrats in perlonalibus 
nicht unterworfen. es 

8. 6. } 

Dieſe Exemption erſtrecket ſich jedoch nicht auf Domeſtiguen und 
Dienſtbothen der eximirten des Civil⸗Standes, vielmehr wird über dieſe 
dem Magiſtrat und Stadt⸗Gericht, einem jeden in Angelegenheiten ſeines 
Reſſorts, die perſoͤnliche Gerichtsbarkeit hierdurch ausdruͤcklich beygelegt. 


In 


Was die Sach⸗Ausnahmen betrift; fo wird wegen der geiſtlichen 
Sachen in dem daruͤber abzufaſſenden beſondern Reglement beſtimmt 
werden, was in Zukunft in Hinſicht derſelben zum Reſſort des Magi⸗ 
ſtrats verbleibet. Sponſalien und Ehe⸗Sachen werden indeſſen, da ſel⸗ 
bige ehemals zur Gerichtsbarkeit der Stadt gehoͤrt haben, auch ferner 


der Juſtiz⸗Behoͤrde derſelben beygelegt. 


F. 8. 


Von der Bearbeitung der Juſtiz⸗Sachen, die dem ehemaligen Pleno 
des Raths oder einzelnen Gliedern deſſelben beygelegt waren, iſt der 
Magiſtrat völlig dispenſirt. Die Sach⸗ Ausnahmen, in fo fern fie als 
Rechts» Angelegenheiten zugleich vor Unſere Regierung gehören, werden 
im Stadt⸗Gerichts⸗ Reglement bemerkt werden. 


H. 9. 


; Alle das Intereſſe des Fisci angehende Sachen gehoͤren nach ihrer 
Beſchaffenheit entweder vor die Weſtpreußiſche Regierung oder die dor⸗ 
tige Krieges⸗ und Domainen⸗Cammer. 
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9. 10. 


Auch werden diejenigen Sachen, fo dem Commerz⸗ und Admiralitäͤts⸗ 
Collegio beygelegt worden, ausgenommen. 5 A 

Die Handlungs= Angelegenheiten, wobey kein Streit obwaltet, alle 
Handlungs⸗Policey⸗Sachen und ſelbſt das Commerz in fo weit es von 
politiſcher Seite zu nehmen iſt, verbleiben dem Magiſtrat. Die Sachen 
die vor das Wett⸗Gericht gehoͤren, ſind in deſſen Reglement beſtimmt. 


Zweites Capitel. 
Aus welchen Perſonen der Magiſtrat beſtehen ſoll. 


9. 11. ; 

Da die Sachen jetzt mehr Zuſammenhang und Ordnung erhalten; 
ſo wird es fo vieler Perſonen beym Magiſtrat wie ehemals nicht beduͤr⸗ 
fen. Die beſſern Gehalte welche den Mitgliedern angewieſen worden, 
machen eine Einſchraͤnkung in ihrer Anzahl nicht minder nothwendig. 
$. 12. 


Die Vertheilung der Magiſtrats⸗Mitglieder in die der Rechten und 
die der Alten⸗Stadt wird hiemit aufgehoben, und der ganze Magiſtrat 
um ſo mehr in ein Collegium, wo die Geſchaͤfte gemeinſchaftlich zu be⸗ 
treiben find, vereiniget, als ſchon bey der vorigen Verfaſſung die Alt⸗ 
ſtaͤdtſchen Rath⸗Maͤnner nur als eine Deputation des Danziger Raths 
angeſehen worden. . f 


* 


§. 13. 


„Dieſes Collegium ſoll zwar eigentlich nur aus einem Director, einem 
uͤrgermeiſter und Zehn Raͤthen beſtehenz damit indeſſen diejenigen Mit⸗ 
glieder des ehemaligen Raths, die noch arbeiten koͤnnen, nicht auf ein⸗ 
mal aus aller dieſer Beſchaͤftigung geſetzt werden, ſo wollen Se. Koͤnig⸗ 
liche Majeſtaͤt nachgeben, daß das Perſonale des Magiſtrats⸗Collegüi fire 
jetzt aus Achtzehen Mitgliedern mit Einſchluß des Directors beſtehe, die 
jedoch bis auf die feſtgeſetzte obige Anzahl durch Abgang allmaͤhlig ein⸗ 
geſchraͤnkt werden ſollen, wenn nicht die Erfahrung zeigen ſollte, daß 
damit nicht auszukommen ſey, da Se. Königliche Majeſtaͤt Sich alsdann 
vorbehalten das Perſonale nach Befinden zu vergroͤſſern. Der Director 
des Magiſtrats iſt zugleich Polizey⸗Director und Commiſſarius loci, und 
ſoll wie in Berlin und Königsberg Stadt⸗Praͤſident heißen. Von den 
Stadt⸗Raͤthen ſollen zwey das Syndicat führen, und der Aelteſte davon 
four das Praͤdicat als Bürgermeifter und den Rang nach dem Policey⸗ 
urgermeiſter haben. 8 R 
Die übrigen Acht Stadt⸗Rathe beſtehen aus fünf Gelehrten und drey 
aus der Kaufmannſchaft, und ſollen mit den Commercien und etwa in 
Danzig anzuſtellenden geiſtlichen Näthen, nach dem Dienſt⸗Alter rangi⸗ 
ren, auch bey der Regierung in Marienwerder in der erſten Inſtanz ih⸗ 
ren Gerichtsſtand haben, welcher auch den Raͤthen des Stadt: Gerichts 
zukommen ſoll. | 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 26 
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Dem Magiſtrats⸗Collegio ſowohl als dem Policey⸗Directorio ſollen 
übrigens die erforderlichen Subalternen an Secretarien, Regiſtratur⸗ 
Caleulatur⸗Canzeley⸗ Caſſen⸗ und Unter⸗Bedienten zugeordnet werden, 
wie denn auch der Magiſtrat mit einem beſondern Oeconomie⸗ Auffeher 
und Stadt⸗Baumeiſter verſehen werden ſoll, nicht minder ſoll ihm frey 

* 


x 


ſtehen Referendarien und Auscultatoren anzunehmen. 
N 8. 14. 
Dias Perſonale des Stadt⸗Gerichts wird in dem für ſelbiges abzu⸗ 
faſſenden Reglement beſtimmt werden, ſo wie das Wett⸗Gerichts⸗Regle⸗ 
ment deſſelben Perſonale vorſchreibt. 5 
; 8. 15. 

Die bey dem Magiſtrat angeſtellten Mitglieder, Subalternen und 
Unterbedienten find mit denen dieſem Reglement beygefügten Eyden zu 
verpflichten. ö 


Drittes Capitel. 


Von dem Wahl⸗Recht des Magiſtrats bey Stadt⸗Aemter⸗Beſetzungen, 
und den anzuſtellenden Stadt-Verordneten. 
$. 16. 

Zu den Rechten des Magiſtrats gehört das Wahl⸗ Recht, welches 
demfelben unter den in dem allgemeinen Landes⸗Geſetze vom 19 ten Jun 
1749 $ 14. erhaltenen Beſtimmungen hiermit zugeſichert wird. 

9. 17. N 


Vermoͤge deſſelben wählt der Magiſtrat die Glieder feines Collegii, 
imgleichen ſaͤmtliche Subalternen deſſelben, wie auch die Mitglieder des 
Stadt⸗ Gerichts. ; 

Die Referendarien und Auscultatoren des Stadt: Gerichts bringt 
daſſelbe, nach angeſtelltem Examen, dem Magiſtrat in Vorſchlag, wel⸗ 
cher deren Confirmation bey der Weſtpreußiſchen Regierung nachſucht. 
Die Subalternen des Stadt⸗ Gerichts vom Secretario an gerechnet, 
werden von dem Stadt⸗Gerichts⸗Collegio gewählt, und der Regierung 
vorgeſchlagen. 0 

Ueber die Subjecte zu den Juſtiz⸗Commiſſarien⸗Stellen muͤſſen der 
Magiſtrat und das Stadt⸗ Gericht ſich einigen, und ſelbige hiernaͤchſt 
der Regierung gemeinſchaftlich vorſchlagen. 

i 9. 18. 


Die Stelle eines Stadt-Präfidenten und Stadt - Gerichts -Divectord, 
behalten Se. Königliche Majeſtaͤt Sich vor unmittelbar zu beſetzen; da 
mit erſterer das Amt eines Polizey⸗Directors und Commiſſarius loci/ 
ſo wie mit letzterer die Function eines Creis⸗Juſtiz⸗Raths fuͤr die in 
und um Danzig wohnhafte Eximirten verbunden iſt. ER 

9. 19. 5 
Um das allgemeine Beſte zweckmaͤßig zu befoͤrdern, muß uͤberhaupt 


* 
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bey allen Wahlen auf Geſchicklichkeit und moraliſche untadelhafte Füh⸗ 
rung geſehen, Familien⸗Verhaͤltniſſe dagegen und alle andere Neben⸗Ab⸗ 
ſichten ſind durchaus zu vermeiden, wodurch zu Mißtrauen und wohl 
gar wuͤrklicher Partheylichkeit Anlaß gegeben wird. N 
$. 20. 

Soll es bey der alten Verfaſſung, daß niemals Bruder, Vater und 
Sohn, Schwieger⸗Vater und Schwieger⸗Sohn in einem und demſelben 
der Stadt» Collegiorum ſeyn ſollen, fernerhin verbleiben. 


9. 21. 


Stadt⸗Eingebohrnen kann nach dieſen Grundſaͤtzen nur in fo, weit 
der Vorzug vor Fremden gegeben werden, als ſie mit Fremden gleich 
gute Eigenſchaften beſitzen. e EHEN 


$. 22. 


Zu Mitgliedern des Stadt- Gerichts koͤnnen nur Subfecte gewählt 
werden, die ſich zu ſolchen Stellen als Referendarien bey einem Landes⸗ 
Juſtiz⸗ Collegio gehörig vorbereitet haben. Das gewöhnliche Referenda⸗ 
riats⸗Examen iſt dazu nicht hinreichend, ſondern der Gewählte muß ſich 
einer nochmaligen Prüfung und zwar in der Regel bey der Immidiat⸗ 
Exraminations⸗Commißion, oder doch nach der Verfügung des Chefs der 
Juſtiz bey der Weſtpreußiſchen Regierung unterwerfen. Außer der nach⸗ 
gewieſenen Geſchicklichkeit muß fein. moraliſcher Character und Lebens⸗ 


wandel keiner gegründeten Ausſtellung unterworfen enn. 
RNeeferendarien, Auscultatores und Subalternen werden bey dem 
Stadt⸗ Gericht ſelbſt geprüft; Juſtiz⸗Commiſſarien hingegen fo wie die 
auf dem Territorio zu beſtellende Juſtitiarjen, muͤſſen ſich zum Examine 
bey der Regierung melden. 8 5 en 17 7 


Auch auf Mogiſtrats⸗Stellen hat niemand einen Anspruch, der nicht 
wenigſtens als Referendarius einige Zeit bey der Regierung gedient und 
ſich gleichmäßig durch gute Juſtiz⸗Kenntniſſe bekannt gemacht hat. 

N F. 24. 2 N 


In dieſer Ruͤckſicht wird der Magiſtrat angewieſen, bey feinen Wah⸗ 
u. vorzuͤglich auf Mitglieder des Stadt⸗Gerichts fein Augenmerk zu 
ichten. ; . 13 8 


1 


9. 25. ea 


8 Die Berichte wegen der Magiſtrats⸗ Stellen gehen durch die Weſt⸗ 
8 Preußiſche Sammer an das General⸗Directorium, und wegen der Stadt⸗ 
Gerichts⸗Bedienungen an die Weſtpreußiſche Regierung, welche bey dem 
ef der Juſtiz auf Beſtaͤtigung antraͤgt. ; 5 a 
„Von den Wahlen der Stadt⸗Gerichts⸗Officianten giebt der Chef der 
Juſtiz dem General⸗Directorio wegen des aus der Caͤmmerey zu berich⸗ 
genden Gehalts Nachricht, welches alsdann die Weſtpreußiſche Cammer 
Auweifet, die Auszahlung des Gehalts an das beſtaͤtigte Subject durch 
en Magiſtrat zu verfügen, f 5 285 N 
6 
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9. 26, 


Eine mit Gehalt verknüpfte Stelle kann der Magistrat ohne Vor: 
wiſſen der Cammer und ohne Genehmigung des General⸗Directorii nicht 
vergeben. y 


; 5-27, \ 
Die Wahl wird durch die Mehrheit der Stimmen entſchieden, indeß 


wird der Stadt⸗Praͤſident hiermit verpflichtet, wenn er findet, daß die 


in dieſem Capitel ertheilten Vorſchriften nicht genau beobachtet werden, 
ohne Menſchenfurcht ſein beſonderes Votum dem Bericht beyzufuͤgen, in⸗ 
dem nach Sr. Königlichen Majeſtaͤt Willensmeynung nur ſolche Männer 
in den Magiſtrat gezogen werden ſollen, die ſich durch untadelhaften 
Wandel, unermuͤdeten Fleiß und eine vorzuͤgliche Geſchicklichkeit auszeich⸗ 
nen, doch kann der Coelibat wie bisher, ſeine Wahlen nicht hindern. 


8. 28. 


Die ehemaligen ſo genannten Kuͤhren und Aemter⸗ Verkanterungen 
hoͤren von ſelbſt auf, und wird bey einer jeden Stellerledigung eine 
Wahl vorgenommen, die nicht wie ehemals mit einem Kuͤhr⸗Eyde ange⸗ 


fangen werden darf. ; 


2 au . 8 29. 2 25 

Ein jeder der wegen des Intereſſe ſo er an der Sache nimmt, nicht 
mit ee kann, muß auch nicht beym Vortrage der Sache gegenwärtig 
ſeyn, ünd verſteht es ſich ſonach von ſelbſt, daß die Raͤthe, wenn. fie 


e 


zu Buͤrgermeiſtern auf die Wahl kommen, und Vaͤter, wenn Soͤhne, 


Bruder wenn Bruder u. ſ. w. zur Wahl gebracht werden, ſich aus dem 
Seſſions⸗Zimmer entfernen muͤſſen, um die Freymüthigkeit der Wählen 
den nicht zu beſchraͤnken; Es konnen auch Vaͤter nicht Söhne, Bruder 
nicht Bruder, Schwieger⸗Vaͤter nicht Schwieger⸗Soͤhne in Vorſchlag 
bringen. Kommen ſolche Vorſchlaͤge von andern, ſo muͤſſen die bezeich⸗ 
neten nahen Verwandten ſich ſogleich entfernen, und an der Wahl kei⸗ 
nen andern Antheil nehmen, als daß ſie, wenn die Reihe ſie trifft, zu 
ihrer Stimm⸗Abgabe hereingerufen werden. 


§. 30. > 

Es gebühret dem Magiſtrat auch die Beſetzung der groͤſſern und 
kleinern Lehne, jedoch darf es nicht blos bey denen in den Concordaten 
von 1678 genannten verbleiben, ſondern es koͤnnen denſelben in der Zu⸗ 
kunft nach Verhaͤltniß der Stadt⸗Beduͤrfniſſe auch noch mehrere hinzuge⸗ 
fuͤgt werden. Daß hiebey lediglich auf ohne Schuld in Armuth geſun⸗ 
kene Kaufleute und Bürger Ruͤckſicht zu nehmen ſey, verſtehet ſich von felbſt. 

Uebrigens kann kein anderes Collegium als der Magiſtrat ſich in 
Zukunft mit Beſetzung der ſogenannten groſſen und kleinen Lehne befaſ⸗ 
fen, die Ausrufer oder Auctionator⸗Stellen ausgenommen, welche ge⸗ 
meinſchaftlich mit dem Stadt⸗Gericht vergeben werden ſollen, fo daß 
auch die Inſtruction fuͤr einen Ausrufer und ſeine Beſtallung gemein⸗ 
ſchaftlich ausgefertigt und vollzogen wird. / 
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9. 81. 


Die in Danzig bisher ſtatt gefundene Einrichtung mit den drey Ord⸗ 
nungen wird gaͤnzlich aufgehoben. Da jedoch die Buͤrgerſchaft nicht ohne 
alle Repraͤſentation gelaffen werden kann; fo ſoll derjelben erlaubt ſeyn, 
ich zwanzig ihrer Mitbuͤrger zu waͤhlen, welche den Namen von 
Stadt⸗Verordneten fuͤhren ſollen. Zu dieſen zwanzig Stadt⸗Ver⸗ 
ordneten ſollen Acht aus der Kaufmannſchaft, Vier aus der Kramer⸗Zunft 
und Acht aus den Haupt⸗Gewerken genommen werden. Die jedesmalige 
Wahl derſelben wird lediglich den Aelterleuten der reſp. Kaufmann⸗ 
“haft, Kramer ⸗Zunft und der Haupt⸗ Gewerke uͤberlaſſen, die ſich 
ledoch nicht ohne Vorwiſſen des Magiſtrats dazu verſammlen muͤſſen, 
wie die Wahl denn auch nicht anders als im Beiſeyn eines Magiſtrats⸗ 
Deputirten geſchehen fol. Der zum Stadt; Verordneten Gewählte wird 
hiernächſt dem Magiſtrat zur Approbation angezeigt. e 

Die Stadt⸗Verordneten ſollen durchaus dem Magiſtrat ſubordinirt 
ſeyn, und dazu dienen, der Buͤrgerſchaft die Befehle des Magiſtrats zu 

eroͤffnen, und, was fie zum Beſten derſelben bemerken, bey dem Magi⸗ 
ſtrot und den hoͤhern Behörden beſcheiden anzubringen. Sie ſollen fer⸗ 
ner zu den Kirchen- und Schul⸗ Angelegenheiten, imgleichen zu den 
die milde Stiftungen und das Armen⸗Weſen betreffenden Sachen in fo 
weit mit zugezogen werden, als das daruͤber abzufaſſende beſondere Re⸗ 
glement ſolches naͤher beſtimmen wird. Nicht minder ſoll der Magiſtrat 
verpflichtet ſeyn den Stadt⸗Verordneten die jährliche Caͤmmerey⸗Rechnung 
zur Einſicht vorzulegen, wobey ihnen jedoch kein moniren, ſondern nur 
unmaßgebliches Gutachten verſtattet wird. Daruͤber ſoll ein foͤrmliches 
rotocoll abgehalten, und dieſes der Rechnung bey deren Einſendung zur 
Reviſion beygelegt werden. Endlich follen auch Zwölf von dieſen Stadt 
erordneten bey dem Einquartierungs⸗ und Servis⸗Weſen in der Art, 
mit gebraucht werden, als das Servis⸗Regkement fir die Stadt Danzig 
vom 26ten December 1793 folches vorſchrelbet. 


Viertes Capitel. 
Von den Pflichten des Magiſtrats uͤberhaupt. 
5 Erſter Abſchnitt. 
In Anſehung des Status publici der Stadt. 
9. 82. 


Der Magiſtrat verwaltet die allgemeinen Angelegenheiten der Stadt 
und ihrer Beſitzungen und muß uͤber die Gerechtſame des Ganzen gegen 
eeinträchtigungen von Außen und Innen wachen, das Vermögen des 
Gemeinen Weſens und die Haushaltung deſſelben beſorgen, allen die pu⸗ 
blique Einnahme und Ausgabe betreffenden Geſchaͤften ſich unterziehen, 
was zur beſſern Aufnahme des Ganzen und zur Vermehrung der Indu⸗ 
ſtrie und des Verkehrs gehöret, befördern, und dem Ganzen immer mehr 
innere Feſtigkeit in politiſcher und moraliſcher Ruͤckſicht durch Kirchliche⸗ 
rziehungs⸗ Armen: Straf und Arbeits⸗ nicht minder Geſundheits⸗ und 
ken⸗Anſtalten zu geben ſuchen. Dieſemnach liegt, außer dem Wahl⸗ 
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Geſchäfte in Anſehung der Magiſtrats⸗ und Stadt⸗Gerichts⸗Bedienten, 
dem Magiſtrat beſonders die Aufſicht auf den 2 
“ 5 Ji. 33. 8 


Statum publicum der Stadt ob: Hiernach muß er die Rechte der 
Stadt, die ihr gebuͤhren, und in ſo fern verbleiben ſollen, als ſie zum 
wahren Nutzen derſelben gereichen, und nicht dem allgemeinen Beſten der 
Staats⸗Verfaſfung widerſprechen, auch andern Königlichen Provinzen 
und Staͤdten in ihren wohlerworbenen Rechten und Privilegien keinen 
Eintrag und Abtrag thun, gehörig vertreten, welches er auch in Anſe⸗ 
hung der einzelnen Sorietäten zu beobachten hat. Auch iſt feine Pflicht 


ET. . 3 9. 84. 
Ueber die Grenzen bey Stadt⸗Beſitzungen zu wachen. 
g. 35. 


Das Buͤrgerrecht ertheilt jetzt der Magiſtrat allein, und zwar nicht 
mehr wie zeither auf ein Jahr, ſondern auf Lebenszeit, indem einem 
Bürger nur dann das Buͤrgerrecht genommen oder eingeſchraͤnkt werden 
kann, wenn er deſſen Verluſt oder Einſchraͤnkung verwirkt hat. Saͤmmt⸗ 
liche Mitglieder der Staͤdtſchen Collegiorum und deren Subalternen er⸗ 
halten durch ihre Anſtellung das Buͤrgerrecht unentgeldlich, und leiſten 
vor ihrer Amtsverpflichtung den Bürger: ſowohl als Erbhuldigungs⸗Eyd. 

Der Buͤrger⸗Eyd iſt dieſem Reglement beygefuͤgt, und der Erbhul⸗ 
digungs⸗Eyd wird dem Magiſtrat annoch zum Gebrauch zugefertigt wer⸗ 
den. Wegen der Koſten ſoll es, jedoch mit Weglaſſung derer in den 
Erläuterungen und Zuſaͤtzen der Danziger Willkuͤhr No. 3. und 6., in 
neuern Zeiten hinzugekommenen Abgaben, welche jetzt, bis auf die zum 
Arthus⸗Hofe und zur Erhaltung der Feuer⸗Anſtalten, zur Caͤmmerey flie⸗ 
ßen, bey den Anordnungen der Willkuͤhr vor der Hand verbleiben. Se. 
Königliche Mafeſtaͤt behalten Sich indeſſen vor, bey eintretenden Umſtän⸗ 
den auch andere Anordnungen zum Beſten der Stadt ergehen zu laſſen. 


g. 36. 


Es iſt zwar bisher nur den adelichen Eingebohrnen der Lande Preuſ⸗ 
ſen erlaubt geweſen, in Danzig Haͤuſer zu kaufen, in Zukunft kann aber 
nicht gehindert werden, daß eximirte Perſonen adelichen und buͤrgerlichen 
Standes, ohne Unterſchied aus welcher Provinz ſie ſind, Haͤuſer in Dan⸗ 
zig acquiriren. Indeß muͤſſen die Nequirenten ſich verbinden, die mit 
den Grundſtuͤcken verknuͤpfte Laſten zu ubernehmen, auch konnen fie kein 
buͤrgerliches Gewerbe treiben, als welches nur Bürgern nach den Claſ⸗ 
ſen, in welchen ſie das Buͤrgerrecht gewonnen haben, erlaubet bleibt. 


8. 37. 


Das Jus emporii, nach welchem kein Fremder mit einem andern 
Fremden unmittelbar Handlung treiben, ſondern nur durch Danziger Buͤr⸗ 
ger kaufen, und an ſie verkaufen kann, muß der Magiſtrat aufrecht zu 
erhalten ſuchen, und wird ſolches der Stadt Danzig in ſo weit zugeſi⸗ 
chert und beftätiget, als dadurch keiner andern dem Preußiſchen Scepter 


/ 
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unterworfenen Stadt ungerechte Eingriffe geſchehen und in fo weit Dan⸗ 
‚ 38 in feiner vorigen Verfaſſung darauf einen gerechten Anſpruch gehabt 
und auf den Grund deſſelben dieſes Recht beſeſſen hat. i 


$. 38. 


N Die Stadt⸗Schulden durch ſorgfaͤltige Bemuͤhung zu vermindern, tft 
des Magiſtrats Pflicht. Wegen der Stadt- Anforderungen hat er Zeit 
und Umftände in Erwägung zu ziehen und zu benutzen, und darnach de⸗ 
den Einziehung in Anregung zu bringen. Ben 
9.89. 


Die Abzugs⸗ und Abſchoß⸗Gelder, in ſo weit ſie gebraͤuchlich und 
durch Preußiſche Anordnungen geſetzlich ſind, berechnet der Magiſtrat 
und ziehet ſie ein, wenn auch die dabey vorfallende proceſſualiſche Strei⸗ 
tigkeiten dem Skadt⸗Gericht gebühren. 5 

. 9. 40, 

Liegt dem Magiſtrat ob, die Verhältniffe der Conſuls gegen die 
Stadt⸗Obrigkeit, den Handel und die fonftigen Einwohner in Erwägung 
zu nehmen. Er muß ferner 5 = 

§. 41. 


Die der Stadt in Anſehung ihrer Schiffarth und Handlung in auswär⸗ 
tigen Staaten zuſtehenden Rechte beherzigen, und unter andern pruͤfen, 
ob der zwiſchen Großbrittanien und der Sadt Danzig unter der Koͤnigin 
Anna im Jahr 1707 errichtete Handlungs⸗Vertrag beyzubehalten ſeyn 
werde, fo lange derſelbe aber in feiner Gültigkeit bleibt, darauf ſein 
Augenmerk richten, daß er nicht zum Nachtheil der Stadt erweitert werde. 


9. 42. i 


Außer dieſer Convention mit England iſt darauf zu ſehen, daß die 
Vortheile, welche die Stadt durch Tractate, Friedensſchluͤſſe und ſonſtige 
erſicherungen von fremden Nationen und Regierungen beſitzek, erhalten 
werden, und ſoll ſich der Magiſtrat zur Aufrechthaltung aller dieſer Vor⸗ 
zuͤge, in fo weit fie ſich mit der jetzigen Staats⸗Veraͤnderung vertragen, 
im Fall einer etwannigen Beeinträchtigung an die ihm vorgeſetzte Hoͤhere 
Behoͤrden wenden. i 28 
Zu jenen Vortheilen gehören z. B. die der Stadt vom Czaar Peter 
dem Groſſen 1713 verliehene, und von der Kayſerin Anna 1735 beftä- 
tigte Handlungs⸗Freyheit in allen Rußiſch Kayſerlichen Staaten, der der 
Stadt Danzig in Daͤnnemark 1524 zugeſtandene freye Handel in allen 
Königlich Daͤniſchen Landen und Häfen, und die ihr 1646 verſicherte 
Gleichheit mit den Niederländern in Anſehung der Sund⸗Rolle und 
Exemtion von der Viſitation beym Sundſchen Zoll, ferner die der Stadt 
durch den Olivaſchen Frieden von 1660. beftätigte Handlungs⸗Freyheit 
in Schweden, die von ihr unter Carl II. 1661 erhaltene Ausnahme von 
er Navigations⸗Acte in England, welche in der oben erwähnten Con⸗ 
vention mit England 1707 beftätiget iſt, und endlich die Gleichheit mit 
den Hanſee⸗Staͤdten, welche der Stadt Danzig 1526 in Frankreich zu⸗ 
geſichert worden. 5 ; 


* 
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9. 43. 


Da den vereinigten Städten Schottland, Stolzenberg, Schidlitz und 
St. Albrecht ihre erhaltene Stadt⸗Rechte nicht zu nehmen ſind, ſo ſol⸗ 
len zwiſchen dieſen Städten und der Stadt Danzig Grundſaͤtze nach Gleich 
und Recht feftgefegt werden, damit fo wenig von der einen als andern 
Seite Eingriffe geſchehen, welche die Grenzen der Billigkeit uͤbertreten. 


g. 44. 5 


Die Population muß der Magiſtrat zu befoͤrdern, und alle Hinder⸗ 

niſſe, die derſelben entgegen ſtehen, zu entfernen ſuchen. Wohlſtand und 
Etabliſſements⸗Erleichterungen find die bewährteſten Mittel dieſen Zweck 
zu erreichen. 

2 f 8 $. 45. 


Da die Menge und der Wohlſtand der Einwohner eines Orts im⸗ 
mer ſichere Beweiſe find, daß man das Gemeine-Weſen nach guten 
Grundſaͤtzen verwalte, da ferner Geburts⸗ und Sterbe⸗Liſten, wenn ſolche 
genau und zweckmäßig geführt werden, ſehr dazu dienen, einer unver⸗ 
haͤltnißmaͤßigen Sterblichkeit Schranken zu ſetzen; ſo iſt der Magiſtrat 
verbunden, dieſe zur politiſchen Staats⸗Arithmetie gehörige Nachrichten 
zu ſammlen. Er wird zu dem Ende berechtigt, die geſammte Geiſtlich⸗ 
keit aller in der Stadt und deren Territorio vorhandenen Confeßionen 
zu vermögen, wöchentlich genaue Copulations⸗ Geburts: und Sterbe⸗Li⸗ 
ſten, nach den daruber vorhandenen Schematibus an ihn einzuſenden, wel⸗ 
che er ſodann mittelſt Berichts an die Behörden befoͤrdert. 


$. 46, 


Das Ein: und Auswanderungs⸗Geſchaͤfte, imgleichen richtige Hands 
lungs⸗ und Verkehrs⸗Noticen, um aus ſolchen eine zuverläffige Bilance 
und anwendbare Reſultate zu ziehen, gehoͤren zum politiſchen Stadt⸗Zu⸗ 
ſtande und machen einen Haupt⸗Geſchaͤfts⸗-Zweig des Magiſtrats aus. 


8 Z weyter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats quoad Statum Oeconomicum der Stadt. 


9. 47. 


Außer dem statu publico gehöret zum Geſchäfts⸗Creyſe des Magi⸗ 
ſtrats der Status Oeconomicus der ganzen Stadt, verbunden mit denje⸗ 
nigen Angelegenheiten, wobey es auf die Unterhaltung und Befoͤrderung 
guter Policey⸗Anſtalten aus öffentlichen Fonds ankommt. 


! $. 48. 


Das Policey⸗Directorium kann zwar die Nothwendigkeit dieſer oder 
jener Einrichtung feſtſetzen; auf die öffentliche Caſſen hat felbiges aber 
kein unmittelbares Dispoſitions⸗Recht, vielmehr geſchiehet desfalls Vor⸗ 
trag im Magiſtrat, dem jedoch blos die Art der Beſtreitung, nicht aber 
die Unterſuchung der Nothwendigkeit obliegt. Das Policey⸗Directorium 
wird indeſſen von ſelbſt auf die Stadt⸗Fonds Ruͤckſicht nehmen, und 
nichts verlangen, was dieſen nicht angemeſſen und ausfuͤhrbar iſt. 
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9. 49. 


Daß hierbey gemeinſchaftliche Ruͤckſichten nothwendig bleiben, liegt 

in der Natur der Sache, und werden ſolche um ſo mehr hiemit empfoh⸗ 

len, als es dem Policey⸗ Director nachgelaſſen iſt, dieſe und andere in 

de Policey einſchlagende Angelegenheiten zum Vortrag in pleno des 
agiſtrats auszuſetzen. 5 


$. 50. 


Wegen der Stadt: Schulden und ihrer Forderungen wird der Ma⸗ 
giſtrat auf d. 38. dieſes Reglements verwieſen. f 


$. 51. 


Die pflichtmaͤßige Sorgfalt für die Cämmerey und das genaue Ver⸗ 
haͤltniß zwiſchen Einnahme und Ausgabe liegt dem Magiſtrat ob. 

: . hr, 25 
Auch muß er ſich in dieſer Ruͤckſicht die Ordnung und Sicherheit 
beym Nahrungs⸗Stande, im Ganzen und in den einzelnen Theilen, ange⸗ 
legen ſeyn laſſen, damit ein jedes Gewerbe uͤberhaupt, ſo wie jeder Buͤr⸗ 
ger und Einwohner bey ſeiner Nahrung beſonders, erhalten werde. 


„ 


Was die öffentlichen Gebäude betrift, fo muͤſſen ſelbige in baulichem 
Stande erhalten werden, und liegt dem Magiſtrat zu dem Ende ob, die 
Rathhaͤuſer, Muͤhlen, Waagen, Stadthoͤfe, Krahne und dergleichen in 
genaue Obacht nehmen zu laſſen, damit nicht durch verſpaͤtete Repara⸗ 
turen groͤſſere Ausgaben entſtehen. Wie der Magiſtrat bey Bauten und 
Reparaturen zu verfahren habe, wird unten naͤher beſtimmt werden. 


! . $. 54. 


Bey den Privat⸗Caͤmmerey⸗Gebaͤuden tritt für den Magiſtrat die 
naͤmliche Verpflichtung ein. Er wird daher in Erwägung zu nehmen 
haben, ob nicht nach Zeit und Umſtaͤnden der Verkauf dieſer Privat⸗Be⸗ 
ſitzungen der Caͤmmerey vortheilhafter ſey, und deshalb die erforderlichen 
Plane und Nachweiſungen von dem bisherigen und dem künftig durch 
den Verkauf zu erwartenden Nutzen bey den Behörden einreichen. Bey 
der Vermiethung derer der Caͤmmerey zugehörigen Gebäude iſt auf die 
Vortheilhafteſte Miethe zu ſehen. Daß darüber foͤrmliche Contracte uns 

ter Genehmigung der hoͤhern Behoͤrde abgeſchloſſen werden muͤſſen, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt. a 
F. 35. 

Die Dienſt⸗Wohnungen muͤſſen allmaͤlig eingehen, und kann kein 

neuer Officiant auf eine freye Wohnung angewieſen werden. 
$. 56. 


Ju Abſicht der Muͤhlen wird der Magiſtrat auf das emanirte Muͤh⸗ 
len⸗Reglement und die deshalb ergangene Verordnungen gewieſen. 
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$. 57. 


Das Steinpflaſter, die Märkte, die Waſſerkunſt vor dem hohen f 


Thor, durch welche das Radaunen⸗Waſfer in die Stadt geleitet wird, 
ſo wie alle öffentliche Brunnen und Waſſer⸗Leitungen, Laternen Az 
ſtalten, gehoͤren unter vorzuͤglicher Mitwuͤrkung des Policey⸗Directorit 
zu Aufſicht des Magiſtrats, und hat derſelbe hiebey den Nutzen der 
Stadt und die Bequemlichkeit der Einwohner, fo weit es die oͤffentlichen 
Fonds geſtatten, nach allen Kräften zu befördern, auch die Einwohner 
zu mehreren dienſamen öffentlichen Einrichtungen aufzumuntern. 


$. 58. 2 


Ueber das Sammlen und Graben des Boͤrnſteins, innerhalb des 
Danziger Stadt⸗ Bezirks, wird der Magiſtrat genaue Aufſicht führen, 
und ſich in dieſer Angelegenheit das Beſte der Cämmerey, fo wie die 
Aufnahme des Boͤrnſtein⸗Dreher⸗Gewerks, empfohlen ſeyn laſſen. 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats in Anſehung des Handels. 
8, 9. 


In Commercial: und Handlungs» Angelegenheiten beſtraft alle Ver⸗ 


gehungen wider die Markt⸗Ordnung das Polizey⸗Directorium, die Eingriffe 
in die Zunft⸗ und Innungs⸗Rechte und Handlungs⸗Stadt⸗ Privilegien 
ſollten dagegen als publique und Polizey⸗Sachen zwar vor den Magi⸗ 
ſtrat gehoͤren; da ſich indeſſen das Wett⸗Gericht bisher mit deren Co⸗ 
gnition und Beſtrafung befaßt hat, fo mögen fie bey demſelben ferner⸗ 
hin verbleiben, wie denn auch alle bey dem Handel vorkommende Pri⸗ 
vat⸗Streitigkeiten daſelbſt beygelegt werden ſollen, und giebt das Wett⸗ 
und Handlungs-Reglement daruͤber nähere Auskunft. 8 
1 ze ; $. 60. 

Der Magiſtrat hat, in Beziehung auf F. 10. dieſes Reglements, 
auf den Handel im allgemeinen ein genaues Augenmerk zu richten, und 
liegt ihm demnach ob, die in Handlungs = Angelegenheiten zu erlaſſende 
Verfuͤgungen der Kaufmannſchaft zu eroͤfnen und zur Vollziehung zu 
bringen, die Beſchwerden der Kaufmannſchaft zu hoͤren und auf deren 
Abänderung anzutragen, auch in alle Wege die Beförderung der Auf⸗ 
nahme und des Flors der Handlung ſich angelegen ſeyn zu laſſen. In die⸗ 
fer Ruͤckſicht hat er auch jedem Handlungs⸗Zweige und dem daran Theil 
nehmenden Kaufmann die gehoͤrigen Schranken anzuweiſen. 

$. 61. 

Da die Handlungs⸗Policey in Ruͤckſicht auf F. 10, dieſes Regle⸗ 
ments zur vorzuͤglichſten Obliegenheit des Magiſtrats gehoͤrt, ſo hat er 
feine Aufmerkſamkeit ſorgfaͤltig darauf zu richten, daß die bisherige Ein⸗ 
9 8 in ſo weit ſie zweckmaͤßig ſind, beobachtet werden. Hierher 
gehoͤren: * ER 

Die Ordnung wegen Meſſung der rohen Aſche de Anno 1766. 
„ Aſchhofs⸗ Ordnung d. d. 21ten Mart. 1746. 
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Die Bleyhofs⸗ Ordnung de ao. 1728. 
Klappholz-Braaker⸗Ordnung de ao. 1744, 

Herings = Bradker- Ordnung de ao. 1683. 
Miepenſtaͤbe⸗Braaker⸗Ordnung vom 19ten Aaguf 1 1754. 
Buttermarkts⸗Ordnung de ao. 1651. 

Ordnung fir die Eiſen⸗Waage vom 7ten Februar 1774. 
Flachs⸗Waage⸗ Ordnung de anno 1679, 

Flachs⸗ und Leinwandt⸗Packer⸗Ordnung de ao, 1785. 
Gold- und Silber-Fabriquen⸗ Ordnung de ao, 1780. 
Handwerks⸗Ordnung de ao. 1615. 2 

Zoll⸗Ordinanz de anno 1713. 

Kabliau und Dorſch-Braaker⸗Ordnung de ao. 1628. 
Klapperwieſe⸗Ordnung de ao, 1772 und 1776. 
Korn⸗Capitaine⸗Ordnung de ao. 1730. 
Korn⸗Meſſer⸗ Ordnung de ao. 1720. 

Krahn⸗ Ordnung de ao, 1680. 

Maͤckler⸗Ordnung de ao. 1761. 

Salz ⸗ ⸗Packer⸗Ordnung de ao. 1692, 

Salz: Träger: Ordnung de ao. 1774. x 
es Ordnung de ao. 1681. 

Traͤger⸗Ordnung de ao, 1753 und 1774. 
Thran⸗-Braker⸗Ordnung de ao. 1725. 
Waagmeiſter⸗Guͤter oder Frachtbeſtaͤtiger⸗Ordnung er ao. 1761. 
Wein- Ordnung de ao, 1776. x 

Zimmer⸗ und Siegelyofs- Ordnung, 

Sollten übrigens die benannten und andere dahin gepdetge Einrich⸗ 
tungen und Ufancen einiger Abänderung und Vervollkommnung beduͤrfen, 
die Se. Königl. Majeftät Sich hiermit vorbehalten, fo fol ſolches doch 
nicht anders geſchehen, als daß die Kaufmannſchaft und diejenigen Ein⸗ 
wohner, welche dabey ein Intereſſe haben, daruͤber waer gehoͤrt werden. 


$. 62. 
Der Magiſtrat iſt verbunden, monatlich einen Hardlungs⸗ Bericht 
an die Weſtpreußiſche Krieges⸗ und Domainen⸗Cammer zu Re 
BU $. 63. 
Die Dominich-Angelegenheiten, in fo weit fie die Policey, die Auf⸗ 


nahme der Stadt und den Handel betreffen, gehören zu feinem Ge⸗ 
ſchaͤfts⸗Ereyſe. 0 


u u n u u Uu u 
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Vierter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats in Anſehung der Fabriquen. 

$. 64. 

Die Aufnahme der Fabriguen liegt dem Magistrat gleichfalls ob; und 

ſo wie es Pflicht fie ihn iſt die einlaͤndiſche Induſtrie zu befördern, und 

zu Anlegung mehrerer Fabriquen im Stadt» Bezirk kraͤftig zu wuͤrken, 

ſo muß er auch die bereits vorhandenen zu erhalten und ſie zu verbefe 
ſern ſich Mühe geben. 

Wegen der bereits in Danzig eriftivenden und noch zu erweiternden 
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Schau- Anſtalten iſt in der Inſtruction für das Policey⸗Oirectorium das 
Nothige bemerkt worden. ; i 
Fünfter Abſchnitt. 

Verhaͤltniß des Magiſtrats in Anſehung des Armen⸗Weſens. 

i $. 65. ! 

um die Armen Anftalten in der Stadt Danzig zweckmaͤßiger ein⸗ 
zurichten, wird ein ſtaͤdtſches Armen⸗Collegium aus Mitgliedern des Mir 
giſtrats, des Stadt⸗Gerichts, der Geiſtlichkeit und der Buͤrgerſchaft zu 
etabliren und ſolches allenfalls mit dem zu errichtenden Kirchen⸗ und 
Schul⸗Collegio zu vereinigen ſeyn. Se. Königliche Majeſtaͤt behalten 
Sich vor in dem wegen der Geiſtlichen, Kirchen- und Schul⸗Angelegen⸗ 
heiten fuͤr die Stadt Danzig beſonders abzufaſſenden Reglement, deſſen 
bereits im introitu dieſes Reglements erwehnet worden, auch über das 
Armen⸗Weſen und die Verwaltung der milden Stiftungen das Noͤthige 
zu verordnen. | 
Sechster Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats, in Anſehung der Zünfte, Innungen 
i und Gewerke. : 

as F. 66. RE 

Es gehoͤren zu den Magiſtrats⸗Geſchaͤften auch die Angelegenheiten 
der Zünfte, Innungen und Gewerke. Die Zuͤnfte der Recht⸗ und Alt⸗ 
ſtadtſchen Kramer und der Brauer ſind vorzuͤglich mit Sorgfalt zu be⸗ 
herzigen und aufrecht zu erhalten. Das Recht, Zunft⸗Rollen ohne Koͤ⸗ 
nigliche Beſtaͤtigung zu ertheilen, welches bisher dem Magiſtrat nach 
dem Pfahl⸗Gelder⸗Vergleich zwiſchen dem Koͤnige von Pohlen, Stephan, 
von 1585 zugeſtanden hat, kann ſich derſelbe nicht weiter anmaßen. 


F. 67. 


Die Leichtigkeit ſich durch Betriebſamkeit Unterhalt zu bewirken, 
wird durch die Vervielfachung der Nahrungs⸗Zweige erreicht. Der Fleiß 
findet hiebey ſeinen Unterhalt deſto leichter, und Bequemlichkeit des Le⸗ 
bens, welche auf die oͤffentliche Wohlfarth einen ſo merklichen Einfluß 
hat, wird eben hiedurch befördert; es iſt ſonach in alle Wege darauf 
Ruͤckſicht zu nehmen, daß kein Gewerbe dem andern eingreife und zu 
nahe komme. x 

® RE 5 

Auch muͤſſen die Gewerke nicht durch übermäßige Abgaben und un⸗ 
zeitige Schwierigkeiten bey Meiſterſtuͤcken die Anſetzung neuer Meiſter 
erſchweren, vielmehr ſind ſolche Meiſterſtuͤcke einzufuͤhren, die im gemei⸗ 
nen Leben gebraucht, und ſonach gleich verkauft und angebracht werden 
koͤnnen. Die Gewerks: Patronen find nicht berechtiget ſich dergleichen 
Meiſterſtuͤcke ganz oder zum Theil zuzueignen. - i 

$. 69. | 


Die dieſerhalb ergangene und noch zu erlaſſende Verfuͤgungen ſind 
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mit aller Treue zu befolgen, und Mißbräuche weniger mit Strenge als 
durch Ueberzeugung von ihrer Schädlichkeit abzuſtellen. 


F. 70. ü 


Die Briefe an Innungen und Gewerke, die bisher der Stadt⸗Prä⸗ 
ſident eroͤfnet hat, Find für die Zukunft von den Gewerks⸗Patronen zu 
erbrechen. Es muß aber davon beym Magiſtrat Anzeige geſchehen, in⸗ 
dem derſelbe die Antworten dirigiret. A 


9.71 ; | 


Statt der ſogenannten Aeltermanns⸗Zettel werden kuͤnftig vom Ma⸗ 
. für Aelterleute und Compane oder Beyſitzer ordentliche Atteſte oder 

eglaubigungs⸗Scheine ausgefertiget. Bey der bisherigen jährlichen Wech⸗ 
ſelung der Aelterleute kann es indeſſen, in fo fern fie bey den Gewer⸗ 
ken üblich geweſen iſt, verbleiben, nur muͤſſen keine Schmauſereyen auf 
Koſten der Zuͤnfte dabey geſtattet werden. 2. 8 8 


Siebenter Abſchnitt. i 
Von den Pflichten des Magiſtrats, in Anſehung der Bier⸗ Fleiſch⸗ und 
Brodt⸗ Taxen. a a 


& 72. 


Die Bier⸗ Fleiſch⸗ Häker⸗ und Brodt⸗Taxen ſind die Sache des 
Magiſtrats, welchem es oblieget alle Monate eine Fleiſcher⸗ Haͤker⸗ und 
Bäder: Eure zu entwerfen, und durch den Druck oͤffentlich bekannt zit 
machen. Bier⸗Taxen duͤrfen nur alle halbe Jahr gemacht werden, und 
nehmen mit dem Iten April und Iten October ihren Anfang. Daß dieſe 
Taxen nicht uͤberſchritten werden, beſorgt das Policey⸗Directorium. 
ER I. EEE 123455 
Der Magiſtrat ſetzt die Tax⸗Tage an, und erſucht das Gouverne⸗ 
ment einen Stabs⸗Officier dazu zu beordern, welchem die Sorge fuͤrs 
Militair zwar oblieget, indeß kann ſelbiger denen Tax⸗Principien nicht 
entgegen ſeyn, vielmehr iſt er verpflichtet, wenn vorſchriftsmaͤßig verfah⸗ 
ren wird, ſich ſelbigen zu conformiren. 5 
g 9. 74. 
Dieſe Taxen find nach gehörigen Principien zu entwerfen, und in 
Hinſicht des Biers iſt der Acciſe⸗Direction von der entworfenen Taxe 
noch beſonders Nachricht zu ertheilen. a 


Achter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats, in Anſehung des Maaßes und 
Gewichts. 
§. 75. ; f 
Daß mit Maaß und Gewicht beym Verkehr nicht trüglich verfahren 
werde, liegt zwar dem Policey-Directorio ob, doch iſt der Magiſtrat 
ſeinerſeits verpflichtet, nicht nur fuͤr moͤglichſt vollkommene Richt⸗ und 


* 


ten gemaͤß, beſorgt zu ſeyn. 
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Probe⸗Maaße und Gewichte, ſondern auch für die Berichtigung, Aen⸗ 


gung und Stempelung derſelben, und daß die Gewerbtreibenden damit 


verſehen werden, zu ſorgen. 
7 


Vom Iten April dieſes Jahres ab findet in der Stadt Danzig und 


deren Territorio Berliner Elle, Maaß und Gewicht ſtatt, und dabey 


wird nach dem Patent vom 13ten Septemb. 1772, jedoch unter denen⸗ 
jenigen Modalitäten verfahren, die in dem Publicando vom Aten Mart. 
d. J. enthalten ſind. ! 
8. 77. 
In Anſehung des Ausſchlags auf der Waage oder des Bürger Br 
ſtes bey andern Waaren als Getreide, in Anſehung deſſen das in dem 


vorhergehenden §. gedachte Publicandum das Naͤhere beſtimmt, mag fuͤr 


jetzt und bis zur anderweitigen Verfügung dasjenige, was die Willkuͤhr 


N 


deshalb vorſchreibt, beobachtet werden. | 


Neunter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats in Anſehung des Geſundheits⸗Zuſtandes 
5 i / der Einwohner. % 
§. 78. f 


Auf den Geſundheits⸗Zuſtand der Einwohner muß der Magiſtrat mit 
Zuziehung des Stadt⸗Phyſicats eine genaue Sorgfalt wenden, weil jeg⸗ 
liches Mitglied der buͤrgerlichen Geſellſchaft vom erſten bis zum letzten 


Augenblick feines Daſeyns ein Recht auf die Vorſorge des Staats erhalt. 


79 


Die Bevölkerung haͤngt von der Anzahl der Gebohrnen und deren 
Erhaltung ab. Die Pflicht des Magiſtrats iſt es daher, auf geſchickte 
Heb⸗Ammen und geſunde Ammen ebenfalls mit Zuziehung des Stadt⸗ 
Phyficats zu ſehen und ſolche Anordnungen zu treffen, daß hiebey nichts 
auſſer Acht gelaſſen werde. ; 

€ g. 80. 


Wohl eingerichtete Apotheken haben nicht minder auf den Geſund⸗ 
heits⸗Zuſtand einen unleugbaren Einfluß, und ob zwar die Alfſicht und 
Reviſion derſelben für das Collegium medicum gehört, fo müfjen doch 
die Recherchen von demſelben nicht anders als mit Zuziehung einer De⸗ 
putation des Magiſtrats bewerkſtelliget werden; wie denn auch dem Mir 
giſtrat obliegt fuͤr die Etablirung hinreichender Apotheken, den Vorſchrif⸗ 


F. 81. 


Eingeriſſene Vorurtheile gegen neuere zum Beſten des Menſchen⸗ 
Geſchlechts erfundene Huͤlfs⸗ und Arzney- Mittel, nicht minder Krank? 
heits⸗Abwendungs⸗Vorſchlaͤge, muß der Magiſtrat mit Behutſamkeit zu 
entkraͤften ſuchen, wohin die Begrabung der Leichen in Kirchen und die 


Einimpfung der Blattern gehoͤret. 


Es darf nicht bemerkt werden, daß hiebey Anordnungen weniger als 
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Rath, zu rechter Zeit angebracht, ausrichten, fo wie. öffentlich bͤkannt 
gemachte populaire Schriften und gute Beyſpiele zur Erreichung der Ab⸗ 

cht vieles beytragen. N 
9. 82. f Ä 


Was die Geſundheits⸗ und andere Päffe betrift, fo, gehöret deren 
Ertheilung unter den im Preußiſchen Staate eingeführten. Einſchraͤnkun⸗ 
gen zum Magiſtrats⸗Reſſort. 5 ih 


Zehnter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats in Anſehung der Feuer⸗Anſtalten. 
he . 88. 28 


Bey Feuers⸗Bruͤnſten hat es bey der neu revidirten Feuer⸗Ordnung 
der Stadt Danzig vom Iten Zunit 1777 vor der Hand, bis auf einige 
Einſchraͤnkungen und Abänderungen, fein Bewenden, welche in folgenden 
beſtehen, und der Bürgerfchaft ſogleich bekannt zu machen find, 

9. 84. 


Wird dem Gouverneur und in deſſen Abweſenheit dem Commendan⸗ 
ten die entſtandene Fevers⸗Brunſt ſofort von der naͤchſten Wache gemel⸗ 
det, damit derſelbe bey den Loͤſchungs-Anſtalten gegenwaͤrtig ſeyn, und, 
beſonders was das Militair betrift, das Erforderliche anordnen koͤnne. 
Ueberhaupt theilen der Gouverneur und in deſſen Abweſenheit der Com⸗ 
mendant, imgleichen der Stadt⸗Praͤſident, und in deſſen Abweſenheit, 

er im Magiſtrats⸗Collegio zunaͤchſtfolgende bey entſtandenem Feuer die 
erforderlichen Befehle aus. 3 
$. 85. 


Die Garniſon hat bey dem eigentlichen Loͤſchungs⸗Geſchaͤfte mitzu⸗ 
würken keine Verpflichtung, doch iſt, um alle beforgliche Stöhrungen und 
Hinderungen, ſo durch das haͤufige Zudringen der Menge verurſacht wer⸗ 
den möchten, abzuhalten, und den etwanigen Unordnungen und Exceſſen 
vorzubeugen, dieſelbe verbunden, die Gegend, wo die Feuers⸗Brunſt ent⸗ 
fanden iſt, ſogleich einzuſchließen und Niemanden zuzulaſſen, deſſen Bes 
ruf und Geſchaͤfte es nicht mit ſich bringt bey den Loͤſchungs⸗Anſtalten 
»mitzuwurken. Nach dieſer Anordnung wird der Vte, der XVlte Art. des 
Eten Theils, der Ite Art. des Zten Theils, und der dte $. des Anhangs 
zur gedachten Feuer⸗Ordnung abgeaͤndert und näher beſtimmt. 

9. 86. = 

Da nach dieſem Reglement die Aufficht und Forderung aller offent⸗ 
lichen Angelegenheiten der Stadt dem Magiſtrat allein übertragen wor⸗ 

en, fo muß derſelbe gemeinſchaftlich mit dem Policey⸗Directorio nicht 
nur unabläßig dahin bemühet ſeyn alle zu Abwendung der Feuers⸗Gefahr 
eingeführte Einrichtungen aufrecht zu erhalten, ſondern auch, daß ſolchen 
von Niemanden entgegen gehandelt werde, genau Acht haben. 

$. 87. 9 
Um dieſe Abſicht deſto ſicherer zu erreichen, auch die zu Dämpfung 


1 
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des Feuers dienliche Inſtrumente und Gerathſchaften, fo wie die uͤbrigen 
dahin gehoͤrigen Einrichtungen und Anſtalten, deſto beſſer uͤberſehen und 
in guter Ordnung halten zu koͤnnen, nicht minder damit bey Loͤſchung 
einer entftandenen Feuers⸗Brunſt uͤberall, fo viel als möglich ſchnell und 
ordentlich verfahren werde, und unter den Arbeitern keine Unordnung 
oder Verwirrung entſtehen moͤge, ſind alle dahin einſchlagende Geſchaͤfte 
zweyen Mitgliedern des Magiſtrats zur ſpeciellen Bearbeitung zu uͤbertragen. 


$. 88. 


In Beziehung auf die Feuer⸗Herren, findet alles das Anwendung , 
was in dem 1. 2. 3. 4. Sten Art. des erſten, im 7. 8. 9. 11. 16. 19ten 
Art. des zweyten, im 1. 2. und Sten Art. des dritten Theils, und im 
2. 3. und 7ten $. des Anhangs zur Feuer⸗Ordnung angeordnet worden. 


$. 89. 2 i 


Zu beſſerer Wahrnehmung aller bey Vorfaͤllen der Art ſich ergeben⸗ 
den Umſtaͤnde, und damit es dabey nicht an ſachkundigen, erfahrnen und 
thaͤtigen Maͤnnern fehlen moͤge, ſollen ſtatt der ehemaligen Function der 
Feuer⸗Ordnung, kuͤnftig aus allen Theilen der Rechten⸗ und Alten⸗Stadt, 
den Vorſtaͤdten und den Gegenden innerhalb den Feld-Thoͤren, ange⸗ 
ſeſſene redliche Maͤnner aus der Buͤrgerſchaft, unter dem Namen der 
Feuer⸗ Herren, von dem Magiſtrat gewählt und dieſelbe berechtiget wer⸗ 
den an den Loͤſchungs⸗Geſchaͤften Theil zu nehmen und auf gute Ord⸗ 
nung ihr Augenmerk zu richten. 

8 * $. 90. 


Obgleich nicht zu zweifeln iſt, daß jeder wohldenkende Buͤrger, ohne 
alle Ruͤckſicht auf Vergeltung, bey dergleichen Faͤllen mit ſeiner Huͤlfe 
und Beyſtand herbey zu eilen bemuͤhet ſeyn werde; ſo ſollen dennoch die 
zu Feuer⸗Herren erwaͤhlte Bürger in Ruͤckſicht dieſer beſonders uͤbernom⸗ 
menen Beſchwerde mit andern buͤrgerlichen Auftraͤgen, womit keine Ver⸗ 
geltung verknuͤpft iſt, ſo viel moͤglich verſchont bleiben: wie denn auch, 
wenn eines oder des andern Gefchäfte oder ſonſtige Familien⸗Verhaͤlt⸗ 
niſſe es unumgaͤnglich erfordern, derſelbe auf ſein Anhalten des Feuer⸗ 
Herrn⸗Amts entlaffen und ein anderer in deſſen Stelle erwählt werden foll- 


F. 91. 


Alle diejenigen, deren Geſchaͤfte es nach dem Art. II. und VII. des 
erſten, und dem Art. I. II. III. VII. des zweiten Theils der Feuer⸗Ord⸗ 
nung, bisher war, bey Tage und Nacht auf den Thuͤrmen und in den 
Straſſen der Stadt auf die Entſtehung einer Feuers⸗Brunſt Acht zu ha⸗ 
ben, und ſolche durch dazu beſtimmte Zeichen allgemein bekannt zu ma⸗ 
chen, ſo wie diejenigen, deren Obliegenheit es nach den obigen Artikeln 

war, denen bey den Feuer⸗Loͤſchungs⸗Anſtalten die Aufſicht und Direction 
fuͤhrenden ſchleunige Nachricht zu ertheilen, behalten dieſe Verpflichtung 
und muͤſſen beſonders die Policey-Unter-Bedienten und Nachtwaͤchter , 
wo das Feuer entſtanden iſt, allen denen ungefaͤumt davon Anzeige 
niht Fi Gegenwart von Civil⸗Seite zu Beförderung der Ordnung 
noͤthig iſt. 1 e 
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Die Schornſteinfeger muͤſſen künftig die ihnen nach der Feuer⸗Ord⸗ 
nung obliegende Anzeigen beym Policey⸗Directorio anbringen, welches 
darauf zu ſehen hat, daß die Saͤumigen oder Widerſpenſtigen zur Er⸗ 

lung ihrer bürgerlichen Pflichten angehalten werden, wornach alfo der 
Vite Art. des erſten Theils der Feuer» Drdnung eine anderweitige Be⸗ 
ſtimmung erhaͤlt. 

9. 98. 


x 9 
Alle Feuer⸗Knechte nebſt ihren Adjuncten, imgleichen der Vierte 
Theil aller in dem 2tem Theil der Feuer⸗Ordnung, Art. XI. und XII. 
azu beſtimmten Belehnten ſollen ſich jährlich vom Iten May bis zum 
Ausgang des Septembers beym Anfange eines jeden Monats, in Gegen⸗ 
wart der beyden Mitglieder des Magiſtrats und der Feuer⸗Herren des 
Diſtricts nach dem Vten Art. im 1ten Theil der Feuer⸗ Ordnung, üben 

mit den Feuer⸗Loͤſchungs⸗Anſtalten umzugehen. N 


g. 94. 


Der Hofmeiſter auf dem Stadt⸗Hofe muß, ſobald er Feuer⸗Lerm 
hoͤrt, einen Wagen für den Stadt⸗Praͤſidenten angeſpannt in Bereitſchaft 
halten, demnächſt aber alles befolgen, was in dem IIten Art. des Eten = 
Theils der Feuer⸗Ordnung vorgeſchrieben iſt, welcher hiedurch feine naͤ⸗ 
here Maasgabe und Beſtimmung erhält. 


8. 95. 


Entſtehet in der Naͤhe des Rathhauſes Feuer, ſo muͤſſen nicht nur 
der Caͤmmerey⸗Caſſen⸗Rendant, ſondern auch ſaͤmmtliche Caſſen⸗Offi⸗ 
Tanten, imgleichen alle Archivs: und Regiſtratur⸗Bediente ſich auf das 
f leunigfte dahin verfügen, und Caſſen, Rechnungen, Documente, Ur⸗ 

unden und Acten in Sicherheit bringen. „ft die Gefahr dringend, To 
muß der Stadt-Präfident auch fo viel Räthe als nöthig dazu deputiren. 
Hiedurch erhält der IV. Art. des 2ten Theils der Feuer⸗Ordnung feine 
eſtimmung. ö 
$. 96. N 
Die Oefnung und Schließung der Thoͤre hängt kuͤnftig lediglich von 
dem Gouverneur und Commendanten der Stadt ab, weshalb der Magi⸗ 
rat, wenn es hierunter einer Anordnung bedarf, lediglich au fie ſich 
zu wenden hat. Hiernach erhält der Vite Art. des 2ten Theils der Feuer⸗ 
rdnung feine Abaͤnderung und Beſtimmung. 
5. 97. 

Von der Verpflichtung bey den Feuer⸗Loͤſchungs⸗Anſtalten Handrei⸗ 
chung zu thun findet keine Ausnahme, als mit Bewilligung des Magi⸗ 
ſtrats, ſtatt, welcher, nach geſchehener Unterſuchung der Entſchuldigungs⸗ 

rſachen, dem Befreyten daruͤber zu ſeiner Legitimation einen Schein 
Ausfertigen laßt, wornach Art. XII. des 2ten Theils der Feuer⸗Ordnung 
eine Maasgabe erhaͤlt. 
BERN $. 98. 
Die deputirten Mitglieder des Magiſtrats find verpflichtet, von den 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht Bd. III. 27 
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etwa befchädigten oder verlohren gegangenen Loͤſchungs⸗Geraͤthſchaften 
ein Verzeichniß bey dem Magiſtrat einzureichen, welcher ſchleunigſt dafür 
forgen muß, daß das Beſchaͤdigte ohne Anſtand aus den dazu beſtimmten 
Fonds oder auf Koſten des muthwilligen Beſchaͤdigers wieder hergeſtellt 


werde, wornach der III. Art. des Zten Theils der Feuer⸗Ordnung ſeine 


Abänderung und nähere Beftimmung erhält, 
\ 9. 99. 


Wenn zwiſchen den Feld⸗Thoͤren Feuer entſteht, ſo muͤſſen die zum 
Hohen: und Jacobs⸗Thor verordnete Wacht⸗Meiſter oder Aufſeher der 
Nachtwaͤchter, nebſt den ihnen zugeordneten Waͤchtern, ſich kuͤnftig an 
die vor dieſen Thoͤren belegene Wachen wenden, und bey dem Wachtha⸗ 
benden Officier auf die Oefnung der Thoͤre antragen; wornach der 8. 1. 
des Anhangs der Feuer-Ordnung feine Abänderung erhält, 


00. 


Es verſtehet ſich von ſelbſt, daß die daſelbſt belegene Garniſon, ſo⸗ 
bald fie von einem entſtandenen Feuer benachrichtiget wird, Feuer⸗Lerm 
zu ſchlagen, und die Gegend, wo das Feuer iſt, einzuſchließen verbun⸗ 
den bleibt. 5 

$. 101. 


Die in dem 7ten 8. dieſes Anhanges zur Feuer⸗Ordnung enthaltene 
Veranſtaltungen hängen künftig von dem Stadt⸗Praͤſidenten und Magi⸗ 
ſtrat ab, und ift überall darauf zu ſehen, daß allen in der Feuer⸗Ord⸗ 
nung und deſſen Anhange enthaltenen Vorſchriften und Anordnungen, in 
ſo weit ſolche nicht durch das gegenwaͤrtige Reglement eine Abänderung 
oder nähere Beſtimmung erhalten haben, genau nachgelebt werde, 


$. 102. 


Iſt vom Magiſtrat zu erwägen, ob derſelbe, zu Vermeidung der 
etwanigen Aſſecurancen der Haͤuſer in auswaͤrtigen Ländern, auch in der 
Stadt, fo wie bereits auf den Laͤndereyen gefchehen, eine Feuer⸗Socie⸗ 
tät, oder wie es in Danzig heißt, Brand⸗Ordnung, einzufuͤhren 
nöthig findet, wobey es ſich von ſelbſt verſtehet, daß auf den Fall, daß 
in der Stadt mit Zufriedenheit der Buͤrgerſchaft eine Feuer-Societäb 
errichtet wird, der Stadt⸗Praͤſident in der Qualität des Commillarius 
loci, fo wie bey der Land⸗Feuer⸗Societaͤt das Directorium fuͤhret. 


Eilfter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats in Anſehung der Cenſur. 
$. 103. 


Die neuvermehrte Danziger Buchdrucker⸗Ordnung wird hiemit auf⸗ 
gehoben, und es treten die Cenſur-Ordnungen ein, die im Preußiſchen 
Staate obwalten. Darnach wird die Cenſur in Anſehung der in Dan⸗ 
zig und deren Territorio zum Druck beſtimmten Schriften, nach den Prin⸗ 
cipiis des Cenſur⸗Edicts, zwiſchen dem Magiſtrat, dem Stadt⸗Eericht 
und dem Stadt⸗Conſiſtorio oder Kirchen⸗Collegio vertheilt, und was die 
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Cenſur ſolcher Schriften betrift, welche zum Reſſort des auswaͤrtigen 
Departements gehoͤren, wohin beſonders die in Danzig herauskommende 
politiſche Zeitung zu rechnen iſt, fo wird ſelbige dem Stadt⸗Praͤſidenten 
mit der Maaßgabe anvertrauet in zweifelhaften Faͤllen bey gedachtem 
Departement anzufragen. = 


Zwoͤlfter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magistrats in Anſehung öffentlicher Leiſtungen. 
® 8. 104. 


Die mit der Militair⸗Verfaſſung in Verbindung ſtehende Proviant- 
Magazin⸗ Lieferungs⸗Cantons⸗ und Vorſpann⸗ Sachen und überhaupt, 
was oͤffentliche Leiſtungen betrift, gehören, wenn fie erfordert werden, 
zu den Pflichten und Anordnungen des Magiſtrats, und hat derſelbe nicht 
nur in Abſicht dieſer Gegenſtaͤnde Sr. Koͤnigl. Majeftät hoͤchſte Anord⸗ 
nungen zu befolgen, ſondern auch jeder partheyiſchen Vertheilung ſich zu 
widerſetzen, und, daß hiebey nach Gleich und Recht ſowohl in der Stadt 
als auf dem Lande verfahren werde, zu ſorgen. 


Dreyzehnter Abſchnitt. 


Von den Pflichten des Magiſtrats in Anſehung der der Stadt Danzig 
zugeſtandenen Cantons⸗Freyheit. 


$. 105. 


Die Cantons⸗Freyheit, welche Se. Koͤnigl. Majeſtaͤt der Stadt zu 
bewilligen geruhet, und die hiemit derſelben aufs neue zugeſichert wird, 
ann auf keine Weiſe erweitert und gemißbraucht werden, vielmehr er⸗ 
ſtreckt ſich ſolche blos auf die Stadt Danzig, mit Ausſchließung der 
Vorſtaͤdte und des Territorii. 138 z 

06. 


Alle, die den 7ten May 1793 zu den wuͤrklichen Einwohnern der 
Stadt gehoͤrt und im Beſchluß derſelben gewohnt haben, ſind Canton⸗ 
frey, welches auch in Abſicht ihrer Kinder ſtatt findet. 


— 


8 g. 107. ö 
Machen ſich die Kinder dieſer Stadt an einem Cantonspflichtigen 
Ort anſaͤßig, fo bleiben fie für ihre Perſon zwar Cantons⸗frey, in Ab⸗ 
ſicht ihrer Soͤhne findet ſelbige aber nicht ſtatt, es ſey denn daß der 
Ort ebenfalls Cantons⸗Freyheit habe, oder die Soͤhne ſich nach dem 
Cantons⸗ Reglement zur Exemtion qualificiren. 8 


$. 108. 


Wenn Fremde aus Cantons⸗pflichtigen Orten ſich in Danzig nieder⸗ 
laſſen, fo tritt ein, was das eben gedachte Cantons⸗Reglement de dato 

erlin den 12ten Febr. 1792. $. 38. beſaget, wie ſich denn auch der 
Magiſtrat ſowohl, als die Geiſtlichkeit in Danzig nach dieſem Cantons⸗ 
Reglement überhaupt und beſonders nach den F. 9. 57. und 104. zu 
richten haben. N ai 
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Vierzehnter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Magiſtrats in Anſehung des Servis⸗Weſens. 
$. 19. . 

Was das Servis⸗Weſen betrift, fo haben Se. Königliche Majeſtät 
desfalls eine beſondere Commißion angeordnet, auch ein Servis⸗ und Ein⸗ 
quartirungs⸗Reglement abfaſſen laſſen. Der Magiſtrat wird darauf ge⸗ 
wieſen, und nachdem verpflichtet beſagter Commißion, denen von ihr ein⸗ 
gehenden Requiſitionen gemaͤß, forderlich zu ſeyn. Was der Stadt⸗Prä⸗ 
ſident und die zur Commißion deputirte Eivil⸗Mitglieder zu beobachten 
haben, enthält das Servis⸗Reglement. 


Sunfgehnter Abſchnitt. 


Von den Pflichten des Magiſtrats in Anſehung neuer Einrichtungen und 
Verbeſſerungen. : 


8. 110. 


Vorſchlaͤge zum allgemeinen Beſten der Stadt, fie beſtehen in Ver⸗ 


beſſerungen der alten oder in neuen Einrichtungen, bleiben dem Magi⸗ 
ſtrat uͤberlaſſen; indeß muß hiebey das allgemeine Wohl mit den Bor? 
theilen einzelner Mitglieder wohl in Erwaͤgung gezogen und nichts vor⸗ 
geſchlagen werden, was nicht auf eine genaue Theorie gegründet und durch 
ausführbare Mittel practiſch gemacht werden kann. Der Endzweck, der 
erreicht werden ſoll, iſt das Beſte des Ganzen, und jemehr der Magi- 
ſtrat die Buͤrgerſchaft überzeugt, daß die landesvaͤterlichen Anordnungen 
Sr. Koͤniglichen Majeſtaͤt nur auf das gemeine Beſte abzwecken, jemehr 
wird er ſich den Weg zu allen feinen Bemühungen erleichtern und die 
Buͤrger einſehen lehren, daß die Wohlfarth des Einzelnen ſich nur mit 
der Wohlfahrt des Ganzen vertrage, und darauf gruͤnde. 


Fuͤnftes Capitel. i 
Einige allgemeine zur Verfahrungs⸗Art des Magiſtrats gehörige Um⸗ 
ſtaͤnde und Anordnungen. 
en 


Der Magiſtrat macht, aller verſchiedenen Geſchaͤfte ohngeachtet, nur 
ein Ganzes aus, und wenn gleich in den folgenden Abſchnikten die Ob⸗ 


liegenheiten einzelner Mitglieder in denen ihnen anzuweiſenden Departements 


beſtimmt werden ſollen; ſo muß doch hiedurch der Zuſammenhang des 
Ganzen nicht geſtoͤhrt werden, vielmehr iſt der Stadt⸗Praͤſident verbun⸗ 
den denſelben im Gollegio zu unterhalten, über das Ganze zu wachen, 
und nichts einſeitig vornehmen und ohne Vortrag beylegen zu laſſen. Die 
in den vorigen Raths⸗Ordnungen einzelnen Raths⸗Mitgliedern und Func⸗ 
tionen beygelegten Geſchaͤfte heben ſich von ſelbſt, indem auch Depar⸗ 
tements⸗Sachen in pleno vorgetragen werden muͤſſen. 5 
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§. 112. 


Dieſer Vortrag wird nicht nur bewurken, daß ſaͤmmtliche Mitglieder 
von den vorſchwebenden Sachen unterrichtet werden, ſondern auch eine 
gemeinſchaftliche Anerwaͤgung und einen Entſchluß veranlaſſen, der mit 
dem beiten Wiſſen und Gewiſſen des ganzen Gollegit uͤbereinſtimmt. 

uch dient er dazu, daß keine Geſchaͤfte durch Krankheit und andere le⸗ 
gale Verhinderungen des Departements⸗Raths aufgehalten werden duͤr⸗ 
fen, und daß nicht jeder für ſich, ſondern alle gemeinſchaftlich, zu. ger 
meinen Beſten arbeiten. i 1443 
9. 113. 


Um dieſe Abſicht zu erreichen liegt dem Stadt⸗Praͤſidenten ob nicht 
gerade alle Sachen an den dem Departement vorſtehenden Rath zu ad⸗ 
reßiren, ſondern hierin Ausnahmen zu machen, welches ihm beſonders, 
wenn hiedurch eine Stocking in den Geſchäften vermieden oder auffallen⸗ 
den Mängeln abgeholfen werden kann, zur Pflicht gemacht wird. 
9. 114. ’ PER 
Der Ort der Zuſammenkunft bleibt das Rathhaus der Rechten⸗ 
Stadt, wo auch das Archiv, die Regiſtratur und die Caͤmmerey⸗Caſſe 
ihren Platz haben. arme 
$. 115. 


Es bleibt bey der zeitherigen Einrichtung, daß Montag, Mittwoch 
und Freytag, die gewoͤhnlichen Sitzungen gehalten werden. Doch haͤngt 
1 vom Stadt⸗Praͤſidenten ab auch außerordentliche Seßionen anzuordnen. 
5 $. 116. Ä 

Im Sommer kommt das Magiſtrats⸗ Collegium um 8, im Winter 


aber um 9 Uhr zuſammen, und Eönnen die Vortrage im Policey⸗Direc⸗ 
torio entweder vor oder nach der Magiſtrats⸗-Seßion gehalten werden. 
8 5 „„ 

Kein Mitglied des Collegii und keiner der Subalternen darf ohne 
ausdruͤckliche Genehmigung des Stadt⸗Praͤſidenten abweſend ſeyn, und 
von den Anweſenden müͤſſen Praͤſentien⸗Tabellen in der Art, wie fie 
bey Gollegiis in Sr. Königlichen Majeſtaͤt Landen gewöhnlich find, ges 
führt und ſelbige von dem Präfidenten woͤchentlich an die Weſtpreußiſche 

ammer eingeſandt werden. x? 
$. 118. 


Der Caͤmmerey⸗Caſſen⸗Rendant imgleichen der Controlleur find ver⸗ 
bunden Caution zu ſtellen, und wird die Summe von beyden auf den 
Vorſchlag des Magiſtrats beſtimmt werden. 
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Sechstes Capitel. 
Von den Pflichten einzelner Glieder des Magiſtrats⸗Collegii. 
a E rſter Abb ſchnitt. i 
Von den Pflichten des Stadt⸗Präſtdenten. 
eee e eb f Be, 

Der Stadt-Präfident iſt Ener aller ſtaͤdtſchen Angelegenheiten, die 
die Stadt Danzig und deren Territorium betreffen. Es liegen ihm alle 
die Pflichten ob, zu denen die Steuer⸗Raͤthe verbunden find, imgleichen 
die, welche den Praͤſidenten und Directoren der Collegiorum vorgeſchrie⸗ 
ben ſind. ; 

Vorzuͤglich hat er Ordnung und Zuſammenhang in den Geſchaͤften 
zu erhalten, keinen Parthey⸗Geiſt im Magiſtrat zu geſtatten, ſondern 
alles zu dem alleinigen Zweck zu leiten, daß das allgemeine Beſte be⸗ 
foͤrdert werde. 9 f 

W 2 2129. 7 


Der Stadt-Präfident erbricht alle Sachen und ſchreibt fie den Ma⸗ 

giſtratsj⸗Membris zum Vortrage zu, wobey er nach Pflicht und Gewiſſen 
ſo viel moͤglich Gleichheit zu beobachten verbunden iſt. 

f „ g. 121. 1 LG 

Er iſt berechtiget den Magiſtrats Gliedern Deputationen, Commiſ⸗ 
ſionen und Geſchaͤfte zu übertragen und verbunden darauf zu ſehen, daß 
alle Sachen vorſchriftsmaͤßig verhandelt, nach den Acten und in facto 
treu und richtig vorgetragen, und, mit Wahrnehmung des rechten Ge⸗ 


\ 


ſichts⸗Puncts, geſetzlich und unpartheyiſch erwogen und entfchieden werden. 


9. 122. 


Da er alles im Gange zu erhalten, und, ſo mannigfaltig die Ge⸗ 
ſchaͤfte auch ſind, fie doch zu einem Zwecke zu leiten verbunden iſt, ſo 
liegt ihm ob die Saͤumigen, ſo oft es erforderlich iſt, ſowohl ins ge⸗ 
heim als in pleno zu Abſtellung des Aufenthalts aufzufordern, und alle 

Fehler und Unordnungen nach allen ſeinen Kraͤften abzuſtellen. Sollte 
ſolches aber nicht von Wirkung ſeyn, ſo muß er davon zur Remedur bey 
den höheren Behörden Anzeige thun. un 


$. 123. 


Ihm bleibt die Kaufmannſchaft insbeſondere empfohlen; und da 
bisher die Einrichtung einer neuen Firma, oder deren Abänderung, ſo 
wie die Annahme der Handlungs⸗Geſellen und Burſchen keiner ſpeciellen 
Aufſicht untergeordnet geweſen, ſo hat es zwar hiebey vor der Hand 
ſein Bewenden, jedoch wird, wenn in Zukunft eine oder die andere dieſer 
die Kaufmannſchaft betreffenden Angelegenheiten einer beſondern Di⸗ 
rection beduͤrfen ſollte, ſolche dem Stadt⸗Praͤſidenten mit Zuziehung ei⸗ 
nes Rechtsverſtaͤndigen und zween Aſſeſſoren aus der Kaufmannſchaft 
übertragen werden. 7 
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$. 124. S 


Nicht minder hat der Stadt⸗Praͤſident die Ober⸗Aufſicht über alle 
Zünfte, wohin auch die Kahnenfuͤhrer gehoͤren, imgleichen uͤber alle In⸗ 

nungen und Gewerke. Da er jedoch allen nicht ſelbſt als Patronus vor⸗ 
ſtehen kann, fo ſteht ihm frey, dieſes Amt dem Policey » Vürgermeifter, 
und einem der Rechtskundigen Glieder des Magiſtrats mit zu übergeben, 


g. 125. 


Er iſt Ober⸗Director des Wett⸗Gerichts und Director des Servis⸗ 
Collegit, und feine desfallſige Verpflichtungen find in den für dieſe Col⸗ 
legia abgefaßten Reglements enthalten. 

§. 126. 


Wegen der Weitlaͤuftigkeit der Stadt wird ihm, der zeitherigen 
Einrichtung gemaͤs, ein Wagen im Stadt⸗Hofe gehalten, und wenn 
gleich außer demſelben noch eine Stadt-Equipage und ein Reiſe⸗Wagen 
vorhanden find, fo koͤnnen ſich doch dieſer beyden letztern die andern 
Magiſtrats⸗Mitglieder nicht anders als bey Commißionen bedienen, als 

worauf der Stadt-Präfident zu ſehen hat, dem zugleich die Ober⸗Aufſicht 
über die Stadt⸗Hoͤfe anvertrauet wird. 
§. 127. 

So wie er die Arbeiten einem jeden Mitgliede anweiſet, ſo liegt 
ihm auch ob die Gefchäfte eines legal-abweſenden oder krank geworde⸗ 
nen Raths ſogleich durch einen andern abmachen zu laſſen, welches er 
auch bey Krankheits- und Abweſenheits⸗Vorfaͤllen der Subalternen in 
gleicher Art anzuordnen verpflichtet iſt. ; 

$. 128, 

Eine jede Klage der Stadt- Einwohner über Bedruckung in Sachen, 
die zum Reſſort des Magiſtrats gehoͤren, iſt er zu hoͤren, und, wenn 
ſolche gerecht iſt, entweder abzustellen, oder aber desfalls bey der Be⸗ 
hoͤrde Anzeige zu thun verbunden, indem Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt ernſtli⸗ 
cher Wille dahin gehet, daß Niemand Hoͤchſt Dero Unterthanen gedruͤckt 
werden, ſondern bey feiner Obrigkeit Schutz und rechtliche Huͤlfe ſuchen 
und finden fol. y 


$. 129. 


Da auf Ordnung im Collegio zu fehen feine Hauptpflicht iſt; fo 
muß er dafur forgen, daß das Journal und folgende Bücher richtig ge⸗ 
führt werden, nemlich das Praͤſentien⸗ 

8 5 = Expeditions⸗ 
Commißions⸗ 
Termins ⸗ 

Sportul⸗ und 
Straf⸗Buch. 


$. 130. 


Die Praͤſentien⸗Tabellen find wöchentlich, die Stempel⸗ und Straf⸗ 
Tabellen aber alle Viertel⸗Jahr der Weſtpreußiſchen Cammer einzuſen⸗ 
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den, worauf er ſo wie auf die anderen periodiſchen Berichte, wohin der 
monatliche Handlungs⸗ und Zeitungs⸗Bericht vorzüglich gehoͤret, zu ſehen 
hat; auch liegt ihm ob, in dringenden Fällen, als bey Feuers⸗Bruͤnſten 


oder ſonſtigen außerordentlichen erheblichen Vorfaͤllen, ohne auf den 


Schluß des Monats zu warten, ſogleich Bericht erſtatten zu laſſen. 
9. 131. » 


Das Siegel hat der Stadt-Präfident in Verwahrung und iſt die 
Siegelung unter ſeiner Aufſicht zu bewuͤrken. ö 


* §. 132. 


Das Secretariat, das Archiv, die Regiſtratur und Canzeley ſind 
vorzuͤglich ſeiner unmittelbaren Aufſicht untergeordnet, und er muß mit 
ſtetem Eifer darauf halten, daß hiebey jeder angeſtellte Officiant ſeine 
Schuldigkeit erfuͤlle. x 

- §. 133. 


Er laͤßt monatlich und vierteljährig Cämmerey⸗ und Bau⸗Caſſen⸗ 
Reviſion durch den Policey⸗Buͤrgermeiſter halten, revidirt aber auch au⸗ 
ßer der Zeit fo oft er es nöthig findet die Caſſen ſelbſt. 8 


$. 134. 


i Wegen feiner anderen Verpflichtungen, z. B. bey Feuer⸗Vorfaͤllen 
und Feuer⸗Anſtalten wird er auf das, was dariiber vorher gehörigen 
Orts bemerkt worden, zur Achtung verwieſen. 


Z3weyter Abſchnitt. 
Von den Pflichten des Polizey⸗Buͤrgermeiſters. 


9. 135. 
Zu den Pflichten des Policey⸗Buͤrgermeiſters, der jederzeit zugleich 


ein Mitglied des Policey⸗Directorii iſt, gehört, daß er in Abweſenheit 


des Stadt⸗Praͤſidenten und Policey⸗Directors das reſp. Praͤſidium und 
Directorium fuͤhret, ſonſt aber addreßiret der Stadt⸗Praͤſident an ihn, 
und er iſt verpflichtet nicht nur im Magiſtrat die ihm zugewieſene Sa⸗ 
chen vorzutragen, ſondern auch den Stadt⸗Ereys in ſpecielle Aufſicht zu 
nehmen, der ihm als erſten Policey⸗Aßiſtenten in der Regel zu beob⸗ 
achten obliegt. 
$. 136. f 


Hiernaͤchſt iſt er Curator der Caͤmmerey⸗Stadt⸗ und Land⸗Bau⸗ 
ten⸗Caſſe, der Caſſen der Piorum sorporum, der Zuchthaus⸗Armen⸗ und 
uͤberhaupt geſammter Caſſen, und haͤlt zu dieſem Ende die monatliche 
und vierteljaͤhrige Caſſen⸗Revfſion. N 


a 9. 137. 


In der Regel iſt er Patronus von einem Theil der Gewerke 12 
Innungen, und lieget ihm in jeder Ruͤckſicht ob mit darauf zu ſehen, 
daß der Nahrungs⸗Stand aller Art in Aufnahme und Gleichgewicht er⸗ 
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halten, und kein nützliches Gewerbe durch unverhältnipmäßige Verbreitung 
anderer ungebührlich verſchraͤnkt und zuruck geſetzt werde. 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Pflichten der Gewerks⸗ Patronen. 
’ 6. 138. 


„Da in denen $. 124. dieſes Reglements angeführten Grundfägen ein 
f Hauptſtück der Obliegenheiten des Magiſtrats beſtehet; ſo haben uͤber⸗ 
aupt und beſonders diejenigen Magiſtrats⸗ Mitglieder, welche als Pa⸗ 
tronen den Innungen und Gewerken vorgeſetzt ſind, darauf zu ſehen, daß 
bey aller Schonung der buͤrgerlichen Freyheit, als wodurch das allge⸗ 
meine Beſte begründet wird, dennoch kein Stand und noch weniger ein 
einzelner Buͤrger auf Koſten anderer ſich bereichere, vielmehr iſt allen 
Beeintrachtigungen auf die ſchicklichſte Weiſe vorzubeugen. 


$. 139. 


Die Gewerks⸗Patronen ſind verpflichtet ſich der Annahme der Bur⸗ 
ſchen, Geſellen und Meiſter zu unterziehen. Sie konnen keinen Bur⸗ 
ſchen einſchreiben laſſen, deſſen koͤrperliche Beſchaffenheit der von ihm 
gewählten Profeßion nicht entſpricht. Die Meiſterſtücke muͤſſen unter 
ihrer Authorität von unpartheyiſchen Meiſtern beurtheilt werden, wobey 
ſie zugleich darauf zu ſehen haben, daß die Gewerke von unzeitigen Gril⸗ 
len und ſogenannten Handwerks⸗Gebraͤuchen abgebracht und in der; Art 
eingelenkt werden, damit keine andere Meiſterſtuͤcke, als welche im ge⸗ 
meinen Leben anwendbar ſind, gefordert und gefertiget werden. Geſchickte 
Geſellen muͤſſen bey ihrem Etabliſſement gegen unzeitige Anträge ges 
ſchuͤtzt und alle Arten von Plackereyen aus dem Wege geraͤumt werden, 
welches durch unvermerkt wuͤrkende Mittel am ſicherſten erreicht wird. 


8. 140. 


Erlaubte Zuſammenkuͤnfte find den Gewerken allerdings zu geftatten, 
doch liegt es den Gewerks⸗Patronen ob, denſelben jederzeit mit beyzu⸗ 
wohnen und darauf zu ſehen, daß darin gute Ordnung gehalten, auch 
die Gewerks⸗Caſſen gehörig verwaltet werden. : 


9. 141. x 


Selbſthülfe kann ſich keine Zunft, kein Gewerk und kein Stand 
herausnehmen, auch muß ſelbſt bey wirklichen Beleidigungen des einzel⸗ 
nen Zunft⸗ und Gewerks⸗Gliedes oder Standes, er ſey dem Staat auch 
noch ſo werth, nicht die ganze Zunft, das ganze Gewerk, der ganze 

kand ihn vertreten wollen, noch die Beleidigung gegen die Einzelnen, 
als eine der ganzen Geſellſchaft erwieſene, anſehen; indem Se. Koͤnigl. 
Majeſtaͤt hiemit ausdruͤcklich feſtſetzen, daß, da jeder Hoͤchſt Dero Un⸗ 
terthanen unter dem Schutz der Geſetze, einer öffentlichen Aufſicht und 
einer regelmäßigen Behandlung ſtehet, die nicht mit einer Inſtanz been⸗ 
iget iſt, jede Rottirung, Auflauf und Vorſatz fuͤr einen Mann ſtehen 
und alle einen vertreten zu wollen als ſtrafbare Vorgriffe, Ausnahme 
von dem allen Staats⸗Buͤrgern obliegenden Gehorſam und öffentliche 
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Berläugnung des Zutrauens gegen Landes⸗Einrichtungen und Gefege an 
geſehen und coͤrperlich beahndet werden ſollen. Die Allerhoͤchſte Willens⸗ 
Meynung kann den Gewerken nicht eindruͤcklicher gemacht werden, als 
durch ihre Patronen, wozu dieſe alſo hiemit aufgefordert werden. 
2 55 9, 142. Fu 

Da Sr. Koͤnigl. Majeftät Landesväterlicher Wille auch ift, daß kei⸗ 
nem Nahrungs⸗Stande von dem andern zu nahe getreten werde, ſo mu 
daher kein Gewerk durch anmaßlichen Vorzug das andere zuruͤck ſetzen, 
ſondern ſich eines die Grenzen ſeiner Vorſchriften nicht uͤberſchreitenden 
Handels und Wandels befleißigen und denen, im $. 67. dieſes Regle⸗ 
ments feſtgeſtellten Grundſaͤtzen gemäs, nur auf fo. viel Freyheit Anſpruch 
machen, als mit der Wohlfahrt des Ganzen beſtehen kann, ohne es au 
eine ausgeartete Ungebundenheit anzulegen, wodurch das Privat - Wohl; 
fo wie das allgemeine, gerade zu in Gefahr kommen muß. Es lieget 
ſonach den Gewerks-Patronen ob die Privilegia der Gewerke bey vor⸗ 
fallenden Streitigkeiten unter denen Innungs⸗ Mitgliedern zwar aufrecht 
zu erhalten, aber auch dafuͤr zu ſorgen, daß dieſe Privilegia nicht zur 
Ungebuͤhr ausgedehnt werden; wie denn uͤberhaupt dem Magiſtrat nicht 
auftehet Gewerks⸗Privilegia und Rollen zu andern, oder neue zu erthei⸗ 
en, ſondern er muß deren Abänderung oder neue Ertheilung, falls er 
es für nöthig findet, bey den hoͤhern Behoͤrden in Anregung bringen. 

8. 143. 


In der Regel find nur zwey Zunft⸗ und Gewerks⸗Patronen die dem 
Stadt⸗Praͤſidenten bey dieſem Geſchaͤfte aſſiſtiren, welches außer dem 
Policey⸗Buͤrgermeiſter noch einer der Polizei⸗Aſſiſtenten iſt. Was die⸗ 
jenigen Kuͤnſtler betrift, die keine Zunft oder Innung ausmachen; ſo hat 
es bey der zeitherigen Einrichtung in Danzig fein Bewenden, daß ſolche 


nach wie vor vom Stadt⸗Praͤſidenten abhaͤngen. 


Vierter Abſchnitrt. 
Von den Pflichten des Raths der Militair⸗Sachen vortraͤgt. 


9. 144. 


Die Militaria, in fo weit fie beym Magiſtrat vorkommen, konnen 
in der Regel einem Rathe aufgetragen werden, wohin vorzuͤglich die 
Cantous⸗ Angelegenheiten und alle Antraͤge gehören, die von Seiten des 
Gouvernements und der Garniſon gemacht werden. 

6. 145. 

Seine Pflicht iſt, bey aller Treue die er den Stadt⸗Verhältniſſen 
ſchuldig iſt, keine gegruͤndete Klagen von Seiten des Militairs zu ver⸗ 
anlaffen, vielmehr die Rechte der Stadt und der Caͤmmerey, ohne alle 
Bitterkeit, wodurch nie etwas bewirket wird, zu beobachten. 
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Faounfter Abſchnitt. ure es 
; Von den Pflichten der Syndicorum, e era 
$. 146. 


N Die Syndici, deren in der Regel zwey angeſetzt werden, unterſchei⸗ 
en ſich von dem ehemaligen Stadt⸗Syndico beſonders nach denen ſei⸗ 
netwegen in der Ordingtion von 1750 ertheilten Vorſchriften. Die ge⸗ 
genwaͤrtigen vertreten die Rechte der Stadt, inſtruiren die Juſtiz⸗Com⸗ 
miſſarien, welche bey den Gerichten die Stadt⸗Rechts⸗Sachen führen, 
tragen die Sachen, die den Punct der Sicherheit bey Unterbringung der 
mmerey⸗ und anderer publiquen Gelder betreffen, vor, fertigen alle 
deumente, Contracte, Obligationen und Quittungen an, inſtruiren die 
au fie gewieſene Contraventions⸗ und ſonſtige Gewerks⸗Sachen, und da 
de Mitglieder des Policey = Directorii ſind, ſo unterziehen ſie ſich auch 
den Inſtructionen und Sach = Einleitungen, welche der Stadt⸗Praͤſident 
im Policey⸗Directorio ihnen aufträgt. f 8 
dr In Angelegenheiten, wo ihnen die Vertretung der Stadt⸗Rechte 
vom Stadt⸗Praͤſidenten aufgetragen worden, koͤnnen fie nichts eigenbe⸗ 


Viebig vornehmen. 5 15 
d. 148. 42708 0 
Auch leiſten ſie bey Rechnungs⸗Monitis, wenn den Rechten der Stadt 

zu nahe getreten wird, Dienſte, und wenn auch gleich außer den Kauf⸗ 
männiſchen Gliedern keine andere als Rechtsgelehrte Männer in den 

agiſtrat aufgenommen werden können, fo tft doch vorzuͤglich die Pflicht 
er Syndicorum die Rechte der Stadt zu kennen und ihnen nichts zu 
vergeben, vielmehr muͤſſen fie ſich angelegen ſeyn laſſen fie überall auf⸗ 
recht zu erhalten. 1 N ar - 

Sechster Abſchnitt. 
„Von den Pflichten der Ober⸗Feuer⸗ Herren. 
$. 149. 


Es bleibt die Pflicht eines jeden Mitgliedes des Magiſtrats, beſon⸗ 
ders aber derjenigen, die bey dem Policey⸗Directorio angeſtellt find, fo 


wie überhaupt die Wohlfarth und Sicherheit der Stadt zu beherzigen, 


o auch beſonders allem vorzubeugen, wodurch Feuers⸗Gefahr entſtehen 

kann. Was indeſſen die Pflichten der Obev⸗Feuer⸗Herren betrift, fo 

ſind ſelbige im 10ten Abſchnitt des Eten Capitels dieſes Reglements nä⸗ 

her beſtimmt, worauf die Ober⸗Feuer⸗Herren hiemit gewieſen werden. 
Siebenter Abſchnitt. 

Was bey den Vortraͤgen in oͤconomiſchen Angelegenheiten zu beobachten. 
$- 150. f 

Ob es gleich keines eigentlichen Oeconomie⸗verſtaͤndigen Raths im 


— 
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Collegio bedarf, da die meiſten Land⸗Einſaſſen des Danziger Stadt⸗Be⸗ 
zirks entweder Eigener oder Emphiteuten und nur bey weitem der kleinſte 
und unbetraͤchtlichſte Theil der Laͤndereyen, nemlich 
a Die Vorwerker Herrengrebin, 
Stuthof und 


| 1 Ware)) 
auf Zeit verpachtet ſind, A liegt doch dem Magiſtrat ob, durch eines 
feiner Glieder die Land⸗Beſitzungen reſpiciren zu laſſen. 15 

= | 9. 151. 15 eat 


Dieſſen Pflicht iſt es, bey wichtigen Vorfaͤllen die Policey theils 
ſelbſt, theils durch einen Deconomie= Auffeher, der ein Wirthſchafts⸗ 
Verſtaͤndiger ſeyn muß, auf den Land⸗Beſitzungen ausüben zu laſſen. 
Die Pflichten des anzuſtellenden Wirthſchafts⸗Verſtaͤndigen werden unten 
näher beſtimmt werden. Indeß iſt von dem Mitgliede des Magiſtra 
auch die Oeconomie ſelbſt nicht aus der Acht zu laſſen. 

‘. 152. . * 


Die Bauten, welche die Caͤmmerey auf ihren Landbeſitzungen entwe⸗ 
der allein beſtreitet, oder wozu ſie beytraͤgt, werden von ihm angezeigt / 
und nach dem Beſchluß des Collegii durch den beym Magiſtrat angenom⸗ 
menen Bauverſtaͤndigen unterſucht, deſſen Pflichten unten ebenfalls näher 
angegeben werden ſollen. 
34 . g. 153. 

Kommt es auf Unterſuchung der Schäden auf den Feldern und deren 
Verguͤtung an, ſo muͤſſen entweder die im Contract desfalls beſtimmte 


Vorſchriften oder ſonſt rechtliche Grundſaͤtze dabey beobachtet werden. 
* 
$. 154, x 


Ohne dringende Urſache, und ohne, daß fie vom Praͤſidenten geneh⸗ 
miget wird, iſt keine Landreiſe anzustellen, wie es denn auch nach Be 
wandniß der Umſtaͤnde vom Stadk⸗Praͤſidenten abhängt dergleichen Land? 
Reifen und Local-Unterſuchungen außer der Regel theils ſelbſt zu über? 
nehmen, theils dem zu übertragen, welchen er dazu für gut findet, ohne 
ſich an einen Rath des Collegii zu binden. 


Achter Abſchnitt. 
Anordnung wegen der Vorträge bey Stadt⸗ Bauten. 2 
9. 155. 


Demjenigen Mitgliede des Magiſtrats, welchem das Baumefen in 
der Stadt uͤbertragen worden, liegt die Aufſicht uͤber die Bauten un 
die bey ſelbigen angeſtellten Unterbedienten ob. Er läßt einen Bau⸗Etat 
uͤber die nothwendigen Bauten unter feiner Aufſicht jährlich entwerfen, 
welcher dem pleno zur Genehmigung vorgetragen wird. Dieſer Etat rich⸗ 
tet ſich nach dem zu den Bauten ausgeſetzten Quanto und darf nicht 
uͤberſchritten werden. 
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$. 156. 


AR Die Bauten werden in der Regel auf Entreprife ausgeboten, jedoch 
önnen aͤußerſt dringende und die, zu denen ſich kein Entrepreneur findet, 
auf Rechnung ausgefertigt werden. 5 


$. 157. 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß auf alle fih an den öffentlichen 
Gebäuden und Bruͤcken ereignende Maͤngel gemerkt und ſolche zeitig an⸗ 
gezeigt werden muͤſſen, um die Bau⸗Ausgaben um deſto mehr zu be⸗ 
chraͤnken. Die Infpection während des Baues, der Bau fey auf En⸗ 
repriſe übernommen oder werde auf Rechnung gemacht, imgleichen die 
nachherige Abnahme der Bauten führt und beforgt unter dem Stadt⸗ 

au⸗Departements⸗Rathe ein befonderer Bauverſtaͤndiger, deſſen Pflich⸗ 
ten unten naͤher beſtimmt werden ſollen. 


Neunter Abſchnitt. 
Pflichten derer die in Caſſen⸗ Sachen vortragen. 
$. 158. 


Außer dem Policey⸗Buͤrgermeiſter, welcher nach dem $. 136. dieſes 
Reglements Caſſen⸗ Curator ſſt, giebt es Vortraͤge in Caͤmmerey⸗ und 
andern Caſſen⸗Sachen, und wird jeder, dem dergleichen Vorträge beym 

agiſtrat obliegen, auf die in Caſſen⸗Sachen ergangene und noch zu 
— — Verordnungen gewieſen, die er genau in Anwendung zu brin⸗ 
n hat. 
9. 159. 


Der Etat, welcher alle drey Jahre nach den feſtſtehenden Grund⸗ 
füßen zu fertigen ift, liegt in der Regel bey jeder Einnahme und Aus⸗ 
gabe zum Grunde. Ueberſchritte ſind nur auf die in Caſſen⸗Sachen nach⸗ 
gelaſſene Art und nach erfolgter Hoͤchſter Genehmigung erlaubt. 

Die Dechargen, die daruͤber noͤthig find, find in Anſehung der Caͤm⸗ 
merey und anderer dem Finanz⸗Departement untergeordneten Caſſen durch 
die Weſtpreußiſche Cammer beym General-Directorio, ſonſt aber bey 

en andern Behoͤrden, unter denen die Caſſen ſtehen, nachzuſuchen. 


§. 160. 


Ohne Aſſignation des Magiſtrats, der es jedoch bey Etatsmaͤßigen 
Salarien und andern im Etat ſpeciel bemerkten Ausgaben nicht bedarf, 
der Rendant nichts auszuzahlen berechtiget, vielmehr muͤſſen wegen 
Ertheilung ſolcher Auweiſungen die Vorträge in pleno geſchehen, welches 
N Angelegenheiten dieſer Art gemeinſchaftlich verantwortlich iſt. 


9. 161. 


5 60 Die Caͤmmerey⸗ und andere dem Magiſtrat obliegende Rechnungen 
a in pleno durchgegangen, und können nur nach erfolgter Abnahme, 
drüber ein ausführliches Protocoll aufzunehmen iſt, und in Anfehung 


er Cammerey⸗Rechnung mit Beobachtung desjenigen, was g. 31. dieſes 0 
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Reglements in fine bemerkt worden, an die Behörden zur Reviſion be⸗ 
foͤrdert werden. N i 


9. 162. 8 f 
Auch die von ihm und beſonders von der Ober⸗Rechen⸗Cammer ge⸗ 
machten Monita, welche der Rendant beantworten muß, erwägt das Ple- 
num, und nicht eher, als wenn es die Beantwortungen hinlaͤnglich findet, 
sendet es ſelbige mit feinem Gutachten den Behörden ein. 
i 8. 168, 
Giebt der Rendant Reſte an, oder fuchen die Zahlungspflichtigen 
Friſten nach; fo kann nur nach genauer Erwägung das Plenum Nachſicht 
bewilligen. . 5 


Zehnter Abſchnitt. 
Von der Aufſicht über die Handlungs⸗Policey. 
9. 164. 


Die Handlungs-Policey iſt mit der Stadt⸗Policey genau verbun⸗ 
den, und iſt eine der wichtigſten Beſchaͤftigungen des Magiſtrats. De? 
jenige Rath, welcher ſie reſpiciren ſoll, und einer von den Policey⸗Aſſi⸗ 
ſtenten ſeyn kann, hat mit Zuziehung eines der Kaufmaͤnniſchen Raͤthe 
die Aufſicht uͤber die Waagen, Aſchhoͤfe, Krahnen, den Strohm, un 
alle andere die Handlungs⸗Policey angehende oͤffentliche Anſtalten. 

! 8.,165. 2 


Sie zeigen beyde dem Pleno die ſich vorfindenden Maͤngel an, wel⸗ 
ches alsdann zu deren Abſtellung die ſchleunigſten Maasregeln zu ergrei⸗ 
fen hat. 

§. 166. 


Da dieſes Geſchaͤfte mit Koſten für die Caͤmmerey⸗Caſſe verknüpft 
iſt, fo verſtehet ſich von ſelbſt, daß für dieſe Caſſe auch billige Einkünfte 
zu berechnen und einzuziehen ſind, als woruͤber die hiezu beſtimmten 
Stadt⸗Raͤthe genaue Aufficht führen. | 


f) 


Eilfter Abſchnitt. 


Von den Pflichten in Hinſicht der Straſſen⸗Betteley und der Zucht⸗ 
f und Arbeits ⸗Haͤuſer. h 


9. 167. 


Wenn gleich nach dem, was F. 65. dieſes Reglements bemerkt wor? 
den, das Armen-Wefen kuͤnftig unter einem befondern Collegio ſtehen 
ſoll, und mithin die Verwaltung deſſelben fuͤr ein alleiniges Magiſtrats⸗ 
Geſchaͤfte nicht angeſehen werden kann; ſo verbleibt doch demſelben ge⸗ 
meinſchaftlich mit dem Policey⸗Directorio die Aufſicht uͤber die Straſſen⸗ 
Betteley und das Vagabondiren, und es iſt feine Pflicht die zweckmäͤ⸗ 
ßigſten Anſtalten zu treffen, daß beydes verhuͤtet werde. 
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N 
9. 168. i 


Die Zucht⸗ und Arbeits⸗Haͤuſer find Gegenftände, die dem Magi⸗ 
ſtrat zu beherzigen obliegen; und da, den Menſchen fleißig und thaͤtig 
zu machen, nicht viel weniger heißt als ihn verbeſſern; ſo iſt es die Pflicht 
des Magiſtrats ſich unabläßig zu bemuͤhen durch Auswahl der Arbeit und 
ſonſt es dahin zu bringen, daß dieſe Inſtitute ſich ſelbſt unterhalten. 


g. 169. 


Die Bearbeitung der Angelegenheiten, welche die Straſſen⸗Betteley, 
Sucht: und Arbeits⸗Haͤuſer und die Gefaͤngniſſe betreffen, muß einem be⸗ 
ſondern Mitgliede des Magiſtrats übertragen werden, und darüber jedes⸗ 
mal in pleno Vortrag geſchehen. 


Zwoöͤlfter Abſchnitt. f 
Pflichten in Anſehung der Gefaͤngniſſe. 
8. 170. 


Wegen der Gefaͤngniſſe lieget dem Magiſtrat ob eine ſolche Einrich⸗ 
kung zu treffen, daß ſich die Gefangenen ebenmaͤßig beſchaͤftigen, damit 
dem Muͤßiggange, als dem größten Staats⸗Uebel, vorgebeugt werde. 


9. 171. 


Da die Verſicherung der Perſon und Beraubung der natuͤrlichen und 
buͤrgerlichen Freyheit durch den Arreſt bezwecket wird, ſo muͤſſen die Ge⸗ 
angenen vor allen mit ihrem Zuſtande nicht unvermeidlich zuſammen 
haͤngenden Drangſalen ſo viel moͤglich geſichert werden. 


9. 172. 


Nähere und der Sache angemeſſenere Vorſchlaͤge in dieſer Abſicht 
zu thun bleibt dem Magiſtrat anheim geſtellt, der ſich überhaupt bemu⸗ 
hen muß es auf Moralität und verbeſſerte Denkungs⸗Art anzulegen, als 
welches Geſchaͤfte auch ſelbſt alsdann nicht aufzugeben iſt, wenn Men⸗ 
ſchen wegen begangener Fehltritte und Verbrechen zur verdienten Strafe 
gezogen werden. 


Dreyzehnter Abſchnitt. 


Pflichten der andern gelehrten und kaufmaͤnniſchen Raͤthe denen nicht ein 
beſonderes Departement angewieſen iſt. . 


$. 178. : 


Allen Rüthen, wenn ſie gleich nicht beſonders angewieſene Depar⸗ 
tements bearbeiten, lieget ob nicht nur die noch ubrigen Magiſtrats⸗Ge⸗ 
chaͤfte zu bearbeiten, ſondern auch ſelbſt Sachen, die den Departements⸗ 

athen in der Regel obliegen, wenn ſie ihnen vom Praͤſidio zugewieſen 
erden, zu uͤbernehmen. - 

Beſonders werden auch die Raͤthe aus der Kaufmannſchaft bey Din⸗ 
gen, welche die Handlungs⸗Policey und andere in den Handel einſchla⸗ 
gende Sachen betreffen, ihr Votum mit Sachkenntniß abgeben, und uͤberall 
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huͤlfliche Hand leiſten, damit die Handlung als der Haupt⸗Nahrungs⸗ 
Zweig in Danzig erhalten und deren Flor befördert werde. 


Vierzehnter Abſchnitt. . 
Pflichten der Referendarien. 
9. 174. 


Die Referendarien, welche der Magiſtrat anzuſtellen berechtiget iſt, 
wohnen den Seſſionen bey, merken auf die Vorträge und verzeichnen, 
wenn Partheyen Anträge und Beſchwerden anzubringen haben, ſolche mit 
Praciſton und Treue, um ſich durch Fleiß, Beurtheilungs⸗Kraft und 
Redlichkeit zu einer ihnen angemeſſenen Stelle geſchickt zu machen. Sie 
werden uͤbrigens auf die Preußiſche Verfaſſung und die der Referenda⸗ 
rien halber ergangene Anordnungen verwieſen., 


Funfzehnter Abſchnitt. 
Pflichten der Secretarien. 5 


$. 175. 


Außer dem bey dem Polizey⸗Directorio angeſtellten Secretario wer? 
den noch drey Stadt⸗Secretarii beym Magiſtrat angeſtellt; Sie muͤſſen 
die den Secretariis nach Preußiſcher Verfaſſung obliegenden Pflichten 
erfuͤllen, ſich taͤglich im Sommer des Morgens um 8 und im Winter 
um 9 Uhr bis Mittags um 1 Uhr auf dem Rathhauſe befinden, Treue, 
Verſchwiegenheit und Gewiſſenhaftigkeit in ihren Dienſt⸗Geſchaͤften, die 
überhaupt einem jeden Officianten oblieget, beobachten. Obgleich der 
Stadt⸗Praͤſident allen und jeden der Secretarien Aufträge zu thun ber 
rechtiget bleibt, ſo befindet ſich doch beſonders Einer beſtaͤndig bey dem⸗ 
ſelben, um bey denen in feinen Amts⸗ Verrichtungen ſich ereignenden 
Vorfaͤllen ſogleich gegenwärtig zu ſeyn. In der Regel iſt der aͤlteſte 
Stadt ⸗Secretarius zugleich Canzeley⸗ Director. 


Sechszehnter Abſchnitt. 
Pflichten des Gaffen = Nendanten. 


$. 176. 


Der Cämmerey⸗Caſſen⸗Rendant fertiget den Etat, der das naͤchſte 
mal nach einem drey⸗ für die folgende Zeit aber nach einem ſechsjähri⸗ 
gen Durchſchnitt entworfen wird, uͤbergiebt ihn dem Magiſtrat zum Vor⸗ 
trage, zur Genehmigung und weitern Befoͤrderung. 


9. 177. 


Auf den Grund deſſelben beſorgt der Rendant Einnahme und Aus⸗ 
gabe, fuͤhrt das Manual nach den Tituln des Etats, und kann keine 
Ueberſchritte deſſelben weder in Einnahme noch Ausgabe ohne Magiſtrats⸗ 
Aſſignation unternehmen, die ſich jedoch auf Hoͤhere Genehmigung, in 
fo fern er nicht ausdrücklich davon dispenſirt iſt, gründen muß. 
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. 9.178. 5 N 
5 Montag, Dienſtag, Donnerſtag und Freytag find Caſſen⸗Tage, wo 
er Rendant ſich auf der Caͤmmerey⸗Caſſen⸗Stube, von Oſtern bis Mi⸗ 
chael um 8, und von Michael bis Oſtern um 9 Uhr Morgens einfinden 
muß um Einnahme und Ausgabe zu bewuͤrken und einzutragen. 


& Mittwochs und Sonnabends hat er ſich ebenfalls in der Caſſen⸗ 
— einzufinden um die etwa ruͤckſtaͤndig gebliebenen Geſchaͤfte nach⸗ 


en 
$. 179. 


Reſte find fo wenig als Dilationen ohne Genehmigung des Gollegii 
in geſtatten „vielmehr fallen ſie ihm, wenn er die erforderlichen Anzei⸗ 
gen zur gehoͤrigen Zeit unterläßt, zur Laſt. 
$. 180. 


6 Den 25ſten jeden Monats ſchließt er die Caſſe und reichet den vom 
aſſen⸗Schreiber gefertigten und von ihm und dem Controlleur unter⸗ 
010 b Extract beym Collegio ſpaͤtſtens den Sten des folgenden Mo⸗ 

ein. \ 
9. 181. i 


1 Bey der Caſſen⸗Reviſion legt er fein Manual imgleichen die Be⸗ 
age über Einnahme und Ausgabe vor, auf deren Grund der Extract ges 
aut wird. Imgleichen muß er den nach dem Abſchluß des Extracts ſich 
ergebenden Beſtand bey einer jeden monatlichen Reviſion baar vorzeigen. 
\ $. 182. 
a Am Ende des Jahres wird die Rechnung von dem Caſſen⸗Schreiber 
unter ſeiner Aufſicht gefertiget und von ihm dem Collegio zur Abnahme 
ergeben, er beantwortet die Monita, ſo ihm von dem Magiſtrat oder 
90 Ober⸗Rechen⸗Cammer gemacht worden, und muß ſich dabey keine 
achlaͤßigkeit zu Schulden kommen laſſen. 3 
$. 183, 
& Bey einer etwanigen Feuerz⸗Brunſt muß er fich in der Caſſen⸗ 
5 ube einfinden und die Sicherſtellung der Caſſe, wozu er einen Schluͤſ⸗ 
ge at, beſorgen; außerdem wird er auf die in Caſſen⸗ Sachen ergan⸗ 
done Anordnungen gewieſen, und muß diejenige Caution ſtellen, die 
n ihm gefordert wird. f 


Siebenzehnter Abſchnitt. 
Obliegenheiten des Controlleurs. 


5. 184. . 
nut Der Controlleur, der ebenfalls Caution zu machen verbunden iſt, 
ſich an den beſtimmten Caſſen⸗ und andern Tagen, ſo wie der 


5 


Nendant in der Caſſen⸗Stube, aufhalten. 
9. 185, 
Er trägt jede Einnahme und Ausgabe in ſein Journal ein, unter⸗ 
eſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 28 
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ſchreibt die Quittungen über die an die Caͤmmerey⸗Caſſe geleiftete Zah⸗ 
lungen mit dem Rendanten gemeinſchaftlich, und hat zu der Caſſe auch 
einen Schluͤſſel. Ohne feine Mitwiſſenſchaft kann keine Einnahme ge 
halten und keine Zahlung geleiſtet werden; in Ermangelung eines Caßi⸗ 
rers muß er auch die Gelder ſortiren. N 


„ . 186. 


Den 25ten jeden Monats ſchließt er ſein Journal ab, fertigt eine 
Bilance uͤber Einnahme und Ausgabe, die mit der des Extracts genau 
uͤbereinſtimmen muß, und legt dieſe Bilance bey der Caſſen⸗Reviſion 
den Reviſoren vor. 

9. 187. 


s Noch iſt er verbunden eine beſondere Nachweiſung von den ſpeciel⸗ 
len Ausgabe- Titeln oder Fonds zu führen, wie viel auf ſelbige ſchon 
aſſignirt oder Dechargen nachgeſucht ſind, damit bey vorkommenden gib 
len ſich hieraus gleich ergebe wie viel bey jedem Titel noch im Be⸗ 
ſtande iſt. 5 
$. 188. 1 
Bey einer etwanigen Feuers⸗Gefahr iſt er ebenmaͤßig verpflichtet 
ſich auf der Caſſen⸗Stube einzufinden und mit dem Rendanten gemein⸗ 
ſchaftlich die noͤthigen Sicherheits⸗Maaßregeln wegen der Caſſe zu treffen. 


Achtzehnter Abſchnitt. 
Verrichtungen des Caſſen⸗ Schreibers. 


9. 189, 


Der Caſſen⸗ Schreiber iſt verbunden ſich jeden Tag in dem ihm 
angewieſenen Zimmer einzufinden, und gehört vorzuͤglich zu feinen Ge⸗ 
ſchaͤften die Fertigung der monatlichen Caſſen⸗Extracte aus dem vom 
Rendanten geführten Manual nach den Titeln des Etats. Außerdem en 
wirft er eine monatliche Reſt⸗Nachweiſung von denen fällig geweſenen 
Einnahmen und eine genaue Anzeige von denen Pacht- oder Miethlo 
werdenden Caͤmmerey⸗Pertinentien. Er fertigt die jahrliche Rechnung 
nach Anleitung des Etats und des vom Rendanten gefuhrten Manuals, 
welchem er auch außerdem bey den baaren Einnahmen und Ausgaben, nich 
minder bey Beantwortung der Rechnungs⸗Monitorum, aſſiſtiren muß. 


2 Neunzehnter Abſchnitt. 
Obliegenheit der Archiv⸗ und Regiſtratur⸗Bedienten. 
d. 190. 


Die Archiv⸗ und Regiſtratur⸗Bedienten werden auf die emanirte all⸗ 
gemeine Archiv⸗ und Regiſtratur⸗Verordnungen und Reglements gewie? 
fon; Archivaliſche Urkunden und Acten⸗Stuͤcke, welche in dem ſogenann 
ten groſſen Chriſtoph und in dem Archivo Civitatis befindlich ſind, muͤſ⸗ 
ſen genau aufbewahrt und Niemanden ohne Vorwiſſen des Stadt⸗ Pre N 
ſidenten, und ohne daß ſelbiger feine Sicherheit dagegen nimt, ausge⸗ 
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liefert werden. Den Regiſtratur⸗Bedienten liegt ob die ſeit der Regie⸗ 
kungs⸗Veränderung angelegte Regiſtratur in zweckmaͤßige Ordnung zu 
eingen, die currenten Acten forgfältig. in vorſchriftsmaͤßiger Ordnung 
aufzubewahren, richtige Repertoria zu fuͤhren, und keine Acten anders 
als zum Vortrage und außerdem nur nach ſchriftlicher Bewilligung des 
Stadt⸗Praͤſidenten gegen einen Revers auszugeben. 
„Wenn gleich der erſte, der beym Archiv und der Regiſtratur ange⸗ 
10 iſt, das Praͤdicat Archivarius führen, und ſich vorzuͤglich mit Ar⸗ 
W-Gefchäften, der zweyte hingegen, welcher Regiſtrator heißt, ſich bes 
onders mit Regiſtratur⸗Arbeiten abgeben fol; fo ſind doch beyde Archiv⸗ 
und Regiſtratur⸗Bedienten, und kann keinem von beyden geſtattet werden 
J dieſem oder jenem Fach allein zu widmen, ſondern es muß der Ars 
warius ſich eben fo gut der Regiſtratur als der Regiſtrator den Are 
Id = Arbeiten unterziehen. ’ 


Zwanzigſter Abſchnitt. i 
Obliegenheiten der Calculatoren und Canzelliſten. 
9. 191. 


Die angeſtellten Calculatoren muͤſſen ſich nach denen in Caſſen⸗ und 
Rechnungs⸗ Sachen ergangenen allgemeinen Vorſchriften richten und ſich 
mit aller Treue von den ihnen übertragenen Arbeiten und Geſchaͤften 
acquitiren. ’ 

$. 192. 


Die Canzeley⸗Bedienten werden auf das emanirte Canzeley⸗Regle⸗ 
ment verwieſen. Der Canzeley-Inſpector ſowohl als die Canzelliſten 
muͤſſen ſich täglich von Oſtern bis Michael des Morgens von 8, von 

ichael bis Oſtern von 9 Uhr bis Mittags um 1 Uhr und Nachmittags 
von 3 bis 5 Uhr auf der Canzeley einfinden und die ihnen obliegende 
beiten mit der Äuferften Puͤnctlichkeit und Verſchwiegenheit bewirken. 

Vorzüglich hat der Canzeley⸗Inſpector den Siegel⸗Zettel und die 

anzeley⸗Diſtributions⸗Tabelle zu führen, und darauf zu ſehen, daß als 
es geſchwinde, deutlich und zierlich gefertiget werde. \ 


Ein und Zwanzigſter Abſchnitt. 
Pflichten der Stadt⸗Phyſicorum und Chirurgorum. 
9. 193. 5 

Die Stadt⸗Phyſiei haben die Verbindlichkeit auf ſich allen Euren, 
welche ihnen der Magiſtrat und das künftige Armen⸗Collegium, in Ge⸗ 
fängniſſen, Armen⸗ Zuchthaͤuſern, oder ſouſt auf den Laͤndereyen des 
h kadt⸗Bezirks aufträgt ſich gewiſſenhaft zu unterziehen, bey Obductionen 
hi: andern in ihr Fach einſchlagenden Vorfällen dem im Magiſtrat ges 
eiſteten Eyde gemäß Redlichkeit und Treue zu beweiſen, und for oft ihr 
Mächten bey vorkommenden Fallen gefordert wird, es prompt, be⸗ 
ammt und gewiſſenhaft abzugeben. Der Beyhuͤlfe der Stadt⸗Chirur⸗ 
chen koͤnnen ſie ſich nur in ſo weit bedienen, als dieſe von den Ge⸗ 
chaͤften die nöthige Kenntniß beſitzen. ar 
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95 | 9. 194. 1 89 8 0 
Die Stadt⸗Chirurgi muͤſſen ebenfalls ihrem geleiſteten Eyde getreu⸗ 

lich nachleben und mit aller Treue und Gewiſſenhaftigkeit die ihnen von 
Seiten des Magiſtrats und des kuͤnftigen Armen⸗Collegii geſchehene Auf⸗ 
träge ausrichten, auch den Stadt⸗Phyſicis, in fo weit ihre Kenntniſſe 


zulangen, zur Hand gehen. 

AU 6.195, 

Diem Magiſtrat liegt ob pflichtmäßig darauf zu fehen, daß ſowohl 
die Stadt⸗Phyſici als die Stadt⸗Chirurgi den ihnen obliegenden Pflich⸗ 
ten getreulich nachkommen; auch muß, wenn das Gegentheil ſich ergiebt, 
davon ſogleich der Weſtpreußiſchen Kriegs⸗ und Domainen⸗Cammer Be⸗ 
richt erſtattet werden. : 


Zwey und Zwanzigſter Abſchnitt. 
Pflichten des Stadt⸗Baumeiſters. 
ene 


„Der Stadt⸗Baumeiſter muß darauf ſehen, daß die der Caͤmmerey 
zugehorige öffentliche und Privat⸗Gebäude in der Stadt und auf den 
Landereyen, imgleichen Bruͤcken, Buden, Bollwerke, Brunnen ꝛc. in gu⸗ 
tem baulichen Stande erhalten werden. Auch hat er die Steinpflaſter⸗ 
Verbeſſerung nach den Vermögens- Umſtanden der Caͤmmerey, von Zeit 
zu Zeit in Anregung zu bringen. 

VW 

Von allen nothwendigen neuen oder Reparatur⸗Bauten muß er dem 
Magistrat Anzeige thun und, wenn er von dieſem den Auftrag erhält, 
Anſchlaͤge und Zeichnungen fertigen, und dieſe dem Collegio zur Beprit- 
fung einreichen. © ; . 

2 ! et 8. 198. god i ; 

Auf die Handwerker, Tagelöhner und Steinbruͤcker, die für Rech⸗ 
nung der Caͤmmerey arbeiten, muß er genaue Aufficht haben, auch, wenn 
Bauten und Reparaturen. durch Entrepreneurs bewirkt werden, ſowoh 
bey deren Fertigung ein wachſames Auge auf ihre ſolide Bearbeitung 
richten, als auch die Bau⸗Abnahme vorſchriftsmaͤßig beſorgen. 

7 6. 199. 

Er entwirft auch die Projecte zu den Bau⸗Etats und richtet ſich 
dabey nach dem zu Bauten im Gaͤmmerey⸗Etat ausgeſetzten Quanto. 
Iſt dieſes nicht hinlaͤnglich, um ſaͤmmtliche nothdringende Bauten bewir⸗ 
ken zu konnen, fo bringt er die nothwendigſten auf den Etat, und fuͤget 
demfelben eine Nachweiſung von denjenigen Anſchlägen bey, welche we⸗ 
gen Unzulänglichkeit des Fonds noch ausgeſetzt werden muͤſſen. 

N $. 200. N 

Bey Feuers⸗Gefahr findet er ſich auf der Brand⸗Stelle ein und 

befolgt die Anordnungen des Policey » Directors. f a 


. 
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Drey und Zwanzigſter Abſchnitt. 
Pflichten des Oeconomie⸗Aufſehers. a 
9. 201. Dr u 


Der Oeconomie⸗Aufſeher muß ein Wirthſchaftsverſtaͤndiger ſeyn, 
und wird dem Rath, dem in der Regel die oͤconomiſche Angelegenheiten 
obliegen, beygeordnet. Er ſiehet auf die Befolgung der Anordnungen 
des Magiſtrats in Hinſicht der Land⸗Policey⸗Geſetze in den Caͤmmerey⸗ 
Gütern, und, wo er Mängel findet, zeigt er ſie dem Stadt⸗ Präfidio 
und dem ihm beſonders vorgeſetzten Rathe des Collegii an. i 

Zu Erreichung dieſer Abſicht muß er von Zeit zu Zeit ſaͤmmtliche 
Cämmerey⸗Beſitzungen bereiſen und hiebey ſein Augenmerk, ſo wie auf 
alle Policey⸗Maͤngel, ſo auch vorzuͤglich auf die Beſchaffenheit der Wege, 
ag Anpflanzung und Erhaltung der Bäume und Waſſer⸗Anſtalten 

ten. 2 
Ueber eine jede dieſer Reiſen muß er feine Bemerkungen ſchriftlich 
einreichen. Bey den Beſitzungen, woran die Caͤmmerey ein unmittelba⸗ 
res Intereſſe hat, iſt er verpflichtet die Wirthſchaft der Einwohner, ihre 
Gebaͤude und den etwannigen Beſatz wahrzunehmen und, was er dabey 


zu erinnern findet, dem Magiſtrat ſogleich anzuzeigen. 
9. 202. 

Bey Unterſuchung der Schaden⸗Staͤnde, wenn es auf Verguͤtungen 
ankommt, hat er ſich nach denen ihm daruͤber beſonders zu ertheilenden 
Vorſchriften zu achten. a 

Ohne Magiſtrats⸗Auftrage kann er aber keine Unterſuchung abhal⸗ 
ten noch ſonſt das mindeſte unternehmen. 

x e N 

Die der Caͤmmerey zugehörige Forſten werden vor der Hand ſeſner 
Aufſicht anvertrauet, und muß er auf deren regelmaͤßige Bewirthſchaftung, 
nach den daruber in Anſehung der Koͤniglichen Forßen ergangenen Ber: 
ordnungen, und daß dieſe von den angeſtellten Unter⸗Förſtern beobachtet 
werden, ſehen. 0 Pie 


© 


6804; oda Saul 9 5 


Dem Magiftrat bleibt übrigens vorbehalten wegen eines befonders 
anzuſetzenden Forſtbedienten bey der vorgeſetzten Behörde nähere Anträge 
zu thun, der denn mit der erforderlichen Inſtruction verſehen werden ſoll. 


Vier und Zwanzigſter Abſchnitt. 95 
Obliegenheiten des Caͤmmerey⸗Caſſen⸗Dieners und der Magiſtrats⸗Auf⸗ 
waͤrter und Bothen. At- 
F. 205. 
4 Der Caͤmmerey⸗Caſſen⸗Diener muß an jedem Tage in den beſtimm⸗ 
ben Stunden ſich in der ihm angewieſenen Stube aufhalten, ſich vor al⸗ 
n Dingen ſtets treu, ehrlich und nüchtern führen, und uberhaupt ſich 


* 
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allen Angelegenheiten, die in dem von ihm zu leistenden Eyde und der 
ihm zu behändigenden Inſtruction enthalten ſind, gewiſſenhaft unterziehen. 


5 $. 206. 


Die Aufwärter und Bothen werden auf den von ihnen geleiſteten 
Eyd gewieſen und muͤſſen ſich nüchtern, ehrlich, treu und verſchwiegen 
führen, alle Beſtellungen prompt verrichten, auch ſich aller Plackereyen 
und Beſtechungen gaͤnzlich enthalten. 8 

Einer von ihnen iſt jederzeit bey dem Stadt: Präfidenten, um lu 
vorkommenden Fallen von ihm gebraucht werden zu konnen. a 


Fuͤnf und Zwanzigſter Abſchnitt. 
Von den Officianten die in dieſem Reglement nicht benannt find. 


§. 207. 


Alle uͤbrige Stadt⸗Bedienten die hier nicht namentlich aufgeführt 
worden, muͤſſen die uͤber ſich genommenen Pflichten, ihren abzuleiſtenden 
Eyden und den ihnen zu behaͤndigenden Inſtructionen gemaͤs, erfuͤllen / 
und hat ſowohl der Magiſtrat als beſonders der Stadk⸗Praͤſident dat 
auf zu ſehen, daß ſolches mit der gehörigen Genauigkeit und Treue be 
wirket werde. f . 


Siebentes Capitel. 
Von der Verfahrungs⸗Art des Collegii. 
9. 208. 


Zuerſt ruft der Präfident aus dem Journal, nach der Folge, wie 
die Sachen darin eingetragen ſind, ſelbige ab. Nach dieſen werden dik 
zum Spruch reifen Sachen vorgetragen, wornaͤchſt die Seſſion mit den 
Beſcheiden und Beeidigungen beſchloſſen wird. 


9. 209. 


Der Magiſtrat iſt zwar keine Juſtiz⸗Behoͤrde; er muß indeſſen beit’ 
noch in Gewerks⸗ und andern Angelegenheiten, wo es auf die Ausmitte⸗ 
lung der oft gefliſſentlich verdeckten Wahrheit ankommt, und die ni 
ſogleich guͤtlich zu regulirende Sache füglich nur durch einen Beſcheid be⸗ 
endigt werden kann, die in dem Corp. Jur. Frieder, und dem allgeme!” 
nen Laud⸗Rechte gegebene Vorſchriften mit beobachten, beſonders aber 
ſich in Policey⸗ Handlungs⸗ und Gewerks⸗ Angelegenheiten denen 225 
Sr. Königlichen Majeftät Höchſt Selbſt ergangenen Inſtructionen un 
Anordnungen gemaͤs betragen, und nebſt der Gruͤndlichkeit und Kürze be 
Einleitung der Sache, ſich auch der Rechtſchaffenheit bey Abfaſſung der 
Beſcheide befleißigen, und überall nach der Vorſchrift der Geſetze er“ 
kennen. { 

$. 210, 


Da nach der in fammtlichen Preußiſchen Landen eingeführten 1 
zeß⸗ Ordnung, zur Erleichterung und Verkürzung der Prozeſſe, angeord⸗ 
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net worden, daß Partheyen in der Regel perſoͤnlich gegenwärtig ſeyn 
ollen; fo wird der Magiſtrat in dieſer Beziehung uͤberall auf das Corp. 
zur. Frieder. und deſſen erſten Theil Tit. 8. H. 19. imgleichen Theil II. 
Titel 6. g. 19. und die dafelbſt enthaltene Vorſchriften gewieſen. 


9. 211. N 


1 Eigentliche Ferien koͤnnen dem Magiſtrat nicht geſtattet werden; 
indeſſen haͤngt es von dem Stadt⸗Praͤſidenten ab in Weynachten, Oſtern 
und Pfingſten, wenn es die Geſchaͤfte erlauben, eine oder die andere 
Seffion ausfallen zu laſſen. a 

212. 


Alle Expeditionen muͤſſen von dem Decernenten contraſignirt und 
von dem Stadt-Präfidenten revidirt, die Munda dagegen, wenn fie nach 
Hofe gehen, von ſämmtlichen Mitgliedern des Magiſtrats unterſchrieben 
werden, in allen andern Faͤllen aber, es moͤgen Berichte an die Weſt⸗ 
preußiſche Krieges⸗ und Domainen⸗Cammer oder Regierung ſeyn, iſt die 
Unterſchrift des Stadt⸗Praͤſidenten, des Decernenten und noch eines 
Raths hinlänglich, der expedirende Secretaire muß übrigens für. die Rich⸗ 
tigkeit der Abſchriften ſtehen. 5 * 


Achtes Capitel. 
Von der Appellation und Reviſion. 


9.218, 


In Sachen über 10 Rthlr. geht die Appellation von dem Ausſpruch 
des Magiſtrats an die Weſtpreußiſche Cammer, und in Sachen uͤber 50 
Rthlr. wird die Reviſion an das Generals Directorium verſtattet. 


9. 214. „ 


In allen den Fällen, wo nach Vorſchrift der Proceß⸗ Ordnung die 


Inſtruction des Appellatorii bey dem Magiſtrat geſchiehet, muß dabey 
nicht nur mit aller Gewiſſenhaftigkeit und Treue, ſondern auch nach den 
darüber ergangenen ſpeciellen Anweiſungen verfahren werden. 

215. 

Die Vollziehung der Urtheile 2ter und Ster Inſtanz liegt dem Ma⸗ 
giſtrat ob, fo wie die judicat gewordenen Beſcheide deſſelben von ihm 
vollſtreckt werden muͤſſen. er = 

216. 


Um den mit Proceſſen unvermeidlich verkuuͤpften Uebeln ſo viel 
Möglich zu ſteuern muß der Magiſtrat keine Bemühungen ſparen die 
Bürger und Stadt⸗Einwohner von dieſem Wege abzuleiten und durch 
bitnfame Vorſtellungen fie zur guͤtlichen Beylegung der Sachen zu ver 

oͤgen. 5 
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Neuntes Capitel. N 
Von dem Depoſital⸗Weſen des Magiſtrats. 


f $. 217. 
Das Depoſital⸗Weſen iſt nach den Depoſital⸗Ordnungen einzurichten 

und, fo wie der Depoſiten⸗Caſſe der Polizey⸗Buͤrgermeiſter und einer 

der Syndicorum als Guratores vorzuſetzen find, fo überträgt der Stadt⸗ 

Praͤſident die Rendanten⸗ Stelle einem der Subalternen. 

> 8. 218. 

Ein jeder von dieſen Dreyen hat einen beſondern Schluͤſſel von dem 
Depoſitorio, und kann der Rendant nicht anders als im Beyſeyn beyder 
Curatoren Einnahme und Ausgabe halten. 

’ §. 219. 

Ohne ſchriftliche Veranlaſſung des Collegii kann ad Depofita nichts 
angenommen und aus denſelben nichts ausgegeben werden, als worau 
vol ſelbſt folgt, daß wegen jeder Einnahme oder Ausgabe beym Collegio 
Anſuchung geſchehen muͤſſe; auch iſt uͤberdem der Decernent verbunden 
Einnahme und Ausgabe im Mandaten-Buch, welches in der Seßions⸗ 
Stube jederzeit verſchloſſen aufbewahret werden muß, einzutragen. 

f $. 220. 

Der Stadt-Präfident als Chef des Magiſtrats⸗Collegii hat nicht nur 
Quartal⸗Reviſiones der Depoſiten⸗Caſſe anzuordnen, ſondern auch außer 
der gewöhnlichen Zeit unvermuthete Reviſiones entweder ſelbſt zu halten 


oder halten zu laſſen. 


Zehntes Capitel. 
Von den Sportuln des Magiſtrats. 


i 9. 221. 1 55 = 

Was die Gebühren betrift, fo der Magiſtrat für die bey demſelben 
obſchwebenden Angelegenheiten der Privat⸗Perſonen anzuſetzen befugt 
ſeyn ſoll, hat derſelbe ſich nach der dieſem Reglement beygefuͤgten Spor⸗ 
tul⸗Ordnung zu achten. 


f 


$. 222. 


Dieſe Sportüln verbleiben dem Magiſtrat eigenthuͤmlich und muͤſſen 
zu dem Ende von einem von dem Stadt⸗Praͤſidenten zu ernennenden 
Subalternen eingehoben und, bis zur wierteljährigen Vertheilung unter 
die Mitglieder des Magiſtrats, in einer beſonderen Caſſe von dem Ren⸗ 
danten aufgehoben werden, dem davon 1 Gr. vom Thaler zuſtehet. 


8 8. 223. 


Der Stadt⸗Praͤſident ernennet einen aus den Mitteln des Collegii 
zum Sportul⸗Caſſen⸗Curator, welcher ſolche monathlich revidiren, einen 
Abſchluß machen und wegen der etwanigen Reſte entweder zu deren Bey⸗ 
treibung oder Niederſchlagung die noͤthigen Anträge machen muß. 
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9. 224. 


ER Die Gebühren, welche ber Stadt « Präfident als Patronms einiger 
unfte und von den Bewilligungen der Auctionen in Handlungs⸗Faͤllen, die 
nicht im Streit ſind, einnimmt, erhält derſelbe allein, ſo wie auch die 

tegelgelder des Magiſtrats. Die den andern Innungen und Gewerken 
orgeſetzte Patroni find gleichfalls berechtiget in Gewerks⸗Angelegenhei⸗ 
dert welche beym Magiſtrat nicht vorgetragen und entſchieden werden 
ten, die vorſchriftsmaͤßigen Gebühren ſich zuzueignen. Den Secreta⸗ 
ni kommen die Extraditions⸗, den Regiſtratur-Bedienten die Vidima⸗ 
88 und ſonſtige Regiſtratur⸗Gebuͤhren und der Canzelley die Copia⸗ 

zu. f 


9. 225. 


Alle 5. 221 — 222. benannten Gebühren, ohne Ausnahme, find genau 
und richtig ſowohl in den Acten als auch auf dem Mundo zu verzeichnen, 
nd dariiber muß eine vollſtaͤndige Rechnung geführet werden, indem, ſo 
ehr Sr. Königliche Majeſtät auch geneigt find den Mitgliedern des Ma» 
giſtrats ihre rechtmäßigen Einkünfte zu laſſen, Höchft Dieſelben dennoch 
alles ungebuͤhrliche Sportuliren ſchlechterdings abgeſtellet wiffer wollen, 
as die Vertheilung der Sportuln betrift, fo erhält davon jedes Mit⸗ 
glied des Magiſtrats Ein, der Stadt⸗Praͤſident dagegen Zwey Theile. 


9. 226. 


Auch werden geſammte Mitglieder des Magiſtrats hiemit auf das 
denſtlichſte angewieſen, alle etwanigen rechtlichen Emolumente, welche 
denenſelben bey den ihnen vom Stadt⸗Präſidenten zugewieſenan beſon⸗ 
fein Departements zufließen koͤnnten, genau zu verzeichnen, damit ſie 
elbige nach Eyd und Gewiſſen in der Emolumenten⸗ Tabelle anzugeben 
M Stande find, N 

Wie nun Sr. Königliche Majeftät dieſes Reglement als eine Nichts 
ſchnur angeſehen wiſſen wollen, wornach der Magiſtrat Hoͤchſt Dero See⸗ 
nd Handlungs» Stadt Danzig ſich richten ſoll, zu welchem Ende es je⸗ 
erzeit in der letzten Seßion eines jeden Jahres woͤrtlich vorgeleſen wer⸗ 
den ſoll, ſo verſprechen Sich auch Allerhoͤchſt Dieſelben von beſagtem 

agiſtrat, daß er ſich der ihm zugeſicherten Huld und Gnade durch 
Treue „Gehorſam und Anhänglichkeit gegen feinen Souverain und Herrn 
und das Koͤnigliche Haus, nicht minder durch unabläßige Erfuͤllung der 

m obliegenden Amts⸗Pflichten wuͤrdig zu machen bemuͤht ſeyn werde. 
t Urkundlich unter Sr. Königlichen Majeſtaͤt Hoͤchſteigenhaͤndiger Un⸗ 
erſchrift und beygedrucktem Königlichen, Inſiegel. 

So geſchehen und gegeben Berlin den Sten Juni 1794. 


Friedrich Wil hel m. 
(L. S.) 
Reglement fuͤr den Magiſtrat 


der See» und Handlungs⸗ 
Stadt Danzig. ö 


Carmer. Werder. 
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Nr. 20. 


Verfuͤgung des Organiſations⸗Commiſſarius, das Erbbuch 
| betreffend, vom 2. Sept. 1794.*) 


Fu den Einem Wohlloͤbl. Stadt⸗Gericht angewieſenen Geſchaͤften, gehört 
auch unter andern die Führung der Hypothefenbücher. Nach welchen 
Grundſaͤtzen und in welcher Art dieſe Bücher hier auf den Grund der 
bisherigen Erbbuͤcher anzulegen, darüber wird daſſelbe von höchſten 
Orts mit einer beſondern Inſtruction verſehen werden. 2 8 

Darnit aber bis dahin der Verkehr mit den Grundſtuͤcken nicht in 
Stockung gerathe, ſo iſt jetzt eine vorlaͤufige Anweiſung noͤthig, wie mit 
Verwaltung der alten Erbbuͤcher, bis die neuen Hypothequenbucher au 
gelegt ſind, zu verfahren. x gas 

Die Grundſaͤtze und Methode, welche bisher bei Eintragungen und 
Loͤſchungen beobachtet worden, find von dem Geiſt des preuß. Hypothe⸗ 
quenweſens und den Principiis, auf welchen der gerichtliche Glauben bei 
uns beruhet, zu abweichend, ja ſelbſt zu dem ganzen Gange der E 
ſchaͤfte und zu den innern Verhaͤltniſſen und Einrichtungen Eines Wohl⸗ 
Loͤbl. Collegii zu wenig paffend, als daß ſolche ferner beibehalten wei 
den konnten. Von dem Augenblick an, da ein Wohlloͤbl. Stadtgericht 
die Erbhuͤcher übernimmt, muͤßen daher alle weitere Eintragungen un 
Loͤſchungen in denſelben gänzlich cesliren, und ſelbige in dem Zuſtande, 
wie fie abgeliefert worden, für beſtaͤndig unveränderlich bleiben. Da 
aber der Glaube dieſer Bücher hauptſaͤchlich darauf beruhet, daß in 
der Rechtſtadt nicht anders als in Gegenwarth des Praͤſidenten und 
Kaͤmmerers, und in der Altſtadt nicht anders als in Gegenwart zweier 
Rathsherrn, alle Eintragungen und Loͤſchungen geſchehen, und dieſe auch 
ſothane Bücher ſtets unter ihrem Beſchluß gehalten, fo muͤſſen auch bet 
einem Wohlloͤbl. Collegio dieſe Buͤcher, ſtets unter dem Beſchluß des 
Directoris, und noch eines Mitgliedes gehalten und nicht anders, als 
in deren Gegenwarth alle erforderlichen Extracte daraus genommen wer 
den. Dieſe Maaßregel iſt deshalb nothwendig, weil uͤber wenige Ein? 
tragungen und faſt über gar keine Loͤſchungen Documente exiſtiren, fol” 
dern die Glaubwuͤrdigkeit und der Beweis von beiden ſich blos auf die 
Gegenwart der Obrigkeitlichen Perſonen bei ſelbigen und die beſchriebene 
genaue Verfahrung der Bücher ſelbſt gründet, es mithin noͤthig Y 
auch der bloßen Moͤglichkeit des Verdachts vorzubeugen, als ob in dieſen 
Buͤchern nach deren Ablieferung etwas geändert fein koͤnnte. 

Auch ohne daß weitere Eintragungen oder Loͤſchungen in den Erb⸗ 
buͤchern geſchehen, kann doch das Publicum den Verkehr mit den Grund 
ſtuͤcken mit aller Sicherheit, und ohne Unterbrechung fortſetzen, wenn 
nach Verſchiedenheit der Faͤlle, welche deshalb vorkommen koͤnnen, ! 
gende Maasregeln beobachtet werden: . f 

1) Wenn ein Eigenthuͤmer, Gläubiger, Miterbe oder eine ſonſt bei 


90 Nicht gedruckt. 
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einem Grundſtuͤck intereſſirte Perſon, zu irgend einem Behuf blos 
einen Extract aus dem Erbbuche verlangt, ſo muß dies Geſuch, wie 
jedes andere, ſchriftlich oder ad protocollum angebracht werden. 
Findet ſich dabei nichts bedenkliches, ſo wird die Ertheilung ver⸗ 
fügt, und unter dem Siegel des Collegii attestirt, was von dieſem 
Grundſtuͤck wirklich in dem Erbbuche enthalten iſt. / 


2) Sollten aber ex quocumque titulo Veränderungen des Eigenthums 
vorgenommen werden, ſo muͤſſen daruͤber zur Eintragung qualifi⸗ 
tiefe Contracte errichtet und zu den kuͤnftigen Hypothequen⸗Beilage⸗ 
Acten eingerichtet werden. Das Collegium pruͤft bei dem Vortrage 
eines ſolchen Contracts mittelſt Nachſchlagung der Erbbuͤcher zuvoͤr⸗ 
derſt, ob auch der Verkaͤufer wirklich als Eigenthuͤmer in denſelben 
eingetragen ſtehn, oder ob nicht fonft feine facultas alienandi eins 
geſchraͤnkt ſei, eben fo muß auch die Rechtsbeſtaͤndigkeit des einge: 
reichten Contracts in formalibus und materialibus geprüft werden, 
um, wenn ſich dabei irgend etwas findet, das kuͤnftig der Eintra⸗ 
gung in die neuen Hypothekenbuͤcher einen Anſtand geben koͤnnte, 
ſo iſt den Partheien durch eine Vorbeſcheidung die noͤthige Anwei⸗ 
ſung zu geben, wie ſolchem Mangel noch abzuhelfen ſey; findet ſich 
aber weiter nichts zu erinnern, was künftig die Eintragung eines 
ſolchen Contracts hindern koͤnnte, fo wird beiden Theilen unter dem 
Siegel des Gerichts ſtatt Hypthekenſcheins ein Attest ertheilt. 
Daß sub dato den .... ein Contract eingereicht worden, wor⸗ 
nach Titius an Cajum das da und da belegene Grundſtuͤck ver⸗ 
kauft (auf Verlangen kann auch der ganze Contract dem Ateſt 
verbotenus inseriret werden) daß kuͤnftig aus dieſem Contract die 
Eintragung des Tituli Posfeshonis auf den Acquirenten in das 
Hypotheken⸗Buch geſchehen, und derſelbe bis dahin bei den Hy⸗ 
potheken⸗Beilage⸗Acten aslervirt werden ſolle, daß übrigens das 

Erbbuch uͤber dies Grundftüc folgendes wirklich enthalte, 

8) Eben fo iſt mutatis mutandis zu verfahren, wenn eine neue Schuld, 
Caution oder Vormundſchaft eingetragen werden ſoll, oder eine be⸗ 
reits eingetragene cedirt, getheilt oder verpfaͤndet wird. 

4) Wird endlich die Loͤſchung einer bereits gezahlten Schuld, oder ei⸗ 
ner aufgehobenen Caution, oder die Notirung einer abſchlaͤglichen 
Zahlung verlangt, ſo muß der Debitor eine Loͤſchungfaͤhige Quit⸗ 
tung einreichen. Findet ſich bei ſelbiger nichts zu erinnern, ſo wird 
demſelben uͤber deren geſchehene Beibringung ein Atteſt, und darin 
zugleich die Verſicherung ertheilt, daß bei der Uebertragung dieſes 
Grundſtücks in das kuͤnftige Hypotheken- Buch die getilgte Poſt 
uͤbergangen, oder blos das residuum derſelben eingetragen werden 
ſolle, dem Creditor aber wird die geſchehene Beibringung einer ſol⸗ 
chen Quittung notificiret. 

Mit den ſolchergeſtalt einkommenden Geſuchen und Documenten 
find die Hypotheguen⸗Beilage⸗Acten eines jeden Grundſtuͤcks, bei 
welchem vor Anlegung der neuen Hypothequen⸗ Bücher Veraͤnderun⸗ 
gen vorfallen, anzufangen, und die etwa weiter einlaufenden gleich⸗ 
falls dazu zu bringen. 
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nebrigens hat ein Wohllöͤbl. Stadtgericht folgende Erbbuͤcher 
zu empfangen. N 4 
1. Von der Rechtſtadt und was ſonſt ehemals zu deren 
Jurisdiction gehört hat. 5 
1) Das Erbbuch der eigentlichen Rechtenſtadt worin 1651 Grund⸗ 
ſtuͤcke enthalten find, Aba f 
2) Das von den Vorſtädten, Speichern und Langgarten mit 1339 
Grundſtuͤcken. N : 5 
3) Das von Neugarten und was dazu gehört, mit 616 Grund⸗ 


ſtuͤcken. g 
4) Das von der Niederſtadt und dem Domnicks⸗ Platz mit 399 
Grundſtuͤcken. * 


5) Das vom alten Schloß und Kneipholff mit 219 Grundſtuͤcken. 

6) Das von den Fleiſchbaͤnken. 

7) Das von den CTroͤdelbuden, 
von welchen bei den letzteren Erbbuchern die Anzahl der darin ent⸗ 
haltenen Grundſtuͤcke mir nicht angezeigt iſt. 

II. Von der Altſtadt f 5 

1) Das Erbbuch von demjenigen Theil der Altſtadt, welcher dieſſeite 
der Radaune nach der Rechtſtadt zu liegt. Daſſelbe enthält 546 
Grundſtuͤcke. 

2) Das von dem andern jenſeits der Radaune nach dem Oliwer Thor 
belegene Theil der Altſtadt mit 489 Grundſtuͤcken. 

8) Das von den Altſtaͤdtſchen Fleiſchbaͤnken, 56 an der Zahl. 

4) Das alte bis zum Jahr 1626 geführte altſtaͤdtſche Erbbuch. 

5) Das ſogenannke Hackelwerks⸗ Buch. 

Aus dieſen beiden letztern Büchern, ſollen die meiſten Grundſtuͤcke, 
ſchon in die neuen Erbbuͤcher uͤbertragen, bei einigen ſolches aber 
noch nicht geſchehen ſein. 

Die ſieben Rechtſtaͤdtiſchen Erbbuͤcher befinden ſich bis jetzt in der 
Gewahrſam des Magiſtrats, von welchem Ein Wohlloͤbl. Stadtgericht, 
ſelbige gegen einen Schein je eher, je lieber in Empfang nehmen kann. 

Die 5 altſtaͤdtſchen Erbbuͤcher aber liegen in dem Depoſital⸗Kaſten 
des ehemaligen altſtaͤdtſchen Raths, wozu der Secretair Groddeck als 
Depoſital⸗Rendant bereits den Schluͤſſel hat, und koͤnnen dieſe Erbbuͤ⸗ 
cher daher von demſelben brevi manu abgefordert werden, 


Danzig d. 2. Septbr. 1794. Schleinitz. 


Nr. 21. 


Reſkript, das Caduo-Recht der Stadt Danzig betreffend.“) 
Friedrich Wilhelm, Koͤnig von Preußen Run 


Usern zc. Ueber die verſchiedenen, in den Juſtiz⸗Relsort mit einſchla⸗ 
genden Anfragen, die Regulirung der Danziger Kaͤmmerey⸗Angelegen⸗ 


) Noch nicht gedruckt. 
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heiten betreffend, haben ſich die competenten Departements, nach Ein⸗ 
eig; Eures Berichts vom 27. May o., über folgende Principia vers 
1. Was die vor der Occupation von Danzig als bona vacantia ein- 
Präogenen und dermalen an die Kaͤmmerei abgelieferten Erbſchaften ans 
angt, fo konnen f 5 i 
a) diejenigen, in Anſehung deren ſeit dem Tode des Erblaßers die 
geſetzliche Friſt von 30 Jahren, Jahr und Tag verlaufen iſt, ſo⸗ 
gleich zur Kaͤmmerey eingezogen werden; da ein ſpaͤterhin ſich mel⸗ 
dender Erbe den Einwand der Praescription ſchwerlich wird elidi- 
ren koͤnnen, und wenn auch ſolches der Fall ſeyn ſollte, ein ſolcher 
Erbe, nach der analogiſchen Vorſchrift des Allg. Landr. Th. II. 
Tit. XVI. F. 27. coll. Tit. XVIII. F. 852 niemals mehr, als Ali- 
mente, in ſofern er deren bedarf, wird fordern koͤnnen. Zum 
Ueberfluß ſoll den, nach den folgenden Beſtimmungen zu erlaßen⸗ 
den Edictalibus in allgemeinen Ausdruͤcken eine Proyocation aller 
derjenigen, welche auf dergleichen “Ältere Verlaßenſchaften Anſpruch 
zu haben vermeinen, inserirt werden. 5 5 7 
b) Anlangend Hingegen diejenigen Verlaßenſchaften, wo die Friſt von 
30 Jahren, Jahr und Fag feit dem Tode des Erblaßers noch 
nicht verſtrichen iſt; ſo wie - 
) Die kuͤnftig entſtehenden bona vacantia, und erbloſe Verlaßenſchaf⸗ 
ten, fo muͤßen dieſelben ad depositum des Stadtgerichts eingezogen, 
und das foͤrmliche Aufgebot derſelben nach Vorſchrift der hieſigen Lan⸗ 
desgeſetze, nemlich des Allg. Landr. Th. II. Tit. XVI. 9. 24., Th. I. 
Tit. IX. g. 471 fd. und der Allg. Gerichtsordnung Th. I. Tit. II. 
J. 146 veranlaßt werden, ohne dabei auf die Danziger Oaduo- Ord⸗ 
nung weiter zu recurriren. Dabei wird noch beſonders feſtgeſetzt, 
8) daß die jetzt ſchon vorhandenen Verlaßenſchaften dieſer Art in Ein 
ufgebot zuſammengefaßt, und f 5 IE 
) daß der Kaͤmmerei für die Deposition und Aufbietung ſowohl in 
gegenwartigen als kuͤnftigen Fällen, keine Deposital- oder andere Ge⸗ 
richts⸗Gebuͤhren angeſetzt werden ſollen, da Wir es billig finden, daß 
das Stadtgericht, welches den groͤßten Theil ſeiner Beſoldung aus 
der Kämmerei erhält, die Rechtsangelegenheiten dieſer letztern, ſoweit 
hr Interelle dabei subversirt, unentgeltlich bearbeite. en 
5) Anlangend die Kaͤmmerei⸗ Schulden, wovon die Zinſen ſeit 30 Jah⸗ 
den und Länger nicht abgefordert worden; ſo haben wir erwogen, daß 
a gegenwaͤrtig in den Verhaͤltnißen der Stadt und ihrer Kaͤmmerei 
eine Hauptveränderung ſich zugetragen hat, welche es unumgaͤnglich 
nothwendig macht, daß bei der ganz neuen Administrations -Reguli⸗ 
Wang auch der skatus pallivus der Kaͤmmerei ins Reine gebracht und 
auf einen feſten Fuß geſetzt werde, unter ſolchen Umſtänden aber die 
Fründe in noch faſt groͤßerm Maaße eintreten, aus welchen in aͤhnli⸗ 
chen, wenn auch nicht ganz gleichen Faͤllen ſeine Edictal - Citation 
det Kaßen⸗ Gläubiger in der Allg. Ger. Ordn. Th. I. Tit. LI. f. 171 a 
nachgegeben worden. Es ſoll daher der Kaͤmmerei verſtattet ſeyn, in 
Anſehung ſolcher unbekannter Kaͤmmerei⸗Glaͤubiger, von welchen ſeit 
rechtsverjaͤhrter Zeit weder Zinſen erhoben, noch ſonſt etwas bekannt 
1 1 
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worden, Edictales sub poena praeclusi bei den Stadtgerichten zu en 
trahiren. Doch muͤßen in den Edietalibus dieſe Capitalien nach ihrem 
Belange, nach dem Namen des Creditoris, unter welchem fie in den 
Rechnungen aufgefuͤhrt ſtehen, und nach dem Dato der Obligation, 
fo weit ſelbiges constirt, speeihcirt, auch der Terminus pracelusiom? 
auf 9 Monate hinausgeſetzt werden. 

Hiernach habt Ihr das Danziger Stadtgericht zu instruiren, und 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß auch fuͤr das Aufgebot sub N. 5 der 
Kaͤmmerei keine Sporteln abgefordert werden koͤnnen. Sind ꝛc. 

; Berlin den 25. September 1795. 

Tuf Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt allergnaͤdigſten Spezial⸗Befehl: 

l 


J i v. Woͤllner v. Goldbeck. 
An die Weſtpreußiſche Regierung. * ö x 


Nr. 22. f 
Instruction für das Stadtgericht zu Danzig.) 


Seine Königliche Majeſtaͤt v. Preußen ze. ꝛc. Unſer allergnaͤdigſter 
Herr! haben in dem Patent vom 2ten Juny 1793. wegen Einrichtung 


des Juſtitz⸗Weſens in den Städten Danzig und Thorn, desgleichen in 


dem fuͤr erſtere Stadt unterm 8. Juny 1794. emanirten Magiſtrats⸗ 
Reglement ſich vorbehalten, das Stadtgericht in Danzig noch mit einer 
beſondern Anweiſung zu verſehen. b 
Gleichwie nun daßelbe im allgemeinen wegen aller bey demſelben 
vorfallenden Geſchaͤfte und wegen der Pflichten feiner Mitglieder und 
Subalternen auf die allgemeine Gerichts-Ordnung, auch auf die wegen 
beſonderer Branchen von gerichtlichen Geſchaͤften ergangene allgemeine 
Reglements und infpecie als ein Untergericht der erſten Claſſe auf die 
wegen ſelbiger in der allgemeinen Gerichts-Ordnung im Th. I. Tit. 25. 
5. 4⸗44 ertheilten Votſchriften verwieſen wird, fo iſt in dem Pa- 
tent vom 2. Juny 17931 No. V. wegen deßen Rellorts, No, VII. we: 
gen des Zuges der Inſtanzen, und No. VIII. und IX. wegen der in 
Anſehung der Verfahrungsart und den Rechten der Einwohner ſel 
geltenden Geſetze, und in dem Magiſtrats⸗Reglement vom 3. Jung 
1794. f. 3. 5. 6. u. 12. wegen der ‘Perfonal-Exemtion $, 7. wegen der 
demſelben in Sponlalien und Ehefachen beigelegten Gerichtsbarkeit, und 9. 
17. 18. 22. und 30. wie der Oberrichter zu beſtellen, die Mitglieder 
des Stadtgerichts von dem Magiſtrat, deßen Subalternen aber theils 
von dem Stadtgericht allein, theils conjunctim mit dem Magiſtrat zu 
wählen, das Nöthige beſtimmt; ferner iſt in dem Introductions -Re- 
keript vom 4. März 1794. und dem ſelbigem beigefügten Perlonal = und 
Salarien Etat ſchon das jetzige Perlonale ernannt, und die demſelben 
zu reichende Gehalte feſtgeſetzt; endlich hat das Stadtgericht wegen 


) Marienwerder, gedruckt bey Johann Jacob Daniel Kanter, Königl. 
Weſtpreuß. Hofbuchdrucker. 
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Uebernehmung der Archive, Kegiſtraturen und Callen von den ehemali⸗ 
7 0 Behörden, und der Reallumtion und Fortſetzung der bey leztarn uns 
Lendigt gebliebenen Sachen von dem ernannten Einrichtungs⸗Conamiſſa- 
dia ſchon die nötigen Anweiſungen erhalten, welche hierdurch uͤber all ge⸗ 
nehmiget werden. Es ſoll daher in der gegenwärtigen Infiruction was 
in jenen Vorſchriften einer ſpeciellen Beſtimmung offen gelaſſen worden, 
oder dieſelben nach den Verhaͤltniſſen des Collegii und der Localitaet ers 
fordert, noch nachgeholt und feſtgeſetzt werden. 


Br: 

75 In dem Patent vom 2. Juny 1793. No, VIII. und IX. und in dem 
kroitu des Magiſtrats⸗Reglements vom 3. Juny 1794. iſt zwar ſchon 
eſtgeſetzt, in wie fern die ehemaligen Danziger Geſetze vor der Hand 
noch beizubehalten, und wie ſowohl dieſelben als die Gerechtigkeiten und 
kipilegien der Stadt nach den wegen aller Provincial — Geſetzbuͤcher vor⸗ 
geſchriebenen Principiis und Form in ein neues Statutar-Recht umzuar⸗ 
eiten; da aber wegen Dunkelheit jener alten ſtatutariſchen Geſetze es in 

manchen Füllen zweifelhaft ſeyn mochte: Ob dieſe, oder die beſondere 
rovinclal-Geſetze, das allgemeine Landrecht und die allgemeine Ge⸗ 
eichts⸗Ordnung in Abſicht der in lezterer enthaltenen materiellen Ent⸗ 
cheidungen zur Richtſchnur anzunehmen, fo muß bis zur erfolgten Re 
lion des Statutar Rechts in jedem zweifelhaften Fall daruber bey der 

i Regierung angefragt werden. Beſonders aber wird noch 

geſetzt: 1 8 

a) daß in Anſehung der teſtamentariſchen Erbfolge und der Vor⸗ 
mundſchaften ſich ſchon jezt lediglich nach den vollkommen deut⸗ 
lichen und zweckmaͤßigen Vorſchriften des allgemeinen Landrechts 
um ſo mehr zu achten, als die bisherigen Danziger Geſetze uͤber 
dieſe Materien wenig enthalten. f ; 

b) Daß in Anſehung der Moratorien, der Cesſionis bonorum und 
der Concurfe durchgehends, auch ſo weit es Materialia und die 
Beſtimmung der Prioritaͤts⸗-Ordnung betrift, die Vorſchriften 
der allgemeinen Gerichts⸗Ordnung befolgt werden ſollen, mit der 
einzigen Ausnahme, daß denjenigen, welche bis jezt ihre Forde⸗ 
rungen im Erbbuche haben eintragen laßen, nicht blos zweyjaͤh⸗ 
rige Zinſen⸗Ruͤckſtaͤnde, ſondern den bisherigen Rechten gemaͤß 
ſaͤmtliche reſtirende Zinſen, ſo weit das Pfand dazu hinreicht, an 
eben dem Orte wo das Capital zu ſtehen kommt, zuerkannt wer⸗ 
den ſollen, wohingegen in Anſehung dererjenigen Forderungen, 
welche von nun an erſt zur Eintragung gelangen, die Vorſchrift 
der Gerichts» Ordnung, nach welcher in Calle lortis nur zweyjah⸗ 
rige Intereſſen⸗Ruͤckſtaͤnde ante motum concurfum gefordert wer⸗ 
den koͤnnen, eintreten, davon aber auch dem Creditori beſonders 
in den drey erſten Jahren, von jezt angerechnet, bey der Eintra⸗ 
gung von dem Gerichte ex ollieio Belehrung ertheilt werden muß. 

e) Daß das der Stadt vermoͤge des Eulmiſchen Rechts, und beſon⸗ 
derer Privilegien. zuſtehende Caduc Recht derſelben zwar ferner 
verbleiben ſoll, daß aber eine Bemaͤchtigung und Administration 
der Erbſchaften von Seiten des Pisci der Stadt und die wegen Ein⸗ 
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ziehung ſolcher Erbſchaften beobachtete Friſten und Verfahrungsart 
nicht ferner ſtatt finde, ſondern daß der Caͤmmerey⸗Fiscus bey 
dem Stadtgericht fein Recht auf zu caducirende Erbſchaften gel⸗ 
tend machen muͤße, und daß dabey kein anderes Verfahren ſtat 
finde, als welches das allgemeine Landrecht und die allgemeine 
Gerichts⸗Ordnung wegen Regulirung der Erbſchaften unbekann⸗ 
ter, abweſender und verſchollener Perſonen feſtſetzen. 


H., 2. : 


Zum Gerichts⸗Sprengel wird dem Stadtgericht angewieſen, die 
ganze Stadt, und die ſowohl zwiſchen als außerhalb den Veſtungswer⸗ 
ken belegenen Vorſtaͤdte, wie ſolche in dem Magiſtrats⸗ Reglement 9. 

I. fab Nro. 1. 2. und 3. Ipecificirt, und namentlich genannt find, In 
Anſehung des Territorii iſt interimiſtiſch die Gerichtsbarkeit über ſelbi⸗ 
ges einer ernannten beſondern Deputation aufgetragen, wobey es vor der 
Hand und bis wegen Einrichtung der Gerichtsbarkeit in ſelbigem wel? 
tere Vorſchriften erfolgen werden, ſein Bewenden hat. Da ſich aber in 
dieſern Bezirk verſchiedene Orte und Corporationen befinden, die dem 
Vernehmen nach ein beſonderes Privilegium jurisdictionis behaupten, ſich 
aber gleichwohl deshalb weder gemeldet, noch weniger legitimirt haben, 
ſo hat das Stadtgericht auch uͤber ſolche Grundſtuͤcke und die darauf 
wohnende Perſonen aller etwanigen Widerſpruͤche ohngeachtet die Juris“ 
dietion fo lange auszuüben, bis das Privilegium folder angeblichen Tu- 
risdictionarien von der Weſtpreuß. Regierung anerkannt, oder rechtlich 
ausgeführt, und an das Stadtgericht deshalb das Nöthige erlaſſen 
ſeyn wird. 

g. 3. 


In Anſehung der Exemtionen iſt in dem erwaͤhnten Magiſtrats⸗Re⸗ 
glement auf die allgemeine Vorſchriften der Prozeß⸗ Ordnung Bezug ge 
nommen, und wird hier nur noch ſpecialiter feſtgeſetzt, daß zwar die 
ſaͤmtliche proteſtantiſchen Prediger und Schullehrer unter der Gerichts⸗ 
barkeit des Magiſtrats ſtehen ſollen; daß aber die von Sr. Koͤniglichen 
Majeſtaͤt zu ernennende geiſtliche Raͤthe und Infpectores hievon auszu⸗ 
nehmen, und dieſelben ihr Forum vor der Weſtpreuß. Regierung haben, 
fo wie auch ein gleiches wegen der gefammten katholiſchen Geiſtlichkeit 
ſtatt findet. 5 

9. 4. 


Wer Oberrichter wird in Anſehung feines Amtspflichten auf alles 
dasjenige verwieſen, was die Prozeß⸗Ordnung den Praͤſidenten und Di- 
rectoren der Juſtitz⸗Collegien vorſchreibt, in fo weit es auf ihn als den 
Juſtitz⸗Director eines Untergerichts anwendbar iſt. Beſonders aber wird 
in Anſehung deßelben hierdurch noch feſtgeſetzt, daß: ; ; 

1) er zur Superrevifion aller Concepte zwar befugt; jedoch es feiner 
nähern Beurtheilung uͤberlaßen bleibe, in welchen Faͤllen und bey 
was für Sachen er nöthig finde, ſich die Concepte zur Superre- 
villon vorlegen zu laßen, wobey ſich übrigens von ſelbſt verſteht, 
daß er in Materiali nichts aͤndern kann, ſondern feine etwa habende 
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Bedenklichkeiten dem Collegio vortragen muß, ſo wie er auch die 
an die Landes⸗Collegia gehende Berichte jederzeit zu revidiren ver⸗ 
pflichtet iſt. 

2) Die an die Partheien gehende Erkenntniße oder Verfuͤgungen, fie 
haben Namen wie ſie wollen, desgleichen die an andere Gerichte 

oder einzelne Perſonen zu erlaſſende Requilitionen werden von ihm 
allein; dagegen die an hoͤhere Inſtanzen zu erſtattende Berichte von 

dem ganzen Collegio unterſchrieben. 1 

8) Er muß das größere Stadtſiegel, womit die Urtheile und ſonſtige 
öffentlichen Urkunden bedruckt werden, unter feinem Beſchluß haben, 
und niemals als in ſeiner Gegenwart damit ſiegeln laßen; woge⸗ 
gen das kleinere zur Verſiegelung der Schreiben, Verfuͤgungen und 
Berichte des Stadtgerichts zu gebrauchende Siegel, der Kanzley an⸗ 
vertrauet werden kann. 

9. 3. 

In Anſehung der Stadträthe bedarf es keiner beſondern Feſtſetzun⸗ 
gen, ſondern Diefelben werden blos auf die in der allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung über das Amt der Räthe enthaltene Vorſchriften verwiefen, Da 
ledoch dem Stadtgericht zur Bearbeitung der Handlungsſachen, zwei 
kaufmänniſche Alfellores beigeordnet find; fo wird in Anſehung derſel⸗ 
en feſtgeſetzt: i 5 . 

1) daß fie den ganzen Seshonen des Collegii nicht beizuwohnen, ſon⸗ 
dern nur um 11 Uhr eines jeden Gerichtstags, oder wenn in ein⸗ 
zelnen Fällen der Oberrichter ihre Gegenwart früher verlangt, zu 
erſcheinen verbunden, daß aber bis zu ihrer Anweſenheit der Vor⸗ 
trag derjenigen Sachen, wobei es auf Handlungs ⸗ Kenntniß ans 
kommt, auszuſetzen iſt. . i 

2) Können ihnen ganze Inſtructiones nicht aufgetragen werden, ſondern 
ſie muͤßen nur dem Deputato bey der Einleitung von Handlungs⸗ 
Prozeßen mit ihrem Rath und Gutachten aſſiſtiren, und find nur 
folchen Instructions Terminen, in welchen Gegenſtaͤnde, die Kauf: 
maͤnniſche Kenntniß nothwendig erfordern, vorkommen, beyzuwoh⸗ 
nen verbunden. 

8) Stehet denſelben zwar kein eigentliches Votum deviivum zu; das 
Stadtgericht muß aber, da wo es wuͤrklich auf Handlungskenntniß 
oder Ufancen und Gewohnheiten ankommt, ſich in der Einleitung 
und Entſcheidung der Sachen, nach ihrem Gutachten richten. 


9. 6. 


ten Die erſte Prüfung der ſich zu Auscultatoren meldenden Candida- 
Sie wird zwar dem Stadtgericht überlaßen; wenn dieſelben aber zu Re⸗ 
Mis „darien alcendiren wollen, muͤßen fie von der Regierung ſelbſt exa- 
arbend werden „auch die gewoͤhnliche Probe » Relation bey derſelben aus⸗ 
ee Ihnen liegen alle Arten von gerichtlichen Arbeiten ob, welche 
de Oberrichter ihnen aufzutragen für gut findet, und muͤßen fie beſon⸗ 

es den Secretarien beym Expediren behülflich ſeyn. 

Weſtpreuß. Prov.-Mecht. Bd. III. 
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Was von den Subalternen außer den einem jeden derſelben nach 
der allgemeinen Gerichts-Ordnung obliegenden Pflichten, beſonders zu 
beobachten iſt, ſoll weiter unten, wo von der Regiſtratur, dem Kanzley⸗ 
Depoſiten = und Sportul⸗ Weſen die Rede ſeyn wird, näher beſtimmt werden. 


9. 8. 


Obgleich in Anſehung der Verfahrungsart, das Stadtgericht hauptfäaͤchlich 
nach den im Eingange bereits allegirten Vorſchriften, ſich zu achten hat; 
und es am wenigſten in Anſehung der Prozeße vieler befondern Anweil⸗ 
ſungen bedarf; fo erfordern doch die daſigen Local - Umftande einige WE 
nige N und naͤhere Beſtimmungen, und wird daher folgende 
feſtgeſetzt: : 

Zur Inſtruction aller Bagatell⸗Sachen bis 10 Kthlr., desgleichen der 
Injurien⸗Sachen unter gemeinen Leuten, der in der allgemeinen Gericht? 
ordnung Part. I. Tit. 44. $. 61. leg. näher beſtimmten fchleunigen Miethe⸗ 
imgleichen der Geſinde⸗Sachen, wird wöchentlich ein kleiner Gerichtstag 
angeſetzt, welcher ein für allemal öffentlich bekannt gemacht, und von 
zwey Stadtraͤthen, die alle 6 Monate wechſeln, unter Aßiſtenz zwener 
Referendarien oder Auscultatoren abgewartet werden muß. Ueber alle 
Geſuche und Protocolle welche in dieſe Gegenftände einſchlagen, und ent? 
weder in der Regiſtratur oder bey dem Director abgegeben werden, wir; 
ein beſonderer Tagezettel gehalten; und der Director vertheilt derglei 
chen Fr ng Sachen unter die beyden Deputirten mit moͤglichſter 
Gleichheit. 

Die Regiſtratur muß mit größter Aufmerkſamkeit dafür forgen, daß 
jede dergleichen Pidce dem Deputirten, welchem fie zugeſchrieben iſt, au 
das ſchleunigſte zugeſtellt, und der Tagezettel zeitig am Morgen des 
kleinen Gerichtstages dem Aelteſten der beiden Deputirten vorgelegt 
werde. Sobald einem Deputirten dergleichen Klage zugekommen ir 
laßt derſelbe beide Theile durch einen Boten mittelſt bloßer Vorzeigung 
des Dekrets, muͤndlich, zum naͤchſten kleinen Gerichtstage vorladen, und 
der Bote muß unter dem Dekrete bemerken: wenn, und an wen DIE 
Vorladung bekannt gemacht worden. 


Damit die Partheyen ihre Zeit nicht ohne Noth mit unnuͤtzen Wor⸗ 


ten verderben duͤrfen, muͤßen die auf jeden kleinen Gerichtstag beſtimmte 
Sachen in zwey Theile getheilt, und darnach die Partheyen der erſten 
Klaſſe um 8 Uhr, die der zweiten aber auf 11 Uhr beſtellt werden. Der 
Bote muß alſo den Partheyen auch bey der Vorladung nicht blos den 
Tag, ſondern zugleich die Stunde, wenn ſie erſcheinen ſollen, bekannt 
machen. ; g 

Am Gerichtstage ſelbſt werden die Sachen ſelbſt, fo viel als mög 


lich nach den Nummern des Tagezettels angenommen und jeder Dep? 


tirte muß ſich mit Beihuͤlfe des ihm zugeordneten Referendarii alle 
Muͤhe geben, jede Sache entweder zu vergleichen, oder doch ſpruchreif 
zu infirairen. Es muͤßen daher auch die etwa abzuhoͤrenden Zeugen entweder 
von den Partheyen ſogleich mit zur Stelle gebracht, oder wenn dieſes 
nicht geſchehen, wo es irgend moͤglich iſt, noch an demſelben Vormit⸗ 
tage herbeygeholt und abgehoͤrt werden. 
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M Iſt dies nicht zu bewerkſtelligen, oder kann wegen andrer beſondrer 
mſtaͤnde die luſtraction einer ſolchen Sache an demſelben Tage nicht 
abgeſchloßen werden; ſo muß der Deputirte die Partheyen und Zeugen 
entweder auf den Nachmittag, oder auf einen andern Tag in derſelben 
di oche, welcher kein kleiner Gerichtstag iſt, vor ſich beſcheiden, und in 
leſem porrogirten Termine die Sache unfehlbar abſchließen. 15 
Alle dergleichen Sachen welche in einem kleinen Gerichtstag uicht 
ſpruchreif haben inſtruirt werden koͤnnen, muß der Deputirte auf einem 
eſondern Bogen oder Reſtenzettel verzeichnen; dabey die Zeit, wenn die 
artheyen wieder beſtellt worden, bemerken, und dieſen Reſt in den 
agezettel eintragen. Wenn aber, wie in der Regel immer geſchehen 
muß, eine Sache ſpruchreif inſtruirt iſt; ſo giebt der Deputatus die auf⸗ 
genommene Protokolle nebſt ſeiner Anzeige in der Regiſtratur ab, und 
eſtellt die Partheyen auf den nächftfolgenden kleinen Gerichtstag wie⸗ 
er muͤndlich zur Anhoͤrung und Empfang des Erkenntnißes. Die Regi⸗ 
ſtratur ſezt dieſe Anzeige ſo wie alle uͤbrige Vortraͤge auf den gewoͤhn⸗ 
ichen Tagezettel des Collegii. In dieſem wird die Sache bey der naͤch⸗ 
en Zuſammenkunft wie jede andere unter den Memorialien von einem 
urch den Oberrichter ernannten Decernenten vorgetragen, und von ſel⸗ 
bigem das Erkenntniß nach dem Conclufo des Gollegii fofort abgeſetzt. 
"Dies Erkenntniß wird, wenn zuvor davon ſchleunige Abſchriften gemacht 
worden, dem Deputato zur Publication zugeſtellt, und wieder in den 
Tagezettel des kleinen Gerichtstages eingetragen. . ! 

Damit dergleichen Bagatell⸗ und Injurien⸗Sachen nie ungebuͤhrlich 

verſchleppt werden koͤnnen, iſt es die Pflicht des Oberrichters, jeden 
achmittag eines geweſenen kleinen Gerichtstags, den FTagezettel der 

Sachen, welche nach ſelbigem verhandelt werden ſollen, nachzuſehen, und 
muß eine jede auf ſelbigem angeſetzt geweſene Sache entweder in die 
egiſtratur abgegeben, oder in dem Reſtenzettel bemerkt ſeyn. 

Iſt keines von beiden geſchehen, fo muß er den Deputatum deshalb 
ſofort zur Rede ſtellen und die erforderliche Verfügung treffen, daß die 
Sache in gehoͤrigem Gange gehalten werde, ſo wie ihm auch ein glei⸗ 
ches obliegt, ſo bald er bemerkt, daß eine und dieſelbe Sache mehr als 
einmal in dem Reſtenzettel vorkommt. Neue Klagen werden in dem 
kleinen Gerichtstage nur in ſofern, als die Zeit nach Abmachung der 
übrigen Sachen dazu etwa noch hinreicht, aufgenommen, außer dieſem 

alle aber werden die ſich Imeldenden Kläger an den Referendarium ges 
wieſen, welcher täglich auf dem Rathhauſe gegenwaͤrtig ſeyn, und die 
mendlichen Anträge der ſich meldenden Partheyen zum Protokolle neh⸗ 
en muß. 


— 


F. 9. 


Es iſt bereits oben feſtgeſetzt worden, daß in Anſehung des Vor⸗ 
mundſchaftsweſens lediglich nach den Vorſchriften des allgemeinen Land⸗ 
rechts zu verfahren ſey. Um aber dem Stadtgericht Kenntniß von dem 

aſeyn aller unter deßen Gerichtsbarkeit befindlichen Minorennen zu ver⸗ 
chaffen, iſt erforderlich, den Predigern aufzugeben, daß ſie alle Todesfälle 
:o jemand minorenne Kinder oder ſonſtige minderjaͤhrige oder blodſin⸗ 
nige Erben hinterläßt, ſpaͤteſtens binnen acht ö muͤßen; 


4 
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auch iſt im Unterlaſſungsfall jedesmal die Verantwortung des faumigen 
Predigers zu erfordern. ) 


g. 10. 


Die Strafbarkeit der Verbrecher ſelbſt muß lediglich nach den Vor⸗ 
ſchriften des allgemeinen Landrechts beurtheilt und abgemeſſen werden, 
in Anſehung der Inſtruction der Criminal⸗Prozeße aber und der damit 
verwandten Materien wird das Stadtgericht auf die dem Stadtgericht 
zu Elbing im Regl. vom 10. Sept. 1773. Tit. 4. Sect. II. zweiter Ab⸗ 
theilung ertheilte Vorſchriften vor der Hand verwieſen, und dabey blos 
bemerkt, wie die darin bey gewißen Verbrechen verordnete dreimalige 
Litis conteſtation durch das Releript vom 25. Februar 1788. abgeſchaft 
worden, ſtatt derſelben aber der den Inquisiten zugeordnete Defenfor bey 
der Special -Inquilition jederzeit gegenwaͤrtig ſeyn, oder doch, wenn die 
nicht in allen Fällen moglich wäre, das aufgenommene articalirte Der? 
hör dem Inquiliten in Gegenwart des Defenſors vorgeleſen werden muß · 
Uebrigens muß das Stadtgericht die von ihm abgefaßten Criminal - Er? 
kenntniße, in allen Fällen, wo es durch allgemeine Vorſchriften feſtge⸗ 
ſetzt iſt, der Regierung ebenfalls zur Confirmation einreichen. Doch fol 
ihm frey ſtehen, in allen Fällen, wo das Geſetz Zuchthaus: Strafe vor? 
ſchreibt, und darauf wirklich erkannt iſt, die Inquißten interimiſtiſch, 
ur 1105 Abwartung des Confirm. Relerpt. in das Zuchthaus abliefern 
zu laßen. 5 0 


F. 11. 


Die Verwaltung der Depoſitorum muß bey dem Stadtgericht um fd 
mehr lediglich nach der Anweiſung der allgemeinen Depoſital⸗Ordnung 
vom 15. December 1783. geſchehen, als daßelbe unſtreitig zu der Claße 
der in dieſer Verordnung Tit. 8. 9. 1. No. I. bemerkten großen Unterge⸗ 
richte gehoͤrt. 


9. 12. 


Das Regiſtratur- und Kanzley⸗Weſen iſt bey dem Stadtgericht in 
der Hauptſache nach den Vorſchriften der allgemeinen Gerichtsordnung 
P. 3. Tit. 5. und des denſelben beygedruckten allgemeinen Regiſtratur⸗ 
und Kanzley-⸗Reglements zu verwalten. Da jedoch dieſe Anweiſungen 
größere Collegia und ein ftärkeres Perſonale, beſonders in Anſehung des 
Subalternen vorausſetzen, als bey dem Stadtgericht vorhanden iſt; TO 
erfordert die individuelle Beſchaffenheit deßelben einige Modification, 
welche in folgender Art hiedurch feſtgeſetzt werden, ; . 

1) da bey dem Stadtgericht kein Kanzley⸗ Director exiſtirt, fo muß 
die demſelben uͤbertragene Aufſicht über Regiſtratur, Sekretariat 
und Kanzley vom Oberrichter ſelbſt verſehen werden. Wie es mit 
den uͤbrigen nach dem erwahnten Reglement dem Kanzley⸗Director 
obliegenden Arbeiten zu halten, ſoll weiter unten beſtimmt werden. 

2) Unter den F. 22. des Reglements vorgeſchriebenen Buͤchern faͤllt 
das lab No. 10. aufgeführte Repertorium der Conßiſtorial-Kirchen⸗ 
und Schul⸗Akten weg, fo wie auch der $. 41. für die Conſiſtoris 
vorgeſchriebene Tagezettel ceſſirt, dagegen nach der oben bereits ge⸗ 
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gebenen Anleitung für die Bagatell⸗ und geringe Injurtien⸗Sachen 
ein beſonderer Tagezettel zu fuͤhren iſt. g 

Der Archivarius muß nicht allein zugleich die Stelle eines Ingrof- 
latoris vertreten, ſondern auch alle in Hypotheken⸗ Sachen vorkom⸗ 
mende Expeditionen concipiren. 

4) Da die Regiſtratur⸗Bediente des Stadtgerichts durch die Relpici⸗ 
rung der alten Archive und Regiftraturen einen ungewöhnlichen Zur 
wachs von Arbeiten haben, fo werden dieſelben von Anfertigung 
der §. 95. des Reglements verordneten Abſchriften des Tagezettel 
diſpenſirt, und werden die Originalien dem Oberrichter beym Vor⸗ 
tragen vorgelegt. Statt dieſer Abſchriften des Tagezettels ſoll aber 
vom Regiltratore und erſten Secretario ein Nummerbuch geführt 
werden, deßen Einrichtung, Gebrauch und Zweck weiter unten ge⸗ 
zeigt werden ſoll. . 

5) Dem kuh Lit. B. des Reglements annectirten Schema des Expe- 
ditions Buchs muß noch eine Colonne für das Bothenlohn hinzu⸗ 
gefuͤgt werden, und findet mithin ein gleiches bey dem Siegel⸗ 
zettel ſtatt. 9 

6) Der Kanzley⸗Inſpector und die Kanzelliſten des Stadtgerichts ers 
halten zwar ſaͤmtliche Copialien; es verſteht ſich aber dagegen 
von ſelbſt, daß ſie dafuͤr alle bey dem Stadtgericht vorfallende 
Schreibereyen zu beſorgen haben, und die Kopiſten, welche zur 
prompten Beſtreitung aller Arbeit noͤthig ſeyn möchten, davon zu 
bezahlen verbunden ſind; wobey denſelben auch keinesweges geſtat⸗ 
tet werden kann, ſich dergleichen Leute nach ihrem Wohlgefallen, 
wie ſie ſelbige am wohlfeilſten haben koͤnnen, zu waͤhlen, ſondern 
es muͤßen dieſe Huͤlfsſchreiber vom Stadtgericht approbirt und ver⸗ 
pflichtet werden; ſo wie auch, wenn zwiſchen der die Copialien zie⸗ 
henden Kanzley und den Kopiſten wegen Remuneration der leztern 
kein guͤtliches Abkommen ſtatt findet, das Stadtgericht ſelbige ex 
aequo et bono feſtſetzt. 2 0 

7) Was g. 238. und 239. wegen monatlicher Bezahlung und Repar- 
tition der Schreibgebuͤhren verordnet iſt, findet auch in Anſehung 
des Bothenlohns ſtatt. f ; 

8) Statt des in dem Reglement g. 107 bis 121. und $. 1927197, 
vorgeſchriebenen Verfahrens mit den von dem Vortrage zuruͤckkom⸗ 
menden Piécen und Acten wird den Stadtgerichts⸗Subalternen fol: 
gende Anweiſung ertheilt: . 75 

a) Es wird ein mit jedem Tagezettel correſpondirendes beſonde⸗ 
res Nummerbuch vom Regiſtrator geführt, in welches unter 
dem Dato eines jeden Gerichtstages gerade die nemlichen Num⸗ 
mern eingetragen werden, die an dieſem Tage beym Collegio 
zum Vortrag geweſen. Die ſehr fimple Einrichtung dieſer 
Nummerbuͤcher zeigt die Beylage. BR 

b) So wie die Boten alle von den Rathen in der Seßion gelaßene 
Piecen und Acten in die Regiſtratur gebracht haben, werden 
ſelbige von dem Regiſtrator und erſten Secretario gemein: 
ſchaftlich durchgeſehen, und je nachdem die Piece blos ad 
acta kommt, oder darauf ſchriftlich zu expedirende Dekrete 
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angegeben find, oder von dem darauf angegebenen Decret blos 
ſimple Abſchrift gefertigt werden ſollen, von einander abge⸗ 
fondert, 3 

e) Die Pidcen welche blos ad Acta kommen, oder jemanden vor 
zuweiſen ſind, werden von dem Regiſtrator ſogleich im Num⸗ 

merbuch geloͤſcht und demnaͤchſt in dem Tagezettel abgeſchrieben, 

d) Gegen diejenigen Nummern bey welchen Expeditiones verfügt 
ſind, ſchreibt der Sceretarius den Anfangsbuchſtaben des NA 
mens des expedirenden Secretarius in Gegenwart des Regilire- 
toris, und nimmt diefe Pidcen zur Entwerfung der verfuͤgten 
Expeditionen mit ſich in das Secretariat. 

e) Wenn der Secretair dieſe Sache wirklich expedirt und in das 
Expeditions- Buch eingetragen hat, notirt er gegen jede mi 
dem Tagezettel correſpondirende Nummer des Nummerbuchs / 
die Nummer des Expeditions- Buchs, und wenn in der Folge 
dieſe Piecen von dem Kanzley⸗Inſpector der Regiſtratur zu⸗ 
ruͤck geliefert werden, ſtreicht ſie der Regiſtrator gleichfalls 
im Nummerbuch durch und ſchreibt ſie im Tagezettel ab. 

) Diejenigen Piécen auf welche blos die Ertheilung ſimpler Ab⸗ 
ſchriften erfolgt, und die mithin ins Kopier-Buch kommen, 
werden, wenn zuvor von dem Secretario die Kopialien taritt 
worden, dem Kanzley⸗Inlpector zugeſtellt, und dieſer ſchreibt 
gleichfalls gegen jede erhaltene Piece den Anfangs⸗Buchſtaben 
feines Namens. Wenn in der Folge dieſe Piécen nach ertheil⸗ 
ten Abſchriften in die Regiſtratur zuruͤck geliefert werden, 
wird die Nummer derſelben gleichfalls vom Regiſtvator in Ges 
genwart des Kanzley⸗ Infpeotors im Nummerbuch ausgeſtrichen 
und im Tagezettel abgeſchrieben. 5 

8) Spaͤteſtens den Tag vor dem folgenden Gerichtstag muß der 
Oberrichter ſich die Nummerbuͤcher vorlegen laßen, aus welchen 
er mit einem Blick uͤberſehen kann, in weßen Haͤnden ſich jezt 

eine jede zum Vortrag geweſene Pidce befindet; denn 

1) diejenigen Nummern, welche durchſtrichen ſind, ohne daß ein Na⸗ 
menszeichen oder eine Nummer dagegen ſteht, ſind bereits ohne daß 
darauf eine Expedition oder Abſchrift verfuͤgt worden, zur Regiſtra⸗ 

tur zuruͤck gekommen, oder wenigſtens hat der Decernent ſtatt der 
zurückgeſchickten Piece den in das Annotations⸗Buch einzutragenden 
Schein über ſelbige ertheilt; vid. No, 2. 5. 13. 14. 16. und 18. 

2) Diejenige Nummer hingegen, gegen welche der Anfangsbuchſtabe von 
dem Namen des Secretairs geſchrieben ſteht, gegen welche aber 
noch nicht die Nummer des Expeditions- Buchs notirt worden, be⸗ 
findet ſich in den Händen des Secretairs und iſt von ſelbigem noch 
nicht expedirt, vid. No. 1. 11. und 12. 

8) Steht gegen die mit dem Buchſtaben des Secretairs verſehene Num⸗ 
mer die Nummer des Expeditions⸗ Buchs, die Ausſtreichung iſt aber 
noch nicht vom Regiſtrator geſchehen; fo hat zwar der Secretair 
die biéce ſchon expedirt, und der Kanzley zum Mundiren zugeftellt 5 
dieſe hat aber die Munda noch nicht beforgt, wenigſtens die Pidc® 
noch nicht zur Regiſtratur zuruͤck geliefert, vic. No. 4. 7. und 17. 
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+ Sind Nummern dieſer Art durchgeſtrichen, fo haben ſolche den gan⸗ 
zen vorgeſchriebenen Kreislauf gemacht, und ſind bereits zur Regi⸗ 
ſtratur zurück gekommen. vid. No. 3. und 6. 

9) Diejenigen Nummern, gegen welche der Anfangsbuchſtabe von dem 
Namen des Kanzley⸗Inſpectors ſteht, befinden ſich in deſſen Haͤn⸗ 

den, und ſind die verordneten Abſchriften noch nicht angefertigt, we⸗ 
ae die Piecen zur Regiſtratur nicht zuruͤck geliefert. vid. No. 

2155 5 

6) Sind hingegen die mit dem Buchſtaben des Kanzley⸗Inſpectors be⸗ 
zeichneten Nummern durchgeſtrichen, ſo haben ſelbige gleichfalls ih⸗ 
4 Kreislauf vollendet, und find zur Regiſtratur zuruck gekommen. 

vid. No. 9. 3 

7) Stehen endlich Nummern noch ganz offen, fo daß weder eine an⸗ 
dere Nummer noch ein Buchſtabe dagegen geſchrieben iſt, ſo hat 
ſelbige offenbar der Decernent zuruck behalten, ohne einen Schein. 
uͤber ſelbige ertheilt zu haben. Vid. No. 8. und 19. ; . 

Da nun ſolchergeſtalt der Oberrichter mit einem Blick alle Ruͤck⸗ 
ſtaͤnde der zum Vortrag geweſenen Sachen, und in weßen Haͤnden 
ſich ſelbige befinden, zu uͤberſehen im Stande iſt, ſo muß er auch 
jeden ſogleich mit Nachdruck zu ſeiner Pflicht anweiſen. 

h) Dasjenige, was bisher wegen Ablieferung der zum Vortrag ges 
8 weſenen Piécen verordnet worden, beziehet ſich zwar eigentlich 
nur auf die Vortrage in Prozeß⸗ und Pupillenſachen, muß 
aber auch auf gleiche Weiſe von dem Archivario in Abſicht 
der nach ſeinem Tagezettel zum Vortrag geweſenen Sachen 
beobachtet werden, nur mit dem einzigen Unterſchied, daß, 
weil er in ſich die Perſon des Regiſtratoris und Secretarü ver⸗ 
einigt, mit ſich ſelbſt controlliren wuͤrde, nicht er ſelbſt, ſon⸗ 
dern der Secretair die ad Acta zu nehmende Nummern Löfchen, 
und gegen die andere den Anfangsbuchſtaben von den Namen 
des Archivariüi ſchreiben muß. 


F. 18. 

Da die Verwaltung der Sportul-Kaße mit der Einrichtung des 
Regiſtratur⸗ und Kanzley⸗Weſens in der genaueſten Verbindung ſteht, 
deshalb auch das oben angeführte Regiſtratur⸗ und Kansley⸗Reglement 
und Sportulkaßen⸗Reglement vom 20. April 1782. ſich wechſelſeitig 
immer eins guf das andere beziehen, fo wird dem Stadtgericht auch das 
eztere ebenfalls in Abſicht ihrer Sportul⸗Kaßen⸗ Verwaltung vorge- 
ſchrieben. Es verſteht ſich dabey von ſelbſt, daß alle diejenigen Be⸗ 
immungen und Maaßregeln dieſes Reglements, die ſich auf Gegen⸗ 
aͤnde und Geſchaͤfte beziehen, die bey dieſem Collegio nicht vorkommen 
onnen, von ſelbſt wegfallen. . 

Uebrigens verſieht der Sportulkaßen⸗Rendant zugleich die Stelle des 

Vorſchuß⸗Nendanten. 4 : 
$. 14. 


Die Gebühren follen nach der den Gerichten der hieſigen Reſiden⸗ 
dien unterm 14. Januar 1788. vorgeſchriebenen Sportul⸗Taxe angeſetzt 
werden, und wird derſelben noch hinzugefügt: ö 
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6) Daß an Infinuations- Gebühren wenn das Objectum litis die 
dritte Calonne der Sportul⸗ Taxe erreicht oder uͤberſchreitet, 
in der Stadt und in den zwiſchen den Veſtungswerken belege; 
nen Vorftädten 3 gr. in den außerhalb der Veſtung belegenen 
Vorſtaͤdten aber 4 gr., zu nehmen. Ohne Unterfchied des Orts 
aber wo die Infinuation geſchieht, wird bey Objecten der zwey⸗ 
ten Colonne nur 2 gr., bey Objecten erfter Colonne nur 1 gr⸗ 
6 pf. und bey noch geringern nur 1 gr. genommen. Dieſe 
Infinuations- Gebühren werden zwiſchen dem Bothenmeiſter und 
den Bothen dergeſtalt getheilt, daß jener gegen dieſe eine 
dreyfache Portion erhält. 

b) Auf der einen Seite koͤnnen zwar die bisher von den Ausru⸗ 
fern genommenen Procent⸗Gelder bey Auctionen welche von 
dem Stadtgericht veranlaßt werden nicht ferner geduldet wer⸗ 
den, da es aber auf der andern Seite die Billigkeit erfordert, 
daß die Ausrufer in den Einkünften ihres tituſo onerofo er⸗ 
worbenen Poſtens zu ſehr zuruck geſetzt werden; ſo hat das 
Stadtgericht noch zweckmaͤßige Vorſchlaͤge zu machen wie bey 
gerichtlichen Auctionen die Gebuͤhren des Ausrufers ohne zu 
große Belaͤſtigung des Publici zu reguliren, wobey befonder® 
auf Schonung unvermoͤgender Pupillen zu ſehen iſt. Nach Ab⸗ 
gang des jetzigen Ausrufers muͤſſen aber dieſe hohe Auctions⸗ 
Gebuͤhren ganz abgeſtellt, und dieſelben blos nach Vorſchrift 
der Sportul⸗Taxe gngeſetzt werden. 

e) Da bisher in Danzig bey verſchiedenen Actihus voluntariae ju- 
risdietionis Abgaben an die Kaͤmmerey, an das ehemalige 
Gericht zu Wegen und Stegen, auch an Pia corpora und Ar⸗ 
menanſtalten gewöhnlich geweſen; fo hat das Stadtgericht die 
Faͤlle, wo dergleichen gegeben worden, und wie hoch dieſe 
Abgaben geweſen, naͤher auseinander zu ſetzen, und uͤber de⸗ 
ren Beybehaltung oder Abſchaffung gutachtlich an die Weſt⸗ 
preußiſche Regierung zu berichten. > 


9. 18. 


Aus der Prozeß: Ordnung, dem Regiſtratur⸗ und Kanzley⸗ dem 
Sportul⸗Kaßen⸗ und Depoſiten⸗Reglement, auf welche das Stadtge⸗ 
rſcht verwieſen worden, ergiebt ſich ſchon groͤßtentheils, was für Bücher, 
Repertoria, Rechnungen und Liſten bey dem Stadtgericht gehalten wer⸗ 
den müffen, und welchen Perſonen deren Führung obliegt, Dieſe muͤßen 
alfp in fo fern es noch nicht geſchehen ſofort angeſchaft und gefuͤhrt werden. 

Da aber in den obenerwaͤhnten Anweiſungen einige dieſer Buͤcher 
ihrer Form nach nicht genau bezeichnet, anderer aber, die gleichwohl 
unentbehrlich find, darin gar nicht Erwähnung geſchiehet, ſo hat das 
Stadtgericht nachfolgende Bücher und Repertoria zu halten. 

1) Das Repertorium der ſchwebenden Eriminal⸗Prozeße. 
2) Das Repertorium der reponirten Eriminal⸗Prozeße. 

Dieſe Buͤcher koͤnnen vor der Hand genau nach den in der Prozeß⸗ 
Ordnung Part. 3. Tit. IV. 6. 46. und 50. für die eurrenten und repo⸗ 
nürten Civil? Prozeße vorgeſchriebenen Liſten geführt werden. 
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3) Das Praͤſentien⸗Buch. 

9 Das Reſcripten⸗ Buch. 

5) Das Teſtamenten⸗ Buch. 

6) Das Collateral⸗Stempelbuch. 

7) Das Vormundſchafts⸗ Repertorium. N RE 
90 Dieſe Buͤcher von No. 3. bis 7, ſind nach den dem Elbingſchen 
5 eglement vom 10. September 1773. lub litt. A. et No. 1. 2. 9. 11. 
ad 14. beygedruckten Formularen zu führen. 


$. 16, 


N Obgleich die Regierung von der pflichtmaßigen Amtsfuͤhrung und 
Er vorſchriftsmaͤßigen Gang der Gefchäfte bey dem Stadtgericht, ſich 
ya durch die anzuſtellende Juſtitz⸗Reviſionen eine genaue Kenntniß und 
enlige Ueberzeugung verfchaffen kann; fo dienen doch die über die wich⸗ 
aten Zweige der Arbeiten des Stadtgerichts derſelben einzureichende 
abellen und Liſten wenigſtens zu einiger Controlle des beobachteten 
anabrens, Es müßen daher folgende Tabellen und Liſten uͤberreicht 
en: 8 
1) Die Inſtructions- Lifte der ſchwebenden Civil: Prozeße; 
2) Die Infirgetions- Lifte der ſchwebenden Criminal⸗Prozeße. 

Dieſe beiden Liſten werden halbjaͤhrig den 1. Juny und 1. Decem 
ber eingeſandt, und find blos Abſchriften der in vorigen §. lub No. 
Bücher in der Prozeß ⸗ Ordnung Part, 3. Tit. V. F. 46. bemerkten 

er; 5 
8) Die jährige Depoſiten⸗Tabelle nach dem bey der Depoſital⸗Ord⸗ 

nung lub Litt. I. befindlichen Schemate. f 

4) Die Quartal⸗Praͤſentien⸗Tabelle; 

5) Die General- Referenten- und Reſten⸗ Tabelle, ſowohl in Civil⸗ 
als auch in Criminal: Sachen. f 

6) Die jährliche General: Prozeß: Tabelle. 

7) Die jährliche Bormundſchafts⸗Tabelle. 

8) Die Qugrtal⸗Collateral⸗Stempel⸗Tabelle, und 

9) Die den Criminal: Akten vorzuheftende Tabelle. 
8 Zu den von No. 4. bis 9. aufgeführten Tabellen befinden ſich die 

chemata ebenfalls unter den Beylagen des Reglements fuͤr den Magi⸗ 
trat zu Elbing vom 10. Sept. 1778. fubLitt, G. No. 1. 2. 5. 8. 1213. 
5 Da Seine Majeſtaͤt durch dieſe Anordnungen lediglich die Befoͤrde⸗ 
ben gründlicher und regelmaͤßiger Gerichtspflege fuͤr die Stadt Danzig 
peabſichtigen; fo befehlen Allerhoͤchſt Dieſelben fo gnaͤdig als ernſtlich, 
ledermann, beſonders aber den Mitgliedern und Subalternen des Stadt⸗ 
‚gesicht, ſich nach dieſen Vorſchriften aufs genaueſte zu achten; ſo wie 
Be die Weſtpreuß. Regierung angewieſen worden, auf deßen puͤnktliche 

eobachtung forgfältigft zu wachen. N 

So geſchehen Berlin, den 6. Auguſt 1796. 


(L. 8.) . 5 50 
> Auf Seiner Königlichen Majeſtaͤt 
allergnaͤdigſten Special - Befehl, 


Goldbeck, 
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Nr. 23. 5 | 
Reſcript, das Erbbuch betreffend.“) 


Ven Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm Koͤnig v. Preußen. 

Unſern 2c. Unſer Cammergerichts⸗Praesident Freiherr von Schlei 
nitz hat über die bisherige Verfaſſung der Danziger Erbbuͤcher, Nach⸗ 
richten eingezogen; und zu deren Umwandlung in foͤrmliche Hypothe⸗ 
quen- Bücher Vorſchlaͤge gethan, welche Ihr aus dem cum actis su 
lege remishonis beigehenden Original- Berichte deſſelben mit mehrerm 
erſehen werdet i g 

So vollſtaͤndig und befriedigend die eingezogene Nachrichten find, 
und fo gruͤndlich und überzeugend der daraus geführte Nachweis ift, da 

die Erbbuͤcher und die bei deren Führung ſtatt gefundene Methode Un? 
fern Hypothekenbuͤchern, und dem dabei durch Unſere Landesgeſetze vor 
geſchriebenen Verfahren unendlich nachſtehe, fo finden wir es doch be 
denklich, die von dem Referenten zur Einführung der Hypothequen“ 
Buͤcher geſchehenen, an ſich ſehr zweckmaͤßigen Vorſchlaͤge ſogleich und 
auf einmal realiſiren zu laſſen. 

Nicht zu gedenken, daß wenn dieſes durch das Stadtgericht, ohne weitere 
extraordinaire Beihuͤlfe geſchehen ſollte, das Aufſuchen der Nachrichten und 
die Vernehmung ſo vieler Grundbeſitzer die Arbeit deſſelben ſo vermehren 
wurde, daß wahrſcheinlich der Betrieb der currenten Geſchaͤfte darun⸗ 
ter leiden müßte, fo ſcheinen folgende Betrachtungen überhaupt ein lang? 


ſameres und Luocelfives Verfahren bey der Einführung Unſerer Hypo- 


thequen —Verfaſſung nach den beſondern hier vorwaltenden Umſtaͤnden 
anzurathen. 


Der Referent raͤumet ſelbſt ein, daß die Erbbuͤcher die weſentlich⸗ 


ſten Erforderniſſe Unſerer Hypothequen-Buͤcher beſitzen, und eines all⸗ 
gemeinen Credits in der Stadt und Gegend genießen. Er behauptet aus 
fehr überwiegenden Gründen, daß man dieſen Credit auf keine Weile 
erſchuͤttern, fondern ihn fo viel als möglich aufrecht erhalten muͤſſe. Er 
bemerkt, und es ergibt ſich auch ſonſt hinlaͤnglich aus den Acten, daß 
die daſigen Einwohner einen fo hohen Werth auf ihre Erbbuͤcher legen, 
daß ein plotzlich und auf einmal erfolgender Umſturz dieſer Verfaſſung 
die unangenehmſten Senfationen bei ihnen hervorbringen wuͤrde. 5 
Aus obigem folgt, daß eine ſolche gaͤnzliche Reforme in Danzig 
nicht fo dringend nothwendig ſey, als in andern Provinzen und Oertern, 
wo bisher noch kein Surrogat eines Hypotheken- Buchs exiſtirt hat, ſon⸗ 
dern der Real - Credit erſt fundirt und gleichſam ganz neu geſchaffen 
werden muß; daß mithin die Staatsverwaltung keine wichtigere Zwecke 
verabfäume oder aus den Augen ſezze, wenn fie ſich hier nach den vor⸗ 
gefaßten Meinungen ihrer neuen Unterthanen in etwas bequemet,- die 
alte, an ſich fehlerhafte Einrichtung nur nach und nach abſtellt, und 
das Publienm an die beſſere Verfaſſung gleichſam unmerklich gewoͤhnet; 
wodurch zugleich die Erſchuͤtterungen vermieden werden, die in den bri⸗ 
. vat-Umftänden vieler Familien auf eine für das Ganze nachtheilige Art 


) Nicht gedruckt. 


N 


| 


Den 9. Auguft 1796. 48550 


zu beforgen find, wenn fetzt in die Rechte ſaͤmtlicher Grundbeſizzer und 
Angetragenen Real - Gläubiger gleichſam ex officio inquirirt und die 
usſtellungen, welche dabei fich häufig finden möchten, auf einmal zur 


prache gebracht, mithin eine große Menge von Prozeſſen rege ges 


macht, dadurch aber Unruh und Beſorgniß unter das Publicum verbrei⸗ 
tet werden ſollte. 
Dieſe Gruͤnde machen uns geneigt, folgenden Mittelweg zur Ein⸗ 


x dichtung des Hypotheken⸗Weſens in der Stadt und dem Territorio von 


Danzig einzuſchlagen. 

5 1. e . 
Das Stadtgericht muß für allen Dingen ſich ein richtiges und voll⸗ 
Fändiges Verzeichniß ſaͤmmtlicher Grundſtuͤcke, die zu einem eigenen 
olio im Hypothequen⸗ Buche qualificirt find, zu verſchaffen bemuͤht 


ſeyn, und darnach die Hypothequen = Tabelle an ſich reguliren und 


ordnen, 
2 


Vor der Hand wird die interimiftifche Verwaltung des Hypothe⸗ 
guenweſens nach den lub litt. m. m. der Beilagen des Berichts befinde _ 


7 


lichen Anweiſungen feſtgeſetzt. 


Sobald aber eine Beſitzveraͤnderung, es ſei aus welchem Grunde 
es wolle, ſich ereignet, muß bei dieſer Gelegenheit das Folium des con- 
Sernivenden Fundi im neuen Hypothequen - Buche durch Aufſuchung der 

achrichten und Vernehmung der Interellenten, nach den im gegenwaͤrti⸗ 
en Berichte geſchehenen, hin und wieder nur noch zu modlilicärenden 
orſchlaͤgen berichtigt werden. Dies wird um ſo leichter ſeyn, da man 
es alsdann nur mit einem einzelnen Object, und mit Intereſſenten zu 
thun hat, denen in einem ſolchen Zeitpunkte felbft daran gelegen iſt, 
das Gefchäft bald und gründlich zu berichtigen. en 


5 4. 
Wenn bloße Cesliones oder andere Veraͤnderungen mit einem im 


Erbbuche ſchon eingetragenen Activo vorfallen, jo wird bloß nach der in⸗ 
terimiſtiſchen Anweiſung lub m. m. verfahren, ohne vor der Hand auf 


* 


weitere Recherchen über die Rechte des Gläubigers und die facultatem 


düeponendi des Schuldners ſich einzulaſſen. 
5 6. f 


Wenn aber eine neue Schuld oder anderes Jus certe eingetragen 
werden ſoll, ſo muß das Stadtgericht die Beſchaffenheit und Richtigkeit 
es Tituli posfeshonis des Beſitzers und Verpfünders, nach den obge⸗ 
achtermaßen näher zu modificirenden Anträgen des Berichts genauer 
prüfen; wenn dabei Bedenklichkeiten ſich aͤußern, dieſelben dem Beſitzer 
enften, und es ihm uberlaſſen, ob er zu deren Erledigung das Noͤ⸗ 
„ige beybringen und auswuͤrken, dadurch aber ſich in den Stand fegen 
dane auf Uebertragung des Fundi in das neue Hypotheguen⸗Buch, und 
a adurch auf Begrundung eines vollſtaͤndigen und zuverläßigen Real - Cre- 
es für ſich Anſpruch zu machen. Oder ob er es gerathener finde, die 
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Sache in statu quo zu laſſen, und von der verlangten Eintragung abzu⸗ 
ſtehen. Denn da doch dem Stadtgericht nicht zugemuthet werden kann, 
einen Actum nullum oder eine illegale Handlung vor ſich vollziehen zu 
laſſen und zu bekraͤftigen, ſo wird der Beſitzer, wenn er die Ausſtel⸗ 
lung wuͤrklich heben kann, und Real - Credit nötig hat, deſto ge⸗ 
neigter ſeyn, die Injuncta wegen Erledigung des Moniti prompt zu be⸗ 
folgen; fo wie im Gegentheil, wenn er fürchtet, durch eine nähere Eu⸗ 
trirung darauf ſich und ſeine Rechte auf eine feinen Gluͤckumſtaͤnden nach⸗ 
theilige Weiſe zu compromittiren, er dazu wider feinen Willen nicht gend? 
tigt, und gleichwohl das Publicum gegen fernere Anfährdungen ſicher 9 
ſtellt wird. Dies wird am meiſten bei den Grundbeſitzern in der Neh⸗ 
rung der Fall ſein; wenn dieſe durch dergleichen in einzelnen Faͤllen er⸗ 
gehende Monita des Stadtgerichts auf das Ungewiſſe und Precaire ihre 
vermeinten Eigenthums attent gemacht werden, fo werden fie Zeit 9 
winnen, und ſich veranlaßt finden, mit dem Magiſtrat und der CAM? 
merei wegen Uebertragung eines wuͤrklichen, wenn auch nur nutzbaren 
Dominii ſich zu vereinigen. 


6. 


Da die Einwohner Danzigs fo ſehr daran gewoͤhnt find, ihre 
Hypotheken⸗Geſchaͤfte, bey den ſogenannten Erbbuchsſitzungen mündlich 
und kurz abzumachen, ſo kann ihnen ein Analogon dieſer ihrer ehema- 
ligen Verfaſſung zu ihrer Beruhigung dadurch verſchafft werden, wenn 
dorten auf eben die Art, wie bei den Stadtgerichten der hieſigen Re⸗ 
ſidenzien, eine ſogenaunte Hypothequen- Stube oder eine beſondere Dez 
putation für das Hypotheguen— Weſen eingerichtet würde. Dieſe müßte 
aus einem Stadt⸗Juſtiz⸗Rath, einem Actuario oder ſchon geuͤbten Re- 
ferendario, dem Archivario und Ingrosfator, und einem Hypothequen- 
Canzelliſten beſtehn. Sie müßte an gewiſſen Tagen in jeder Woche 
offen ſtehn, an welchen ein jeder, der in Hypotkequen- Sachen etwas 
zu ſuchen oder anzubringen hat, auf dem Rathhauſe ſich melden, und 
fein Anliegen ad Protocollum vortragen koͤnnte. Dieſe Deputation müßte 
die Contracte, Cesſiones, Löſchungen ꝛc. von den Partheyen aufnehmen, 
die noͤthigen Nachrichten einfordern und herbeiſchaffen, die Eintragungs⸗ 
Formulare entwerfen, und ſodann die von ihr ſolchergeſtalt inſtruirte 
Verhandlungen zum Vortrage im verſammelten Stadtgericht befördern. 
Durch eben dieſe Deputation wuͤrde auch die Fucceshive Berichtigung der 
Foliorum im neuen Hypothequen- Buche nach den Anweifungen sub u. 
8. F. 5. am fuͤglichſten beſorgt werden konnen. \ a 

Vorſtehendes enthaͤlt die Grundzuͤge des Plans, nach welchem Wir 
das Hypothekenweſen in Danzig einrichten und kuͤnftig verwalten zu laſ⸗ 
ſen gemeint ſind. Ehe Wir aber deshalb einen letzten und endlichen Ent⸗ 
ſchluß faſſen, und die nähere Beſtimmungen im Detail feſtſetzen, iſt es 
Unſer Wille, daß Ihr von Obigem dem Stadtgerichts⸗Directori Re 
gierungsrath Grützmacher Eröffnung thun; ihn mit feinem Gutach⸗ 
ten daruͤber vernehmen; die Sache auch ſelbſt in nahere Erwaͤgung 
ziehn, und Euer eigenes Gutachten Uns foͤrderſamſt erſtatten ſollet. 
Dieſes Gutachten iſt zwar hauptſaͤchlich und principaliter, auf den ent⸗ 
worfenen Hauptplan, die dabei ſichl etwa findenden Bedenken und die 
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Datel, wodurch deſſen Ausführung erleichtert werden kann, zu richten. 
89 erwarten wir, daß Ihr zugleich auf die Vorſchlaͤge des Commis 
kön ſo weit ſelbige nach jenem Plane an ſich noch Anwendung finden 
born Euch einlaſſen, und auch daruͤber Eure gutachtliche Meinung Uns 
rlegen, übrigens aber die Erſtattung des Berichts moͤglichſt und vor⸗ 


1 
Sigi beſchleunigen werdet. Sind ꝛc. 
Berlin d. 9. August 1796. 
Auf Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt allergnaͤdigſten Special⸗Befehl. 
Goldbeck. 
In die Weſtpreuß. Regierung. 


Nr. 24. 
Refeript, den Gerichtsſtand der Stadtraͤthe betreffend.“) 


B.. Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm Koͤnig von Preußen ꝛc. Un⸗ 
185 x. Auf Eure Anfrage vom 28. Aug. c. ertheilen Wir Euch hier⸗ 
Sie zur Reſolution: daß den Mitgliedern des Magiſtrats und des 
wändigerichts zu Danzig alle Rechte der Eximirten, auch für ihre Witt⸗ 
tele und Kinder zu Statten kommen muͤſſen. Das Reglement legt den⸗ 
den das forum primae instantiae bei Eurem Collegio ausdruͤcklich bei. 
v les auf bloße Prozeſſe einzuſchraͤnken, dazu iſt kein hinreichender Grund 
handen, zumal der §. 5. Cap. I. ausdrücklich feſtſetzt, daß diejenigen, 
vi de nach allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften einen privilegirten Ge⸗ 
bestand haben, auch in Danzig von der Jurisdiction des Magiſtrats 
wimirt fein follen; ein ſolcher privilegirter Gerichtsſtand aber, nach dem 
iügemeinen Landrecht Th. II. Tit. X. 5. 109. auch denjenigen Unterge⸗ 
abs: Bedienten beigelegt wird, welche vom Landesherrn mit einem Cha⸗ 
Eber bekleidet worden, wofuͤr im gegenwärtigen Falle der Stadtraths⸗ 
gentakter unbedenklich angeſehen werden muß. Sind Euch mit Gnaden 

gen. ; f 

Berlin, d. 6. Nov. 1797. 

Auf Seiner Koͤnigl. Majeſtät allergnaͤdigſten Special⸗ Befehl 

Reck. Goldbeck. FThulem eier. 

5 4 f f 
Nicht gedruckt. 
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Nr. 25. 
Reſcript, die Vormundſchaft des Waiſenhauſes betreffend. 


Van Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König von Preußen dec. 
Unſern ꝛc. Auf Eure in der Regulirungs-Sache des Trauschke'ſchen 


Nachlaßes unt: 15. Detbr. o. gethane Anfrage: . 
in wie fern das Kinder: und Waiſenhaus zu Danzig bei dem DI 
fer Stiftung von dem Koͤnig Sigismund August i. J. 1552 ertheilten 
Privilegio zu conserviren, und wie ſolches auszulegen ſei; 12 

laſſen Wir Euch hierdurch gnaͤdigſt dahin beſcheiden, daß das Privile⸗ 

gium von 1552 ungekränkt bleibe, wenn dem Kinder- und Waiſenhauſe 

die Vormundſchaft, Aufſicht und Verwaltung des feinen Zoͤglingen dl 

fallenden Vermögens verbleibt, daſſelbe jedoch der obervormundſchaftli 

chen Aufſicht unterworfen wird, von welcher nach der jetzigen Staats 

Verfaſſung niemand, dem vormundſchaftliche Pflichten obliegen, auszu⸗ 

nehmen iſt. In dieſer Art habt Ihr alſo die ferner erforderlichen Ein⸗ 

leitungen zu treffen. Sind ꝛc. g 
Berlin d. 4. Nov. 1799. 

Auf Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt allergnaͤdigſten Special⸗Befehl. 


Goldbeck. Thulemeier. Arnim. 


— 


; Nr. 26. 


Koͤnnen Forderungen auf Grundſtuͤcke in der Stadt Danzig 
und in deren Gebiet belegen, nach Emanirung des Allge⸗ 
meinen Landrechts, auch von ſolchen Perſonen acqujrirt 
werden, welche zur Ausübung des Strohwiſchrechts 
nicht qualificirt ſind?“ “) 


a. Anfrage der Regierung zu Marienwerder. 


De hieſige Schutz⸗-Jude und Landes⸗Juden⸗Aelteſte Jacob Levin hat 
von dem von Parpatt unter mehreren Forderungen auch einen Anſpru 
von 1500 Rthlr. an gewiſſe Gieſebrechtſche Eheleute, die in dem Dan⸗ 
ziger Stadtgebiet wohnen, an ſich gelöfet, woruͤber ihm die Schuldner 
eine eintragungsfaͤhige Obligation ausgeſtellt haben. 


) Nicht gedruckt. 
) Amelang's Neues Archiv, B. I. S. 40. 
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5 Bei der Präfentation dieſer Obligation zur Eintragung, ertheilte 
55 Stadtgericht zu Danzig dem Jacob Levin eine abſchlaͤgige Reſolu⸗ 
ion, welche wir abſchriftlich beifügen. Es beſchwerte ſich der Jacob 
vin bei uns uͤber dieſe Verfuͤgung, und da wir die Richtigkeit derſel⸗ 
ben bedenklich finden, ſo wagen wir es Ew. Koͤnigl. Majeſtaͤt unſern 
Zweifel zur allerhoͤchſten Entſcheidung vorzutragen. — 

Die Urſache, aus welcher einem Juden nicht erlaubt ſeyn kann, 
ine den Danziger Statutargeſetzen, die Eintragung ſeiner Forderungen 
us Erbbuch zu verlangen, kann wohl nur die ſeyn, daß nach eben die⸗ 
ſen Geſetzen ein zu Pfennigs-Zins oder zur erſten Hypothek eingetrage⸗ 
ner Glaͤubiger, das Recht des Strohwiſches, d. h. die Befugniß hat, 
wenn der Schuldner binnen einer gewiſſen Zeit ſeine Schuld nicht ab⸗ 
zahlt, das Immobile für feine Forderung anzunehmen. — Denn hier⸗ 
nach muß es jedem, der nicht Danziger Buͤrger iſt, verboten ſeyn, eine 
zintragung ins Erbbuch zu erwerben, weil er ohne Buͤrgerrecht in Dan⸗ 
ag nicht Grundſtuͤcke acquiriren kann. — Da dieſe Grundſaͤtze in Anz 

ſehung des Erbbuchs-Rechts jetzt in Danzig als gültig beſtehen, fo hat 
das Stadtgericht, unſeres Erachtens, ganz Recht, wenn es dem Jacob 
Levin dieſe Gerechtigkeit nicht zugeſtehen will. Dagegen iſt durch die preu⸗ 
ßiſchen Geſetze, ein minder ſtarkes Recht eines eingetragenen Glaͤubigers 
auch in Danzig eingeführt worden, das Necht nämlich: bei nicht erfolge 
ter Befriedigung auf den öffentlichen Verkauf des verpfaͤndeten Grund⸗ 
ücks zu dringen. — : 

Da hierdurch der Gläubiger kein Eigenthumsrecht auf das verſchul⸗ 
dete Grundſtuͤck erhält, fo kann auch die in den Statutar⸗Geſetzen ver⸗ 
ordnete Einſchränkung wegen der nicht Danziger Bürger hierbei nicht 
eintreten, und es iſt, unſeres Erachtens, daher die Pflicht des Stadt⸗ 
gerichts zu Danzig, die von dem Jacob Levin nachgeſuchte Eintragung 
nach dieſen Grundfaͤtzen zu bewilligen. Hiernach haben wir das Stadt: 
gericht zu Danzig beſcheiden wollen, um indeß fuͤr dieſen ſowohl, als 
für kuͤnftige Falle eine ſichere Vorſchrift zu beſitzen, wagen wir es, Ewr. 
5 Majeſtaͤt den angezeigten Fall zur allerhoͤchſten Entſcheidung vor⸗ 
legen. 5 


Marienwerder, den 13. Decbr. 1799. | 
Die Weſtpreußiſche Regierung. 


x 


b) Reſcript des Juſtizminiſteriums auf vorſtehende Anfrage. 


Friedrich Wilhelm König ꝛc. 
Unſern ꝛc. i 


Auf Euren Bericht vom 13. Dechr. d. J. über die Beſchwerde des 
es⸗Juden⸗Aelteſten Jacob Levin wegen der von dem Stadtgerichte 
ben Janzig verweigerten Eintragung einer von dem von Parpatt erwor⸗ 
enen Forderung von 1500 Rthlr. an die Gieſebrechtſchen Eheleute, ge⸗ 


Land 
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nehmigen Wir hiermit in Gnaden, daß Ihr das Stadtgericht zu Dan⸗ 
zig nach Eurem Antrage anweiſen koͤnnet. Sind zc. 
Berlin, den 30. Deebr. 1799. 
Auf Sr. Königl. Mojeftät allergnaͤdigſten Special: Befehl. 
v. Reck. v. Thulemeier. v. Maſſow. v. Arnim. 


An die Weſtpreußiſche Regierung. 
c. Erlaͤuterung des Strohwiſch-Rechts zu Danzig. 5 
igen 


Das in Weſtpreußen der Stadt Danzig und dem dazu gehoͤri 
Gebiet allein eigene Strohwiſchrecht iſt, in der, nach dem Schluß ſammtli⸗ 
cher Ordnungen der Stadt Danzig im Jahr 1761, revidirten und PM 
blicirten Willkuͤhr gegruͤndet. Es beſtimmet die Art, in welcher ein hy⸗ 
pothekariſcher Glaͤubiger, bei nicht erfolgter Zahlung von Seiten DE 
Schuldners, zu ſeiner Befriedigung gelanget, und findet in Ruͤckſicht als 
ler hypothekariſchen, oder in das ſogenannte Erb = oder Hypothekenbuch 
eingetragenen Schulden Statt. Von dieſen Schulden wird das zuerſt , 
oder zur erſten Hypothek eingetragene Capital Pfennig⸗Zins, alle übri⸗ 
ge nachher eingetragene Capitalien dagegen Verbeſſerungen, und zwar 
von den letztern das erſtere, oder die zweite Hypothek die erſte, d 
zweite oder die dritte Hypothek die zweite Verbeſſerung u. ſ. w. benannt. 

Beide Arten hypothekariſcher Schulden unterſcheiden ſich dadurch: 5 

1) Daß auf ein jedes Grundſtuͤck nur Ein Pfennigzins verſchrieben 
werden kann, dergeſtalt, daß, wenn bei ſelbigem mehrere Perſonen 
intereſſirt ſind, ſolcher nicht in mehrere vertheilet werden kann, 
ſondern allen gemeinſchaftlich an Capital und Zinſen verbleibt; Ver⸗ 
beſſerungen dagegen ohne Einſchraͤnkung aufgenommen werden 
koͤnnen. f 

2) Daß ein Capital zu Pfennigzins ſolchen Perſonen, welche unfaͤhig 
find, Haͤuſer und liegende Gründe in der Stadt und deren Gebiet 
zu beſitzen, z. B. Juden, nicht verſchrieben werden kann. Wird 
ein dergleichen Capital indeß auf einen ſolchen unfaͤhigen durch Erb⸗ 
ſchaften ꝛc. transferiret, fo wird es zwar auf ihn verfchrieben, es 
muß aber binnen Jahr und Tag an einen Beſitzfaͤhigen abgetreten 
werden. 

8) Daß alle nach dem Pfennigzins eingetragene Verbeſſerungen, oder 
irgend eine andere Berfchreibung, demſelben nicht zum Nachtheil ge? 
reichen koͤnne, dergeſtalt, daß, wenn der Pfennigzinſer im Wege 
der Execution, oder durch das Strohwiſchrecht zum Eigenthum des 
Grundſtuͤcks gelanget, er keine der Verbeſſerungen übernehmen und 
auszahlen darf, ſondern die letztern ex officio im Erbbuch gelöſcht 
werden muͤſſen. Die Inhaber der Verbeſſerungen dagegen ſind, ſo⸗ 
wohl den Pfennigzins, als alle ihm vorſtehende Verbeſſerungen, 
nebſt ſaͤmmtlichen Zinſen auszuzahlen verbunden, wenn ihnen das 
Grundſtuͤck nach vorheriger Kündigung zufaͤllt. 

4) Daß von einem Kapital, zu Pfennigzins auch ehedem nie höhere 
Zinſen, als 6 Procent verſchrieben werden koͤnnen, da von andern 
A nach dem Gulmifchen Recht, 83 Procent zu nehmen er⸗ 
aubt war. 
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3 ? 5 
5 In Anſehung beider Arten dieſer hypothekariſchen Schulden, kann 
as Stro wiſchrecht nur ausgeuͤbt werden, wenn das eingetragene Ca⸗ 
kata gehörig gekündiget worden. Dieſe Kuͤndigung, fie mag von Sei⸗ 
D des Debitoris oder Creditoris erfolgen, muß ein halb Jahr vor dem 
Ja der in dem Erbbuch geſchehenen Verſchreibung, durch zwei als 
felgen zuläßige oder glaubhafte Maͤnner dem andern Theile, wenn er 
lost zur Stelle iſt, eroͤffnet, in fo fern er aber, oder wenn mehrere 
fi tereſſenten dabei concurriren, und einige derſelben oder alle abweſend 
nd auf dem zur Hypothek haftenden Grundſtuͤck, bei Nagel und Ring 
ſtlceteigt werden; in welchem Fall zugleich den Nachbaren des Grund⸗ 
Mito, daß die Kündigung in der Art geſchehen, von den zeugnißfaͤhigen 
unern bekannt gemacht wird. 2 
fei Erfolgt nach Verlauf dieſes halben Jahres, oder der Kuͤndigungs⸗ 
uf, die Zahlung des gekündigten Capitals nicht, auch wenn die Kuͤn⸗ 
gung von Seiten des Oebitoris geſchehen: fo muß von den obigen 
zwei zeugnißfahigen Maͤnnern, die durch ſie geſchehene Kuͤndigung und 
zwar vor Ablauf eines gemeinen Jahres von 12 Monaten, vor Gericht 
Mgezeugt werden, worauf, und wenn die Richtigkeit der gekuͤndigten 
chuld durch einen gerichtlichen Extrakt aus dem Erbbuch nachgewieſen 
orden, von dem Gericht die Kündigung, wie ſich die Willkühr ausdrückt, 
mächtig ertheilt [d. h. confirmirt] und die Ausſteckung eines Strohwiſches 
u dem mit der gekuͤndigten Schuld onerirten Grundſtuͤck nachgegeben wird. 
5 e Vollziehung dieſes richterlichen Befehls, oder bei der Ausſteckung 
=> Strohwiſches, wird dem Bewohner des Grundſtuͤcks zugleich der Ein⸗ 
m Ausgang verboten, jedoch nicht in der Abſicht, daß er es fofort räume, 
andern nur, daß es dem kuͤndigenden Greditori nach Verlauf eines hal⸗ 
Ne Jahres, vom Tage der Ausſteckung des Strohwiſches, ohne Eins 
ede geräumet werden müffe. 
A Binnen diefem halben Jahre muß der Gläubiger, wann Debitor 
ath ſchaffen und demſelben Capital, ſaͤmmtliche Zinſen und Koſten 
auszahlen kann, ſolches annehmen, und der Strohwiſch wird wieder ab⸗ 
genommen. Iſt dieſes halbe Jahr indeß ohne erfolgte Zahlung verfloſ⸗ 
te fo hängt es von der Willkühr des Greditor ab, ob und wann ehe 
N ſich das Grundſtuͤck will zuſchlagen laſſen, da er ſein Recht dazu 
„dt verliert, ſondern ihm offen bleibt, ſolches zu allen Zeiten auf ſei⸗ 
felt Namen zu bringen. Iſt er das letztere Willens, ſo muß von dem⸗ 
lben bei dem Gericht darauf, daß ihm das Grundſtuͤck uͤberlaſſen, ſol⸗ 
9 beim Erbbuche bezeuget, und darin auf ſeinen Namen umgeſchrieben 
force angetragen werden. Iſt dieſes geſchehen, ſo kann Creditor ſo⸗ 
Git den Beſitz des Grundſtuͤcks ergreifen, oder wenn ihm ſolcher in 
te verweigert wird, auf gerichtliche Immiſſionen dringen. 
ei Innerhalb Jahr und Tag, oder einem Jahr, 6 Wochen und 8 Ta⸗ 
„feld don Zeit dieſer Beſitzergreffung an gerechnet, hat ſowohl der Debitor 
jed ſt und deſſen zum Einſpruch oder Nächſtigung berechtigte Verwandte, als 
Gris nachſtehende zur Verbeſſerung eingetragene Greditor das Recht, das 
155 fü gegen Auszahlung des Capitals, ſaͤmmtlicher Zinſen und Ko⸗ 
ton zu reluiren; in welchem Falle das Grundſtuͤck von dem Creditore 
3 wieder geraͤumet und in dem Erbbuche auf den Namen des Re⸗ 
uten umgeſchrieben werden muß. Während dieſes Neluitions⸗Jahrs 
Weſpreuß. Prov.⸗Recht Bd. III. 30 
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\ 1 
kann der durch Strohwiſchrecht immittirte Gläubiger daher über das noch 
nicht als uͤber ein Eigenthum disponiren, ſondern es bloß nutzen, na 
Ablauf deffelben aber, und wenn die Reluition nicht erfolgt, wird es in 
Ruͤckſicht des vorherigen Debitoris ſowohl, als der übrigen eingetragenen 
Schuldner, ſein wahres Eigenthum, und er in der freien Dispoſition 
daruͤber durch nichts gehindert. 

Dies bewirket, daß, wenn das Strohwiſchrecht wegen eines Pfennig⸗ 
zins⸗ Capitals ausgeübt worden, auch alle hinter ihm eingetragene 
befferungen in dem Erbbuche ex oflicio gelöfcht werden muͤſſen; it aber 
die Kuͤndigung nur wegen einer der Verbeſſerungen erfolgt, ſo koͤnnen, 
da von dem Inhaber derſelben, nach dem vorangefuͤhrten, alle ihm vor 
ſtehende Schulden uͤbernommen und ausgezahlt werden muͤſſen, nur die 
ihm nachſtehenden Schulden gelofcht werden. i 
Der auf dieſe Art zu dem Eigenthum des Grundſtuͤcks gelangende 

Ereditor zahlet daher, wenn auch daſſelbe einen hoͤhern Werth ha en 

ſollte, ein Mehreres nicht heraus; er kann aber auch, da jeder hypo⸗ 
thekariſche Gläubiger, wenn nicht ein anderes ausdruͤcklich zwiſchen ! 
und dem Schuldner feſtgeſetzt worden, nach der Willkuͤhr ſich bloß an 
dem verſchriebenen Grundſtuͤck halten muß, ſich weder an die Perſo 
noch an das Übrige Vermögen des Schuldners regreſſiren, im Fall 
Grundſtück auch einen weit geringeren, oder gar keinen Werth haben 
ſollte, als die Forderung deſſelben beträgt. 


Nr. 27. 


Nachricht fuͤr das Publikum von denen Strafen, welche 
die Nichtbeobachtung derjenigen Verbote nach ſich ziehen 
ſoll, die zur Aufrechthaltung der, der Caͤmmerey zu Dal? 
zig zukommenden Benutzung des, auf dem Strande der 
Nehrung gewonnenen Bernſteins zur Verhuͤtung beſorglicher 
Eingriffe vorgeſchrieben worden ſind. Gegeben Berlin 
den Zten Februar 1802. *) 


Nachdem die Gewinnung des Bernſteins, welcher am Seeſtrande länge 
der Danziger Nehrung geſchoͤpfet, geſammlet oder gegraben wird, dem 
„Bernſteindreher⸗Gewerk zu Danzig in Pacht uͤberlaſſen worden; fo wir 
mit Bezug auf das Regulativ, wie der auf dem Strande der Danziger 
Nehrung gewonnene Bernſtein zu nutzen, de dato Berlin den Sten Februs 
1802, und auf die dem Bernſtein⸗Gericht unter demſelben dato ertheilte SF 
ſtruction hiermit zur allgemeinen Achtung und Warnung bekannt gemacht 
ö f §. 1. 

Daß Niemanden als dem Bernſteindreher-Gewerk zu Danzig 755 
Schöpfen, Einſammlen und Graben des See⸗Bernſteins von Weichſel⸗ 


) Danzig, gedruckt bey Daniel Ludwig Wedel, Königl. Sof ⸗C. 
Hochedl. Raths und des academ. Gymnaſii Buchdrucker. 
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münde bis Polsky zuſtehen, und dieſes, desgleichen die bey günſtigen 
an. von den Strandreutern zum Einſammeln angewieſene Geſchworne 
Allein dazu berechtiget ſeyn ſollen. ER 
ee en e,, 
& Es wird daher jedem andern ohne allen Unterfchied der Perſon des 
tandes und Gewerbes verboten, Bernſtein an dem erwaͤhnten Strande 
er Danziger Nehrung, es ſey groß oder klein, aufzuſuchen, aus 
ber See zu koͤſchern und fan derſelben zu ſammlen, und zu gra⸗ 
Kat ſelbigen zu verheimlichen, oder Perſonen, die ſolches thun, mit 
n Ahnen + Fuhrwerk oder auf eine andere Art behilflich zu ſeyn. Auch 
N Niemanden, und ſelbſt keinem Kaufmann, Einheimiſchen oder Frem⸗ 
en erlaubt, irgend einen Handel, in oder außerhalb Landes mit See⸗ 
ernſtein zu treiben, wenn er nicht durch Cammer⸗Paͤße oder Atteſte 
es Bernſtein⸗Gerichts oder andere in dem Regulativ beſtimmte Legiti⸗ 
mation, die Art, wie er zum Beſitz deßelben gelanget, und dadurch 
feine Befugniß erweiſen kann. f 
8. 8. | 
„Jede Uebertretung dieſer Verbote ziehet nach fih: daß der Bern: . 
Rein für verfallen erachtet, der doppelte Werth deſſelben, und die Ge⸗ 
dichtskoſten bezahlet, oder eine verhaͤltnißmäßige Gefaͤngniß⸗ Strafe feſt⸗ 
geſetzet werden. 


* 


3 \ 


N Wie es in Anfehung der durch die Nehrung und Scharpau in Han⸗ 
els⸗Geſchäften „theils nach dem Haf, theils nach Pillau reiſenden Ju⸗ 
5 gehalten werden ſoll, iſt in dem gedachten Regulativ vom Zten Pe 
9 e. 8. 11. leg. umſtaͤndlich vorgeſchrieben, und es wird hier daraus 
a, Derholt: daß die Juden bey ihrem Durchreiſen, ſich nur der offenen 
andſtraßen, nicht aber der Schleich und Nebenwege bedienen dürfen; 
aß fie mit Paͤßen der Krieges = und Domainen-Cammer, der Steuer⸗ 
äthe oder der Magiſtraͤte verſehen ſeyn muͤßen, in welchen ihre Perſonen 
ezeichnet, die Art der Reiſe, deren Beſtimmungsort und die Doͤrfer, 
urch welche die Reiſen gehen, genau bemerkt find, daß fie demohner⸗ 
achtet nur in den öffentlichen Gafthäufern und Kruͤgen abtreten, und 
daſelbſt nur ſo lange, als die Nothwendigkeit es unumgänglich erfor⸗ 
Futte ſich aufhalten, keinesweges aber ſich bey andern Einſaßen bey 
für dig Thaler Strafe für jede Perſon, und bey Zehn Thaler Strafe 
ber den Einſaßen, der außer den Kruͤgen und Gaſthaͤuſern einen Juden 
eherberget, einquartiren duͤrfen. ! 


i 55. 
Neeb Wird ein Jude in der Nehrung und Scharpau auf Schleich ⸗ und 


enwege, oder außer den Krügen bey andern Einſaßen logirend gefun⸗ 

15 oder haͤlt er ſich auch in den Kruͤgen länger als es noͤthig iſt, auf; 

RS er zum Ereis⸗ oder naͤchſten Schulzengericht gebracht werden, das 

im viſitiren laͤßt, den etwa gefundenen Bernftein in Beſchlag nimmt, 

A diefen, ſo wie den Juden felbft, an den Magiſtrat zu Danzig 
weitern Veranlaßung an der Behörde ſendet. 


408 Den 6. May 1802. 


& 6. eig) 1 
Zu den Zeiten, wenn die See den Bernſtein auswirft, ſen a 
mand aüßer den Strandreutern und Geſchwornen fi am Strande 4 
hen laßen. Wer dieſem zuwider handelt „und keine unſtraͤfliche ze 
nachweiſen kann, hat bloß deshalb Fünf Rthlr. Geldbuße, oder verha 


nißmaͤßige Gefängnißſtrafe verwirkt. 
9. 7. 


Erſt nach vollendeter Ausbeute iſt es den Einſaßen in der Nehrung 
erlaubt, das liegengebliebene Bernſtein⸗Gruß zuſammen zu leſen, und an ac 
Bernſteindreher⸗Gewerk gegen billige Vergütung abzuliefern, welches AU x 
mit dem Bernſtein zu beobachten iſt, den jemand bey der Fiſcherey a, 
der See oder am Strande gelegentlich findet. Wer dieſes nicht beobach 
tet, wird eben fo wie es g. 3. beſtimmt, beſtraft. 


9. 8. 


Uebrigens wird den Bewohnern der Nehrung, inſoferne ſelbige u 
Entdeckung der Bernſtein⸗Contraventionen durch (ihre Anzeigen ben 5 
gen, der vierte Theil des verfallen erklärten Werths, und der dic 


Strafe hiedurch zugeſichert. 
Gegeben Berlin den Zten Februar 1802. 
S.) 5 

Friedrich Wilhelm. 
Nachricht fuͤr das Publikum = 
von denen Strafen, welche Goldbeck. Struenſee, Schroͤtter. Golk⸗ 
die Nichtbeobachtung derjeni⸗ 

gen Verbote nach ſich ziehen 

ſoll, die zur Aufrechthaltung 

der, der Caͤmmerey zu Danzig 

zu kommenden Benutzung des, 

auf dem Strande der Neh⸗ 

rung gewonnenen Bernſteins 

zur Verhuͤtung beſorglicher 

Eingriffe vorge ſchrieben wor⸗ 

den ſind. > 


Nr. 28. N 
Reſeript, die Koſten der Hypothekeneinrichtung betreffend.“) 


Wr Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König v. Preußen ꝛc. 


Unfern ꝛc. Da das Finanzdepartement nach dem, an den Großkanzler 


) Nicht gedruckt. 
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gerichteten abſchriftlich beigehenden Antwortſchreiben vom 17. pr. die An⸗ 
lallung der zur Anlegung der Hypotheken⸗Buͤcher in Danzig erforder⸗ 
ichen Koſten wiederholentlich ablehnt, und ſich bei deſſen beftimmter 
ehauptung das Unvermoͤgen der Kämmerei zu Danzig zu deren Beſtrei⸗ 
wers nicht bezweifeln laͤßt; ſo kann auf den Erfatz dieſer Koſten nicht 
nt beftanden werden. Es kommt alfo nunmehr darauf an, daß dieſe 
ach Anleitung der Allg. Hypotheken⸗Ordn. Tit. 4. 8. 42. von den In⸗ 
ereſſenten verhältnißmaͤßig aufgebracht werden, wie ſolches auch bei der 
diclrichtung des Hypothekenweſens in den neuen Provinzen bei Aushaͤn⸗ 
ineng der Hypotheken⸗ und Retognitions⸗Scheine gefhepen it, daher 
hr über die Art und Weiſe, wie ſolches am zweckmaͤßigſten zu bewuͤr⸗ 
a fein dürfte, mit dem Stadtgericht zu Danzig Ruͤckſprache zu nehmen 
De welchemnaͤchſt Wir deshalb Eure Gutachtlichen Vorfehläge zur 
eiteren Verfuͤgung erwarten. Sind ꝛc. i 
Berlin, den 6. Mai 1802. 


Auf Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt allergnädigſten Special⸗Befehl. 
bis Goldbeck. 


\ An 
die Weſtpreuß. Regierung. 


Nr. 29. 


Publio an dum 50 


wegen Abſtellung verſchiedener Mißbraͤuche beim Koͤnigsberg⸗ 
ſchen Handel mit rußiſchen und einlaͤndiſchen Producten. “) 


©... Königliche Majeſtät von Preußen ꝛc. Unſer allergnädigſter Herr, 
ſind auf Mißbraͤuche aufmerkſam gemacht worden, welche beim Handel 
mit denen aus den ruſſiſchen Provinzen und dem Inlande nach Koͤnigs⸗ 
erg kommenden Produkten eingeſchlichen ſind, und die theils in dem 
Umſtand, daß die Schuͤtt⸗Guͤter nicht mit dem fuͤr Preußen allgemein 
geltenden Berliner Scheffel, ſondern mit der Tonne, gemeſſen werden; 
theils in der Verfahrungsart bei dem Reinigen dieſer Güter vor dem 
bmeſſen; fo wie bei dem Abwiegen der andern Waaren und in den Abs 
zugen ihren Grund haben, die unter dem Namen des Buͤrger⸗Beſten ge⸗ 
macht werden. a 
Das Tonnenmaaß iſt bereits durch ältere Verordnungen gemißbilli⸗ 
get, auch iſt in der Wett⸗Gerichts⸗ und Handels Ordnung vom Jahre 
1734 nichts davon erwähnt, ſondern ausdrücktich des Scheffels gedacht; 
——— 


) Abgedruckt in der Edictenſammlung von 1808. 
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außerdem aber durch das Patent vom 13. Sept. 1772 bei Strafe ei 
Fohlen, daß in Preußen, von dem geſetzten Zeitraum an, kein anderes al 
Berliner Scheffel⸗Maaß und Gewicht gebraucht werden ſolle. Es hätte 
das Tonnen⸗Maaß daher ſchon laͤngſt abgeſchafft werden follen, und dies 5 
um ſo mehr, da ſolches mit dem Berliner Scheffel nicht einmal nach den 
feſtgeſetzten Verhaͤltniſſen uͤbereinſtimmend gefunden worden. 

In Anſehung des Reinigens der Schuͤtt⸗Guͤter, des Abwiegens 
der andern Waaren, und der Beſtimmung des Buͤrger⸗Beſten, hat 8 
bisher an Anordnungen zur Sicherung des Fremden gegen Uebervorthei 
lung nicht gefehlt, fie find aber nicht befolgt, daher der Fremde, m 
jenen Verordnungen unbekannt, Uebervortheilungen ausgeſetzt war. Dieſe 
Mißbraͤuche, die mit der Genauigkeit und Treue, welche das Handels⸗ 
gewerbe vorzüglich erfordert, ganz unvertraͤglich find, koͤnnen auf keine 
Weiſe weiter geduldet werden, und es wird zu deren Abſtellung hiemit 
folgendes feſtgeſetzt. 


1. 


Soll ein durchaus gleiches Maaß und Gewicht beim Kauf und Ver⸗ 
kauf mit allen Einländern und Ausländern, zu Waſſer und zu Lande 
ſtatt finden, mithin mit einem geeichten Berliner Scheffel ſowohl beim 
Ein⸗ als Verkauf gemeſſen werden, dergeſtalt, daß die Einkaufs⸗Laſt = 
Sechzig Berliner Scheffel blank geſtrichen, exclusive des Buͤrger⸗Beſten 
und die Verkaufs⸗Laſt bei der Verſchiffung — Sechs und Funfzig und 
ein halb dergleichen Berliner Scheffel beträgt, und beim Wagen kein 
anderes Gewicht, als der Stein zu — Drei und Dreißig Berliner Pfund 
gebraucht; auch die Laſt zu — Sechszig Stein exclusive des Buͤrger⸗ 
Beten beim Einkauf, beim Wiederverkauf aber gerade zu = Sechs zig 
Stein berechnet werden. 


2. 


Sollen die Tonnen⸗Maaße, und alle Maaße und Gewichte, welche 
nicht den richtigen Inhalt haben, vernichtet, und kuͤnftig alle Maaße und 
Gewichte zweimahl im Jahr zu unbeſtimmten Zeiten, von einem Depu⸗ 
tirten der Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer, und des Polizei⸗Magiſtrats 
revidirt werden. 


8. 


Das ſogenannte Buͤrger-Beſte, welches derjenige geſetzliche Theil 
iſt, den der Staͤdter, wenn er an ſeinen Wohnort Produkte und Waaren, 
die gewogen oder mit Hohlmaaßen gemeſſen werden, kauft, von dem 
Quantum derſelben, welches er empfängt, dem Verkaͤufer nicht zu ber 
zahlen braucht, ſoll bei ſeiner geſetzlichen Beſtimmung, die im Einkauf 
bei Wachs⸗ und Moskowiter⸗Juchten Zwei pro Cent, bei allen ubrigen 
Scheffel und Waage paſſirenden Produkten und Waaren aber Vier pro 
Cent betraͤgt, verbleiben, und ſolche bei einer Strafe von 100 bis 300 
Rthlen. im erſten Betretungsfall, und bei Verluſt des Handels⸗Rechts 
im wiederholten Fall nicht uͤberſchritten werden; wie denn auch ſelb 
durch Vertrag keine Abweichung davon geſchehen darf. Nicht minder ſoll 
es bei dem bisherigen Verfahren, nach welchem der Einkäufer der Pro⸗ 
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dukte vom vollen Gewichte, ohne Abrechnung des ihm zukommenden Bür⸗ 
ger⸗Beſten, blos nach Abzug der gewöhnlichen Thara, und bei ruſſi⸗ 
ſchen Tabacksblättern des darauf bewilligten Rabbats von Zwei pro Cent, 
le Acciſe⸗Gefaͤlle zu entrichten verbunden iſt, fernerhin verbleiben. Das 
mit nun ſowohl das Koͤnigl. Acciſe⸗Intereſſe, als auch der Verkäufer 
eim Abwiegen feiner Güter gegen alle Vervortheilung von Seiten des 
gers voͤllig geſichert werde, wird letzterer, wie es auch ſchon in aͤltern 
erordnungen befohlen iſt, hierdurch ausdruͤcklich verpflichtet, nie anders 
ls im Beiſein der Acciſe⸗Officianten, Produkte und Waaren ein⸗ und 
auszuwiegen, und das auf der Schaale wuͤrklich vorhandene Gewicht voll- 
andig, und unter keinem Vorbehalt eines Abzugs, weniger anzugeben, 
auch ſich unter keinerlei Umftänden weder des ſogenannten Schleppets, 
oder eines Gewichts, welches dem Betrage des Buͤrger⸗Beſten gleich 
ſein ſoll, und bisher mit auf die Schaale geſetzt, aber nicht ausgeſpro⸗ 
en worden, noch irgend anderer unerlaubter Handgriffe zu bedienen, 
widrigenfalls er als ein treuloſer Officiant ohnausbleibliche Dienſtent⸗ 
etzung, und nach Bewandniß der Umſtaͤnde, noch beſondere, ſeinem Ver⸗ 
gehen angemeſſene, ein⸗ bis dreyjährige Veſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe 
zu gewärtigen hat. 5 . 
Das dem Käufer zukommende Buͤrger⸗Beſte, ſoll erſt nach vollig 
vollendetem Waage⸗Geſchaͤfte in der Berechnung zwiſchen Kaͤufer und 
Jerkaͤufer, von dem vollen Gewicht in Abzug gebracht werden. Eben 
dieſes ſoll in Abſicht der Thara geſchehen, die noch außer dem Buͤrger⸗ 
Beſten bei ſolchen Gütern ſtatt findet, die in Faͤßern, Ballen und Kiſten 
Aber die Waage gehen. Damit aber auch dieſer letztere Abzug nicht von 
Aoßer Willkuͤhr abhaͤngt, wird in Anſehung der Pottaſche und des Talgs, 
ür Faͤßer von — Sechzig Stein und drüber, die Thara, wie es auch 
ſchon bisher gebraͤuchlich geweſen, auf Zehn pro Cent feſtgeſetzt; bei klei⸗ 
nen Faͤſſern aber, ſo wie bei andern Waaren, die in Kiſten und Ballen 
verpackt ſind, iſt die jedesmalige Thara durch Ueberwiegung der Gefaͤße, 
aͤcke ze. auszumitteln, wobei es jedoch in Füllen, wo eine Waarenpoſt 
aus mehrern, dem Anſehen nach gleich großen Gefäßen oder Ballen be: 
ſtehet, hinreichend iſt, wenn nur ein oder zwei Stuͤck davon uͤberwogen 
werden, und hiernach das Gewicht der uͤbrigen beſtimmt wird. Und da 
bisher, einer vieljährigen Obſervanz zufolge, die Emballage eines klei⸗ 
nen Ballen Blatter⸗Tobacks von circa 


8 bis 37 Stein mit 
6 Pfund N 
eines mittlern von 
6 bis 7 Stein mit 
84 Pfund, 
eines großen von 
18 bis 20 Stein mit 
14 Stein 
5 Schlitten mit dergleichen Blättern, 
ohngefehr 
150 Stein enthaltend, mit 1 
13 bis 14 Stein, 
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eine Halliſche Salz⸗Tonne mit Talg, 
* worin ppte- | ; 
13 bis 15 Stein befindlich, mit 
1 und 12 Stein, 15 } 
eine Heerings⸗Tonne mit dem nehmlichen Produkte von 
7 bis 8 Stein, mit 
f 1 Stein, 
und eine Talglichts⸗Kiſte, 
SI bis 6 Stein 8 
enthaltend, mit ö 
33 bis 57 Pfund 5 
tharivet worden, ſo ſoll es dabei auch ferner verbleiben. f 
Sollte jedoch gegen die aufrichtige Einrichtung der Fäffer ꝛc. Ver⸗ 
dacht vorhanden, und eine die feſtgeſetzte Thara überſteigende Schwere 
derſelben zu vermuthen ſeyn: fo kann der Käufer verlangen, daß der‘ 
gleichen Fäſſer ausgepackt, beſonders gewogen, und ſolchergeſtalt DIE 
wurkliche Thara ausgemittelt werde. 
Alles dasjenige, was hier in Anſehung des Buͤrger-Beſten von den 
die Waage paſſirenden Waaren und Produkten und des Verhaltens der 
Waͤger beim Abwiegen derſelben feſtgeſetzt worden, gilt auch fuͤr die 


Schuͤtt⸗Guͤter und die Meſſer, die ſolche abzumeſſen haben. Das unter 


dem Namen Krumpfmaaß bekannte Bürger = Befte, welches, wie uͤber⸗ 
haupt, alſo auch hier, Vier proCent beträgt, muß ebenfalls blos der 
Berechnung uͤberlaſſen bleiben, und von dem Meſſer die volle Scheffel⸗Zahl 
ohne Abzug angegeben, von demſelben auch durch keine verdächtige Hand⸗ 


griffe das Maaß gekürzt werden. Die Uebertretung dieſer Vorſchrift, 


fol bei den Meffern eben ſo beſtraft werden, wie bei den treuloſen Waͤ⸗ 
gern feſtgeſetzt worden. er 


4. 


Wird es dem freien Uebereinkommen zwiſchen Käufer und Verkaͤn⸗ 
fer überlaffen, ob beim Handel das Getreide, imgleichen die Lein⸗ und 
Hanf⸗ Saaten, geharft werden ſollen oder nicht, indem der Käufer die 
Guͤte dieſer Waaren in beiden Faͤllen beurtheilen, und den Preis, der 
nach dem Publikandum vom 29 ten May 1783 jederzeit vorher, ehe das 


Getreide oder die Saaten auf den Speicher des Kaͤufers gebracht wer“ 


den, feſtgeſetzt ſein muß, beſtimmen kann. 1 
Soll nach dem beyderſeitigen Uebereinkommen das Getreide gere! 


nigt werden; fo muß der Käufer ſich die . der Reinigung nie 


anmaßen, ſondern ſolche ſoll jederzeit dem Verkaͤufer frei bleiben, der 
fie alsdenn durch feine eigene Leute bewuͤrken läßt; wie denn auch der 
Käufer wegen unterbliebener Reinigung, das bisher üblich geweſene Auf⸗ 
maaß von Ein pro ent nicht weiter verlangen ſoll, bei der 6. 3. Dr 
ſtimmten Strafe. Ve 2 


% 
In folhen- Fällen, wo der Inhalt des Uebereinkommens ſtreitig ihr 


ſollen folgende Grundſaͤtze angenommen werden: 


) daß der Kauf auf das Maaß des Berliner Scheffels blank Eiſen 
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geſtrichen, geſchloßen ſei, indem nach dem Eingange und g. 1. Dies 
ſes Publikandums, kein anderes als Berliner Maaß ſtatt finden, 
auch das Meſſen mit dem Berliner effel nicht anders als nach 
geſtrichenem Maaß geſchehen ſoll; und darf ſelbſt die Abweichung 
nicht einmal vom Uebereinkommen abhängen; 

b) daß das geſetzliche Buͤrger⸗Beſte Statt gefunden habe, wenn nicht 
erwieſen werden kann, daß der Käufer ſich deſſelben ausdruͤcklich 
begeben habe; g R A 

©) wenn dagegen ſchriftliche Kontrakte über den Handel geſchloſſen und 
in dieſen des Buͤrger⸗Beſten nicht ausdruͤcklich erwaͤhnt worden, der 
Kaͤufer darauf auch keinen Anſpruch machen koͤnne, weil dergleichen 
Kontrakte nach dem buchſtaͤblichen Suhalt verſtanden werden muͤſſen, 
mithin nicht etwas gefordert werden kann, was darin nicht enthals 
ten iſt, und 

d) daß wenn der Kaͤufer keine gewiſſe Guͤte der Waare ausdruͤcklich 
bedungen hat, und nicht durch betruͤgliche Verheimlichung ihrer Be⸗ 
ſchaffenheit, von dem Verkaͤufer hintergangen iſt, oder auch wegen 
uͤbermaͤßiger Verletzung nach dem allgemeinen Landrecht den Vertrag 
nicht aufheben kann, derſelbe die Waare in der vorhandenen Bes 
ſchaffenheit, für den bedungenen Preis annehmen muͤſſe. 


* 6. 


um den Verkaͤufer beim Meſſen und Wagen gegen die Gefahren des 
Verluſtes, worin er durch partheiiſches Verfahren der angeſtellten Offi⸗ 
Manten gerathen kann, ſicher zu ſtellen, ſoll gegen dergleichen untreue 
und partheiiſche Officianten mit Strenge in der Art verfahren werden, 

ie es 5. 8. verordnet iſt; dem Verkaͤufer aber fol erlaubt fein, entwe⸗ 
der ſelbſt, oder durch einen zugezogenen Sachkundigen Beiſtand von ſei⸗ 
ner Seite, gegen dergleichen Uebervortheilungen, bemerkte unerlaubte 
Handgriffe und andere vorfallende Mißbraͤuche, feine Maaßregeln neh⸗ 
men, im Fall eines Mißtrauens gegen Maaß und Gewicht dieſes bezeich⸗ 
nen, und bei dem Wettgericht auf die Unterſuchung deſſelben, auch auf 
Erſtattung der Koſten und Beſtrafung des Schuldigen antragen zu koͤn⸗ 
nen. Sollte ihm dieſes Recht verweigert werden, oder er ſich anderen 
Ungebührlichkeiten ausgeſetzt ſehen, ſo ſoll ihm freiſtehen, ſich ſogleich 
geradezu an den Magiſtrat wenden zu duͤrfen, wo alsdenn durch eine von 
dem Stadt⸗Praͤſidenten beſtimmte Deputation, feine. Beſchwerden aufs 
gen aueſte und ſchleunigſte unterſucht werden muͤſſen. 

Uebrigens ſoll dieſes Publikandum ſowohl in teutſcher als polniſcher 
Sprache durch den Druck zur allgemeinen Wiſſenſchaft gebracht, und nicht 
nur in den Grenz⸗Zoll⸗Aemtern und den Koͤnigsbergſchen Handlungs- 

aagen öffentlich ausgehaͤngt, ſondern auch im erſten Jahr, jedem an⸗ 
ommenden fremden Verkäufer ein Exemplar davon unentgeldlich einge⸗ 
haͤndigt werden. ; 
Signatum Berlin, den 24. März 1803. 2 
Friedrich Wilhelm. 
) (L. 8.) 


Goldbeck, Hardenberg, Struenſee, Schroͤtter. 


* 


47 Den 11. Jan. 1804. und 7. Jul. 1804. 
Nr. 30. 


Miniſterialreſcript vom 11. Januar 1804, betreffend die 
Publication der Inſtruction für das Stadtgericht vom 6 
U Aug. 1796. 

1 near in der Hiſt. Geogr. Einleitung. S. 209. 


Nr. 31. 


Mini rialreſcript vom 7. Jul. 1804, als Declaration der 
Inſtruction für das Stadtgericht vom 6. Aug. 1796. 


NE: S. 211. 


Den 25. Deemben 1804. 475 
Nr: 25 
S pOrte l- Ordnung 


für das Königliche Preußiſche Admiralitaͤts⸗ Wett⸗ und 
Handlungs⸗Gericht zu Danzig, de dato Berlin den 25. 
5 December 1804, *) 


B enen nung. „darüber. 


— 2 — 0 5 5 . Rt. Sg. 


A. 


Abnahme eines Eides f. Eid 
einer Rechnung, ſ. Rechnung. 
Ubweiſung mit der Klage ſ. Resolution 
Abſchriften, beglaubte. ſ. Vidimus 

= ſimple ſ. Copialien, 

Leten, ſolche oder ein Document oder 
Erkenntniß daraus aufzuſuchen wenn 
fie bereits ſeit 5 und mehreren Jah⸗ 
ren reponirt ſind, dem Regiſtrator 

a) ſolche in Prozeß⸗ Sachen zu |. 
inrotuliren 
b) ſolche zu heften der Regiſtra⸗ 
tur, in Prozeß⸗Sachen, nach 
Beſchaffenheit und Weitlaͤuf⸗ 
tigkeit der Sache fuͤr jede In⸗ 

ſtanz 2 Sgr. bis 10 Sgr. 

Atlxion oder Refixion eines Procla- 
matis oder Patents in Parthey⸗Sa⸗ 
chen dem Canzelleydiener 

a) ad inſtantiam eines fremden 
Gerichts zur Caſſe 
b) auf Veranlaſſung deſſelben Ge⸗ 

1 richts . 
Snitions-Relolution, ſ. Refolution 

Au Protokoll, ſ. Inſtruction 
"aeldung einer Klage ad Protocol- 
FF e 


& *) Um den Gebrauch diefer Sportelordnung zu erleichtern, find die 
yrantelfüge auf die jetzt giltige Scheidemuͤnze in Silbergroſchen und 
enningen reducirt. Gedruckt zu Danzig, ohne Angabe des Jahres. 
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Benennung. 


Anmeldung zur Appellation mit Spe⸗ 
zifizirung der Beſchwerde- Punkte. 
Refills 
Ankündigung eines Auctions- oder Li- 
oitations-Termins durch ein Procla- 
ma, Patent oder Inſerat in die Zei⸗ 
tungen oder Intelligenzblaͤtter . 
dem Prediger; für die Publication 
in der Kirche jedes mahl 
fur das Schreiben an den Predi⸗ 
ger, das Addreß⸗Comptoir oder an 
die Zeitungs⸗Expedition wird außer 
den gewöhnlichen Copialien und In- 
Hunatjons-Gebuͤhren keine Taxe an⸗ 
geſetzt. f 
Anſchlag ſ. Taxe. : 
Anſchlagung eines Proclamatis oder 
Patents in Parthey⸗Sachen |. Af- 
Hxion, 
ri Anden 
ſolches zu inſinuiren fi Infinuation, 
Arretirung eines Schuldners, ſ. Auf⸗ 
hebung. 
Alfıgnation, fir deren Aufnahme ad 
Protocollum ſ. Aufnahme. 
a) die Ausfertigung daruͤber fuͤr 
jegliche beſonders 
Atteſt, in ſo fern in dieſer Sportul⸗ 
Ordnung nicht ein beſonderer Satz 
nach der Verſchiedenheit dieſes Ge⸗ 
ſchaͤfts fpecialiter angeſetzt worden 
Auction der Mobilien 
Geſchiehet die Auction extra lo- 
cum judicii, fo fließet für jeden Tag 
da die Auction gehalten wird, der 
obige Satz zur Sportul⸗Kaſſe und 
erhalt der Commiſſarius auſſerdem 
bie geſetzliche Commiſſions⸗Gebuͤh⸗ 
ren. Der Ganzelleydiener, Aufwaͤr⸗ 
ter oder Ausrufer erhalt fuͤr den 


„ 


— 20 


Den 25. December 1804, 


Benennung. 


a 


Ausruf und die Aufwartung täglich, 
es geſchehe die Auction in loco oder 
extra locum judiciii on 0% 
Aufhebung eines Schuldners zur ge⸗ 
faͤnglichen Haft, dem Exekutor oder 
erichtsdieneer 
Wenn die Aufhebung auſſerhalb 
den Hauptthoͤren der Stadt geſchie⸗ 
het, doch noch innerhalb der aͤuſſe⸗ 
ren Thoͤre auf den Vorſtaͤdten oder 
vor dem Blockhauſe, fo erhält der 
Exekutor oder Gerichtsdiener auf 
ſerdem noh 
Geſchiehet die Aufhebung aber 
weiter hinter dem Blockhauſe oder 
auſſerhalb der aͤuſſern Thoͤre, im 
Fahrwaſſer oder auf der Rhede; ſo 
erhaͤlt der Exekutor oder Gerichts⸗ 
diener außer den etwanigen noth⸗ 
wendigen baaren Auslagen zu ſei⸗ 
nem Fortkommen fir jegliche Meile 
an Meilengeld, ſowohl bei der Hin⸗ 
Als Nücreiſe 
und an Wart⸗Geld taͤglich 
Aufkündigung eines Kapitals 
ufnahme eines muͤndlichen Geſuchs 
ad Protocollum, in fo weit dafür 
in dieſer Sportul⸗Ordnung nicht ein 
beſonderer zur Kaſſe fließender Satz 
nach der Verſchiedenheit des Ge⸗ 
ſchaͤfts specialiter angeſetzt iſt, dem 
er RP 
Aufnahme, vollſtändige einer Klage 
des Protokolls Behufs der Aus⸗ 
fertigung eines Beil⸗ oder Seebrie⸗ 
es, einer Certepartie, Muſterrolle, 
Verklarung eines Neutralitäͤts⸗ oder 
Waaren⸗Atteſtes, eines Certificats 
über gehaltene Beſichtigung von See⸗ 
Schiffern, Schiffszimmerleuten, Reif⸗ 


In J 
Sachen [Sachen 
über vo 
10 Nthlr. [80 Rthlr 
bis incl, 
30 Rthlr bi 
exc 100 Rthl. 
exc 


— 6 10 — 
io 
E Qi 
„ 5 
5 Er 
— 2 10 — 
5 
— 6 — 101 — 
-15 


1 
8 


477 


Sachen 


n von 
J500 Rehlr. 


20 


15 


ers n 
Vo S m 


incl. 


und 
„ daruͤber. 


Rt. Sg. 


10 
10 
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In In 
Sachen] Sachen 


über von 
10 Rthlr. 30 Rthlr. 
incl, 


excl, 


5 2 is 
Benennung. Si] 980. 


8 Rt. Sg. Rt. Sg. 


—— 
Schläger, Maͤkler ꝛc.; imgleichen auch 
der Proteſte |. Beilbrief, Seebrief, 
Certepartie, Muſterrolle, Verkla⸗ 
rung, Neutralitäts-Certificat, Waa⸗ 
ren⸗Atteſt, Beſichtigung, Proteft, 

Aufnahme einer Schlußberechnung in 
einer Havarie Sache, |. Havarie. 

Aufwaͤrter⸗Gebuͤhren dem Canzelley⸗ 
Diener bey den Commiſſionen in 
10% judic i. 

Ausfertigung, a 
in ſo weit dafuͤr in dieſer Svor⸗ a 1 
tul⸗Ordnung nicht ein anderer Satz 
nach der beſondern Verſchiedenheit 
des Gefchäftes, zum Beispiel in Ab⸗ f 
ſicht der in dem unmittelbar vorſte⸗ 
henden Artikel von Aufnahme be⸗ 


} 
| 
de 
1 


merkten Documente angeſetzt iſt. . — 27 — 5 


Ausruf, ſ. Auction. 

Auszahlung wenn darüber jedoch mit 
Ausſchlieſſung den Depoſiten⸗ und 
Sportulkaſſen⸗Sachen ein Protokoll 
aufgenommen wird, dem Deputato 

Zählgeld dem Rendanten von je⸗ 
dem Hundert ein Viertel Procent, 

a) Ausfertigung darüber für jeg⸗ 
liche befonders. cn nun en. IT 


B. 1 


Beglaubte Abſchriften, ſ. vidimus, 
Beil: Briefe, 
für die Aufnahme des Protokolls 
darüber 
dem Aufwaͤrtern 4 
die Ausfertigung des Beil⸗Briefes— |) — 
Copialien der Canzelle g .. 
dem Aufwaͤrten „ 
Piggelge ld 
das Communicatorium dazu 5 


In 
Sachen 

von 
100 Rt 
ine 


bis 
soo Nthl. 


excl. 


Rt. Sg. 


hl. 
1 


In 
Sachen 
von 
500 Nihl. 

incl. 
und 
darüber. 


Rt. Sg. 


1 


E 
\ 


Den 25. December 1804, 


\ 


Benennung. 


Copialien der Gangelley rn 
dem Aufwärter , 4 oc a 
Bar Siegelgeldi, ih u euede r 
kanntmachung öffentliche, ſ. Ankün⸗ 
digung. 


In 
ut 


vo e 


RR 
30 Rthl 
exc 


Rt. Sg. 


» mittelſt eines Schreibens, ſ. De- |. 


ret. 
Bericht in Parthey⸗ Sachen „ 

a) wenn bloß eine Nachricht ver⸗ 
langt worden oder Acta ein⸗ 
geſandt worden 

b) wenn darinnen Materialien 
enthalten 


e) wenn darinnen weitläuftige 


7 Species - facti ex Actis extra⸗ 
hirt oder jura partium dedu- 


cirt worden 


Beſcheid, f. Sentenz und Refolution, 
Beſichtigung 5 
für die Aufnahme des Rezeſſes 
uͤber den von den dazu adhibirten 
Sachverſtaͤndigen, als Maͤcklern, 
Eh Hiffer, Se⸗ 
gelmacher, Reifſchlaͤger ꝛc. über den 
Befund erſtatteten Bericht 
dem Aufwaͤrterõͤ 
fuͤr die Ausfertigung dieſes Re⸗ 
Cf!!! 
An Copialien der Canzley fuͤr je⸗ 
Bogen 
Siegelgelddde can. 
Fuͤr das ſchriftliche Communica- 


FT 


An Copalien für die Ganzelley . 925 


dem Aufwaͤrter an Inſinuations⸗ 
enn 3 
Siegelgeld - 8 
wenn zu einer ſolchen Beſi chti⸗ 
gung auch ein Deputatus Collegü 
ernannt worden, wie z. B. wegen 


. 
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In 4 5 x 
Sachen Sachen Sachen 
von on von 
30 Rthlr. 500 Rthl. 
incl, 1 incl. 
bis und 
100 Rthl. darüber. 

excl, 
Rt. Sg. [Rt. Sg. 
EES s 
— == 
— 11 22 — 27 
== 5 — 110 1115 
— 110 — 120 11 — 
20 

— 115 11— 21 — 

3 

20 1 
— 10 1(— 121 — 
— 33 — 331 — 33 
— 5 — 115-1] — 
5 20 

—| 221 — 22. — 24 
— 241—[ 221 -|:23 
— 1 5 10 20 
22 — 241 — 24 
— 231] 331— | 34 
— 2 — 225 
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Süden Sen Sante eiche a 
12 a0 hh gehn 100 Rihl. soo. 
Inc 


excl. excl. 


Rt. Sg. Rt. Sg. Rt. Sg.] Nt. S. 


. I ee 
Benennung. oeh. 10 1 a derte 


beſchädigter Gefüge und Wagren ꝛc. 

fo erhält dieſer noch beſonders feine 

- Diaeten, ſ. Commiſſions⸗Gebuͤhren. 
Bodmerey, 

fuͤr die Aufnahme ER ER 

dem Aufwaͤrter 

fuͤr die Ausfertigung 


C. 
Caleulatur - Gebühren, 


für Anlegung eines Liquidi in de 
ner weitläuftigen Berechnungs⸗Sa⸗ 


che dem Calculator er 
Caution, für deren Aufnahme - 15 1 — 110 
a) Ausfertigung Darüber für jeg⸗ 2 


liche derfelben beſonders 
Certepartie, 


Für die Aufnahme ......%. — — 120 1 — 
= den Aufwäarter | 33f-| 33 
„die Ausfertigung für jedes 

Cremplart a era — —1-|15 j—[20 


Certificat, ſ. Atteſt. 
Gelfon, ſolche aufzunehmen ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Zahl der Cedenten 
a) Ausfertigung darüber fuͤr jeg⸗ 
liche beſond ers. 
Citation, 
wenn ſolche auf eine Klage ſchrift⸗ 
lich oder auch gleich anfangs der 
Kürze wegen nur mittelſt einer Ab⸗ 
ſchrift des Deerets erfolgt 
a) wenn ſolche im Fortlauf des 
Prozeſſes oder ſonſt ſchriftlich 
erfolgt, in ſo fern ſolches nach 
Vorſchrift der Allgem. Gerichts⸗ 
Ordnung zuläffig iſt 8 
b) wenn ſolche im Fortlauf des 
Prozeſſes mittelſt einer Abſchrift 
des Decrets geſchiehet, werden 


bis 0 
Benennung. jur] bie 


un 
excl. | darüber, 


‚Rt. Sg. 


nur die gewöhnlichen Copialien 
und Inſinuations⸗Gebuͤhren für 
den Boten oder Aufwaͤrter, ange⸗ 
fest, ſ. Copialien und Inſinua- 
tion. ; 
€) wenn ſolche rdictaliter erlaſſen 
wird, fuͤr jegliches der zu ex⸗ 
on. pedirenden drey Exemplare. 3 
ommilfjons- Gebühren, 
„Wenn das Geſchaͤft zwar am 
Orte des Gerichts, aber auf Re- 
quiſition eines fremden Gerichts 
oder auch nur auſſerhalb der ge⸗ 
wohnlichen Gerichts⸗Stelle vorge: 
nommen werden muß, ſo erhaͤlt 
der Commiſſarius 
a) wenn er ein Mitglied des Col- 
ft 3 
b) wenn er ein Secretarius des 
a Collegii iſ t.. 
B. wenn die Commiſſion extra lo- 
cum judicii gehalten wird. A 
a) wenn der Commiſſarius ein 
Mitglied des Collegii ift ..I—| — 
b) wenn er ein Secretarius ift I—| — I — 
O. die freye Fuhre muß von dem 
Extrahenten beſorgt werden, ge⸗ 
ſchiehet ſolches aber nicht, ſo wer⸗ 
den dem Commiſſario fuͤr die 
Pferde der poſtmaͤßige Satz, und 
für den Wagen täglich paſſirt.— — 
« fie die Aufwartung bei den Com⸗ 
miſſionen in loco judicii erhält 
der Canzelleydiener taglich... . 14 
Uebrigens findet auch hier al⸗ 
les dasjenige ſtatt, was wegen 
er Diaeten, Reiſe- und Zehrungs⸗ 
oſten auch baaren Auslagen in 
der allgem. Gebuͤhren⸗Taxe vom 
28. Aug. 1815 verordnet worden. 


Weſtpreuß. Prov. Recht. Bb. III. 31 


— 115 j—120 


* 


=» 
| 
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— 
In Sn 
Sachen Sachen 


3 von von. 
hf. | 100 Nfl. [500 eib. 
incl. anche 


Benennung: 


Rt. Sa. INt. SL 
Commilloriale, N N 
es erhalte den Auftrag wer da wolle — 231—| 5 I 18 20 
Communicatorium, ; i 
wegen deſſen Inſinuation, ſ. In- 
linuation. 


Concellion fuͤr einen Seemann als ö 
Steuermann fahren zu duͤrfen — —— 
fuͤr einen Steuermann als Schif⸗ 5 
fer fahren zu durfen . s — 
fiehe hiebei auch Examinations 8 
Gebuͤhren. a 
Concellion für Mädler zum Verkauf 
havarirter Guͤter, Schiffe oder Lich⸗ 
ters Fahrzeuge 2 
Confirmation, 5 N : 
A. eines gerichtlich oder auſſerge⸗ 
richtlichen Contracts, in fo fern 
nicht specialiter in Abſicht einer 
oder der andern Art deſſelben in 
dieſer Sportultaxe ein anderer 
Satz angenommen und feſtgeſetzt 
worden mit Inbegriff des jedes 
mal uͤber die nothwendig zu be⸗ 
wirkende Recognition der Unter⸗ 7 
ſchrift aufzunehmenden Protokolls — 5 I— 10 — 20 
B. einer Havarie groſſe Berechnung, 5 -2 
ſ. Havarie Groſſe. 

0. in allen andern Fällen die in 
dieſer Taxe nicht specialiter und 
beſonders beſtimmt ſind . . 2— 5 [15 

Conftitutio Liquidi . 
oder Aufnahme einer Berechnung 

zwiſchen Perfonen die daruͤber nicht 

mit einander in Prozeß ftehen. . . 5 — 1020 

a) Ausfertigung daruͤber fuͤr jede -2 

befondes «one une 220] 5 1145 — 12 

Contract für die gerichtliche Aufnah⸗ 

me in ſo fern dieſelbe zum Admi⸗ 

ralitaͤts⸗Wett⸗ und Handlungs⸗Ge⸗ 

richt reſortirt und der Contract nicht 


ul 


11 
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zu einer speciellen Art gehoͤret, wo⸗ 
für in dieſer Sportultaxe ſchon ein 
ſonderer Satz angenommen und 
feſtgeſetzt worden 
e) Ausfertigung darüber für jeg⸗ 
0 liche beſonders 
ontumacial-Erkenntniß, ſ. Sentenz. 
Gb Protokoll, ſ. Infiruction, 


jalien, 5 


a) fuͤr Sentenzen, Refolutionen, De- 


crete, Inventarien, Vidimation; 
imgleichen Memorialien und de⸗ 
ren Beilagen erhaͤlt die Can⸗ 
zelley fuͤr jeden regelmaͤßig ge⸗ 
ſchriebenen Bogen, deren Anzahl 
nach Maasgabe des allgemeinen 
Regiſtratur⸗ und Canzelley⸗Re⸗ 
glements 5. 130. vom Secreta⸗ 
riat zu beſtimmen 

Nota. Da die Carzelleh fuͤr die 
Richtigkeit der Copeyen einſte⸗ 
hen muß, ſo wird für das noth⸗ 
wendig bleibende Collationiren 
nichts beſonders bezahlt. 

b) Wenn Munda oder Abſchriften 
in fremden Sprachen zu ferti⸗ 
gen ſind, oder ſolche 

o) auf Pergament geſchrieben wer⸗ 
den muͤſfen, erhält die Canzel⸗ 

0 ley doppelte Schreibgebuͤhren. 

urrende, ſ. Patentum ad Domum, 


D 


deeret, wenn ſolches erpedirt wird, in 

d weit dafuͤr in dieſer Sportul⸗ 

rdnung nicht ein anderer Satz nach 

ber beſondern Verſchiedenheit derſel⸗ 

en specialiter angefeßt iſt. 

au negen deſſen Infinuation f. In- 
Ration, 
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Depoſital- Gtbühren, 
a) von baarem Gelde, von rden 
190 Eh t 
b) von Doeumenten, Pretioſis SR 
e) von andern Effekten ER RE 
Depoitin Schein “ in... 
Diasten; f. Commiſſions⸗Gebuͤhren. 
Dilatious - Erthetlung . 8 
Dispache, f. Havarie Grosse. 
Dollmetſcher⸗ Gebuͤhren fuͤr jeden Ter⸗ 
min der nicht über 5 Stunden dauert 
Durchlegung einer dg 1 Cal- 
eulatur- Gebuͤhren. i 
\ E.. 
3 Be 2 
Fü 1 Citation, f. Citation. 
Entreprise Contract, ſ. Contract. 
Erkenntniß, ſ. Sentenz, auch Resolution. 
Eid, wenn ſolcher in 1060 judicii ei⸗ 
nem Judicät zufolge von einer oder 
mehreren litigtrenden Perſonen uno 
actu geſchworen wird, für die Auf: 
ſetzun der Formul und Abnahme 
Geſchiehet die Abnahme das Ei⸗ 
des ad Requifitionem eines andern 
Gerichts, ſo erhaͤlt der darin er⸗ 
nannte Deputatus dieſe Gebühren: 
Geſchiehet aber die Eidesleiſtung 
extra locum jüdicii, ſo werden auf⸗ 
ſerdem die Diaeten angeſetzt, welche 
der Commiſſarius oder Deputatus 
erhält, ſ. Commilhons- Gebühren. 
Wenn der Eid einem Curatori li- 
tis, einem Sequefior, einem oder 
mehrern Taxanten oder andern Be⸗ 
dienten abgenommen wird . 
und wird dieſer Satz genommen, ah 
wenn auch die Verpflichtung nur 
mittelſt Handſchlages geſchiehet; 
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Süden Sachen 


von 
4400 io. 500 Rthl. 
1 185 incl. 


3 co . barüber. 
excl. 


at. Sg. t. Sa. 


8 


= 
63 
‚= 
— 
— 
do 
A 


mann oder Sate, . Concellion. 
"Xaminations- Gebühren, 
wenn ein Matroſe Steuermann, 8 
oder ein Steuermann Schiffer wer⸗ 
den will, dem Deputato des Col- 
legii „ pe ke! Me 
dem dabei zu adhibirenden Aſtronom— — 
jedem der dabei eee bei- 
den Schifferaͤlteſten : 4 — — 
einem jeden der dabei anweſen⸗ 
den 2 Aſſiſtenten der Schifferaͤlteſten— — 
einem jeden der dabei anweſen?? 
den Schiffsmaͤcklern. „„ 
dem Protokollführet. N ee alte, 
dem Aufwaͤrter. uu 4—i.— 
Xcitatorum, das erſtere gratis, fuͤr 
das Ste und die folgenden auſſer der 
etwa noch beſonders verwuͤrkten 
Strafe der Verzögerung nach Ber 
e . eee 
Kebution, ! 
dem Executor für deren Ankuͤndi⸗ 
gung — 5 
für deren wirküche Bolftcedung 
und zwar: 
a) den erſten Tag ble 
b) jeden der uͤbrigen Tage 22 
Wenn die Wollſtreckung der Exe- |. |... 
cution aufferhalb den Hauptthoͤren 
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’ 


der Stadt, doch noch auf den Vor⸗ 
ſtaͤdten geſchiehet, fo erhält der Exe- 
cutor auſſerdem noch für den Weg 
Wenn fi olche aber ſchon auſſe erhalb 
den Vorſtaͤdten oder den äufferften 
Feſtungswerken geſchiehet, ſo erhaͤlt 
der Exekutor wie fuͤr eine jede Meile 
bezahlt, nehmlich ſowohl auf der 
Hinz als Ruͤckreiſee 
Erecutoriale che 
Perpetuunmmnm 00 
Exmilloriale * eg 
Expedition, vide Ausfertigung. 5 
Expenlen, Urtel ſ. Sentenz, 


F. 


Fveybrief „„ 
Freypaßß 4 


G. 


Geleitsbrief . „„ „ „„ „„ „ „ 66 
Geſundheits⸗ Paß, f. Atteſt. 
Gutachten in Haverey⸗Schifffahrts⸗ 
und Handlungs⸗Sqchen 
dem Deputato der die Ausarbei⸗ 
tung gemacht eben fo viel 


H. 


Havarey Groſſe Berechnung, 
fuͤr Außen der e 
uung ee 8 
für Reriion, " Conirmation und 
Extradition einer Haverie groſſe Be⸗ 
rechnung werden uͤberhaupt nach der 
bisherigen und vormaligen Obſer⸗ 
von bezahlt lad 
Hypotheken ⸗ Schein, 


x 


n 
Se 


3 ao he 
30 Rthlr. 


excl. 


Rt. Sg. 


EE 
a 


In 
N 


30 Kah lr. 


7 


10⁰ Sit. 


excl, 


Kt. Sg. 


N 


In 
1 


100 Sen. 00 


> 


500 Nhl. 
excl. 


Rt. Sg. 


1015 


In 
Sagen 
500 Riht. 


incl. 
und 
daruͤbor⸗ 


Rt. Sg. 
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über von von von 
. 10 Rihlr. 80 Rthlr.] 100 Riehl. 500 Reh. 
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a R . H nd 
nen nung. excl. 100 Rihl. 500 Rtbl. darüber. 

excl, excl. 


Rt. Sg. Rt. Sg.] Rt. Sg. Rt. Sg 


von einem Bordinge, Ballaſtboot, 


oder kleineren Fahrzeuge [ J 
fur den Entwurf dem Secretariat — —— — [5 10 
von einem Seeſchiſſeee . o 1115 
für den Entwurf dem Secretariat — — ts 

1 | 
lamiforiale I teen anne % 20 
NN. RP Per ER EEE 0 20 


Inrotälation der Acten, f. Acten, 

nuation, - 

a) einer mündlichen oder ſchriftlichen 5 
Citation oder anderen Verordnun⸗ 
gen, dem Canzelleydiener inner: 
halb der Hauptthoͤre der Stadt „ — 14 — 22 — 33 — 8} 

auſſerhalb der Hauptthoͤre doch 
noch auf den Vorſtaͤdten oder in⸗ 
nerhalb der aͤußern Feſtungs⸗ N 
Ware 28141“ 
wenn aber die Inſinuation ſchon 0 
auſſerhalb der äufferften Feſtungs⸗ 
Werke geſchiehet, erhaͤlt der Can⸗ 
zelleydiener ſchon fo wie für je: 
de Meile bezahlt, ſowohl fuͤr die 
Hin⸗ als Ruͤckreiſe 4 
und an Wartegeld taglich. . 

b) einer Currende oder eines Pa- 
tenti ad domum nach der Zahl 
derjenigen, an welchen die Inſi⸗ 
nuation geſchiehet, innerhalb der 
Hauptthoͤre 4 

Auf den Vorſtaͤdten auſſerhalb 
den Hauptthören I 
Auſſerhalb den. äufferften Fe⸗ 
ſtungs⸗Werken wie oben lub a in 
1 dem Fall beſtimmt iſt. 
nltruetions - Gebuͤbren, f 
In Prozeß⸗Sachen nach Beſchaf⸗ 
fenheit mehr oder minder weitläufs 


* 


— 
25 
| 


0 0⁰ 
| 


colt 
| 
— 
8 
| 
— 
* 
| 
d 
= 


4 
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tig und ſchwuͤrig geweſenen Ver⸗ 
handlung der Sache 
fuͤr die bloße Aufnahme eines 
Agnitions- oder Contumacial - Pro⸗ 
i de pe ah eeegere 
Intervention, deren Aufnahme 8 Auf: 
nahme, Anmeldung. 
Introduction, 
eines Directoris Collegii zur Sa⸗ 
larienkaſſe. ee AN 5 5 
eines Admiralitäts⸗ Wett⸗ und 
Handlungs⸗Gerichtsrathh s 
eines ſalarirten Deputati des Ma⸗ 
giſtrats oder Stadtgerichts. 
eines kaufmaͤnniſchen Raths oder 5 
eines Beſitzers cum vo to 
eines Secretarii und Regiliratoris 


Inventur auf einem Schiffe oder ſonſt 
Die Commiſſions⸗Gebuͤhren wer⸗ 
den beſonders bezahlt. 


K. 
Kauf⸗ Contract, ſ. Contracte. 
Koſten⸗Rechnungen zu fertigen in Pro⸗ 
zeß⸗Sachen nach Beſchaffenheit der 
Wichtigkeit und Weitlauftigkeit der 
Sache dem Rendanten 2 bis 12 Sgr. 
Klage, deren Aufnahme, ſ. Aufnah⸗ 
me, Anmeldung. 


. 


Litis Denuntiation, deren Aufnahme, 
f. Aufnahme, Anmeldung. 


M. 


Maudatum, ſ. Deaxet. 
ö 
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von von 
100 Rthl. 500 Steht, 

1. incl, 

und 


a 2 bis, 
Benennung. J500 erbt. barüber. 


Meilen⸗Geduͤhren, ſ. Execution, Inf 
Nuation, 
Onitorium, f. Excitatorium, 
Ortifications- Schein 4 27 
uſterrolle, für deren Ausfertigung. — — 
Nachtrag zu derſelben 4 — 


N. 
Neutralitaets-Atteſt oder Gertificat Ze 
für die Aufnahmen en 


für die Ausfertigung 
Otificatorium, f. Decret, 


0. 


Obligation, f. Schuldverſchreibung, 
Bodmerey. 5 
blervation, 
eines der Flucht verdaͤchtigen 
Schuldners. 
A. in der Stadt oder auf den Vor⸗ 
ſtaͤdten, dem Executor 5 
fur den erſten Tag 
für jeden der folgenden Tage 
B. geſchiehet die Oblervation außer: 
halb der Stadt und deren Vor⸗ 
ſtaͤdten, fo erhält der Executor 
fuͤr jegliche Meile ſowohl auf der 
Hin⸗ als Ruͤckreſſe außerden . — 4 
und an Wartegeld taͤglich. . 5 
Obkignation nebſt Aufnahme des erfor: 
derlichen Protokolls 
die Commiſſions⸗Gebuͤhren werden 
beſonders verguͤtigt. 
edlar - Iufpectioo n 24 
auſſer denen dem Commiſſarius ' 
zu zahlenden Diaeten, 
rdre, offene, ſ. Executoriale perpe- 
tuum. l 3 


G 


z 
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Art. Sa. At. Sg. Mt. 


P. / . | 


Pacht⸗Contract, ſ. Contract. 
Parere, f. Haverey Große, auch Con- 
firmation, 
Paß, f. Reiſepaß. 
Patentum ad domum 
worinnen mehreren Perſonen et⸗ 
was befohlen wird, ohne Ruͤckſicht 


anf ite ahl. 310 [1s 1 
wegen deſſen Infinugtion ſ. er 
nuation, ie ; 


Praeclußons- Sentenz, ſ. Sentenz. 
Procent- Gelder für den offentlichen 
Verkauf von Schiffen, Bordingen, 
Ballaſt⸗ Böthen, Kähnen und Ha⸗ 
verirter Güter 1 Procent, wovon die 
Kaͤmmerey die Hälfte befümmt. *) 
Proclama, f. Edietal-Citation, | Subha- 
ſtations-Patent, imgleichen Affıxion 
und Refixion,: 
Proteſt oder Reproteſt. 
ſolches aufzunehmen dem Secre⸗ 
Kanal n . 4 5 
Ausfertigung daruͤber für jegliches — 23}—| 5 420 [ 1 
Protokoll, ſ. Aufnahme. 
Ausfertigung deſſelben wenn es 5 
verlangt wird . 25 „„ „„ 6 10 20 
Protokollführer⸗Gebühren, wo die Ad⸗ 
hibirung eines Protokollfuͤhrers recht⸗ 
lich nothwendig iſt, demſelben pro N 
Terͥ˙mnſ e ae wen — 5 10 20 1.— 
Publication eines Erkenntnißes oder 0 
einer Relolution, wenn ſolche in 
termino geſchiehet, mit Inbegriff 0 
der vorſchriftsmaͤßigen Belehrung 
und Aufnahme ie Protokolls dar⸗ 
uͤbe rn I 5 110 120 


) Nach dem Reſeripte vom 21. April 1821 ſoll die Halfte dieſer 
Procentgelder auch noch ferner zur Kaͤmmerei fließen. 


4 


* 
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Q. 
Quittung, f Auszahlung. 
R. 


Recipisse, f. Atteſt. 
echnung, deren Durchlegung ſ. Cal- 
culatur-Gebuͤhren, 

deren Abnahmne 

Necognitions-Schein f. Atteſt, Hypo⸗ 
theken⸗ Schein. 

Refxion eines Proclamatis oder Pa⸗ 
tents in Parthey⸗ Sachen, |. Al- 
fixion, 

PW 

deſſen Ueberſetzung in eine andere 

N Sprache f. Ueberſetzung. 
elaxatorium, ſ. Arreſtatorium. 

wegen deſſen Infinuation ſ. Inſi- 
nuation. 

Nemilloriale, ſ. Schreiben, 

Reproteft, f. Proteſt. 

Nequifitoriale ones 

offenes an alle Magiſtraͤte . 

In fo fern die Requiſition blos 
Inſinuation oder Inſertion einer 
Verfügung betrifft, fo koͤnnen da⸗ 

R für nur Kopialien angeſetzt werden. 
elignation nebſt Aufnahme des erfor⸗ 
derlichen Protokolls 

die Commiſſions⸗Gebuͤhren wer⸗ 
neden beſonders bezahlt. 
elolution auf die Eingabe einer Par⸗ 
they, ſ. Decretum wodurch nach dem 
Zugeſtändniß einer Parthey ein Ver⸗ 
gleich oder nach abgeleiſtetem Eide 

R eine Verbindlichkeit feſtgeſetzt wird 

otulus Actorum 


für deſſen Anfertigung in Par 


In 
Sachen 
üb 


| 
ax 


| 
* 
1 


10 


10 


15 


10 


In n 
Sachen [Sachen Sachen 
von vo 


20 


15 
20 
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dena 1 dem Dreditsaten 1 in je⸗ 
F 


2 ; S. 


Salvus Conductus ſ. Geleits⸗ Brief. 
Schein, ſ. Atteſt, auch Hypotheken⸗ 
Schein. 

Schiffs ⸗Certificat, ſ. Neutralitaͤts⸗ 
Atteſt. 

Schluß oder Hauptbericht in Stran⸗ 
dungs⸗Sachen dem Commillario 

Schreiben an andere Gerichte, ſ. Re- 

: quifitoriale. 


Schuld Verſchreibung; ſolche gufgn- 


nehmen . . 
a) für deren Ausfertigung und zwar | 
fi jegliche 8 
See⸗ Brief, fuͤr die Aufnahme. er 
fuͤr die Ausfertigung. * 


Sentenz, wodurch eine Prozeß ⸗ Sache 
definitive entſchieden wird, nach Be⸗ 
ſchaffenheit des mehr oder minder 
ſchwuͤrig und weitläuftigen Gegen⸗ 
ſtandes derſelben uberhaupt. 

wenn ein bloßes Epenfen- Urtel 
erfolgt, jeder Theil 

wenn Schiffe oder andere Fahr⸗ 
zeuge oder pretiola Plus licitanti 
zugefchlägen werden, fuͤr den Ad- 
judications Behäid- sa. ug - 

Für eine Praeclufions-Sentenz auf 
ergangene Edictal- Citation 

Fuͤr ein Erkenntniß in Contu- 
maciam G — ꝙ7ñ6b! 4 

Sequeſtration, 

ſolche anzuordnen und den Seque- 
ſter zu inſtruiren incl. der erforder⸗ 
lichen Ausfertigung . EN 

Siegelgeld fr den Director det Collegi : 


a) von einer jeden Ver 
Parthey⸗ Sachen g 
wenn der Gegenſtand nur 30 


fuͤgung in 


bis 50 Rthlr. beträgt, 1 Sgr. 


8 Pf., in Sachen über 50 Rthlr. 
2 Sgr. 6 Pf. 
b) von jeder Ausfertigung eines Er⸗ 
kenntniſſes und einer Reſolution, 
wodurch auf den Grund eines Zu⸗ 
geſtaͤndniſſes oder Vergleichs oder 
eines abgeleiſteten Eides in einer 
ſtreitigen Rechts⸗Sache einer Ver⸗ 
bindlichkeit der einen oder andern 
Parthey feſtgeſetzt wird; nach der 
Usance und Altern Sportultaxe 
des Wettgerichts in Sachen von 
50 Rthlr. und daruͤber 20 Sgr. 
in Sachen von 30 Kthlr. bis 
8 50 Rthlr. 10 Sgr. 
Oeletaets Contract, ſ. Contrast. 
tatus Caufae, für deſſen Entwerfung 
a) in Rechtshaͤngigen Prozeß⸗Sachen 
iſt der Satz unter den Inftructions- 
Gebuͤhren ſchon mit begriffen. 
p) wenn dergleichen aber außer dem 
Fall eines rechtshaͤngigen Prozeſ⸗ 
mſes erforderlich, je nachdem die 
Sache mehr oder weniger weit⸗ 


laͤuftig und verwickelt I 


Steckbrief . * 
a) wenn mehrern als ein Steckbrief 
ausgefertigt werden, wird fuͤr jeg⸗ 
8 liche der uͤbrigen angeſetzt : 
s Ohaltations- Patent Nr DEN DR 
ablidial— Schreiben, ſ. Schreiben. 


7 5 . 
Antieme dem Salarienkaſſen⸗Rendan⸗ 


ten p. Thaler Einnahme 1 Sgr. 4 Pf. 
dem Controlleur . — » 8 Pf. 
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Se 
a inch 
30 118 
Bene n nu n g: 900 5 Int. 500 98 bl. darüber. 
x ex cl excl. 
N. Sg.] Rt. Sg.] Rt. Sg.] Nt. S 


dem Vorſchußkaſſen⸗ 

Rendanten 1g. — =: 

Taxa von Mobilien, nichts 

außer den Gebühren der Taxanten 

und der extra locum judicii den Com⸗ 

miſſarien gebuͤhrenden Diaeten 
. Commilßons - Gebühren, £ | 2 

Peſtimonium, ſ. Atteſt. f 
Todtenſchein „ 4 5 10 (20 11 
„ Transmilfionen, ſ. Bericht. 


‚U. 


Ueberſetzungs⸗ Gebuͤhren, 5 
einen Reiſepaß, ein Document 
oder eine Verfuͤgung in die lateini⸗ 
ſche, polniſche oder engliſche oder an⸗ 
dern Sprachen, oder aus dieſen ins 
deutſche zu uͤberſetzen, für jede Can⸗ 
zelleymaͤßig geſchriebene Seite.. — 5 — 721015 
das Mundum wird beſonders be⸗ 
zahlt, ſ. Copialien, 
Urtheil, ſ. Sentenz. 


V. 
Ver gleich, 
fir die Ausfertigung deſſelben von f 
jedem Theilla!l.. 4510/20 1— 


a) wenn der Vergleich blos darin 
beſtehet, daß der Kl. ſeiner For⸗ 
derung pure entſaget, oder daß 
der Bekl. ſich zu deſſen Befrie⸗ 
digung verlangtermaßen verſteht, 
oder daß dem Bekl. blos eine 
Nachſicht zugeſtanden wird; fo 
darf fuͤr den Vergleich ſelbſt an 3 
W nichts genommen wer⸗ ö 
en 
b) wenn es hingegen ein wirklicher 
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Vergleich iſt, wo jeder Theil von 
ſeinem pretendirten Recht etwas 
ſchwinden läßt, fo werden nach 
dem Verhaͤltniß des quanti dif-. 
ferentiae zwiſchen der geforder⸗ 
derten und der von dem Bekl. 0 5 
leich bei der Einlaſſung auf die. 
Klage zugeſtandenen Summe an⸗ 
noch an Vergleichs = Gebühren 
entrichtet, 
wenn das Quantum 
| differentiae 50 bis 200 N 
Rthlr. beträgt... . 1 Ahle. f “bs 
von 800 Rthlr. bis 5 
1000 Rthlr. ... 2 bis 4 Rthlr. 
von 1000 bis 10,000 Rthlr. 
auf jedes Hundert uͤber 
1000 Rthlr. 15 Sgr. 
über 10,000 Rthlr. auf ö 
jedes Tauſend . . . . 1 Kthlr. 
wenn die Sache kei⸗ 5 
ner Schaͤtzung nach 
8 Gelde fähig iſt 2 bis 6 Rthlr. 
Verkaufs Contract, ſ. Contract. 
erklärung, 
für die Aufnahme 5 10 20 f 1 bis 
„ den dabei zu adhibirenden |. 12 
Protokollfuͤhrer — — —1— 15 20 
a „die Ausfertigung derſelben . 
Ve das Communicatorium m 
c 23(— 10 |—|20 | 10— 
auſſer denen dem Commillario zu "N. 
Waßlenden Commiſſions⸗Gebuͤhren. i 
erordnung „ f. Decret. \ 
pflichtung, 
eines Directoris 
Raths 
Alleſloris 
Secretarii und 
Regiſtratoris. 
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Benennung. 


Nota, Hievon iſt der Satz ſchon 
unter denjenigen fuͤr die Intrö- 
duction mit begriffen. 

a) einen Lootſen⸗Commandeurs 

b) eines Canzelliſten Re: 

c) eines Salarien⸗Kaſſen⸗Rendanten 

d) eines Copiſte n 

e) eines Aufwaͤrters oder 

Canzelleydieners : 
Executoris nichts. 
Boten, Geſangenwaͤrters 
Unterlootſen 


| 


Vidimus, unter dem Siegel und der 


Unterſchrift des Gerichts 


wird das Vidimations-Atteſt bloß 


unter dem Siegel und Atteſt des 
Secretariats verlangt, dem Secre⸗ 
taire der das Atteſt ausſtellet BER: 

Auſſerdem erhält der Copiſt die 
Copialgebuͤhren nach der Bogenzahlz 
wird das Vidimus aus Akten, wel⸗ 
che ſchon in der Regiſtratur befind- 
lich, genommen, ſo erhaͤlt die Ge⸗ 
buͤhren der Regiſtrator, wie auch 
die Copial⸗Gebuͤhren, wenn er die 
Copey ewactis ertheilet, 


Vollmacht, fuͤr deren Aufnahme * 


a) fie jegliche Ausfertigung 
ze W. * 
Wartegeld, ſ. Aufhebung, Execution, 


Obfervation. 
Wechſel, für die Aufnahme 
a) für jegliche Ausfertigung 


Z. 


Zeugen abzuhören und zu beeidigen, 
a) wenn folches in einer bei dem 
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Benennung. 


Admiralitaͤts⸗Wett⸗ und Hands 
lungs⸗Gericht ſelbſt rechtshaͤngige 
Sache geſchiehet, ſo wird dafuͤr 
nichts beſonders entrichtet, weil 
der Satz dafuͤr ſchon unter den 
Inſtructions⸗Gebuͤhren mit ent 
halten iſt. 

b) Iſt aber die Abhoͤrung der Zeu⸗ 
gen außer einem rechtshaͤngigen 
Prozeß erforderlich; ſo wird fuͤr 
die Abhoͤrung eines jeden Zeugen 
zur Caſſe entrichtet 

©) geſchiehet die Abhoͤrung auf Re- 
quilition eines fremden Gerichts; 
ſo erhaͤlt der dazu ernannte De⸗ 
putatus des Collegii die lub an⸗ 
geſetzte Gebuͤhren, ſonſt aber kei⸗ 
ne Diaeten oder Commiſſions⸗Ge⸗ 
buͤhren. 

c) Geſchiehet die Abhoͤrung der Zeu⸗ 
gen extra locum judicii, fü wer⸗ 
den auſſer den oben lub b) be⸗ 
merkten zur Caſſe fließenden Ge⸗ 
buͤhren, dem Commillario auch 
noch beſonders die gewoͤhnlichen 
Diaeten bezahlt, ſ. Commilſions- 
Gebühren. 


Weſtpreuß. Prov.Mecht. Bd. III. 


daruͤber. 


[Rt. Sg. 


— 10 —71ʃ5 


32 
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Ko ſt en Ta x e 
Für das Admiralitaͤts⸗ Wett⸗ und Handlungs⸗ Gericht zu 


Danzig, wegen Eintragung der polniſchen Verpfaͤndungen 
f in das bei ſelbigem zu haltende Pfandbuch. 


Fuͤr das Verlautbahrungs⸗Protokoll ohne Unterſchied der 
hmm des Capitals ee 
2. Fuͤr das Decret ad intabulandum ohne Unterſchied der Summe 
3. Wenn wegen vorwaltender Maͤngel bei den Documenten an⸗ 


noch Verfügungen ergehen muͤſſen, fir jedes Decret [1017 
4. Für die Eintragung ohne Unterſchied der Summe 45 
5. Für das den Obligationen nachzuſchreibende Atteſt oder 

Documentum ingrollationis „ 110 


6. Auſſerdem werden, wenn die einzutragende Summe uͤber 
100 Rthlr. beträgt, von jedem Hundert mehr 5 Sgr. Ein⸗ 
tragungs⸗Gebuͤhren entrichtet. a 

7. Pro Vidimatione der zu dem Belagbuch kommenden Docu⸗ 


mente pro Stü⅛ . 10,7 
8. Ae ene e,, 8 
9, Insinuations- und Aufwarter⸗Gebuͤhren 3 9 
10. Wenn ein Deputatus wegen Recognition der Unterſchriften 

einer oder der andern kranken Parthey, zu ihr ad aedes 

geſchicket werden muß, an Diaeten 1 Rthlr. und.. 10 
11. Wenn ein geſchworner Dollmetſcher gebraucht werden muß, ö 

an Diaeten für. jeden Termin 20 
12. Wenn eine Ueberſetzung noͤthig, fuͤr jede Seite „ 7 
13. Für die Vidimation der Abſchrift eines polniſchen Documents, 

wo ſolche auſſer dem Falle kub No. 7. noͤthig iſt . 8 


14. An Stempelbogen werden genommen, die in dem Stempel: 
Geſetz geordneten Saͤtze. Dagegen darf pro Sigillo, pro 
Praefentatione, pro Extraditione und uͤberhaupt auſſer dem, 
was in vorſtehenden Positionen beſtimmt iſt, nichts genom⸗ 
men werden. 


Not a. 


1. In Sachen, deren Gegenſtand nur 10 Rthlr. oder weniger, doch nicht 
unter 5 Rthlr. beträgt, werden keine Taxe, ſondern bloß Schreibe“ 
oder Copialien und Botengebuͤhren nach dem niedrigſten Satz, un 
für die Verhandlung der ganzen Sache mit Inbegriff des Erkenn 
niſſes 10 Sgr. bis 15 Sgr. zur Caſſe angeſetzt und erhoben. 
Sachen von weniger denn 5 Rthlr. wird gar nichts genommen. 

2. Betraͤgt das Object mehr als 3000 Nthle., fo koͤnnen die in der vor 
ſtehenden Taxe enthaltenen Gebühren um ein Viertel, bei Obiecten 


— — 
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über 5000 Rthlr. um die Hälfte — bei Objecten über 8000 Nthlr. 
um drei Viertel und bei Objecten über 10,000 Rthlr. um noch eins 


mal ſo hoch erhoͤhet werden. Dieſe Erhöhung findet jedoch nur in 


0 


Eu 


- zufeßen. 


procellualibus in Anſehung der Urtels⸗ und Inſtructions⸗Gebuhren 
und auch bei dieſen nur in ſo fern ſtatt, als die Inſtruction beſon⸗ 
ders verwickelt und die Entſcheidung beſonders ſchwuͤrig geweſen iſt. 
Das Stempel⸗Papier wird, wenn es nicht ſchon ausdruͤcklich mit 
angeſetzt iſt, den ergangenen Verordnungen gemäß, noch befonders 
zu den Mundis gebraucht und bezahlt. - 

Muß auf Verlangen Pergament zu einer Ausfertigung genommen 
werden, ſo hat ſolches die Canzelley zu liefern und bei den Copia⸗ 
lien den Betrag davon zur Wiedereinziehung von der Parthey, an⸗ 
Iſt bei Verſchickung der Acten Wachstuch noͤthig, fo muß die Can⸗ 
zelley ſolches gleichfalls liefern und bei den Copialien den Betrag 
zur gleichmaͤßigen Wiedereinziehung von der Parthey anſetzen. Bet 
kleinen Paquets find 7 Sgr. 6 Pf., bei großen 10 Sgr. bis 12 Sgr. 
6 Pf. in Rechnung zu paſſiren. 7 A 

In Anſehung aller übrigen Gebuͤhren, welche nicht die Sportel⸗Caſſe, 
ſondern Commillarii oder einzelne Offizianten erhalten, iſt ſchon bet 
jedem Satz angemerkt, wem ſie zukommen. Wo nichts davon er⸗ 
wähnt iſt, fließen die Gebühren zur Sportel⸗Caſſe. \ 


* Für Aufnahme der Beil: und Mefbriefe, der Certeparthie, der 


Schiffs⸗Certificaten, Geſundheitspaͤße, Muſter⸗Rollen und Waaren⸗ 
Atteſte, Neutralitaͤts⸗Certificate, Verklaͤrungen, Beſichtigungen, Pro⸗ 
teſte und Reproteſte, auch bey Haverey Groſſe Berechnungen, koͤn⸗ 
nen dem Secretariat noch befondere Gebühren und zwar bei Objecten 
von 30 bis 100 Rthlr., 2 Sgr. 6 Pf., bei Objecten von 100 bis 500 
Rthlr., 5 Sgr., und bei Gegenſtaͤnden von 500 Rthlr. und daruͤber 
10 Sgr. fuͤr die Aufnahme eines einzelnen Documents zugebilligt 
werden. N £ 

Sollten Falle vorkommen, fir welche Gebühren zu entrichten wären 
und wofuͤr ſich in der gegenwaͤrtigen Taxe kein Satz beſtimmt faͤnde, 
ſo iſt dieſerhalb auf die Vorſchrift der Sportel⸗Ordnung und Taxe 
für die Reſidenzien und Unter⸗Gerichte vom 14. Januar 1788. oder 
auf die Sporteltaxe des Oſtpreußiſchen Commercien⸗ und Admirali⸗ 
taͤts⸗Collegii vom 12. Auguſt 1784. Ruͤckſicht zu nehmen. 


Signatum Berlin den 25. December 1804. 
(L. 8.) f = 
Auf Sr. Königlichen Diajeftät allergnaͤdigſten Special- Befehl. 
v. Goldbeck. v. Schroetter, 


sportel- Ordnung 


77 Fi : 
das Königl. Preuß. Admivalitätse Motte 


und Handlungs⸗Gericht zu Danzig. 335 
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Nr. 33. 
Das Verfahren bei Subhaſtationen betreffend. * 


8. 


Filedrich Wilhelm ze. Unſern x. . 

In Eurem allerunterthaͤnigſten Bericht vom 28ſten v. M. fragt Ih 
daruͤber an: x iu. 

ob es zu Danzig bei der bisher beobachteten auf die Danziger Wi 

kühr Th. 3. Cap. 9. Art. 34. gegründeten Verfahrungsart zu belaſſer, 

oder kuͤnftig bei Subhaſtationen daſelbſt die Vorſchriften der allge | 

meinen Gerichts: Ordnung Th. 1. Tit. 52. zu beachten ſeien? 5 
Da nun aus dem Eurer Eingabe abſchriftlich beigelegten Bericht = 
Stadtgerichte zu Danzig erhellet, daß nach der bisher dort beobachtete 
Verfahrungsart, die Licitations⸗Termine ohne Hinſicht auf den Wer 5 
der Grundſtuͤcke immer gleich beſtimmt werden, folches aber dem bei \ 
fichteten Zweck keinesweges angemeſſen und daher offenbar fehlerhaft „„ 
fo wollen Wir, bevor Wir Euch auf Eure Anfrage finaliter befcheid! | 
zuvorderſt Euren gutachtlichen Bericht und nähere Vorſchläge von Eu | 
daruͤber erwarten: 5 } 

ob und wie der bisherige Modus procedendi bei dergleichen Subha 

ftationen mit der Vorſchrift der Gerichts⸗ Ordnung Th. 1. Tit. 52 

d. 30. in Beziehung auf die in dieſem §pho vorgeſchriebenen Sub“ 

hastations- Sriften verbunden werden Eönnen? \ 

Sind ꝛc. Berlin den 11. August 1804. 
Auf ꝛc. Special: Befehl. 
a N v. Goldbeck. 
An a 
die Regierung 

zu Marienwerder. 


b. 
Be r i' ch t. 


Durch das gnädigſte Nefeript vom 11. Auguſt d. J., die bisher Bi 
Danzig beobachtete Verfahrungsart bei Subhaſtationen betreffend, iſt u. 
fer. gutachtlicher Bericht darüber erfordert worden, der 

ob und wie der bisherige Modus procedendi bei Subhaſtationen . 

Immobilien mit der Vorſchrift der Allg. Gerichts⸗Ordnung 30. 

Fit. 52. 8. 30. in Beziehung auf die in dieſem $pho vorgeſchrie 

nen Subhaſtationsfriſten verbunden werden koͤnnen? m 
Dieſer Aufforderung gemäß bemerken wir gehorſamſt folgendes. Der 15 
ſetzliche Grund, auf welchen die Beſtimmung der Sushaftationsfefi, 
und deren Verſchiedenheit nach dem Werthe der Grundftüde bern 
ſcheint uns darin zu liegen: i 


*) Nicht gedruckt. 


* 
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1. daß durch langere Friſten und die während derſelben erfolgenden Bes, 
kanntmachungen, der bevorſtehende Verkauf deſto allgemeiner bekannt 
werde, und 813 5 19 55 ron { 

2. dadurch ſowohl, als durch die Zeit welche dem Kaufliebhaber gelaſ⸗ 
fen wird, ſich zur Herbeiſchaffung des Kaufgeldes anzuſchicken, die 
Concurrenz vermehrt werden ſolle. g. cl * 

Nach der bisherigen in dem Berichte des Stadtgerichts zu Danzig 
vom 9. Maͤrz 1804 dargeſtellten Verfahrungsart bei Subhaſtationen ſtaͤd⸗ 
tiſcher Grundſtuͤcke, wird nun nicht allein das, auf den Grund der Taxe 
und des Hypothequen⸗Scheins von dem Ausrufer gefertigte Proclama in 
em Arthushofe affigirt, ſondern auch nachdem das Proclama 4. Wochen 
ang ausgehangen hat, von dem Ausrufer drei Wochen lang in der Mit⸗ 
agsſtunde vor der verſammelten Boͤrſe der Verkauf des Grundſtuͤckes durch 

Hautes Vorleſen des Anſchlages proclamirt. Wenn man erwägt, daß der 
ethushof zu Danzig und der Platz vor demſelben der Punkt iſt, wo ſich 
alle Geſchaͤfte des erheblichſten Handlungsortes Ew. Koͤnigl. Mafeſtät 
taaten vereinigen, daß hier ſich alle Kaufleute dieſes Orts in der Mit⸗ 
tagsſtunde zu verſammeln pflegen, daß vermoͤge der Verbindung, in wel⸗ 
er das uͤbrige Gewerbe treibende Publicum mit dem Kaufmanne und 
deſſen Angelegenheiten ſtehet, hier nichts vorgehen kann, wovon nicht 
leder Einwohner der Stadt, welcher an Geſchaͤften Theil nimmt, Kennt⸗ 
niß erhalten ſollte, und endlich daß jeder Fremde, der auf irgend eine 

t bei dem Gewerbe und den Geſchaͤften dieſes Handlungsortes intereſ⸗ 
rt iſt, auf dem Arthushofe und dem vor demſelben befindlichen Platze 
ſich einfindet, fo wird man es kaum für möglich halten, daß ein auf die 
angezeigte Art bekannt gemachter oͤffentlicher Verkauf irgend Jemanden, 
er als Concurrent auftreten möchte, unbekannt bleiben koͤnnte. Eben 
fo wenig kann der zweite oben angefuͤhrte Grund des Geſetzes eine Ab⸗ 
auderung des bisherigen Subhaſtatlons⸗Verfahrens bei ſtaͤdtiſchen Grund⸗ 

Uden, Gerechtigkeiten, und bei Pretiolis nothwendig oder rathſam mas 

en. In einem ſo erheblichen Handlungsorte als Danzig, iſt der Geld⸗ 

Umlauf viel zu lebhaft, der Credit des Privat⸗Mannes viel zu wirkſam 
als daß dem Kaufliebhaber mehrere Monathe Zeit gelaſſen werden muͤßte 
um ſich zur Bezahlung des Kaufgeldes anzuſchicken. 5 
Daß das Geſetz bei Beſtimmung der Subhaſtationsfriſten auch die 
Abſicht habe, den verſchuldeten Eigenthuͤmer durch: längere Friſten zu bes 
ünſtigen, koͤnnen wir nicht annehmen; ſollte dieſes aber auch der Fall 
ein, ſo wuͤrden wir uns doch bewogen finden, auf die Beibehaltung der 
kürzern Friſten für die Subhaſtationen ſtaͤdtiſcher Grundſtäcke und. Ge⸗ 
rechtigkeiten ſo wie der Pretiosorum zu Danzig anzutragen, da jede ge⸗ 
ſetzliche Vorſchrift, welche die Executionen gegen Schuldner verzögert, 
ir den Handel aͤußerſt nachtheilig iſt, und den Credit im allgemeinen 
ſchwächt. Aus dieſen Gründen tragen wir darauf an? 

es in Anſehung der Subhaftationen ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke und Ges 
rechtigkeiten, fo wie der Pretioſorum für die Stadt Danzig bei der 
bisher beobachteten Verfahrungsart zu belaſſen. 5 
So viel dagegen die Subhaſtationen der Kusticat- Grundſtuͤcke betrifft, 
fo geſchieht dieſe nicht auf dem Arthushofe und an der Boͤrſe, ſondern 
an Ort und Stelle; es läßt ſich daher bei der bisherigen Verfahrungsart 
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nicht ſo ſicher auf eine zahlreiche Concurrenz rechnen, und da es dem 
Landmanne ſchwerer wird, baare Capitalien zu vorhabenden Acquiſitionen 
herbei zu ſchaffen, als dem Gewerbe treibenden Bewohner eines großen 
Handlungsortes, ſo ſcheint es allerdings zweckmäßig, die bisher ſtatt 
gefundenen Subhaſtationsfriſten anders zu beſtimmen und zu verlängern 
Allein auch hierbei glauben wir kürzere Friſten vorſchlagen zu konnen 
als die Allg. Gerichts⸗Ordnung Th. 1. Tit. 52. $. 30. beftimmt, da das 
Danziger Territorium und die ganze umliegende Gegend durch die Stadt 
Danzig und durch den lebhaften Verkehr mit derſelben in einer ſolchen 
Communication iſt, daß jede Bekanntmachung von Danzig aus, ſehr bald 
=. der ganzen umliegenden Gegend mitgetheilt wird, Wir ſchlagen da⸗ 
er vor dn A wg NEAR, 8 
1. Bei Subhaſtationen von Ruſtieal⸗Grundſtücken, welche über 2000, 
; Rthle. taxirt worden, muß der bevorſtehende oͤffentliche Verkauf 
ſechsmal in den Danziger Intelligenzblaͤttern bekannt gemacht wer“ 
den, die ganze Subhaſtationsfriſt dauert ſechs Monathe, und die 
Termine muͤſſen daher in Zwiſchenräumen von zwei Monathen aue 
geſetzt, und in jedem Monathe einmal durch Infertion bekannt ge⸗ 
macht werden. 15 EL, a 
2. Bei Subhaſtationen von den Ruſtical⸗Grundſtuͤcken und Gerechtigkeiten / 
welche nicht über 2000 Rthlr. taxirt find, fo wie einzelner Kathen, 
Gaͤrten und Landbeſitzungen, deren Werth die gedachte Summe nicht 
überfteigt, wird es dagegen bei der bisherigen Verfahrungsart be⸗ 
aſſen. ie: 
2 u Koͤnigl. Majeſtaͤt weiſeſtem Ermeſſen ſtellen wir die Beurthei⸗ 
lung dieſer Vorſchlaͤge anheim. e e 5 
Marieuwerder den 4. December 1804. 


Koͤnigl. Weſtpreußiſche Regierung. 


13585 © 
Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König von Preußen ꝛc. In 
fern gnaͤdigen Gruß und geneigten Willen zuvor. Hochwohlgeborne⸗ 
Wohlgeborne, Veſte und Hochgelahrte Raͤthe, beſonders Lieber und Liebe 
Getreue. Aus Eurem allerunkerthänigſten Bericht vom 4. d. M. haben 

Wir die Gruͤnde erſehen, aus welchen Ihr darauf antraget, es in An⸗ 
ſehung der Subhaſtation ſtaͤdtiſcher Grundstücke und Gerechtigkeiten, ſo 
wie der Prätioforum für die Stadt Danzig bei der bisher beobachteten 
Verfahrungsart zu belaſſen. 

Wir konnen denſelben Unſeren Beifall nicht verſagen, und da, o 
viel die Subhaſtation der Ruſtical⸗Grundſtuͤcke betrifft, ſolche auf dieſe 
letzteren gleichfalls in Hinſicht des von Euch erwähnten lebhaften Ver⸗ 
kehrs, in welchem das Danziger Territorium und die ganze umliegende 
Gegend mit der Stadt Danzig ſteht, groͤßtentheils Anwendung finden / 
auch nach Eurem Bericht vom 28. Juny c, bei einer Abänderung das Ju⸗ 
tereſſe der Caͤmmerei zu Danzig leiden würde, fo wollen Wir genehmi? 

gen, daß auch dieſe Ruſtical⸗Grundſtuͤcke nach der bisherigen Verfah⸗ 
rungsart ſubhaſtirt werden. Hiernach habt Ihr das Stadtgericht zu Dan⸗ 


z 
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E Auf den Bericht deſſelben vom 9. März o. zu bescheiden und Wir find 

euch mit Gnaden und geneigtem Willen wohl beigethan. a 
Berlin den 29. December 1804. 5 
Auf Sr. Koͤniglichen ä 1 Special: Befehl. 
Ba old beck 


* 


— An 
die Weſtpreußiſche Regierung 
zu Marienwerder. 


| Nr. 34. a; 
Publicandum, die Gerichtsverfaſſung betreffend.“) 


Duc die Wiederherſtellung der ehemaligen hiefigen Regierungsform, 
muß natürlich auch die Geſchaͤftsverwaltung im Juſtizfache eine große 
Veränderung erleiden. Damit nun diefe gehörig eingeleitet, unnothiger 
treit und alle Stockung der Geſchaͤfte, fo wie etwanige Weitlaͤuftig⸗ 
zeiten, welche aus dieſer Abänderung der bisherigen und Unkunde der 
neuen Verfaßung entſtehen konnen, vermieden werden mögen, fo wird 
e zur Kachricht und Achtung folgendes bekannt gemacht und feſtge⸗ 
etzt: 1 a 


1. vom 31. Aug. dieſes Jahres ab, finden keine weitere Meldungen bei 
den bisherigen Koͤnigl. Preuß. Gerichtshoͤfen ſtatt, ſondern ein je⸗ 
der, der in Juſtizſachen etwas anzubringen hat, muß ſich deshalb bei 
derjenigen neuinſtallirten Behoͤrde melden, vor welche das Geſuch 
kuͤnftig reſſortirt; 2% 

L. betreffen dieſe Geſuche eine Angelegenheit, die ſchon bei den bishe⸗ 
rigen Gerichten ſchwebt, oder anhaͤngig gemacht iſt, ſo muß die 
Meldung ſchriftlich eingereicht und derſelben die letzte Verfügung bei⸗ 
gelegt werden, welche in dieſer Sache erlaſſen iſt, damit die dazu 

gehoͤrigen Acten und Verhandlungen zuvor nachgeſucht und vor Er⸗ 
laſſung weiterer Verfuͤgung nachgeſehen werden konnen; 

8. Wer binnen einem Viertelfahre a dato dieſes Publicandi wegen der 
ſchwebenden noch unbeendigten Rechtsſachen keine Antraͤge bei den 

letzt Sompetenten Behörden gemacht hat, muß es ſich ſelbſt beimeſ⸗ 
ſen, wenn die Sache für desert erachtet und als ſolche unter Eins 

„ziehung der aufgelaufenen Koſten reparirt werden wird. 

. Was die Art der Fortſetzung der ſchwebenden Rechtsſachen betrifft, 
ſo muß jede Sache in der Lage, in welcher ſie ſich befindet, be⸗ 
laßen und auf folgende Weiſe weiter betrieben werden: 

a) diejenigen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen blos erſt die Klage 
und deren Beantwortung aufgenommen iſt, werden ſofort ganz · 
lich nach der jetzigen Prozeß form eingeleitet und fortgeſetzt, und 
kann in dieſen auch noch mit der Klage eine Aenderung vorge⸗ 
nommen werden; 

b) hat aber ſchon die wirkliche Inſtruction ihren Anfang genom⸗ 


) Nicht gedruckt. \ 
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men, fo muß ſolche auch in Abſicht der litis contestation, Bar 
° führung. der dilatoriſchen und peremtoriſchen Einwendungen, a 
ſignation der Beweismittel und Declaration daruͤber . 
nach der bisherigen Prozeßform bis zur wirklichen Eroͤffnu 9 
des Beweisverfahrens fortgeſetzt und beendigt werden, ohne 


8 eine Aenderung der Klage oder ein Antrag auf Interlocut vor 


gänzlich geſchloßener Inftruction anders ſtatt finden, als d 5 
auf die Entſcheidung über die Erheblichkeit der vorgeſchlagene . 
Beweismittel und die Nothwendigkeit oder Zuläßigkeit ihre 
Aufnahme provoeiret wird. “ 
o) Iſt die Beweisaufnahme ſchon angefangen, fo muß ſolche le 
diglich und ohne alles Interloquiren nach der bisherigen Form 
fortgeſetzt und beendigt werden, doch ſteht nach deren Beendi⸗ 
gung, fo wie bei denjenigen Sachen, welche bereits als ge⸗ 
ſchloßen zum Spruch und Abfaſſung des Beſcheides vorgeleg 
worden, einem jeden Theile noch frei, eine Concluſions⸗Schri 
oder einen Nachtrag zu der bereits eingereichten Deduction 3 
uͤbergeben. ir For 
d) Diejenigen Rechtsangelegenheiten, welche bereits rechtskraͤftih 
entſchieden find, oder in terminis executivis ſchweben, koͤnnen 
gar nicht mehr alterirt, mithin auch nicht durch Einlegung de 
Rechtsmittels der Appellation aufgehalten oder aufs neue 
haͤngig gemacht werden, ‚und es findet gegen dergleichen rechts 
kraͤftige Erkenntniße weiter nichts, als der Einwand der Zah⸗ 
lung, des Erlaſſes, der Compenſation, des Vergleichs, oder d 
Rechtsmittel der Nullität ſtatt. 5 
e) In Anſehung der nicht mehr in erſter, ſondern bereits in el 
ner hoͤhern Inſtanz ſchwebenden Rechtsſachen, finden eben di 5 
Grundſaͤtze ſtatt, und muß wegen der bereits an die Koͤnigl, 
Preuß. Gerichtshoͤfe verſandten Acten von den Intereßenten 
auf die Avocirung derſelben bei Em. Rath angetragen werden, 


5. Verſteht es ſich von ſelbſt, daß die kuͤnftige Entſcheidung der Givil⸗ 


Rechtsſtreitigkeiten nach den hieſigen Statutargeſetzen, nemlich 
der neu revidirten Willkuͤhr vom Jahr 1761, mit den Zuſätzen 
vom Jahr 1783; dem Eulmifchen Recht ex ultim. revis. na 
der Danziger Ausgabe vom Jahr 1767; der hieſigen Wechſel⸗ 
ordnung vom Jahr 1701, der Raͤumungs⸗Ordnung vom Jahr 
1689, und der Banqueroutier⸗Ordnung vom Jahr 1777 mit 
den daruͤber von den loͤbl, drei Ordnungen ergangenen oder no 
zu erlaſſenden Deklarations⸗Edieten, 
geſchehen muß, und nur in fo ferne, als dieſe Geſetze etwas unent⸗ 
ſchieden gelaſſen haben, fol ſtatt des fonft in subsidium angenon, 
menen gemeinen roͤmiſchen Rechts das allgem. Preuß. Landre 
nach Bewandniß der Umftände, und in ſoweit ſolches mit der ge⸗ 
genwaͤrtigen Verfaſſung und den Statutar⸗Geſetzen vereinbar I 
ſo lange als Subſidiar⸗Recht gelten, bis eine Erganzung oder t 
läuterung des Statutar⸗Rechts von der competenten Behörde erfolg 
ſein wird. In Anſehung der Prozeßform hat es bei der Danzigen 
Gerichtsordnung, fo wie bei der im Jahr 1772 fire die) übrige 
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Aemter erlaſſenen Prozeßordnung ſein Bewenden und wird nach 
denſelben bei dem Betrieb der Rechtsangelegenheiten nach wie vor 
wieder verfahren werden. . le, 

hi Was endlich die Criminal» Fälle betrifft, ſo ſollen die ehemaligen 

fa gen Geſetze in dieſem Punct, ſo weit ſie nach den veraͤnderten Um⸗ 

2 Men noch anwendbar find, beibehalten werden, und das allg. Preuß. 

andrecht hier ebenfalls mit den obigen Einſchraͤnkungen als Subsidiar- 

echt eintreten, wobei jedoch die loͤbl. drei Ordnungen ſich ausdrücklich 

„behalten, nach und nach ſpecielle Verordnungen wegen Beftrafung 

er einzelnen Verbrechen zu erlaſſen. RER, | 


Gegeben auf unſerm Rathhauſe d. 21. Auguſt 1807. 
Buͤrgermeiſter und Rath der Stadt Danzig. 


Nr. 35. 
Stempel⸗Ordnung aus Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen, nach 
welcher ſich alle zur Stadt Danzig gehoͤrigen Buͤrger und 
Einwohner, imgleichen auch die Einſaßen der Laͤndereyen 
| dieſer Stadt fortmehro zu richten haben. Publicirt den 
j 31. Auguſt 1807.) 


Mn ſaͤmmtliche Ordnungen dieſer Stadt die Anfertigung einer 
neuen Stempel⸗Taxe beliebt und beſchloſſen haben; ſo hat ſich ein je⸗ 
er in Ruͤckſicht des zur Expedition jeder Sache zu gebrauchenden Stem⸗ 
pels nach denen hierunter näher benannten Satzen und denen in dieſer 
tempel⸗ Ordnung enthaltenen Vorſchriften auf das genaueſte zu richten 
und die Stempel: Papiere, imgleichen auch vor dieſe Zeit die Spiels 
rten auf dem Rathhauſe auf der Kaͤmmerey zu entnehmen. 
Zu dem Stempel à 6 Gr. D. C. gehoͤren 
1) alle Bittſchriften und Supplicationes fo bey Em. Rath, Gericht und 
Aemtern eingegeben werden; 
2) alle Connoſſemente und Polices d’Aflurance ; g 
8) alle Aufſage⸗Zettel und zwar beide Exemplare, wenn ſich der Ge⸗ 
genſtand über 100 Gulden beläuft; 
4) Acciſe⸗Zettel in der Stadt fir diejenigen, fo von der Aceiſe nicht 
befreyet ſind. 
Zu dem Stempel à 18 Gr. gehoͤren 
1) alle Aufſagen von 100 bis 1000 Gulden; 


2) alle Mieths⸗Contracte von 200 bis 400 Gulden; 
8) die Judengeleite. 
8 


Gedruckt bey Daniel Ludwig Wedel, Es, Hochedl. Hochw. Raths 
und des acad. Gymnaſti Buchdrucker. - 
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Zu dem Stempel à 1 Gulden gehören‘ Ries 
1) Abzeugungen und Remiſſe von "Em. Rath an das Geht; 
2) Acta, welche denen Partheyen extradirt werden bey Em. Rath), bey 
En Gericht und Aemtern; 1 
) alle Auszüge fo in Proceffen als Doctinente Beygebracht werden; 


; 40 gerichtliche Quittungen; 


5) auſſergerichtliche Quittanzen, dergkechen ſonſt gerichtlich oder ümt⸗ 
lich zu geſchehen pflegen. 

6) Säge ſo in Procelsu clvili von beiden Partheien uͤbergeben mer? 
den, als Klage, Beantwortung der Klage, EP Lotse 
und imgleichen Sententiae interlocutoriae 

7) eingezeugte Beſichtigungen der Haͤuſer; 


8) Buͤrgſchaften und Cautionen, ſie ing orig, privatim ober 


gerichtlich geſchehen; 
9) Celsiones; 
10) Privat- Atteſte; 


11) Blanquette; 3 


12) Ladungen in civilibus bey Em. Rath, Gericht und Aemter; 
13) Ladungen in Semi Criminalibus wie auch die Acta der Semi CHF 
minal Procelse ſo nicht ex officio gefuhrt werden; f 


10) alle Actus ſo unter dem Notariats- Siegel expedirt werdenz, 


13 Contracte, wenn kein höherer Sas vorgeſchrieben iſt z. 
(vid. unten Bemerkung Inb A.) 

16) Miets⸗Contracte von 400 bis 800 Gulden; 
(vid. unten Bemerkung lub B.) 

17) Vormundſchaften und Curatelen ; 

18) Extracte aus den Erbbüchern; 

19) Certificate ; 

20) Einmiethungen und Grundbriefe; 

21) Geburtsbriefe für einen Arbeits mann; > 0 

22) Inventarien von Erbſchaften bis 1600 e 8 

23) Reiſepäße zu Waſſer und zu Lande; 

24) Extracte von Teſtamenten; 

25) Certepartien; 


26) Schicht und Theilungen; 


27) Extracte caufarum civilium und Semi e 
28) trockene Wechſel. N a > 
Zu dem Stempel à 36 Gr. e 


1) Sententiae deſinitiyae; 
2) Geleitsbriefe; 
3) Sibbungen; 
4) Elterleute Zettel; 
5) Transactiones; 
6) Compas- und Recompas - -Schreiben; fo ad a endend partis aus 
gefertiget werden; N 
7) Bürger: Bettel; 
8) Paͤße für ausgehende Schiffe; N 
9) Edictal citationes a ad inſtantiam partis ausgefertiget werden. 
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Zu dem Stempel à 1 Gulden 10 Gr. gen 
at Vollmachten in Sachen bis 400 Gulden. 


Zu dem Stempel à 2 Gulden aebben 


. alle Geburtsbriefe fuͤr einen Handwerker; 
alle Inventaria von Erbſchaften über 1600 Gilden. 5 
Mit dieſem Stempel wird jedoch nur der erſte Bogen des Inven- 
tarüi bedrückt und zu jedem der übrigen Bogen wird ein Stem⸗ 
pel von 6 Gr. genommen. Zu Inventarien, welche Schulden we⸗ 
gen aufgenommen werden, wird ein Bogen von 1 Gulden ge⸗ 
nommen. 
0 Vollmachten in Sachen über 400 Gulden; 
4) Vergleiche, gerichtliche, uͤber eine rechthaͤngige Sch wenn das 
ſtreitig geweſene Quantum 400 bis 2000 Gulden betragen hat. 


Zu dem Stempel 3 4 Gulden gehoͤren 


1) Geburtsbriefe für einen Kaufmann; 

Y Beilbriefe; ; 

8) Vergleich, gerichtlicher, wenn das Kees geweſene Quantum über 
2000 Gulden betraͤgt. > 


Zu dem Stempel à 8 Gulden gehoͤren 


I) alle Teſtamente, jedoch nicht nach dem Bogen, ſondern für das 
ganze Teſtament; 

Y Heiraths⸗ Noteln; 
Donationes inter vivos; 


© Geleite der Invaliden. 
Bemerkungen: 


Zu jedem Kaufcontract über ein Landguth, Haus, Garten, 
Mühle oder anders Grundſtuͤck wird der erforderliche Stempel 
auf folgende Art beſtimmt. 

Betraͤgt das Kaufgeld uͤber 200 bis 400 Gulden, ſo iſt 
ein Stempel von 1 Gulden zu gebrauchen. Bey einem Kauf⸗ 
geld über 400 Gulden werden dem erſten Stempel von jedem 
vollen 400 Gulden daruber 20 Gr. hinzu gerechnet, jedoch die 
Gulden welche keine volle Vier Hundert ausmächen, nicht in 
Anſchlag gebracht. Es macht uͤbrigens keinen Unterſchied, ob 
ein ſolcher Kaufcontract gerichtlich oder auſſergerichtlich ge⸗ 
ſchloßen worden. 

B) Zu jedem Pacht⸗ oder Miethscontracte über ein Grundſtuͤck, 
wenn die einjährige Miethe oder Pacht uͤber 200 Gulden bes 

trägt, ſoll der Stempel nach folgenden Sägen gebraucht 
werden. 

Bey einer jährlichen Miethe von 200 bis 400 Gulden 18 
Groſchen, von 800 bis 800 Gulden einen Gulden. Von jeder 
Miethe oder Pacht uͤber 800 Gulden werden dem Ein Gulden 
Stempel von jedem Vier Hundert druͤber 20 Gr. hinzu gerech⸗ 
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net, jedoch die Gulden, welche keine volle Vier Hundert ar 
machen, nicht in Anſchlag gebracht. Iſt die Pacht oder eg 
nicht auf ein ganzes Jahr geſchloſſen, fo wird die Hälfte 

Stempels entrichtet. . 5 nd 
C) Uebrigens wird noch beſtimmt, daß nur allein Gegenſtände ale 
Sachen, die unter 120 Gulden find, völlig. ſtempelfrey, a. 5 
uͤbrigen aber, die über 120 Gulden betragen, mit dem hier de. 
geſchriebenen Stempel bedruckt ſeyn muͤßen, bey Strafe de 
vierfachen Entrichtung. 5 a 7 

In ſo fern ſich Jemand erdreiſten ſollte, irgend einen Stempel na 
zugraben, und dadurch das gemeine Weſen in Schaden zu ſetzen, fe 

hat derſelbe er ſey wer er wolle, zu gewaͤrtigen, daß er mit der Stra 
eines falſchen Muͤntzers belegt werden wird, dahingegen derjenige 
u; Betrüger angeben wird, auf gehörige Belohnung Rechnung ma 

en kann. 

Hiernach hat ſich ein jeder zu achten und für Schaden und Strafe 

zu huͤten. 1 N | i 


Gegeben auf unſerm Rathhauſe den 31. Auguſt 1807. g 
Buͤrgermeiſtere und Rath der Stadt Danzig. 


5 Nr. 36. 8 ! 
Publicandum, das Stempelweſen betreffend.“) 


Nachdem ein Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen beſtanden, daß der Col 
lateral Stempel, ingleichen die geſtempelten Muſik⸗ und Belehnungs⸗ 
Zettel beibehalten, und die Spielkarten ebenmaͤßig geſtempelt ſeyn ſo 
len, ſo wird hiemit bekannt gemacht, daß 
1) Der Stempel von Erbſchaften, Vermaͤchtnißen und Schenkungen 
von Todes wegen nach folgenden Saͤtzen entrichtet wird. 5 
Zu einer Erbſchaft, die an einen Blutsverwandten des Erblaſ⸗ 
ſers in der Seiten⸗Linie, der zur Entrichtung des Zehnten verbun⸗ 
den ift, oder eine Perſon gelangt, die mit dem Erblaſſer nicht ve 
wandt iſt, wird, wenn die Erbſchaft über 200 bis 400 Fl. bes 
trägt, ein Stempel von 1 Fl. gebraucht; beträgt dieſelbe mehr, 0 
1 bei Kauf⸗Contracten vorgeſchriebene Stempel dreifach 
entrichtet. 
‚Armen: und Waiſenhaͤuſer, ingleichen die Vermaͤchtniſſe zu Ar⸗ 
men ⸗Austheilungen find ausgenommen. l 
2) Alle Belehnungs⸗Zettel fir vergebene Lehne werden auf einen 
Stempelbogen von 2 Fl. ausgefertigt, wenn das Lehn unter 1 


9 Nicht gedruckt. 
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Fl. vergeben iſt; von 1000 bis 2000 Fl. werden vier Gulden, und 
iſt die Summe noch höher, von jedem 1000 Fl. noch zwei Gulden 
mehr entrichtet. 1 * x 

8) Die eingehenden Spiel» Karten muͤſſen zur Stempelung an die 

orraths⸗Kammer zu Rathhauſe abgeliefert werden, und es wird 
der Stempel für ein Spiel Tarroc⸗Karten auf 2 Fl., für franzoͤſi⸗ 
ſche auf 1 Fl. 6 Gr., fuͤr deutſche auf 18 Gr. feſtgeſetzt, mit dem 
Beifuͤgen, daß diejenigen, die ungeſtempelte Karten verkaufen, oder 
damit in Privathaͤuſern ſpielen und deſſen von Er. Wette werden 
überführt werden, jedesmal mit einer Geldſtrafe von 10 Thalern 
für jedes Spiel ungeſtempelter Karten werden belegt werden, von 
welchen dem Angeber der dritte Theil zugekehrt werden ſoll. 

) Bei muſikaliſchen Aufwartungen in öffentlichen Haͤuſern muß jeden 
Tag ein Muſikzettel geloͤſet werden. Der Stempel wird bei Schau⸗ 
ſpielen, Concerten, Redouten und Baͤllen auf 4 Fl., bei Kaffee⸗, 
Wein⸗ und Bierhaͤuſern auf 1 Fl. fefigefest. 

Bei Contraventionen muß der vierfache Stempel⸗Satz entrichtet 
werden. a j 
Hiernach hat ſich ein jeder zu richten. 
Gegeben auf Unſerm Rathhauſe d. 9. Oetob. 1807. 
Buͤrgermeiſtere und Rath der Stadt Danzig. 


ir 


Nr. 37. 


Elbinger Convention uͤber die Begraͤnzung des Freiſtaats 
Danzig, vom 6. Decbr. 1807. he 


Abgedruckt in der hiftor, geogr. Einleitung ꝛc. S. 216. 


Nr. 38. 
Publicandum, die Scheidemuͤnze betreffend.“) 


D. es ſich durch eine genaue Unterſuchung ergeben, daß die Danziger 
6 Groſchen Stucke den Werth des Brandenburger Gourants haben, und 
daß ſie nur aus Irrthum bishero der Preuß. Scheidemuͤnze gleich geach⸗ 
tet worden, fo wird hiedurch aus Schluß fammtlicher Ordnungen nach⸗ 
ſtehendes feftgefeget und verordnet: i 
————— 


) Nicht gedruckt. 
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„Die Danziger Sechs⸗Groſchenſtuͤcke ſollen, von jetzt ab, ſowohl bei 
öffentlichen. Kaſſen als auch im Privat⸗ Verkehr als Brandenburger Cen 
rant, und zwar 20 Stuck auf einen Thaler Pr. gerechnet, ohne Widerre 2 
angenommen werden, nur ſind hievon allein diejenigen Zahlungen ausgenom⸗ 
men welche in einer ausdruͤcklichen Geldſpecies contrahiret worden. A Ei 
gen Zahlungen in Danziger Sechſer geleiſtet, wie fie bisher curſiret, 125 
len denſelben Werth haben, als wenn ſie in Preuß. Couraut geleiſte 
waͤren, wobei jedoch bemerkt wird, daß diejenigen Zahlungen, we f 
aus Verträgen vor Publication dieſer Verfügung herruͤhren, un 9 
Danziger Courant ausgeſtellt find, obgleich nur Münze angeliehen MOL 
den, alsdenn auch nur in Münze geleiſtet werden dürfen, und daß alle bi 
zur Publication der Verordnung in Danz. Cour. ohne ausdruͤckliche Beſtim⸗ 
mung der Geldſorten abgeſchloſſene Waaren⸗ und Producten⸗ Verkäufe 
in Pr. 3 Groſchenſtuͤcken bezahlt werden koͤnnen. 
Wornach ſich ein jeder zu richten hat. 


Gegeben auf Unſerm Rathhauſe zu Danzig d. 20. April 1808. 
Bürgemeiftere ud Rath 


7 Nr. 39. { 
Publicandum, die Scheidemünze betreffend. *) 


Durch die im Herzogthum Warſchau bekannt gemachte Verordnung 
vom 27. März c. find die Preuß. Drei⸗Groſchen⸗Stuͤcke oder ſogenann⸗ 
ten Preuß. Duͤttchen um den dritten Theil ihres Nominal-Werths her- 
abgeſetzt worden. Dieſes hat die Veranlaſſung gegeben, daß durch ein 
zu Königsberg unterm 4. d. M. erlaßenes Publicandum der Werth der. 
Preuß. Duͤttchen dort ebenfalls auf 2 Groſchen Preuß. ſowohl fuͤr die 
Koͤnigl. Preuß. Caſſen als auch für den Privat: Verkehr feſtgeſetzt wor? 
den iſt. Zugleich iſt verordnet worden, daß eben dieſe Duͤttchen au 
in den Kaiſerl. Koͤnigl. Franzoͤſiſchen Caſſen nicht anders als nach DI 
ſem Maaßſtabe genommen werden ſollen. . 
Durch alle dieſe Verfuͤgungen ſehen ſich ſaͤmmtliche Ordnungen 
dieſer Stadt genoͤthigt, zur Abwendung eines hieraus fuͤr die hieſigen 
Bürger und Einwohner ſonſt ohnfehlbar zu erwartenden groͤßern Verlu⸗ 
ſtes und anderweitigen Nachtheils hiemit ‚gleichmäßig zu verordnen, 
daß vom heutigen Tage ab ſowohl bei den oͤffentlichen Caſſen als im 
Privat⸗Verkehr jedes Preuß. Duͤttchen für nicht mehr als 2 Gro⸗ 
ſchen Preuß. oder 8 Danziger Schillinge und folglich 
f 3 Düttchen für 8 Gr. Danz. 


6 = 5 16 NE 
9 2 a 24 — a 
18 1 Gulden 18 Gr. Danz. 


*) Nicht gedruckt. 
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36 Duͤttchen für 3 Gulden 6 Gr. Danz. 
45 4 3 


= 


} 


angenommen werden dürfen. a en 
8 Es wird demnach dieſes hiemit zu Jedermanns Wiſſenſchaft und 

5 Ri efolgung bekannt gemacht, mit dem Beifuͤgen, daß zu gleicher Zeit 
Me dieſer Verordnung angemeſſene Brod⸗Taxe regulirt werden wird. 
Gegeben auf Unſerm Rathhauſe den 7. Mai 1808. 


Buͤrgermeiſter und Rath der Stadt Danzig. 


\ 


Nr. 40. 
Ueber die Giltigkeit der Danziger Statutarrechte im Preuß. 
Antheile des alten Danziger Gebiets.) 


a) Bericht. 


Dis Land⸗ und Stadtgericht zu Neuteich, welches mit Beiſtimmung 
58 hieſigen Kr. und Domainen Kammer zur Verwaltung der Juſtiz in 
— Scharpau (einem ehemals zur Stadt Danzig gehörig geweſenen Theil 
es Territorii) von Uns angewieſen worden, hat Darüber angefragt, ob die 
deanziger Statutar - Rechte, für die ſich jetzt ereignenden Faͤlle, beſonders bei 
vn Erbfolge Statt finden, und überhaupt in dem Scharpauſchen Ger 
ele nach Danziger Statutarrechten zu entſcheiden ſey? Wir haben das 
kwähnte Land⸗ und Stadt⸗Gericht dato dahin beſchieden, daß, da die 

charpau kein acquirirter, ſondern ein zuruͤckbehaltener Theil von 
danzig iſt, ſelbiger daher eben die Rechte und Geſetze behalten muß, 

ie er bisher gehabt hat, bis etwa deshalb ein anderes feſtgeſetzt werden 
diere; daher Wir auch das Land- und Stadtgericht angewieſen haben, 
die Statutar⸗Geſetze, welche bei der Beſitznahme Danzigs im Jahr 
1795 beibehalten und in dem damaligen Patent und Inſtruction beſtimmt 
mier den ‚in Anwendung zu bringen; und verfehlen daher nicht, Ewr. Kos 
igl. Majeſtät hievon pflichtſchuldigſt Anzeige zu machen. 


Marienwerder, d. 9. Mai 1808. 


b) Beſcheid. 


Une, Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König von Preußen ꝛc. 

fü ern ꝛc. Die in Euerm Berichte vom 13. d. Monats angezeigte Be⸗ 

oh dung des Land⸗ und Stadtgerichts zu Neuteich über die Frage: 

ent in dem Scharpauſchen Gebiete nach Danziger Statutar⸗Rechten zu 
ſcheiden fei? iſt uberall genehmigt worden; jedoch habt Ihr dieſe An⸗ 


—— I; 
) Nicht gedruckt. a 
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gelegenheit nach hergeſtellter Ordnung der Dinge wieder in Anregung 
bringen. Sind ꝛc. Gegeben Koͤnigsberg, den 21. Mai 1808. 


Auf Seiner Koͤnigl. Majeſtät allergnädigften Special - Befehl. 


f 


Schroͤtter 


An die Weſtpreußiſche Regierung in Marienwerder. 


Nr. 41. 


Publicandum des Raths zu Danzig vom 17. Junius 1808, 


die Einfuͤhrung des Code Napoléon betreffend. 


8 Rai dem Original abgedruckt in der hiſtor. geogr. Einleitung 
221. 


Nr. 42. 


’ 
2. 


Schreiben des Kammerpraͤſidenten, Grafen Dohna, an pie 
Regierung zu Marienwerder vom 24. Nov. 1808 nebſ 


Verzeichniß der an den Freiſtaat Danzig abgetretenen 
Ortſchaften. 


Ebendaſelbſt S. 223. 


Nr. 43. b i I 


Publicandum, die Urkunden des Civilſtandes betreffend. 0 


Soon feit dem 1. Julius d. J. iſt die Anwendung des Gef huge 
Napoleons in allen unſern Gerichtshöͤfen in voller Kraft für alle . 


ie 


Falle und Lehren, in welchen unſere ſtatutariſchen Rechte oder ganz die 


fondere Localeinrichtungen keine Abweichungen enthielten, die dur 
bloße Erklarung jenes hoͤchſt merkwürdigen Rechtsbuchs zum Huͤlfsre 


e) Amtlicher Abdruck. 


cht 
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He wegfallen konnten. So gilt unter andern der Präliminar⸗ Titel ſo⸗ 


wohl, als der ite Titel des Iten Buchs ganz ungezweifelt vollkommen, 


ſoweit nicht der Unterſchied eines kleinen Freyſtaats von einem viele 
kualleonen Menſchen umfaſſenden und in fo vielen Zweigen auch ins 
fo land wirkenden Reiche ohnehin Verſchiedenheiten nach ſich zieht, und 
iſt auch nach Art. 7. bey uns ea 3 
die Ausübung der bürgerlihen Rechte von der Eigen⸗ 
ſchaft eines Staats buͤrgers, und alſo auch von den davon 
abhaͤngenden Rechten unabhängig, und man erwirbt und 
3 behalt die letzten nur nach den Geſetzen unferer Ver⸗ 
fa ſſung, an denen das Geſetzbuch Napoleons gerade zu eben ſo we⸗ 
nig ändert, als es die Verfaſſung des franzoͤſiſchen Reichs beſtimmt. 
fe Doch, wenn auch in unſeren Verfaſſungen und inneren Einrichtun⸗ 
be noch Verbeſſerungen zu veranlaſſen und zu machen, und wenn auch 
1 onders die jüdischen Glaubensgenoſſen, fo weit es unſere Verhaͤltniße 
dir irgend zulaſſen, nach ahnlichen Grundſaͤtzen, wie in Frankreich oder 
fab phalen zu behandeln ſeyn werden, woruͤber das Nähere im Kurzen, 
deu es nur der Drang der Umſtaͤnde geſtattet, beſtimmt, und bekannt 
boltache werden ſoll; ſo iſt dennoch ſchon jetzt der Art. 8 des Code Na⸗ 
eon unbedenklich gültig, nach welchem . 
jeder Buͤrger und Einwohner des geſammten Danziger Gebiets, ohne 
Anterſchied des Standes und der Religion, der buͤrgerlichen 


Rechte ſich erfteut, d. h. in Anſehung der im Geſetzbuch Na⸗ 


poleons berührten Materien nach völlig gleichen Grundſätzen zu be⸗ 
Aurtheilen, und von den Gerichten zu behandeln iſt. ̃ 
für, Wenn aber auch noch ſo viele Lehren des ſo allgemein geprieſenen Ge⸗ 
ſehbuche keiner weiteren Einfuͤhrung nach ihrer Kundmachung als Ge⸗ 
1 bedürfen; ſo erfordern doch einige andere immer beſtimmte Vorſchrif⸗ 
ne Über ihre Ausuͤbung, und Vereinigung mit unſeren beſtehenden For⸗ 
nen und Einrichtungen, und unter diefen vor allen anderen das fehr 
derkwürdige Inſtituk der Urkunden des Civ ilſtandes, die eben 
Au Genuß der bürgerlichen Rechte bedingen, und von denen der zweyte 
100 des 1ſten Buchs (Art. 34 = 101) ſpricht. Dieſer Titel wird 
manehr hiedurch, Kraft Schlußes ſaͤmmtlicher Ordnungen, vom 15. Ja⸗ 
fir 1809 an als Geſetz erklärt, und zu deſſen Ausführung folgendes 
* unſere Stadt und deren Gebiet feſtgeſetzt: Bu 
8 1) Die Verhandlungen Über die Geburt eines Kindes, uͤber Aufge⸗ 
ve und Verehelichungen, fo wie über das Ableben eines Menſchen, 
e en bis zu einer etwanigen anderen Verfugung „ von denen, welche 
un bisher geführt haben, „alfo von den Geiſtlichen einer jeden bey 
An zugelaſſenen Religion für ihre Glaubensgenoſſen in ihrem Sprengel 
vBehommen werden, Jedoch wird vorausgeſetzt, daß die Geiſtlichen 
zu einer jeden dieſer Confeſſionen dieſe Protokolle in deutſcher Sprache 
führen im Stande ſind. ö 
ten D In Betreff derjenigen Perſonen, welche keinen ordentlich angeſtell⸗ 
oder zur Führung der Protokolle in deutſcher Sprache fähigen Geiſt⸗ 
Elügion eines ſolchen nicht bedienen wollen, geſchieht ſolches, in der 
adt ſelbſt durch einen dazu beauftragten Raths⸗Secretaire, in den combi⸗ 
eſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 33 


lichen : - 
gen ihrer Religion am Ort haben, oder ſich bey Verſchiedenheit der 
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nirten Vorſtaͤdten durch den Policey⸗Buͤrgermeiſter, und auf dem Lande 
durch die Dorfs⸗Schulzen mit Zuziehung der Kuͤſter und Schullehrer. 
3) Es muͤſſen ſich daher alle diejenigen, die ſich nach bisherigen 
Gebrauch zur Führung dieſer Gefchäfte der Civil⸗Standes⸗Beamten I 
berechtigt halten, bey der nachſtehend ernannten Behoͤrde zur pehfund 
ihrer desfallſigen Qualification, fo wie eventualiter zu ihrer befonder N 
Verpflichtung dazu, noch vor dem beſtimmten Einführungs Termin er 
den, weil ſonſt fire ihre in ihrem Sprengel wohnende Religions? Ve 
wandten die Vorſchrift des F. 2 in Anwendung treten muß. ae 
4) Die Paraphirung der desfallſigen Protokollbuͤcher, fo wie 1 
etwa nöthige Beglaubigung der daraus zu ertheilenden Extracte iſt füt 
die Stadt und das ganze Territorium einſtweilen einem Wettgerich 
übertragen, an deſſen Praͤſes man ſich alſo zu wenden hat und wohn 
auch nach dem Schluſſe des Jahres und ſpaͤteſtens bis zum Ablauf 2 
folgenden Januar ⸗ Monats das eine Exemplar mit den Original Et 
lägen gegen Empfangſchein abzuliefern iſt. Das andere Exemplar blei 
in feinem bisherigen Aufbewahrungs⸗Ort zuruck. 15 
5) Die Nevifion dieſer Bücher iſt in Betreff der Stadt ſowohl en, 
des Territorii den Wett- Inſtigatoren für diefe Zeit übertragen word 15 
6) Das Aufgebot von Brautleuten muß dreymal, oder wenigften, 
zweymal nach einander, jedesmal mit einem Zwiſchenraum von 77755 
gen, und zwar, im Fall des g. 1 nicht nur an dem zum öffentlich, 
Gottesdieuft beſtimmten Orte, fondern auch zur Zeit und noch vor 
ſchluß des öffentlichen Gottesdienſtes, im Fall des §. 2 aber auf dez, 
Gemeinhauſe bey offenen Thuͤren, und zwar für die Stadt im Artus 
hofe, Sonntags zwiſchen 11 und 12 Uhr Vormittags geſehen. Fern 
muß von Seiten des Civilſtands⸗Beamten eine kurze ſchriftliche Anzeig⸗ 
uͤber das geſchehene Aufgebot aufgeſetzt, hier in der Stadt im Artus 
hofe, in den Vorſtaͤdten und auf dem Lande aber vor der Thuͤre A 
Gemeinden» oder Schulzenhauſes unter einem Drathgitter oͤffentlich al 
gehaͤngt werden; und endlich iſt es auch zweckmaͤßig, daß in dem woͤchen 5 
lichen Intelligenz» Blatt nicht blos die in den ſtaͤdtſchen Kirchen, fr 
dern auch die auſſerhalb der Stadt vorgefallenen Aufgebote, auf 10 
bisher uͤbliche Art angefuͤhrt werden, wozu die Givilſtands⸗ Beamten 
und Geiſtlichen aller und jeder Religions-Partheyen, die erforderlich 
Nachrichten zeitig und leſerlich geſchrieben an den Raths⸗ Buchdrucks 
einzuſenden haben. A 
7) Alle Trau⸗Actus muͤſſen, der Regel nach und ohne beſonde 
Dispenſation, in den zum Gottesdienſt beſtimmten öffentlichen Gebe 
den, nach beendigtem Gottesdienſt, bey offenen Thuͤren vor dem Alte, 
geſchehen; in den Fallen des §. 2 aber auf dem Gemeinhauſe bey © or⸗ 
nen Thuren, und zwar für die Stadt ſelbſt im Artushofe, zu der ® 
hin gedachten Zeit. N N 
ä 8) Dieſe fo wie die fonftigen Abaͤnderungen in der bisherigen 1 75 
ſchließen jedoch die herkoͤmmlichen Kirchengebraͤuche und Religions ſche 
ten in Betreff der Taufen und Trauungen nicht aus, oder heben 3 
gar auf, ſondern dieſe bleiben nach wie vor in der ihnen gebühren 
Kraft und Wuͤrde. 7 i 


0 
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8 
5 


dung des Civil-Standes folgendes von den Declaranten oder Extrahen⸗ 


13 zu entrichten, wodurch jedoch das Publikum in den freywilligen Be⸗ 


2 ſen eines höheren und Feſonderen Wohlwollens gegen feine geiſtlichen 
ehrer und Seelſorger keinesweges beſchraͤnkt werden foll; nemlich: 
ab J. An die Prediger der 3 Chriſtlichen Haupt⸗Confeſſionen, welche 
ber Stel. dieſer Emolumente jedesmal an den Kuͤſter abgeben muͤſſen, 
A) für die Aufnahme eines jeden Geburts⸗Sterbe⸗ oder Heyraths⸗ 
: ſo wie fuͤr die zuſammen gehoͤrigen Proclamationen in je⸗ 
der Kirche: N 0 
a) von einem Großbuͤrger oder Ehrenbuͤrger, Gutsbeſitzer, Mit⸗ 
nachbar, Caͤmmerey⸗Paͤchter u. d. g. 8 Gulden Danz. 
b) von einem Handwerker, Kuͤnſtler, Belehnten, ſo wie auf dem 
Lande vom Eigengaͤrtner, Krüger und Haackenbuͤdner 4 Gulden. 
c) von einem bloßen Arbeitsmann in der Stadt, oder Einlieger 
auf dem Lande, ſo wie vom Geſinde 2 Gulden. 
) Für die Ausfertigung eines jeden Extractes von jedem einzelnen 
Actus nach eben dieſer Claſſification 4, 2, 1 Gulden. Außerdem 


9) An Gebühren iſt für dieſe Verhandlungen über die Beurkun⸗ 


müſſen aber die Stempel: Auslagen für die Ertracte mit 1 Gulden 


erſetzt, und wenn die oͤffentliche Vidimation von Seiten der Staats⸗ 
behoͤrde verlangt wird, noch 15 Groſchen an Copialien entrichtet 
werden. ? er 
U. Von den Mitgliedern der anderen Religions⸗Confeſſionen aber, 
ſo wie überhaupt in den Fällen des $. 2 iſt an den Civilſtands⸗Beam⸗ 
en zu zahlen ad A. 3 Fl. und ad B. 1 Fl. 15 Gr. außer den Stem⸗ 
Pl: und Schreibe⸗Gebuͤhren für die obrigkeitliche Vidimation. 5 
Nach allem dieſen werden nun unſere Mitbuͤrger nochmahls erin⸗ 
nert, daß das mehrgedachte Geſetzbuch die allgemeine, oben be⸗ 
ſtimmte Gültigkeit immerfort wie ſchon bisher habe, und ihnen 
© zugefagt, daß man ununterbrochen fortfahren werde, an den weni⸗ 
gen, noch mangelnden Vereinigungen deſſelben mit unſeren Sitten, 
Geſetzen und Einrichtungen zu arbeiten. 


Danzig den 16. December 1808. f 
i i e Buͤrgermeiſtere und Rath. 


Nr. 44. 
Inſtruction für die Beamten des Civil: Standes. “) 


kid urch das Publicandum vom heutigen Tage iſt die Reform der bishe⸗ 

fen Kicchen- Bücher nach den Vorſchriften des Code Napoleon beſchloſ⸗ 

und vorläufig den Geiſtlichen und reſp. Polizey⸗ Beamten die Auf⸗ 

8 0 u 
Nicht gedruckt. 
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nahme der Protokolle über die Geburts⸗, Helraths⸗ und Sterbefälle 
dieſen neuen Vorſchriften uͤbertragen worden. . n 
Dieſe geſetzliche Vorſchriften ſcheinen zwar an ſich verſtäͤndlich As 
zureichend, um jedoch allen Irrungen und Zweifeln über. ihre Ausleg ;me 
und Anwendung möglichft vorzubeugen, und da auch die Localoerhaltn 
noch einige Modificationen und Zuſaͤtze nöthig machen, fo erhalten f 
Ciyilftands- Beamten hiedurch eine nähere Anweiſung für ihre Dune 
führung , die fie neben jenen Hauptgeſetzen zu beruͤckſichtigen haben. 75 
Vorſchreibung von Formularien iſt für überfluͤſſig erachtet, da 5 
nicht darauf ankoͤmmt, mit welchen Worten und in welchem Styl or⸗ 
Verhandlungen gefaßt werden, ſondern daß nur die weſentlichen Erft 
derniſſe darin enthalten ſind. 5 a 5 
Sollten dennoch erhebliche Zweifek oder Dunkelheiten aufstoßen, 
kann man ſich deshalb an den erſten Inſtigator Es. Wettgerichts wendet 
der entweder ſelbſt oder nach gehaltener Ruͤckſprache die weitere 75 
kunft ertheilen wird. Auch koͤnnen den Civilſtands⸗Beamten zu 135 
nähern Information und Erleichterung des Geſchaͤfts, nachfolgen 
Werke als literariſche Huͤlfsmittel empfohlen werden: J Ci; 
a) Tabellariſche Darſtellung alles deſſen, was die Beamten des des 
vilſtandes im Königreich Weſtphalen in Anſehung der Acten m 
Civilſtandes zu beobachten haben, von Th. W. H. Band. Hel 
ſtaͤdt bei Flekeiſen 1808. 8 gGr. 5 et 
b) Verordnungen des N. G. uͤber die Führung der G. H. und 7° 
Regiſter und Formularien von D. E. Venturini. Ebend. 4 9G. 
e) Le guide de Officier de l’etat civil aree des modeles P 
‚Charvillhac. à Paris 1806. 2 fr. chez Rondonneau, ! 
1) Es ſind von jedem Givilftands- Beamten zwey Protokollbuͤcher on 
zulegen, eins für die Geburts⸗ und Sterbefälle, eins für die Auf 
gebots⸗ und Heiraths⸗Actus. i 5 
2) Beide find in duplo zit halten, und zwar jedes Exemplar als ein 
Driginal, fo, daß die Verhandlungen zwar in beiden gleichftimmig Ar 
getragen werden, aber noch in Gegenwart der Intereſſenten Bi 
auch beide Eintragungen fofort eigenhändig vollziehen muͤſſen. 
3) Ehe von dieſen Büchern Gebrauch gemacht werden kann, müſſen 
„ fie dem Praͤſes des Wettgerichts zum Paraphiren vorgelegt werben 
und zwar find fie ſchon eingebunden, oder doch ordentlich geheftet 
beſchnitten und folürt (nicht paginirt) vorzulegen, auch zuvor mir 
einem zweckmaͤßigen Titelblatt zu verſehen, etwa in der Art: 
Protokolle uͤber die bey der lutheriſchen Gemeinde zu St. 
in der Stadt Danzig im Jahr — angezeigten Geburts⸗ 
Sterbefaͤlle ꝛc. BE f 
4) Der Einband oder das Zuſammenheften muß auf eine ſolche 1 
beſorgt werden, daß er von Dauer iſt, und die Original⸗Verhanb 
lungen nicht befchäbigt oder auseinander geriſſen werden können, 
auch muß das Papier feſt und ſtark ſein, damit die Schrift nich, 
auf der andern Seite durchſcheint und dadurch unleſerlich wird. D. 
Dicke richtet ſich nach dem wahrſcheinlichen Bedarf fuͤr Ein 
und das Format iſt am zweckmaͤßigſten in Folio, ſo, daß auf 


* 


1 


und 


Jahr, 
gebro⸗ 


N 
* * 
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chenen Bogen geſchrieben werden kann, und für die Nachträge am 
„Rande zureichender Raum bleibt. a 
8) Außerdem legen die Beamten zu gleicher Zeit als eine Privat? 
Nebenarbeit ein dreyfaches alphabetiſches Regiſter zum Behuf des 
Nachſchlagens an, eins für die Geburten nach dem Namen des Kin⸗ 
des, eins für die Sterbefälle nach dem Namen der Verſtorbenen, 
eins für die Verehelichungen und Aufgebote nach dem Namen des 
„Ehemannes oder Bräutigams. 1. 20 0 
Bey der Eintragung, die ohne Raſuren, Correcturen und Ein⸗ 
ſchaltungen geſehen ſoll, iſt wohl am zweckmaͤßigſten in der Art zu 
verfahren, daß ſie der Beamte erſt fire ſich auf einem Blatte con⸗ 
eipirt und wann fie darnach für richtig befunden worden, alsdann 
ſelbſt oder durch den Kuͤſter in beide Exemplare des Buchs eintra⸗ 
gen laßt, während er das Regiſter vervollſtaͤndigt, darauf nochmal 
durch Ableſung der Reinſchrift die Richtigkeit derſelben pruͤft, un 
zugleich vom Kuͤſter das andere Exemplar collationiren laͤßt, und 
dann endlich zur Unterſchrift beider Bucher ſchreitet. Dieſe kann 
auch von dem Kuͤſter mitgeſchehen, jedoch niemals als Zeuge, ſon⸗ 
dern nur als Gehuͤlfe des Beamten, und koͤnnen ſich die Polizey⸗ 
Officianten ſtatt des Kuͤſters eines vereidigten öffentlichen Kanzelli⸗ 
ſten bedienen. > n n 75 
7) Eine beſondere Ruͤckſicht iſt bei der Eintragung der Zunamen 
nothwendig und wegen der dabey fo leicht moglichen und doch fo 
ſehr nachtheiligen Irrungen wohl raͤthlich, daß ſich die Beamten die Na⸗ 
men von den Deklaranten und Zeugen foͤrmlich vorbuchſtabiren laſſen. 
) Die bisherige Wechſelung bey dieſem Geſchaͤfte zwiſchen den meh: 
rern Predigern einer Kirche kann zwar beibehalten werden. Eben 
deshalb iſt aber auch die Adhibirung und Mitunterſchrift des be⸗ 
ſtaͤndig bleibenden Kuͤſters um ſo nuͤtzlicher. : 
) Teils aus dem Grunde, theils wegen möglicher Feuersgefahr 
ſcheint es auch am zweckmaͤßigſten, daß im Laufe des Jahres das 
eine Exemplar der Bücher zuſammt den Original⸗ Beilagen in der 
Sakriſtey oder einem andern oͤffentlichen und ſichern Orte in einem 
beſonders zu verſchließenden, ſichern und leicht transportabeln, aber 
angeſchloſſenen Kaſten aufbewahrt werde, und nur das andere Exem⸗ 
plar mit dem alphabetiſchen Regiſter bei dem Civilſtands⸗Beamten 
oder feinem Gehuͤlfen verbleibt. * a 
10) Was die beygebrachten Dokumente und Vollmachten als Belaͤge 
der Protokoll⸗Buͤcher betrifft, ſo find ſolche nicht nur gleich bey 
der Produktion mit dem Handzeichen des Producenten ſowohl, als 
auch des Beamten ſelbſt zu individualiſiren, fondern ſie muͤſſen auch 
mit einer fortlaufenden Nummer verſehen, darnach in den Proto⸗ 
kollbuͤchern allegirt und demnaͤchſt in angemeſſenen Zeitraͤumen or: 
deutlich zuſammen geheftet werden. Ger 
11) Wird von den Intereſſenten bei einem Actus auf eine fruͤhere 
Eintragung in eben dieſem Kirchenbuch, oder dieſem oder einem fruͤ⸗ 
hern Jahrgang Bezug genommen, ſo iſt keine bloße Bezugnahme hin⸗ 
reichend, ſondern es iſt davon jedesmal eine beſondere Abſchrift als 
Beleg zu fertigen und benzufügen. f 


518 Den 16, December 1808. 


12) In Anſehung der beyzubringenden Tauf⸗Todten⸗ Groktamatiot 
oder Copulations⸗Scheine aus den früheren Zeiten oder dem 920 
lande muß ſich freilich mit der bisherigen Form begnuͤgt wer 5 

jedoch muͤſſen die auswärtigen Extrakte in jedem Falle von einer 
fentlichen Behörde beglaubigt ſeytnn. e und 

18) Iſt eine ſolche vidimirte Ubſchrift aus den ältern hieſigen nde 
nicht abgelieferten Kirchenbuͤchern, oder von einer neuen Urku, 
im Lauf des Jahres noͤthig, fo muß der Beamte die Behörde, en 
quiriren, die Richtigkeit feines Extracts mit dem Buche durch ein 
Commiſſarius beſonders pruͤfen zu laſſen. N zan 

14). Die Nachſuchung ſolcher Extrakte kann nur bei dem jedeemaliß., \ 
competenten Civilſtands⸗Beamten geſchehen, und dieſer allein br 

auch nur zur Ertheilung berechtigt. Bedarf der Extrahent ke 
gerichtlichen Legaliſation des Auszuges oder Scheins, 107 f 
er entweder den Ausſteller um die Beſorgung erſuchen, oder ſolche fe 1 
unter Einreichung des erhaltenen Extrakts gehoͤrigen Orts betreibe 5 

15) Jede Verhandlung und Eintragung in diefe neue Protokoll⸗ fi 
cher muß an und für ſich betrachtet, ſo vollſtaͤndig feyn, daß des 
ohne alle Zuſaͤtze und Einſchaltung als ein für ſich beſtehen 
Ganze nur abgeſchrieben zu werden braucht, wenn jemand 2 7 
Extrakt begehrt. Mithin findet keine Bezugnahme auf das Ti it; 
blatt, auf das Kirchſpiel oder die Jahrzahl und das Datum ſta 
auch muß jede die Unterſchrift des Beamten im Buche ſelbſt enthe, 
a y nicht blos am Schluß jedes Tages unterfchrieben we 
; en, z. N 5 * n 

Vor mir dem Pfarrer N. N. als dem jetzigen Givilſtanbe 
Beamten des Iſchen Kirchſprengels zu Danzig find am — jr 

des Monats N. im Jahre — — Vormittags um — uhr! 
ſchienen ꝛc. ꝛc. beit 

16) Wird der Civilſtands⸗Beamte durch Krankheit oder Abweſenſ, 
behindert, oder iſt er verſtorben, fo bleibt zwar derjenige, der Ln 
ſonſtige Amtsgefchäfte inierimiftifch verſiehet, auch zur Fuhre 
der Civil⸗Akten befugt, muß aber dieſe feine Eigenſchaft als b 15 
vicariirender Beamter im Context jeder Verhandlung ausdruͤcklich 

merken, auch wenn er nicht ſchon zu dergleichen Geſchaͤften ve 
pflichtet iſt, ſich deshalb bei der Behörde melden. it 

17) Alle Dokumente und Vollmachten, die als Beleg beygebracht werd e 

muͤſſen vor einem öffentlichen Staatsbeamten ausgeſtellt ſeyn, 

zur Aufnahme dieſer Urkunden befugt iſt. el kon 

18) Die Zeugen, die geſtellt werden, muͤſſen von den Dee. 
ſelbſt erbeten und geſtellt werden, auch muß wenigſtens Einer Dirk 
Zeugen beider Sprachen maͤchtig ſeyn, wenn der eigentlich Golche 
rende die Sprache des Protokolls nicht ſelbſt verſteht. Als Mech 
Zeugen koͤnnen in Betreff der Geburts⸗ und Sterbefälle nur voll g 
rige Mannsperſonen auftreten, und muͤſſen fie auch glaubwüre 

ſehn. Bey den eigentlichen Deklaranten koͤmmt es aber nich vr 
das Geſchlecht, ſondern nur darauf an, daß ſich der Civil g 
Beamte von der Identitat ihrer Perſon und von ihrer Rechte fü 
keit zu ſolcher Erklärung vergewiſfere. W 
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19) Die Erklärungen der Intereſſenten und Zeugen muͤſſen ſich nicht 
weiter erſtrecken, als das Geſetz ſie nothwendig erfordert; alles 
Ueberfluͤßige iſt zuruͤck zu weiſen, und find insbeſondere keine bloße 

ermuthungen oder rechtliche Folgerungen aufzunehmen, ſondern 
nur faktiſche ſichre Data aus eigener Wiſſenſchaft, und ſolche Er⸗ 
laͤrungen, die jemand fire ſich ſelbſt abzugeben befugt und freiwil⸗ 
lig gefonnen iſt. 7 58 

20) Vorzüglich. iſt dies bei den Geburtsanzeigen von unehelichen Kin⸗ 
dern zu beobachten, und nicht etwa aus unzeitiger Fuͤrſorge von 
den Beamten nach Umſtaͤnden zu forſchen, die die Intereſſenten 

nicht anzeigen wollen. Der Vater eines unehelichen Kindes wird 
nur genannt, wenn er ſich freiwillig geſtellt und als ſolchen ſelbſt 
anerkennt, oder durch einen gehörig Bevollmächtigten dafür erklaͤ⸗ 
ren laßt. Die Mutter eines unehlichen Kindes darf nicht benannt 
werden, wenn ſich jemand ſelbſt als Vater geſtellt und die Anzeige 
macht, ohne daß er die Mutter nennen will. 

21) Iſt nicht gleich bei der Geburts⸗ Anzeige das Kind von den Ael⸗ 
tern anerkannt worden, ſo kann ſolches hinterher nur durch eine 
gerichtliche oder Notariats⸗Urkunde geſchehen, und nur auf den 
Grund eines ſolchen Aktus darf eine Eintragung daruͤber von den 
Civilſtands⸗Beamten vorgenommen werden. ö 

22) Eben fo kann eine Adoption nur durch eine gerichtlich beftätigte 
Urkunde, und die Eintragung nur auf den Grund einer ſolchen Ur⸗ 
zn: binnen 3 Monaten nach ihrer Ausſtellung geſchehen (ek. 

369.) ; 

23) Zwar iſt in Anſehung der Geburts⸗Akte vorgeſchrieben, daß das 
Kind jedesmal zu dem Beamten gebracht und vorgezeigt werden 
muß, und dies ſchließt zugleich in ſich, daß ſich der Beamte, im Fall 
vorwaltender beſonderer Zweifel daruͤber, auch durch eigene Anſicht 
von dem angegebenen Geſchlecht des Kindes zu vergewiſſern hat; 
indeß verſteht es ſich von ſelbſt, daß wegen Krankheitsfälle, uͤbler 
Witterung oder weiter Entfernung der Beamte ſich auch in die Be⸗ 

haufung der Woͤchnerin begeben, oder die desfallſige Beſichtigung 
dem Küfter, Schullehrer oder Schulzen committiren und von dieſem 
einzeugen laſſen kann. A 

24) Iſt die Anzeige einer Geburt über die feſtgeſetzten drey Tage ver: 
zoͤgert worden, ſo darf der Beamte deshalb zwar nicht die Eintra⸗ 
gung zuruͤckweiſen; er muß aber mit deſto größerer Genauigkeit da⸗ 
bey zu Werke gehen und den Vorfall dem Wett⸗Inſtigator zur et⸗ 
wanigen weitern Rüge bey der Polizei» Behörde anzeigen. 

25) Todtgeborne Kinder muͤſſen ebenfalls und zwar binnen 24 Stun⸗ 
den gemeldet und vorgezeigt werden, jedoch nur in ſoferne, als ſie 
fuͤr eine ausgetragene Leibesfrucht von wenigſtens 6 Monaten zu 
achten ſind. Auch werden dieſe blos in das Sterberegiſter einge⸗ 
tragen, ohne daß noch erſt ein Geburts⸗Akt zu verfaſſen noͤthig 

“ware. 

26) Findlinge, die noch nicht ſelbſt über ihre Herkunft Nachricht zu 

geben vermögen, werden in das Protokollbuch oder Geburtsliſte 

eingetragen und an die Polizei⸗Behoͤrde zur weitern Verſorgung 
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befördert, Eben dahin werden ältere Findlinge geradezu geſchickt, 
ohne daß dieſerhalb erſt ein Geburts» Akt zu verfaſſen iſt. ie 
27) Bei dem Verehelichungs⸗ und Aufgebots⸗Geſuche, werden di 
Civilſtands⸗Beamten wohl thun, wenn fie noch vor Erlaſſung des Auf⸗ 
gebots allen Bedingungen und Erforderniſſen, fo weit es nur mog; 
lich iſt, zu genuͤgen ſuchen, und nur in Betreff derer ſich vorlaufig 
15 „ . die nachträgliche Erfüllung wahrſcheinlich zu er⸗ 
warten ſteht. 5 
28) Die bisherige Vorſchrift, daß Perſonen, die ſchon vorher verehe⸗ 
licht geweſen, vor der neuen Verheirathung ſich erſt mit den Erben 
des Verſtorbenen aus einander ſetzen muͤſſen, bleibt in ihrer Kraf t, 
und müffen ſich daher die Civilſtands⸗Beamten die Erfüllung die“ 
fer Bedingung ebenfalls durch die Theilungs-Urkundem nachweil 
ſen laſſen, oder die Intereſſenten muͤſſen eine Dispenſation des 
Wettgerichts davon beibringen. i j 
29) Der Einſpruch muß jedesmal durch einen ſchriftlich bei dem Ehe⸗ 
gericht aufgenommenen Akt begründet werden; auf bloße Privat- 
Geſuche beim Civilſtands⸗Beamten dieſerhalb, ſie moͤgen ſchriftlich 
oder muͤndlich geſchehen, iſt nicht zu achten, ſondern der Petent zu⸗ 
rechtzuweiſen. 
80) Die Civilſtands⸗Beamten werden darauf aufmerkſam gemacht, 
daß nach L. 331. ſeg. die bloße Verehelichung fuͤr ſich allein die 
fruͤher auſſer der Ehe erzeugten Kinder, noch nicht, wie bisher der 
Fall war, legitimirt, ſondern daß dazu eine ausdruͤckliche Erklaͤ⸗ 
rung von den beiden ſich verehelichenden Perſonen, und zwar noch 
vor oder doch in dem Heiraths⸗Actus noͤthig iſt. Sie haben alfo die 
in dieſem Falle ſich befindenden Brautleute daran zu erinnern und 
ihre desfallſige Erklärung, wenn fie einſtimmig bejahend ausfällt, 
ausdruͤcklich in dem Verheirathungsakt zu vermerken, in fo ferne ſie 
nicht dadurch geſetzlich unmoͤglich wird, weil die Kinder etwa in 
Blutſchande oder Ehebruch erzeugt worden. 8 : 
81) Bei Abfaſſung des Verheirathungs-Actus ‚find auch die ſich Ver⸗ 
maͤhlenden zur allgemeinen Erklarung aufzufordern, ob fie in die 
hier ubliche Guͤtergemeinſchaft treten, oder ob fie deshalb bereits 
Be Vertrag geſchloſſen und wo fie ſolchen niederge⸗ 
egt haben. 
82) Sollte der Fall vorkommen, daß eine ſich vermaͤhlende Perſon 
nach den Vorſchriften des Code Napoleon des, Conſenſes von dem 
allhier noch nicht ‚eingeführten Familien Rath bedurfte, fo iſt ein 
ſolcher Fall dem Wett⸗Inſtigator jedesmal zeitig zur weitern Ver⸗ 
anlaſſung anzuzeigen. 7 f 
83) In Ruͤckſicht der Sterbefälle werden die Civilſtands⸗Beamten 
wohlthun, wenn ſie in dem Protokoll zugleich die Angabe der Zeu⸗ 
gen oder Hausgenoſſen uͤber die eigentliche Todesſtunde, ſo gut ſie 
ſich beſtimmen läßt, bemerken. 5 N 
34) Zu der noͤthigen Beſichtigung der Leiche, die hauptſäͤchlich wegen 
Vergewiſſerung uͤber die Identität der Perſon erfordert wird, koͤn⸗ 
nen fie den Küſter, Schullehrer, Schulzen oder ſonſt einen zuver⸗ 
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läſſigen und verftändigen Mann deputiren, der alsdenn den Befund 
blos einzuzeugen hat. 725 j \ N 
35) Bei dieſer Beſichtigung muß aber auch außerdem noch, ſo gut 
auf die Falle eines möglichen gewaltſamen, als eines bloßen Schein⸗ 
todes geruͤckſichtiget werden, und ſteht es dem Civilſtands⸗Beamten 
frei, nach Befund der Umftände dieſerhalb eben fo gut eine laͤngere, 
als eine kuͤrzere Friſt zur Beerdigung feſtzuſetzen; die etwa vorge⸗ 
fundeuen bedenklichen Umſtaͤnde muͤſſen aber in jedem Falle der Pos 
lizey⸗Beherde zeitig gemeldet werden, und ſind ſolchenfalls auch 
die Intereſſenten wegen Ertheilung des Erlaubnißſcheins zur Beer⸗ 
digung ſchriftlich dorthin zu verweiſen. ; 
86) Die Erlaubniß⸗ oder Verweiſungsſcheine wegen der Beerdigung 
werden in jedem Falle geptis und durch einen möglichft einfachen, 
aber eigenhaͤndigen Zettel des Civilſtands⸗Beamten erthellt. 
37) Zweckmaͤßig dürfte es uͤbrigens ſeyn, wenn die Geiſtlichen alle 
dieſe Verhandlungen fo viel möglich, zugleich mit den kirchlichen 
Ritus zu vereinigen ſuchten, die zwar in ihrer Wuͤrde belaſſen und 
jedem freigeſtellt ſind, zu denen aber ſchlechthin kein Zwang ſtatt 
findet. Ueberall duͤrfen auch die Letzteren nicht eher vorgenommen 
werden, als bis dem Geſetz in Betreff der Eivilftands- Akten ges 
nügt iſt, und muß auch darauf bei der religieuſen Verhandlung 
ausdrücklich Bezug genommen werden, ; 

38) Nach Ablauf des Kalenderjahres werden beide Exemplare der 
Protokollbuͤcher mit einem kurzen Vermerk darüber und unter wel⸗ 
chem Dato es geſchehen, abgeſchloſſen, dieſe Regiſtratur von allen 

an der Bearbeitung der Bücher Theil genommenen Civilſtands⸗ 
Beamten deſſelben Sprengels vollzogen, und das eine Exemplar 
zuſammt den Original⸗Beilagen und einer Abſchrift der Indices, 
gegen vollſtändiges Recipiſſe ſowohl über die Buͤcher als deren Bei⸗ 
lagen, an die Behoͤrde abgeliefert; das andre Exemplar aber bleibt 
in der Sakriſtei oder dem ſonſtigen bisherigen Aufbewahrungs⸗ 
Ort mit dem Original⸗Inder zur kuͤnftigen Nachricht und Gebrauch 
zuruͤck. 8 
Wir haben das Vertrauen, daß die Civilſtands⸗ Beamten bei 
dieſen wichtigen Geſchaͤften mit Sorgfalt zu Werke gehen, und da⸗ 
urch ihrem Stande neues Anſehen und Vertrauen zu erwerben ſuchen 
werden, ſtatt ſich durch Vernachlaͤſſigung der geſetzlichen Vorſchriften 
chadens⸗Erſatzklagen oder öbrigkeitlicher Beahndung auszuſetzen; auch 
werden ſie die wohlmeinende Abſicht, ſie bei ihren bisherigen Rechten 
und Emolumenten nach Moͤglichkeit zu erhalten, in dieſen Verfuͤgungen 
nicht verkennen, noch durch zweckwidrige Verwaltung zu entgegen geſetz⸗ 
Maaßregeln noͤthigen. f 


Danzig, den 16. December 18o'3. RS ige 
Bürgermeiftere und Rath. 2 
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Nachricht an das Publicum. *) 


Luut dem Publicando vom 16. December v. J., welches in der Raths 
Buchdruckerey zuſammt einer deutſchen Ueberſetzung von dem hieher ge⸗ 
hörigen Theil aus dem Geſetzbuch Napoleons zu haben iſt, ſollen gegen⸗ 
wärtig, Kraft Schlußes ſaͤmmtlicher Loͤblichen Ordnungen, auch diejen 
gen Vorſchriften dieſes Geſetzbuchs in Ausuͤbung gebracht werden, wel 
gleichmäßige rechtliche Feſtſtellung aller Geburts⸗ Heiraths⸗ und Ster⸗ 
befaͤlle verordnen. f ar 
Dieſe neuen Geſetze follen vom 15. Januar 1809 in völlige Kraf 
treten, und machen freilich eine Aenderung in der bisherigen Form un? 
Verfahrungs⸗Art noͤthig, ſie heben aber deshalb die Kirchlichen Gebr? 
che und Religionspflichten in Betreff der Taufe und Trauung nicht auf 
ſondern dieſe bleiben noch immer in voller Kraft und Würde, 8 
Es muß ſich nun ein jeder nach den neuen Vorſchriften genau ere 
kundigen, und mit dieſen Geſetzen bekannt zu machen ſuchen. Zur CH 
leichterung ſollen hier die Hauptbeſtimmungen und vorzuͤglichſten täglich 
vorkommenden Fälle angeführt werden, in welchen die neuen Vorſchriſ⸗ 
ten von den alten Geſetzen abweichen und deren wegen man ſich alſo naͤ⸗ 
her zu erkundigen hat. we 
1 Die Geburt eines jeden, ſelbſt eines tobt zur Welt gekommenen Kin⸗ 
des, ſo wie das Abſterben eines jeden Menſchen, er mag bey ſich ode? 
einem andern, im Hauſe oder auf der Straße mit Tode abgehen / 
muß bei derjenigen geiſtlichen oder weltlichen Perſon gemeldet wer⸗ 
den, die fuͤr den Bezirk oder Ort, an welchem ſich der Vorfall er⸗ 
eignet hat, und fuͤr diejenige Religionsparthey, zu der der Verſtor⸗ 
bene oder die Eltern des Gebornen gehoͤren, von der Obrigkeit al 
Eivilſtands⸗Beamter angeſtellt iſt. f 
2) Die Geburt eines Kindes muß uͤbrigens binnen drey Tagen nach der 
Niederkunft gemeldet werden, weil man ſich ſonſt Weiterungen un 
größeren Koſten ausſetzt; auch im Fall des bloßen Eigenſinnes, oder 
ſonſtiger Vernachlaͤſſigung ohne einen erheblichen Verhinderungs⸗ 
Grund von der Polizey zur Strafe gezogen werden muͤßte. 
3) Die Meldung geſchieht entweder von dem Ehemann und Vater, oder 
wenn ein ſolcher nicht da iſt, durch eine von denjenigen Perſonen / 
die en Niederkunft Huͤlfe geleiſtet haben oder gegenwärtig ge⸗ 
weſen ſind. 5 13 11 ah 
4) Zugleich muͤſſen zwey unbeſcholtene Männer, die wenigſtens 21 Jahr 
alt ſind, als Zeugen mitgeſtellt werden, und auch die Namen an⸗ 
gezeigt werden, die das neugeborne Kind fuͤhren ſoll. 
6) Sollte jemand ein ausgeſetztes Kind finden, ſo hat er ſolches eben 
falls und ganz ſo wie er es findet, dem am naͤchſten wohnenden 
Eivilſtands⸗Beamten zu überbringen, auch, wenn andere Perſonen 
bei der Entdeckung zugegen geweſen, einige derſelben zu Zeugen 
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5 mitzunehmen und dieſerhalb alsdann keine Beſchwerde und Kofen 


Weiter zu fürchten, 


6) Ein Todesfall muß binnen 24 Stunden gemeldet werden, er mag 


geſchehen und veranlaßt ſeyn, auf welche Art er wolle; und darf 
fruͤher und vor dazu erhaltener ſchriftlicher Erlaubniß ſchlechterdings 
die Beerdigung eines Menſchen nicht geſchehen, widrigenfalls ſowohl 
diejenigen die ſolches verlangt, als diejenigen die ſolches zugegeben 
und bewerkſtelligt haben, auf das nachdruͤcklichſte von der Poltzei⸗ 
behoͤrde werden beſtraft werden. 


7) Dieſe Anzeige geſchieht entweder durch die nächften Verwandten, oder 


in deren Ermangelung durch den Hauswirth und die Anweſenden; 
auch muͤſſen in der Regel zugleich zwey volljaͤhrige Mannsperſonen 
von den naͤchſten Nachbaren oder Mitbewohnern des Hauſes als Zeu⸗ 

gen geſtellt werden. 5 


8) Was in dieſer Hinſicht die Gerichts⸗ und Militair⸗Behoͤrden, 775 Ge⸗ 


fangenwaͤrter und Aufſeher in den Hospitalien, Lazarethen, Armen⸗ 
oder ſonſtigen öffentlichen Anſtalten, fo wie auch die Schiffer und 
Seeleute noch beſonders zu beobachten haben, muß ein jeder, ſo weit 
es ihn angeht, in dem Geſetz ſelbſt nachleſen. 


9) Wenn jemand in allen diefen Fallen nicht erſcheinen kann oder Weil, 


der eine Erklärung für ſich ſelbſt abzugeben hat; ſo muß er ent⸗ 
weder den Civilſtands⸗ „Beamten zu ſich bitten laſſen, oder wenn 
dieſes nicht moͤglich iſt, einen Bevollmächtigten abſenden, der aber 
mit einer blos hierauf gerichteten ſpeciellen und vor einem Notar 
ausgeſtellten Vollmacht verſehen ſein muß. 


10) In Betreff der Verehelichungen wird das Publicum vorzuͤglich dar⸗ 


auf aufmerkſam gemacht, daß die Einwilligung der leiblichen El⸗ 
tern in jedem Fall, auch bey ſchon verheirathet geweſenen und 
großjaͤhrigen Söhnen und Toͤchtern nothwendig bleibt; und daß, 
wenn die Eltern nicht mehr am Leben find, die Stroßältern ſowohl 
vaͤterlicher als muͤtterlicher Seite, fo wie in Betreff der Minderjaͤh⸗ 
rigen auch wohl die ſonſtigen nachſten Verwandten um ihren Con⸗ 
ſens, wenigſtens um ihren gutachtlichen Rath aus druͤcklich befragt, 
und uͤber ihre Erklaͤrung ſchriftliche von einem Notar verfaßte Ur⸗ 
kunden ſchlechterdings beygebracht werden muͤſſen, wenn dieſe Ver⸗ 
wandten nicht ſelbſt vor dem Civilſtands⸗ Beamten erſcheinen und 
dort perſoͤnlich ihre "Erklärungen abgeben wollen. 


11) Auch muß nicht nur wie bisher von ſchon verheirathet gemefenen 


Perſonen der Schicht: und Theilungs- Schein, ſondern auch eines je⸗ 
den Taufſchein beigebracht werden, und ſind zur Werehebchung. ſelbſt 
wenigſtens Vier Perſonen als Zeugen zu ſtellen. 


12] Sollte jemand einen Einſpruch in die angekündigte Verehelichung 


anderer Perſonen zu machen ſich berechtiget halten, ſo muß er ſich 
nicht damit begnügen, ſolches dem Geiſtlichen muͤndlich oder durch 
ein Billet anzuzeigen, ſondern er muß, um ſeinen Zweck zu errei⸗ 
chen, ſeine diesfaͤlligen Gruͤnde erſt dem competenten Ehegekicht an⸗ 
zeigen und die vor dieſem daruͤber abgefaßte Urkunde dem Geiſtli⸗ 
chen oder Civilſtands⸗ Beamten einhaͤndigen. Alsdenn erſt kann die 
Trauung bis zu gerichtlich ausgemachtem Streit ausgeſetzt werden. 
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13) Wenn die Brautleute ſchon vor der Ehe und im ledigen Stande mit 
. einander Kinder erzeugt haben follten, fo ſteht es ihnen zwar frei, 
in Rückſicht und zu Ehren der nachfolgenden Ehe dieſe zu ehelichen 
zu erheben, fie müffen aber ihre desfallſige Erklarung einſtimmig 
und ausdrücklich noch vor dem Trauactus dem Geiſtlichen anzeigen 

und von dieſem mit niederſchreiben laſſen. 

14) Die Klagen der Eheleute gegen einander auf Trennung muͤſſen, ohne 
Unterſchied der Religion, von allen ſtädtiſchen Einwohnern innerha 
der Hauptthore bei E. Wohledl. Schoͤppengericht, von den auſſer⸗ 
halb der Stadt wohnenden Perſonen aber bei ihrer ſonſtigen Orts⸗ 
obrigkeit und gewoͤhnlichen Gerichte angebracht werden. 

15) Die ſogenanten Tauf⸗ und Todten⸗ ſo wie die Aufgebots⸗ und Co 
pulations⸗Scheine, deren man aus der fruͤhern Zeit bedarf, koͤnnen 
nur bei den bisherigen Behörden, die aus der folgenden Zeit aber 
bei den jetzt ernannten Civilſtands⸗Beamten erbeten werden; un 

iſt in dem Anfangs erwähnten Publicando zugleich eine Taxe feſtge⸗ 
ſetzt, was ſowohl für diefe Extracte, als für die neue Verhandlun⸗ 
gen ſelbſt, wenigſtens zu entrichten iſt. Hiedurch foll jedoch Nie 
mand in den freiwilligen Beweiſen ſeines beſonderen Wohlwollen 
gegen ſeine geiſtlichen Lehrer und Seelſorger beſchraͤnkt werden. 
Danzig, den 9. Januar 1809. ” 
, Bürgermeiftere und Rath. 


i Nr. 46. 
Die Teſtamentenabgabe betreffend.“) 


. Bericht des Oberlandes⸗Gerichts zu Marienwerder. 


Ji. dem Scharpauſchen Gebiete, welches vordem zur Stadt Danzig ge⸗ 
hoͤrte, jetzt aber, da es Preußiſch geblieben, zum Gerichtsbezirke des 
Land⸗ und Stadt⸗Gerichts zu ate geſchlagen iſt, findet nach der 
Inſtruction für das vormalige Stadt⸗Gericht zu Danzig vom 6. Augu 
1796, noch die Danziger Willkuͤhr geſetzliche Anwendung. In dieſer iſt 
bei der Lehre von Teſtamenten (Th. 2. Cap. 6. Art. 4. $. 1. S. 101, 
feſtgeſetzt: „ IT 
daß, wer hieſigen Orts rechtskraͤftig teſtiren wolle, bei Verlautba⸗ 
rung feines Teſtaments zehen geringe Mark — welche ſechs Gulden 
zwanzig Groſchen in Danziger Gelde betragen — zu Wegen und 
Stegen legiren und entrichten muͤſſe; 
und das Land⸗ und Stadt⸗Gericht zu Neuteich, welches dieſe Beſtimmung 
für noch anwendbar halt, hat daher bei uns angefragt, wem es dieſe 
Legate verabfolgen ſolle. Als das Scharpauſche Gebiet noch mit der 
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Stadt Danzig vereinigt war, find fie Unſeres Wiſſens zur Kämmereicaſſe 
gteffen, und da jetzt die Königliche Caſſe hinſichts des Scharpauſchen 
ebiets in deren Stelle tritt, ſo wuͤrden ſie auch wohl zu dieſer zu neh⸗ 
men ſeyn; da ſie dem urſpruͤnglichen Zwecke gemaͤß aber nicht mehr vers 
endet werden konnen, fo haben wir Bedenken getragen, das Land⸗ und 
tadt⸗Gericht zu Neuteich anzuweiſen, ſolche der Regierung einzureichen, 
ondern ſehen uns vielmehr veranlaßt, E. K. M. Vorbeſcheidung uns 
unterthänigſt zu erbitten. Marienwerder den 13. Mai 1809. Ari 


b. Be ſche l d. 


Von Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm König von Preußen ꝛc. Auf 
Euern Bericht vom 13. d. M. laſſen Wir Euch zur Reſolution ertheilen, 
daß Ihr das Land- und Stadt: Gericht zu Neuteich anzuweiſen habt, die 

dem Scharpauſchen Gebiete nach der Danziger Willkuͤhr zu Wege und 
Stege legirten Gelder an die Regierung einzuſenden, welcher die Ver⸗ 
wendung derſelben zu dem Wege⸗Bau⸗Fonds überlaffen bleibt. 

Königsberg den 23. May 1809. 
Auf ꝛc. Special Befehl 
Beyme. a: 


en 


An { 
das Weſtpreuß. Oberlandes⸗Gericht { : 
zu Marienwerder. 


5 Nr. 47. 0 
Die Anfuhr des Brennholzes der Prediger betreffend.“) 


D. die Herren Prediger des Stuͤblauſchen Werders ſich ohne Brenn⸗ 
dor; nicht behelfen koͤnnen, und zum Anfahren deſſelben kein Angeſpann 
aben; fo iſt es billig und recht, daß die Mitglieder einer jeden Ges 
meinde, wie ſolches auch bishero von den mehreſten Dorfſchaften geſche⸗ 
en iſt, mit ihrem Angeſpann dabei aushelfen. Wenn indeſſen einige 
orfſchaften ſeit einiger Zeit den Herren Predigern wegen verweiger⸗ 
er Holzfuhrenzechen Veranlaſſung zu ganz gerechten Beſchwerden gegeben N 
haben, fo ſieht ſich der Herr Buͤrgermeiſter als Hochverordneter Admi⸗ r 
uftator des Stuͤblauſchen Werders, dadurch veranlaßt, es den ſaͤmmt⸗ 
ichen Schulzen zur beſondern Pflicht zu machen, und ihnen hiemit auf⸗ 
zugeben, daß fie, ein jeder in feinem Schulzen⸗Amte, dafuͤr Sorge tra⸗ 
gen, daß den Herren Predigern zum Anfahren des noͤthigen Brennholzes 
| as erforderliche Angeſpann nachbargleich geſtellt werde, ſobald er 
| ich deshalb im Schulzen-Amte melden wird. a 
Damit indeß die Gemeinde nicht zu einer fuͤr ſie ungelegenen Zeit, 
8 5 fl 
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U 

theils in Rückſicht der Feldarbeiten, theils in Rücfiche der Schlachieh 
Wege, wegen dieſer Holzfuhren angegangen werde, ſo ſollen ſolche nich; 
anders, als nach geendigter Saatzeit und vor Eintritt der Erndte ge 
leiſtet werden duͤrfen. F 3 

Dieſe Verordnung, welche für beide Theile eben fo nützlich al 
nothwendig iſt, ſoll ein jeder Schulz in feinem Schulzen⸗Amte, den 
ſaͤmmtlichen Mitnachbaren ſofort bekannt machen und dieſe Bekanntmachung 
alle Jahr um dieſe Zeit durch deutliches Vorleſen derſelben wiederholen, d 
mit ſolche nicht in Vergeſſenheit gerathe und dadurch zu neuen Beſchwer⸗ 
den Veranlaſſung gegeben werde. 0 

Es wird demnach von jeder Dorfſchaft erwartet, daß ſie bereit und 
willig ſein werde, ihrem Herrn Prediger zu der oben beſtimmten Zeil 
die nöthigen Holzfuhren zu leiſten, fobald das Schulzen⸗Amt fie dazu 
auffordern wird. N 2 2 a 

Sollte jedoch wider alle Erwartung der diesfaͤlligen Aufforderung 
des Schulzen⸗Amtes nicht genuͤget werden, ſo hat daſſelbe die Wider? 
ſpenſtigen dem unterzeichneten Amte zur Unterſuchung und Beſtrafung 
fofort anzuzeigen, mittlerweile aber die nöthigen Holzfuhren auf ihre 
Koſten bewirken zu laſſen. 3 E 
Danzig den 20. Junius 1809. 
g Werderſches Buͤrgermeiſterliches Amt. 


Nr. 48. 


REGLEMENT 


für das Reviſions⸗Collegium in Civil⸗Sachen. Aus Schluß 
ſaͤmmtlicher Ordnungen der freyen Stadt Danzig public 
a den 20. October 1809.) 


9. I. 


Das Rechtsmittel der Reviſton findet ſtatt 5 ’ 
a) Bey Sachen, die bereits bei den Koͤnigl. Preußiſchen Gerichten durch 
Anbringung der Klage anhaͤngig gemacht worden, in allen Fallen, 

wo nach den Beſtimmungen der Koͤnigl. Preußiſchen Gefege dieſes 
Rechtsmittel zulaͤßig iſt. 

b) Bey Sachen, die erſt nach bereits erfolgter Regierungs⸗Veraͤnderung 
anhängig gemacht worden, in allen Fällen, wo das objectum litis 
1500 fl. D. C. oder daruͤber betraͤgt, jedoch mit Ausnahme 

1) der Raͤumungs⸗ und Mieths⸗Sachen, 


) Danzig, gedruckt bey Daniel Ludwig Wedel, Es. Hochedl. Hochw. 
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2) der causarum ‚optionis oder Satz⸗ Sachen, 

3) der Gewerks⸗Sachen, i 3 
4) der Bau⸗ Sachen, 1 

5) der Wechſel-Sachen, 

6) der Pollellorien- Sachen, 

7) der Arreſt⸗ Sachen, j * 
8) der Injurien⸗Sachen, * 7 

9) der See- Sachen, b 4 
10) der Executions⸗Sachen, 

11) der Faͤlle, wo gerichtlich oder außergerichtlich auf dieſes 


Rechtsmittel renunciiret worden; 
auch iſt dieſes Rechtsmittel bey Semi⸗Criminal⸗Sachen nur 
gegen die Definitiv⸗Sentenz, und in Civil⸗Sachen gegen inter⸗ 
locutoriſche Sentenzen nur in ſo weit zulaͤßig, als nicht zwey 
conforme Erkenntniſſe vorhanden find, ſondern in appellatorio 
lententia interlocutoria reformiret worden. 


9. 2. 


. 4 h j a 
Bey Beurtheilung der Summa repiſibilis wird blos auf den Betrag 
dr Capitals⸗ oder Hauptforderung geſehen, auf Zinſen und Koften aber 
eine Ruͤckſicht genommen, es waͤre denn, daß die ſtreitigen Zinſen die 
aͤlfte des eingeklagten Capitals betruͤgen, in welchem Falle ſelbige zur 
eſtimmung der reviſiblen Summe dem Capital mit beizurechnen ſind, 
Der daß die ſtreitigen Zinſen fire ſich die Summa von 1500 fl. erreichten. 
enn in einem Prozeſſe uͤber mehrere Poſten und Forderungen erkannt 
worden; ſo kommt es nicht darauf an, ob jede einzelne Poſt fuͤr ſich, 
ondern nur ob ſaͤmmtliche in das Reviſorium zu bringende Poſten, in 
ferne fie aus demſelben Geſchaͤfte entſpringen, die Summa von 1500 fl. 
tagen. Fortwährende Präftationen werden Behufs der Berechnung der 
umma revifibilis mit 4 pro Gent zum Capital veranſchlagt; Rechts⸗ 
reite über dingliche Gerechtigkeiten find ohne Schaͤtzung unbedingt re- 
Mlibles. a f a 
8. 3. 


Gegen keine Appellations⸗Sentenz darf innerhalb der erſten acht 
Tage, vom Tage der Publication oder Inſinuation des Erkenntniſſes ab⸗ 
gerechnet, revidirt werden. Die in dieſem Zeitraum erfolgte Reviſions⸗ 

umeldung fol für unzuläßig erklaͤrt werden, unbeſchadet des Rechts 
48 5 fie aufs neue während des Laufs der geſetzlichen Friſt 
zulegen. 9 Aue 

Nach Ablauf diefer 8 Tage haben beyde Theile zur Einwendung des 
Nechtsmittels der Reviſion noch eine zehntaͤgige Friſt, welche jedoch voͤl⸗ 
ig peremtoriſch iſt, ſo, daß weder eine Prorogation derſelben noch eine 

eſtitution gegen deren Ablauf ſtatt findet, jedoch faͤngt, wenn das Er⸗ 
enntniß eine Parthey, die abweſend iſt, betrift, dieſe Friſt erſt von dem 
lunge zu laufen an, wenn ſelbiges mit Zurechnung der nach dem Poſten⸗ 
var zur Ueberſendung erforderlichen Tage angekommen ſeyn kann. Nur 
kb Erkenntnißen in welchen zugleich auf proviſoriſche Vollſtreckung er⸗ 
aunt worden, iſt die Abwartung der obengedachten achttägigen Friſt 
icht nothwendig, ſondern eine frühere Reviſions⸗ Anmeldung zuläfig. 


528 Den 20. October 1809. 


5 8. 4. \ 


Die Parthey welche dieſes Rechtsmittel einwenden will, muß ſich 
dieſerhalb durch ein von ihr ſelbſt unterſchriebenes und von einem hieſi⸗ 
gen Juris Practico mitvollzogenes Geſuch bey dem Präſidi des Reviſions⸗ 
Collegii melden. g 1 


. . 
Dieſe Meldung muß 5 3 
1) eine beſtimmte Angabe der Beſchwerden und der Punkte 15 
fruͤhern Erkenntniſſes, gegen welches erſtere gerichtet find, un 
2) 5 7 darauf gegruͤndeten beſtimmten Antrag enthalten, au 
: 12 15 


mi 
3) derſelben eine Ausfertigung des Appellations⸗Erkenntniſſes; 
mit dem Vermerk des Tages, wo ſelbiges publiciret oder 
ſinuiret worden, beygefuͤgt werden. N 
a f H. 6. 
Fehlen der Meldung dieſe Erforderniſſe, fo wird fie für nicht au 
gebracht erachtet, und muß nach einem in der erſten Seſſton des Gold" 
deshalb gemachten Vortrage hierauf unverzüglich verfügt und dieſe Ver 
fuͤgung den Partheyen per copiam mitgetheilt werden. 4 
EN 
Muß bey dieſer Meldung ſofort ein Koſten⸗Vorſchuß der 
150 bey Gegenſtaͤnden von 1500 — 2000 fl. auf 50 fl. 
5 2000 — 4000 fl. 90 fl. N 
“ SE über 4000 fl. — auf 100 fl. feſtgeſetzt wird / 
bey dem Secretaire des Collegii deponirt und daß ſolches geſchehen, 
durch beyzufuͤgende Quittungen beſcheinigt werden. Wird von beyden 
Theilen die Reviſion interponirt, fo erlegt jeder für ſich den vorgedach⸗ 
ten Koſten⸗Vorſchuß. 5 
g. 8. 


Wenn die Meldung die ad $. 5. beſtimmten Erforderniſſe hat, fe 
werden die Acten der beyden frühern Inſtanzen durch eine ſchriftliche Verfl⸗ 
gung des Präſidis von den Behörden erbeten, und wird ſodann die Meldung 
in der naͤchſten Seſſion von dem Praͤſtde oder einem von dieſem dazu 
ſubſtituirten Mitgliede des Collegii vorgetragen, worauf das Collegium 
über, die Zuläßigkeit oder Unzulaͤßigkeit des Rechtsmittels entſcheidet, 


§. 9. 


Wenn es Hinſichts des Werths des Objecti litis zweifelhaft ift, ob 
die Reviſion zulaͤßig, fo iſt zuvoͤrderſt die Meldung dem Gegentheile zlt⸗ 
zufertigen, und deſſen Erklarung daruͤber sub spatio von drey Tagen 
präcluſiviſcher Friſt zu erfordern. a 


£ 8. 10. 
Wird das Rechtsmittel unzulaͤßig befunden, fo wird der Supplicant 


unter Anfuͤhrung der Gruͤnde und mit der Anweiſung zur Zuruͤckna 
des Koſten⸗Vorſchußes abſchläglich ſchriftlich beſchieden und die Acten 


der fruͤhern Inſtanzen werden an ihre Behoͤrden remittirt. 


U 


— 


\ 
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9. 11. N 
N Wird das Rechtsmittel der Nevifton für zuläßig erklärt, ſo wird 
un Nevidenten aufgegeben, mit der Ausführung feiner Beſchwerden ins 
a datt einer praͤcluſiviſchen Friſt, die nach Beſchaffenheit der Weitlaͤuf⸗ 
gkeit und Wichtigkeit der Sache auf 14 Tage bis 4 Wochen zu be⸗ 
immen iſt, beyzukbmmen, dem Gegentheil aber wird von der erfolgten 
lüanwendung dieſes Rechtsmittels und dem Verfuͤgten durch einen ſchrift⸗ 
ichen Beſcheid Nachricht gegeben. 1 ; 
2 | 
Koͤmmt die erforderte Deduction binnen der geſetzten Friſt nicht ein, 


al wird nach Ablauf der Friſt die Vorlegung der Acten zum Spruch ver 


gt und auf jede ſpaͤter eingehende Schrift keine Ruͤckſicht weiter ge⸗ 
nommen. 5 


g. 13. 


f Geht die erforderte Deduction innerhalb der beſtimmten Friſt ein, 
o wird ſelbige im Collegio vorgetragen und wenn ſich nichts dabey zu 
erinnern findet, dem Gegentheil zur Einreichung der Rededuction binnen 
gleichmäßiger praͤcluſiviſcher Friſt communicirt. Nach Ablauf dieſer Friſt 

ird, die Gegendeduetion mag eingekommen ſeyn oder nicht, die Vorle⸗ 
dung der Acten zum Spruch verfügt, i 5 


$. 14, 


won, Die Berichte und Gegenberichte muͤſſen, ſo wie die Meldungen ſo⸗ 
De von den Partheyen felbft als auch von einem hiefigen Juris practico 
Merfchrieben ſeyn und Behufs der Communication an den Gegentheil in 
uplo eingereicht werden. nn: 


Die Anbringung ganz neuer Thatſachen oder Beweismittel, ſo wie 
neuer auf Thatſachen beruhenden Einwendungen findet nicht ſtatt. 


9. 16. 


m Sollte aber eine bereits in den vorigen Inſtanzen angebrachte aber 
neroͤrtert gebliebene Thatſache, oder ein in den Vorakten angegebenes 
; er nicht aufgenommenes Beweismittel in dieſer Inſtanz für erheblich 
nuchtet werden; ſo wird die Verhandlung über diefe Thatſache oder die 
wmapme dieſer Beweismittel per Sententiam. an die Iunſtanz zuruͤckge⸗ 
en, wo felbige zuerſt angegeben worden, und kann in dieſem Falle 
ode noch auf neue zur Unterſtützung dieſer Thatſache gehörige Facta 
er zur Verſtaͤrkung der angegebenen Beweismittel dienende neue data 
ae licht genommen werden und die Erörterung und Aufnahme derſelben 
folgen, Betreffen diefe Fhatſachen und Beweismittel nicht den Haupt⸗ 
fen aftand des Prozeſſes, ſondern nur einen Nebenpunkt, z. B. die Zin⸗ 
b 4 den terminum a quo und die Höhe derſelben, oder nur die Koften, 
fett uß in der Hauptſache erkannt, zugleich aber in dem Urtheil feſtge⸗ 
ne werden, ob und woruͤber eines ſolchen Nebenpunktes wegen noch ei⸗ 
Ynpapere Unterſuchung zu verfügen und nochmals in einer der vorigen 
anzen zu erkennen ſey. 2 1 

Weſpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 34 
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Eben fo muß, wenn mehrere abgeſonderte Punkte in derſelben 9 
che an die Reviſtons⸗Inſtanz gelangt find und nur bey einem oder n 
nigen derſelben eine nähere Unterſuchung noͤthig befunden wird, wege 


der letztern dieſe naͤhere Unterſuchung in dem Urtheil mit verordnet, we⸗ 
gen der uͤbrigen aber ſogleich definitive erkannt werden. 
a 9. 17. 

die 


Werden ſolche Einwendungen in dieſer Inſtanz noch angebracht, 
geſetzlich, ſelbſt bei der Execution noch zuläßig find, fo muß nichts de 3 
weniger in der Hauptſache erkannt und dergleichen Einwand zur Ver 
handlung erſter Inſtanz zuruͤckgewieſen werden. 


9. 18. 8 ; 


In jeder Sache wird vom Präfide des Colegii ein Referent und 
Correferent ernannt. Erſterer communieirt feine angefertigte Rela 
dem Letztern und dieſer fuͤgt nach ſorgfaͤltiger Pruͤfung und Vergleichung 
derſelben dum actis fein Votum mit den Gruͤnden bey. 


9. 19. 


In allen Fällen entſcheidet die Stimmenmehrheit des Collegii. Sing 
aber zwey conforme Erkenntniſſe der fruͤhern Inſtanzen vorhanden und . 
wird von dem Re- und Correferenten auf Abänderung derſelben angetra 
gen; fo muß noch ein drittes Mitglied des Collegit ernannt werden, 
die Relation und Correlation cum actis zur nochmaligen Prüfung un 
gleichmaßigen Abgabe feines . Voti zuzuſtellen find, nach deſ⸗ 
ſen Eingang und Vortrage ſodann urch Stimmenmehrheit entſchieden 
wird. Wenn aber fuͤr die Abänderung und für die Beſtaͤtigung der bei? 
den fruͤhern Urtheile gleich viel Stimmen vorhanden ſind, fo find die 
erſten Erkenntniße zu beſtaͤtigen. f 


ein 


9. 20. 5 
Um einen Beſchluß wegen eines Erkennknißes zu faſſen, iſt die Ge⸗ 


genwart von wenigſtens fünf Mitgliedern des Collegii, unter denen je 


doch ſchlechterdings drey Rechtsgelehrte ſeyn muͤſſen, erforderlich. 
§. 21. 


Nur der tenor sententiae wird unter dem Siegel des Collegit aus 
gefertigt und cum actis an das judicium primae instantiae remittirt, 
Die Gründe der Entſcheidung werden in der Regel den Partheyen ni 5 
communicirt. Verlangt indeſſen in Fällen, wo das Reviſions⸗Erkenn 
niß reformatoriam der Erkenntniße beyder Inſtanzen enthält, die Par- 
they die Mittheilung der Entſcheidungs⸗Gruͤnde für das Reviſions⸗ Er⸗ 
kenntniß, ſo muͤſſen dieſe Gründe den Partheyen auf ihr Verlangen ME 
getheilt werden. 

$. 22. 
m 


Die Einwendung des Rechtsmittels der Reviſton iſt kein Beneßcin 6 
commune und darf weder ultra petitum erkannt, noch das Erkennt 
zum Nachtheil des Revidenten abgeaͤndert werden, wenn nicht auch ae 


andern Theile die Reviſion interponiret worden, doch kann der R 
5 


s 
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kunerhalb zehn Tagen, nachdem ihn die erfolgte Einwendung dieſes 
echtsmittels von Seiten des Revidenten bekannt gemacht worden, noch 
Kkklaͤren, daß er der Reviſton adhaeriren wolle, in welchem Falle in den 
unkten, worauf ſich die Adhaesion allein beziehen kann, dieſelben Vor⸗ 
chriften Anwendung finden, die in Anſehung des Revidenten Hinſichts 
es Verfahrens feſtgeſetzt find. 


} 


g. 23. 


Die Einwendung des Rechtsmittels der Reviſion hat einen effectum 
dexolutivum, auch in der Regel einen suspensivum, es ſei denn, daß ſchon 
in der zweiten Inſtanz auf proviſoriſche Vollſtreckung des Erkenntnißes 
weiter Inſtanz erkannt iſt, oder die Geſetze nach der Natur des Pros 
geßes dem Rechtsmittel ſelbſt nur einen effectum devolutivum beylegen. 
Indeſſen ſteht dem Reviſen frei, auch in dieſer Inſtanz den Antrag auf 
proviforiſche Vollſtreckung des Urtheils zweiter Inſtanz zu machen, jedoch 
unter folgenden Einſchraͤnkungen: ; 

1) muß der Gegenftand des Prozeſſes einer Schaͤtzung nach Gelde füs 


hig ſeyn; 

2) muß derjenige, welcher auf dieſe proviſoriſche Vollſtreckung anträgt, 
die ihm aus der Nichtvollſtreckung entſtehende Gefahr und den zu 
fuͤrchtenden unerſetzlichen Schaden beſtimmt angeben und beſcheinigen. 

3) muß eine angemeſſene Caution offeriret werden. 


9. 24. ö a 


Sind dieſe Erforderniße vorhanden, fo wird das diesfaͤllige Geſuch 
dem Gegentheil zur ſchriftlichen Erklaͤrung daruͤber binnen drey Tagen 
präcluſiviſcher Friſt communicirt, und wenn dieſe eingeht, oder die Friſt 
abgelaufen iſt, vom Collegio ſowohl uͤber die Zulaͤßigkeit der nachgefuch⸗ 
ten Execution als die Hinlaͤnglichkeit der offerirten Caution entſchieden, 
und wenn dem Executions⸗Geſuch deferiret wird, die Vollſtreckung der 
Execution der erſten Inſtanz uͤberlaſſen. g a 


§. 25. 


Sind zwey conforme fruͤhere Erkenntniße vorhanden, und das Ge⸗ 
ſuch hat die ad 1 — 8. g. 28. beſtimmten Erforderniße, fo muß dem 
i Antrage immer deferiret werden. 


$. 26. 


Wenn zwey conforme frühere Erkenntniße vorhanden find, dieſe in 
der Reviſions⸗Inſtanz beſtaͤtiget werden, und ſich ex Actis ergiebt, daß 
ner von beyden Theilen ohne Grund aus Chikane und Prozeßſucht 
echtsmittel eingewendet, ſo kann zugleich auf eine Strafe deshalb er⸗ 
kannt, und ſoll dieſe mit Ruͤckſicht auf die Beſchaffenheit der Sache und 
e nachdem die Parthey mehr oder weniger Ehikane und Prozeßſucht ſich 
zu Schulden kommen laſſen, auf eine Geldbuße von 50 bis 200 fl. oder 
im Unvermögensfall auf verhältnifmäßigen Arreſt oder Strafarbeit be⸗ 

mt werden. 

9. 27. 


Bey den vor dies Collegium etwa gehörenden Nullitäͤts⸗Klagen ſoll 
‚ 34 * 


l N N 
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das bisher in Revisorio beſtimmte Verfahren mit den aus der Natur 
dieſer Klage entſpringenden Modalitäten ſtatt finden. 
: 9. 28. 

Die Koſten werden nach folgenden Beſtimmungen entrichtet: 


fuͤr jede ſchriftliche Verfuͤgun 
an a ff 1 


pro Sigillo „ a, 
an Copialien für jede Seite 24 gr. 


an Boten und Inſinuations⸗Gebuͤhren = 24 = ik 
für jedes Erkenntniß nach Verhältniß der Wichtigkeit, Wei 
laͤuftigkeit und Schwierigkeit der Sache 85 ) 
von 1,500 — 3000 fl. — 20 — 30 fl. 
„3000 — 10,00 — 30 — 50 
s 10,000 = 20,000 — 50 — 80. 
- » 20,000 — 30,000 — 80 — 120 s 
30,000 — 40,000 — 120 — .180 =. 
„ 40,000 — 50,000 — 180 — 250 , 
und von jedem Erkenntniß, das die 8 
reviſible Summe von fl. 50,000 
uͤberſchreitet voeͤn 230 bis auf 500 fl. 
für die Ausfertigung eines Erkennt⸗ 
nißes pro Secretario fl. 2. 
? 2 g. 29. 

Die Gebühren der Prokuraten und Advokaten werden nach Verſchie⸗ 
denheit des Gegenſtandes der Sache und Maaßgabe der % 7. Hinſi ts 
der Höhe des Objecti litis angenommenen Säge dahin beſtimmt; 

fuͤr die Anmeldung der Reviſion .., fl. 8 — 16 fl. 

fuͤr die Einziehung der Information 12 — 20 : 


für den Reviſions⸗ Bericht. 20 — 60 >» 
für den Gegen bericht 20 — 60 = 
s 12 — 20:3 


pro cura instantiae ı a 2 aa 
g. 30. 


Dem Seeretaire des Collegii liegt insbeſondere ob, die Ausfertigung 
des Erkenntnißes vor ihrer Abſendung mit dem Original zu collationiren 
und zur Beſcheinigung ihrer Richtigkeit zu contraſigniren, die Koſten⸗ 
Vorſchuͤße und Strafgelder in Empfang zu nehmen, nach beendigter Sache 
die im Erkenntniße feſtgeſetzten Koſten aus dem vorhandenen Koſten⸗Vor⸗ 
ſchuß unter die Participienten zu diſtribuiren, die Einziehung des etwa⸗ 
nigen Reſtes zu veranlaſſen und hieruͤber eine genaue Controlle zu fuͤh⸗ 
ren und werden dem Sekretaire und Canzelliſten dieſes Collegii dieſelben 
Emolumente und Copialien bewilliget, welche den beyden Sekretarien 
ben der Raths s Unterkanzley in Prozeß» Sachen gemeinſchaftlich zu⸗ 

ommen. f ; 


5 


Den 6. Dernier 1809. 583 


Nr. 49. 
Nachtrag { Ä 
zu der Inſtruktion für die Beamten des Civil⸗Standes. ) 


Nice, jetzt eine längere Erfahrung gezeigt hat, welche Vorſchriften 
es Code Napoleon wegen der Eivil⸗Stands⸗Acten für den hieſigen 
taat, bey feiner geringern Ausdehnung und bey dem groͤßern Zuſam⸗ 

menftuß ſich anfiedelnder Fremden, oder blos durchziehender und nur eis 

Ne Zeitlang verweilender Ausländer, weniger paßend und ausführbar find; 

10 hat die Regierung zur Erleichterung des Publikums ſowohl als der 
erren Eivilſtandsbeamten ſelbſt, folgende Modificationen der darüber 

unterm 16. Dez. 1808 allhier ergangenen fruͤhern Verordnung beſchloßen, 

und theilt ſie hiedurch den Herren Beamten zur Norm ihres fernern 
erhaltens in allen neu vorkommenden, ſo wie auch in den noch ſchwe⸗ 

enden unbeendigten Faͤllen mit. 5 


1 i 
Vom kuͤnftigen Jahre ab duͤrfen die Protokolle nur einfach auf⸗ 


genommen und als Originale Verhandlungen den Declaranten und Zeu⸗ 


gen zur Uüterſchrift vorgelegt werden; ſtatt des bisherigen zweiten Exem⸗ 
plars aber iſt eine beglaubte Abſchrift oder Duplikat davon anzufertigen, 
welches die Civilſtands⸗Beamten zurück behalten, dahingegen ſie die Ori⸗ 
dinal⸗ Verhandlungen zuſammt den Original⸗Belägen abzuliefern ver⸗ 
bunden find. (coul. 5740, des Code Napol. und F. 2. der fruͤhern Ins 
ruktion für die Beamten.) 1 . 


Als Zeugen koͤnnen auch Perſonen weiblichen Geſchlechts zu⸗ 5 
gelaſſen werden, wenn fie nur volljährig und ſonſt ihrem Ruf und Les 
benswandel nach glaubwürdig find. (ek. F. 37. Code und $. 18. der In⸗ 

ruktion.) 5 ‚ 


Von den frühern Akten und kirchlichen Regiſtraturen, auf die 
ſich als Beweisſtuͤcke berufen wird, duͤrfen nicht weiter Extracte beige⸗ 
gt werden, wenn ſie in den Buͤchern der naͤmlichen Parochie enthalten 
ſind, doch muß der Beamte ausdruͤcklich im Protokoll bemerken und ein⸗ 
zeugen, daß er auch von der Richtigkeit der Bezugnahme überzeugt ſey. 
G. 11. d. Inſtr.) : 35 
„Bey den Geburts⸗Akten iſt es hinreichend, wenn auch nur Ein 
Zeuge zur Beglaubigung des Protokolls außer dem Declaranten zuge⸗ 
zogen wird. ($. 56. Code und 18. d. Inſtr.) 5 


I “ 
) Amtlicher Abdruck. 
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5. 


Ueber die Aufgebote dürfen gar keine beſondere Protokolle aufs 
genommen werden, ſondern es iſt zureichend, wenn darüber nur ei 
fortlaufende tabellariſche Liſte gehalten wird. (J. 68. E.) 8 
ö 6. N 

Iſt das Aufgebot in mehreren Sprengeln geſchehen; fo bedarf; es 
über die Negative, daß uberall kein Einſpruch angemeldet worden, 
keines beſondern Atteſtes; dagegen muß jeder Beamte, ſobald ein Ein 
ſpruch bei ihm geltend gemacht wird, ſogleich den andern Beamten / 
dieſelbe Proklamation zu verrichten gehabt, davon Nachricht geben. 


7. a 


Zur Copulation ſelbſt ſind die Taufſcheine der Brautleutz 
nicht erforderlich, wenn das heirathsfaͤhige Alter von reſp. 18 und 1 a 
Jahren ganz unzweifelhaft ift, und auch fonſt in Ruͤckſicht der Volljährig 
keit (von 21 Jahren) wegen der dieſerhalb etwa noch noͤthigen Conſeuſe 
keine Bedenklichkeiten vorwalten. ok. F. 70 und 144. C. En a. 

8. 1 


Von Beibringung der Conſenſe von Seiten der Eltern und 
Großeltern, als auch Beſcheinigung der an ſie zu erlaſſenden ehrer, 
bietigen Anfragen, werden ſolche Perſonen, die ihre Kührjahre errel 
haben, und übrigens in ihrer Dispoſitionsfähigkeit völlig unbeſchränkt, 
auch ſchon einmal verehlicht geweſen ſind, gaͤnzlich und in jedem Fa 2 
befreyet. 5 8 


* 


Auch im Fall der erſten Verehelichung Tonnen großjährige und 
ſchon laͤngere Zeit — wenigſtens 2 Jahr — ſich hier aufhaltende Braut“ 


leute damit überfehen werden, wenn die genannten Aſcendenten nicht ! 
hieſigen Staate leben, und noch weniger bedarf es in dem vorausgeſet⸗ 
ten Fall alſo der Beſcheinigung von dem Ableben dieſer auswaͤrtigen 
Verwandten. ö 

10. f 


Doch konnen auch wohl bey den im hiefigen Gebiete verſtorbenen 
Perſonen Umſtaͤnde eintreten, welche die Herbeiſchaffung der Todtenſcheine 
unmoglich machen, und ſind alsdann ſolche von Seiten der Civil⸗Stand 
Beamten durch Abhoͤrung von Zeugen oder ſchlimmſten Falls durch Selbſt⸗ 
0 * Angabe von Seiten der Deklaranten zu ergaͤnzen. (ch 1 
— 160. C. 

5 11. 3 
Unmündige elternlofe Perſonen ſind wegen des erforderlichen ober“ 
vormundſchaftlichen Conſenſes zur gemeinſchaftlichen Meldung mit ihr 
Vormündern an E. Hochweiſen Senat oder in Betrefß des Territorii an 
die competenten Adminiſtrationen zu verweiſen. ($. 82. Inſtr.) 


12. 


Von dem zur Vollziehung der Ehe und Berichtigung der vorher # 


/ 
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erlaſſenden Aufgebote nach $. 74 und 165 des Code erforderlichen ſechs⸗ 
deiſenat lichen Aufenthalt, kann in Kr Selen, bey Durch⸗ 
genden und bey wandernden Handwerksgeſellen, fo wie bey fremden 
eeleuten, Stromſchiffern und Fuhrleuten, in fo ferne eine Ausnahme 
nacht werden, als fie durch obrigkeitliche Atteſte aus ihrem letzten 
ufenthalts⸗ oder aus ihrem Geburts⸗Orte, oder durch das Zeugniß 
rer unmittelbaren Vorgeſetzten oder Correspondenten, wenigſtens einige 


Lergewiſſerung über ihren annoch ledigen Stand zu ſchaffen vermögen. 
13. 


5 Die Copulationen ſelbſt koͤnnen auf Verkangen der Intereſſenten, 
und oh ne beſondere Dispenſation, auch im Privat⸗Gelaße, ſo wie an 
ledem beliebigen Tage, gleich nach gehoͤrig bewirkter Proklamation, voll⸗ 
„gen werden; auch find zwey Zeugen außer den Deklaranten und 
onſentirenden Perſonen hinreichend. ($. 75 und 160 G.) 


14. - 


6 Bey der im F. 76. des Code verordneten Vorleſung des ſechsten 
zapitels aus dieſem Geſetzbuche iſt mit Ruͤckſicht auf den Stand und 
ie Verhaͤltniße der Brautleute zu verfahren und nach der jedesmaligen 
Feffungetraft die Geſetzesſprache durch Umſchreibung zu verdeutlichen; 
och muͤſſen überall wenigſtens die 9. 212 bis 218 und der g. 226. vor⸗ 


gehalten werden. 
15. P 


Wenn dem Civilſtands⸗Beamten ein Scheidungsurtheil, welches aus 
andern Gründen als blos auf wechſelſeitige Einwilligung erlaſſen ift, zur 
deollziehung und Eintragung praͤſentirt wird, fo muß derſelbe zuvoͤrderſt 
en dazu nöthigen Termin etwas geräumig beſtimmen und unter Mit: 
cheilung eines ſchriftlichen Zettels daruͤber, etwa mit folgenden Worten: 

N. N. will den... d. M. das ergangene Scheidungs⸗Ur⸗ 
theil vor mir zur Vollziehung bringen und wird daher erge- 
benſt gebeten, den Gegentheil dazu vorladen zu laſſen und dar⸗ 
über, wie ſolches geſchehen, dem Extrahenten eine Beſcheini⸗ 

gung zu ertheilen. f f 


N. N. e 
Eivilſtands⸗ Beamter. 


den Deklaranten anweifen, daß er bey dem Gericht, welches die Schei⸗ 
ung ausgeſprochen hat, die Vorladung des Gegentheils zu dieſem Wer 
min nach ſuche und ſich daruͤber, daß dieſe Vorladung wirklich bewirkt wor⸗ 
en, eine Beſcheinigung ertheilen laſſe. Dieſe Beſcheinigung muß der 
Ertrahent in dem angeſetzten Termin beibringen und zu den Givilftands- 
Akten uͤbergeben, worauf denn mit Protokollirung des Scheidungsurtheils 
erfahren werden kann, der Gegentheil mag erſcheinen oder nicht. ok. g. 
64. d. Code. 5 
Danzig, den 6. Dezember 1809. a 7 E 


Buͤrgermeiſtere und Rath. 
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Nr. 50. 
Nachtrag 


zu der hieſtgen neu revidirten Banquerouter⸗Ordnung vom 
i 23ſten July 1777.) 


l 


Ka laut Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen vom 15ten December 
1809 für nöthig erachtet worden, zu der hiefigen neu revidirten Ban⸗ 
querouter⸗Ordnung vom 28ſten July 1777 nachſtehende Ergänzungen 30 
machen, ſo werden ſelbige hiemit zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Ach⸗ 
tung gebracht. 8 

8. J. 


Der Anfang des Coneurs⸗Jahres wird von dem Tage der per de 
cretum erfolgten Concurs⸗Eroͤffnung feſtgeſetzt, und dieſe zur Liquidation 
der Forderungen der Glaͤubiger binnen Jahr und Tag zu dreyenmalen 
von 3 zu 3 Monaten ohne daß jedoch die ſtrikte Nichtbeotzachtung dieſer 
Formalien auf Tage in den Zwiſchenraͤumen Nullitaten im Verfahren na 
ſich ziehen und zu Controverſen Grund geben kann, durch die hieſigen 
Anzeigen bekannt gemacht. 5 ) 

N 52. 


Die Ausfälle der während der Königl. Preuß, Regierung eingetra⸗ 

genen Hypotheken⸗Capitalien, wenn die Kaufgelder zur Befriedigung 

er Inhaber nicht hinreichen, werden, ſo wie die Ausfälle bey den unte 
Mithaftung des übrigen Vermoͤgens zu Pfennigzins oder zur Verbeſſe⸗ 
rung verſchriebenen Erbbuchs⸗Capitalien in die Ste Claſſe mit doppelter 
Dividende locirt. 5 
f 1 % 8. 

Die Ausfälle ſolcher Forderungen, derentwegen Execution demandirt 
worden, behalten die Rechte der Forderung ſelbſt, mithin, wenn ein Wechſel 
ihr zum Grunde liegt, die Berechtigung zur doppelten Dividende, im 
Fall einer Buchſchuld aber die Berechtigung der Buchſchuld. 

f §. 4. 

Alle Sportuln und Gebuͤhren vormaliger hieſigen und auswärtigen 
Königl. Preuß. Sportul⸗Caſſen, ſo wie die Gebühren der ehemaligen 
hieſigen Juſtiz⸗Commiſſarien, welche die Maſſe qu. betreffen, werden 
vorweg abgezogen, diejenigen aber, welche aus andern Prozeſſen herrud? 
ren, werden als ordinaire Buchſchulden locirt. f 


| 9 5. 1 © 

‚Die Glaffe der Zinfen von Häufern, Wohnungen, Speichern 24 in 
fo ferne fie im letzten Jahre vor dem Falliſſement entſtanden, wird un⸗ 
bedingt nach der Banquerouter⸗Ordnung beſtimmt, ohne auf vorhandene 


) Amtlicher Abdruck. 


Rech 


4 
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Slate zu ſehen. Der einjährige Zins in Anſehung der unter Königl. 
reuß. Regierung eingeleiteten Concurſen wird nach Königl. Preuß. Ge⸗ 

Kin locirt, die Altern Zinſenruͤckſtaͤnde kommen in die 2te Claſſe zu 
en. 5 


Gegeben auf Unſerm Rathhauſe, Danzig den Sten Januar 1810. 
Buͤrgermeiſtere und Rath. 


5 Nr. 51. 
REGLEMENT 
für das Reviſions⸗Collegium als 2te Inſtanz in Criminal⸗ 


Sachen. Aus Schluß ſaͤmmtlicher Ordnungen der freyen 
Stadt Danzig publicirt den 2. Februar 1810.) 


9. 1. “ . 
D Rechtsmittel der weitern Vertheidigung findet in allen Fallen 
wo 8 

in einer bey dem Schöppen= Gericht verhandelten Unterſuchungs⸗ 

Sache auf eine härtere Strafe als körperliche Zuͤchtigung, fuͤnf⸗ 

jaͤhriges Gefaͤngniß oder fünfjährige Zuchthaus⸗Arbeit, imgleichen 

wo auf eine infamirende oder eine die Summe von 3000 fl. uͤber⸗ 
ſteigende Geldſtrafe erkannt worden. 

Die Temter dagegen koͤnnen nur auf 2 Jahr Zuchthaus⸗Arbeit, auf 1 
ahr Gefaͤngniß⸗Strafe, auf 500 fl. Geldſtrafe, auf Zuͤchtigung von 
0 Hieben und Ausſtellung im Halseiſen ohne Appellation erkennen; Ver⸗ 
rechen, die eine höhere Beſtrafung erfordern, werden an das Schöppens 
ericht uͤbergeben. 5 

N §. 2. 


„Zur Einwendung dieſes Rechtsmittels hat der Angeſchuldigte eine 
lotägige Friſt vom Tage der Publikation des erſten Erkenntnißes ab 
gerechnet und muß ihm ſolches bey deſſen Publikation ausdruͤcklich be⸗ 
anne gemacht werden, folches auch in dem Publikations⸗Protokoll aus: 
kücklich vermerkt werden. 5 5 


Wenn in den nach 9. 1. zuläßigen Fällen der Angeſchuldigte dieſes 

tsmittel einwendet, fo muß er zugleich daruͤber vernommen werden: 

a, wen er ſich zum Vertheidiger erbitte, und 

b. ob und welche neue That⸗Umſtände oder Beweismittel er zur 
Darlegung ſeiner Unſchuld oder ſeiner geringern Strafbarkeit an⸗ 
zubringen habe. 85 1 

) Danzig, gedruckt bey Daniel Ludwig Wedel, Es Hochedl. Hochw. 

Raths und des academiſchen Gymnaſit Buchdrucker. 0 0 


1 
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F. 4. 


Die über dieſe Erklarung des Angefchuldigten aufgenommene 1 15 
handlung wird hierauf mit den Akten, deren Vollſtaͤndigkeit are 
werden muß, wenn ſich nicht bereits ein vollſtaͤndig atteſtirter ide 
dabey befindet, an das Reviſtons⸗Collegium eingefendet und vom Pra lie 2 
des letztern oder einem von dieſem dazu ernannten Mitgliede des Co 
gii vorgetragen. . i 

vo 6.5. / r 

Findet das Collegium die Inſtruktion und Aufnahme der angeführ⸗ 
ten neuen Thatſachen oder Beweismittel oder die eines ſchon in er 5 
Inſtanz vorgekommenen aber uneroͤrtert gebliebenen Umſtandes nothwen. 
dig, fo wird dieſelbe veranlaßt und nach Ernennung eines Defenſort il 
werden die Akten mit der diesfaͤlligen Be an die Behörde wei 
tirt, welche die Unterſuchung in erſter Inſtanz geführt hat, doch blei 4 
es dem Collegio uͤberlaſſen, dieſe Inſtruktion in zweiter Inſtanz in ii 
fondern dazu geeigneten Fällen, auch einem andern Juquirenten 5 
übertragen. 


6. 


Wenn die verfügte neue Inſtruktion erfolgt ift, wobey immer der 
ernannte Defenſor zugezogen werden muß und die Akten gehörig inrotu⸗ 
lirt wieder eingereicht worden, wird die Sache vom Präfide Collegii oder 
einem von dieſem dazu ernannten Mitgliede des Collegii vorgetragen un 
wenn ſich nichts zu erinnern findet, dem Defenſor unter Zufertigung der 
Akten aufgegeben, die Defenſion innerhalb einer verhaͤltnißmaͤßigen Fri 

von 14 Tagen bis 4 Wochen einzureichen, nach deren Eingang aber die 
Vorlegung der Akten zum Spruch verfuͤgt. 
1 $%. 7. * 

Findet das Collegium keine Nach⸗Inſtruktion nöthig, ſo wird nur 
der Defenſor ernannt und Terminus colloquii zwiſchen dem Defenſor und 
dem Angeſchuldigten vor einem ad hun Actum ernannten Mitgliede des 
Collegii und dem Sekretair angeſetzt, wornächft dieſe die darüber aufge⸗ 
nommene Verhandlung einreichen und wie $. 6. bemerkt worden, mit Er⸗ 
forderung der Defenſton und Vorlegung der Akten zum Spruch verfah⸗ 
ren wird. 5 


F. 8. 


Dem Defenfor müffen die Akten wenigſtens 3 Tage vor dem Ter- 
mino colloquii zu ſeiner Information zugefertigt werden. ; 


H. 9. a. 


Jeder der Prokuratoren und Advokaten, der von einem Angeſchul⸗ 
digten zum Defenſor erbeten, oder vom Collegio dazu ernannt wird, 
verpflichtet, ſich dieſem Geſchaͤfte zu unterziehen und kann durch Straf⸗ 
Mandate dazu angehalten werden, wenn er uͤberhaupt die Uebernahme 
der Defenſion ohne rechtliche Gründe verweigert oder die Einreichun 
derſelben ungebuͤhrlich verzoͤgert. 5 
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z H. 9. b. 
8 Bey Todes⸗Urtheilen muß, auch wenn der Verurtheilte auf Weitere 
ertheidigung Verzicht Leiftet, dennoch die Einſendung der Akten an dieſe 
zuſtanz erfolgen und von dieſer ex ollieio das Defenſions⸗ Verfahren 


2 


angeleitet werden. Bey Urteilen, worin auf infamirende oder 10jaͤh⸗ 


dies Gefaͤngniß üherfteigende Strafen erkannt worden, kann zwar auf 
eſes Rechtsmittel Verzicht geleiftet werden, jedoch muß dem Inquiſiten, 
enn er ſich dabei beruhigen zu wollen erklärt, dennoch ex ollicio ein 

wochtoverſtändiger Beyſtand zugeordnet werden und er in deſſen Gegen⸗ 

er feine Erklärung von dem Rechtsmittel keinen Gebrauch machen zu 
ollen, wiederholen. N 

$. 10. 


the; Eltern, Kinder, Ehegatten und Geſchwiſter koͤnnen auf dieſe Vers 

heidigung antragen, wenn der Angeſchuldigte ſelbſt auch darauf Ver⸗ 

zicht leiſtet. i 8 N 
„ * 


In jeder Sache werden von dem Praͤſide Collegii ein Referent und 
ein Correferent ernannt, erſterer communicirt dem letztern ſeine Relation 
und dieſer giebt nach Prüfung der Richtigkeit und Vollſtaͤndigkeit des in 

er Relation vorgetragenen Facti, die er jedesmal mit atteſtiren muß, 

ſein Votum über die in Antrag gebrachte Entſcheidung mit Anführung 

er Gruͤnde. 1 
$. 12. 


Bey Todesurtheilen oder in Sachen, wo auf infamirende Strafen 

oder 10jähriges Gefängnig und daruͤber erkannt worden, ſoll außer dem 
ke⸗ und Correferenten noch ein drittes Mitglied des Collegii ernannt und 
ieſem die Re⸗ und Correlation vor deren Vortrag im Collegio cum Actis 

zugeſtellt werden, um ebenfalls ſein Gutachten darüber abzugeben. Um 

einen Beſchluß faſſen zu koͤnnen, iſt die Gegenwart von wenigſtens 5 
itgliedern des Collegii nothwendig. 


9. 13. 


Nach dem Vortrage der Relation wird durch Stimmen: Mehrheit 
entſchieden. Sind zwey Hauptmeinungen im Collegio, fo muͤſſen diejeni⸗ 
gen, deren Stimmen von dieſen verſchieden find, ſich zu einer der Haupt⸗ 
Stimmen ſelbſt determiniren und einer von dieſen beytreten. Sind die 
Stimmen mit Inbegriff der des Praͤſidis gleich getheilt, ſo ſoll die ge⸗ 

dere Meinung jedesmal den Ausſchlag geben. N 


$. 14. 


Nur der tenor Sententiae wird ausgefertigt und an das Judicium 
Primae Instantiae remittirt. Verlangt der Augeſchuldigte indeſſen die Er⸗ 
2 ſo muͤſſen ihm dieſelben in allen Fallen mitgetheilt 
erden. N ; 
9. 15. 


Die Ausfertigung des Erkenntnißes wird von dem Sekretario nach 
vorgaͤngiger Collationirung mit dem Original contraſignirt und in ſolchen 


540 a Den 9. May 1810. 
und 


Fallen, wo der Beſchluß des Collegii gegen das Votum des Re⸗ 5 
Correferenten ausfaͤllt, wird der tenor sententige von demjenigen BR: 
gliede des Collegii abgefaßt, nach deſſen Antrag das Conclulum Colles 
ausgefallen iſt. an 

. 16, 


Die Koften der Unterſuchung werden nach den in der Preuß. Erimi⸗ 
nal⸗ Ordnung vorgeſchriebenen Sätzen liguidirt, bey unvermögenden 15 
quiſiten aber durch Erkenntniß niedergeſchlagen. 


Nr. 52. 


Ex Recessu Ordinum anni 1810, 
die Scheidemuͤnze betreffend.“) 


Nachdem ein Schluß der en e beſtanden, daß die im Publicando 
vom 20. April 1808 enthaltene Gleichſtellung der Danziger Sechs⸗Gro⸗ 
ſchenſtuͤcke mit dem grob Preuß. Courant aufgehoben, vielmehr die Be⸗ 
Sep bei allen Verabredungen, ſie moͤgen nun durch Privat⸗ oder 
ffentliche Contracte, Wechſel oder gerichtliche Schuld⸗Verſchreibungen 2c. 
entftanden fein, ſobald fie auf grob Preuß. Courant feſtgeſetzt worden, 
auch in dieſen nemlichen Muͤnzſorten erfolgen ſoll; Als committiret E. Ra 
dem Herrn Praͤſidenten, als Administratori von Hela und dem 
neuen Gehiete, 
dem Herrn Vice⸗Praͤſidenten, als Administratori des Werders, 
dem Herrn Kriegs⸗Präſidenten, als Administratori der Nehrung, 
dem Herrn Buͤrgermeiſter Remer, als Administratori der Hoͤhe / 
dem Herrn Kaͤmmerer, a 
dem Herrn Johann Ephraim Schmidt, als Präfidi des Bau⸗Amtz 
und der Huͤlfgelder⸗ Function, 
4 dem Herrn Richter, 
hiernach in vorkommenden Faͤllen zu verfahren. 
Aͤct. in Senat. den 9. May 1810. 
Ex 


Archivo Civit. Gedan. 
. extradit. d. 17. May 1815. 
B. E. Schmidt, 
Senior et Archivar. 


) Amtlicher Abdruck. 
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8 Nr. 53. i 
Ordnungsſchluß, den Kaufſchoß betreffend.“) 


8 achdem ein Schluß der Ordnungen beſtanden, daß bei nothwendigen 
f ubhaſtationen, wenn der Real⸗Glaͤubiger das ihm verpfändete Grundſtück 
dag unter dem Werthe ſeiner Forderungen an ſich kauft, das bei Er⸗ 
beskaͤufen an die Huͤlfgelder⸗Caſſe ſonſt zu entrichtende 1 pro Cent auch 
in dieſen Fallen vor der Verſchreibung ins Erbbuch gezahlet werden foll; 

committiret E. Rath dem Herrn Praͤſidenten, dem Herrn Vice⸗ 


als 
i Peäfidenten, als Adminiſtratori des Werders, 


em Herrn Kriegs⸗Praͤſidenten als Adminiſtratori der Nehrung und des 


„Muͤndiſchen Landes 


den Herrn Buͤrgermeiſter Remer als Adminiftratori der Höhe, 5 

3 Herrn Johann Ephraim Schmidt als Praelidi des Baus Amts, 

ſhehe zu ſehen, daß dieſem Befinden der Ordnungen ein Genuͤge ge⸗ 
ehe. 


Act. in Senatu den 4. July 1810. BER 
J. C. Schmidt, 


: Secretarius, a 
u ; Nr. 54. ! 
Ordnungsſchlüſſe, die Verrechnung auf Abgaben » Rücftände 
betreffend, **) 


3 ein Schluß der Ordnungen beſtanden, daß denen Landleuten 

ihre Forderungen, welche aus Ordonnanz Fuhren und aus der gegen⸗ 

wärtigen Lieferung herruͤhren, gegen die Ruͤckſtaͤnde zur gezwungenen 

Anleihe, bei der Einkommenſteuer, beim Kopf⸗ und Garniſons⸗Gelde, 

und bei denen Kaͤmmerei⸗Abgaben an Zinſen, Hufen- Contribution und 
achtgefaͤlle, die Ruͤckſtaͤnde ans Bau⸗Amt und an die Kaͤmmerei, je⸗ 
och nur bis Martii a. c. verrechnet werden ſollen; als committirt E. 
ath dem Hrn. Carl Gottl. Döring, als Praefidi der Commiſſion zur 

Erhebung der Lieferungen. 

dem Hrn. Daniel Jac. Scheffler als Vorſpannsdirectori, 

zu dieſem Behufe denen Landleuten Scheine zu ertheilen, auf wie viel 


an Verguͤtung dieſelbe 


wegen dieſer Lieferungen, 
wegen geſtellter Ordonnanzfuhren 
u — 


) ungedruckt. 
) Ungedruckt. 
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Anſpruͤche zu machen haben, um hierauf bei denen resp. Kaſſen ver 


rechnen zu koͤnnen. 5 
Act. in sen: d. 2. Octbr. 1811. 2 e 
Nachdem ein Schluß der Ordnungen beſtanden, daß die Eandler 
ihre Forderungen, welche aus Ordonnanzfuhren und aus den gegenw re 
tigen Lieferungen herruͤhren, 

1) gegen die Ruͤckſtaͤnde zur gezwungenen Anleihe, x N) 
2) gegen die Ruͤckſtaͤnde bei der Einkommenſteuer, beim Kopf⸗ un 
Garniſons⸗Gelde, } \ i 2 
8) gegen ihre Ruͤckſtaͤnde bei denen Kaͤmmerei⸗ Abgaben an Zinſen, 
HBoußfen⸗Contribution und Pachtgefaͤllen, - N 
die Ruͤckſtaͤnde ans Bau⸗Amt und an die Kämmerei jedoch nur bis Mat” 
ti a. e., und zwar in der genannten Reihefolge verrechnen ſollen, au 
Tre zu dieſem Behufe mit Beſcheinigungen, wieviel fie abzurechnen haben, 

werden verſehen werden: Als committirt E. Rath 5 

a) dem ben. Dan. Jac. Scheffler, als Praesidi der Contrihu, 
tions⸗Commiſſion, wenn ihm dieſe Scheine praͤſentirt werden, 
Ruͤckſtaͤnde zur gezwungenen Anleihe hierauf abzuſchreiben. 

Act. in Senat. d. 2. Octbr. 1811. 

b) dem Hrn. Jac. Dan. Mich. Schmidt als Praesidi der Deputa⸗ 
tion zur Einkommenſteuer, wenn ihm dieſe Scheine, worauf ie 
Ruͤckſtaͤnde zur gezwungenen Anleihe bereits abgeſchrieben worden 
praſentirt werden, ſodann die⸗Ruͤckſtaͤnde bei der Einkommen! 
ſteuer hierauf abzuſchreiben. g > 

: Act, in Senat, d. 2. Octbr, 1811. 

a) dem Hrn. Kämmerer, 

wenn ihm dieſe Scheine, worauf die Ruͤckſtaͤnde zur gezwungenen 
Anleihe, und bei der Einkommenſteuer abgeſchrieben worden, prä⸗ 
ſentirt werden, ſodann die Ruͤckſtaͤnde bei dem Kopf⸗ und Gar? 
niſons⸗Gelde bei denen Kaͤmmerei⸗Abgaben an Zinſen, Hufen; 
Contributionen und Pachtgefaͤllen aber nur die Rüͤckſtaͤnde bi 
Martii a. c. abſchreiben zu laſſen. EZ 

Act. in Senat. d. 2. Octbr. 1811. 

d) dem Hrn. Joh. Ephr. Schmidt als Praesidi der Function zum 
Bau⸗ Amte, wenn ihm dieſe Scheine, worauf die Ruͤckſtaͤnde zun 
gezwungenen Anleihe, bei der Einkommenſteuer und beim Kopfe 
und Garniſon⸗ Geld abgeſchrieben worden, praͤſentiret werden 
ſodann die Ruͤckſtaͤnde der Bau⸗Amtſchen Einſaaßen an Zinſen, 


Hufen, Contribution und Pacht⸗Gefaͤlle bis Martii a. c. abzu⸗ 


ſchreiben. 
Act. in Sen. d. 2. Oetbr. 1811. a 
5 Nachdem die Ordnungen den Schluß des 2. Oetbr. a. p. dahin leu⸗ 
terirt haben, daß die Landleute, welche gar keine Ruͤckſtaͤnde oder wem 


ger Reſte, wie der Beitrag zu denen 380000 Francs und die fuͤr Vor? 


ſpann zu habende Vergütung beträgt, zu verrechnen haben, die Ver⸗ 
rechnung auch auf die Grundzins⸗Pacht⸗ und Hufen⸗Contributions⸗ Gefͤlle 
ö aus dehnen koͤnnen, welche p. 1843 und die folgenden Jahre zu bezahlen 

find, obei jedoch zugleich feſtgeſetzt iſt, daß dieſe Verrechnung in der Reihe⸗ 
ö folge, wie es der Schluß d. d. 2. Octbr. a. pr. beſtimmt, vorzunehmen ſeyn 


f ‘ x 
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wird, und daß diejenigen Landleute, welche ſchuldenfreie Höfe beſitzen, oder 
außer dem Beſitz ihrer Höfe noch beſtätigte Copitalien haben, und zu 
den 380000 Francs weniger beigetragen haben als ihre Nückftände bei 
pen. übrigen Kaſſen ausmachen, ihre Ruͤckſtande zur gezwungenen An⸗ 
eihe und zu denen übrigen Kaſſen, fo wie alle Ruͤckſtaͤnde von denen 
. gen Jahren zur Caͤmmerei⸗Kaſſe nachzahlen muͤſſen: Als committirt 
„Rat i i j 
1) dem Hrn. Dan. Jac. Scheffler, als Praesidi der Contributions⸗ 
Commiſſion. 8 - 
2) dem Hrn. Jac. Mich. Schmidt, als Borfpanns= Directorl. f 
3) Hrn. Zac. Mich. Schmidt, als Praesidi der Deputation zur Eine 
kommenſteuer, 
4) dem Hrn. Caͤmmerer, N 
5) dem Hrn. Joh. Ephr. Schmidt, als Praesidi der Function zum 
di Bau⸗ Amte, b 
ieſe Verrechnung nach dem Schluß d. d. 2 Octbr. a. pr. und dieſer 
euteration bewirken zu laſſen. 
3 Act. in Senat, d. 5. Octbr. 1812. 


Nr. 55. 
Publicandum, die Abgaben betreffend, *) 


E; haben ſaͤmmtliche Ordnungen laut Schluß vom heutigen Dato für 
noͤthig erachtet, zur ſchleunigen Unterſtüͤtzung der Exemtions - Servis- und 
Verpflegungs⸗Kaſſe einen Vorſchuß zu erfordern, welcher von den hiezu 
Ausgemittelten Perſonen bei Vermeidung der Execution binnen 48 Stuns 
en nach erhaltener Aufforderung eingezahlt werden muß, 
Zur Deckung deſſelben iſt zugleich feſtgeſetzt worden, daß 
I. Die Stempel: Taxen mit Ausſchluß der Kalender auf das Drei⸗ 
fache erhöht, und der Betrag von zwei Drittel dieſer erhoͤheten Stempel⸗ 
efaͤlle hiezu verwandt wird. ER 
„II. Soll eine Abgabe für Pferde und Fahrzeuge nach folgenden 
Sägen erhoben werden: I 
1) Herrſchaften zahlen 
a) für 4 Pferde und darüber VVV 
für die Fahrzeuge, die fie gebrauchen, überhaupt . . 120 s 
b) für 2 Pferde . 0 
für die Fahrzengng e 40. 
c) für 1 Pferd zum Fahren oder Reiten 40 
ir die Farm Ara er 20 a 
2) Gewerbe=treibende, als Brauer, Brenner ꝛc. 
% .  e 


— 
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für ihre Fahrzeuge, Kutſchen oder Halbwagen ꝛc. uͤber⸗ 40 K 
upt z 555 a 


“ie “ne „ wre 


aup 
3) Miethkutſcher 


fuͤr jedes Pferd E ee a 
für die Wagen und Fahrzeuge die Hälfte der Summe, 
i die ſie fuͤr ihre Pferde zahlen A 
für den jedesmaligen Gebrauch eines Leichenwagens + #0 
4) Die Ortfuhrleute 
CCC 5 


fürdie Spazier⸗ Wagen 3 
5) Die Taradey- Fuhrleute 

die jeder eine Nummer erhalten, fuͤr Pferde und Fahr⸗ 5 

Ü zeuge mondtlic ) ee 5 

III. Soll von jedem Ohm Branntwein, welches fuͤr Rechnung x 4 
nes ſtaͤdtiſchen Destillateurs in die Stadt gebracht wird, am Thor ein 
Abgabe von 12 Fl. eingezogen und eine gleiche Abgabe von den a 
stillateurs in der Stadt, welche von ſtaͤdtiſchen Fabrikanten ihre 
Branntwein nehmen, erhoben werden, und wird das Einbringen 
Branntweins in kleinern Gefaͤßen hiemit gaͤnzlich unterſagt. Nach 1 
richtigung der gemachten Vorſchuͤße ceſſiren alle dieſe Abgaben, und 105 
bei der jetzigen Erhebung derſelben denen, die Vorſchuͤſſe gemacht, 9 
ſtattet werden, dieſe neuen Abgaben, in fo weit ſie dazu concurrire 
auf ihre Vorſchuͤſſe zu verrechnen. 2 1 

Indem E. Rath dieſes zur Kenntniß ſämmtlicher Bürger und EI 
wohner hiedurch bringen läßt, werden dieſelben zugleich aufgefordert, 5 
wohl die auf ſie vertheilten Vorſchuͤſſe als die nachherigen Abgaben un⸗ 
weigerlich zu entrichten, und ſich denen dieſerhalb noͤthigen Controllen zu 
unterwerfen, indem fie bei erweislich falſchen Angaben oder Contraven⸗ 
tionen zur Verantwortung und Strafe werden gezogen werden. Eben ſo 
wird auch die genaue Befolgung der Stempel⸗Ordnung wiederholentlich 
in Erinnerung gebracht, und das Publicum zur Beobachtung derſelben 
um fo mehr aufgefordert, als ſonſt von den Contravenienten die vor⸗ 
geſchriebenen Stempel⸗Strafen eingezogen werden muͤſſen. 


Gegeben auf Unſerm Rathhauſe. 
Danzig d. 7. Februar 1812. k Bürgermeiſtere und Rath 


’ 


NR Nr. 56, 
Publicandum, die Stempel=Abgabe betreffend.“) 


D. nach Schluß faͤmmtlicher Ordnungen vom heutigen Dato die laut 
Publicandum den 7. May auf das Dreifache verfügte Erhohung der 


5 


) Ungedruckt. 
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« Stempel: Taxen auf das zweifache ermäßiget worden, fo macht E. Rath 
ſolches zur Nachricht und Achtung bekannt. ee 

Danzig den 24. Febr. 1812. ES 5 

"Br Buͤrgermeiſtere und Rath. 


7 


Nr. 57. 
Die Abgaben betreffend.“) 


Ei zc. Rath eroͤffnen wir auf die Anftage vom 30. v. Monats we⸗ 
1 des zu gebrauchenden Stempelpapiers zu den Conſenſen, Behufs der 
leguiſition ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke, daß es nach dem Stempelgeſetz vom 
20. Novbr. 1810, Art. 10. No. 6. zu den Quittungen uͤber die Pro⸗ 
zentgelder von den Kaufpreiſen ſtaͤdtiſcher Grundstücke, keines Stem⸗ 
251 bedarf, da dieſe Prozentgelder zu den Communal⸗Abgaben 
oͤren. a re 
„Dagegen muß der Acquiſitions⸗Conſens inſofern. derſelbe nöthig 8 
iſt, und der Kaufpreis des Immobilis 50 Thlr. oder darüber beträgt, auf 
einen 8 g Gr. Stempelbogen ausgefertigt werben, . 


Danzig, den 3. Maͤrz 1814. ; 
Allerhoͤchſt verordnete Organiſations⸗Commiſſion. 
(gez.) Oelrichs. v. Vegeſack. Brahl: 


5 An 
Einen Rath der See⸗ und 
Handelsſtadt Danzig. 


Verordnung der Organiſationscommiſſton vom 24. März 
1814, betreffend die Wiedereinführung der Preuß. 


Geſetze im vormaligen Freiſtagte Danzig. 
Hiſt. geogr. Einl. ꝛc. S. 236. 
8 0 


N ungedruckt. 
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Nr. 59. 
Die Handelsbeitraͤge betreffend. ) 


Alf die verſchiedenen Antraͤge und Anfragen, welche in dem an und 
gerichteten Schreiben vom 25. März a. c. näher auseinandergefe& 
und modihiciret worden find, erhält Ein ꝛc. Rath folgenden Beſcheid: 
1) Da die Frage, ob den Juden und Mennoniten das hieſige ſtädtiſche 
Bürgerrecht ohne alle Einſchraͤnkung gegeben werden kann, von za 
Repraͤſentanten der Buͤrgerſchaft erſt näher erörtert, und nach teil? 
licher Erwägung aller dafuͤr und dawider ſprechenden Gruͤnde ent? 
ſchieden werden wird, ob die in dieſer Hinſicht bereits beſtehenden 
ſtatutariſchen Geſetze beibehalten, und in dem jetzt zu entwerfende 
Statut übernommen, oder als unvereinbar mit den allgemeinen Ge 
ſetzen des Staats und deſſen Verfaſſung verworfen werden muͤſſen 
ſo iſt es keinem Bedenken unterworfen, daß alle von Juden un 
Mennoniten auf die Erlangung des Buͤrgerrechts gemachten und no 
zu machenden Anträge, vor jetzt, und bis zur erfolgten Beſtimmung 
zuruͤckgewieſen werden muͤſſen. Haben dieſe aber das Buͤrgerrech 
bereits in den combinirten Städten Stolzenberg erlangt, fo kann ih⸗ 
nen zwar das neue ſtaͤdtiſche Bürgerrecht bis zur ausgemachten Sache 
auch nicht ausgefertigt, aber es muß ihnen erlaubt werden, Grund 
ſtuͤcke in den Vorſtaͤdten zu acquiriren und daſelbſt, mit Ausſchluß 
des Handels en gros, alle uͤbrigen Gewerbe zu betreiben. Daß ſie 
den au erforderlichen Gewerbſchein Löfen muͤſſen, verfteht ſich von 
ſelbſt. 
2) Der Grundſatz: f 
daß Rechte, welche ſich auf ſtatutariſche Geſetze, Herkommen 
und Gewohnheiten gründen, nur dann beibehalten werden kon 
nen, wenn fie den allgemeinen Geſetzen des Staats nicht wider? 
Be oder gar durch dieſe nicht bereits aufgehoben worden 
ind; a a i 
muß leitend bleiben. Nur aus der Localitaͤt hergenommene uber? 
wiegende Gründe koͤnnen die Beibehaltung eines ſolchen Rechts bis 
zur erfolgten allerhoͤchſten Entſcheidung rechtfertigen. Zur Beibe? 
haltung der herkömmlichen Einrichtung, die Burger in Claſſen zu 
theilen, an jede Claſſe befondere Rechte zu binden, und den Soͤh⸗ 
nen der Bürger die Erlangung dieſer Rechte zu erleichtern, welches 
alles die allgemeinen Geſetze des Staats bereits aufgehoben haben / 
dazu find durchaus keine Gründe vorhanden. Es kann daher hier 
wie in allen übrigen Städten der Monarchie, nur ein Buͤrgerrecht, 
und bei der Erlangung deſſelben auch nur einen Maaßſtab ge⸗ 
ben. Dagegen iſt wohl zu unterſcheiden, ob das Gewerbe, welches 


) Ungedruckt. 
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der neue Bürger betreiben will, Einrichtungen und Anftalten er⸗ 
fordert, welche auf Koſten des Gemeinweſens bereits errichtet wor⸗ 
den und auch fernerhin erhalten werden muͤſſen. Das Gewerbe des Han⸗ 
dels, aber auch nur dieſes allein, hat unſtreitig dergleichen Anſtalten noth⸗ 
wendig gemacht, deren Ausführung ſehr koſtſpielig geweſen ſeyn muͤſſen. 

Da nun dieſe ein Gemeingut ſind, woran jedes Mitglied der 
Gemeinde Antheil hat, ſo iſt nichts billiger, als daß dasjenige neue 
Mitglied, welches davon zum Betriebe feines Gewerbes Gebrauch 
machen will, auch ſeinen Beitrag, ſowohl zu den Koſten der erſten 
Einrichtung, als auch zur kuͤnftigen Unterhaltung derſelben ent⸗ 
richte. Mit andern Worten, es iſt eine Schuld, welche auf dem 
Gewerbe des Handels laſtet, die die Commune zu fordern hat, 
und jeder Theilnehmer des erſteren zu tilgen verbunden iſt. Mit 
den Buͤrgerrechtsgeldern hat ſie alſo nichts gemein. Dieſe ſind fuͤr 
alle gleich auf 20 Rthlr., jene auf 230 Rthlr. geſetzt, wogegen 
wir nichts zu erinnern finden. 

Dagegen iſt es ganz offenbar eine falſche Anſicht geweſen, welche 
die Herren Repraͤſentanten bewogen hat, außer dieſem Buͤrgerrechts⸗ 
gelde und dieſem Beitrage den neu anziehenden Buͤrger noch einer 
Vermoͤgens⸗Abgabe von resp. 2 Procent in baarem Gelde und 10 
Procent in Stadt- Obligationen zu unterwerfen. So wuͤnſchens⸗ 
werth es auch immer ſeyn mag, die ganz erſchoͤpfte Communal⸗ 
Caſſe wieder zu füllen und einen Amortisationsfond für das ſtäͤdti⸗ 
ſche Schuldenweſen zu ermitteln, ſo wird doch auf dieſem Wege 
dieſe Abſicht nimmer erreicht, wohl aber verfehlt werden. Eine 
Schuldenlaſt von 20 Millionen Rthlr. iſt für Danzig und deſſen 
völlig devastirtes Territorium wahrlich keine Kleinigkeit, und wer 
dies nur einigermaßen kennt, und erwaͤgt, daß fuͤr dieſe Communal⸗ 
Schuld jedes Mitglied der Commun mit ſeinem ganzen Vermoͤgen 
verhaftet iſt, wird ſich wohl huͤten, Theilnehmer eines Rechts zu 
werden, welches mit einer ſolchen Laſt verbunden iſt. Der gegen⸗ 
waͤrtigen Commun muß daher ſehr daran gelegen ſeyn, neue Mit⸗ 
glieder zu erhalten, die entweder baares Vermoͤgen mitbringen, oder 
welches erwerben; denn mit jedem neuen Trager wird die Laſt er⸗ 
leichtert, weil ſie immer mehr und mehr vertheilt werden kann. 
Eine ſolche Abgabe, welche auch ſchon deshalb nicht beſtehen kann, 
weil ſie nur zu falſchen Eiden verleitet, muß jeden abſchrecken, das 
hieſige Buͤrgerrecht zu erlangen, und muß allmaͤhlig zur Entvoͤlke⸗ 
rung und zur Abnahme des Handels fuͤhren. Wir koͤnnen ſie daher 
als widerſprechend mit den Geſetzen und den wohlthätigen Abſichten 
des Staats unmoͤglich genehmigen, wollen dagegen aber die Erhoͤ⸗ 
hung des Beitrages zu den erſten Koſten der Handelsanſtalten auf 
die runde Summe von 300 Rthlr. geſtatten, wenn die Herren Re⸗ 
praͤſentanten dieſe Erhoͤhung beſchließen ſollten. 

8) Die Bürger von Stolzenberg ſind durch die Vereinigung der com⸗ 
binirten Staͤdte mit der Stadt, Buͤrger der letzteren geworden, koͤn⸗ 
nen alſo mit denjenigen nicht in gleiche Kategorie geſetzt werden, 
welche ſich aus andern preußiſchen Staͤdten hieher begeben wollen. 
Dieſe muͤſſen daher den hoͤhern Betrag der Buͤrgerrechtsgelder nach⸗ 

358 
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zahlen, und inſofern ſie das Gewerbe des Handels hier betreiben 
wollen, den bei 2 erwaͤhnten Beitrag ganz ohne allen Abzug ent⸗ 
richten; jene dagegen erhalten das Bürger ⸗ Diplom unenkgeldli 
und uͤberhaupt koſten⸗„ nicht aber ſtempelfrei, ausgefertigt und 

ſind nur dann zur Bezahlung des Beitrages fuͤr den Gebrauch der 
Handels⸗Anſtalten verpflichtet, wenn ſie dieſes Gewerbe betreiben 
wollen. Hierdurch find fie aber den alten Bürgern der Stadt an 
Rechten keinesweges nachgeſtellt worden. Denn wollte ein ſolcher , 
welcher ſich bis jetzt mit keinem oder einem anderen Gewerbe beſchaͤfti⸗ 
get, zu dem des Handels uͤbergehen wollen, ſo wuͤrde er nach dem 
von uns aufgeſtellten Grundſatz: 

daß die erſten Auslagen fuͤr die errichteten Handels⸗Anſtalten 

eine Schuld find, welche der Communal⸗Caſſe an die Theilneh⸗ 

mer des Gewerbes fuͤr den Handel zuſtehet; 
dieſen Beitrag eben ſo gut nachzahlen muͤſſen, als es von den 
Stolzenbergſchen Buͤrgern in dieſem Falle verlangt wird. 

4) Der Handel en gros fo wie überhaupt der übetfeeifche Handel 
kann nach unſerer Feſtſetzung nur innerhalb der Mauern der Stadt 
betrieben werden; aber dadurch hat die Stadt kein Vorzugs⸗ 
recht vor den Vorſtaͤdten erhalten, ſondern dieſe Feſtſetzung grün⸗ 
det ſich auf den g. 34 der Staͤdte⸗Ordnung. So unbedenklich es 

alſo iſt, daß die Einwohner und Bürger in den Vorftädten ſich allen 
bereis beſtehenden und noch zu treffenden Einrichtungen unterwerfen 

muͤſſen, fo verſteht es ſich doch von ſelbſt, daß dieſe Einrichtungen 
mit den Geſetzen des Staats nicht in Widerſpruch ſtehen, auf kei⸗ 
nen Fall aber auf einen Vortheil abzwecken muͤſſen, welcher den in 
der Stadt wohnenden Bürgern auf Koſten der in den Morftädten 
wohnenden, verſchafft werden ſoll. Alle nach den Danziger Ge⸗ 
ſetzen bereits beſtehende oder herkoͤmmliche Einrichtungen, welche 
dieſe Tendenz haben, ſind daher als voͤllig aufgehoben zu be⸗ 
trachten. } 

5) Daß alle Grundeigenthuͤmer und Gewerbkreibende, ſowohl in der 
Stadt als in den Vorſtaͤdten ohne Zeitverluſt aufgefordert werden 
muͤſſen, das Buͤrgerrecht zu gewinnen, leidet keinen Zweifel, es iſt 
dieſen Neubuͤrgern aber der Buͤrger⸗Eid nicht abzunehmen, ſondern 
ihnen nur ein, nach dem auliegenden Formular anzufertigender 
Revers zur Unterzeichnung vorzulegen, welcher das Verſprechen ge⸗ 
treuer Erfuͤllung ihrer Pflichten enthaͤlt. 

Was endlich 3 

6) Die Beibehaltung der vormaligen Magiſtrats⸗Sportul⸗Taxe von 
1794 anlanget, ſo muß felbige von Einem ꝛc. Rath revidirt und 
der Repraͤſentänten⸗Verſammlung zur Beſtaͤtigung vorgelegt wer⸗ 
den; indem die Sportul⸗Einnahme zur Communal⸗Caſſe fließet. 
Ob die Copialien und Bothen⸗Gebuͤhren, welche als baare Ausla⸗ 
gen zu betrachten ſind, unter die Canzeliſten und Bothen vertheilt 
werden ſollen, hängt von dem Beſchluſſe der Repraͤſentanten ab, 
es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß, wenn ſie ebenfalls zur Com⸗ 
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Er 
munal⸗Caſſe gezogen werden ſollen, das fixirte Gehalt diefer 
ſtadtiſchen Beamten verhaͤltnißmaͤßig erhoͤhet werden muß. 


Danzig, den 28. März 1814. ’ \ 
Königl. Allerhoͤchſt verordnete Organiſations⸗Commiſſion. 
Oelrichs. v. Vegeſack. Manthey. Brahl. 

(L. S.) 


? An 
E. ꝛc. Rath der See⸗ und 
Handlungsſtadt Danzig. 


Nr. 60. 


Inſtruction für das Land- und Stadtgericht zu Danzig 
wodurch das Verfahren deſſelben in den zur Zeit der Auf⸗ 
hebung der alten richterlichen Behörden daſelbſt annach 
ſchwebenden Civil-Prozeſſen beſtimmt wird.“) 


(4 z 1 
E; ift bereits von uns die Verfügung getroffen, daß alle Prozeßſachen, 
welche bei den hieſelbſt aufgehobenen richterlichen Behoͤrden bisher in 
iter, 2ter und ster Inſtanz anhaͤngig geweſen, wie auch ſaͤmmtliche 
laufende Concursprozeſſe und Criminal⸗Unterſuchungsſachen an das der⸗ 
malen organiſirte Land⸗ und Stadtgericht hieſelbſt zur weitern Einlei⸗ 
tung abgegeben werden ſollen. 9 
In Anſehung der ſchwebenden Criminalunterſuchungen wird es nun 
keiner beſondern Anleitung zu dem fernern Verfahren darin bedürfen, 
indem ſolche durchweg nach den Vorſchriften der hier geſetzlich einge⸗ 
Harp Preußiſchen Kriminalordnung vom 11ten December 1805 einges 
eitet ſind. N g 
Dagegen finden wir es in Anſehung der ſchwebenden bisher nach 
der alten Danziger Gerichts- und Aemter⸗Prozeß⸗ Ordnung eingeleiteten 
Civilprozeſſe für nothwendig, das Land- und Stadtgericht mit nachſte⸗ 
hender beſondern Anweiſung zu werſehen, damit eine durchgaͤngige Ein⸗ 
foͤrmigkeit in der künftigen Verfahrungsweiſe deſſelben Platz greife, 
J. a 5 


So viel die in erſter Inſtanz bei dem Schoͤppengericht und den 
Nemtern anhängig gemachten und ſchriftlich verhandelten Civilprozeſſe 
betrifft, fo laſſen ſich dieſe fuͤglich unter zwei Hauptabtheilungen hrin⸗ 
gen. Entweder Fe = E ee 


a Ungedruckt. 
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92 ſind ſelbige bis zum Endurthel inſtruirt und geſchloſſen, 
oder i 
2) ſolche ſchweben noch in der Behandlung und Vorbereitung zum De⸗ 
finitiv⸗Erkenntniß. . 3 
Im erſtern Falle muß fogleich die Vorlegung der Acten zum Spruch 
verordnet, und es dem Urtheilsfaſſer uͤberlaſſen werden, die Erganzung 
der etwanigen Maͤngel der Inſtruction, ſowohl in Anſehung der That⸗ 


ſachen als der Beweismittel in einem beſondern Verfahren mittelſt eines 
‚ Refoluti zu beſtimmen. N 


Im zweiten Falle dagegen ſind bei Pruͤfung der Acten vorzuͤg⸗ 
lich die folgenden Standpuncte der Sachen zu beruͤckſichtigen: 5 
a) Es iſt lediglich das Klage-Libell vorhanden, und noch keine 
Litisconteſtation erfolgt, indem Verklagter der Klage blos di⸗ 
latoriſche oder peremtoriſche Exceptionen entgegengeſtellt hat; 
b) es iſt bereits die Litiskonteſtation mit oder ohne Beifuͤgung 
peremtoriſcher Einreden eingegangen; 
o) es find außer der Litiskonteſtation die Deſignationen der Be 
weismittel, die Declarationen des Gegners daruͤber, wie au 
die Poſitionen zur Zeugenvernehmung eingekommen; 


d) es iſt das Beweisverfahren ſelbſt ſchon erfolgt, und entweder 


gaͤnzlich geſchloſſen oder noch unvollendet geblieben. 
In dem erſten dieſer Falle (ad a.) muß, wenn zuvor die Zuläffige 


keit und Vollſtaͤndigkeit der Klage uͤberhaupt gepruͤft worden, ſofort ein 


Termin zur Beantwortung derſelben und zur Inſtruction der Sache, in 


dem zweiten und Dritten Falle (ad b und c) dagegen ſogleich ein Ter⸗ 
min zur Inſtruction der Sache angeſetzt, und ſodann weiter nach den 
Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung fortgegangen, inſonderheit 


aber den Parteien in der Vorladung zum Termin aufgegeben werden, 
alle in ihren Haͤnden befindliche bereits deſignirte oder nicht deſignirte 
Urkunden und Schriften mitzubringen. 

In allen zuvor genannten Fällen macht es übrigens in Hinſicht auf 
das vorgeſchriebene Verfahren keinen Unterſchied, ob bereits Interlocute 
und Erkenntniſſe in zweiter Inſtanz uͤber Incident⸗Punkte, z. B. über 
die Zulaͤſſigkeit von Zeugen oder uͤber die Beweiskraft von deſignirte 


Documenten zu den Acten gekommen, indem die Erörterung und Ent⸗ 


ſcheidung uͤber dergleichen Incidentpunkte mit der Eroͤrterung und Ent⸗ 
ſcheidung der Hauptſache nach der Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung verbunden werden muß. In ſo fern uͤbrigens im Laufe der 
Sache durch ein Interlocut bereits beſtimmt worden, welche Thatſachen 


als erheblich anzuſehen, oder welche als unerheblich zu verwerfen, kann . 


demſelben als Richtſchnur fuͤr die erſte Inſtanz nachgefolget werden. 

In den (lub litt. d) ausgezeichneten Fällen muß jedesmahl, ſobald 
das Beweisverfahren vollſtaͤndig geſchloſſen iſt, ein Termin zum Be⸗ 
ſchluß der Sache anberaumt, die Einrichtung beſonderer Deductionen in 
den dazu geeigneten Fällen verſtattet, und ſodann die Vorlegung der Ac⸗ 
ten zum Spruch verfuͤgt werden. Iſt dagegen das Beweisverfahren 


noch unvollendet geblieben, fo muß ein Termin zur Regulirung des fiatus 


eausae et controversiae beſtimmt und in Anſehung derer Streitpunkte, 
worüber die Beweismittel noch nicht aufgenommen find, die Aufnahme 
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dich ein Decret des Richters, nach den Vorſchriften der Allgemeinen 
ſelbucbts⸗ Ordnung näher beſtimmt, ſodann aber mit der Aufnehmung 
det verfahren werden. In ganz einfachen und klaren Faͤllen kann in⸗ 
eſſen auch dieſe Regulirung der Streitpunkte uͤbergangen, und ſogleich 
iur Aufnahme der Beweismittel nach vorgaͤngiger Prüfung ihrer Erheb⸗ 
ichkeit vorgeſchritten werden. a Bm 
II. 


1 „Die vorſtehenden Beſtimmungen finden im Allgemeinen auch auf das 
„reits eingeleitete Verfahren in der Appellations⸗Inſtanz ihre Auwen⸗ 
wa. Nur müffen in dem Falle, wenn neue Thatumſtaͤnde oder Bes 
zei mitel angebracht worden, welches nach dem alten Prozeßgange au⸗ 
zer der Regel war, dieſe, ſelbſt wenn auch ſchon der Schriftwechſel erfolgt 
0 vom Decernenten ſorgfaͤltig geprüft, und die Erörterung der offene 
58 erheblich befundenen ſofort nach der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 
Eranlaßt werden. Alle nach der ehemaligen Prozeßform ſogleich bei der 
köffnung des Urtheils erſter Inſtanz pro conservando jure angemeldete 
Rechtsmittel der Appellation, in Anſehung deren die 14tägige Friſt zur 
rmlichen Introduction bei dem ehemaligen Rathe bereits abgelaufen iſt, 
dad übrigens als gänzlich erloſchen anzuſehen. Es iſt daher in ſolchen Faͤl⸗ 
en das Urtel erſter Inſtanz für rechtskräftig zu erklaͤren, und die Re- 
Position der Acten zu verfügen. r 

Bei den zum Verfahren in der Reviſions⸗Inſtanz vorliegenden Sa⸗ 
chen follen hiernächſt durchgaͤngig die Vorſchriften der Allgemeinen Ge⸗ 
lichts⸗Ordnung zur Anwendung gebracht werden, jedoch iſt bei der Beur⸗ 
Heilung der Zuläffigkeit der bereits eingelegten Reviſionen ruͤckſichtlich 
der Hoͤhe der Objecte, lediglich den Vorſchriften des Danziger Regle⸗ 
ments vom 20. October 1809 nachzugehen, fo wie in den Appellations⸗ 
ban n in gleicher Hinſicht die alten Reglements in Anwendung zu brin⸗ 
n ſind. 
III. 


So viel endlich die in den neuen Rechtsgang übergehenden Con⸗ 
cursprozeſſe inſonderheit anbetrifft, ſo iſt bei der fernern Leitung vor⸗ 
nehmlich zu berückſichtigen: 

ob darin bereits rechtskräftige Claſſiflcations⸗ und Präcluſions⸗ 

Urtheile ergangen ſind oder nicht? a ; 
t Im erſtern Falle hat es bei dem bisherigen, durch die Banquerout⸗ 
ler⸗Ordnung vom 23. Juli 1777 und deren Nachtrag vom 8. Januar 
9510 beſtimmten Verfahren durchaus ſein Bewenden, und kann, falls 
ie Activ⸗Maſſe ſchon fo weit conſtituirt iſt, ſogleich zur Diſtribution 
er Maſſe unter die angeſetzten Gläubiger, nach Anleitung der Allge⸗ 
meinen Gerichts-Ordnung geſchritten werden. f 

Im letztern Falle dagegen muß die Vorſchrift der Verordnung vom 

22. Juli 1812 $. 15. beachtet, und den Glaͤubigern davon Kenntniß ger 
en werden. ö 

1 Iſt aber die Regulirung der Paſſivmaſſe noch nicht bis zur richter⸗ 

ichen Giaffification der Gläubiger gediehen; fo müͤſſen die Acten in 
ezug darauf forgfältig geprüft, und die zu deren Regulirung in der 
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Allgem. Gerichts⸗ Ordnung Th. I. Tit. 50. ertheilten Vorſchriften mit 
möglichſter Koſten⸗Erſparniß befolgt werden. Nur da, wo die Liga 
bereits, dem ehemaligen Rechtsgange gemaͤß, durch die eidliche Bek; f 
tigung der Glaͤubiger ſelbſt feſtſtehen, ſoll es zwar hiebei ſein Bewenden 
haben, jedoch bleibt in dieſem Fall den Mitgläubigern vorbehalten, ihre 
etwanigen Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liquidationen anno 
im Wege Rechtens an⸗ und auszuführen. We 
Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß in ſämmtlichen bis zum 
heutigen Tage bei der ehemaligen Gerichtsbehörde anhängig gewordenen 
Concurſen die Claſſification der Gläubiger lediglich nach den diesfaͤlligen 
Vorſchriften der zuvor allegirten, durch das Publikandum vom 24. März 
d. S. aufgehobenen Banqueronttiers rdnung und deren Nachtrages er 
folgen muß. 77 2 f 1 


Danzig, den 29. März 1814. . g 8 
Königliche Allerhöchſt verordnete Organiſations⸗Commiſſion 


An 9 
das Königliche Land» und Stadt⸗ 55 
gericht hieſelbſt. BEN. 


„ 80 3 Nr. 61. 8 5 
Bekanntmachung, Münze, Maaße und Gewichte betreffend.. 


Un den Unrichtigkeiten und Mißbrauchen, welche ſich hier in Abſicht 

der Maaße und Gewichte eingeſchlichen haben, Einhalt zu thun, und bei 

der Geldwährung eine Gleichförmigkeit mit den andern Handelsſtädten 

des Preußiſchen Staates einzuführen, iſt nach eingeholtem Gutgchten 

der Committee des Handels beſchloſſen worden; i 5 
1. 


x PR 
Es ſollen im Groß s und im Detail Handel nur allein Berliner Ge⸗ 
wichte gebraucht werden. ; : 
22 ; 


Eben fo ſollen kuͤnftig nur allein die Berliner Maaße ſtatt finden 
und beim Verkaufe im Großen wie in kleinen Quantitäten ausſchließ lich 
gebraucht werden. { 

a 8. 
“ 2 — 3 1 

Der hieſige Rath iſt angewiesen, förderfamſt ein Ajustir-Amt der 
— — und Gewichte einzurichten, und deſſen Errichtung bekaunt zu 
machen. 5 


) Ungedruckt. 


Den 21. Mai 1814. 553 


to, Ver vier Wochen nach der Errichtung dieſes Aluſtir⸗Amtes ſich ande⸗ 
er, als gehoͤrig ajustirter Maaße und Gewichte im Handel bedient, 
ba nicht nur die Gonfißcation der nicht ajustirten Maaße und Gewichte 
1 gewärtigen, ſondern wird auch nach dem Allgemeinen Landrecht Th. II. 
bel 20. $. 1444. mit der geſchaͤrften Strafe des qualificirten Betruges 
elegt werden, wenn das gebrauchte Maaß oder Gewicht kleiner, als 
as geſetzlich vorgeſchriebene befunden werden ſollte. 12 
4. ; | 775 

N Die kurze Danziger Elle wird vorläufig, wegen des hier ſtatt Fin 
enden bedeutenden Handels mit Polniſcher Leinwand, und wegen des 
allgemein bekannten Verhaͤltniſſes dieſer Elle zur Engliſchen beibehalten. 
s muß jedoch jede Elle, welche bei dem Handel gebraucht wird, von 
bent, Adjustir-Amte bezeichnet, und auf derſelben das Verhaͤltniß zur 
erliner Elle bemerkt feyn. l 


Das Danziger Courant und die Berechnung nach demſelben wird im 
Großhandel gänzlich abgeſchafft, und es fol das Danziger Geld nur als 
cheidemuͤnze im kleinen Verkehr nach dem bisherigen Fuße, 20 Danz. 
kleber zu 45 Silbergroſchen oder Duͤttchen⸗Stüͤcke gerechnet, - gültig 
eiben. 5 2 15 

\ 6. 4 5 1 5 N 
Es ſollen daher kuͤnftig alle Wechſel⸗Courfe, Preis⸗Courante und 
Wäͤkler⸗Notizen nach Preußiſchem Courant vom Jahr 1764 berechnet 


und ausgefertigt werden. 


* 


7. ; u 


Wechſel auf Danziger Gourant lautend, welche nach der Bekannt⸗ 
machung dieſer Verordnung ausgeſtellt ſind, haben daher, zufolge der 
Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts Th. 2. Tit. 8. g. 760 keine Wech⸗ 
ſelkraft. 5 

Danzig, den 4. April 1814. 
Koͤnigl. Preußiſche Allerhoͤchſt verordnete 
f Organiſations-Commiſſion. 


Nr. 82. 
Die Handelsbeitraͤge betreffend.“) 


Enn Hochedeln Rath eroͤffnen wir auf den Bericht vom 18. d. Mo⸗ 
8, daß wir gegen den Beſchluß der hieſigen Buͤrger⸗Repräſentanten, 


3 
28 Ungedruckt. 
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gleich 


nach welchem die Apotheker, welche ſich hier niederlaſſen, ten 
den Kaufleuten, die den Handel im Großen treiben, den ee 
Beitrag zu den fuͤr dieſen Handel dienenden Anſtalten leiſten müſſ 


nichts zu erinnern finden. 
Danzig, den 21. Mai 1814. 
“ Koͤnigl. Allerhoͤchſtverordnete Organiſations⸗Commiſſion 
(gez.) Oelrichs. Vegeſack. Brahl. 
Einen Fohwdeh Rath der See⸗ 
und Handelsſtadt Danzig. 


Nr. 63. 
Reſcript, die Verordnung vom 24. Maͤrz 1814 betreffend.) 


Alus dem Bericht der Koͤnigl. Organiſations⸗Eommiſſion vom 29. Mürz 
d. J. haben wir erſehen, daß dieſelbe ein Land⸗ und Stadtgericht 50 
Danzig eingerichtet und in Thätigkeit geſetzt hat. N 

Da dieſe Maaßregel nur proviſoriſch hat getroffen werden können / 
die Koͤnigl. Organiſatious⸗Commiſſion den angeſtellten Individuen ſol 
ches auch wohl eröffnet haben wird, fo behalten wir uns die Beſtaͤtl⸗ 
gung ſowohl des angeſtellten Perſonals als der am 24. Maͤrz d. J. von 
der Koͤnigl. 2c. Commiſſion erlaſſenen Verordnung, welche ganz in die Ge 
ſetzgebung eingreift, vor, und ſehen zumächt einem gründlichen gutachtli⸗ 
chen Bericht, der die Motive über die gemachten Vorſchlaͤge entwickelt, 
ſowohl über die Beſetzung des Gerichts und die Beſoldungs-Fonds deſ⸗ 
ſelben, als über die Geſetze, nach welchen zu verfahren, und über die 
beſondern Gruͤnde, aus welchen einige derſelben beibehalten, andere ab⸗ 
rogirt werden ſollen, auch über die Art der Einleitung der ſchwebenden 
Prozeſſe in einen neuen Gang, entgegen. a 

Die Beſtimmung der Gehalte des Perſonals haͤngt von dem zu 
entwerfenden und unter Concurrenz des Herrn Finanz⸗Miniſters zu AP 
probirenden Salarien-Etat ab. Inſofern eine Verſtaͤrkung des anzuſtel⸗ 
lenden Perſonals erforderlich ſeyn ſollte, behalte ich, der Juſtiz⸗ Min!“ 
ſter, mir vor, den vormals in Danzig angeſtellten Juſtiz⸗ Rath Cöler, 
der ſich in Berlin aufhält, zu ernennen. 


Was den Bericht vom 2. April d. J. betrifft, fo wird es geneh- 


migt, daß in Danzig bei dem bedeutenden Umfange der Handelsgeſchaͤfte 
ein von dem Stadtgericht abgeſondertes Handelsgericht errichtet werde 
beſonders da die Kaufmannſchaft ſolches wuͤnſcht. 2 5 


9 Nicht gedruckt. 


Den 18. Int und 27. Juli 1814. 555 


Hole Koͤnigl. Organifations = Commiffion hat daher über die Eins 

hey, diefes Handlungs⸗ Gerichts Vorſchlaͤge zu machen, wobei auf, 

um läufig genehmigte Ernennung des Herrn Licent⸗Raths Brahl 
irector deſſelben Ruͤckſicht zu nehmen iſt. ! 


london den 16. Juni und Berlin den 9. Juli 1814. 


| Der Staatskanzler Der Juſtiz⸗Miniſter 
| C. Fuͤrſt v. Hardenberg. f Kircheiſen. 
3 Nr. 64, 


kſeipt, die Executionen gegen Grundbeſitzer betreffend.“) 


U de Koͤnigl. Organiſations⸗Commiſſion zu Danzig eröffnen wir auf die 
em Bericht vom 7. Mai d. J. geſtellte Anfrage: 7 
ob die in den Cabinets-Ordres vom 13. Auguſt und 17. Novem⸗ 
ber 1813 enthaltenen Beſtimmungen wegen Suspenſion aller 
Executionen gegen die Grundbeſitzer auf Capitals⸗ und Zinſen⸗ 
Forderungen, auch auf die Grundbeſitzer in der Stadt Danzig, 
lag deren Vorſtaͤdten und dem Territorio Anwendung finden? 
hee dieſe Cabinets⸗Ordres nur als fuͤr die damals vorhandenen Theile des 
ii {hen Staats gegebene Geſetze zu betrachten find, und alſo in Dans 
hı und dem dazu gehoͤrenden Gebiet, welches bis zur erfolgten Erobe⸗ 
ns ein beſonderer Staat war, nicht Kraft und Wirkung haben koͤn⸗ 
fun’ TO lange fie nicht durch Einführung und eine foͤrmliche Publication 
fü, Geſetz fur Danzig gemacht worden find. Eine andere Frage würde 
die, ob dieſe Geſetze auch in Danzig einzufuͤhren und zu publiciren find? 
de gegen hat die Koͤnigl. Organiſations-Commiſſion ſchon bemerkt, daß 
1 Grund, aus welchem dieſe Geſetze für die damaligen Preußiſchen 
kraaten gegeben worden, auf die Stadt Danzig und deren Gebiet keine 
Con ndung finde, und es wird daher die von der Koͤnigl. Organiſations⸗ 
Re ſſion dem dortigen Land- und Stadt⸗Gericht hierüber ertheilte 
cheidung genehmiget. Anlangend die zweite Frage: 
ob die in der Verordnung vom 20. Juni 1811, betreffend die 
Aufhebung des allgemeinen Indults, enthaltenen Beſtimmungen, 
auch den Gerichtsbehoͤrden in Danzig und in dem Perritorio zur 
in Nichtſchnur vorgeſchrieben werden ſollen? 
lit dieſes ebenfalls zu verneinen. Die Verordnung vom 20. Juni 
die ME eine Folge derjenigen Beſtimmungen, durch welche der Staat 
* Schuldgeſetze zu beſchraͤnken der oͤffentlichen Wohlfahrt 
en hielt. 
Dieſe Beſchränkung hat in Danzig nicht ſtatt gefunden, es verſteht 
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ſich mithin von ſelbſt, daß die daraus hervor gegangenen und koͤn⸗ 
gegruͤndeten Geſetze daſelbſt nicht in Anwendung gebracht werden 9 
nen. Die Koͤnigl. Organiſations⸗-Commiſſion hat dieſem gemäß 
dortige Land- und Stadtgericht gleichfalls zu inſtruiren. 


London den 18. Junt und Berlin den 27. Juli 1814. 


Der Staatskanzler Der Juſtiz⸗Miniſter | 
G. Fuͤrſt v. Hardenberg. 5 Kircheiſen. 
Nr. 65. f | 


Reſcript, die Großjährigfeit der Juden betreffend.“) 

1 4 1 2 5 | 
Den Koͤnigl. Oberlandesgericht wird auf den, wegen des afra | 
taͤts⸗Termins der Juden zu Danzig, unter dem 3. d. M. erſtat 
8 zum Beſcheide eroͤffnet, daß der darin enthaltene Antrag | 

ollegii: N 7 
daß bis zum 29. Maͤrz v. J. bei den Juden, welche in der 05 | 
Danzig und deren Vorſtaͤdten, mit Ausſchluß der combinirten St ner 
Stolzenberg, Alt Schottland, Schidlitz und St. Albrecht, fett 
der Flecken Langfuhr und Neu⸗ Schottland, ihren Wohnſitz ge 5 
haben, derſelbe Zeitpunkt der Großjaͤhrigkeit fuͤr eingetreten zu 8 
ten, welcher in dem Culmiſchen Rechte für ſaͤmmtliche Bewo den 
Danzigs beſtimmt iſt; daß aber diejenigen Juden, welche in e, 
genannten combinirten Vorſtaͤdten und Flecken ihren Wohnſit ken 
habt haben, und alſo vor dem 29. Marz v. J. mit dem 20 ir 

Jahre fuͤr volljährig zu achten waren, wenn fie vor dem 29. Ag 
v. J. das 20. Jahr zuruͤckgelegt haben, in die Minderjaͤhrigkeit a 
wieder zuruͤckfallen, genehmiget wird. zu 

Das Koͤnigl. Oberlandesgericht hat hiernach nicht nur den Rath en 
Danzig auf ſeine desfallſige Anfrage zu beſcheiden; ſondern auch dieſ 
Beſcheid durch die Amtsblaͤtter bekannt zu machen. 


Berlin, den 24. Jun. 1814. 
Der Juſtizminiſter 
V. Kircheiſen. 


An das Koͤnigl. Oberlandesgericht 5 
n Marienwerder. g 


9) v. Kampb's Jahrb. B. 5. S. 7. 
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Nr. 66. 8 
ö S port ul ⸗ Ja xe 
| für den Rath der See- und Handelsſtadt Danzig.“) 


4 v. 
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N An Caſſengebuͤhren werden ſtatt 
ihnber Taxe mit Inbegriff der ge⸗ 
Kenlchen Schreibe ⸗, Beſtellungs⸗ 
klektraditions⸗Gebüuͤhren nebſt Sie⸗ 
fir eldern folgende Pauſchquanta 
50 die Communalcaſſe, außer den 
ſaſchriktmaßigen Koͤniglichen Stem⸗ 
fällen, nach Verſchiedenheit 

1 Obiects erhoben: 3 
für protokollariſche Meldun⸗ 
en und gewoͤhnliche Verhand⸗ 
Aigen auf dem Rathhauſe . 
kü Vereidigungen, Verpflich⸗ 
nagen und ahnliche feierliche 
etus, fo wie für Licitations⸗ 

PN er Detarations Aufnahmen 
uͤr Ausfertigung von Docu⸗ 
enten, Atteſten, Confirmatio⸗ 
11 ꝛc. unter dem groͤßern Sie⸗ 


RS 


co 


7 Für Ausfertigung fonftiger Re⸗ 
tionen, Conſenſe, Beſcheide 
erichte, Mandate, Executoria⸗ 
by und dergleichen 
ur bloße Vorladungen oder 
temmunicatorien mit Documen⸗ 
Br fo wie fuͤr unwichtigere Bor: 
1 Geidungen durch Decretsab⸗ 
dcheift oder Vorzeigung .. 
nn ind die Objecte nicht fuͤglich 
ch Gelde zu ſchaͤtzen, To wird] 
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— 116 
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e 
die mittlere oder vierte Colonne 
von 201 bis 250 rthl. genom⸗ 
men, und gilt dies namentlich! a 
B auch in allen Buͤrgerrechtsſachen a ö 
7) Die Verhandlung wegen des 
Aaquiſitions⸗Conſenſes für den ; 
; vom Kaufgelde erlegten Kaͤmme⸗ 
rei⸗Zehend, geſchieht, ſo wie die 
Ausfertigung, ganz koſtenfrei bis ! | 
auf die nöthigen Stempel. i 
8) Die Erlaubnißſcheine für die 
Maͤkler zu freiwilligen Auctionen 
werden gegen die herkoͤmmlichen 
Gebühren von: 
10 gGr. bei einem Ertrage bis 
100 rthl. incl. 
Irthl. bei einem Ertage von 101 
rthlr. bis 500 rthlr. incl. 
2 rthlr. bei einem Ertrage uͤber 
500 rthlr. 
ohne weitern Koſtenanſatz auf dem 
geſetzl. Stempelpapier ertheilt. 

II. Außer obigen gewöhnlichen Caſ⸗ 

ſengebuͤhren bleiben in einzeln vor: 

kommenden Fallen noch für die Com⸗ 

n munalcaſſe zu berechnen und zu ent⸗ 

richten: 
isi a 

8) An Vidimations⸗ Gebühren au⸗ 

« ßer den Copialien ad II. 1. noch re 
pro Bogen 21 21 4— —1 sl—112 


1) An Copialien fir Abſchrift von 

Beilagen pro Bogen 1 gGr. 

6 gPf. und wenn ſolche 6 Bo⸗ 

gen oder mehr betragen I gGr⸗ 

pro Bogen. Fuͤr Abſchriften in 

ftemden Sprachen wird dieſer 

Satz verdoppelt. 

2) Für. Aufſchlagung oder Nach⸗ 

ſuchung von Archiv- Papieren oder 

reponirten Acten 121 21 4. — 


j —297*ꝑ er. te 
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9 An Depoſital⸗ Gebühren N | 
a) von den für’ Privatrechnung| . 
deponirten baaren Geldern 1 6 5 
Cent. 2 ; 
| b) von dergleichen Obligationen ee Et 
oder andern Documenten, de: g 
ren Werth nach dem Courſe ö 
zu berechnen ift, fo wie von : - 
Pretioſis nach dem Schaͤ⸗ 
N tzungswerth pro custodia 12 1)—] 2) —1—|— I 
on einem Object über 600 rthlr. 0 
erden 3 bis 4 rthlr. erhoben. 
Gil. Endlich find, nicht für die I 
nummunalcaſſe, ſondern fuͤr die 
| a benannten Perſonen, in den da⸗ 
geeigneten Faͤllen zu erheben: 
) Für die Boten und Executo⸗ 
den wegen Ankuͤndigung der Exe⸗ 
tion, jo wie für jeden Tag der 
inlage: 
a) innerhalb der Stadt und de: 
ren Feldthoͤren 
b) außerhalb der Stadt, jedoch 
noch im Communal = Ver: 
bande und ſtaͤdtiſchen Polizei⸗ 
Bezirk ana 
e) im Territ ori 
die wirkliche Abpfaͤndung zu⸗ 
ammt der Inventur, ſo wie fuͤr 
eine Exmiſſion oder eine Arreti⸗ 
rung das Duplum dieſer Saͤtze, 
nach Verſchtedenheit der Fälle. 
au per dieſen Executionsgebuͤhren 
dennen keine Meilengelder gefor⸗ 


2 ert werden. 
Un Commiſſionsgebuͤhren des 


für 


Deputati, fuͤr Verhandlungen in 
Privat⸗ Angelegenheiten außer⸗ 
en des Rathhauſes, jedoch in⸗ 
erhalb des Communal⸗Bezirks, 
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Per 
er 


th. ggr. th. gar. Ith. 33 1 2 
4 der etwa nöthigen freien fr 
Fuhre für 
a) ein Mitglied des Rathes oder 
der Repraͤſentanten = Ver⸗ \ 
ſammlung 85 1 — ı] 8] 1]16 
b) einen Secretarium oder fon- 
ſtigen Subalternen .. - 1161-120 — 
c) einen zugezogenen Sachver⸗ 
ftändigen oder Zeugen — 161 — 20 1 
c) den aufwartenden Boten — 44 — — 
8) An Diäten für dergleichen Ber: f 0 
handlungen außerhalb des Com⸗ 5 
munal⸗Verbandes, auch in Com⸗ - 
munagl⸗ Angelegenheiten, neben Ge⸗ 
ſtellung oder Verguͤtung der Fuh⸗ 
ve, ohne Ruͤckſicht auf das Object: 
a) fuͤr ein Raths⸗ f 
oder Repraͤſen? . 
tanten-Mitglied. 2rthlr. gGr. 
b) fuͤr einen Secre⸗ 0 a 
tarium Irthlr. — 6 
c) für einen Artis 0 
peritum E 
d) fuͤr den Aufwaͤr⸗ 
ter — —8 — 
Urkundlich ausgefertiget unter dem Siegel und der Unterſchrift der 
unterzeichneten Organiſations⸗-Commiſſion. 
Danzig, den 14. Julii 1814. 


(L. S.) 
Königliche Allerhoͤchſtverordnete Organiſations⸗Commiſſion 
Oelrichs. v. Vegeſack. Brahl. 4 
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Nr. 67. 3 
Reſcript, die Teſtamentenabgabe betreffend.“) 


Der sonstige Organiſations⸗Commiſſion wird auf den, wegen der in 
er Danziger Willkühr geordneten Abgabe von jedem Teſtirer zu Wegen und 
Stegen, unter dem 21. vorigen Monats erſtatteten Bericht und die dar⸗ 
N enthaltene Anfrage, hierdurch zum Beſcheid ertheilet, daß in fo weit 
ie Danziger Willkuͤhr noch nicht aufgehoben iſt, es bei den Vorſchriften 
erſelben bis auf weitere Verordnung zu belaſſen, und daß in dieſer Be⸗ 
ziehung die Th. 2. Cap. 6. Art. 4. F. 1. beftimmte Abgabe von 10 gerin⸗ 
gen Mark, oder 6 fl. 20 Gr. Danziger Geld ohne Unterfchied für zuläfs 
ig zu achten, indem es nicht darauf ankommt, ob der Teſtator überhaupt 
ur feine Perſon der Danziger Willkuͤhr unterworfen iſt, ſondern ob er 
u Danzig rechtskraͤftig teſtiren, und feinen letzten Willen bei dem Land⸗ 
und Stadtgericht daſelbſt errichten will. 
Berlin, den 2. Auguſt 1814. 


Der Juſtiz⸗Miniſter 
5 ö Kircheiſen. 
An ’ 
die Koͤnigl. Organiſations⸗Commiſſion 
zu Danzig. 


f Nr. 68. 
Die Alimentenproceſſe betreffend, **) 
a. 


Das hieſige Land⸗ und Stadtgericht iſt zweifelhaft, ob die Klagen ge⸗ 
chwächter Perſonen auf Entſchaͤdigung und Alimentation der Kinder zu⸗ 
Uiſſig ſeyen, wenn der Beiſchlaf zur Zeit der Gültigkeit des franzoͤſiſchen 
eſetzbuchs an dem hieſigen Orte erfolgt iſt. ö 
Ew. Exc. überreichen wir die dieſerhalb bei uns gemachte Anfrage 
im abſchriftlichen Anſchluß mit dem ganz gehorſamſten Bemerken, daß 
ir dieſe Anfrage dahin beantworten wuͤrden: b 
1) daß zwar eine Entſchaͤdigungsklage wegen Schwaͤngerung nicht zu⸗ 
zulaſſen, wenn die Schwaͤngerung von dem Zeitpunkte der Einfuͤh⸗ 
rung des franzöfifchen Geſetzbuchs in Danzig und deſſen Gebiete, 
nemlich vom 1. Juli 1808 ab bis zum 29. Maͤrz d. J. als dem 
Zeitpunkt der Wiedereinführung der preußiſchen Landesgefetze erfolgt 
iſt, daß aber die Klage wegen der Alimentation des unehelichen 
J v. Kamptz's Jahrb. B. 5. S. 81. ; ' 
) Ungedruckt. er 
Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 36 
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Kindes wider den natürlichen Vater, fo wie die Klage wegen Er⸗ 
ſtattung der gereichten Alimente, jedoch nur vom 29. März d. I. 
ab, als dem Zeitpunkt der Einführung der preußiſchen Geſetze 8 
geſtatten, wenn auch die Schwaͤngerung waͤhrend des gedachten Zeitz 
raumes der Gültigkeit des franzoͤſiſchen Geſetzbuchs in Danzig und 
deſſen Gebiet erfolgt wäre, und daß die Verbindlichkeit des natur 
lichen Vaters zur Verpflegung ſeines unehelichen Kindes, ſo wie A 
Erſtattung der fuͤr daſſelbe verwandten Verpflegungskoſten, lediglich 
nach den Vorſchriften des Allg. Landrechts zu beurtheilen ſei; 5 
2) daß es bei der Beurtheilung der Zulaͤſſigkeit der Schmkngerungs⸗ 
klagen nicht auf den Zeitpunkt der Niederkunft, ſondern auf den der 
Schwaͤngerung ankomme, im zweifelhaften Falle jedoch anzunehmen 
ſei, daß die Schwaͤngerung zu einer Zeit erfolgt, in welcher das 
Allg. Landrecht für die Stadt, deren Vorſtädte und Gebiet Gültig 
keit gehabt habe. 15 
Denn wenn gleich der Art. 340. des ſiebenten Titels im erſten Buche 
des franzoͤſiſchen Geſetzbuches ausdrücklich beſtimmt: La recherche de 1 
paternitd est interdite, und die Einleitung zum Allg. Landrecht were!” 
net, daß die rechtlichen Folgen einer Handlung nach denjenigen Geſetzel 
beurtheilt werden muͤſſen, welche zur Zeit der Handlung guͤltig geweſen 
ſind, ſo befreit doch das franzoͤſiſche Geſetzbuch den natuͤrlichen Vater 
keinesweges von der Verbindlichkeit, ſein außer der Ehe erzeugtes Kin 
zu unterhalten, ſondern macht diefelbe nur von der freiwilligen und for? 
lichen Anerkennung abhaͤngig. Denn nach dem Art. 762. des erſten 
tels im dritten Buche des franzoͤſiſchen Geſetzbuchs haben ſogar Kinder / 
welche aus einem Ehebruch oder aus einer Blutſchande erzeugt ſind 
wenn ſelbige anerkannt werden, Rechte auf Alimente, wiewohl ihnen das 
Erbrecht der natuͤrlichen und als ſolche anerkannten Kinder abgeſprochen 
iſt. Die Preuß. Landesgeſetze laſſen dagegen die Unterſuchung, wer Va 
ter ſei, nicht allein zu, ſondern machen es den vormundſchaftlichen Ge 
richten ſogar zur Pflicht, die Rechte der unehelichen Kinder wider ihren 
natuͤrlichen Vater durch die ſolchen Kindern zu ſetzenden Vormünder aus⸗ 
führen zu laſſen. Dem Staate iſt daran gelegen, daß die unehelichen 
Kinder gehoͤrig verpflegt werden, daß der gewoͤhnlich beduͤrftigen und 
huͤlfloſen Mutter die Verbindlichkeit zur Verpflegung nicht allein aufge⸗ 
buͤrdet werde, damit dieſe Laſt ſie nicht zur Verzweiflung bringe, un 
die Toͤdtung oder Verwahrloſung des Kindes zur Folge habe, damt 
endlich die offentlichen Waiſenanſtalten nicht durch uneheliche Kinder, de⸗ 
ren Väter ſich ihrer Pflicht entziehen, belaͤſtigt werden. Wenn daher 
auch eine Unterſuchung, wer Vater eines, unehelichen Kindes iſt, nicht zu⸗ 
gelaſſen werden mag, inſofern bloß von dem Rechte der Mutter die Rede 
iſt, fo muß fie doch geſtattet werden, um die Abſichten des Staates ber 
den Geſetzen wegen der Verpflegung unehelicher Kinder auszufuͤhren, un 
dieſen kein Hinderniß entgegen zu ſtellen. e 
So viel die ad 2. in Antrag gebrachte Entſcheidung betrifft, fo ent⸗ 
ſpringt die Verbindlichkeit des Schwängerers zur Entſchaͤdigung der ge? 
ſchwaͤngerten Perſon offenbar aus der Schwaͤngerung, und die Folgen 
dieſer Handlung muͤſſen daher nach den zur Zeit derſelben geltend gem 
ſenen Geſetzen beurtheilt werden. er 
« > 8 
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um Allein wir würden dennoch dieſe Entſcheidung für bedenklich halten, 
A Ew. Exc. nicht unſere ad 1. aufgeſtellte Meinung genehmigen foll- 
iche da erſt nach der Niederkunft eine foͤrmliche Anerkennung des natuͤr⸗ 
det Kindes erfolgen kann, und daher, wenn die Schwängerung zu einer 
de erfolgt iſt, in welcher noch das franzoͤſiſche Geſetzbuch gegolten hat, 
N Nlederkunft aber erſt nach Einfuͤhrung der Preuß. Geſetze eingetreten 
vn der Rechtszuſtand des Kindes von einem Acte abhängig fein würde, 
hi en Form und Wirkung die jetzt geltenden Geſetze nicht kennen. In 
| up Falle würde wenigſtens geſetzlich zu beſtimmen ſeyn, welche Er⸗ 
bin, niffe die Anerkennung eines natürlichen Kindes haben muß, da ſel⸗ 
0 letzt nicht mehr in deſſen Geburts⸗Acte, noch durch einen authenti⸗ 
Nen Aet vollzogen werden kann. 
Ew. Exc. ſtellen wir hiernach ganz gehorſamſt anheim: . 
die von uns in Antrag gebrachte Beſcheidung des hieſigen Land⸗ 
und Stadt⸗Gerichts hochgeneigteſt zu genehmigen. a 
Danzig, den 21. Juli 1814. 
5 8 Die Organiſations⸗Commiſſion. 
b. 
Die Koͤnigliche Organiſations⸗Commiſſion zu Danzig wird auf den 
wicht vom 21. vorigen Monats hierdurch autoriſirt, dem dortigen Land⸗ 
0 Stadtgericht auf ſeine Anfrage: 
ob die Klagen geſchwaͤchter Perſonen auf Entſchaͤdigung und Ali⸗ 
mentation der Kinder zulaͤſſig ſeyen, wenn der Beiſchlaf zu der 
N Zeit erfolgt iſt, als das franzoͤſiſche Geſetzbuch in Danzig noch 
Ye; Gültigkeit hatte? Rt. > 8 
hi in Vorſchlag gebrachte Reſolution, jedoch nur als eine interi⸗ 
Mit geltende Entſcheidung, zu ertheilen. 
Berlin, den 6. Auguſt 1814. 
Der Juſtiz⸗Miniſter 


* 


Kircheiſen. 
de x f An 2 
Koͤnigl. Organiſations⸗Commiſſion 
art zu Danzig. 
Nr, 69, 
ber Den Erbſchaftsſtempel betreffend.“) 


ſcenem Königlichen Hochlöblichen Ober⸗Landes⸗Gerichte von Weſtpreußen 

len wir uns die Ehre, die mit dem abſchriftlich beiliegenden Bericht 

lade eingegangene Erbſchaftsſtempel⸗Tabelle des hieſigen Land⸗ und 

Oitgerichts für den Zeitraum vom 5. bis 28. Februar a. o. zur Re⸗ 
) Angedruckt. 

36 * 


5 
564 ; Den 17. September 1814. 


vifion und weitern Verfügung mit dem ganz ergebenfen Bemerken zu 


überfenden : J. anf ingtı 


1) daß dieſe Tabelle aus dem Grunde vom 5. Februar d. 


weil von dieſem Tage ab, die öffentlichen Einkünfte für den Pr N 
Staat erhoben worden, und die fruͤhern Ruͤckſtaͤnde der Hesi 


Communalcaſſe zur Einziehung uͤberlaſſen ſind; 
2) daß nach der Verfuͤgung des Herrn Finanzminiſters Exc. d. 8 char 


mont den 1. März c. die Preuß. Stempelgeſetze in Abſicht be 


ſchaftsſtempel⸗ Abgabe erſt mit dem Anfange des Monats ai . 10 
elch 


Anwendung kommen ſollen, und daß bei allen Erbfaͤllen, w 
durch ein bis zum letzten Maͤrz d. J. einſchließlich eingetretenen 
ſterben von Einwohnern der Stadt Danzig, oder deren Gebiete 


er⸗ 
* 


eignet haben, die Erbſchaftsſtempel⸗Abgabe nur nach wia den 


Danziger Verordnung vom 9. October 1807, welche wir neb 
vom 31. Auguſt 1807 beifügen, zu erheben ift. 
Danzig, den 29. Auguſt 1814. 


Koͤnigl. Allerhoͤchſt verordnete Organiſations⸗ Commiſſion. 


Nr. 70. 
Fasten für das Admiralitaͤts⸗ Collegium.) 


Dem in der See⸗ und Handelsſtadt Danzig errichteten Commerz⸗ 
Admiralitäts⸗Collegium wird das nachſtehende proviſoriſche Reglem 
zur genaueſten Nachachtung ertheilt: 


9. 1. 
Benennung des Gerichts. 
Das Gericht fuͤhrt die Benennung: 
„Koͤnigl. Preuß. Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗ Collegium“ 


und fertigt unter dieſer, und unter einem Siegel, welches den 
Preuß. Adler, über zwei verſchraͤnkt liegenden Ankern ſchwebend, 1 
der Umſchrift die obige Benennung enthaͤlt, alle ſeine ee 
theile ad Urkunden aus. 

* 25 


Jurisdietions-Bezirk. 


10 


Sein Geſchaͤftsbezirk erſtreckt ſich auf Danzig und deſſen b 


beſonders in Hinſicht anf alle laͤngs der Oftfeeküfte von Heiſterne 
Polsk vorfallende Strandungen und Havereien. 

Ereignet ſich die Strandung oder Haverei außerhalb dieſer a 
dictions⸗Bezirks in der Provinz Weſtpreußen auf der Weichſel / 


) Ungedruckt. 
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fler Haff oder an der Hſtſeekuͤſte, fo verbleibt die Bearbeitung der⸗ 
en den Ortsgerichten, jedoch wird den Intereſſenten vorbehalten, auf 

ig weiſung der Sache an das Schifffahrts⸗ und Handelsgericht zu Dan⸗ 

9 anzutragen. f 

Be H. 3. 


Rang- und Reſſort⸗Verhältniß. 


1 Das Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗Collegium bildet ein Untergericht 
dſter Claſſe und ſteht unter der unmittelbaren Aufſicht des Weſtpreuß. 
R ts Landesgericht? zu Marienwerder, an welches auch alle Sachen in 
Ppellatorio und revisorio eingeſendet werden muͤſſen. 
und Aber auch Aufträge anderer höherer Behörden hat das Commerz⸗ 
Admiralitaͤts⸗Collegium anzunehmen und zu vollziehen. 

F. 4. 
. Gefhäfts:Umfang. 
f Nicht die Perſon, ſondern nur die Sache begruͤndet das Forum die⸗ 
er Gerichts: Behörde, mithin werden vor ſelbige alle Angelegenheiten, 
kurtröge, Urkunden und Streitigkeiten gehoͤren, zu deren Regulirung, 
mumapme und Entſcheidung nautiſche und mercantiliſche Kenntniſſe er⸗ 
eorderlich find. 8 
a 5. 5. 
Die hiernach vor das Commerz: und Admiralitaͤts⸗Collegium reſſor⸗ 
renden Geſchaͤfte beſtehen in General⸗Sachen und Handlungen der frei⸗ 
zilligen Gerichtsbarkeit, ſo wie in der Eroͤrterung und Entſcheidung der 
fuß Handlung und Schifffahrt ſich beziehenden Rechtsſtreitigkeiten und 
h der Unterſuchung und Beſtrafung der Vergehungen gegen die Schiff: 
ahrts⸗ und Handlungs⸗Geſetze. a 

9. 6. f 


) General⸗Sachen und Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 


Zu den General⸗Sachen und Handlungen der willkührlichen Gerichts⸗ 


barkeit gehoͤren: 


a, die weitere Einleitung und Bearbeitung der Strandungen, Haverei 
und Nothhavelungen, wogegen der erſte Angriff und die zur Ret⸗ 
tung der Menſchen und vorlaͤufigen Sicherſtellung des Eigenthums 
zu treffenden Maaßregeln allein der Schifffahrts⸗Polizei zukommen. 

b. Das Schiffs⸗ und Bordings⸗Hypotheken⸗ oder Pfandweſen mit Al⸗ 
lem, was zur Erwerbung, Erlangung, Verpfaͤndung, Nationaliſirung 
und Werthsausmittelung des Eigenthums in Beziehung auf dieſe 
Gegenſtaͤnde gerichtlich zu verhandeln, oder zu vollziehen nothwendig iſt. 

e. Die Aufnahme und Ausfertigung aller Documente und anderer zur 

freiwilligen Gerichtsbarkeit gehoͤrigen Verhandlungen, welche auf 
das zwiſchen den Intereſſenten und Theilnehmern eines Schiffes oder 
einer Handlung, zwiſchen dem Principal, dem Disponenten, Factor 
und Handlungsgehuͤlfen, zwiſchen dem Rheeder und dem Schiffer, 
dieſem und dem Schiffsvolke, dem Bes und Verfrachter, dieſem und 
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den Aſſuradeurs, dem Erbauer eines Schiffes und den Sanbwerfen, 
und Arbeitsleuten beſtehende Verhaͤltniß Beziehung haben, en 
mit Ausnahme der Seereiſepaͤſſe, Gefundheitsattefte, und 1 
gen Muſterrollen, welche uͤber das Schiffsvolk der einkomme i 
fremden Schiffe aufgenommen werden müffen, indem dieſe reine 1 
zeilichen Gegenſtaͤnde vor die Schifffahrts⸗Polizeibehoͤrde reſſor f 
d) Die Führung des ſogenannten Polniſchen Pfandbuchs, und das per 
gebot verloren gegangener, die ad lit. o, bemerkten Gegenſtaͤnde 
treffender Urkunden. f 
9. 7. 
b. Rechtspflege. : 


„Zur Rechtspflege gehören alle Streitigkeiten und Forderungen welche 
aus einem Faufmännifchen Verkehr entſpringen, und zwar ohne Un 5 
ſchied, ob die Forderung durch die Handlungsbuͤcher, oder durch irge 
ein Document begruͤndet wird, mithin auch diejenigen Schuldſcheine nt 
krockenen Wechſel, worin die Valuta nicht als baar gegeben, ausged . vs 
iſt, ſo wie auch die ſogenannten juͤdiſchen Wechſel, Mamre und © ble 
chows genannt, und zwar ſelbſt dann, wenn die Valuta als baar bezaht, 

darin aufgefuͤhrt worden; ferner alle Streitigkeiten und Forderungen, al 
auf Gegenſtaͤnde und Verhältniffe Beziehung haben, welche als Genera 
Sachen bereits vor dieſes Gericht reſſortiren und in dieſer Hinſicht fie 
alle Schuldforderungen, welche an Schiffer und Schiffsvolk, fo Lange, 15 
ſich noch im Dienſt des Schiffs befinden, gemacht werden; endlich alle 725 
jurien, welche waͤhrend des Laufes des Schiffdienſtes zwiſchen Schiſſe 
und Matroſen unter ſich, oder zwiſchen ihnen und andern Perſonen / in⸗ 
ſofern dieſe als Klaͤger auftreten, vorfallen. 


9. 8. 
c. Fiscaliſche Unterſuchungen gegen die Handlungs⸗ und 
t Schifffahrtsgeſetze⸗ 

Zu den Vergehungen, deren Unterſuchung und Beſtrafung dem com? 
merz⸗ und Admiralitaͤts⸗Collegio gebührt, gehören: BR) 
a. Die Handlungspolizei⸗Contraventionen, welche nicht mehr polizei x 

geruͤgt und beſtraft werden koͤnnen, mithin entweder von der Loca 

Polizeibehoͤrde zur weitern Unterſuchung und Beſtrafung an u 

Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗Collegium verwieſen werden, oder N / 
Unterſuchung ihm von der Provinzialbehoͤrde oder dem Ober⸗Lande 

gerichte zu Marienwerder aufgetragen wird. t 2 ie 

b. Die Unterſuchung und Beſtrafung der Dienſtvergehen aller ss 
fahrts⸗ und Handlungspolizei⸗Officianten, wie auch der dabei A 

geſtellten ſtaͤdtiſchen Beamten. ſel⸗ 

Die Pflichtwidrigkeiten der Abrechner, Schiſſs⸗Waaren⸗ und Wech if 
Maͤkler, der Schiffer gegen ihre Rheeder, der Matroſen gegen die Sch 

fer, fo wie die Betruͤgereien im Handelsgewerbe, unter den Kaufl 

ſelbſt, oder gegen dritte Perſonen veruͤbt, iſt das Gericht von Auen 
gen zu ruͤgen, und den Angeſchuldigten zur Unterſuchung und Beſtraf 

zu ziehen, verpflichtet. 6 Gel 

Der erſten Unterfuchung und Aufnahme des Thatbeſtandes bei 
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3 ⸗Vorfaͤllen auf Schiffgefaͤßen im Hafen und auf der Rheede, muß 


5 ommerz⸗ und Admiralitaͤts⸗Collegium ſich nach Maaßgabe des 9. 20 
er Criminal» Ordnung unterziehen. f 
9. 9. ö 
Das Gericht muß ſich jedoch der Entſcheidung in allen Unterſuchun⸗ 
gen enthalten, wenn nach feiner Meinung die Strafe das im 9. 34. Nr. 
Bir Tit. 35. der Allg. Gerichtsordnung beſtimmte Maaß überfchreiien 
Aurfte, vielmehr in dieſem Falle die Acten an das competente Eriminal⸗ 
ericht zur weitern Verfuͤgung einſenden. f 


$. 10. 
. Arreſt⸗Sachen. 


Durch den Arreſtſchlag kann das Forum bei dem Commerz⸗ und Ad⸗ 
miralitäts⸗Collegio nur alsdann begruͤndet werden, wenn die Hauptſache 
u ſeiner Cognition gehört. In zweifelhaften, aber dringenden Fallen 
Ban das Gericht zwar den Arreſt, wenn ſonſt geſetzliche Grunde dazu 
dörbanden find, verhaͤngen, es muß aber die Juſtification deſſelben, und 
die weitere Einleitung der Hauptſache, dem ordentlichen Richter uͤber⸗ 
aſſen, ſobald ſich bei näherer Unterſuchung ergiebt, daß die Sache nicht 
uu feiner Cognition gehört. N 

Dagegen koͤnnen aber auch ſowohl Perſonal-Arreſte, welche gegen 
Schiffer und Schiffsmannſchaft, ſo kange ſie ſich im Schiffsdienſt befin⸗ 
en, verhängt, als Real-Arreſte, welche auf Schiffe und Fahrzeuge al⸗ 
ler Art oder deren Ladungen gelegt werden ſollen, nur allein von dem 
ommerz⸗ und Admiralitaͤts-Collegium verfügt werden, wenn gleich die 
auptſache vor ein anderes Gericht gehoͤrt. V. 

Nur die Polizeibehoͤrden und Eriminalgerichte find befugt, dergleichen 
Arreſte unmittelbar zu verhaͤngen, ſie muͤſſen ſolches aber dem Com⸗ 
merz⸗ und Admiralitäͤts⸗Collegio bekannt machen. 


9. 11. 
Perſonal. 


Um nun alle dieſe Gefchäfte zweckmaͤßig und mit der erforderlichen 
Schnelligkeit bearbeiten zu koͤnnen, fol das Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗ 
ollegium kuͤnftig beſtehen: f > 

1) aus einem Director; 
aus vier rechtsverſtaͤndigen Raͤthen, wovon jedoch nur zwei perma⸗ 
nente Mitglieder find, und den Charakter Commerzien⸗ und Admi⸗ 
talitätsräthe führen, die beiden andern aber aus den Stadt⸗Juſtiz⸗ 
raͤthen zu wählen, vom Land- und Stadtgericht an das Commerz⸗ 
und Admiralitaͤts⸗Collegium zur Beiwohnung der Seſſionen zu de⸗ 
putiren ſind, und in demſelben nach ihrem Dienſtalter als Juſtiz⸗ 
5 ruͤthe dergeſtalt ihren Sitz erhalten, daß der ältere Juſtizrath dem 
| jüngern Commerzien⸗ und Admiralitaͤtsrath, und der altere Com⸗ 
merzien⸗ und Admiralitätsrath dem juͤngern Juſtizrarh vorgeht; 
3) aus vier kaufmaͤnniſchen Mitgliedern, welche mit den rechtsverſtaͤn⸗ 
digen Rathen gleichen Charakter fuͤhren; 
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4) aus 125 Secretairen, einem Regiſtrator, drei Ganzeliften, zwe 
Aufwaͤrtern und zwei Waſſerdienern. 5 
eu wird jedoch nur erſt ein Theil dieſes Perſonals angeſtellt, un 
die vollſtändige Beſetzung des Collegii bei zunehmenden Geſchäften vor 
behalten. 
6. 12. 


Qualification der Mitglieder. 


Zu den Aemtern des Directors und der rechtsverſtaͤndigen Raͤthe wer 
den in der Regel nur ſolche Maͤnner fuͤr qualificirt angenommen, welche 
bei der Immediat⸗Examinations⸗Commiſſion gepruͤft, und tuͤchtig gefun? 
den worden, und die mit der Kenntniß des Rechts und der Landesgeſebze 
auch die des Handels und der Schifffahrt verbinden. 1 

Zu kaufmänniſchen Mitgliedern ſollen Männer gewahlt werden, we. 
che die allgemeine Achtung ihrer Mitbuͤrger und Standesgenoſſen in 25 
nem vorzuͤglichen Grade genießen, und des beſondern Zutrauens derſe 
ben nicht minder wegen ihrer Rechtlichkeit, als wegen ihrer Kennen 
und Erfahrungen in Handlungs- und Schifffahrts⸗Sachen wuͤrdig find. 


§. 13. > 
Anſtellung und Wahl. 


5 
Sowohl der Director als auch die rechtsverſtaͤndigen Mitgliede⸗ 
werden dem Juſtizminiſterio von dem Weſtpreuß. Ober⸗Landesgericht vor 


2 2 


geſchlagen, die kaufmaͤnniſchen Mitglieder von der ſtaͤdtiſchen Handlung? 
Committee gewählt, und gleichfalls von dem Weſtpreuß. Ober⸗Landesge⸗ 
richt zur hoͤhern Beftätigung in Vorſchlag gebracht. 

Die Subalternen ſchlaͤgt das Collegium dem gedachten Ober⸗Landes 
gerichte vor, und dieſes berichtet uber ihre Anftelung an den Chef der 
Juſtiz. i 

9. 14. f 
Allgemeine Amtspflichten. 


Im Allgemeinen werden ſowohl der Director und die Raͤthe, als 
auch die Subalternen auf die in der Allg. Gerichrsordnung Th. III. Zit. 
2. 3. u. 5. vorgeſchriebenen Amtspflichten verwieſen, inſoweit jene Vor⸗ 
ſchriften durch dieſes Reglement nicht anders modificirt worden ſind. 


$. 15. 


Schnelle und dennoch gruͤndliche Bearbeitung der vorkommenden Ge⸗ 
ſchaͤfte iſt unumgänglich nothwendig, wenn der Zweck dieſer Gerichtsbe⸗ 
hoͤrde erreicht werden ſoll. - 8 

Daher kann der Dienſt auch nicht an gewiſſe Stunden des Tagen 
gebunden, und noch weniger koͤnnen Ferien geſtattet werden, IK 
dringende, keinen Aufſchub leidende Sachen muͤſſen, fo viel als möglt 
ununterbrochen und ſelbſt an Sonn: und Feſttagen bearbeitet werden. 


9. 16. 
Wochen⸗ Deputation. 
So lange die Schifffahrt im Gange iſt, muß, mit Ausnahme der S 
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an Feſttage, täglich Vor⸗ und Nachmittags in den Stunden von 9 bis 
und von 4 bis 6 Uhr ein rechtsverſtaͤndiges Mitglied auf dem Gerichts⸗ 
auſe anweſend ſeyn, die Bagatellſachen, beſonders aber die kleinen Schiffs⸗ 
aͤndel auf der Stelle vernehmen und beendigen, wichtigere Gegenſtaͤnde 
und Klagen aber zum Protokoll nehmen, und dieſes unverzuͤglich an den 
lrigenten befoͤrdern Laffen, ; : 
Die beiden permanent angeſtellten rechtsverſtaͤndigen Näthe wechſeln 
in dieſem Geſchaͤfte wöchentlich. i 
ö 9. 17. 
Wechſel⸗ und Bodmerei⸗Sachen muͤſſen in der Regel innerhalb 48 
Stunden in erſter Inſtanz entſchieden ſein. 
9. 18. 
Seſſions⸗Tage. f 
Das Gericht verſammelt ſich wöchentlich zweimal, und zwar jeden 
Mittwoch und Sonnabend Morgens um 8 Uhr. Dieſe beiden Seſſions⸗ 
age muͤſſen ohne beſondere Veranlaſſung nicht veraͤndert werden, weil 
fie für die Enufmännifchen Mitglieder am paſſendſten ſind. a 
eh 8. 19. 
Unterſchrift. 
Alle Verfuͤgungen, Ausfertigungen und Atteſte unter dem Siegel des 

ollegii werden vom Director allein, Berichte, Anſchreiben an höhere 
Behoͤrden, Urtheile, Reſolutionen, ſowie Ausfertigungen von vollzogenen, 
aufgenommenen oder beſtaͤtigten Documenten vom ganzen Collegio, oder 
doch wenigſtens vom Director und zween Näthen unterſchrieben, wegen 


Vidimationen ex actis vom Regiſtrator allein, andere Vidimationen aber 
vom Secretair beſorgt und beglaubigt werden. a 


$. 20. 
Gefege. 


Bei Bearbeitung aller dem Gerichte zugewieſenen Geſchaͤfte, muß 
daſſelbe die Allg. Landesgeſetze, namentlich die Allg. Gerichtsordnung und 


das Allg. Landrecht, vorzüglich aber das in letzterem Th. II. Tit. 8. ent: 


haltene See: und Handkungsrecht, die Strandordnung vom 10. Nopbr. 
1728, die Declaration derſelben vom 20. Novbr. 1741, die Declaration 
vom 29. April 1783, wegen der Polniſchen Pfandſchaften, das Edict 
vom 2. Juli 1801 wegen der Arreſte gegen Fremde, die Publicanda vom 
29. Mai 1783 und 24. März 1803 wegen der Mißbraͤuche beim Handel, 
die Verordnung vom 5. Mai 1809 wegen des Verkaufs von Schiffswaa⸗ 
ren, das Regulativ-Reſcript vom 23. Novbr. 1805, und die Verord⸗ 
nung vom 9. Deebr. 1809 wegen des Aufgebots verloren gegangener Do⸗ 
cumente, fo wie alle übrige emanirte und durch die Geſetzſammlung und 
die Weſtpreuß. Amtsblaͤtter noch zu emanirende Geſetze, infofern fie auf 
die dem Collegio zur Bearbeitung angewieſenen Geſchaͤfte Beziehung ha⸗ 
ben, beachten und darnach verfahren. \ Br 

In Betreff der ſtatutariſchen Geſetze, beſonders der Willkuͤhr und 
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des Wechſelrechts, ſo wie wegen Anwendung dieſer ſtatutariſchen Bere 
auf Handlungen, welche vor dem 29. März d. J. als dem Tage der wi 
führung der Preuß. Geſetze, vollzogen worden, gelten die Beſtimmunge 
des Publicationspatents vom 9. Septbr. 1814 wegen Wiedereinführung 
des Allg. Landrechts und der Allg. Gerichtsordnung in die von dem Preuß 
Staate getrennt geweſenen, mit demſelben wieder vereinigten Provinzen, 
§. 2. und 3. 3 ; 2 

Die dem vormaligen Admiralitaͤts⸗, Wett⸗ und Handlungsgericht 
hieſelbſt vorgeſchriebene Sportelordnung de dato Berlin den 25. Deck. 
1804, dient auch dem jetzigen Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗Collegio zu 
Richtſchnur. 

9. 2. 
Pflichten der deputirten Stadt⸗Juſtizraͤthe. 


Die von dem Land- und Stadtzerichte deputirten Stadt⸗Juſtizräthe 
wohnen den Seſſionen des Gerichts regelmaͤßig bei, haben gleich den 
permanent angeſtellten rechtsverſtaͤndigen Raͤthen ein volles Votum, der 

arbeiten jedoch nur die ihnen vom Director zugeſchriebenen Spruchſache 
gegen den Genuß der Urtheilsgebuͤhren. ? 

Sollten jedoch, beſonders zur Zeit der Polniſchen Producte⸗Abkunft, 
die Geſchaͤfte von den andern Mitgliedern des Gerichts nicht beſtritten 
werden koͤnnen, fo muͤſſen die vom Land- und Stadtgericht deputirten 
Mitglieder auch Inſtructibnen und Decernenda, gegen den Genuß der 
Juſtructionsgebuͤhren, uͤbernehmen. ? 

F. 22. 

Votum der kaufmaͤnniſchen Raͤthe. 


Die kaufmaͤnniſchen Mitglieder haben in der Regel nur ein Votum 

consultativum. 

Wenn es aber auf Conſtatirung eines Sachumſtandes ankommt, wel⸗ 
cher auf ein von Sachverſtandigen eidlich abzugebendes Gutachten ge⸗ 
gründet werden müßte, und die Beurtheilung deſſelben ſolche techniſche 

Kenntniſſe erfordert, welche bei den kaufmaͤnniſchen Mitgliedern voraus- 
eſetzt werden, ſo iſt ihre Stimme gleich der der rechtsverſtaͤndigen 
aͤthe entſcheidend. N i 


2 


8. 23. g - 
Sind die Stimmen gleich getheilt, fo entſcheidet die des Dirigenten. 
8 768.24 i 
Remuneration der Mitglieder und Subalternen. 


Der Director und die permanent angeſtellten rechtsverſtaͤndigen Raͤthe 
ſowie die Subalternen genießen das ihnen in dem Etat ausgeſetzte Gehalt. 

Der Director bezieht keine Emolumente, die Raͤthe, ſowohl gelehrte 
als kaufmaͤnniſche, die ihnen nach der Sporteltaxe zukommenden Commis? 
fionsgebühren, für Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche 
fie außerhalb der Gerichtsſtelle zu bearbeiten haben, der erſte Secretalt 
die für Aufnahme der Documente, der erſte Canzelliſt die fir die Cal 
culaturgeſchaͤfte ihm nach der Sporteltaxe“ zukommenden Gebühren. Die 


\ 
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Lopialien werden unter die Canzelliſten zu gleichen Theilen, die Boten⸗ 
gebuͤhren dagegen fo vertheilt, daß der erſte Aufwaͤrter zwei Drittheile, 
e der zweite ein Drittheil derſelben erhaͤlt. 


* 9 8 g 28, 
Beſon dere Amtspflichten. 
A. Des Directors. 


Der Director bearbeitet alle General⸗Sachen, vorzüglich als Decer⸗ 
nent die Havereien, Strandungen und Nothhavelungen, weil die Bear⸗ 
beitung aller dieſer Gegenftände eine genaue Kenntniß der Schifffahrt 
und Handlung erfordert, welche bei ihm vorausgeſetzt wird. Er ent⸗ 

wirft alle in General⸗Sachen abzuſtattende Berichte, verfaßt die Gut⸗ 
achten, welche von der unmittelbar vorgeſetzten, oder einer andern hoͤhern 
ehoͤrde uͤber mercantiliſche und nautiſche Gegenftände erfordert werden; 

er conferirt mit dem Polizei⸗Praͤſidio uͤber alle bei der Schifffahrt und 

Handlung getroffene polizeiliche Einrichtungen, und ſetzt das Collegium 

davon in Kenntniß; er allein führt das ſogenannte Polniſche Pfandbuch, 

und unterhält deshalb die erforderliche Correſpondenz mit den Directo⸗ 

rien des Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗Collegii zu Koͤnigsberg und des 
Land⸗ und Stadtgerichts zu Memel, er erbricht und praͤſentirt alle ein⸗ 
kommende Sachen, ernennt die Decernenten, Inſtruenten und Referen⸗ 

ten, revidirt von Zeit zu Zeit die Acten, und ſieht ſtrenge darauf, daß 

keine Sache aufgehalten oder verzoͤgert, ſondern vielmehr nach Moͤglich⸗ 
keit beſchleunigt werde; er veranlaßt Caſſen⸗Viſitationen, und ſorgt fire 
die prompte Abſendung aller Liſten und Tabellen; er controllirt uͤber⸗ 

haupt das Verfahren und die Geſchaͤftsfuͤhrung, ſowohl der Raͤthe als 
auch der Subalternen, er unterſtuͤtzt den Wochen⸗Deputirten in ſeinen 
Bemuͤhungen, die keinen Aufſchuß leidenden Geſchaͤfte durch Vergleich zu 
beendigen, beobachtet und leitet das Verfahren deſſelben und theilt das 
Geſchaͤft des Decretirens und Referirens in Prozeßſachen mit den Raͤthen 
in ſo weit als ihm die Bearbeitung aller hier bereits genannten Gegen⸗ 
fände noch einige Zeit dazu verſtattet. a 5 

Seine Gegenwart auf dem Geſchaͤftshauſe iſt daher waͤhrend der 
Dauer der Schifffahrt täglich nothwendig. 

Wenden ſich die Partheien vertrauungsvoll an ihn, ſo iſt er ver⸗ 
pflichtet, ſich den Gegenſtand des Streits von beiden Theilen vortragen 
zu laſſen, und ihnen feine Meinung zu eröffnen. Wollen ſich, die Par⸗ 
theien dabei nicht beruhigen, ſo hat dieſes Verfahren auf den kuͤnftigen 

rozeß gar keinen Einfluß. $ nr 
Bau liegt dem Director noch ob, jährlich die Conducten⸗Liſte des 
Collegit anzufertigen und an das Praͤſidium des Weſtpreuß. Ober⸗Lan⸗ 
desgerichts einzuſenden. . ; 


r 


8.126. 
B. Der rechtsverſtaͤndigen Raͤthe. 
Von den rechtsverſtaͤndigen Raͤthen bearbeiten nur die permanent 


angeſtellten die Decernenda, Inſtructionen, Spruchſachen und die com⸗ 
miſſorjaliſchen Geſchaͤfte, ſo wie dies alles ihnen von dem Director auf⸗ 


4 


* 
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getragen und zugeſchrieben wird, ſie fuͤhren nach deſſen Anordnung die 
Guratel bei der Sportel⸗ und Depoſiten⸗Caſſe, das Urtheils⸗, Commiſ⸗ 
ſions⸗, Affixionsgebüͤhren, das Vorſchuß⸗ und Strafbuch, und zwar alle 
dieſe Bücher, aus welchen die Sportel⸗Einnahme in jeder Sache zuſam⸗ 
mengeſetzt werden muß, mit der größten Genauigkeit, fo daß der er 
bent mit Zuverläffigkeit daraus erfehen werden und über deſſen Identita 
kein Zweifel entſtehen kann. g : 
Zu ſchleunigen Sachen muß alles per copiam decreti erlaſſen, mit⸗ 
hin muͤſſen ſolche Decreta ausfuͤhrlich abgefaßt, und es darf nichts Be 
fentliches darin übergangen werden. Reſolutionen und Berichte muͤſſen 
die Raͤthe ſelbſt concipiren, und dies nicht dem Secretair uͤberlaſſen. 


g. 27. 
C. Der kaufmaͤnniſchen Raͤthe. 


Die kaufmaͤnniſchen Raͤthe muͤſſen ſowohl den gewöhnlichen als 
außerordentlichen, vom Dirigenten angeordneten Seſſionen regelmaͤßig bei⸗ 
wohnen, in wichtigen Sachen die Termine als Codeputati auf Anordnung 
des Dirigenten wahrnehmen, den Inſtruenten mit ihren Sachkenntniſſen 
unterſtuͤtzen, ihr Gutachten uͤber beſonders wichtige und verwickelte, auf 
die Entſcheidung vorzuͤglich Einfluß habende und zu ihrer ſachkundigen 
Beurtheilung gehoͤrige Gegenſtaͤnde entweder muͤndlich zum Protokoll oder 
ſchriftlich im Schluß⸗Termine ad acta geben, in beiden Fällen aber die 
Sache mit ſolcher Gruͤndlichkeit und Klarheit auseinanderſetzen, daß die 
Anwendung der Geſetze auf den zur Beurtheilung vorliegenden Fall da⸗ 
durch vollſtaͤndig vorbereitet wird. f 

§. 28. 
D. Der Subalternen. 
a. Der Gecretaire. 


Der erſte Secretair, welcher zugleich Canzlei⸗ Director iſt, beſchaͤf⸗ 
tigt ſich vorzuͤglich mit den Strandungs⸗, Haverei- und Nothhavelungs⸗ 
ſachen, und mit Aufnahme aller deshalb von den Intereſſenten zu ma⸗ 
chenden Anträge. Ihm liegt die Aufnahme und Anfertigung aller Schiffs⸗ 
und Ladungspapiere und Documente, wie auch der Schlußrechnungen ob/ 
er aſſiſtirt dem Dirigenten bei der Fuͤhrung des polniſchen Pfandbuchs, 
und ſchickt ihm die deshalb aufgenommenen Verhandlungen verſiegelt zu 
übernimmt und führt die Auftrage aus, welche ihm vom Dirigenten no 
beſonders gemacht werden. Es ift ferner feine Pflicht, alle Verfuͤgungen, 
fie mögen durch eine foͤrmliche Expedition oder durch Abſchrift des De⸗ 
crets erlaſſen werden, alle Berichte, Reſolutionen und Documente in da 
Expeditionsbuch einzutragen, gemeinſchaftlich mit dem Regiſtrator dur 
ſorgfaͤltige Vergleichung mit den vom Canzlei⸗Inſpector der Regiſtratur 
abgelieferten Concepten und Acten, mit dem Expeditionsbuch und Bor 
trags⸗Journal den Siegelzettel zu controlliren und zu atteſtiren, die Ci? 
nahmebelege überhaupt mit feinem Atteſt zu verſehen, und ſämmtliche 
Munda zu contraſigniren. a 8 

Der zweite Secretair iſt zugleich Sportel⸗ und Depoſital⸗Caſſen⸗ 
Rendant. \ . 
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Als Secretair liegt ihm die Extenſion der Deerete in Prozeßſachen 
ob. Sollte jedoch nach dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen des Dirigenten die⸗ 
ſes Gefchäft von dem zweiten Secretair ohne Vernachlaͤſſigung feiner 
Ceſchaͤfte bei den Caſſen nicht mit der erforderlichen Beſchleunigung al⸗ 
lein beſtritten werden, fo muͤſſen dieſe Secretariatsgeſchaͤfte anders ver⸗ 
theilt, und entweder dem erſten Seeretair zugewieſen, oder die Raͤthe 
verpflichtet werden, alle Expeditionen, wozu keine Formularien vorhan⸗ 
den find, ſelbſt anzufertigen. 

§. 29. 
b. Des Regiſtrators. 


Die Regiſtratur wird in zwei Sectionen, naͤmlich in die General⸗ 
und in die Prozeß ⸗Regiſtratur abgetheilt. a 

Zur erſten gehoͤren alle Verhandlungen und Acten, welche die im 
$. 6. genannten Gegenſtaͤnde betreffen, fo wie auch die jährlichen Samm⸗ 
lungen der Edicte, Verordnungen und Regulativreſcripte, und die Acten 
über das Caſſenweſen; die letztere enthält die currenten und reponirten 
Arten mit Einſchluß der etwanigen Unterſuchungsſachen. Der Regiſtrator 
muß die General⸗Regiſtratur nach den verſchiedenen Geſchaͤftszweigen ein⸗ 
theilen, beide Regiſtraturen in ſteter Ordnung halten, die loſen Piecen 
zu den Acten heften laſſen, wozu ihm noͤthigenfalls ein Gehuͤlfe bewil⸗ 
ligt werden kann, den Tagezettel, das Reproductions-Journal, das Die 
ſtributions⸗ und Annotationsbuch, die Repertorien und Prozeßliſten führen, 
Er controllirt und atteſtirt gemeinſchaftlich mit dem erſten Secretair den 
Siegelzettel nach der im g. 28. enthaltenen Anweiſung, überzeugt ſich 
auf dieſem Wege, ob alle Piecen und Acten zur Regiſtratur gekommen, 
und ſucht das Fehlende ſogleich auszumitteln, wogegen er die abgeliefer⸗ 
ten Nummern in das Ablieferungsbuch einträgt, die fehlenden Nummern 
aber beſonders verzeichnet und daruͤber noͤthigenfalls dem Director An⸗ 
zeige macht. Noch im Laufe des Monats Mai und November fertigt er 
die halbjaͤhrigen Inſtructions⸗ und Prozeßliſten, ſo wie zur rechten Zeit 
die vierteljährigen Referenten, und die jaͤhrliche General-Prozeßtabelle 
an, und bringt ſie auf den Namen des Dirigenten zum Vortrage. 

Auch wird ihm die Fuͤhrung der Controlle der Salariencaſſe uͤber⸗ 
tragen. 

d. 30. 


o. Der Canzlei. . 


Der Canzlei⸗Inſpector und erſte Canzliſt, welcher zugleich die Cal⸗ 
culaturgeſchaͤfte bearbeitet, diſtribuirt die zu fertigenden Reinſchriften unter 
die beiden Canzliſten zu gleichen Theilen, und bearbeitet ſelbſt einen ſol⸗ 
chen Theil davon, als es ihm feine übrigen Geſchaͤfte geſtatten. Er 
legt monatlich die Berechnung der Copialien an, welche vom erſten Se⸗ 
eretair mit dem Siegelzettel zu vergleichen und zu atteſtiren iſt. Auf den 
Grund dieſer Berechnung wird die monatliche Einnahme der Copialien 
unter ihm und den beiden Canzliſten zu gleichen Theilen vertheilt, ſo 
daß jeder von ihnen den dritten Theil erhaͤlt. Von ihm wird die Be⸗ 
rechnung des Porto fuͤr einkommende und abgehende Sachen gefuͤhrt, 
und das Franco⸗Porto in das Expeditionsbuch eingetragen. Er verwal⸗ 


574 Den 17. September 1814. 


tet den Schreibmaterialien⸗Fond, fertigt daruͤber die jährliche Rechnung 
an, und legt von jeder Auszahlung den Ausgabe⸗Belag dem Dirigenten 
zur Genehmigung und Anweiſung vor. Mit den Boten, welche ihm zu⸗ 
naͤchſt ſubordinirt find, halt der Canzlei⸗Inſpector das Inſinuations buch, 
und bei eigener Vertretung ſorgt er dafür, daß die Inſinuationsſcheine 
zu den Acten, und die von den Boten eingezogenen Gelder an den Ren? 
danten abgeliefert werden. Auf die Vorſchriften des Canzlei⸗Reglements 
und der Executions⸗Ordnung muß er genau halten, und die Boten hier⸗ 
nach in jedem Falle deutlich inſtruiren und belehren. Welche Arbeiten 
vor allen andern ſogleich vorgenommen und in welcher Zeit ſie gefertigt 
werden muͤſſen, wird jedesmal vom erſten Secretair, als Canzlei⸗Direc⸗ 
tor beſtimmt, und dieſer Beſtimmung muß puͤnctlich Folge geleiſtet wer? 
den. Sollte der Andrang der Geſchaͤfte zu gewiſſen Zeiten ſo groß ſein, 
daß die Schreibereien nach pflichtmäßigem Ermeſſen des Canzlei⸗Directors 
und Inſpectors nicht in der erforderlichen Zeit gefertigt werden koͤnnen, 
fo müffen Huͤlfsſchreiber angenommen und von den Copialien bezahlt 
werden. 
$. 31. 


d. Der Aufwärter und Waſſerdiener. 


Die Aufwaͤrter muͤſſen die ihnen aufgetragenen Beſtellungen prompt 
und zuverlaͤſſig ausrichten, bei Strafe der Cafjation keine Geſchenke an⸗ 
nehmen, vielweniger fordern, und die Anweiſung des Canzlei⸗Inſpectors 


puͤnctlich befolgen. ; 
Beſonders hat ſich der zweite Yufwärter als Executor mit den in der 


jedesmaligen Executions⸗Ordre zu beſtimmenden Gebühren zu begnügen, 

Die Waſſerdiener find zunaͤchſt dem erſten Secretair untergeordnet, 
müffen eine vollſtaͤndige und genaue Lifte von ſaͤmmtlichen am Orte be 
findlichen Matroſen fuͤhren, die von den Schiffen entlaufenen Matroſen 
ausmitteln, arretiren und der Polizeibehoͤrde uͤberliefern, auch keinen Ma⸗ 
troſen verheuern, welcher dazu nicht einen Erlaubnißſchein von der Po⸗ 
lizei erhalten hat, und uͤberhaupt vor der Muſterung den Capitain und 
die ganze Schiffsmannſchaft auf das Fremden⸗Buͤreau begleiten, damit 
ihnen der erforderliche Reiſepaß ertheilt werden kann. 

2 $. 82. 


Alle bei dem Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗Collegio angeſtellten Sub⸗ 
alternen⸗Officianten muͤſſen in der Regel an jedem Geſchaͤftstage von 
8 bis 12 Uhr Vor⸗, und von 2 bis 6 Uhr Nachmittags in dem Collegien⸗ 
hauſe gegenwaͤrtig ſein. Kommen ſehr ſchleunige Geſchaͤfte vor, welche 
einen Nufſchub zum folgenden Tage nicht geftatten, fo muͤſſen fie fi 
bis zu deren Beendigung, auch uͤber die feſtgeſetzten Dienſtſtunden hinaus, 
auf dem Geſchaͤftshauſe aufhalten. Selbſt an Sonn: und Feſttagen koͤn⸗ 
nen ſich in dringenden Faͤllen die Subalternen ſo wenig, als die Mit⸗ 
glieder des Gerichts, einer Arbeit entziehen, welche der Director ihnen 
aufzutragen fuͤr noͤthig erachtet. 8 N 15 

1 N ERSTE 
Beſondere Vorſchriften wegen der Verfahrungsart. 
Zum ſchleunigen und zweckmaͤßigen Betriebe der Geſchaͤfte iſt: 
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) Die Anſtellung vereidigter Dolmetſcher, vorzuͤglich in der polniſchen, 
engliſchen und hollaͤndiſchen Sprache nothwendig, und find die dazu 
kuͤchtigen Subjecte von der ſtaͤdtiſchen Handels-Committee in Vor⸗ 

0 ſchlag zu bringen; 9 . 

) muͤſſen anweſende Partheien angewieſen werden, die Termine in ihren 
Rechts angelegenheiten perſoͤnlich wahrzunehmen. Wollen ſie ſich hierzu 
nicht bequemen, fo muͤſſen ihre Mandatarien zwar zugelaſſen, es muß 

aber mit der Inſtruction in Beziehung auf diejenigen Umſtaͤnde, wor⸗ 
über. ſich die Mandatarien wegen mangelnder Information entweder 

gar nicht, oder doch nur unvollſtaͤndig ausgelaſſen, in contumaciam 
verfahren, und daß dieſes geſchehen, den am Orte befindlichen Par⸗ 
theien in der Vorladung ausdruͤcklich bekannt gemacht werden. 

0 Abweſende Partheien koͤnnen ihre Angelegenheiten bei dem Commerz⸗ 
und Admiralitaͤts⸗-Collegio durch ihre Correſpondenten zu Danzig, 
durch die daſigen Maͤkler und Schiffsabrechner, oder durch ihre Facto⸗ 
ren, Handlungs⸗Disponenten und Handlungsdiener, welche zu Danzig 
anweſend ſind, betreiben laſſen, und es ſollen dieſe Perſonen als 
Bevollmaͤchtigte zur Vertretung zugelaſſen werden, wenn ſie auch 

keine foͤrmliche Vollmacht beibringen, ſondern der erhaltene Auftrag 
nur aus der Correſpondenz zu entnehmen iſt. Dieſe Correſpondenz 
muß jedoch urſchriftlich producirt, der Auftrag daraus auf dem 
vorſchriftsmaͤßigen Stempeldogen extrahirt, und in Stelle der ſonſt 
erforderlichen Vollmacht ad acta genommen werden. Ueberhaupt ſoll 
nur zur Erhebung von Geldern und Effecten aus dem gerichtlichen 
Depoſitorio eine geſetzlich beglaubigte Special⸗Vollmacht erforderlich 
fein, in Hinſicht aller übrigen Gegenſtaͤnde aber, wo ſonſt eine Spe⸗ 
cial⸗Vollmacht noͤthig iſt, die Correſpondenz fuͤr hinreichend ange⸗ 
nommen werden, wenn daraus erhellet, daß dem Inhaber die Be⸗ 
fugniß ertheilt worden, über den feiner Behandlung anvertrauten Ges 

A genftand nach feinem Gutbefinden zu verfügen. . 

) Die Termine muͤſſen Vor- und Nachmittags an⸗ und fortgeſetzt, und 
die Inſtruction eines Prozeſſes darf ohne Noth nicht unterbrochen 
werden. In Bagatell⸗- und ſchleunigen, keinen Aufſchub leidenden 
Sachen muß Klage, Beantwortung und Beweisaufnahme ſo viel als 
möglich in einem Termine aufgenommen werden, und die Vorladung 
der Partheien und Zeugen auf Verordnung des Deputirten muͤndlich, 

N oder durch Vorzeigung des Original-Decrets erfolgen. 

Entweder von Amtswegen oder auf den Antrag des Appellaten muß 
gemäß §. 6 — 9. Tit. 14. der Allg. Gerichtsordnung erwogen und al⸗ 
lenfalls durch ein dem in Arreſtſachen aͤhnliches Verfahren beſtimmt 
werden, ob der Appellation effectus suspensivus oder devolutivus bei⸗ 
zulegen iſt. 

Wenn Bezahlung des Frachtlohns, der Heuer, einer Bodmerei⸗ 
oder andern privilegirten Schiffsſchuld den Gegenſtand des Prozeſſes 
ausmacht, ſo leidet es kein Bedenken, die Dispoſition der Prozeß⸗ 

90 ordnung Th. J. Tit. 14. §. 7. zu befolgen. ; . 

as das Executionsverfahren anbelangt, ſo iſt an ſich die Befugniß 
unbeſchraͤnkt, in allen zum Reſſort des Gerichts gehoͤrigen Sachen 
ie Execution zu verfügen, jedoch kann dieſe Execution nur 
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aa) in das Mobiliarvermoͤgen unmittelbar vollſtreckt werden. Zu 
dieſem Mobiliare gehoͤrt auch das Waarenlager einer Hand 5 
und die Vorraͤthe an Materialien und Fabrikaten einer Fabrik, 
anſtalt, mithin koͤnnen ſelbige im Wege der Execution ſowoh. 
ſequeſtrirt, adminiſtrirt als verkauft werden. Inſofern ſich a 10 
ein ſolches Vermoͤgen außerhalb Danzig und deſſen Territori 
i befindet, oder die Execution in ein Mobile vollſtreckt werden TO 
i ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Execution nur durch 2 
ordentlichen Richter des Exequendi, oder durch das forum be 
sitae vollzogen werden kann. ab 
bb) Dagegen foll aber auch das Commerz⸗ und Admiralitäts= ch 
legium ausſchließlich befugt ſeyn, die Taxation, und, nach Maa 
gabe des §. 230. Tit. 50. der Prozeßordnung, auch Auction ode 
Subhaſtation eines Schiffes oder Fracht-Fahrzeuges und deſſen 
Geraͤthſchaften vorzunehmen, und muͤſſen ſich andere Gerichte de 
halb an daſſelbe wenden. Ihm allein gebührt daher auch, we 
es auf Beſtimmung der Befriedigungsart der Schiffsgläubiget' 
es ſei in oder außer dem Falle eines Concurſes, ankommt, des 
falls die noͤthige Einleitung nach $. 681 und 682. Tit. 50. de 
Prozeßordnung zu treffen, fo wie bei öffentlicher Vorladung un 
bekannter Schiffsglaͤubiger, das Aufgebot nach den Vorſchriften 
bei Liquidationsprozeſſen zu erlaſſen. 8 
cc) Wenn bei Gelegenheit eines Arreſtes oder im Wege der Exe, 
cution eine perſoͤnliche Verhaftnehmung noͤthig iſt, fo bedien 
ſich das Collegium der ſtaͤdtiſchen Gefaͤngniſſe. 
a $. 34, 
Caſſenweſen. 


Das Depoſitalweſen kann bei dieſem Gerichte nicht von großer Br 
deutung ſeyn. Es fol die Depoſitalcaſſe daher nach der den Patrimt 
nialgerichten unterm 16. Febr. 1802, ertheilten Anweiſung verwaltet wer? 
den. Sollte die Erfahrung aber ein Anderes lehren, fo wird diefe Caſſe 
nach Vorſchrift der Allg. Depoſitalordnung vom 13. Septbr. 1783 Ju 
verwalten ſeyn, worüber zu feiner Zeit der gutachtliche Bericht des PP 
rigenten zu erſtatten iſt. i 

$. 35. 
Die Salariencaſſe wird zwar nach Anleitung des Reglements vom 
20. April 1782, jedoch mit folgenden naͤhern Beſtimmungen verwa et⸗ 
1) Zur Geſchaͤftsfuͤhrung bei dieſer Caſſe gehören folgende Bücher‘ 
a. das Caſſabuch, 5 
b. die Controllen, 
c. das Haupt⸗ oder Contobuch, 
d. das Einnahme- und Ausgabe Manual. 0 
2) Die Einnahme iſt entweder beſtimmt oder unbeſtimmt. Zur erſten 

gehört der firirte Zuſchuß, welcher aus landesherrlichen Caſſen 5 

Unterhaltung des Gerichts wird angewieſen werden, und der A 

der ſtaͤdtiſchen Kaͤmmereicaſſe mit 1333 Rthlr. in vierteljahrign, 

Ratis zu zahlende Beitrag zu den Unterhaltungskoſten, zur letzter 
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die Sporteln incl. aller baaren Auslagen. Die erſtere wird durch 
den Caſſenetat, die letztere durch den Siegelzettel, in welchen alle 
Sporteln aus dem Expeditions⸗, Commiſſions⸗, Urtheils⸗, Straf: 
und Affixionsbuch eingetragen werden muͤſſen, begruͤndet. ö 

8. Die Sporteln werden aus dem jedesmaligen Siegelzettel in das 
Manual uͤbertragen, welches eben ſo viel Colonnen als der Siegel⸗ 
zettel haben muß. Gehören die Sporteln zu einer Prozeß- oder 
ſolchen Sache, welche aus mehreren Verhandlungen beſteht, ſo wer⸗ 
den ſie auf das Rubrum der Sache, in allen uͤbrigen Faͤllen aber 

auf den Namen des Extrahenten in dem Manual gebucht. 

4. Das ſogenannte Gontos oder Hauptbuch ſoll das zwiſchen der Spor⸗ 
telcaſſe und jedem Glaͤubiger und Debitor derſelben beſtehende Ver⸗ 
haͤltniß nachweiſen, muß alſo ganz nach kaufmaͤnniſcher Art gefuͤhrt 

werden. Jeder Greditor und Debitor erhält darin fein Folium, worin 
die linke Seite mit Debet vier Colonnen, nemlich zur Benennung 
des Monats und Tages, der Sache, des Foli des Manuals oder 
des Caſſenbuchs und der Summe. 

5. Das Caſſabuch muß ſo gefuͤhrt werden, daß es jeden Augenblick den 
eigentlichen Zuſtand der Caſſe nachweiſen kann. Jede Einnahme 
und Ausgabe muß daher unverzüglich nach Monat und Tag und unter 
Anführung des Zahlers oder Empfängers, und der Sache, in mel: 
cher und wofuͤr die Zahlung geleiſtet worden, eingetragen werden, 
und zwar ohne Unterſchied, ob die Zahlung in einem Vorſchuſſe be⸗ 
ſteht, oder zur Tilgung einer der Caſſe bereits zuſtehenden Forderung 
geleiſtet wird. 

6. Durch das Controllbuch ſoll die Einnahme bei der Caſſe controllirt 
werden. Eine jede Caſſen⸗ Quittung, fie betreffe einen Vorſchuß, 
oder eine Sportel⸗ oder fonftige Einnahme, muß daher eben fo in 
die Controlle, wie in das Caſſabuch eingetragen, und darauf die 
Nummer und das Folium des Caſſabuchs und der Controlle, des 
erſtern vom Rendanten, der letztern vom Controlleur vermerkt, und 
vou beiden die Quittung unterſchrieben werden. 8 


9. 86, 


Hiernach wird alſo folgendes Verfahren ſtatt finden: g 
die. Der Rendant überträgt jede im Siegelzettel verzeichnete Poſt auf 
de im Manual bereits befindlichen oder anzulegenden Sportel⸗Conto's, je 

chdem ſie zu einer bereits ſchwebenden oder neuen Sache gehoͤrt, ver⸗ 
merkt im Manual die Nummer des Siegelzettels, unter welcher die Poſt 
ufgefuͤhrt, und im Siegelzettel das Folium, auf welchem die Poſt im 
anal übertragen worden iſt. Nach Beendigung diefer Operation uͤber⸗ 
nagt. er aus dem Manual die zur Einziehung bereits geeigneten Poſten, 
anmlich die für die einzelnen Verhandlungen, für beendigte Prozeſſe und. 
Edere aus mehrern Verhandlungen beſtehende Sachen, in das Haupt⸗ oder 
vöntobuch, und zwar auf darin fir den Debenten bereits befindliche oder 

u anzulegende Conto, dergeſtalt, daß er, wo mehrere Poſten vorhanden 
87 dieſe nicht einzeln einträgt, ſondern nur die Summe derſelben in 
6 Debet ftellt, und das Folium des Manuals vorſetzt, das Folium des 
utobuchs aber in dem Manual vermerkt. . 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. f N 


1 
1 
. 
1 
r u 
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Jede Einnahme und Ausgabe muß dagegen gleichzeitig im Caſſabuc 
und im Hauptbuch auf den gehörigen Conto debitirt oder creditirt un 
das Folium der Eintragung in dieſem, das der Uebertragung aber 
en vermerkt werden. Findet nun der Rendant bei der Uebertragung 

er Koften aus dem Manual, daß zur Deckung derſelben auf der Erd 
ſeite des Conto's gar nichts oder zu wenig vorhanden iſt, ſo muß er 5 5 
Einziehung des Reſtes oder die Einzahlung eines neuen Vorſchuſſes ver 
anlaſſen. N a 
In den letzten Tagen eines jeden Caſſen⸗Jahres muͤſſen zuvörderſt 
alle Sportel⸗Conto's in dem Manual, und zwar ohne Unterſchied, 9 
ſie zu bereits beendigten, oder noch ſchwebenden Sachen gehoͤren, a 95 
5 ſchloſſen, und der Koſtenbetrag in dem Hauptbuche gehoͤrigen Orts den; 
tirt, hiernaͤchſt auch alle übrigen Bücher abgeſchloſſen und die verbleiben; 
den Saldo's in die neuen Buͤcher uͤbertragen, aus dem Hauptbuche 1 7 
muß eine Balance angefertigt werden; ſo muß durchaus der Abſchlu 
aller Siegelzettel mit dem des Manuals, der der Controlle mit der Cin“ 
nahme des Caſſabuchs, und der Saldo des letztern mit dem baaren? 0 
ſtande bis auf den kleinſten Bruchpfennig uͤbereinſtimmen, die aus de 
Hauptbuch gezogene Balance aber jeden Ereditor und Debitor der Gaſſe 
nachweiſen. 2 
7 . $ 37. ; = 

Alle baaren Auslagen, als Commiſſions⸗, Secretariats⸗ und ahnliche 

Gebüuͤhren, Copialien und Botenlohn, Stempel und Porto werden mes 
natlich auf den Grund des Siegelzettels demjenigen bezahlt, welchem 1 
zuſtehen, die Zahlung wird im Caſſabuch verausgabt und im Hauptbu 
gehörigen Orts debitirt. Damit die Caſſe hierdurch keinen Verlust el 
leide, ſo muß der Rendant, bei eigener Vertretung, in jeder Sache fir 
einen ſolchen Vorſchuß forgen, daß damit ſtets die baaren Auslagen ge 
deckt werden. Läßt er ſich hiebei keine Vernachläßigung zu Schulden 
kommen, und es wird dennoch die Niederſchlagung eines entſtandenen 
Reſtes nothwendig, ſo ſollen die auf die Weiſe nicht einziehungsfaͤhig 
geweſenen baaren Auslagen der Caſſe von den n ſo weit e 
angaͤnglich iſt, erſtattet, das Uebrige aber ſoll als Verluſt in Ausgabe 

gebracht werden. 
$. 38. 


5 Die baaren Gelder ſowohl, als auch die zur Caſſe gehörigen Oo? 
cumente muͤſſen in einem eiſernen am Boden feſtgeſchrobenen Kaſten ve 
wahrt werden. Ä 
$. 39. 


Der von dem Director aus den Mitgliedern des Collegii zu ernen? 
nende Caſſen⸗Curator führt die Aufſicht über dieſe Caſſenverwaltung, 
revidirt die Bücher und die Caſſe wenigſtens in jedem Monat einmal 
und ſtattet daruber feinen Bericht dem Collegio ab. Der Director 
dagegen außerordentliche Caſſenviſitationen zu veranſtalten. j 


9. 40. : 


Wenn am Ende des Rechnungsjahres die Bücher abgeſchloſſen un) 
die verbliebenen Saldo's in die neuen Bücher übertragen find, muß d 


’ 
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Director mit Zuziehung des CEurators und zweier kaufmaͤnniſchen Mit⸗ 
glieder den gefertigten Abſchluß genau revidiren, die Bücher mit einander 
vergleichen, ſich von der richtigen Uebertragung der Saldo's in die neuen 
Bucher völlige Ueberzeugung verfchaffen, die ſich hernach ergebenden Reſte 
Prüfen, und den Rendanten anweiſen, wegen Einziehung oder Nieder⸗ 
chlagung derſelben Antraͤge zu machen. i 
Ueber dieſes Reviſtonsgeſchäft muß der Director ein umſtaͤndliches 
Protokoll aufnehmen laſſen, und dem Collegio daruͤber Vortrag halten. 
enn nichts zu erinnern gefunden, oder die gemachten Erinnerungen vom 
endanten erledigt worden, wird auf den Grund dieſes Reviſions⸗Pro⸗ 
tokolls das Atteſt über den Betrag der ganzen Sporteleinnahme ausge⸗ 
Feel und dem Rendanten zum Belege der abzulegenden Rechnung zu⸗ 
eſtellt. 5 
9. 41. 


Dieſe Rechnung muß ſpäteſtens 6 Wochen nach dem Anfange des 
neuen Rechnungsjahres dem Collegio vom Rendanten zur weitern Befoͤr⸗ 
erung an das Koͤnigl. Weftpreuß. Ober⸗Landesgericht überreicht werden. 


g. 42. 


Der Rendant iſt verpflichtet, eine mit dem gewöhnlichen baaren Be⸗ 
ſtande der Caſſe im Verhaͤltniß ſtehende Caution zu beſtellen. ; 
Nach den im vorftehenden proviforifchen Reglement enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen hat das Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗ Collegium zu Danzig 
ſich bei feiner Geſchaͤftsfuͤhrung genau zu achten. 5 

Berlin, den 17. September 1814. ker 
Der Juſtizminiſter 
7 v. Kircheiſen. 
Proviſoriſches Reglement 
für das Königl. Preuß. Commerz⸗ 
und Admiralitaͤts⸗Collegium 
zu Danzig. 


Nr. 71. 
Inſtruction 5 
für den Polizei⸗Praͤſidenten der See- und Handelsſtadt 
x Danzig. *) ; ; 


W. Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 

hun kund und fügen hiermit zu wiſſen: N 

t Nachdem durch das dato vollzogene Reglement die Polizei⸗Verwal⸗ 

zung in der See⸗ und Handelsſtadt Danzig einem Polizei⸗Praͤſidenten 
ertragen worden, ſo, ſoll fie denſelben folgende Inſtruction gelten. 

Sy | 


) Amtlicher Abdruck. 8 N 
| RT 


* 


ordnungen mit Nachdruck halten, und darin Niemanden, er mag b 


Verfuͤgungen allein verantwortlich. 
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. 


Der Polizei⸗Praͤſident muß auf die genaueſte Befolgung des unterm 
heutigen Dato vollzogenen Polizei⸗Reglements und aller in polizeilicher 


Hinſicht ſchon ergangenen und kuͤnftig noch ergehenden Ediete und in 


wer er wolle, nachſehen. 
; 90525 


„Der Polizeipraͤſident erhält hierdurch völlige Autoritaͤt, die Polizei 
von Danzig in den Grenzen des gedachten Reglements und der emanir⸗ 
ten Polizeigefege zu verwalten. Derſelbe bleibt aber auch für feine 


9. 8. 


Er ſteht in einem directen Subordinations⸗Verhaͤltniß nur gegen den 
Staats⸗Kanzler, die Miniſterien, und die Weſtpreuß. Provinzial⸗Re⸗ 
gierung. ö 7 

N 8.4. NEN 2 

Was aber inſonderheit fein Verhaͤltniß zu der letztgedachten Behörde 
anbetrifft, ſo ſoll zur Erhaltung des nothwendigen Anſehens des Poli- 
zeipraͤſidenten, derſelbe Sitz und Stimme in der Regierung ſelbſt, und 
feinen Rang gleich hinter den Directoren und vor den uͤbrigen Mitglie⸗ 
dern der Regierung haben. In dieſem Verhaͤltniß iſt er daher nicht nur 
den Vorträgen des Regierungs⸗Collegii beizuwohnen und bedenkliche Faͤlle 
ſelbſt vorzutragen jederzeit berechtigt, ſondern auch auf die beſondere Auf⸗ 
forderung des Regierungspraͤſidenten bei den Seſſionen zu erſcheinen ver⸗ 
pflichtet. Um ihn jedoch von feiner Hauptbeſtimmung nicht abzuziehen 
und von Danzig entfernt zu halten, darf er nur in außerordentlichen 
Fällen zu den Berathſchlagungen über Landes⸗ oder die Stadt Danzig 
betreffende polizeiliche Gegenſtaͤnde berufen werden, und kann die Seſſion 


ſogleich nach Erledigung dieſer Gegenſtände verlaſſen. 


Der Polizeipraͤſident ift daher eigentliche Verfügungen nur von der 
Weſtpreuß. Regierung oder deren Deputationen in ihren reſp. Reſſorts , 
und von dem Präſidenten der Regierung anzunehmen und mit Vorbehalt 
des weitern Berichts an die vorgeſetzt) Miniſterien und Extrahirung de⸗ 
ren fernerweitiger Entſcheidung in Faen, wenn er die Beſchluͤſſe der 
Regierung bedenklich und mit zu großer Verantwortlichkeit für ſich ver? 


bunden hält, zu befolgen verpflichtet; von andern einzelnen Mitgliedern 


der Regierung darf er nur requirirt werden. 
| 9. 5. er 
Wichtige Vorfälle oder Gegenftände, welche die Provinzialbehoͤrde 
intereſſiren, muͤſſen der Regierung gleich angezeigt werden. i 
5 d. 6G. 0 
Mit dem Gouvernement und der Garniſon muß der Praͤſident ſo 


viel als möglich, ein gutes Einverſtaͤndniß zu erhalten, und die zwiſche 


Militafr⸗ und Civilperſonen vorfallenden Differenzien auf eine gerech 
und billige Art zu beſeitigen ſuchen. f ! 
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9. 7. SR 

So wie es auf der einen Seite die unerläßliche Pficht des Polizei 
praͤſidenten iſt, zweckmaͤßige Polizeianftälten in Antrag zu bringen, fo 
darf er doch dicht Forderungen machen, welche die Krafte der Stadt⸗ 
Caſſe überfchreiten, er muß vielmehr über die Ausführbarfeit und die 
ittel hiezu mit dem Magiſtrat concertiren, auch uͤberhaupt die zur 
Beförderung des Gemeinweſens durchaus nothwendige Harmonie fo viel 
als möglich zu cultiviren ſuchen. 


§. 8. f 

Der Polizeipraͤſident bleibt fuͤr den zwedimäßigen e 
in den Polizei⸗Buͤreaux völlig verantwortlich; dagegen iſt er aber auch 
befugt, denſelben fo anzuordnen, als er es dem Dienſt und der Sache 
am angemeſſenſten findet. Das in den Buͤreaur angeſtellte Perſonale iſt 
Firn Anordnungen vnweigerliche Folge zu leiſten verbunden, und er kann 
leichte Dienſtvergehen durch Zurechtwefſungen, Verweiſe und Ordnungs⸗ 
krafen ahnden. Schwere Dienſtvergehen aber muß er der Regierung zur 
Verfügung der Unterſuchung anzeigen. 5 

d. 9. g 

Eine ganz vorzuͤglich genaue Aufficht aber muß der Polizeipraͤſident 
auf die executive Polizei und deren Officianten führen, damit dieſe auf 
der einen Seite es an der erforderlichen Vigilanz nicht fehlen laſſen, auf 
er andern aber auch ihre Befugniſſe nicht uͤberſchreiten, und dem Pu⸗ 
blico oder den mit ihnen in Beruͤhrung kommenden Diſtrictsvorſtehern 
Ba einige gegründete Urſachen zu Beſchwerden geben. 


9. 10. 
Der Praͤſident darf es nicht bloß bei den zu erlaſſenden Verfuͤgun⸗ 


gen bewenden laſſen, fondern muß ſich durch oͤftere und unvermuthete 


Reviſtonen zur Stelle von der wirklichen e der en An⸗ 
ordnungen und emanirten Edicte uͤberzeugen. 


Wir erwarten mit Vertrauen, daß der Poligeipräftdent mit pflicht⸗ 
ma aßigem Eifer die Polizei in Danzig verwalten werde, wogegen derſelbe 
ich auch Unſers Königl. Schutzes gegen Jedermann verſichert halten kann. 


Gegeben zu Wien, den 4. October 1814. 
(L. s.) 
Friedrich Wilhelm. 


* 4 
Gr. Hardenberg, v. Wittgenſtein, Schuckmann. 
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Nr. 72. 
Polizei⸗ Reglement ö 
der See» und Handels - Stadt Danzig.) 


Wie Friedel ch Wilhelm ꝛc. Thun kund und fügen hiemit zu wiſſen. 
Nach der nunmehr erfolgten Wiedervereinigung der See⸗ und Han⸗ 
dels⸗Stadt Danzig mit Unſern Staaten wird auch eine der jetzigen Der 
faffung angemeſſene zweckmaͤßige Organiſation der dortigen Polizei ns 


thig und folgendes hierüber verordnet. 
9. 1. f 
(Zweck der Polizeiverwaltung.) 

Der Polizeibehörde in Danzig liegt es ob, innerhalb den ihr 920 
gewieſenen Grenzen Allem vorzubeugen und Alles zu entfernen, was 1 
Einwohnern der Stadt Danzig und deſſen Gebiet und dem Hafen un 
der Rheede von Neufahrwaſſer nachtheilig oder gefährlich ſeyn konnt 
Sie hat mithin vorzüglich auf die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, St 


U 


cherheit und Ordnung, imgleichen auf diejenigen öffentlichen Anſtalten d. 


wachen, wodurch das allgemeine Wohl befördert und erhöht wird. 
ö 9. 2. i 
(Wirkungskreis der Polizeibehoͤrde.) 
Der ftädtifche Polizeibezirk faßt in ſich: ; 
a) die Stadt und deren innerhalb den Veſtungswerken belegene Vor 


ſtaͤdte, und : : 
b) die äußern Vorſtädte und deren nächfte Umgebungen, nehmlich: 


das Revier an der Weichſel, wozu gehoͤren die Ortſchaften 


1. Nehrungſche Weg incl. Gaͤnſekrug und Althoff, 
2. Steindamm, 
3. Sandweg, * ’ 
4. Bürgerwiefen, 8 
5. Krieſel, 
6, an der Rothenbruͤcke, ; 
7. an der Mottlau inch, Nobiskrug, 
8. Strohteich, f N E 
9. Polniſchehaken, 
10. Milchpeters 
11. an der Schutenlaake, 
7 12. Holm, : ’ 
13. ite und 2te Holländer, und 
14. Troyel. 


) Amtsblatt der Regierung zu Marienwerder von 1814. 
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Das Revier von Neufahrwaſſer, mit 
1. Neufahrwaſſer, 
2. Muͤnde, und 
3. Broͤſen. 
Das Revier von Langfuhr, mit 
1. Langfuhr, 
2. Heiligenbrunn, 
3. Hoch⸗Stries, 
4. Leeg⸗Stries, 
5. Ite und 2te Jeſchkenthal, 
6. Silberhammer, 
7. Saspe incl. Ziſchmeiſteret, Lauenthal und St. Peter, 
8. Brunshoff, 
9. Kleinhammer, 
10. Schellmuͤhl, 
11. Marienhof 
12. Neuſchottland incl. der Doͤringſchen Kathe, 
13. Ziegelſcheune, 
14. Allerengel, 
15. Kabruns Aſchbude, 
16. Reygers Hof, 7 
17. ite, 2te und Zte Logan, 7 - 
g 18. Kalkſchanze, 
19. Schmidts Gartenhaus. 
Das Revier von Schidlitz mit 
1. Schidlitz, 
2 Stolzenberg inel. Wehgdeg, 
8. Altdorf, 
4. Tempelburg, 
5. Emaus, 
6. Chriſtinenhoff, 
7. Hoͤlle, 
8. Teichhaus, 
9. Aſchbude, 
10. Pietzkendorff, 
11. Ziegankenberg inch, Diewelkau und Königsthal, n 
12. 2te Neugarten incl, Schlapke, e es; 
Groß und Klein Molde, 
13. Dreilinden. 
Das Revier von Schottland, mit 
1. Altſchottland, 
2. Stadtgebiets und Hoppenbruch, — 
3. Schoͤnfeldſche Weg und Schottenhaͤuſer, 
4. Ohra inch. Niederfeld, 
5. Eichorien⸗Fabrike⸗Gebaͤude, und JS 
6. Gutſcherberge. i 
Das Revier von St. Albrecht mit 
1. St. Albrecht, 


N 
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2. Drei Schweinskoͤpfe, 
3. Scharfenort. 5 
Die Landpolizei erſtreckt ſich auf den ganzen hbrigen Theil des Dan⸗ 
ziger Gebiets. N 2 be 
In beiden Abtheilungen ſind die Stroͤme und Gewaͤſſer mit ein = 
griffen, fo wie der Seeſtrand von der Oſtpreußiſchen bis zur Pomme 
ſchen Kuͤſte. 
9. 8. e 


In Ruͤckſicht der Gegenſtände find der Aufſicht der Polizei alle Per 
ſonen und Sachen, die ſich innerhalb der geographiſchen im 2ten g. be⸗ 
zeichneten Grenzen ihres Wirkungskreiſes befinden, untergeordnet. Hier 
findet überhaupt und alſo auch insbeſondere für privilegirte Grundſtücke 
und Sachen und für eximirte oder ſonſt einen privilegirten Gerichtsſtan 
habende Perſonen keine Ausnahme ſtatt. Auch Militairperſonen Fed? 
unter der Polizei, in fo weit die Verordnung vom 21. Febrnar 1814 
7. September 1811 und 24. September 1812 dies naher beſtimmen. 

$. 4. 
(Geſchaͤftskreis.) 3 

Der Umfang des Geſchaͤftskreiſes der Polizeibehörde zu Danzig wird 
allein durch den F. 1. angegebenen Zweck ihrer Organifation beſtimmt. 
Von den fruͤher durch dieſelbe bearbeiteten Gegenſtaͤnden gehen daher ſo⸗ 
gleich zur Juſtiz uͤber: Fa 

(Gegenſtaͤnde, welche gleich zur Juſtiz übergehen.) 

a) die Injurien⸗Sachen, wenn die Injurien von Nichteximirten auf 
öffentlichen Straßen und Plaͤtzen veruͤbt worden; 

b) die Geſinde⸗Sachen, wenn aus dem Dienſtvertrage Lohn⸗ und Ent⸗ 
ſchaͤdigungs⸗Forderungen geltend gemacht werden. Jedoch ſollen au 
dieſe zuerſt zur Kenntniß der Polizeibehoͤrde gebracht und bei Det? 
ſelben angemeldet werden, damit fie zuroͤrderſt zwiſchen den fire 
tenden Partheien die Suͤhne verſuchen laſſen kann. Schlaͤgt der 
Suͤhne⸗Verſuch fehl, ſo wird die Sache ſogleich dem ordentlichen 
Gericht zur rechtlichen Behandlung und Entſcheidung übergeben; , 

e) die Unterſuchungen und Beſtrafungen der Contraventionen gegen die 
Bordell-Vorſchriften; 5 a 

d) kleinexer Diebftähle und Diebeshehlereien, auf welche nur eine po⸗ 

llizeimaͤßjge Strafe ſteht; g f 

e) der Uebervortheilungen beim Maaß und Gewicht, und uͤberhaupt 

1) aller Polizei⸗Contraventionen, deren faktiſche Ausmittelung eine fort? 
liche, mit Aufnahmen von Beweiſen verbundene Inſtruction erfor⸗ 
dert, oder bei denen die Strafe entweder gar nicht beſtimmt, oder 
die Anwendung derſelben zweifelhaft iſt. 5 


Gegenſtaͤnde, welche der Polizei verbleiben.) 


Zum Reſſort der Polizei gehoͤren: ’ \ 
1) die Cantons⸗Landwehr⸗ und Bürger: Bataillons= Sachen, nach den 
desfallſigen Beſtimmungen; \ u 


Den 4. October 1814. el 

2 die Unterſuchung und Beſtimmung der ſtaatsbürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Juden; 

3) die Cenſur der nicht politiſchen Artikel der Danziger Zeitungen, der 
Intelligenzblaͤtter, Zeitſchriften, Flugſchriften, Bücher- Kataloge und 
ſonſtigen gedruckten und geſchriebenen Schriften und Pamphlets nach 
den Beſtimmungen der Cenſur⸗ Verordnungen; 

) die Aufſicht auf geſtempelte Zeitungen, Wechſel, Karten und der⸗ 
gleichen nach Vorſchrift der Stempelgeſetze; 

5) die Aufnahme der Gewerbtreibenden, Land-Conſumtions- und Pers 
ſonen⸗Steuerpflichtigen, Ertheilung der polizeilichen Atteſte und 
Conceſſionen und die Aufſicht uͤber ſelbige, nach den Beſtimmungen 
der Ediete vom 2. November 1810 und 7 September 18115 
6) die Beſchwerde der Gewerbetreibenden über Beeintraͤchtigungen und 

Beſtrafung derſelben; 

7) die Aufſicht auf fremde und verdächtige Perſonen, gegen welche 
ſelbſt in Schuldforderungs⸗Sachen, wenn Gefahr im Verzuge iſt, 
der vorlaͤufige Arreſtſchlag verfuͤgt werden kann; doch muß die Sa⸗ 
che ſogleich dem Gericht übergeben werden; 

8) die Theaterpoljizei; 

9) die Gefinde- Sachen nach folgenden Beſtimmungen: 


a) die Aufſicht über die Geſi indevermiether und Bermietheriunen; 

b) die Unterſuchung und Beſtrafung 755 b Andern das Ge⸗ 
finde abwendig machen; 

o) die Unterſuchung und Beſtrafung wegen nicht besbachtetey For⸗ 
malitäten bei Schließung des Dienſtvertrags; 

d) die Unterſuchung und Beſtrafung der Faͤlle, wo Geſinde doppel⸗ 

tes Miethsgeld nimmt; : 

e) das Geſinde, welches nicht zur gehörigen Zeit den Dienſt, zu 
welchem es ſich vermiethet, angetreten hat, durch Zwang zur 
Erfüllung feiner Verbindlichkeit anzuhalten; 

£) das Geſinde, welches ſich weigert, die: Laden und Behältniffe, 
in welchen es feine Habſeligkeiten hat, in die Wohnung der 
Herrſchaft zu bringen, dazu anzuhalten, und bei etwaniger Re⸗ 
nitenz zu beſtrafen; 

8) die Unterſuchung und Beſtrafung nachſtehender vom Geſinde im 
Dienſt begangener und von Herrſchaften geruͤgter wie !' 


1. wenn es auf der Herrſchaft Namen borgt, 


2. wenn es ſich zur Gewohnheit macht, uͤber die zu einem 
Geſchaͤft erforderliche oder die ihm erlaubte Zeit auszu⸗ 
bleiben, ſo wie bei Schlafenszeit ſich aus dem Hauſe zu 
begeben, 

3. wenn es ſi ch Veruntreuungen, deren Gegenſtand 5 Rthlr. 
oder weniger beträgt „ kleine Hausdiebſtaͤhle, Widerſpen⸗ 
ſtigkeit, ſchimpfliche Begegnung der Herrſchaft, wieder⸗ 
holte Prellerei, Zank und Schlagen mit dem Nebenge⸗ 
ſinde zu Schulden kommen laͤßt, und In 

4. wenn das Geſinde ein noch zum fernern Dienigebraud 
beſtimmtes Livreeſtuͤck verkauft oder verſetzt; 


+ 
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15) die Ruͤge und Beſtrafung jeder Ueberſchreitung des der Her 
ſchaft zuſtehenden Zuͤchtigungsrechts; 5 a 

i) die Beſtrafung des Gefindes, welches den Dienft verläßt, 10 

die Veranftaltung, daß ſelbiges, wenn die Herrſchaft es win 
} und ſonſt nicht rechtsguͤltige Urſachen entgegen ſtehen, in 0 
Dienſt zuruͤckgebracht werde; ö 

k) der Verſuch der Suͤhne, bei Entlaſſung des Geſindes ohne Auf, 
kündigung oder nach geſchehener Aufkuͤndigung vor Ablauf der 
Dienſtzeit, wegen Fortſetzung des Dienſtvertrages; 

) die Anwendung von Zwangsmitteln gegen Herrſchaften, welche 
ſich weigern dem Geſinde einen Entlaſfungsſchein auszufertigen, 
zur Erfuͤllung dieſer Verbindlichkeit; 

m) die Beſtrafung derer, welche dem Geſinde Gelegenheit zu Aus 
ſchweifungen irgend einer Art geben, oder mit demſelben un 
erlaubte, den Herrſchaften nachtheilige Verbindungen eingehen 

und Durchſtechereien treiben; endlich: ws 

) die Beſtrafung derer, die vom Geſinde Livreeſtücke (No. 9. Mit 
h g. 4.) kaufen oder verſatzweiſe annehmen; 

10) die Aufſicht auf unregelmäßige Wirthſchaften, Erhaltung und Be⸗ 
foͤrd erung der Sitten; 555 

11) die Aufſicht auf richtiges Maaß und Gewicht unter Benutzung de 
Ajuſtir⸗Amts; 

12) die Aufſicht auf Straßen⸗Erleuchtung; 

13) die Aufſicht auf Straßen- Reinigung; 

10 die Aufſicht auf Nachtwacht⸗Anſtalten; 

15) die Aufſicht auf Brunnen und Waſſerleitungen; 

16) die Aufſicht auf Rettungs- Anſtalten; { 5 

17) die Aufſicht auf Feuerloͤſch⸗Anſtalten und Unterſuchung der ent⸗ 
ſtandenen Feuersbruͤnſte; y 

18) die Aufſicht auf Straßenbettelei; : 

19) die Aufſicht auf Geſundheits⸗Anſtalten, Verkauf von Gift, unge⸗ 
ſunden Getraͤnken und Victualien, auch Vorbeugung der Verbrei— 
tung anſteckender Krankheiten und Viehſeuchen; 

20) die Aufſicht auf Straßenpflaſter; 

21) die Aufſicht auf gute Beſchaffenheit der Bruͤcken, Trummen ꝛc. 3 

22) die Aufſicht auf Neubauten und Reparaturen ruͤckſichtlich der Fe. 
ſtigkeit, Feuerſicherheit und Symmetrie; TR 

23) die Aufſicht auf Hazardſpiele; . 

24) die Aufſicht auf Abwendung und Ahndung aller Hausfriedensſtorun“ 
gen und Schlaͤgereien; 5 

25) die Aufſicht auf Maͤrkte; . 

26) die Aufſicht auf Erhaltung der öffentlichen Anlagen und Pflanzungen; 

27) die Aufſicht auf Polizeigefaͤngniſſe; und 5 5 

28) die Aufſicht auf alle ſonſtige die allgemeine perſoͤnliche und eigen? 
thuͤmliche Sicherheit, Ruhe und Ordnung betreffende Gegenſtaͤnde. 

Zur Landpolizei gehören nach dem Conferenz⸗Protokoll mit dem Rat 
vom 29. April 1814 außer obigen Gegenftänden noch: 5 
die Mitwirkung in Schulz, Urmen⸗, Wegebeſſerungs⸗, Dammbauten“ 

Abwäſſerungs⸗, Jagd⸗ und Forſtpolizei⸗Sachen. 


% 
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Die Gegenftände der Hafen⸗, Strom⸗ und Seeſtrandspolizei, welche 
Fr Reſſort der Polizei gehören, find in dem desfalſigen Reglement 
her beſtimmt. f 


8 H. 5. 


\ \ 9 A 
1 Die Strafen, welche die Polizeibehoͤrde erkennen und ſie vollziehen 
aſſen darf, ſind 2 
1) eine mäßige koͤrperliche Zuͤchtigung an Bettlern, Gaſſenjungen, Fuhr⸗ 
knechten und aͤhnlichen Perſonen bis zu 20 Streichen, 
2) Gefaͤngnißſtrafen bis 14 Tage, 
3) Geldſtrafen bis auf den Betrag von 40 Kthlr., welcher aber nach 
der Condition des Beſtraften abgemeſſen ſeyn muß, 7 
4) Confiscation verbotener Gegenſtaͤnde bis auf den Werth von 40 
Rthlr, und 7 8 
5) Wegſchaffung fremder und erwerbloſer Leute aus der Stadt. 


9. 6. f 


Alle dieſe Strafen koͤnnen nach einer ſummariſchen Unterſuchung per 
esolutionem feſtgeſetzt und ſogleich vollzogen werden, ohne daß dagegen 
ein Recurs an die Juſtizbehoͤrden ſtatt findet; daſſelbe findet bei Disci⸗ 
plinarſtrafen ſtatt. Doch bleibt in allen Fällen dem Beſtraften die Bes 
chwerdefuͤhrung bei der Regierung von Weſtpreußen unbenommen. 


9. 7. 


Hat die Polizeibehoͤrde alternative Gefaͤngniß⸗ und Geldſtrafe zu⸗ 
gleich feſtgeſetzt, ſo beſtimmt das Maaß der erſtern, ob der Recurs an 
ie Juſtizbehoͤrde zulaͤſſig iſt oder nicht. Wenn jedoch gegen Perſonen 
von Adel oder ſolche, welche nach g. 31. Theil 2. Tit. 1, des Allg. Lands 
rechts zum hoͤhern Buͤrgerſtande zu rechnen ſind, eine Gefaͤngnißſtrafe, 
ohne Wahl zwiſchen dieſer und einer Geldſtrafe feſtgeſetzt worden, ſo 
fon denſelben der Recurs an die Juſtizbehoͤrde in jedem Fall frei ſtehen, 
die Gefängnißſtrafe mag über oder unter 14 Tagen betragen. Ueber⸗ 
chreiten die von der Polizeibehoͤrde feſtgeſetzten Strafen das im g. 5. 
beſtimmte Maaß, ſo bleibt dem Beſchuldigten binnen 10 Tagen nach 
mpfang der Reſolution der Antrag auf foͤrmliches rechtliches Gehoͤr 
und Erkenntniß bei dem competenten Gevichtshofe offen, und die Voll⸗ 
ſtreckung der Strafe bis nach Ablauf dieſer Friſt ausgeſetzt. Macht der 
Beſtrafte von dieſem Rechte Gebrauch, ſo giebt die Polizeibehoͤrde ſo⸗ 
gleich die Acten an das competente Gericht zu weiterer rechtlichen Ein⸗ 
leitung. ab; jedoch kann ſie die noͤthigen Verfuͤgungen wegen Sicherſtel⸗ 
lung der vorläufig feſtgeſetzten Geldſtrafe treffen. 


g. 8. 
(Form der Polizeiverwaltung.) 


„Eine zweckmäßig organiſirte Polizeiverwaltung erfordert durchaus 

Einheit und Schnelligkeit, und koͤnnen daher collegialiſche Berathſchla⸗ 

gungen nicht ſtatt finden, ſondern es fol ein buͤreaumaͤßiger Geſchaͤfts⸗ 
gang eintreten. i 2 
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9. 9. 
(Geſchaftshaus.) 


Fuͤr die Polizeigeſchaͤfte wird vom Rath der Stadt ein geräumiges 
Local, und zwar ſo viel als moͤglich im Centro der Stadt angewieſen, 
und dient ſolches zugleich als Wohnung fuͤr den Polizeipraͤſidenten. f 

> g. 10. 
(Anſetzung eines Polizeipräfidenten.) 


Die Leitung faͤmmtlicher Polizei: Angelegenheiten ift einem Polize! 
präſidenten mit ausgedehnter Autorität und eben fo ausgedehnter person 
lichen Verantwortlichkeit nach der demſelben beſonders ertheilten In? 
ſtruction übertragen. ö | Be 

8 11. 


Dieſer Präfident iſt Chef der Polizeiverwaltung zu Danzig. Er 
allein leitet ohne Einmiſchung anderer ſtaͤdtiſchen Behörden alle dahin ge⸗ 
hörenden Geſchaͤfte. Die Ausfertigungen geſchehen unter feiner alleinige 
Unterſchrift, und ſaͤmmtliche eingehende Sachen werden an ihn perſoͤnli 


adreſſirt. 
8. 12. ; 


Zur Leitung der polizeilichen Geſchaͤfte bedient er ſich der eingerich⸗ 
teten Polizeibureaus und zur Ausführung polizeilicher Anordnungen 
außerdem angeſtellten Polizeiofſieianten, wobei die bereits emanirten 
und noch herauskommenden allgemeinen und ſpeciellen Geſetze und Bel 
ordnungen zu befolgen ſind. a 

g. 13. 


Der Geſchaͤftsbureaus ſind vier. 
a) Das allgemeine Geſchaͤftsbureau. 

In demſelben werden alle Generalien und Specialien, in fo fern 
fie durch ſchriftliche Verfuͤgungen geleitet werden müffen und nich 
zu den nachfolgenden beſondern Bureaus gehören, bearbeitet. 

An der Spitze deſſelben ſteht ein Polizeirath, welchem das erfor” 
derliche Subalternperſonal zugeordnet iſt. 

b) Das Fremdenbureau. N 

Dies beſorgt das geſammte Paßweſen, die Schiffsmuſterungen und 
die Aufſicht uber alle im Stadt⸗ und Landpolizei⸗ Bezirk befindli⸗ 
chen Fremden. f N 

Es ſteht unter dem Polizeirath des allgemeinen Bureaus und hat 

5 das noͤthige Huͤlfsperſonal. 
c) Das Polizei-Amt. 5 

Vor dieſes gehört die Untersuchung und Entſcheidung aller Pol 
zei⸗Contraventionen. Ihm ſteht ebenfalls ein Polizeirath, mit dem 
noͤthigen Perſonale verſehen, vor. 5 ö 

d) Das Sicherheitsburea g. ; ae: 

Dies bearbeitet alle Sachen, welche die allgemeine und perſönliche 
Sicherheit betreffen, und beſorgt die Aufzeichnung und Contro 5 
ſämmtlicher Einwohner. Es ſteht unmittelbar unter dem Polizei? 
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präſidenten, und die Geſchaͤfte werden auch bei demſelben von einem 
Aſſeſſor, dem das noͤthige Perſſual zugeordnet iſt, beſorgt. 


§. 14, 
(Verwendung der Sporteln.) 


1 Die aufkommenden Sporteln, mit Ausſchluß der den Boten bewil⸗ 
igten Botengebühren, fließen zur Salariencaſſe und bilden den Fond zu 
„rien für Polizeiofficianten, die ſich durch Aufmerkſamkeit und Tha⸗ 

igkeit im Dienſt beſonders auszeichnen. 


95 18. 
(Verwendung der Polizeiſtrafen.) 
Die Polizei⸗Geldſtrafen, ſie moͤgen von der Regierung, dem Ober⸗ 
ndesgericht, Stadtgericht oder dem Polizeipraͤſidio feſtgeſetzt ſeyn, haben 
nach Abzug des geſetzlich feſtſtehenden Denuncianten⸗Antheils dieſelbe 
Veſtimmung. 
$. 16. 
(Die ausuͤbende Polizei.) 


Die Vollſtreckung der polizeilichen Anordnungen beſorgt unter dem 

Vefehl des Präfidenten folgendes Perfonalz 
drei Polizei⸗ Kreis⸗Inſpectoren, acht Polizei⸗ Commiſſarien und 
zwanzig Polizei⸗Sergeanten. 

Die Polizei⸗Commiſſarien und Polizei⸗Sergeanten ſind den Polizei⸗ 
Jnſpectoren untergeordnet, welchen ſie ihre Rapporte abſtatten. Die 
öthigen Inſtructionen werden ihnen in der ig von den Su 
Iestozen extpeilt, 8 


Der ſtaͤdtiſche Polizeibezirk wird fü Fee nel getheilt, 0 
war ſo, daß zum 
iten gehoren: 
die ftädtifchen Polizeidiſtricte St. Barbara, St. Trinitatis und 
St. Marien und der vorſtaͤdtiſche Polizeibezirk an der Weichſel, 
zum 2ten: g 
die ſtaͤdtiſchen Polizeidiſtricte St. Johann, Spend haus und 
St. Salvator, 
zum Zten: 
die vorſtaͤdtiſchen Polizeidiſtricte Largfchr, Schidlitz, Scott: 
land und St Albrecht. 
N Die Inſpection über den Seehafen und mithin uͤber den Polizeidi⸗ 0 
net von Fahrwaſſer bleibt unmittelbar unter dem Polizeipraͤſidenten 
ben dem Polizeirath des allgemeinen Bureaus. Beſondere Inſtructionen 
engen die Dienſtpflichten des im bie gender 8. aufgefüßeten Vek⸗ 


1. 1055 


1 Die Polleetscßeianten find bei Ausuͤbung ihres Dienſtes unverletz⸗ 
. Wer ſich ihnen winerfenit oder ihre Anordnungen . ſoll nach 
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der ganzen Strenge der Geſetze gleich einem ſolchen beſtraft werden, 
einen Soldaten auf ſeinem Poſten angreift. 


$. 19. 


der 


n Er 


Damit die Polizeiofficianten als ſolche immer erkannt werde a! 


nen, ſind fie verbunden, ſo oft fie im Publico und ‚bei öffentlichen 
verrichtungen erſcheinen, die vorgeſchriebene Polizeiuniform zu tragen. 
Zur oͤkonomiſchen Erleichterung wird ihnen indeß noch geſtattet, ein, 
grauen Ueberrock mit karmoiſinrothem Kragen und eben ſolchen Aufſch 


gen nebſt Dienſthut und Saͤbel zu tragen. 
$. 20. N 


Die Polizeioffteianten dürfen bei Obſervationen und andern G, 


ſchaͤften, die fie am beſten unerkannt verrichten können, in jeder aug“ 


meſſenen "bürgerlichen Kleidung erſcheinen. Sie muͤſſen dann aber zu 
ihrer Legitimation unter der Weſte auf der Bruſt eine Medaille trage 


welche auf der einen Seite den Preuß. Adler und auf der andern 5 
Worte: Polizei von Danzig, fuͤhrt. Jeder, dem dieſe Medaille vorge 


zeigt wird, iſt verbunden, nicht nur den Anordnungen des Polizeioffieiat 


ten, der ſich dadurch zu erkennen giebt, Folge, ſondern auch demfelbe 
die Aſſiſtenz, welche er verlangt, ſogleich unweigerlich zu leiſten. 


§. 21. 0 


(Gegen die Regierung von Weſtpreußen.) Er 


Die Polizeiverwaltung von Danzig ſteht unter der Regierung vol 
Weſtpreußen. : 
§. 22. 
(Gegen das Gouvernement.) 


0 


Sn allen Fallen, wo die polizeilichen Anordnungen auch das zu Dan 


zig in Garniſon ſtehende Militair oder die aͤußere Sicherheit der Stad 
re muß der Polizeipräfident zuvor mit denk Gouvernement con 
eriren. 
Einen weitern Einfluß hat dieſe Behörde ober auf die Verwaltung 
der Polizei-Angelegenheiten nicht, doch muß ſelbiges auf Requiſition de 
Polizeipräſidenten bei Volksauflaͤufen, großen Schlaͤgereien, Feuersbrün 
ſten und in andern außerordentlichen Fallen militairiſche Aſſiſtenz leisten. 


8 ; §. 28. 
(Gegen die Juſtizbehoͤrden.) 


Die Polizeibehoͤrde iſt verpflichtet, in denjenigen Contraventionsſa⸗ 
chen, wobei ihr nur die erſte Behandlung zuſtehet, den weiteren Verfol 
an die Juſtizbehoͤrde zu verweiſen, welcher der Gontravenient für feine 
Perſon unterworfen iſt, und dahin die verhandelten Acten abzugeben, 
übrigens aber auch den Juſtizeollegien auf deren Requfſition jede in de 
Grenzen der polizeilichen Wirkſamkeit liegende Huͤlfe prompt zu leiſten. 


PER, 
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F. 24. 


Gegen den Rath und die gemiſchten Deputationen aus dem Rath und 
. der Buͤrgerſchaft.) 


k So wie der Wirkungskreis der Polizeibehoͤrde von Danzig in die⸗ 
(em Reglement vollftändig angegeben iſt; fo hat denjenigen des Raths 
le Staͤdteordnung genau beſtimmt. Beide Behoͤrden find darnach ruͤck⸗ 
chtlich ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung von einander abgeſondert. Der Rath 


5 abel zwar die Beſetzung der ſtaͤdtiſchen Lehne, muß aber behufs der 
n 


} legung der Gewerbeſteuer-Rollen die Liſten der angeſtellten Lehnsleute 
dem Polizeipraͤſidenten vorlegen, und dafuͤr ſorgen, daß des Resten For⸗ 
erungen wegen aller polizeilichen Anſtalten pünktlich Genuͤge geſchieht, 
eſonders bei etwaniger Nachläffigkeit einzelner gemiſchten Deputa tionen 
aus dem Rath und der Buͤrgerſchaft. . 

N Aus der Staͤdteordnung ($. 179.) ergiebt es ſich ſchon, an welchen 
eputationen die Polizeibehoͤrden dadurch, daß entweder der Präſident 
erfoͤnlich oder ein Polizeirath denſelben beitritt, Antheil nimmt. Der 
weck davon iſt, die Polizeianſtalten, welche noͤthig ſind, bei der be⸗ 

beͤffenden Verwaltungsbehoͤrde auf dem kuͤrzeſten Wege zur Sprache zu 
eingen, und der Polizeibehörde vollftandige Kenntuiß von den Einlei⸗ 
ungen zu deren Ausfuͤhrung zu ſichern. Dieſe iſt ſo befugt als ver⸗ 
ſlichtet, unzulängliche oder unzweckmaͤßige Anordnungen zu unterſagen, 
ud es darf in Beziehung auf Polizeianſtalten ohne ihre Zuſtim mung 

keine Maaßregel in Ausfuͤhrung gebracht werden. Bei entſtehender Ver⸗ 
neinigung daruber zwiſchen dem Polizeipraͤſidenten oder Polizeirath und 

Reer Deputation nimmt die Polizeibehoͤrde zunächſt die Mitwirkung des 

ben tos in Anſpruch. Bleibt dies ohne Erfolg, ſo hat ſie in jedem Falle 
ei der Regierung von Weſtpreußen Beſchwerde zu fuͤhren; zugleich aber 
ann die Polizeianſtalt, wofern von einer ferneren Verzoͤgerung derſel⸗ 
en ſich nachtheilige Folgen beſorgen laſſen, ihrerfeits realiſirt werden. 

die Koſten⸗Liquidationen werden in allen Faͤllen der Art zur Anweiſung 
er Ausgabe auf die Stadtkaſſen dem Rath zugeſtellt. Die Polizeibes 


nr aber muß ihre diesfaͤlligen Verfügungen, was deren Nothwendig⸗ 


it und Zweckmaͤßigkeit betrifft, gegen etwanige Reclamationen des Raths 
ertreten. Ueber die Mitwirkung der Polizeibehoͤrde bei dem Armenwe⸗ 
en wird eine beſondere Beſtimmung vorbehalten. 


9. 25. 
(Gegen die Bezirksvorſteher.) 


diet, Die Bezirksvorſteer find eigentlich Officſanten des Raths und in 
| daſer Qualitat dem Sinne des F. 182, der Staͤdteordnung gemäß, außer 
ben tönen als Verwaltungsbehoͤrde obliegenden Pflichten, als Aufſichts⸗ 
hoͤrde zur Controlle kleinerer oͤffentlicher Polizeianordnungen nicht nur 
doechtigt, ſondern auch verpflichtet. Eine beſondere Inſtruction wird die 
| Polhaͤltniſſe derſelben genau beſtimmen. In allen ſie mit betreffenden 
| koollzeiangelegenheiten müſſen die Bezirksvorſteher ſich an die Polizei⸗ 
1 miſſarien der Diftricte wenden, mit welchen ſie überhaupt die ge⸗ 
rksſte Geſchaͤftsverbindung zu unterhalten haben; jedoch duͤrfen die Be⸗ 
svorſteher ſich nicht in Angelegenheiten der Sicherheitspolizei miſchen, 
> 1 
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ſondern nur ſolche Gegenftände controlliren, welche in das Adminiſtea⸗ 
tions⸗Reſſort ihrer Behoͤrde einſchlagen. nad 555 
Dagegen ſollen die Polizei-Commiſſarien ihnen die Miethsveraͤn 2 
rungen und alles, was auf die Bollftändigkeit der Buͤrgerrolle des ee 
zirks oder ſonſt auf die adminiſtrativen Polizeigegenſtaͤnde Bezug hal, 
jederzeit willig und umftändlich mittheilen. Er a 
. Re oder Pflichtwidrigkeiten der Polizei ⸗Officiante 
muͤſſen die Bezirksvorſteher, fo wie hinwiederum die Polizei⸗Officiante 
von dieſen, ruͤckſichtslos zur Ruͤge bringen, uͤbrigens aber gegenſeitig 
ein zur Sache dienliches gutes Einverſtändniß erhalten. 
. $. 26. 
Das Berhältniß der verſchiedenen Polizei» Officianten unter einan⸗ 
der und das von ihnen zu beobachtende Verfahren bei Ausuͤbung der 15 
dieſem Reglement enthaltenen Vorſchriften, wird durch die denfelben 3 
ertheilenden befondern Inſtructionen beftimmt werden. 
Nach dieſem Reglement hat ſich jeder, den es angeht, gebührend 
zu achten. . f \ 
Urkundlich. mit Beifuͤgung Unſers Königlichen Inſiegels von und 
Allerhoͤchſt Selbſt eigenhändig vollzogen. 
Gegeben zu Wien, den 4. October 1814. 


\ 5 Friedrich Wilhelm. 
ES 
v. Hardenberg. Wittgenſtein. Schuckmann. 
Nr. 73. 


Die Anwendung der Preußiſchen Geſinde⸗ Ordnung vom 
8. Novbr. 1810 in der Stadt Danzig und deren 
Gebiete betreffend.) 


Be den Polizeibehoͤrden in der Stadt Danzig und deren Gebiete ſind 
daruͤber Zweifel entſtanden: 
ob in Geſindeſachen, welche vermoͤge des Reglements vom 4. Oct, 
v. J. zum Geſchaͤftskreiſe jener Behörden gehoͤren, auch jetzt no, A 
nach den Vorſchriften der revidirten Willkuͤhr der genannten ar 
verfahren werden koͤnne, oder ob, nach Maaßgabe der Verordnung 
vom 8. Novbr. 1810, No. 13. der Geſetzſammlug §. 1. S. 102. 15 
den erwaͤhnten Angelegenheiten lediglich nach den Vorſchriften d 
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Tuflage vom 28. Octbr. c. entbunden und nicht einberichtet hat, welche 
wrandſätze man desfalls bei der erſten Occupation von Danzig befolgt, 
ud die aus den Acten und dem Hypothekenbuche ſelbſt hervorgehen muͤſ⸗ 
ben, wenn gleich die verlornen General⸗Acten dazu nicht benutzt werden 
dianen. Das Koͤnigliche Oberlandesgericht fuͤhrt zwar in ſeinem Be⸗ 
ichte an, daß es auf die ehemalige Verfahrungsart nicht ankommen 
80 um die zwiſchen demſelben und dem Land- und Stadtgericht 
. Verſchiedenheit der Meinungen zu entſcheiden, und daſſelbe 
eint dabei von dem Geſichtspunkte auszugehen, daß jetzt ein Preußi⸗ 
ches Hypothekenbuch in medio ſey, welches bei der erſten Organiſation 
es Hypothekenweſens nicht exiſtirt. Dies greift aber nicht durch, eines 
heils, weil jene Auskunft einmal für nöthig geachtet, andern Theile, 
NEL die vormalige Danziger Procedur auch ſchriftliche Verhandlungen 
eſtattet, und nicht jeder Act bei dem Erbbuche auf den Grund muͤndli⸗ 
her Erklaͤrungen vorgenommen worden iſt. Denn nach der eingereich⸗ 
aan Schrift von Siewert über das Pfennigzins⸗ und Strohwiſchrecht, ift die 
0 eſtellung. des erſteren zwar in der Regel muͤndlich erfolgt, bei 
en ſogenannten Verbeſſerungs⸗Capitalien waren aber auch 
chuld⸗Documente ausgeſtellt worden und die Ceffton eines Kapitals, 
elches bereits im Strohwiſchproceß befangen geweſen, hat immer 
chriftlich erfolgen muͤſſen. Eben ſo allegirt auch der Bericht des 
nd» und Stadtgerichts vom 12. Septbr. ., daß die ländlichen Erb⸗ 
lächer zu Danzig in der Regel auf ſchriftliche Verhandlungen gehalten ha⸗ 
en. Hiernach hat auch bei der erſten Occupation Daızigs und bei Ans 
„gung des Hypothekenbuches die Frage entſtehen müffen, ob man bei 
ebernahme der Eintragungen aus den Erbbuͤchern in das Hypotheken⸗ 
uch, auf Urkunden, infoweit fie vorhanden, zurückgehen, und nach des 
A Inhalt die Eintragungs⸗Vermerke der Erbbücher prüfen muͤſſe, ehe 
e ins Hypothekenbuch übertragen würden? Sollte dies geſchehen ſeyn, 
o ſcheint die Organiſations⸗-Commiſſion mit Recht die Vergleichung 
Production der Documente dem Land⸗ und Stadtgerichte zur Pflicht 
„macht zu haben, obgleich letzteres dieſe Auflage zu weit ausgedehnet 
fed offenbar Schwierigkeiten macht, welche die Organiſations⸗Commiſ⸗ 
ſon nicht beabſichtiget hat. \ 
Y Alles dieſes wird fich leicht entſcheiden laſſen; es iſt indeſſen erfor⸗ 
lic, daß man die Principe denjenigen gleichſtellt, welche man bet 
hi erſten Einrichtung des Hypothekenbuchs beobachtet; und daher er⸗ 
nt das Koͤnigl. Oberlandesgericht die wiederholte Auflage, darüber einen 
wetielfen Bericht vom Land- und Stadtgericht zu Danzig zu erfordern 
; ihn mit feinen eigenen Bemerkungen begleitet, einzuſenden. Auch 
t zu bemerken, ob damals gar kein Publicandum, die Regulirung des 
tepothekenweſens betreffend, erlaſſen worden iſt, und ob nach der Ab⸗ 
die ung Danzigs der Rath daſelbſt nicht eine beſondere Verordnung über 
e Wiederherſtellung des Erbbuches und Aufhebung des Preußiſchen Hy⸗ 
Nihekenbuches, erlaſſen hat, welche in casn quod sio einzureichen iſt. 
tach dem Berichte des Land» und Stadtgerichts iſt kein dergleichen Ge⸗ 
0 gegeben, nach dem Berichte des Collegiums aber ſcheint eins vor⸗ 
nden zu ſeyn. 4 ie 
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Die Originalbeſchwerde des 2c. Leſſe vom 7. Juni c. und die dazu 
gehoͤrige Beilage werden uͤbrigens hierneben remittirt. 
Berlin, den 30. Decbr. 1815. 
5 Der Juſtiz⸗Miniſter 
Kircheiſen. 


Nr. 76. 
Die Bordingsfahrt betreffend.“) 


Des Herrn Finanz⸗Miniſters Excellenz haben nunmehr uͤber die Be ö 


niſſe der Danziger Bordings⸗Rheederzunft nachſtehendes feſtzuſetzen geri 
1) Da die Geſetze vom 2. November 1810 und 7. September 1 
in Danzig ebenfalls ſchon eingefuͤhrt ſind, ſo iſt die fruͤhere 
fuͤgung, durch welche das fonft von dieſer Zunft ausgeuͤbte Mom 
pol für aufgehoben erklart und beſtimmt worden, daß die Lichten, 
fahrt als ein freies Gewerbe betrieben, der Frachtlohn aber nich 
weiter nach einer Taxe, ſondern nur nach einem freien Ueberein⸗ 
kommen der Intereſſenten erhoben werden kann, völlig begruͤndet. 
2) Von der Ablöfung der Gewerbeberechtigungen, welche die Bordings 
rheeder beſeſſen haben, kann, da die hypothekariſche Eintragung 
nicht ſtatt gefunden, auch nicht die Rede ſeyn. a 
3) Die Fortdauer der Zunft ohne Exclusiv Recht iſt nach den 15 
Allgemeinen aufgeſtellten Grundſaͤtzen unbedenklich, und muß geſta X 
tet werden, bis etwa eine befondere Veranlaſſung zur Auflöſun 
eintritt. 


4) Eine Aufſicht über den baulichen Zuſtand der Lichterfahrzeuge ; 
ts 


muß nach den Grundſaͤtzen der Sicherheitspolizei allerdings fol, 1 
dauern; ſie kann aber durch das gewoͤhnliche Polizeiperſonale fest 
wohl ausgeübt werden, und es bedarf hierzu einer beſondern Com- 
miſſion um fo weniger, als die Frachtgeber in ihrer Wahl mi 
beſchraͤnkt find, und ihr Intereſſe es erfordert, vorſichtig zu ſeyn. 
5) Den Fuͤhrern dieſer Fahrzeuge iſt nach dem Geſetze eine beſondere 
Qualification nicht nöthig, da fie den Seeſchiffern nicht gleich 9° 
achtet werden koͤnnen. Zur Erweiterung der Beſtimmungen des 
Edicts vom 7. Septbr. 1811 aber iſt eine zureichende Veranlaſſung 
nicht vorhanden, indem ſich annehmen läßt, daß die Privat: Co 
trolle, nachdem die Verhoͤltniſſe fo günftig für die Kaufleute ver 
ändert find — völlig zureichend ſeyn werde. Eine ähnliche Einri A 
tung iſt auch bisher von keinem andern Handelsplatze des Staat 
gewünfcht, und wenn das wahre Beduͤrfniß des Handlungsſtande 


*) Nicht gedruckt. 
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fur ſaͤmmtliche Provinzen der Preußiſchen Monarchie vom eben be⸗ 
merkten Tage, S. 102 bis 120 der Geſetzſammlung erlaſſenen Ge⸗ 
N finde » Ordnung verfahren werden muͤſſe. 
tere Meinung ift die richtige, da, vermoͤge des Königl. Patents vom 
95 Septbr. 1814 No. 248 der Geſetzſammlung g. 1. dem allgemeinen 
zandrechte für die Koͤnigl. Preußiſchen Staaten, nebſt den daffelbe ab⸗ 
ladernden, ergaͤnzenden und erlaͤuternden Beſtimmungen vom 1. Jan. 
315, an, in der Stadt Danzig und deren Gebiete, fo wie in den uͤbri⸗ 
geh wieder eroberten Landſchaften, von neuem volle Geſetzkraft beige⸗ 
bat worden, und zu den zuletzt gedachten Abaͤnderungen des allgemeinen 
bendrechts die angeführte Geſinde⸗Ordunung vom 8. Novbr. 1810 un⸗ 
edenklich gehört. 5 
0 In der Koͤnigl. Verordnung von obengenanntem Tage, welche der 
eſinde⸗Ordnung vorgedruckt worden, iſt aber unter 1 verordnet: 
alle Geſinde⸗Ordnungen und geſetzliche Vorſchriften, die Verhaͤlt⸗ 
niſſe des gemeinen Geſindes betreffend, welche bisher in den einzel⸗ 
nen Provinzen, Diſtricten, Staͤdten und Ortſchaften Unſerer Staa⸗ 
ten beſtanden haben, ſind gaͤnzlich und ohne alle Ausnahme hier⸗ 
durch aufgehoben, und koͤnnen in keinem Falle auf Rechte und 
Pflichten angewendet werden, welche zwiſchen Herrſchaften und 
Geſinde vom Tage der Kundmachung diefer Verordnung ab, ent⸗ 


ſtehen, 5 5 

uud es Vergcht ſich hiernach, daß die gedachten, zwiſchen Herrſchaften 
Ind Dienſtboten in der Stadt Danzig und deren Gebiete feit dem 1. Jan. 
Ils entſtandenen Rechtsverhaͤltniſſe nicht weiter nach den Beſtimmun⸗ 
en der Stadt- Willkuͤhr, ſondern lediglich nach den Vorſchriften der er⸗ 
ahnten Preußiſchen Geſinde-Ordnung beurtheilt werden konnen. 

Ruͤckſichts der vor dem genannten Tage, d. 1. Jan. 1815 entſtan⸗ 
enen Verhältniſſe werden die Polizeibehoͤrden auf die Beſtimmung des 
Vatents v. 9. Septbr. 1814 $. 3. und seg. hiedurch verwieſen. 
Marienwerder, den 28. Juli 1815. 8 


Koͤnigl. Regierung v. Weſtpreußen. 


0 Nr. 74. 
Die Statutarrechte betreffend.“) 


, der proviſoriſchen Organiſation des Land⸗ und Stadtgerichts, und 
8 Kommerz: und Admiralitäts⸗Collegii zu Danzig, ſind zwar die 
10 Ükühr und das alte Danziger Wechſelrecht, als vorgefundene Statu⸗ 
doeſetze beibehalten worden; der Organiſations-Commiſſarius hat aber 
* damals den Wunſch der Danziger Kaufmannſchaft bemerkbar ge⸗ 
tes Dt» der darin beftanden, das alte Wechſelrecht als ein völlig obſole⸗ 

Geſetz abzuſchaffen, und die desfallſigen Vorſchriften des Allgemei⸗ 


A ungedruckt. 
| eſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 38 
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nen Landrechts eintreten zu laſſen. Der Juſtiz⸗ Miniſter iſt daher and 
geneigt, dem gemäß Anträge bei Sr. Koͤnigl. Majeftät zu machen. ſüh⸗ 
fragt ſich aber noch, ob nicht ein ähnliches gegen die Willführ ana! 
ren ſey, und ob daher dieſes veraltete Geſetz nicht abgeſchafft, und Ge⸗ 
deſſen auf die Vorſchriften des Allg. Land⸗Rechts und der Allg. if, 
richtsordnung zurückgegangen werden koͤnne, indem es doch klar pt 
daß die meiſten Dispoſitionen dieſes Statuts, in fo weit es uͤberhau 
Juſtiz⸗ Verordnungen enthält, keine Anwendung mehr finden koͤnnen. far 
Der Chef der Juſtiz erwartet daher hieruͤber das Gutachten 6 
königlichen Oberlandesgerichts, wobei jedoch vorausgesetzt wird, DAP 
zufoͤrderſt die Meinung des Land- und Stadtgerichts und des a 
merz= und Admiralitaͤts⸗Collegii zu Danzig einholen werde, welche che 
hoͤrden ihrer Seits erforderlichen Falls mit dem Magiſtrate Ruͤckſpra 
zu nehmen haben werden. 


Berlin, den 25. Novbr. 1815. ’ 
Der Juſtiz⸗Miniſter 
Kircheiſen. 


An das Koͤnigl. Ober Landesgeicht 
zu Marienmerder. 


Nr. 75. 
Reſcript, das Erbbuch betreffend.“) 


Dar Juſtiz⸗Miniſter findet zwar auf den Bericht des Koͤnigl. Ober 
Landesgerichts vom 12. v. M., in Betreff der Beſchwerde des Commer⸗ 
zienraths Leſſe zu Danzig, in der Hypothekenſache des Grundſtuͤcks Lang” 
gaſſe No. 55, kein Bedenken, zu entſcheiden, daß das Land⸗ und Stadt⸗ 
gericht zu Danzig zu weit gehet, wenn es von demſelben die Belſchaf⸗ 
fung ſchriftlicher Ceſſionen ſeiner Vormaͤnner verlanget, ungeachtet Suß⸗ 
plikant als wirklicher Eigenthuͤmer der, auf dem gedachten Grundſtuͤcke 
haftenden Forderungen von resp. 3150 Thlr. und 5000 Thlr. in dem Dan⸗ 
ziger Erbbuche eingetragen ſtehet und ſich in dem Beſitz der Documen⸗ 
torum ex quibus befindet, und das Collegium wird daher beauftraget! 
hiernach gedachter Beſchwerde des ꝛc. Leſſe abzuhelfen. Was aber die 
Feſtſetzung der Principien überhaupt betrifft, nach welchen das Dans!” 
ger Hypothekenweſen wiederum zu reguliren, und worüber das daſige 
Land⸗ und Stadtgericht zum Theil mit den Referenten verſchiedener Me 
nung iſt, fo kann der Juſtizminiſter ſich daruͤber noch nicht aͤußern, We 
das Königliche Oberlandesgericht ſich von der genauen Befolgung Br 


) Noch nicht gedruckt. 
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Nr. 78. 
g Reſcript, die Handelsbeitraͤge betreffend. ) 


5 as Miniſterium des Innern hat den Bericht der Koͤnigl. Regierung 
Im 3. v. Monats, das Bürgerrecht der Juden in Danzig betreffend, an 


nich abgegeben, da es dabei hauptſaͤchlich auf die Frage ankommt, in 


e fern die Buͤrgerſchaft zu Danzig befugt iſt, den Gewerbebetrieb ne⸗ 


bon den Koſten der Gewinnung des Buͤrgerrechts mit beſondern Abga⸗ 


2 


en zu beſchweren. 

Daß diejenigen Buͤrger Danzigs, welche Handel treiben wollen, ei⸗ 
len Beitrag zu den dortigen koſtbaren Handels anſtalten zahlen, iſt 
ig und recht, und dieſer Grundſatz auch bereits in den Entwürfen zu 


en Statuten für die Kaufmannſchaften anderer großen Handelsſtaͤdte 


N Ausuͤbung gebracht worden. Koſten dieſer Art haben auch mit den 
eigentlichen Buͤrgerrechtsgeldern nichts gemein. 2 5 
Die Frage, in wie fern das bisherige Antrittsgeld von 300 Thlr., 
welches jeder neue Buͤrger, der Handel treiben will, in Danzig entrich⸗ 
ten muß, mit den Koſten, welche jene Handelsanſtalten verurſachen, in 
Verhältniß ſteht, ſo wie der zweite Umſtand, daß jeder Handeltreibende, 
ohne Ruͤckſicht auf den Umfang feines Gewerbes und des Nutzens, den 
er aus jenen Anſtalten zieht, einen gleichen Beitrag leiſtet, — werden 
ei der Bearbeitung des Statuts fuͤr die Kaufmannſchaft zu Danzig zur 
prache kommen, und dann nach gruͤndlicher Eroͤrterung entſchieden 
werden; bis dahin muß es bei der bisherigen, auch von der Organi⸗ 
ations⸗Commiſſion genehmigten Einrichtung ſein Bewenden behalten. 
Was nun die Juden betrifft, fo koͤnnen fie auf den Grund des er⸗ 
worbenen Staatsbuͤrgerrechts und der Zulaſſung zu den Gewerben in 
anzig nur verlangen, eben fo wie die Chriſten behandelt zu wer⸗ 
den, denen ſie gleich geſtellt worden ſind, haben aber keinen Anſpruch 
auf Beguͤnſtigung vor dieſen. Da nun alle chriſtlichen Handeltreibenden 
n Danzig ohne Ausnahme, ihr Gewerbe mag noch fo unbedeutend ſeyn, 
das Antrittsgeld von 300 Thlr., und in den ehemaligen, jetzt abgebrann⸗ 
en Borftädten von 100 Thlr. bezahlen muͤſſen, fo iſt nicht wohl abzu⸗ 
ehen, warum gerade in Abſicht der Juden allein eine Beguͤnſtigung, 
und die Nichtzahlung dieſer Summe nach Maaßgabe der Gewerbeſteuer, 
ie ſie entrichten, eintreten fol. N 
Den einzigen von der Koͤnigl. Regierung dafür angeführten Grund, 

duß die Forderung einiger hundert Thaler von einem chriſtlichen Klein⸗ 
aͤndler die Wahrſcheinlichkeit, von einem juͤdiſchen aber die Unmöͤglich⸗ 
eit in ſich ſchlieſtt, kann ich nicht als richtig anerkennen, da der Klein⸗ 
andel eines Chriſten eben ſo unbedeutend als der eines Juden ſeyn 
kann, und ſetzt, nachdem den Juden dieſelben Erwerbsquellen als den 
Chriſten eroͤffnet find, keine Veranlaſſung ift, den Juden einen ſolchen 


P 
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Kleinhandel zu geſtatten, ihren Schachergeiſt zu erhalten, den Chriſten 


aber denſelben Handel per indirectum zu verbieten. k t 

Da übrigens der Handelsbetrieb in Städten mit dem Bürgerracf 
in allen Faͤllen verbunden iſt, wo er bisher war, und Gewerbſcheine au 
den Handel nur ſolchen Individuen ausgehaͤndigt werden koͤnnen, we 
ſich durch Buͤrgerbriefe legitimiren, ſo muß es mich ſehr befremden, 5 
nach einer Beſchwerde des Magiſtrats zu Danzig mehrere hundert Jude 
Gewerbſcheine zum Handel erhalten haben, ohne das Stadtbuͤrgerrech 
nachzuweiſen, und ohne daß von ihnen auch nur ein Theil der Term 
nalzahlungen eingehalten iſt, welche ihnen vom Magiſtrat in AN 
der Buͤrgerrechtsgelder von 20 Thlr. bewilligt wurden. 


Berlin, den 7. May 1816. 
Der Miniſter der Finanzen und des Handels. 
(gez.) Graf v. Buͤlow. 


An : 
die Koͤnigl. Weſtpreuß. Regierung 
zu Marienwerder. Das Bürger: 

recht der Juden in Danzig 
betreffend. 


Nr. 79. 
Decret 


auf den Bericht des hieſigen Magiſtrats vom 12. Septbr. © 
den Verkauf ſtaͤdtiſcher und laͤndlicher Grundſtuͤcke 
N betreffend.“) 


Den Magiſtrat wird auf die Anfrage vom 12. Septbr. c. eröffnet, 
daß eine Erhebung der Communal⸗Abgabe von 1 pro Cent vo 
dem Kaufgelde eines zu dem Communalverbande gehoͤrigen 
Grundſtücks nur fr dieſe eingeſchraͤnkt, keinesweges aber auf diejenigen 
ausgedehnt werden darf, gegen welche die Stadt nur in einem grund⸗ 
herrlichen Verhaͤltniſſe fteht. f 8 

Denn eben ſo wenig, wie es einem Gutsbeſitzer frei ſteht, Du 
grundherrlichen Abgaben der im Umfange feiner Güter wohnenden freien, 
Eigenthuͤmer willkuͤhrlich zu erhöhen, eben fo wenig kann dieſes Re 4 
dem Magiſtrat wegen derjenigen Grundſtuͤcke zugeſtanden werden, welch 
nicht im ſtrengen Sinne des Worts zum Communalverbande gehoren. 
Zu dieſem find nur ſaͤmmtliche Grundſtuͤcke im ſogenannten Danzig 


Y Nicht gedruckt. 
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> Sie wirklich nach der Aufhebung der Monopole der Schiffer noch 
erforderte, ſo wuͤrde dies gewiß anderweit ſeit dem Jahr 1811 
ſchon gefuͤhlt und zur Sprache gekommen ſeyn. 

6) Die Tilgung der Schulden der Bordingsrheederzunft iſt lediglich 
deren Sache, und bei etwaniger Aufloͤſung derſelben nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 7. September 1811 zu behandeln. 

Ew. ꝛc. benachrichtigen wir von dieſen Feſtſetzungen zur gebuͤh⸗ 
renden Achtung mit dem Auftrage, die dortige Bordingsrheederzunft 

ſo wie die Kaufmannſchaft hievon in Kenntniß zu ſetzen. 5 


Marienwerder, d. 3. Maͤrz 1816. 5 
Koͤnigl. Regierung von Weſtpreußen 
Rothe. 


i An 
den ve. Polizei⸗Praͤſidenten und Major 
Hrn. v. Begefack Hochwohlgeb. 
5 in Danzig. 


E Nr. 77. * 
Reſcript, das Erbbuch betreffend.“) 


N den Bericht des Koͤnigl. Oberlandesgerichts von Weſtpreußen vom 
13. Februar d. J., betreffend das Verfahren des Land- und Stadtge⸗ 
richts zu Danzig bei Uebertragung der Vermerke der Erbbuͤcher in die 
Hypothekenbuͤcher, wird dem Collegio Folgendes zur Direction eröffnet. 
Da nach der Abtretung Danzigs im Tilſiter Frieden, die bis zu dieſem 
Zeitpunct ſtatt gefundene preuß. Gerichtsprocedur aufgehoben, und die 
altere Verfaſſung wieder hergeſtellt worden ift, fo muß auch das Erb⸗ 
buch, in ſo weit es uͤberhaupt nach den ſtatutariſchen Geſetzen und Ob⸗ 
ſervanzen Danzigs legal geführt worden, den Umſchreibungen in das 
Preußiſche Hypothekenbuch zum Grunde gelegt werden, und alle diejeni⸗ 
gen Verhandlungen, die bei dem Erbbuche vorgenommen ſind, muͤſſen 
gültig und beweisfuͤhrend bleiben, weil fie nur nach den Gefegen des⸗ 
jenigen Zeitpuncts beurtheilt werden koͤnnen, wo fie vorgenommen wor⸗ 
den find. Hieraus folgt = 
a) daß, wenn feit 1807 eine Poſt nach der Danziger Verfaſſung vol- 
lig geloͤſcht iſt, dieſe Poſt in das Hypothekenbuch nicht mehr aufs 
genommen werden kann und darf, vielmehr im Hypothekenbuch nur zu 
notiren iſt: „geloͤſcht laut Erbbuch Folio ꝛc.“, und daß das Land⸗ und 
Stadtgericht ſich bei der Umarbeitung des Hypothekenbuchs um ei⸗ 
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nen Löſchungs⸗Conſens ſo wenig als um das gelöfchte Document 


ſelbſt ex officio und ohne beſondere Veranlaſſung bekuͤmmern darf, 


daß es indeſſen rathſam iſt, dieſe geloͤſchten Documente, wenn 0 
anders noch exiſtiren, zur Caſſation einzufordern, ſobald ſolche 
überhaupt ohne befondere Weitläuftigkeit und Koſten erfolgen kann, 
daß es aber eines Aufgebots des Documents nicht bedarf; ie 

b) daß, wenn feit dem ad a. gedachten Zeitpunkte eine Poſt theilwel 5 
geloͤſcht iſt, dieſe theilweiſe Loͤſchung in dem Hypothekenbuch gleich 
falls mit Bezug auf den Vermerk des Erbbuchs abzuſchreiben 15 
Die Production des Documents und der Quittung iſt gleichfalls 
nicht erforderlich, indeſſen iſt es doch consilii, das Document einst? 
fordern, um die darauf erfolgte Abſchreibung zu notiren, damit dure) 
etwanige Ceſſion des ganzen Documents Niemand gefaͤhrdet wer⸗ 
den koͤnnte. Endlich N 7 

O daß, wenn eine Geffion im Erbbuche erfolgt if, dieſe auch in da 


Hypothekenbuch einzutragen iſt, ohne daß es einer ſchriftlichen Auf⸗ 


nahme der Ceſſion und Vorlegung des Documents bedarf. DEE 

Vermerk in das Hypothekenbuch muß aber immer in Bezug au 

das Erbbuch erfolgen. N 
Der Juſtiz⸗Miniſter fest indeſſen hierbei voraus, daß die Vermerke 
in den Erbbuͤchern an ſich deutlich und keiner zweifelhaften Auslegung 
faͤhig find. Tritt jedoch der entgegengeſetzte Fall ein, fo muͤſſen die Br 
denken durch Vernehmung der Intereſſenten und Vorlegung der Urkun⸗ 
den allerdings gehoben werden. Die öffentliche Aufforderung, welche das 
Koͤnigl. Oberlandesgericht vorſchlaͤgt, um dem etwanigen Verkehr mit 
ſchon geloͤſchten Forderungen vorzubeugen, darf zwar nur monttoriſch 
erlaſſen werden, indeſſen kann ſie Seitens des Land⸗ und Stadtgerichts 
erfolgen, da fie die oben ausgedruckten Zwecke mit erreichen hilft. Dem 
Koͤnigl. Oberlandesgericht wird es uͤberlaſſen, von der Art, wie das 


Land⸗ und Stadtgericht das neue Hypothekenbuch umarbeitet, ob es 


dazu eigene Vernehmungstermine anſetzt oder damit nur gelegentlich 
verführt, nähere Kenntniß zu nehmen, und dem obigen ‚gemäß das Wei⸗ 
tere zu verfügen. — Die Beilagen des Berichts und die mit dem Ber 
richt vom 12. December v. J. eingefandte Siewertſche Schrift über 
Pfennigszins⸗ und Strohwiſchrecht erfolgen anbei zuruͤck, 

Berlin, den 3. April 1816. f 

ö Der Juſtiz⸗Miniſter 
Kircheiſen. 
An 
das Koͤnigl. Oberlandesgericht 
zu Marienwerder. 
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1) In den Vorſtaͤdten, welche zwiſchen beiden Enceinten, d. h. zwiſchen 
dem Hauptwall der Feſtung und den aͤußeren Feſtungswerken liegen, 
kann einſtoͤckig in Fachwerk mit Lehmſtockung, mit Feuerung und 
Schornſteinen von Luftziegeln und mit Schindel⸗ oder Ziegelbeda⸗ 
chung, nach den von dem Herrn Ingenieur des Platzes vorzuſchrei⸗ 

} benden Allignements gebaut werden, jedoch darf 

2) kein Etabliſſement hart an der Contreſcarpe, d. h. an den äußern 
Abdachungen der Gräben, errichtet werden, ſondern es muß ſolches 
wenigſtens 100 Schritte oder 20 Ruthen von derſelben entfernt liegen. 

| 3) Sollten einzelne Etabliſſements, wie Brau- u. Brennereien, Schmie⸗ 
| de= und Schloſſer⸗Werkſtätten ꝛc., ganz maſſive Anlagen erfordern, 
ſo kann bei dieſen, wenn ſie ſonſt auf einer der Defenſive des 
Hauptwalls nicht nachtheiligen Stelle belegen ſind, zwar eine Aus⸗ 
nahme ſtatt ſinden, jedoch nur unter der Bedingung, daß die Bau⸗ 
luſtigen ihre diesfallſigen Anlagen auch mit maſſiven Umfaſſungs⸗ 
wänden von wenigſtens drei Fuß Stärke an den dem Hauptwalle 
abgewandten Seiten umgeben und überhaupt ſich hinſichts der Lage 
(und baulichen Einrichtung der Gebäude gewiſſen, nach der Localitaͤt 
jedesmal naͤher zu beſtimmenden Vorſchriften unterwerfen. Wollen 
die Bauluſtigen etwa wegen der ihnen hierdurch erwachſenden groͤ⸗ 
ßern Baukoſten auf dieſe Bedingung nicht eingehen, ſo kann ihnen 
nur der Bau ihrer Etabliſſements in der ad 1. beſtimmten Art, in 
Luftſteinen nachgegeben werden, und ſollten polizeiliche, durch die 
Lage der Bauſtellen bedingte Ruͤckſichten dieſe letztere Bauart nicht 
geſtatten, ſo muß die Anlage von dergleichen Etabliſſements ganz 
unterbleiben. Endlich 5 
muß ſich jeder Bauende ſchriftlich verpflichten, ſein Etabliſſement, 
ſobald es von der competenten Militairbehoͤrde verlangt wird, wie⸗ 
der ſelbſt zu zerſtoͤren, oder ſich deſſen Wegſchaffung auf ſeine Ko⸗ 
ſten gefallen zu laſſen, ohne deshalb auf eine Schadloshaltung von 
Seiten des Staats Anſpruch machen zu koͤnnen. 


Indem wir dieſe Allerhoͤchſte Beſtimmung hierdurch zur allgemeinen 
Kenntniß bringen, bemerken wir, daß nach der von dem Ingenieur des 
hieſigen Platzes, Herrn Major v. Bartſch, mitgetheilten Auskunft, die 
Begünstigung wegen Bebauung des Terrains zwiſchen den beiden Encein⸗ 
ten der hieſigen Feſtung ſich blos auf die zwiſchen dem Hauptgraben 
und den äußern Thoren gelegenen Vorſtaͤdte, al: 

1) innere Petershagen, 
2) ſchwarze Meer, 
3) Sandgrube, 

4) erſte Neugarten, 
5) Baͤrenwinkel, 
6) Scheunenwinkel, 
7) Stiftswinkel, und 
8) Kneipab, ö 

beſchraͤnken darf. 


| Jeder Bauluſtige, der alfo in dieſen Vorſtaͤdten einen Neubau be⸗ 
abſichtiget, muß ſich an das Koͤnigl. Polizeipräſidium hieſelbſt wende n 
| - 


4 


— 


in Schifffahrtsſachen vorgeſchriebenen Sportelordnung vom 25. Decht. 


) Danz. Intell.⸗Bl. von 1822. Nr. 29. 
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welches nach vorhergegangener Ruͤckſprache mit dem Herrn Ingenieur vom 


Platze ihm die weitere Anweiſung ertheilen wird. N 


Danzig, den 31. Maͤrz 1820. 
Königliche Regierung. Erſte Abtheilung. 


Nr. 84. 
Reſcript, die Procentgelder betreffend.“) 
em Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte wird auf den Bericht vom 20. März e. 


mit Zuruͤckſendung der Anlagen zum Beſcheide ertheilt, daß es bei det 
Beſtimmung der dem Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗Collegio zu Danzig 


1804, wonach von den Procentgeldern, welche fuͤr den oͤffentlichen Ver⸗ 
kauf von Schiffen, Bordingen ꝛc. erhoben werden, die Haͤlfte an die 
Kaͤmmerei abgeführt werden fol, einſtweilen verbleibt, und die Abfuh⸗ 
rung dieſer Abgabe an die Kaͤmmerei nach wie vor erfolgen kann, bis 
daruͤber allgemeine Vorſchriften, welthe zu erwarten ſind, ergangen ſeyn 
werden. Berlin, den 21. April 1821. > 
Der Juſtizminiſter 


Kircheiſen. 
An ) 
das Koͤnigl. Ober» Landesgericht 
zu Marienwerder. 5 
Nr. 85. 8 


Auctions - Reglement für Danzig.) 


I. Von der Anſtellung und dem Wirkungskreiſe des 
Auctionators. ö 
1. Es wird für die Stadt Danzig nur Ein Auctionator beſtellt, mit 
der Befugniß, ſaͤmmtliche oͤffentliche freiwillige Verſteigerungen von 
Grundſtuͤcken ſowohl, als von beweglichen Sachen abzuhalten, ſo, da 
außer ihm kein Anderer ein Gewerbe mit dieſem Geſchaͤfte treiben darf, 
2. Der Auctionator wird vom Magiſtrate der Stadt Danzig au 
Lebenszeit gewählt, dem Koͤnigl. Land⸗ und Stadtgerichte zur Abgabe 
feiner Zuſtimmung, beſonders Hinſichts der Cautions⸗Beſtellung praͤſen⸗ 
tirt und demnaͤchſt der Koͤnigl. Regierung zur Beſtaͤtigung vorgeſchlagen. 


5 


*) Nicht gedruckt. 
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Territorio zu rechnen, auf welchen dieſe Abgabe etwa nicht auf den 
Grund eines Contracts ruhet. . N 
Danzig, den 15. Octbr. 1816. f 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 
Ewert. Ewald. 


Nr. 80, 
Die Handelsbeitraͤge betreffend.“) 


Durch eine von den hieſigen chriſtlichen Troͤdlern unterm 28. v. Mo⸗ 
nats bei uns erhobene Beſchwerde, ſo wie durch eine Anfrage der hie⸗ 
ſigen Gewerbſteuer⸗Direction vom 26. deſſelben Monats, haben wir 
Kenntniß von einem Beſchluſſe der hieſigen Repraͤſentanten-Verſammlung 
vom 12. März d. J. erhalten, welchem der hieſige Magiſtrat beiſtim⸗ 
mend zugetreten iſt. 5 f f 

Nach demſelben ſollen die hieſigen Troͤdler, wenn fie neben ihrem 

Handel mit alten Kleidern auch mit neuen, entweder von ihnen ſelbſt 
oder von Andern verfertigten Kleidern handeln wollen, zum Handelsſtande 
gezählt und zu Entrichtung des von den Kaufleuten bei ihrem Etab⸗ 
liſſement zu zahlenden Beitrags von 300 Thalern für die Erhaltung 
der hieſigen Handlungsinſtitute angehalten werden. Wir eroͤffnen hier⸗ 
auf dem Magiſtrate, daß diejenigen Trödler, welche Kleider ſelbſt 
verfertigen und deshalb einen Kleidermachergewerbſchein gelöfet ha⸗ 

ben, auch mit dieſen Kleidern handeln duͤrfen, ohne einen neuen Ge⸗ 
werbſchein zu loͤſen oder einen Beitrag zu den Handelsinſtituten zu lei⸗ 
ſten, Troͤdler aber, die nicht ſelbſt Kleider verfertigen, zwar 
auch mit neuen Kleidern handeln duͤrfen, indeſſen einen beſondern Ge⸗ 
werbſchein loͤſen muͤſſen, nachdem ſie, wie jeder andere Handels⸗ 
mann, die Beiträge zu den Handelsinſtituten geleiſtet 
haben. Nach dieſen Beſtimmungen hat alſo der Magiſtrat bei vor⸗ 
kommenden Faͤllen zu verfahren. 


Danzig, den 15. April 1817. 
Königl. Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 
8 fabfer, 


An 
den Magiſtrat hieſelbſt. 


i *) Nicht gedruckt. 
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Nr. 81. 


Miniſterialreſcript vom 8. Mai 1818, die Gebührentare 
des Admiralitaͤts⸗Collegiums betreffend. 


Hiſtor. geogr. Einl. ꝛc. S. 246, 


Nr. 82. 


Die Inſtruction der Rechtsſachen gegen eximirte Perſonen 
in Danzig und im Danziger Territorio durch das Land⸗ 
und Stadtgericht hieſelbſt betreffend.“) 


Den Koͤnigl. Land⸗ und Stadtgerichte zu Danzig iſt der allgemeine 
Auftrag ertheilt worden, diejenigen gegen eximirte Perſonen in der Stadt 

Danzig und in dem Danziger Territorio vorkommenden Rechtsſachen, de⸗ 
ren Gegenſtand nur 50 Rthlr. oder weniger betraͤgt, imgleichen ſchleu⸗ 
nige Raͤumungsprozeſſe gegen ſolche Perſonen zu inſtruiren, und die in⸗ 
ſtruirten oder in contumaciam abgeſchloſſenen Acten demnaͤchſt zur Ab⸗ 
faſſung des Erkenntniſſes dem unterzeichneten Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte 
einzuſenden. Es ſind daher Klagen von der beſchriebenen Art gegen 
eximirte Perſonen bei dem Koͤnigl. Land⸗ und Stadtgerichte zu Danzig 
anzubringen, und die beklagten eximirten Perſonen ſind ſchuldig, in den 
Rechtsſachen der gedachten Art den Vorladungen und Verfuͤgungen des 
Koͤnigl. Land⸗ und Stadtgerichts, bei Vermeidung der in den Geſetzen 
beſtimmten Folgen des Ungehorſams, Folge zu leiſten. 

Marienwerder, den 10. Dechr. 1819. 
Koͤnigl. Preuß. Ober» Landesgericht. 


Nr. 83. 


Die Wiederbebauung von Grundſtücken in den Umgebungen 
und Vorſtaͤdten von Danzig.“) i 


Des Königs Majeſtaͤt haben durch die an das Koͤnigl. Miniſterium des 
Innern und an das Koͤnigl. Kriegsminiſterium unterm 6. Januar c. er⸗ 
laſſene Allerhoͤchſte Cabinetsordre wegen Wiederbebauung von Grund⸗ 
ſtuͤcken in den Vorſtaͤdten von Danzig Folgendes zu beſtimmen geruhet: 


) Danziger Amtsblatt von 1819. 
*) Danziger Amtsblatt von 1820. 
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tors ſo lange Glauben, bis deſſen Unrichtigkeit allenfalls im Wege Rech⸗ 
tens gehörig ausgeführt worden. R 

6. Das Ausgebot und die oͤffentliche Bekanntmachung der fucceffive 
erfolgenden Mehrgebote, erfolgt in der Regel durch den Auctionator 
ſelbſt, indeſſen kann er ſich zu ſeiner Erleichterung auch einen Ausrufer 
wahlen, der Zuſchlag der ausgerufenen Sache muß jedoch, wenn kein 
Mehrgebot weiter zu erwarten ſteht, und das geſchehene hoͤchſte Gebot 
dreimal deutlich wiederholt worden, durch den Auctionator ſelbſt erfolgen. 
Mit dem ertheilten Zuſchlage geht bei beweglichen Sachen das Eigenthum, 
die Nutzung, Gefahr und Laſten auf den Kaͤufer uͤber, wenngleich ſelbi⸗ 
ger die erſtandene Sache noch nicht in Empfang genommen hat. ö 

7. Der Auctionator hat ehrliche und zuverlaͤſſige Leute zu Ausrufern 
anzunehmen, und dahin zu ſehen, daß alle Sachen ohne Partheilichkeit 
und Eigennutz auf den hoͤchſt moͤglichſten Preis geſteigert werden, und 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Auctionator fuͤr die, durch den von 
ihm angeſtellten Ausrufer, in Bezug auf dieſes fein Officium etwa bes 
gangenen Unregelmaͤßigkeiten, verantwortlich bleibt. 

8. Wenn Auctionen mehrere Tage dauern, ſo liegt dem Auctionator 
ob, nach Beendigung des Geſchaͤfts eines jeden Tages dem alsdann noch 
verſammelten Publicum ſofort bekannt zu machen, was fuͤr Effecten am 
folgenden Tage wohl zum Verkauf kommen werden und in welcher Ord⸗ 
nung ſolche licitirt werden wuͤrden. Dieſe Ordnung muß hiernächſt auch 
beibehalten und es darf in der Regel hiervon willkuͤhrlich nicht abgewi⸗ 
chen werden. Eine Ausnahme hiervon findet nur dann ſtatt, wenn we⸗ 
nigſtens fuͤnf anwefende Kaufluſtige den Wunſch, daß gewiſſe Arten von 
Sachen oder einzelne Stuͤcke friiher verkauft werden möchten, zu erken⸗ 
nen geben. Wird jedoch in ſolchen Faͤllen die etwa vorhandene Taxe 
über den wirklichen Werth nicht erreicht, fo darf kein Zuſchlag ertheilt, 
vielmehr muͤſſen die betreffenden Stucke, nach der ihnen in dem Ver⸗ 
zeichniſſe beſtimmt geweſenen Reihefolge, von neuem angeſetzt werden. 

9. Der Auctionator darf bei Ein Hundert Thaler fiskaliſcher Strafe, 
weder ſelbſt, noch durch Anverwandte oder andere Perſonen in den Aue⸗ 
tionen, die er abhaͤlt, etwas erſtehen. Es fol daher auch weder der Auc⸗ 
tionator noch der Ausrufer von irgend Jemand Auftraͤge zum Erſtehen von 
Gegenſtaͤnden der von ihm abzuhaltenden Auction, uͤbernehmen. Doch 
ſteht es den Intereſſenten frei, bei Bekanntmachung der Auctionen zu⸗ 
gleich einige zuverlaͤſſige Perſonen, an welche man ſich mit diesfaͤlligen 
Auftragen zu wenden habe, namhaft zu machen. a . 

10. Der Auctionator darf ſich eigenmaͤchtig Niemand zur Abhaltung 
einer Auction ſubſtituiren. Sollte er durch eine nothwendige Urſache, 
J. B. durch eine langwierige Krankheit, an der Wahrnehmung feines Amts 
behindert werden, ſo hat er dies dem Magiſtrate anzuzeigen, welcher 
er Koͤnigl. Regierung einen qualificirten Subſtituten, deſſen Remuneri⸗ 
rung Sache des Auctionators bleibt, fuͤr die Dauer ſeiner Abhaltung 
vorſchlagen muß. 

11. Wenn bei der Licitation zwei oder mehrere Perſonen zugleich 
ein und daſſelbe Gebot thun, fo muß der Auctionator einen derfelben 


i ahin zu bewegen ſuchen, den andern zu uͤberbieten, und wenn dieſe Be⸗ 
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muͤhung fruchtlos bleibt, fo muß durch das Loos entſchieden werden, wem 
die Sache zuzuſchlagen ſey. a 

Sollte daruber Streit entſtehen, ob diefer oder jener das hoͤchſte 
Gebot zuerſt gethan, ſo ſoll der unpartheiiſche Ausſpruch des Auctiona⸗ 
tors ohne alle Weitlaͤuftigkeit hieruͤber entſcheiden. 5 

12. Wollte der Eigenthuͤmer die Sache um das geſchehene hoͤchſte 

Gebot nicht weggeben, ſondern ſolche zuruͤcknehmen, ſo kann ihm ſolches 
auf dieſe Weiſe nicht geſtattet werden, ſondern nur in der Art, daß er 
ſelbſt vor geſchehenem Zuſchlage mehr bietet, und die Sache nach den 
Vorſchriften der Auction erſteht. 
; 13 Die gewöhnliche Auctionszeit iſt in den Monaten April bis Sep⸗ 
tember incl. von Acht bis Zwoͤlf Uhr Vormittags und von Zwei bis Sechs 
Uhr Nachmittags, und in den uͤbrigen Monaten des Jahres von Acht bis 
Zwoͤlf Uhr Vormittags und von Zwei bis Fuͤnf Uhr Nachmittags. 

Sollten ſich zu einer angeſetzten Auction ſehr wenig Liebhaber ein? 
finden, oder die Kaufluftigen ſich vor Ablauf der geſetzten Auctionsſtun⸗ 
den bedeutend vermindern, ſo bleibt es dem Ermeſſen des Auctionators 
uͤberlaſſen, mit Zuziehung des Eigenthuͤmers der zu verſteigernden Sache, 
die Auction für dieſen Tag zu ſchließen und, wenn keine befondere Schwie⸗ 
rigkeiten entgegen ſtehen, am folgenden Tage fortzuſetzen. 

14. Wenn ein Liebhaber ein Auctionsſtuͤck, das leicht zerbrechlich 
und von Werth iſt, zu beſehen verlangt, ſo hat der Auctionator denſel⸗ 
ben vor der Aushaͤndigung mit Beſcheidenheit zu erinnern, alle Behut⸗ 
ſamkeit anzuwenden, damit keine Beſchaͤdigungen herbeigefuͤhrt werden. 
Zerbricht oder beſchaͤdigt deſſen ungeachtet Jemand aus Verſehen etwas, 
ſo muß er, dafern ein anderes guͤtliches Uebereinkommen nicht zu treffen 
ſeyn ſollte, die Taxe des Werths, in ſo fern eine aufgenommen iſt, da⸗ 
fur bezahlen, und das beſchaͤdigte Stuͤck dafür behalten, oder auf fein 

Riſico wegen des, gegen die zwei Drittheile der Taxe verminderten Werths 
deſſelben dem Meiſtbietenden zuſchlagen laſſen. Sollte indeſſen ein an⸗ 
deres gleiches Stuͤck unbeſchaͤdigt verauctionirt werden, oder noch in der 
Auction begriffen ſeyn, ſo muß der Beſchaͤdiger des erſtern diejenige 
Summe dafür entrichten, fuͤr welche das andere weggegangen iſt. Iſt 
keine Taxe vorhanden, und befindet ſich auch kein zweites Stuͤck von 
gleicher Beſchaffenheit unter den zu verauctionirenden Gegenſtaͤnden, ſo 
muß es dem Eigenthuͤmer uͤberlaſſen bleiben, ſich wegen des Schadens 
mit demjenigen zu einigen, welchem die Beſchaͤdigung zur Laſt faͤllt. 
Findet dieſe Einigung nicht ſtatt, fo wird das beſchaͤdigte Stuͤck von der 
Auction ausgeſchloſſen, und dem Eigenthuͤmer der Weg Rechtens vor⸗ 
behalten. ( 

15. Wer dagegen muthwilliger Weiſe etwas beſchaͤdigt oder zer⸗ 
bricht, der muß dem Eigenthuͤmer den von ihm zu verlangenden Werth 
dafuͤr entrichten und, wenn er ſich hiezu in Guͤte nicht bequemen will, 
die richterliche Ermaͤßigung gewaͤrtigen. . 

16. Wer in einer Auction, es ſey fuͤr ſich oder im Auftrage eines 
andern, etwas erſteht, wuß das Erſtandene am naͤmlichen oder doch am 
folgenden Tage abholen laſſen und bezahlen. Falls die Abholung und 
Bezahlung der erſtandenen Stuͤcke binnen dieſer Friſt nicht erfolgt, ſo 
ſoll der Auctionator das, oder die nicht eingeloͤſeten Stucke in den letzten 
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8. Er haftet ſowohl den Privatperſonen als den Gerichten und uͤbri⸗ 
gen Behoͤrden, die ſich feiner Mitwirkung bedienen, für den richtigen 
Eingang der Auctionsgelder, in fo weit ſolche von ihm creditixt find, 
und ift deshalb zur gerichtlichen Beſtellung einer Caution von „Zehn 
Tauſend Thalern“ verpflichtet. \ 

4. Den Gerichten bleibt es uͤberlaſſen, ſich zu den vorkommenden 
Verſteigerungen von unbeweglichen und beweglichen Sachen entweder des 
eſtellten Auctionators zu bedienen, oder ſolche durch ihre Beamten nach 
den Beſtimmungen sub II. abhalten zu laſſen. Auch ſteht 

5. jedem Privatmanne frei, dergleichen Verſteigerungen, ſo weit ſie 
lediglich fein Eigenthum betreffen, ſelbſt abzuhalten, oder die Gerichte 
arum zu requiriren. 

6. Die Befugniß des Auctionators zur Abhaltung der Auctionen er⸗ 
ſtreckt ſich auf den ganzen Umfang der Stadt Danzig und deren Vor⸗ 
ſtaͤdte, jedoch mit Ausnahme derjenigen Gegenftände, deren öffentlicher 
Verkauf nach den Beſtimmungen der dortigen Stadt- Willkuͤhr den dort 
angeſtellten Maͤklern zuſteht; dazu gehoͤren ankommende Waaren aller 
Art, welche noch nicht im Handel aus der erſten Hand geweſen ſind, na⸗ 
mentlich Getreide, Holz, Material, Droguerie⸗, Spezerei⸗, Schnitt⸗, 
Kurze⸗ und alle neue Fabrikwaaren und Meubles. a 

Sobald dieſe Waaren jedoch zu einer Verlaſſenſchaft gehoͤren, oder 
ſonſt das Eigenthum eines Privatmannes geworden ſind, und deren Ver⸗ 
kauf dem Auctionator von dispoſitionsfähigen Erben oder Teſtaments⸗ 
Vollſtreckern, oder einem ſonſtigen rechtmaͤßigen dispoſitionsfaͤhigen Ei⸗ 
genthuͤmer freiwillig uͤbertragen worden; ſo darf er ſich demſelben un⸗ 
terziehen. 8 . 5 


U, Specielle Beſtimmungen über das Verfahren bei 
den Auctionen. 5 


1. Alle zu verſteigernde Gegenſtaͤnde hat der Auctionator ſpeciell 
und genau zu verzeichnen, die ihm etwa von dem Eigenthümer bereits 
eingereichten Verzeichniſſe genau mit dem wirklichen Beſtande der zu ver⸗ 
ſteigernden Gegenftände zu vergleichen, zu revidiren und zu berichtigen 
und dem Eigenthuͤmer ein von ihm atteſtirtes Verzeichniß auf Verlangen 
einzuhaͤndigen. In dieſem Verzeichniſſe ſind diejenigen Gegenſtaͤnde, wel⸗ 
che defect, befchädigt, oder fonft mangelhaft befunden find, als ſolche 

eſonders zu bemerken, auch bei der Verſteigerung derſelben die Kaͤufer 
hierauf aufmerkſam zu machen. 

Sollte dem Auctionator die Verſteigerung einer Buͤcher⸗ oder Ku⸗ 
pferſtichſammlung uͤbertragen werden, ſo hat er, wenn dies von den In⸗ 
tereſſenten noch nicht geſchehen, oder anderweitig veranlaßt worden iſt, 

avon einen ganz genauen Catalog anzufertigen, in welchem die Bücher 
tichtig numerirt, die Autoren mit Vor⸗ und Zunamen, imgleichen die 
itel, Jahr und Ort, wann und wo ſolche gedruckt worden, die Zahl 
der Bände und Theile, aus welchen fie beſtehen, oder Falls unvollſtän⸗ 
ige Werke vorkommen, deren Beſtandtheile gehoͤrig zu bemerken. 

Die ihm angefertigt uͤbergebenen Verzeichniſſe hat er nach dieſen 
Veſtimmungen zu revidiren und erforderlichen Falls zu berichtigen. i 
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Das Concept des Catalogs iſt vor dem Druck der Cenſurbehoͤrde 
einzureichen, um etwa vorkommende, in den Koͤnigl. Staaten verbotene 
Buͤcher von dem Verkaufe auszuſchließen, und deren Einlieferung an ie 
Behoͤrden zu beſorgen. RE 

Der Auctionator hat ſich daher felbft von ſolchen Büchern die mög 
lichſt genaueſte Kenntniß zu verſchaffen, und wenn ihm dergleichen, bir 
ihm zur Verſteigerung übertragenen Buͤcherſammlungen vorkommen, ſel⸗ 
bige ſofort ſelbſt an ſich zu nehmen und einzuliefern. i 

Gold, Silber und Juwelen ſind nach dem Gewicht, nach der Probe 
und nach der, von Sachverſtaͤndigen aufzunehmenden Taxe des Werthe, 
in dem Verzeichniſſe aufzuführen, und dieſer Taxwerth bei der Verſtei⸗ 
gerung bekannt zu machen. 

2. Was die Bekanntmachung der abzuhaltenden Auctionen betrifft, fo 
hat ſich der Auctionator hierbei in der Regel nach dem Wunſche der In⸗ 
tereſſenten zu richten, inde ſen muß die Bekanntmachung doch bei Auctio⸗ 
nen uͤber 100 Rthlr. wenigſtens 3 Wochen, und bei ſehr geringfuͤgigen 
Gegenſtaͤnden wenigſtens Acht Tage vorher durch öffentlichen Anſchlag⸗ 
ſo wie durch das Intelligenzblatt geſchehen, und darin Ort und Zeit, und 
das, was verkauft werden ſoll, moͤglichſt genau beſtimmt werden. 

Bei den Verſteigerungen, welche von den Gerichtsbehoͤrden verfügt 
find, muß der Auctionator die von denſelben erhaltene Anweiſung uber 
die Art der Bekanntmachung, die Wiederholung derſelben, und die zu 
beobachtenden Friſten zur Richtſchnur nehmen. 

3. In ſofern die Intereffenten nicht ſelbſt eine zur Abhaltung der 
Auction paſſende Gelegenheit haben, muß der Auctionator ſolche auf de⸗ 
ren Koſten in einer bequemen und ſchicklich gelegenen Gegend der Stadt 
einrichten. 2 

4. In den Auctions⸗Terminen ſelbſt muͤſſen vollftändige Protokolle 
aufgenommen werden, worin beim Eingange zuerſt der Art der Bekannk⸗ 
machung Erwaͤhnung geſchieht. 

Sodann werden die einzelnen Stuͤcke, nach der ihnen in dem Ver⸗ 
zeichniß angewieſenen Reihenfolge, öffentlich ausgeboten, und der Regel 
nach dem Meiſtbietenden ſofort der Zuſchlag ertheilt, der Betrag des 
Meiſtgebots, ſo wie der Name des Kaͤufers aber im Protokoll notirt. 

Es ſteht dem Verkaͤufer oder Extrahenten der Auction zwar frei, 
bei einzelnen Stuͤcken zu beſtimmen, daß ſolche nicht unter einem gewiſ⸗ 
ſen Preiſe, oder nicht unter der Taxe zugeſchlagen werden ſollen; iſt 
aber gleichwohl dem Meiſtbietenden fuͤr eine geringere Summe der Zu⸗ 
ſchlag ertheilt, fo behält es dabei fein Bewenden, und der Verkaͤufer 
kann ſich wegen ſeines diesfaͤlligen Schadens nur an den Auctionator halten. 
a 5. Wenn der Eigenthuͤmer fuͤr gut befindet, ſelbſt oder durch einen 

Bevollmaͤchtigten eine Controlle bei der Auction zu fuͤhren, ſo ſteht ihm 
dieſes unbedenklich frei, und es kann der Auctionator ſich nicht entziehen, 
ſolche auf Verlangen nach Beendigung der Auction, oder wenn Diele 
mehrere Tage dauert, taͤglich, nach Beendigung des Geſchaͤfts mit ſei⸗ 
nem Protokoll zu vergleichen, und im Fall der Uebereinſtimmung bei den 
Verhandlungen eine diesfaͤllige Beſcheinigung unter die des Eigenthuͤmers 
zu vermerken. ; - 

Bei einer Verſchiedenheit behält aber das Protokoll des Auctiona⸗ 
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0 Tagen der Auction ausrufen und verſteigern dürfen, und das etwanige 


nantum minus, um welches das Stück nunmehr weggeht, von dem Kaͤu⸗ 
fer auf executiviſchem Wege durch das betreffende Gericht zu fordern be⸗ 
rechtigt ſeyn. 3 
17. Es bleibt lediglich Sache des Auctionators, ſich wegen der rich⸗ 
tigen Zahlung der Auctionsgelder zu ſichern, da er mit ſeiner Caution 
r die prompte Ablieferung derſelben verhaftet iſt, und er bleibt daher 
in der Zulaſſung der Licitanten unbeſchraͤnkt. Die eingegangenen Gelder 
muͤſſen aber von ihm ſpaͤteſtens Acht Tage nach dem Eingange an das 
Gericht oder an die Intereſſenten, fuͤr welche die Auction gehalten iſt, 
abgeliefert, und nach Zwei Monaten, vom Tage des beendigten Ausrufs 
abgerechnet, mit einer atteſtirten Abſchrift des Auctionsprotokolls ſaͤmmt⸗ 
lich, ohne Ruͤckſicht, ob ſolche eingekommen find oder noch ausſtehen, 
berichtigt werden. 
18. Bei freiwilligen Auetionen ſteht es dem Eigenthuͤmer völlig frei, 
das Gefchäft des Gelderhebem und Einziehens fr die verſteigerten Ef⸗ 


fecten felbft zu beſorgen oder beſorgen zu laſſen, und ſich ſodann wegen 1 


der Remuneration des Auctionators mit demſelben zu einigen, in welchem 
Falle der Auctionator ſich nicht mit Einziehung des Geldes befgſſen fol. 
109. Die Käufer der in einer öffentlichen Auction verſteigerten Effee⸗ 
ten ſind verpflichtet, binnen der bei Eroͤffnung der Auction bekannt ge⸗ 


machten Friſt, bei Vermeidung der Execution, Zahlung zu leiſten. 


Laͤuft dieſe Friſt fruchtlos ab, ſo hat der Auctionator bei dem be⸗ 


treffenden Gerichte, unter Einreichung der von ihm atteſtirten Rechnung, 


den Antrag auf Beitreibung dieſer Reſte zu machen, und koͤnnen die Ge⸗ 
richte ſich nicht enthalten, hierauf ohne Anſtand Execution zu verfügen 
Moͤchte ſich bei deren Vollſtreckung der Fall ereignen, daß ein oder 
der andere Licitant bereits Zahlung geleiſtet zu haben behauptet, ſo iſt 
es mit der Eroͤrterung dieſes Einwandes eben ſo zu halten, wie die Allg. 
Gerichtsordnung Th. 1. Tit. 24. $. 37. seg. in Fällen vorſchreibt, wo 


ſelbiger im Wege der gewoͤhnlichen gerichtlichen Execution vorgebracht wird. 


20. Der Auctionator iſt verpflichtet, über die eingehenden Auetions⸗ 


gelder dergeſtalt Buch zu halten, daß jeder Auctionsmaſſe darin ein be⸗ 


ſonderes Folium gewidmet und daß jede dahin gehoͤrige Geldpoſt auch 
beſonders bezeichneten Beuteln aufbewahrt wird, ſo daß ſich in jedem 
ugenblick der Zuſtand jeder einzelnen Auctionsmaſſe klar überfehen läßt. 
Jedem Käufer verfteigerter Sachen muß eine, die competente Auc⸗ 
tionsmaſſe genau bezeichnende Quittung ertheilt werden. 
21. Im Allgemeinen hat der Auctionator bei den ihm übertragenen 
Geſchäften die größte Gewiſſenhaftigkeit, Ordnung und Unpartheilichkeit 
gegen Käufer und Verkaͤufer zu beobachten, und allen über das Auctions⸗ 
weſen bereits ergangenen oder noch zu erlaſſenden Verfuͤgungen pflicht⸗ 


x 


mäßig nachzukommen. 1 
I. Beſtimmungen wegen der Gebühren des Auctionators. 


Der Auctionator iſt berechtigt, fuͤr die von ihm abgehaltenen Auctio⸗ 
nen beweglicher Sachen Drei pCt. vom reinen Ertrage des Provenü's, 
und fur die von ihm abgehaltenen Licitationen von Grundſtuͤcken Ein pCt. 

Weſtpreuß. Prov.⸗Necht. Bd. III. 39 
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vom ganzen Kaufgelde, ohne Abzug der Ingroſſate, fie ſich einzuziehen; 
für dieſe Einnahme iſt derſelbe aber auch verbunden, den von ihm = 
haltenden und der Juſtiz⸗ und Communalbehoͤrde zur Prüfung, Berta 
tigung und Vereidigung zu präfentivenden Schreiber allein zu unterhalten, 
auch ſaͤmmtliche vorkommende Unkoſten, mit alleinigem Ausſchluß Der 
Snfertionsgebühren und etwanigen Transportkoſten, desgleichen der Stem 
pel 120 den Auctionsprotokollen, den Ausfertigungen und Extracten d 
uͤbernehmen. 5 5 
Werden aber die Auctionen für Privatperſonen abgehalten, fo, bleibt 
dieſen uͤberlaſſen, wenn fie ſich nicht an die oben beſtimmten Satze bu⸗ 
den wollen, ſich mit dem Aucttonator über die ihm zuzugeſte hende Br 
nung zu einigen. 


IV. Aufſicht und Controlle des Auctionators. 


Der Auctionatvr iſt zunächſt der Aufſicht des Magiſtrats, Hinſichts 
der ihm von dem Gerichte aufgetragenen Geſchaͤfte aber insbefondere der 
Aufſicht des Koͤnigl. Land⸗ und Stadtgerichts unterworfen. 

Außer, daß jede dieſer Behoͤrden Reviſionen ſeines Verfahrens und 
befonders feiner Eaſſenverwaltung zu jeder Zeit veranlaſſen kann, ſo en 
ſeine Buͤcher jahrlich von einer Deputation, aus einem Mitgliede de 
Königl. Lande und Stadtgerichts und einem des Magiſtrats beſtehend 
revidirt werden. rt 

Sobald ſich dabei Unordnungen vorfinden, muͤſſen diefelben ſogleich 
auf Koſten des Auctionators abgeſtellt werden. 5 

Das über diefe Reviſion aufzumehmende Protokoll iſt dem Königl. 
Land- und Stadtgerichte und dem Magiſtrate einzureichen, und wenn 
dem Auctionator Unordnungen und Pflichtwidrigkeiten nachgewieſen wer 
den, deſſen Beſtrafung dem Gerichte zu uͤberlaſſen. | 


Gegeben Berlin, den 9. Februar 1822. . 59 
Der Minifter der Juſtiz, Der Miniſter des Handels / 


v. Kircheiſen. Graf v. Bülow. 


Nr. 86, 
Bekanntmachung, ee 
wegen Annahme der Danziger Münze, *) 


’ 
Un die am hieſigen Orte noch im Umlaufe befindlichen älteren DA 
ziger Silber⸗Muͤnzſorten, namentlich: 
a. die Tympfe, 
b. die Sechſer, und 
c. die Duͤttchen Br 
allmaͤhlig daraus zu entfernen, haben die Koͤnigl. Miniſterien des Schabe 
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und der Finanzen genehmiget, daß die vorgenannten Münzſorten zu dem 
beſtehenden Courſe von den offentlichen Caſſen nach und nach eingezogen, 


und an die Hauptmuͤnze in Berlin abgeliefert werden; wogegen die ku⸗ 


pfernen Muͤnzen, an Groſchen und Schillingen in dem Werthe der neuen 
Kupferpfennige (alfo reſp. zu 3 und 1 Pfennig) bei den Koͤnigl. Caſſen 
angenommen und ausgegeben werden koͤnnen. 
Dies wird hierdurch mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß die 
Regierungs⸗Hauptcaſſe und die hieſigen Specialcaſſen angewieſen find, 
ie Danziger Muͤnzen bei Berichtigung der Koͤnigl. Abgaben anzunehmen. 
Danzig, den 9. Maͤrz 1822. / 


Koͤnigl. Preuß. Regierung II. und I. Abtheilung. 


a Nr. 87. 
Wegen Annahme der Danziger Muͤnze.“) 


n Folge der, Nr. 23. des hieſigen Intelligenzblattes unterm 9. März c. 
von uns bekannt gemachten Beſtimmung der Koͤnigl. Miniſterien des 
Schatzes und der Finanzen, daß die hier noch courſirende ältere Danziger 
Silbermuͤnze, namentlich die Tympfe, die Sechſer und die Duͤttchen durch 
Annahme derſelben bei den Koͤnigl. Caſſen bei Entrichtung koͤnigl. Abgas 
ben allmählig eingezogen und an die Hauptmünze in Berlin abgeliefert 
werden ſollen, iſt nunmehr unterm 25. v. M. eine gleiche Anordnung in 
Betreff der hier noch eireulirenden Danziger Kupfermuͤnze hoͤhern Orts 
getroffen und deren Ausführung uns aufgetragen worden. Die genannte 
Muͤnze kann daher von nun ab, entweder bei unſerer Haupteaſſe nach 
dem Werthe des Groſchens zu 3 Silberpfennigen und des Schillings zu 
1 Silberpfeunig ausgewechſelt, oder auch in beliebigen Summen bei Ent⸗ 
richtung der Abgaben an die Specialcaſſen unſeres Departements einge⸗ 
zahlt werden, welches ſowohl ſaͤmmtlichen uns untergeordneten Koͤnigl. 
Caſſen, als dem Publiko hiemit zur Kenntniß und Achtung, letzterem 
mit der Aufforderung gebracht wird, die Auswechſelung und Einlieferung 

er Danziger Münzen überhaupt hier bis zum 1. Januar fut, a. zu bes 
wirken, indem ſolche nach dieſem Termine außer Cours geſetzt werden 
ürften. Danzig, den 9. Auguſt 1822. 


Koͤnigl. Preuß. Regierung II. Abtheilung. 
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Nr. 88, 


Regulati v 
zur Erhebung der Abgaben in dem Hafen zu Danzig von 
Holzſchuten, offenen Böten, für die Verabfolgung des Dal 
laſtes und für die Benutzung der Kielbank. *) 


x Da es zweckmaͤßig gefunden iſt, die in dem Hafen von Danzig peut 
den, durch den Schiffs⸗Ungelder⸗Tarif vom 25. Juli 1820 feſtgeſetzte f 
Abgaben noch beſtehenden anderweitigen Hebungen, als von eingehenden 

Holzſchuten, von offenen Boͤten, für die Verabfolgung des Ballaſtes um 5 
für die Benutzung der Kielbank gleichfalls in ein Regulativ aufatmen 
zufaſſen und dabei zugleich lediglich auf den Maaßſtab einer Schiffelmt 
zu reduciren, fo wie auch nach dem neuen Muͤnzfuße zu reguliren 
wird hiedurch Nachfolgendes feſtgeſetzt, welches als ein Anhang des 9 
dachten Tarifs vom 25. July 1820 anzuſehen iſt. 


g. 1. 

Das Hafengeld betraͤgt fuͤr eine ſogenannte Holzſchute, welche mit 
Brennholz beladen eingeht, . t 
aa) wenn dieſelbe nur das Putziger⸗Wiek befährt, pro Normalla 

à 4000 Pfund, drei Viertel Silbergroſchen oder 9-Pf. in out 
bb) wenn dieſelbe die See befährt, und jenſeits Hela herkommt, pro 
Normallaſt à 4000 Pfund, fuͤnf Silbergroſchen in Cour. 
ec) von einem beladenen, die See befahrenden offenen Boote, ohne 

Ruͤckſicht auf deſſen Größe, überhaupt zwei Thaler. 


9. 2. 


Jedes Schiff, ohne Unterſchied der Nationalität, welches Gallaſt 
loͤſchen oder einnehmen will, entrichtet dafuͤr: 
a) wenn dies in Neufahrwaſſer oder an der Weichſel bis zum Block⸗ 
hauſe geſchehen ſoll, a 
aa) für jede Normallaſt 2 Silbergr. 10 Pf. 
Der Schiffer hat dafür das Recht, zu verlangen, daß ihm 
von Seiten der Königl. Hafenbau⸗Inſpection die zum Löſchen 
und Einnehmen des Ballaſtes erforderlichen Geraͤthſchaften un⸗ 
entgeldlich, jedoch unter gehoͤriger Aufſicht geliefert werden 
5 us der erforderlichen Arbeiter ift dagegen Sache de 
iffers. 
bb) Wenn der Schiffer es vorzieht, ſich ſelbſt die Geräthſchaften au 
I beſorgen, für jede Normallaft 2 Sgr. 4 Pf. er. 
b) Wenn dagegen in der Stadt Danzig, d. h. im Bezirke der Binnen? 
Gewaͤſſer, vom Blockhauſe abgerechnet, Ballaft gelöfcht oder einge N 
nommen werden ſoll, ſo entrichtet der Schiffer an Aufſichtsgebuͤhre 
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an den Balaftwächter für das Schiff, ohne Ruͤckſicht auf deſſen 
Groͤße, 8 Sgr. N a 
Will der Schiffer ſich außerdem durch den Ballaſtwaͤchter die 
erforderlichen Arbeiter und Geraͤthſchaften beſorgen laſſen, ſo bezahlt 
er dafuͤr an denſelben fuͤr jede Laſt 7 Sgr. 
F 3. 
Diejenigen Schiffe, welche auf der, für Königl. Rechnung erbauten und 
du unterhaltenden Kielbank in Neufahrwaſſer Kiel holen, entrichten fir 
die Benutzung derſelben, ohne Unterſchied der Nationalität, pro Laſt Ein 
und einen halben Silbergroſchen. e 
Berlin, den 28. October 1822. 
ER 
Minifterium des Handels. 
(gez.) v. Bülow. 


Den 13. Auguſt 1823. e 


— 


3 | 

| Nr. 89, : 
Wegen der, aus der Periode der freiſtädtiſchen Regierung. 

Danzigs herruͤhrenden Anſpruͤche an die Gemeinde Danzig 


und an die zum Gebiete des Freiſtaats gehoͤrig geweſenen 
| Landgemeinden.) f 


Di.. Verfuͤgung des Koͤnigl. hohen Miniſterit des Innern vom 29. v. 
N ge bringen wir hiemit folgende Allerhoͤchſte Cabinetsordre vom 

10. v. M.: ; . 
* „Auf den Bericht, welchen Sie, der Miniſter des Innern, am 
| 4. d. M. über die Vorſtellungen verſchiedener Danziger Gläubiger 
ne Mir erſtattet haben, will Ich meine Ordre vom 28. Juli 1820 das 
hin declariren, daß zwar alle Schuldklagen aus Obligationen 
des Danziger Freiſtaats oder aus unverbrieften Forderungen an den⸗ 
ſelben ferner ſuspendirt bleiben ſollen, dagegen aber den Glaͤubigern 
wegen aller Anſpruͤche an die Gemeinde Danzig ſowohl, als an ein⸗ 
zelne, zum Gebiete des Freiſtaats gehörige Landgemeinden, welche 
ſie, ohne Beziehung auf den vorigen Staatsverband, als Gemein⸗ 
den zu vertreten haben, der Weg Rechtens auch alsdann unver⸗ 
ſchraͤnkt bleiben muß, wenn die Forderung während der Periode 

des Freiſtaates entſtanden iſt. - 

Toͤplitz, den 10. Juli 1823. 
gez. Friedrich Wilhelm. 


n 
568 die Staatsminiſter 
| v. Kircheiſen und v. Schuckmann.“ 
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634 Den 29. Januar 1828, 


zur allgemeinen Kenntniß, indem wir noch hinzufügen, daß zufolge ders 
vorerwaͤhnten Minifterialverfügung unter dem, in der Allerhoͤchſten Ca⸗ 
binetsorbre den Glaͤubigern der Stadt Danzig freigeſtellten Wege Rech⸗ 
tens, in Beziehung auf eigentliche Kriegsforderungen, deren Befriedt' 
gung einzelnen Communen obliegt, dasjenige Verfahren zu verſtehen il 
welches die Geſetze vom 9. Juli 1812 (Geſetzſamml. von 1812, pag. 130 

3. Jan. 1816. (Geſetzſamml. von 1816, pag. 4.) und 27. Octbr. 1820. 
(Geſetzſamml. von 1821, pag. 153.) vorſchreiben, daß hiernach alſo der⸗ 
gleichen Forderungen bei uns anzubringen und von uns in erſter Inſtanz 
mit Vorbehalt der, von der Koͤnigl. Immediat⸗Commiſſion zu erlaſſen⸗ 
den Entſcheidung zweiter Inſtanz, zu erörtern und zu entſcheiden find 

Danzig, den 13. Auguſt 1823. 


1 \ 7 Nr. 90. 
Die Danziger Statutarrechte betreffend.“) 


1 / 


Ar 


Eier Excellenz beehre ich mich, in Folge Dero ſehr geehrten Schreibens 
vom 14. December v. J. und meiner Antwort vom 29. ejusd. die au 
meinen Bericht an des Königs Majeſtaͤt wegen der handelspolizeilichen 
Geſetzgebung von Danzig eingegangene Allerhoͤchſte Cabinetsordre vom 
29. v. M. hierneben in beglaubter Abſchrift mit dem ergebenſten Erſu⸗ 
chen mitzutheilen, dieſelbe dem Königl.“ Ober⸗Landesgerichte zu Marien? 
werder zur Beachtung und mit dem Auftrage zufertigen zu wollen, das 
Stadt⸗ und Landgericht jo wie das Commerz⸗ und Admiralitaͤts⸗Golle⸗ 
gium zu Danzig danach mit allgemeiner Anweiſung zu verſehen, und ſie 
zugleich in Kenntniß zu ſetzen, daß ich die in dem Danziger Intelligenz⸗ 
blatte abgedruckte Bekanntmachung des dortigen Magiſtrats vom 16. 
Juni 1823 wegen der Dimenſionen von Kronſtaͤben heute genehmigt habe. 

Berlin, den 5, Februar 1825. . 7 

5 (gez.) v. Bülow, 


An 
des Koͤnigl. Geh. Staats⸗ und Juſtizminiſters 
Hrn. v. Kircheiſen Excellenz. 
b. 5 


Ich habe aus Ihrem Berichte vom 29. v. M. gern erſehen, daß 
die noͤthigen Einleitungen getroffen ſind, ſtatt der veralteten Geſetzbuͤcher 
und Verordnungen, welche noch in der Stadt Danzig gelten, ein dem 


) Nicht gedruckt. 
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jetzigen Stande der Cultur und der Gewerbe angemeſſenes, an die be⸗ 
ſtehenden Geſetze ſich anſchließendes Statutarrecht zu entwerfen und ein⸗ 
zufuͤhren. Ich bin auch damit einverſtanden, daß von dem Ergebniß dies 


ſer Arbeit die Abänderungen derjenigen allgemeinen handelspolizeilichen 


Beſtimmungen nicht abhangig gemacht werden koͤnnen, welche neue Han⸗ 
delsverhaͤltniſſe dringend erheiſchen, und zur Vermeidung vieler einzelner 
Antraͤge und Declarationen blos localer Feſtſetzungen, will Ich Sie im 
Allgemeinen hiermit ermächtigen, in allen Fallen, welche lediglich das 
Handels⸗Intereſſe und kein Privatrechts⸗Verhaͤltniß berühren, auf den 
Vorſchlag der Aelteſten der Kaufmannſchaft und des Magiſtrats zu Dan⸗ 
zig von den durch die Danziger ſtatutariſche Geſetzgebung eingefuͤhrten 
handelspolizeilichen Beſtimmungen rechtsguͤltig zu dispenſiren und die 
Sache nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften, den gegenwaͤrtigen 
Verhaͤltniſſen des Handels gemäß, behandeln zu laſſen. 
Berlin, den 29. Januar 1825. 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter Grafen v. Bülow. i 


6. 


Abſchrift vorſtehenden Schreibens und der beigefügten Allerhoͤchſten 
Cabinetsordre vom 29. Jan. d. J. wird dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte 
zur Nachricht, Achtung und weiteren Verfuͤgung zugefertiget. x 

Berlin, den 9. Februar 1825. 

5 Der Juſtizminiſter 


5 Kircheiſen. 


An 
das Königl. Ober⸗ Landesgericht 
zu Marienwerder. 


Nr. 91. 
Die Danziger Statutarrechte betreffend.“) 


Di unterzeichneten Miniſterien haben beſchloſſen, nicht allein die ſo⸗ 
genannte Danziger Willkuͤhr, ſondern auch die ganze ſtatutariſche und 


Handels⸗Geſetzgebung der Stadt Danzig einer genauen Reviſion unter⸗ 


ziehen, und ſobdann ſtatt der veralteten Geſetzhuͤcher und Verordnungen, 
ein dem jetzigen Stande der Cultur und der Gewerbe angemeſſenes, an 
die beſtehenden Landesgeſetze ſich anſchließendes Statutarrecht entwerfen 
zu klaffen. Die Prüfung, Erwägung und Redaction der beizubehaltenden 


— — 
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Statutarbechte ſoll aber nicht abgeſondert nach Privat⸗ und Polizeirecht 
erfolgen, ſondern alle aͤltere Statutargeſetze von Danzig ſollen zu glei⸗ 
cher Zeit und von einer und derſelben Behörde geſammelt, geprüft, 
Abſicht ihrer Beibehaltung erwogen und die beizubehaltenden in ein Sta⸗ 
tut zuſammengeſtellt werden. Dies Geſchaͤft haben wir befchloffen, eis 
ner Commiſſion zu übertengen, in welcher der dortige Polizeipräſtdent, 
zwei Mitglieder des Magiſtrats, zwei Mitglieder der Stadtverordneten 
Verſammkung und zwei Mitglieder der Verſammlung der Aelteſten den 
Kaufmannſchaft zuſammentreten ſollen. Dieſe Commiſſion hat die Konig 
Regierung nach getroffener Uebereinkunft mit dem Ober⸗Landesgerichte zu 
Marienwerder und nachdem zwei Mitglieder des Land: und Stadtge⸗ 
richts zu Danzig und ein Mitglied des Commerz⸗Collegiums zu deren 
Mitgliedern ernannt ſeyn werden, zuſammentreten zu laſſen, und ſobald 
ſolches geſchehen, Anzeige davon zu machen. Es verſteht ſich uͤbrigens 
von ſelbſt, daß die Arbeiten der Commiſſion, bevor ſolche uns zur Pruͤ⸗ 
fung und Entſchließung vorgelegt werden, noch von der Koͤnigl. Regie 
rung, und dem erwähnten Ober⸗ Landesgericht erwogen und mit einem 
Gutachten derſelben begleitet werden muͤſſen. ve 
Inſofern die zu Danzig beftehenden, auf den Handel und die 
Handelspolizei ſich beziehenden Geſetze einer Pruͤfung und vorlaͤufigen 
Aufhebung oder Abänderung vorzuͤglich beduͤrfen ſollten, iſt die Com⸗ 
miſſion anzuweiſen, ſich zuerſt mit dieſen Geſetzen zu befchäftigen und 
die Ergebniſſe ihrer Berathungen und Arbeiten in dieſer Beziehung foͤr⸗ 
derſamſt vorzulegen. Noͤthig wird es aber dann ſeyn, daß in allen 
Faͤllen, in denen auf den Vorſchlag des Magiſtrats und der Kaufmann⸗ 
ſchaft von dem durch die dortige Geſetzgebung eingefuͤhrten handelspo⸗ 
lizeilichen Forum dispenſirt und die Sache nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften behandelt werden ſoll, zuvor das Gutachten der Commiſſion er⸗ 
fordert werde, damit nicht dem abzuſchaffenden Geſetze eine damit in 
Widerſpruch ſtehende Obſervanz entgegentrete. 7 
Berlin, den 7. Februar 1825. : Misc 
(gez.) Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. 


An 
die Koͤnigl. Regierung 
zu Danzig. 


Nr. 92. 
Die Statutargeſetze betreffend.“) 


Als der abſchriftlich anliegenden, von den Koͤnigl. Miniſterien des 
Handels und des Inneen an die Regierung zu Danzig erlaſſenen Ver⸗ 
fügung vom 7. d. M. wird das Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht erſehen, daß 
nunmehr die von dem Collegio im Berichte vom 26. Novbr. v. J. vor 
geſchlagene Commiſſion zur Pruͤfung der geſammten ſtatutariſchen und 
Handelsgeſetzgebung der Stadt Danzig angeordnet worden iſt. 


) Nicht gedruckt. 
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Zu Mitgliedern dieſer Commiſſion ernennt der Juſtizminiſter daher 
8 dem Land⸗ und Stadtgerichte den Geh. Juſtizrath und Director 
Scheller und den Stadt⸗Juſtizrath Braunſchweig; aus dem Coimmerz⸗ 
und Admiralitaͤts⸗Collegio den Director Oelrichs, und hat das Koͤnigl. 
Ober⸗Landesgericht das Weitere dieſerhalb zu erlaſſen. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Arbeiten dieſer Commiſſion, be⸗ 
vor fie zur höhern Prüfung und Entſchließung vorgelegt werden, von 
eiden Landes⸗Collegien oder einem Ausſchuſſe derſelben erwogen und mit 


einem Gutachten begleitet werden muͤſſen. 


Im uͤbrigen wird das Collegium auf die beiliegende, oben ange⸗ 
zogene Verfügung verwieſen, wornach es ſich ebenfalls zu achten und in 
inverſtaͤndniß mit der Regierung zu Danzig darnach zu verfahren hat. 
Berlin, den 14. Februar 1825. \ 

5 Der Juſtizminiſter 


8 Krcheiſen. 
An 
das Koͤnigl. Ober Landesgericht 
zu Marienwerder. 
Nr. 93. 
Polizeiverordnung, 


die Fahrt in Fahrwaſſer betreffend.“) 


as nachſtehende Publicandum d. d. 26. April 1824, welches durch 
die Intelligenzblaͤtter Nr. 36. 87. u. 89, gedachten Jahres zur allgemei⸗ 
nen Kenntniß gebracht worden, und folgendermaßen lautet: 1 

Zur beſſern Erhaltung der freien Fahrt und des Verkehrs im Hafen 
zu Neufahrwaſſer, fo wie zur Vorbeugung von Ungluͤcksfaͤllen, durch 
welche leicht Eigenthum, Geſundheit und Leben in Gefahr gerathen kann, 
iſt es für nothwendig erachtet, folgendes als unerlaͤßlich feſtzuſetzen: 

1) In Gallern und andern breiten Stromfahrzeugen koͤnnen Dielen 
und andere Holzwaaren vor der Hand nach Neufahrwaſſer gebracht 
werden, indeſſen darf jedesmal nur ein dergleichen Fahrzeug an das 
zum Laden beſtimmte Schiff anlegen und durch die Schleuſe gelafe - 
ſen werden. ; 8 

D Sobald ein ſolches Fahrzeug geloͤſcht hat, muß es den Platz im 

Hafen⸗Canale räumen, geſchieht dies nicht innerhalb 12 Stunden, 

ſo wird es auf Koften des Verladers auf Anordnung des Koͤnigl. 
Lootſen⸗Commandeurs nach der Weichſel gebracht. N 

Dieſe Maßregeln find um fo nothwendiger, als die Bewegun⸗ 

gen der Schiffe auf rundgebaute, ausweichungsfaͤhige Fahrzeuge be⸗ 

rechnet ſind, die viereckigen und flachgebauten Galler aber einem 


i 
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s Den 13. Februar 1820. 


Schiffe, welches aus der See kommt, oder unter Einfluß des Win⸗ 
des verhohlt, nur mit großen Schwierigkeiten ausweichen konnen, ſo 
daß wegen einer etwanigen Beſchaͤdigung, die ein ſolcher Galler 
durch ein Schiff in dem beregten Canal erleiden dürfte, weder der 
Schiffer noch der Lootſe aufkommen kann, mithin für die beftändige 


Erhaltung einer ununterbrochenen freien Fahrt geſorgt werden muß: 


3) Der Transport kleiner Parthien Holzwaaren, Lebensmittel und an⸗ 
derer Waaren in kleinen Prahmen, Kaͤhnen und Boͤten nach dem 


Hafens Canal wird geſtattet, jedoch dürfen ſich dieſe Fahrzeuge, 
wenn fie nicht einem dort liegenden Schiffe angehöten, nach erfolg⸗ 
ter Löſchung nicht zwecklos aufhalten, werden vielmehr, wie in An⸗ 


ſehung der Galler u. ſ. w. bei Nr. 2. verfügt iſt, behandelt. 
4) Gallern, Jadwiggen oder andern für die Rhede oder die offene 


See nicht gebauten und haltbaren Fahrzeugen wird unter allen Um? 
ſtänden der Ausgang aus dem Hafen, alſo auch aus dem Norder“ 
gatt nicht geſtattet, wie ſolches nach der Analogie der Vorſchriften 
des Allg. Landrechts Th. II. Tit. VIII. f. 1392. beſtimmt ift, und 


„diejenigen, die vermoͤge ihrer Bauart, was die Koͤnigl. Lootſen⸗ 


Commandeurs zu beurtheilen haben, ſich dazu eignen, koͤnnen nur 
dann auf die Rhede gelaſſen werden, wenn ſie mit den noͤthigen 
Geraͤthſchaften gehörig verſehen find, da Falle eingetreten, welche 
die Lebensgefaͤhrlichkeit eines ſo gewagten Verfahrens erwieſen haben? 


wird hierdurch zur genauern Beachtung in Erinnerung gebracht und dabet 
noch Folgendes als unabaͤnderliche Norm hinzugefuͤgt: 


b 


a) Keinem Ablader iſt es verſtattet, bei einer Strafe von 20 Kehle 


eine größere Quantität Holgwaarer für ein Schiff nach dem Hafen 
Canal in Neufahrwaſſer zu ſchiffen, als ungefaͤhr in einem Tage 
eingeladen werden kann; unbenom men bleibt es zwar, zur Erſpa⸗ 
rung der Koſten eine groͤßere Parthie Balken mit einemmale von 
der Stadt abzuſenden, es muͤſſen ſolche aber, wie ehemals gebraͤuch⸗ 


lich geweſen, neben dem Dorfe Muͤnde in der Weichſel placirt, um 


— 


ter Aufſicht und Wache geſetzt werden, und find davon taglich 
nur fo viel nach dem Hafen⸗Canale in Neufahrwaſſer zu bringen, 
als in einem Tage, wie oben geſagt iſt, einzuladen moͤglich 
diejenigen Balken, die ein Schiff zuruͤckgelaſſen hat, und die ſpä⸗ 
teſtens nach drei Tagen keine Beſtimmung an ein anderes ladendes 
Schiff erhalten, muͤſſen durchaus aus dem Hafen⸗Canal in die Weich⸗ 
ſel geſchafft werden. Wer dies unterlaͤßt, hat zu gewaͤrtigen, da 
dergleichen zuruͤckgelaſſenes Holz auf Anordnung des Koͤnigl. Loot⸗ 


ſen⸗Gommandeurs nach der Weichſel geſchafft, bis zur Abnahme 


unter Aufſicht geſtellt und gehörig zuſammengenagelt wird, und 
zwar alles dies auf Koften der ſaͤumigen Eigenthuͤmer, wobei e 
aber ſich von ſelbſt verſteht, daß, wenn durch außerordentliche Um⸗ 
ſtaͤnde, z. B. durch ſchnelle ſtarke Strömungen u. dgl. von dieſem 
Holze etwas verloren gehen ſollte, der durch eigne Schuld herbei⸗ 


‚geführte Verluſt den Eigenthuͤmer nur allein treffen kann, au 


muͤſſen 


c) diejenigen Schiffe, welche ihren Ballaſt an der Weichſel gelöſcht 


haben und deren einzunehmendes Holz nicht in Fahrwaſſer, fondern 
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in der Weichſel liegt, ſolches bis zu der Tiefe, womit fie bequem 

durch die Schleuſe paſſiren koͤnnen, durchaus in der Weichſel laden; 
d) und da auch Fälle ſich ereignet haben, daß aus Muthwillen Taue 
abgeloͤſet und zerſchnitten worden, mit welchen die Balken befeſtigt 

ſind, hierdurch aber der groͤßte Nachtheil und Schaden herbeigefuͤhrt 

werden kann, ſo wird ſolches alles Ernſtes unterſagt und der Thaͤ⸗ 

ter, welchen zu ermitteln die Eigenthuͤmer und Schiffscapitaine ſich 

vorzuͤglich angelegen ſeyn laſſen muͤſſen, unter Vorbehalt des zu er⸗ 

fordernden Schadenerſatzes nach Bewandniß der Umſtaͤnde mit 8 bis 

14 Tage Gefaͤngnißſtrafe belegt werden. 

Danzig, den 13. Februar 1826. 
N Koͤnigl. Preuß. Polizeipraͤſident. 


——— 


7 


; Nr, 94, 
Das Danziger Kaͤmmerei⸗Schuldweſen betreffend.“) 


Ji Betreff des Kaͤmmerei⸗Schuldweſens der Stadt Danzig iſt von 
Sr. Majeftät dem Könige nachſtehende Allerhoͤchſte Cabinetsordre vom 
17. Juni c. erlaſſen worden: 

„Ich kann zwar die Antraͤge nicht genehmigen, die der Magiſtrat zu 
Danzig in Beziehung auf das Communal⸗Schuldweſen nach Inhalt des 
Berichts, den Sie, der Miniſter des Innern, hieruͤber an Mich erſtattet 
haben, fuͤr die Stadtgemeinde bevorwortet. Da Ich jedoch aus dieſem 
Berichte erſehe, daß die Befriedigung ſaͤmmtlicher Commimal- Gläubiger 
ohne Zerruͤttung des ſtaͤdtiſchen Haushalts ſofort nicht erfolgen kann, fo 
fol der Stadtgemeinde zu Danzig die allmaͤhlige Tilgung ihrer Schulden 
an Capital und rüͤckſtaͤndigen Zinſen unter nachſtehenden Maaßgaben ges 
ſtattet werden: 


1) Die feit dem 1. Januar d. J. laufenden Zinſen ſaͤmmtlicher Capi⸗ 


talſchulden, wie ſolche vertrag⸗ oder judicatmaͤßig feſtſtehen, oder 

noch feſtgeſetzt werden, ſind zur Verfallzeit puͤnktlich abzutragen. 

2 Ueber die Zinsruͤckſtände bis zum 31. Dechr: 1825, fol die Stadt⸗ 
gemeinde, wenn ſie ſich mit dem Glaͤubiger nicht anderweit vereini⸗ 
gen kann, beſondere Schuldſcheine, auf jeden Inhaber lautend, und 
zu 4 pCt. in halbjährigen Raten, vom 1. Jan. d. J. ab zinsbar 
bis herab zu 25 Rthlr. für jeden einzelnen Gläubiger ausfertigen. 
Ein Ruͤckſtand unter 25 Rthlrn. muß aus dem Tilgungsfonds, der 

hiezu mit den noͤthigen Mitteln zu verſehen iſt, bei Ausgabe der 
Schuldſcheine gleichzeitig baar bezahlt werden. f 
Die Beſtimmung wegen der laufenden Zinſen von den Capital⸗ 


ſchulden (unter 1.) iſt auf die laufenden Zinſen der ausgefertigten 


Schuldſcheine mit der Maaßgabe anwendbar, daß die erſte Zahlung der 
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füntgn Zinſen gleichzeitig mit der Ausgabe der Scheine ſelbſt 8 

chehen muß. a 
Sie haben uͤbrigens Sorge zu tragen, daß dieſe neuen Schuld? 
ſcheine durch eine angemeſſene deutliche Bezeichnung von den unter 
der Benennung der Danziger Stadt⸗Obligationen umlaufenden Schuld⸗ 
ſcheinen aus der Zeit des Freiſtaats Danzig gehörig unterſchieden 
werden. 8 ö 

8) Zur Tilgung der Capitalſchulden und der Zinſenruͤckſtäͤnde ſoll die 
Stadt jaͤhrlich wenigſtens Ein pCt. der geſammten Schulden unter 
1. und 2. aufbringen. 


) Dieſem Tilgungsfond waͤchſt das Erſparniß, das durch die jaͤhrliche 


Capitaltilgung an den laufenden Zinſen erlangt wird, in den erſten 
10 Jahren bis zum 1. Jan. 1836 zu. Nach Ablauf dieſer 10 Jahre 
behalte Ich Mir die anderweitige Beſtimmung, unter Beruͤckſichti⸗ 
gung des alsdann ſich ergebenden Beduͤrfniſſes und des Zuſtandes 
der Stadt, hierdurch vor. 

5) Die Verwendung des nach 3. und 4. vorhandenen Tilgungsfonds ge⸗ 
ſchieht durch den Aufkauf ſtaͤdtiſcher Papiere nach dem Boͤrſen⸗Cours, 
oder, wenn der Nominalwerth erreicht iſt, mittelſt Verlooſung, 

Der Magiſtrat muß jaͤhrlich eine von der dortigen Regierung 
beglaubigte Nachweiſung, daß die Verwendung des Tilgungsfonds 
nach den vorigen Beſtimmungen erfolgt ſey, öffentlich bekannt ma⸗ 
chen, und die Regierung darauf halten, daß es geſchehe. 

6) Die Gläubiger koͤnnen verlangen, daß ihnen über ihre Capital⸗ 
forderungen, gegen Zurückgabe der Altern Schuldurkunden, beſon⸗ 
dere Schuldſcheine, die auf jeden Inhaber lauten, in der zu 2. er⸗ 
waͤhnten Form ausgefertiget werden. Die näheren Modificationen 
werden einer beſondern Uebereinkunft mit den Stadtbehoͤrden, welche 
demnaͤchſt oͤffentlich bekannt zu machen iſt, vorbehalten. 

7) Auch ſolche Glaͤubiger, deren Anſpruch jetzt noch nicht feſtſteht, find 
den ſaͤmmtlichen Beſtimmungen unter 1. bis 6. unterworfen, wenn 
ihre Forderung ſpaͤterhin vertrags⸗ oder judicatmaͤßig feſtgeſetzt wird. 

8) Allen wider die Stadt anhaͤngigen gerichtlichen Executionen ſoll, 
inſofern es noch nicht geſchehen iſt, ſofort Anſtand gegeben werden, 
und kein Antrag auf executive Beitreibung einer Forderung wider 
ſelbige ſtatt finden, als wegen laufender Zinſen nach Nr. 1. 

Wenn die Stadt in der Einziehung und Verwendung nach 5. 3. 
bis 5. ſaͤumig iſt, fol von der Regierung Remedur geſchafft und 
die Stadt durch Beſchlagnahme ihrer bereiteſten Mittel angehalten 

werden, ihre Verbindlichkeiten zu erfüllen. 8 

Ich uͤberlaſſe Ihnen, hiernach in Ihren Reſſorts die weiteren Verfuͤ⸗ 

gungen zu treffen. N N 
Berlin, den 17. Juni 1826. N 5 

\ (gez.) Friedrich Wilhelm. 


N An 
die Staatsminiſter 
v. Schuckmann und Graf v. Danckelmann.“ 


Wir bringen ſolche hiermit zur Kenntniß des Publicums mit dem 


2 N. 
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Bemerken, daß unten dleſer Kaͤmmereiſchuld der Stadt Danzig erftlich 
alle diejenigen Gapitalien, welche gedachte Commune in der ganzen Vorzeit 
bis zum 1. Juni 1807, und andererfeits vom 1. Maͤrz 1814 bis jetzt 
kontrahirt und anerkannt hat oder zu zahlen für ſchuldig erkannt iſt, oder 
noch erkannt werden duͤrfte, mit Ausſchluß einer unabloͤslichen Kaͤmme⸗ 
reiſchuld von 16,720 Rthlr. 22 Sgr. 6 Pf., ſodann ſaͤmmtliche in dieſe 
Zeit fallenden Zinſen und die kuͤnftigen laufenden zu verſtehen ſind. Der 
hieſige Magiſtrat iſt dato von uns angewieſen, nach obiger Allerhoͤchſter 
Beſtimmung dahin zu wirken, daß mit dem Anfange Januars k. J. die 
Zahlung der fuͤr dies Jahr laufenden Zinſen bewirkt werde, und im Ue⸗ 
brigen das Allerhoͤchſt angeordnete Amortiſationsverfahren ins Leben trete. 
Das Publicum wird von dieſer Ausfuͤhrung und von den beſondern Ein⸗ 
richtungen und Terminen zu feiner Zeit durch öffentliche Bekanntmachung 
in den Amtöblättern naͤher unterrichtet werden. 5 a 
Danzig, den 4. Auguſt 1826. 5 
\ Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


Nr. 95. i 
Bekanntmachung, i 
betreffend die Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden.“) 


# 
; Das Koͤnigl. Miniſterium des Innern hat mit Bezug auf den 4. Ab⸗ 
ſchnitt des 1. Titels des Geſetzes vom 8. April 1823 wegen der, von 
den Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden, bei Auseinanderſetzungen zwiſchen den 
Gutsherren und ihren bäuerlichen Wirthen im Wege der gütlichen Ei⸗ 
nigung, zu beobachtenden Foͤrmlichkeiten des Verfahrens, folgende Be⸗ 
ſtimmungen genehmigt: 5 
\ EEE, 


Die Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden durfen ſich weder auf Vermeſſun⸗ 
5 „Bonitirungen und kunſtgemaͤße Berechnungen oder weitlaͤuftige Er⸗ 
rterungen einlaſſen, fie muͤſſen vielmehr ſich ſummariſch vbn den gegen: 
ſeitigen Verpflichtungen des Gutsherrn und Bauern und den zu dem 
Bauerhofe gehörigen Realitäten und deren Beſchaffenheit durch den Au⸗ 
geuſchein in Kenntniß ſetzen, und darnach vermoͤge eines allgemeinen Ue⸗ 
berſchlages die Entſchaͤdigungen an Geld, Getreide, Inventarium oder 
Land, oder mehrere oder alle Abfindungsmittel zuſammen vorſchlagen, 
die Erinnerungen dagegen von beiden Seiten pruͤfen, wenn fie gegründet 
find, nach dieſen die Vorſchlaͤge abändern, wenn ſie ungegruͤndet ſind, 
die Partheien daruͤber belehren, Gegenvorſchlaͤge hoͤren, ihre An⸗ 
wendbarkeit oder Unanwendbarkeit mit den Intereſſenten berathen, und 
überhaupt alles anwenden, wodurch unpartheiiſche, umſichtige und ges’ 
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achtete Inſaſſen der Kreiſe auf die Gemüther der Betheiligten zur Er 
reichung des Zwecks wirken koͤnnen. N 
x 

Gelingt dies nicht, fo wird über den Hergang der Sache ein Pro⸗ 
tokoll aufgenommen, und der Parthei, welche den Antrag gemacht hat), 
ein Zeugniß ertheilt, daß der Verſuch zum Vergleich ſtatt gefunden, aber 
fruchtlos abgelaufen iſt. 5 ö 
f §. 3. 

Die Anträge werden von den Partheien bei den vorſitzenden Mit⸗ 
gliedern der Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden muͤndlich oder ſchriftlich an⸗ 
gebracht. N 

Bei denſelben verſammeln ſich ſaͤmmtliche Mitglieder monatlich we⸗ 
nigſtens zweimal, und verabreden die anzuſetzenden Localtermine. 

8. 4. 


Erſcheint ein oder beide Theile in dieſen Terminen nicht, ſo wird 
angenommen, daß der Nichterſchienene ſich nicht vergleichen wolle, und 
dem Provocanten das Atteſt §. 2. ertheilt. 

9. 5. 27 

Die Vorladungen, deren richtige Inſinuation zu den Aecten beſchei⸗ 
nigt werden muß, geſchehen ſchriftlich. In denſelben iſt die Verwarnung 
§. 4. aufzunehmen. 

! : 8. 6. 

Die Termine muͤſſen ſpaͤteſtens 8 Tage nach gemachtem Antrage 
angeſetzt, und koͤnnen nicht langer als auf 14 Tage, vom Tage der Vor⸗ 
ladung angerechnet, ausgeſetzt werden. 


9. 7. 


Mit dem Atteſte der Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrde g. 2. meldet ſich 
der Provocant unmittelbar bei der General⸗Commiſſion. Daſſelbe ſteht 
‚auch dem Provocaten zu, in welchem Falle er aber gleichfalls ein Zeug? 
niß uͤber den mißlungenen Vermittelungsverſuch extrahiren und beilegen 
muß. 5 
welche daher hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden. 
Marienwerder, den 6. Juli 1826. 


Koͤnigl. General⸗Commiſſion zur Regulirung der gutsherr⸗ 
lichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe für Weſtpreußen. 


Den 12. September 1826. 125 623 


Nr, 96, \ 
Die Danziger Stadtſchulden betreffend. 9 | 


E; fol nunmehr in Gemaͤßheit der Allerhoͤchſten Koͤnigl. Cabinetsordre 
vom 17. Juni und der Koͤnigl. Regierungsverfuͤgung v. 4. Aug. d. J. (Amts⸗ 
blatt Nr. 35.) mit der Verification aller zu dem Danziger Kammerei⸗ 
Schuldweſen gehörigen Forderungen, fo wie mit der Capitaliſirung der 
aus dieſen Forderungen rückſtaͤndigen Zinſen, vorgegangen werden, 

Zu dieſen Forderungen gehören: 

c) ſaͤmmtliche ſogenannte unabloͤsliche alte Kämmerei⸗ und Hülfsgelder⸗ 
Obligationen, deren Verzinſung auf die Staatscaſſe nicht uͤbernom⸗ 
men iſt; 

b) die ſämmtlichen von dem vormaligen Magiſtrate bis medio Mai 
1807 ausgeſtellten Obligationen über baare Anleihen zu Kaͤmmerei⸗ 
beduͤrfniſfen und ſonſt belaſſene Zahlungs-Ruͤckſtaͤnde; 

e) die ruͤckſtaͤndigen Geiſtlichen⸗ und Kloſter⸗Competenzen aus der Zeit 
vom 1. März 1814 bis reſp. ult. April 1824 und ult. December 1825 

d) alle übrige, aus Lieferungen und Leiſtungen an die Stadteommune 
aus der Zeit bis zum 1. Juni 1807 entſtandenen Anſpruͤche, deren 
Beträge theils vertragsmäßig, theils durch richterliche Erkenntniſſe 
gleiche feſtgeſtellt ſind, oder noch werden feſtgeſtellt werden; des⸗ 

leichen 

e) die ſeit März 1814 bis ult, December 1825 noch entſtandenen uns 
erledigten Anforderungen an die Stadt, ſo wie endlich 

1) ſaͤmmtliche von allen dieſen Forderungen ruͤckſtaͤndigen Zinſen bis 
zum 1. Juni 1807 und ſodann vom 1. März 1814 bis zum 31. 
December 1825, alſo mit Ausſchluß der bereits für die freiſtaati⸗ 

ſche Periode bei der Königl. Commiſſion zur Regulirung der Schul⸗ 
den des ehemaligen Freiſtaats von Danzig liquidirten oder doch dahin 
gehörigen Capitals - Forderungen und Zinſen⸗Ruͤckſtaͤnde. ; 

Wir fordern daher ſaͤmmtliche Inhaber ſolcher Forderungen hiermit auf, 

die darüber in Bänden habenden Beweisſtuͤcke und Legitimationspapiere 

ſpaͤteſtens bis zum 31. Octbr. d. J. an den Herrn Calculator Rindfleiſch 
in den Vormittagsſtunden von 9 bis 1 Uhr in dem Calculaturzimmer 
auf dem Nebenhauſe des rechtſtaͤdtiſchen Rathhauſes, einzureichen. \ 
Damit bei dieſem Geſchaͤfte die noͤthige Ordnung erhalten werde, 
wird Folgendes beſtimmt: 5 . 
1) Es ſind von jeder Gattung der unter a bis e bezeichneten Forde⸗ 
rungen zwei gleichlautende Nachweiſungen beſonders zu uͤbergeben, 
in welchen die einzureichenden Documente genau zu bezeichnen und 
der Betrag der Forderung genau anzugeben iſt. 

D Ueber die Zinſen⸗Ruͤckſtaͤnde ad £ werden ebenfalls zwei gleichlau⸗ 
tende Nachweiſungen erwartet, die das Capital, den Zinsfuß, die 
Zeit des Ruͤckſtandes und den Betrag der ruüͤckſtaͤndigen Zinſen ge⸗ 
nau angeben muͤſſen, wobei auf die add a bis d uͤber das Capital 

— —-—-—ę * * * 
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eingereichten Documente Bezug zu nehmen ift, und zugleich zu be⸗ 
merken, zu welchen Quoten von 25 zu 25 RNthlr. Zinsſcheine u: 
langt werden und ob auch etwa über die Schuld felbſt ein neue 
Document gewuͤnſcht wird. d 8 

8) Dem Einlieferer wird das Duplicat der Nachweiſung von den MM 
gelieferten Documenten oder von der liquidirten Forderung, mit einer | 
Empfangsbeſcheinigung des dazu beauftragten Herrn Calculators 
Rindfleiſch verſehen, zu feiner Legitimation zuruͤckgegeben werden, 
und find dieſe Documente ſorgfaͤltig aufzubewahren, fo wie die el 
wanigen weiteren Dispoſitionen darüber anzuzeigen, weil nur den 
Producenten die neuen Reconnaiſſancen ohne weitere Legitimations⸗ 
pruͤfung ausgehaͤndigt werden ſollen. N 

4) diejenigen Herren Vorſteher und Verwalter von Armen⸗Inſtituten 
und von milden Stiftungen, welche die alten Kaͤmmerei⸗ und Huͤlfs? 

elder⸗Obligationen ſchon fruͤher eingereicht haben, duͤrfen nur die 
über die Zinſen⸗Ruͤckſtaͤnde ad e d nöthigen Nachweiſungen uͤbergeben⸗ 
und ſich dabei auf das Datum der fruͤheren Einreichung beziehen. 

5) Wann die zur genauen Prüfung und Verification zuruͤckbehaltenen 
Documente und die Anerkenntniſſe über die Zinſen⸗Reſte gegen Ein“ 
reichung der beſcheinigten Nachweiſungen in Empfang genommen wer? 
1 koͤnnen, darüber wird ſpaͤter eine beſondere Aufforderung er“ 
olgen. \ 

6) Erwarten wir ſpaͤteſtens bis zum 31. Detbr. d. J. die Anmeldung 
und Liquidirung ſaͤmmtlicher diesfälligen Forderungen, damit wir den 
gehoͤrigen Abſchluß des Schuldentableaus zu machen im Stande find. 
Sollte ein oder der andere Gläubiger ſich aber dennoch Taumig ze 
gen und dieſen Termin unbenutzt verſtreichen laſſen, fo wird derſelbe 
es ſich ſelbſt beizumeſſen haben, wenn er wegen Mangels der noͤthi⸗ 
gen Feſtſtellung und Legitimation an den laufenden Zinszahlungen 
und fonſtigen Vortheilen des Amortiſationsplans nicht ſofort gleich 
mäßigen Antheil nehmen kann. f 

Danzig, den 12. September 1826. 
5 Ober⸗Buͤrgermeiſter, Buͤrgermeiſter und Rath. 


Nr. 97. 
Reſori pt 5 
betreffend die Faͤhigkeit, Teſtamente zu errichten. *) 
Der Juſtizminiſter ſindet keine hinreichende Veranlaſſung, die Aufhe⸗ 
bung der Vorſchrift der Danziger Willkuͤhr, nach welcher e un⸗ 


ter 21 Jahren zur Errichtung von Teſtamenten unfähig find, nach dem 
Vorſchlage des Königl. Ober⸗Landesgerichts in dem Bericht vom 29. 


*) Nicht gedruckt. 


Den 15. Mai 1827, 625 


Auguſt d. J. ſchon fetzt in Antrag zu bringen, und hat den Juſtizeom⸗ 
miſſarius Martens zu Danzig dahin beſchieden, daß es bei dieſer Vor⸗ 
ſchrift vor der Hand fein Bewenden haben muͤſſe. BR 
Berlin, den 27. October 1826. 
= Der Juſtizminiſter 


Gr. v. Danckelmann. 


An 18 
das Koͤnigl. Ober: Landesgericht 
zu Marienwerder. 


2 Nr. 98. 
Wegen Bezahlung der Danziger freiftädtifchen Schulden. s) 


Di durch die Allerhoͤchſte Cabinetsordre vom 24. April 1824 wegen 
des Schuldenweſens des vormaligen Freiſtaats Danzig aubefohlene Amor⸗ 
tiſation der auf 11,992,602 Rthlr. 26 Sgr. 10 Pf. feſtgeſetzten Schuld 
deſſelben, iſt bis jetzt dergeſtalt zur Ausfuͤhrung gekommen, daß mittelft 
der in jener Allerhoͤchſten Cabinetsordre zugeſagten Hülfe des Staats und 
durch die Beitrage der hieſigen Stadt und zum Theil des Territoriums, 
bereits am 1. März c. hier durch eine Commiſſion von Regierungs⸗, Stadt⸗ 
gerichts⸗ und Magiſtrats⸗Beamten in Gegenwart von Deputitten der 
hieſigen Stadtverordneten⸗Verſammlung oͤffentlich vor dem Artushofe eine 
Quantität aufgekaufter Danziger Stadt⸗Obligationen im Nominalbetrage 
von 1,588,349 Rthlr. 2 Sgr. 6 Pf. hat verbrannt werden koͤnnen. 
Neuerdings hat die Koͤnigl. Hauptverwaltung der Staatsſchulden uns 
abermals ein Quantum aufgekaufter Danziger Stadt» Obligationen im 
Nominalbetrage von 251,988 Rthlr. 9 Pf. überſendet, welche einſtweilen 
in unſerm Depofitorio aufbewahrt bleiben, bis auch deren Vernichtung 
angeordnet werden wird. Auf ſolche Weiſe, iſt bereits die Summe von 
4,790,287 Rthlr. 3 Sgr. 3 Pf. der Schuld des vormaligen Freiſtaats Dan- 
zig abgetragen. 13 1 72 
Dabei wird noch zur offentlichen Kenntniß gebracht, daß die Stadt 
Danzig den auf ſie repartirten Beitrag zur Tilgung dieſer Schuld bisher 
nichtig abgeführt hat, daß die Einziehung der auf das vormalige Terri⸗ 
torium des aufgeloften Freiſtaats Danzig repartirten Beitraͤge vor einiger 
Beit auf hoͤhern Befehl ſiſtirt worden iſt, daß jedoch die Entſcheidung 
Über die nachträgliche Repartition und Einziehung oder die ſonſt zu tref⸗ 
fende Vorkehrung in Bezug auf die, in der Allerhoͤchſten Cabinetsordre 
vom 24. April 1824 zur Tilgung feſtgeſetzten Summen vorbehalten wird. 
Danzig, den 15. Mai 1827. 8 5 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
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Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bb. III. 40 


EN Den 18. Mai 1827. 
Nr. 99. 8 25 
Das Gemaͤß fur Kohlen betreffend.“) 


Nach einer Verfügung des Koͤnigl. Miniſterii des Innern vom 2. d. 
M. iſt die Beſtimmung der Bekanntmachung vom 23. Mai 1820 (Pes. 


256. des Amtblatts pro 1820), wonach dem fuͤr Steinkohlen beſtimmten 
Maaße eine parallelepipediſche Form gegeben werden ſoll, wieder aufge⸗ 
hoben und dagegen feſtgeſetzt worden, daß das Maaß fuͤr Salz, Kalk, Gyps, 
Holz⸗ und Steinkohlen, Aſche und andere trockene Waaren in einer Ton 
beſtehen fol, die nach 8. 6. der Beilage zur Maaß⸗ und Gewichts⸗Ord⸗ 
nung vom 16. Mai 1816, Vier Berliner Scheffel enthält. : 
Die Polizeibehörden unſers Departements werden daher angemiefelr 
daruͤber ſtrenge zu wachen, daß bei dem oͤffentlichen Verkauf von trocke⸗ 
nen Waaren nur das bezeichnete Tonnenmaaß angewandt werde. 
Danzig, den 18. Mai 1827. g 
\ Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


ER 


Nr. 100. 
Reer i pt, 


die Abzweigung Danziger Stadt⸗Obligationen betreffend. °F 


Die nach Maaßgabe der Allerhoͤchſten Cabinetsordre vom 24. April 
1824. F. 8. (Geſetzſamml. Nr. 860.) durch die Koͤnigl. Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden eingeleitete Verification der Schulden des vormali⸗ 
gen Freiſtaats und der Commune Danzig aus der Periode von 1807 bis 
1814 iſt nunmehr beendigt. Die von der Schulden⸗Regulirungs⸗Com⸗ 
miſſion zu Danzig durch Hinzurechnung der capitaliſirten Zinſen vervoll⸗ 
ftändigten Obligationen und nach einem allgemeinen Formular ausgefer⸗ 
tigten Anerkenntniſſe find ſaͤmmtlich mit dem Verificationsſtempel verſe⸗ 
hen, auch nach der Stuͤckzahl und Nummer in die Stammregiſter eingetra⸗ 
gen worden und konnen demnach, fobald ſie getelgt find, nur in den 
verzeichneten Poſten geloͤſcht werden. Letztere theilweiſe zu tilgen und 
zu loſchen, iſt insbeſondere um deshalb unzulaͤſſig, weil der mitbethei⸗ 


ligte Magiſtrat zu Danzig ſich ebenfalls im Beſitze von Stammregiſtern 


befindet, danach die Tilgung controllirt und die Einlöfung integraler 
Schulddocumente verlangen darf. 5 a 5 

Es wird aber auch zu Abzweigungen abſeiten der Inhaber keine ge? 
nuͤgende Veranlaſſung vorhanden ſeyn, da nach der Verſicherung der 
Koͤnigl. Hauptverwaltung der Staatsſchulden jedes Theilungsbeduͤrfuiß 


9 Danziger Amtsblatt von 1827. 
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Den 6. April 1829. : 3627 


mehrerer Eigenthuͤmer eines Danziger Schulddocuments, eben fo. wie 

ei andern auf den Inhaber lautenden Staatspapieren, durch Veraͤuße⸗ 
rung oder Austauſch an die Boͤrſe in verſchiedenen Apoints befriedigt 
werden kann. 

Aus dieſen Gruͤnden werden daher, dem allerhoͤchſt genehmigten 
Antrage der Koͤnigl. Hauptverwaltung der Staatsſchulden gemaͤß, Ab⸗ 
zweigungen von Danziger Schulddocumenten hiermit unterſagt und das 
Königliche Oberlandesgericht angewieſen, ſich nicht nur felbft danach zu 
achten, ſondern auch die Untergerichte, ſo wie die Notarien und Juſtiz⸗ 
commiſſarfen dem gemäß zu inſtruiren. 


Berlin, d. 6. April 1829. 


Der Juſtiz⸗Miniſter 
Danckelman. 


; An 
das Koͤnigl. Oberlandesgericht 
zu Marienwerder. 


Nr. 101. 
Bedingungen 
unter denen die Lichterfahrzeuge der älteren Bordings⸗So⸗ 


cietaͤt dem Geſchaͤftsbetriebe in Danzig gewidmet 
find. 9) 


D. es unmöglich ift, über jede Be⸗ und Verfrachtung der, der älteren 
Bordings⸗Rheder⸗ Sorietät zugehörigen Bordinge und Ballaſtboͤte, eis 
nen beſondern Contract abzuſchließen, weil die auf der Rhede bleibenden 
Schiffe ſofort geloͤſcht, und die dazu noͤthigen Bordinge von den Abrech⸗ 
ner⸗Comptoirs beſchafft werden muͤſſen, es ſich auch oft ereignet, daß 
die Intereſſenten einer ſolchen auf der Rhede zu loͤſchenden Ladung nicht 
einmal bekannt ſind, mithin theils deshalb, theils wegen Kuͤrze der 
Zeit kein foͤrmlicher Contract abgeſchloſſen werden kann, ſo hat die aͤl⸗ 
tere Bordings⸗Rheder⸗Societaͤt beſchloſſen, die Verfrachtung ihrer Bor⸗ 
dinge und Ballaſtböte den Abrechner⸗Comptoirs der Herren Bietau und 
Kitskats zu überlaſſen, und die Bedingungen feſtgeſetzt, unter welchen 
der Gebrauch ihrer Fahrzeuge geſtattet wird, und wonach die gegenſei⸗ 
tigen Rechte und Verbindlichkeiten allein beurtheilt, und jeder etwanige 
Streit entſchieden werden fol. i 


— — 
) Privatabdruck. 5 


zur verlangten Reife nach Maaßgabe der geforderten Größe hergeg 5 
wird, bleibt unferem mit der ſpeciellen Aufſicht der Fahrzeuge beau 
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; 9. 1. Se 
Die Anmeldung zum Ausſchreiben der Bordinge geſchiehet auf a 
Comptoirs der Herren Bietau und Kitskats, auch wird die Beſte 5 
lung auf unſerem Bureau direct angenommen, jedoch muß alsdann 75 
Abrechner⸗ Comptoir benannt werden, welches für die Befrachtung auf 
koͤmmt, da nur mit dieſem Rechnung gehalten wird. 
Die Wahl des Fahrzeuges, welches bei jedesmaligem Ausſchreen 
tragten Beamten uͤberlaſſen. 
9. 3. 
Saͤmmtliche Fahrzeuge find mit Namen bezeichnet, welche nebſt der 
Laſtengroͤße deutlich darauf bemerkt ſeyn werben. *) RES 
9. 4. 


Sie werden auch mit einer Marke deutlich bezeichnet, die ihren be 


ladenen Zuſtand mit Guͤtern angiebt, deren ſpecifiſche Schwere die Br. 


nutzung des ganzen Raumes im Lichterfahrzeuge nicht zulaͤſſet. 
N g. 5. 


Bei Guͤtern und Waaren, welche nach beſtimmten und hier ange⸗ 
nommenen Saͤtzen nach Maaß oder Gewicht zu Laſten berechnet werden, 


) In den Bedingangen der neuen Vordings⸗Societaͤt vom 6. April 
1829 lauten die erſten drei 88. nachſtehend: 


9. 1. Ha 


Die Anmeldung zum Ausſchreiben der Bordinge geſchiehet auf dem 
Comptoir des Herrn Bietau. b 


7 8. 2. 
Es bleibet dem gedachten (2) Abrechner⸗Comptoir überlaffen, wel 


ches Fahrzeug daſſelbe bei jedesmaligem Ausſchreiben zur verlangten 


Reiſe, nach Maaßgabe der geforderten Groͤße, beſtimmt. 
8 


Saͤmmtliche Fahrzeuge find mit Nummern ſtatt der ſonſt üblichen 
Namen verſehen, welche deutlich auf denſelben, fo wie ihre Laftengeößer 
bemerkt ſeyn werden. 8 


Den 6. April 1829. 6209 


wird dieſes zum Maaßſtabe der zu berechnenden Fracht angenommen. 
Wo dieſe Beſtimmung aber nicht anwendbar iſt, da gilt bei ſchweren 
Guͤtern die Laſtengroͤße des beladenen Fahrzeugs, welches die darauf be⸗ 
findliche Marke andeutet, und bei leichten Gütern die Berechnung des 
verhaͤltnißmaßigen Raumes, den fie im Bordinge oder Ballaſtboote eins 
nehmen. Unter ſchweren Guͤtern verſtehet man ſolche, welche das Lich⸗ 
terfahrzeug auf die den beladenen Zuſtand deſſelben anzeigende Marke 
bringen, bevor der Raum deſſelben damit angefuͤllet iſt. Leichte Güter 
ſind ſolche, die den Raum des Lichterfahrzeuges anfüllen, ohne daſſelbe 
auf ſeine Marke zu bringen. 


d. 6. 8 
Ein Fahrzeug von 60 Laſt und daruͤber muß fur wenigſtens 40 Laſt 
— 45 bis 59 Laſt für rr „ 80 — 
— 30 — 444. 20 — 


a — 20 — 29 — = :2:2:9:Q9à494ůꝓ.ẽ6ke . 10 — 
ausgeſchrieben und bezahlt werden. 


Es kommt alſo nicht darauf an, ob dieſe Laſtenzahl durch die ein⸗ 
gegebene Ladung erreicht iſt, ſo wie es ſich von ſelbſt verſteht, daß 
wenn die eingegebene Ladung nach den ſchon feſtgeſtellten Grundfaͤtzen 
die ausgeſchriebene Laſtenanzahl uͤberſteigt, nicht für dieſe, ſondern für 
1 Ban der geladenen Laſten die Fracht berechnet und bezahlt wer: 


9. 7. 


Die Fahrzeuge ſollen im tuͤchtigen und fahrbaren Stande erhalten 
werden. Sie ſind bemannt mit einem Schiffer, der ſich zur Fahrt auf 
der Mottlau und Weichſel einen oder zwei Gehülfen annimmt, nachdem 
das Wetter es erforderlich macht. Von der Muͤndung des Fahrwaſſers 
muͤſſen Fiſcherleute oder Lootſen das Lichterfahrzeug nach der Rhede hin⸗ 
ausbringen, und wenn es daſelbſt gelöfcht worden iſt, auf ein gegebenes 
Signal wieder herein holen; es ſey denn, daß der Wind zum Gebrauch 
de Segels paſſet, und die Huͤlfe des Fiſchers oder Lootſen uͤberfluͤſ⸗ 
tg macht. ö \ 


g. 8. 


Der Schiffer des Bordings oder Ballaſt⸗Bootes iſt, nach dem mit 
ihm geſchloſſenen Contract, für die richtige Ablieferung der eingenomme⸗ 
nen Ladung allein verantwortlich. An dieſen und ſein Vermoͤgen, nicht 
aber an das von ihm geführte Fahrzeug und deſſen Geräthfchaft, oder 
an den Eigenthümer des Geſellſchaftsvermoͤgens derſelben, noch an die 

ſo eben verdiente Fracht, kann ſich der Seeſchiffer oder Ablader halten. 
Die Direction der alteren Bordings⸗Societaͤt wird aber das ihren Schif⸗ 
fern angedrohete Strafmittel der Entlaſſung aus ihrem Dienſte jedes⸗ 
mal in Anwendang bringen, wenn Veruntreuung oder grobe Nachläſſig⸗ 
keit derſelben zu ihrer Kenntniß gebracht wird. 
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9. 9. 
Die Fracht wird ſeyn, vom 1. April bis 15. October: 
Fauͤr Bor dinge bis und von 
f Fahrwaſſer 
Strohteich. und Weichſel. Rhede. 
for. pf. for pf. ſgr. pf. 
Fracht per aſtt 17 — 34 — 43 
Arbeitslohn und Staugeld ... 3 10 3 10 3 10 
Aus⸗ und Einbringen nach und von 


— 


der Rhede W 
20 160 87 10 50-30 


Fuͤr Bal laſtboͤte 

for. pf. far pf. far pf 
Fracht per Laſe re e e 

Arbeitslohn und Staugeld . 8 43 13333 
Aus⸗ und Einbringen nach und von 


Die NUDE nn y ß ̃¾ re 
. TT 


Fuͤr Salz per Laſt von 18 Meßtonnen oder circa 5500 Pfd. von 


der Rhede nach den Koͤnigl. Magazinen im Fahrwaſſer, an der Weich? 


ſel oder in der Stadt, Fracht .... 50 fgr. — pf. 
Arbeitslohn und Stau geld „8 10 
Ein⸗ und Ausbringen von und nach der Rhede 4 — — — 

57 ſgr. 10 pf. 


Von Fahrwaſſer nach dem Koͤnigl. Magazin in der Stadt, 


10 fgr. weniger, jedoch ohne das Rhedegeld, alſo ... . 43 ſgr. 10 pf, 


Vom Fahrwaſſer nach dem Koͤnigl. Magazin in Fahrwaſſer und an der 
ir = zwifchen der Schleuſe und dem großen Ballaſtkruge, 
racht d 


28 fgr. 10 pf. 


Sie Ballaſt, bis zu dem von den Koͤnigl. Behörden anzuweiſen⸗ 
den Loſſungsplatz von ö 


Fahrwaſſer. Rhede. 
per Laſt. . 20 fgr. — pf. 27 for. — pf. 
Arbeitsgeld beim Ein⸗ 
laden 3— 4 — 3 — 4 — 


25 for. 7 pf O for. I pf. 


/ 


— en — 


ber nee „„ 25 fgr. — pf · 
Avbeits⸗ und Staungeld u alone ern 3 — 10 


r 
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Anmerkungen. 


a) Expeditions⸗Proviſion des Abrechner⸗Comptoirs iſt durch die Her⸗ 


ren Aelteſten der Kaufmannſchaft auf 12 ſgr. per Laſt von den Bor⸗ 
dingen und auf 1 ſgr. von Ballaſtboͤten beſtimmt worden. 

b) Wenn Getreide los geladen wird, fo fallt das Arbeits⸗ und 
Staugeld an den Bordingsſchiffer, weg, weil die Bearbeitung des 
loſen Getreides, Sache der beibehaltenen Rhedeſchießer iſt, in de⸗ 
ren Lohn der, dem Bordingsſchiffer fuͤrs Verarbeiten beim Einladen 
treffende Satz zugleich mitberechnet werden ſoll, welcher beträgt‘ 

2 for. per Laſt von 30 Laſt und darunter, 
1 — 9 pf. von über 30 bis 60 Laſt, 
1 — 3 — von mehr als 60 Laſt. 

©) Das Auskarren des Ballaſtes wird von anderweitig angenomme⸗ 
nen Arbeitern beſorgt und koſtet gewöhnlich 3 ſgr. 10 pf. per Laſt. 

d) Das Stromgeld von 3 ſgr. per Laſt, welches die Stadt erhebet, 
trifft eigentlich die Schiffe und wird auch von dieſen, und zwar 
von ihrer ganzen Größe, erhoben, inſoferne fie die Binnengewaͤſſer 
ſelbſt beruͤhren; in dieſem Falle bezahlen die ihnen nach⸗ oder vor⸗ 
gehenden Lichterfahrzeuge kein Stromgeld. „Berühren die Seeſchiffe 
die Binnengewaͤſſer aber nicht, ſo wird das Stromgeld von den fuͤr 
ſie gebrauchten Lichterfahrzeugen erhoben und ſodann zugleich mit 
der Lichterfracht berechnet. 5 = 

e) Vom 15. October bis zum 1. April gelten die Winterfrachten und 

werden dieſelben im Durchſchnitt in einem Zuſatz von 10 fer. per 
Laſt beſſehen. Sollte jedoch der Eisgang im Frühjahr ſchon früher 
ſo weit beendiget ſeyn, daß die Schleuſe von Fahrwaſſer geoͤffnet 
und die Schifffahrt ſchon im Maͤrz anfaͤngt, ſo wird, bei jedesma⸗ 
liger Ruͤckſprache des Abrechners mit der Direction, der Termin 
vom 1. April auch zuruͤckgeſetzt werden. 

)) Fuͤr den Gebrauch des Bordings zum Umarbeiten, Miſchen und Auf⸗ 
ſacken des Getreides, wird von dem Ablader 8 ſgr. per Laſt bezahlt. 
Außerdem bekommt der Schiffer für feine Mitarbeit 3 ſgr. 3 pf. 
per Laſt, wenn das Getreide los bleibt, und außerdem noch 5 fgr. 
2 pf., wenn daſſelbe nach dem Miſchen aufgeſackt und in Saͤcken 
verſtauet wird. Es werden die Fahrzeuge aber nur unter der Bes 
dingung dazu hergegeben, daß man bei dieſer Operation nur ſo ver⸗ 
fährt, als es der Bordingsſchiffer zuläffig findet, ohne das Fahr⸗ 
zeug in die Gefahr einer Beſchaͤdigung zu bringen. 

Wird, nach erfolgtem Miſchen, das Getreide nach einem andern 
Speicher in der Stadt gebracht, als von welchem es abgenommen, 
oder wird es nach einem Schiffe in der Stadt, und zwar dieſſeits 
der Landſpitze des alten Schloſſes an der Radaunenmuͤndung, an 
einem Ufer, und der Spitze des Bleihofes am entgegengeſetzten Ufer, 
gebracht, fo wird dafur das ſogenannte Umfahrtgeld von 5 ſgr. per 
Laſt berechnet — weiter hinaus gelten die gewöhnlichen Frachten. 

8. 10. 
Wenn ein Bording oder Ballaſtboot nach Fahrwaſſer ausgeſchrie⸗ 
ben, dort aber ſeine ganze Ladung nicht abliefern kann, ſondern mit ei⸗ 


/ 


632 Den 6. April 1829. 


nem Theil dem Schiffe nach der Rhede folgen muß, fo wird die Rhe⸗ 
defracht zwar nur von demjenigen Theil der Ladung bezahlt, welcher wirk⸗ 
lich nach der Rhede gebracht, jedoch wird für dieſen Fall beſtimmt, da 
dieſe Rhedefracht für wenigſtens 10 Laſt, und außerdem die Ein⸗ und 
Ausbringungskoſten des Lichterfahrzeuges vom Ablader bezahlt werden 
muͤſſen, ſo lange das Quantum, welches nach der Rhede gehet, nicht 
30 Laſt erreicht. 5 4 f 


Wenn ein Schiffscapitain, aus dem bei ſich habenden Lichterfahr⸗ 
zeuge, einen Theil in ſein Schiff uͤbergenommen, wegen Abfall de 
Waſſers aber, oder aus andern nicht aus Fahrlaͤſſigkeit entſtandenen 
Urſachen, dieſen wieder in das Lichterfahrzeug zuruͤckzuladen ſich genöthi⸗ 
get ſiehet, fo fol, außer dem Staulohne, keine neue und beſondere 
Fracht, für den entloͤſchten und wieder eingenommenen Theil der Ladung 
bezahlt werden. 

5 9. 12. 


Wenn in dem Bordinge oder Ballaſtboote mehr Guͤter geladen 
worden ſind, als der Seeſchiffer einzunehmen im Stande iſt, und der 
übrige Theil wieder zuruͤck nach der Stadt gebracht werden muß, ſo iſt 
davon die volle Fracht für die Hinreiſe, auch für die Ruͤckreiſe; find 
diefe zuruͤckgekommenen Güter aber in der Rhede geweſen, und werden 
im Fahrwaſſer in ein anderes Schiff uͤberladen, fo iſt davon die volle 
Fracht für die Hinreiſe von dem erſteren Schiffe, und überdies die halbe 
Rhedefracht von dem letzteren zu bezahlen. N 

i > $. 13. 


Die Liege⸗ und Ladetage werden von dem Tage, da das Lichter: 
fahrzeug an dem angezeigten Ladeplatze angekommen iſt, gerechnet: 
für ein Fahrzeug von 40 Laſt und darunter 10 Tage, 

— L uͤber 40 bis 60 Laſt incl. 12 ᷑K 
— ur z BO eee 
Sonn: und Feſttage mitgerechnet. 

Nach dieſer Zeit werben an Liegegeldern fir die erſten 8 Tage 13 ſgr. 
für die nächftfolgenden 8 Tage 34 gr. und nach dieſer Zeit 25 ſgr. per 
Tag für jede Laſt bezahlt. 5 

5 > Di 14, 


Die Societät übernimmt es, die Fahrzeuge, bei freiem Waſſer und 
gehöriger Tiefe, auf ihre Koſten auf das geſchwindeſte an die Speicher 
oder Ladeplaͤtze legen zu laſſen. 


Ob das Lichterfahrzeug bei drohendem Sturm oder andern Gefahr 
bringenden Umſtaͤnden, ſich auf die Rhede wagen kann, oder, wenn es 
ſich auf der Rhede befindet, ſich ſofort in Sicherheit begeben muß, muß 
der Beurtheilung ſeines Schiffers lediglich überlaſſen werden. 


R $. 16. ! 
Verlangt in einem ſolchen Falle der Schiffer des Bordings oder 
des Ballaſtbootes Hülfe an Mannſchaft oder Tauwerk, fo iſt der Seeſchif⸗ 
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fer verpflichtet, nicht nur das Lichterfahrzeug, und zwar ohne Unterſchied, 


ob es ſeine Ladung ganz oder zu irgend einem Theile eingenommen hat, 
gehen zu laſſen, ſondern ihm auch die an Mannſchaft und Tauwerk er⸗ 
forderliche Hülfe zu geben. s Kur, 

„17. 


Kein Fahrzeug darf beim Entloſſen oder Laden im Fahrwaſſer 
zwiſchen dem Bollwerke und dem Schiffe gelegt werden, damit es nicht 
gedrückt oder ramponirt werde, ſondern es muß auf die andere Seite 
oder hinten an das Schiff, wo es am begquemſten ſeyn möchte, gelegt 


werden. Auch muß auf der Rhede dafuͤr geſorgt werden, daß durch 


Aushängen der Büfchel oder Kraͤnze das Stoßen der Bordinge an die 
Schiffe moͤglichſt unſchaͤdlich gemacht werde. Das Einſchrauben von 


Packen mit Daumkraften wird nicht geſtattet. 


9. 18. 


Wird demungeachtet ein Bording oder Ballaſtboot wider den Willen 
ſeines Schiffers genoͤthiget, entweder nach der Rhede zu gehen, oder 
verhindert, die Rhede zu verlaſſen, und ſich in Sicherheit zu bringen, 
oder werden die in den $. F. 16. und 17. erwähnten Vorſichtsmaaßre⸗ 
geln dem Schiffer auf ſein Verlangen verweigert, und nicht angewendet, 
ſo muß jeder dadurch dem Fahrzeuge zugefuͤgte Schaden von dem See⸗ 
ſchiffer oder Ablader, je nachdem die Fahrläffigkeit des einen oder des 
andern ihn veranlaßt und herbeigeführt hat, getragen, und der durch 
Sachverſtaͤndige zu beſtimmende Betrag deſſelben, den Eigenthuͤmern des 
Fahrzeuges vollſtaͤndig erſtattet werden. Dagegen wird jeder Schaden, 
welcher ſich trotz dieſer angewendeten Vorſichtsmaaßregeln am Fahr⸗ 
zeuge, entweder auf der Rhede oder im Strome ereignet, von den Ei⸗ 
genthuͤmern des Fahrzeuges allein getragen, ohne dafuͤr irgend eine Er⸗ 
ſtattung vom Sesſchiffer oder Ablader zu fordern. 8 


g. 19. 


Wegen Beſchaͤdigung der Ladung, ſie ſey durch Zufall oder andere 
unabwendbare Umftände, oder durch die Fahrlaͤſſtgkeit und Veruntreuung 
des Bordings- oder Ballaſtboot⸗Schiffers veranlaßt, kann zwar im letz⸗ 


teren Fall von dem Schiffer und ſeinen Leuten Erſatz gefordert, auf 


keinen Fall aber koͤnnen die Eigenthuͤmer der Fahrzeuge deshalb in An⸗ 
ſpruch genommen werden, und gelten hier die Beſtimmungen des g. 8. 

N $. 20. k 

Wenn die Gewäffer zugefroren find, kann kein Lichterfahrzeug an⸗ 
ders gebraucht werden, als wenn die Fahrt erſt auf Koſten der Ablader 
oder Seeſchiffer aufgeeiſet worden iſt, und alle außerordentliche Koſten 
des Herunter- oder Heraufbringens, fo wie die Gefahr oder Beſchaͤdi⸗ 
gung vom Eiſe, muß vom Ablader uͤbernommen werden. 


$. 21. 
Die Verbindlichkeit, ihre Lichterfahrzeuge auf vorſtehende Be⸗ 


dingungen zu den Handelsgeſchaͤften des Ortes, unter allen gewoͤhnlichen 


Umftänden, herzugeben, beſtehet von Seiten der Bordings⸗ Societät nur 
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gegen diejenigen Herren Kaufleute, welche ſich keine eigene Bordinge 
halten und ſich, in der Regel, auch nicht anderer Bordinge als die der 
jetzt hier beſtehenden älteren und neuen Bordings⸗Societaͤten zu ihren 
Geſchaͤften bedienen. 


8. 22. 


Alle dieſe, die gegenseitigen Rechte und Verbindlichkeiten des Ber 


und Verfrachters beſtimmende Bedingungen, koͤnnen zwar von der Bor⸗ 
dings⸗Rheder⸗Societät abgeändert und anders feſtgeſetzt werden, ſie 
verpflichtet ſich jedoch, dieſe Abänderung nicht im Laufe, ſondern vor 
dem Anfange der Schifffahrt eines Jahres vorzunehmen und in Armen? 
dung bringen zu laſſen. f 


Danzig, den 6. April 1829. 
Die Direction der älteren Bordings- Sorietät. 
W. G. Steffens. J. G. Lange. J. E. Dalkowski. 


| Nr. 102. 
Das Abledern des gefallenen Viehes betreffend.“) 


Da wir neuerdings die Erfahrung gemacht haben, daß die wegen des 
Ablederns des gefallenen Viehes beſtehenden Vorſchriften von den Ein⸗ 
ſaßen im Bezirk der Stadt Danzig und deren Territorio nicht gehoͤrig 
beachtet und dadurch die Rechte des Scharfrichters verletzt worden, TO 
machen wir darauf aufmerkſam, daß, wenn gleich ein Jeglicher befugt 
iſt, das Abledern feines gefallenen Viebes ſelbſt zu bewirken, oder, durch 
das in ſeinem Lohn und Brod ſtehende Geſinde und ſeine Dienſtleute 
verrichten zu laſſen, ſolches jedoch im Fall von dieſer Befugniß kein 
Gebrauch gemacht wird, durch Niemand anders, als den im hieſigen 
Staͤdtiſchen⸗ und Territorialbezirk dafür beſtellten Scharfrichter Boden? 
hauſer geſchehen darf, welchem deshalb die gefallenen Thiere ſofort 
angeſagt werden muͤſſen. 

Sollte des ohngeachtet Jemand kuͤnftighin ſich beikommen laſſen, 
das Geſchaͤft des Ablederns für Andere gewerbemaͤßig im hieſigen Be⸗ 
zirk zu betreiben, fo wird ein Solcher als Gewerbe⸗Contravenient ange? 
ſehen und nach dem Geſetz wider ihn verfahren werden. N x 


Danzig, den 27. Septbr. 1829. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


) Danz. Amtsbl. von 1829. 


— — — — — 


% 


1 


Den 28. September 1829. 635 


Nr. 103. 
Die Handelsbeitraͤge betreffend.“) 


Alf das geehrte Schreiben Eines Koͤnigl. Hochloͤbl. Oberlandesgerichts 
vom 9. d. M. in der dort ſchwebenden Prozeßſache des hieſigen Magi⸗ 
ſtrats wider den Fuhrmann und Handlungsdiener Focking, erwiedern 
wir ganz ergebenſt, daß bei der Entwerfung des Statuts für die hieſige 


Kaufmannſchaft vom 25. April 1822 die fernere Beibehaltung der nach 


der Verfügung der Organiſations⸗Commiſſion vom 28. März 1814 
und dem Handelsminiſterialreſcript vom 7. Mai 1816 angeordneten Zah⸗ 
lung von 300 Thlr. zur Kaͤmmereikaſſe, allerdings, und zwar in dem 
Conferenzprotokoll vom 11. Octbr. 1820, wie dies aus dem beiliegenden 
Extract hervorgeht, zur Sprache gekommen iſt. 

Das Handelsminiſterium beſtimmte jedoch in dem uͤber den einge⸗ 
reichten Entwurf qu. erlaſſenen Refeript vom 6. December. 1820, nach 
Ausweis des anderweit beigeſchloſſenen beglaubten Extracts, daß dieſer 


Handelsbeitraͤge im Statut keine Erwähnung geſchehen dürfe, da felbige 


ſchon beſtehen, und hinſichtlich dieſer Einrichtung durch das Statut in 
keiner Art etwas abgeändert werde, ihre Fortdauer aber auf dieſem 
Wege geſetzlich nicht feſtgeſtellt werden ſolle. Seitdem iſt nun aber kein 
Grund geweſen, dieſe rechtlich eingeführte und fortgeſetzt erhobene Ab⸗ 
gabe aufzuheben oder zu modificiren, da die Stadt die ſehr theuren 
Handelsinſtitute zu unterhalten hat, und derſelben ſehr noͤthig bedarf, 
weil ohnehin das fehr große Deficit ihres Budgets durch bedeutende di⸗ 


recte und indirecte Beiträge der Einwohner gedeckt werden muß. 


Jene unter dem Namen der Handelsbeitroͤge von den jungen Kauf⸗ 
leuten bisher erhobene Abgabe wird daher fortgeſetzt rechtlich zur Stadt⸗ 
caſſe gefordert und erhoben. Was die Abgabe der Kaufleute an die kauf⸗ 


männifche Gemeindekaſſe, deren das Statut fuͤr die Kaufmannſchaft und 
das Schreiben Eines Koͤnigl. Hochloͤbl. Oberlandes⸗Gerichts erwähnt, 


anbetrifft, fo ſteht dieſelbe in gar keiner Verbindung mit der obigen 


ſtaͤdtiſchen Abgabe der 300 Thlr., die vielmehr für die mögliche Benutzung 
von Anſtalten und Einrichtungen, welche nicht der Gemeinde der Kauf⸗ 
leute, fondern der Gemeinde der Stadt Danzig gehören, und von dieſer 
auch ohne weitere Concurrenz der Kaufleute oder der kaufmaͤnniſchen 
Caſſe mit großen Koſten unterhalten werden, entrichtet wird. 

Die etwanige Reform dieſer Abgabe wird zunaͤchſt von der Bera⸗ 
thung und den Vorſchlägen derjenigen Commiſſion abhängen, welche zur 
Reviſion des Danziger Statutarrechts ſeit Jahren angeordnet, und un⸗ 


ter Leitung des geheimen Juſtizraths Scheller hieſelbſt zuſammen getre⸗ 


9) Kicht gedruckt. 


* 
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ten iſt, von deren Arbeiten bis jetzt aber noch nicht das Mindeſte uns 
bekannt geworden iſt. 


Danzig, den 28. Septbr. 18299 
Koͤnigl. Preuß. Regierung, Abtheilung des Innern. 
Ewert. 


„ 
Ein Koͤnigl. Hochloͤbl. Oberlandesgericht 


zu Marienwerder. 


Ex trat 


aus der Conferenz⸗ Verhandlung (verhandelt auf dem Rathhauſe zu 
Danzig den 11. October 1820), den Entwurf zum Statut fuͤr 


pp. 


Berlin den 6. December 1820. 


die Kaufmannſchaft in Danzig betreffend. : 


8. zu $. 48. Die Verſammlung iſt der einſtimmigen Meinung, daß 
die bisher zur Kaͤmmereikaſſe entrichteten Handelsbeiträge von 300 
Thlr. fuͤr die Erlangung des Buͤrgerrechts mit der Befugniß zum 
Handelsbetriebe noch ferner ſtatt finden follen, 


Soͤrmans. Scheffler. Wedecke. Kitskatz. 
v. Weikhmann. Hoblee. Marquantd. Leſſe. 
Hoͤne. l Baum. Gnuſchke. 


E & t x àã 


aus dem Reſcript des Koͤnigl. Miniſterii des Handels d. d. 
Berlin den 6. December 1820. 5 


b. zu I. und II. des Conferenz⸗ Protokolls vom 11. Octbr. d. J. 
genuͤgt es, bloß des Buͤrgerrechts von Danzig zu gedenken, auch 
bedarf es keiner Erwaͤhnung der ſtatutariſchen Handelsbeitraͤge, da 
ſelbige ſchon beſtehen, und hinſichtlich dieſer Einvichtung durch das 
Statut in keiner Art etwas abgeaͤndert, ihre Fortdauer aber auch 
nicht auf dieſem Wege geſetzlich feſtgeſtellt werden ſoll. 


Miniſterium des Handels. 
v. Buͤlow. 
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Nr. 104. 


Ordnung fuͤr die neue Radaune. Beſtaͤtiget von der Koͤnigl. 


Hochverordneten Regierung zu Danzig, laut Reſcript vom 
. 30. September 1828.) 


Erſter Abſchnitt. 


« 


Von der Lage und dem Zwecke des Radaunen⸗Canals und den Verwal 


tungs⸗Behoͤrden. 
d. 1. 


D.. unter dem Namen: neue Radaune, beſtehende Canal iſt ein, aus 
dem Radaunenfluſſe angelegter Aquaduct, welcher in dem Dorfe Prauſt, 
ei der dortigen Korn⸗Muͤhle, ſeinen Anfang nimmt und vorlaͤngs der 
bis Danzig fortlaufenden Eindeichung von der einen Seite, und den 
Anhoͤhen von der andern Seite, durch die Ortſchaft Prauſt und die 
Vorſtaͤdte St. Albrecht, durch die Dorfſchaften Scharfenort, Gute Her⸗ 


berge, Dreiſchweinskoͤpfe und Ohra und die Vorſtaͤdte Stadtgebiet, Alt⸗ 


Schottland, aͤußeres und inneres Petershagen, demnaͤchſt durch die Kunſt 
und die neben derſelben befindlichen Muͤhlenwerke, durch die ſogenannte 
Riedewand über den Stadtgraben durch den Feſtungswall in die Alto 
ſtadt fließt und ſich durch einen Nebenarm, der gleich beim Stadtwalle 
rechts abgehet, und durch einen Theil der Altſtadt fließt, auf dem Fiſch⸗ 
markt bei dem ſogenannten brauſenden Waſſer, mit feiner Hauptſtrö⸗ 
mung aber, die ebenfalls durch einen andern Theil der Altſtadt fuͤhrt, 


bei der Brabank in die Mottlau ergießt. 


g. 2. 


Da dieſe Waſſerleitung den Zweck hat, die Stabt zu allen Zeiten 
mit Waſſer zu verſehen, welches durch beſondere Vorrichtungen unter 
em Namen: „der Kunſt“ den ſtaͤdtiſchen Brunnen zugeführt wird, und 
mehrere auf dem Radaunen⸗Canal gelegene Muͤhlen ſpeiſet, ſo hat die 
neue Radaunen⸗ Ordnung in ihren Beſtimmungen und Anordnungen 
I. die Reinigung des Fluſſes, 
II. die Erhaltung und Sicherſtellung der Eindeichung derſelben 
zu ihrem weſentlichen Vorwurfe. 

Die Abſicht bei allen Leiſtungen an der Radaune geht demnach da⸗ 
hin, dieſer Waſſerleitung in den durch die Deiche angewieſenen Gren⸗ 
zen und in der gehoͤrigen, durch Grund⸗Pfaͤhle beſtimmten Tiefe ihren 
ungehinderten Abfluß zu verſchaffen und zu erhalten. 


F. 8. . g 


Inſoferne und in dem Verhältniß als die Landes⸗Polkzei⸗Behoͤrde 
ihren amtlichen Einfluß auf alle öffentlichen Anlagen und Einrichtungen 
e n 


) Danzig, gedruckt bei Louis Botzon. Mit dem 1. Dechr. 1829 in 
Kraft getreten. | 
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im Allgemeinen auszuüben berechtiget und verpflichtet iſt, inſoferne 10 
auch bas Polizei⸗Praͤſidium in Danzig, wie auch der Königl. Landrat) 
des Danziger Kreiſes, befugt und verpflichtet, die noͤthigen Anordnun⸗ 
gen zur Erhaltung dieſer Anlage und zur Vermeidung allgemeiner Nach⸗ 
theile zu treffen und auf deren Befolgung zu achten. t 
Weil aber dieſe ganze Eindeichung die Verſorgung der Stadt mit 
Waſſer zum Hauptzweck hat, fo fteht dieſelbe als ſtaͤdtiſche Communal⸗ 
Anlage zunächſt unter Aufſicht des Magiſtrats zu Danzig und iſt von 
demſelben der, aus Mitgliedern des Magiſtats und der Stadtverordneten 
gebildeten, Stadt⸗Bau⸗ Deputation zur Beaufſichtigung unmittelbar 1 
vertraut, um ſowohl Alles zur Ausfuͤhrung zu befördern, was die Rei- 
nigung und die moͤglichſte Abwendung der Verunreinigung des Canals , 
die Erhaltung und Sicherſtellung der Eindeichung nothwendig machen, 
als auch darauf zu ſehen, daß der Stadt die erforderliche Waſſermaſſe 
zugeführt werde, fo daß der Radaune auf ihrem ganzen Laufe weder 
widerrechtlich Waſſer entzogen, noch dem unentbehrlichen Zufluſſe des 
Waſſers Abbruch gethan werde. i 
% 4. 


Die Bau⸗Deputation bedient ſich als Sachverſtändigen bei der Beauf⸗ 
ſichtigung dieſer Eindeichung, bei den wegen derſelben zu treffenden An’ 
ordnungen, bei der Bewachung, bei der Wirkſamkeit der Prauſter Schlen⸗ 
fen ꝛc. des Stadtbauraths, der auch in Anſehung dieſer Gegenſtaͤnde 
dem Magiſtrat verantwortlich if. Demſelben ift der jedesmalige Kunſt⸗ 
und Roͤhrenmeiſter und der Damm ⸗ Verwalter zur Ausführung feiner 
Anordnungen bei allen dieſen Angelegenheiten verpflichtet, deren Oblie⸗ 
genheiten in ihren Dienſt⸗Inſtructionen näher verzeichnet find, So ge 
langen auch die Anordnungen der Bau = Deputation, inſoweit fie die 
nachbenannten Leiſtungen der hoͤheſchen Ortſchaften betreffen, an den je⸗ 
desmaliggen Ober⸗Schulzen der Hoͤhe zur weitern Befoͤrderung an die 
einzelner! Orts⸗Vorſtaͤnde. N 
8 


Weym die Grenzen und Mittel der Bau⸗Deputation bei Ausuͤbung 
der ihr obliegenden Functionen nicht ausreichend ſind, ſo hat dieſelbe 
dem Magiſtrat daruͤber Vortrag zu machen, damit die Unterſtuͤtzung und 
Mitwirkung der Koͤnigl. Behörden nachgeſucht werde. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den Verpflichtungen der Ortſchaften der Danziger Höhe zur 
Unterhaltung des Aquaducts im Allgemeinen. i 


F. 1. 

Alle Dienfte, welche die Reinigung der neuen Radaune, die Erhal⸗ 
tung und Sicherſtellung der Eindeichung derſelben von dem Peter pee 
Thor ab bis zur Prauſter Muͤhle nothwendig machen, laſten, auf den 
Grund urſpruͤnglicher Eigenthums⸗Verleihungs⸗Documente oder in Folge 
eines durch rechtsverjaͤhrte Zeit beſtehenden Herkommens und beſonders 
nach Inhalt der Radaunen⸗Ordnung de publ. den 20. Januar 1652, 
auf ſaͤmmtllichen Dorfſchaften der Danziger Höhe, dergeſtalt, daß jede 


| 
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einzelne dieſer Dorfgemeinden, in ihren geſammten Einwohnern, fie mös 

gen Hufenwirthe, Eigengaͤrtner oder Mieths⸗Einwohner ſeyn, zu den 

erforderlichen Dienſten verpflichtet iſt. f i 
Namentlich ſind dieſe Ortſchaften: 


Zigankenberg. Loͤblau. Scharfenort. 
Wonneberg. Roſtau. h Giſchkau. 
iggau. Gute Herberge. Miggenhal und 
Ohra. Zipplau. i Prauſt. 
Kowall. Kemnade. 
§. 2. / 


Jede dieſer Ortſchaften hat ihr von Alters her beſtimmtes Loos in 
Beziehung auf die zu leiſtenden Dienſte, ſowohl bei Reinigung des Ra⸗ 
daunenbettes, als zur Unterhaltung und Sicherſtellung der Eindeichung, 
welche Looſe jetzt durch Grenzmarkpfaͤhle, auf denen ſich der Name der 
Dorfſchaft und die Ruthenzahl der zu leiſtenden Arbeit nach Preuß,. 
Maaß befinden, genau beſtimmt ſind, wie folget: und zwar von dem 
Wall des Petershager Thores ab, Strom aufwärts. 1 


A. In Anfehung der Damm ⸗Unterhaltungslooſe. 


No. 1. Ziganken berg „110 Ruthen ) 
2 2. Wonne berg 240 — 
„ J, Mig game ee N 
„ 4. Ohra F 319 — 
„„ Vc 
„ ee a ee 
- 7 Roſtau „55 „16e 
„8. Gute Herberge „224 — 
3% . Si s?ę TERN 
„10. Kemnade und Scharfenort . . 19 — 
11 Giſcht nn ee 
= 12. Muͤggen hal. „4052 — 
„13. Prauſt (bis zur letzten Bruͤcke 

nach der Mühle) / 680 — 


= 14. Der Eigenthuͤmer oder Pächter 
der Mühle (bis zur Mühle). . . 106 — 
b. In Anſehung der Reinigungs⸗Looſe und zwar vom Schuͤtzengeruͤſte 
der Kunſt ab, Strom aufwärts, 
No. 1. Die Kömmerei . 2» 22. 714 Ruthen 
7 2; Miggau „ 14 90 ar 


nn 


) Da wegen dieſer Unterhaltung der Dammlooſe No. 1 und 2 vom 


Petershager Thor bis zur Salvator⸗Bruͤcke und von der Kowaller 


Brucke bis zur Jeſuiter⸗Bruͤcke die Dorfſchaften Zigankenberg und Won⸗ 


neberg ihre Verpflichtung nicht anerkennen wollen, ſo wird bis zur rechts⸗ 
aͤftigen Entſcheidung daruͤber, einſtweilig das Erforderliche für Rech⸗ 


lung des ſuccumbirenden Theils von Seiten der Commune beſorgt und 
borgeſchoſſen werden. i 


1 
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„ 3. Wonneberg 98 Ruthen. 
4. Zigankenberrr g 663 
5. hg. 80 


6. Gute Herberge 382492 

3 
8. nnn ae BE 
9. Kemnade und Scharfenort . 552 


1 Gh  eke Er 
11. Muͤggenhall. 
Renn ee 


EIn 


13, Zipplaͥ um 
14. Prauſt bis zur Muͤhle 


N 
* 
3 
* 
„ 7. Kowalll ae 
3 
3 
2 
3 
* 2 „ 
* 
| 9. 3. 
Die Hufenbeſitzer, Eigengärtner, Mieths⸗Einwohner und Einlie⸗ 
ger jeder der vorgenannten Dorfſchaften ſind zur vollſtaͤndigen Unterhal⸗ 
tung des Damms und zur vollkommenen Reinigung des Radaunen⸗Bet⸗ 


tes innerhalb der Grenzen des Looſes derjenigen Dorfſchaft, zu welcher ſie 


gehoͤren, fuͤr ſich und in solidum verpflichtet, und zwar in der Art, da 
bei allen Dienſten, welche die hier genannten Dorfſchaften in Beziehung 
auf die Reinigung des Fluffes und die Sicherſtellung der Eindeichung zu 
leiſten haben, die allgemeine Beſtimmung eintritt, daß die erforderlichen 
Spanndienſte von den mit Angeſpann verſehenen Ackerwirthen, und die 
Handdienſte von den mit keinem Angeſpann verſehenen Dorfs⸗Angehoͤrt⸗ 
gen geleiſtet werden. ie $ 4 . 


Die von jeder Dorfſchaft zu leiſtenden Spanndienſte werden von 


dem Dorfsgericht, aus dem Schulzen und den Schoͤppen beſtehend, un? 


ter die Ackerwirthe nach Hufenzahl verhältnigmäßig vertheilt; zu Hand⸗ 
dienſten find ſaͤmmtliche übrige felbftftändige Orts⸗Einwohner gleichmaͤ⸗ 
ßig und jedesmal ſo lange verpflichtet, bis die Arbeit gaͤnzlich vollen⸗ 
det i 


iſt. 5 

Es ſteht aber jedem Verpflichteten frei, ſeine ihm obliegenden Dienſte 
durch einen brauchbaren Stellvertreter, über deſſen Zulaſſung der Dorf‘ 
ſchulze zuvoͤrderſt zu entſcheiden hat, verrichten zu laſſen, wobei jedo 
feſtgeſtellt wird, daß Kinder unter 16 Jahren, Greiſe über 60 Jahre, 
Kruͤppel und ſaͤugende Mütter, fo wie untüchtiges Angeſpann und Fuhre 
werk niemals in Stellvertretung genommen werden konnen. Vielmehr 
wird in ſolchen Fällen für jeden untuͤchtig befundenen Arbeiter für 
Rechnung des Verpflichteten ein anderer tuͤchtiger Arbeiter und für 
jedes ungenuͤgende Angeſpann oder nicht brauchbare Geraͤth ein beſſere 
von der Dorfſchaft anzunehmen ſeyn. ö 


F. 5. 5 
Wenn uͤber die Vertheilung der Arbeit von einer Claſſe der Darf 


Angehörigen oder von Einzelnen Einwendungen gemacht werden, jo er?“ 


folgt, damit das Geſchaͤft durch Verzoͤgerung nicht leide, nach ſumma⸗ 
riſcher Unterſuchung von Seiten des Magiſtrats, ſofort eine Feſtſetzung, 
bei welcher es fo lange fein Bewenden behält, bis im gewöhnlichen Ju⸗ 


1 
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ſtanzengange bei der competenten Behörde eine definitive Beſtimmung 


erfolgt. = 


Herkoͤmmlich find von dieſen Dienſten befreit, und zwar 1) von 


den Spanndienſten: die Pfarrländereien, ſaͤmmtliche Schulzenhufen der 


Höhe und in Prauſt die fünf freien Hufen, von welchen 4 Hufen zur 
Burg, (dem mit No. 10 bezeichneten Hofe des Bollhagen) und eine 
Hufe zu dem mit No. 9. der zeitigen Regiſtrirung bezeichneten Grundſtuͤcke 
des Johann Zielke gehoͤren, ferner das Elstorpffſche Grundſtuͤck No. 4. 
in Kowall; und 2) von Handdienſten: 

die faͤmmtlichen Pfarrer, Schullehrer und Kuͤſter und in specie in 
Prauſt der Todtengraͤber, der Glockenlaͤuter und der Schleuſenwaͤrter, 
ferner die Hebamme, der Kreisfeldwebel, der Landwehr⸗Gefreite, der 


Dorfs ⸗ Schmidt, der Nachtwächter, der Dorfs⸗ Hirte, kruͤppelhafte Per⸗ 


ſonen, die von der Gemeinde ernaͤhrt werden, Landwehrmaͤnner waͤhrend 
der Uebungszeit, es ſey denn, daß dieſe hier genannten Perſonen mit 


Grundeigenthum in der Gemeinde angeſeſſen find, oder noch außer ih⸗ 


rem eigentlichen hier bezeichneten Amte oder Gewerbe ein anderes Ge⸗ 
werbe treiben, in welchen Faͤllen ſie entweder als Ackerwirthe oder als 
Handarbeiter Dienfte leiſten. Andere Real⸗ oder Perſonalbefreiungen 
finden nicht Statt. 


5 . 
Nach den im g. 3. feſtgeſtellten Verhaͤltniſſen, daß die Hufenwirthe 


ſaͤmmtliche Spanndienſte, wobei zu jedem beſpannten Wagen ein Fuhr⸗ 
mann und ein Auflaͤder gehören, und die Gärtner und Käthner die 


Handdienſte, in ſo weit ſolche durch Handarbeit und mit dem Spaten 
ausgefuhrt werden koͤnnen, zu leiſten verpflichtet find, find alle zur Aus⸗ 
beſſerung des Dammes erforderlichen Arbeiten Sache der Hufenwirthe, 
und die Reinigung des Fluſſes Sache der Kaͤthner und Gärtner. Sollte 
aber in einem Dorfe die Anzahl der Kaͤthner fo geringe ſeyn, daß fie 
die Handdienſte zu beſtreiten nicht im Stande waͤren, ſo muͤſſen die Hu⸗ 
fenwirthe dieſer Dorfſchaft auch bei der Leiſtung der Handdienſte hinzu⸗ 
treten. Dieſer Fall tritt ein, wenn jeder Gärtner und Kaͤthner während 


€ 


der ganzen Arbeitszeit einen Mann geſtellt; eine größere Leiftung wird 
nicht von ihm verlangt. Wenn daher der Fall einträte, daß eine Dorf⸗ 
ſchaft ganz von Käthnern und Gärtnern entbloͤßt wäre, fo müßten die 
Hufenwirthe die Handarbeit mit beſtreiten. Sollte es ſich aber ereig⸗ 
nen, daß auf der andern Seite eine Dorfſchaft ihren Grund in lauter 
kleinen Gärtner Erben zerſtuͤckelte, fo müßte ſie doch für die Geſtellung 
der erforderlichen Spanndienſte ſorgen, weil keiner andern Dorfſchaft 
fur fie die ihr obliegende Verbindlichkeit zu erfüllen wuͤrde zugemuthet 
werden koͤnnen. In ſolchem Falle iſt die parcellirte Dorfſchaft ver⸗ 
pflichtet, Fuhren fuͤr Geld anzunehmen und der Betrag des Fuhrlohns 
iſt nach Maaßgabe des Flächen = Inhalts ſaͤmmtlicher Gärtner- Etablif- 
ſements zu vertheilen und aufzubringen; die Dorfſchaft haftet jedoch in 
solidum für die vollſtaͤndige Erfüllung ihrer Obliegenheit. 

Mehrere Dorfſchaften haben auch außer ihren Waͤllen an der neuen 
Radaune noch die Damme an der alten Radaune zu gi, weswegen 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bd. III. 
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eine Theilung der Arbeit nothwendig wird. Hierbei treten die Beſtim⸗ 
mungen der Dorfs⸗Ordnung, oder, in Ermangelung derſelben, die bis⸗ 
herige Obſervanz ein, oder wo auch dieſe nicht ausreicht, werden von den 
Dorfgerichten die, den Umftänden angemeſſenen Einrichtungen in Ueber 
einſtimmung mit dem Oberſchulzen und Dammverwalter zu treffen ſeyn 
alles jedoch unbeſchadet der Verpflichtung zu den Arbeiten an der neuen 
Radaune, welche, ihrem ganzen Umfange nach und dem Beduͤrfniß genu⸗ 
gend, geleiſtet werden muͤſſen. 


Dritter Abſchnitt. 
Specielle Beſtimmungen bei angeordneten Deicharbeiten. 
8. 1. i 


Wenn Arbeiten an der Eindeichung, es beſtehen ſolche in Handdien⸗ 
ſten oder Spanndienſten, von den Verwaltungsbehoͤrden angeordnet wel? 
den, ſo gelangen die diesfallſigen Aufforderungen entweder directe von 
der Baudeputation an die betreffenden Schulzenaͤmter, oder werden mit⸗ 

telbar durch den Oberſchulzen ausgeſchrieben. 


g. 2. 


Die Schulzenaͤmter ſind verbunden, dieſen Aufforderungen genaue 
Folge zu leiſten, und die Schaarwerke nach Verhaͤltniß der zu beſtrei⸗ 
tenden Arbeit anzuordnen und zu vertheilen. ö 


9. 3. 


Zu der von den Schulzen zu beſtimmenden Stunde, muͤſſen ſich die 
Fuhrwerke ſowohl, als die zu den Handdienſten verpflichteten Dorfs⸗ 
Einwohner, an jedem Arbeitstage vor der Schulzenwohnung einfinden, 
von wo ſie in Begleitung eines Mitgliedes des Dorfgerichtes oder eines 
Rathmannes zum Arbeitsplatze gefuͤhrt werden, und hat derſelbe, ſo 
lange die Arbeit währt, die Aufſicht daruͤber zu fuͤhren. f 

Die bei dem Abgange der Fuhren und Mannſchaft fehlenden Wa⸗ 
gen und Handarbeiter werden durch Annahme von Wagen und Arbei⸗ 
tern fuͤr Rechnung des Verpflichteten erſetzt und der Koſtenbetrag, im 
Falle der Verweigerung der Zahlung der Koſten, dem Magiſtrate, Be⸗ 
hufs der Einziehung, angezeigt. Die Strafe wegen des Ausbleibens, 
Spaͤterkommens, oder Entfernens von und zu der Arbeit, iſt in dem die⸗ 
ſer Ordnung beigefuͤgten Straftarif feſtgeſetzt. ei 

Dagegen aber iſt es auch Sache der Schulzen, dafür zu forgen, daß 
alle diejenigen, welche ſich an dem beſtimmten Tage zur Arbeit einfin⸗ 
den ſollen, den Tag vorher aufgefordert werden. Es iſt demnach auch 
die Verſammlungszeit im Schulzenamte fo anzusetzen, daß auf den Auf 
enthalt, welchen das Hingehen und das Verſammeln ſelbſt erfordert , 
Ruͤckſicht genommen wird. Um 6 Uhr des Morgens muß jeder der auf 
geforderten Arbeiter mit den Angeſpannen auf dem Arbeitsplatze ſich be⸗ 
finden, und daſelbſt bis um 7 Uhr Abends thaͤtig ſeyn, wobei dem Arbeiter 
eine halbe Stunde zum Fruͤhſtuͤck, eine Stunde zum Mittag⸗ und eine 
halbe Stunde zum Vesperbrod, den Pferden aber zwei Stunden zur Ab⸗ 


fuͤtterung zugeſtanden wird. 
A 
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9. 4. 


Der Dammverwalter und der Oberſchulze deu Höhe oder der ſonſt 
mit der Leitung der Arbeit beauftragte, jedoch in der Naͤhe der neuen 
Radaune angeſeſſene Hofbeſitzer, verfügt ſich an jedem Arbeitstage zu 
den verſchiedenen Arbeitsſtellen, revidirt, ob die zu geſtellenden Fuhren 
und Handarbeiter an Ort und Stelle ſind, ob die Arbeit regelmaͤßig 
vor ſich geht, und ob jede Dorfſchaft den die Aufſicht fuͤhrenden Rath⸗ 
mann geſtellt hat. ’ N / 

Uebelſtaͤnden, welche im Drange der Arbeit vorfallen, muͤſſen die 
Aufſichtfuͤhrenden auf der Stelle abhelfen und bei Bedenklichkeiten ſo⸗ 
fort dem Stadt» Baurathe Bericht erſtatten und von demſelben die weis 
teren Weiſungen erwarten und befolgen. 


Vierter Abſchnitt. 


Von der Reinigung des Flußbettes der neuen Radaune außerhalb 
5 der Stadt. 


9. 1. 


Die Reinigung des Flußbettes erfolgt alljährlich ein Mal, in der 
Regel im Monat Juni, und zwar in der Art, daß, wo moͤglich, am 
Johannistage, dem 24. Juni, die Arbeit beendet iſt, damit die Land⸗ 
wirthe in ihrer Heu⸗Erndte nicht behindert werden. 


9. 2. 


Der Anfang des Schuͤtzens des Waſſers und die Dauer der ſoge⸗ 
nannten Schuͤtzzeit wird von Seiten der Bau⸗Deputation etwa 14 Tage 
vor dem Eintritte des Termins oͤffeutlich bekannt gemacht und der Ober⸗ 
ſchulze der Hoͤhe veranlaßt, aufzugeben, an welchem Tage und Stunde 
und mit wieviel Angeſpann und Mannſchaft jede Dorfſchaft ſich einzu⸗ 
finden, und ob und wie viel beides im Laufe der Arbeit zu vermehren 
iſt. Ein jeder Dorfſchulze iſt für die Vollfuͤhrung dieſes Auftrages ver⸗ 
antwortlich. 


g. 3. ) 
Der Dorfſchaft Prauſt liegt es ob, nach der Anweiſung der, der 
Bau⸗ Deputation beigetretenen, Sachverſtaͤndigen, an dem zur Schuͤtzzeit 
beſtimmten erſten Tage, oberhalb der Prauſter Muͤhle einen Fange⸗ 
damm, von deſſen Feſtigkeit die Sachverſtaͤndigen ſich zu uͤberzeugen ha⸗ 
ben, zu ſchuͤtten und ſolchen nach vollendeter Arbeit in vorſchriftsmaͤßiger 
Art wieder wegzunehmen. i 8 
Das zu dieſem Fangedamm erforderliche Holz beſchafft die Bau⸗ 
Deputation für Rechnung der Kaͤmmerei⸗Caſſe. 5 


9. 4. 5 
So wie überall und bei jeder Arbeit, fo find auch beſonders bei 
der Reinigung des Radaunenbettes die Schulzen und Rathleute gehalten, 
ſich den Anordnungen des Dammverwalters, des Oberſchulzen und den 
von der Bau⸗Deputation hierzu ernannten Commiſſarien ohne die min⸗ 
deſte Einwendung zu fuͤgen. Sie haben ihr Augenmerk darauf zu rich⸗ 
ten, daß die arbeitende Mannſchaft, ſo wie die * die Arbeit 
* * 


\ 


* 
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tuͤchtig leiſten, und daß ein jeder ſo lange bei derſelben ununterbrochen 
verbleibt, bis die Erlaubniß zur Unterbrechung der Arbeit, um Fruͤh⸗ 


2 


ſtück, Mittag, Vesperbrod einzunehmen, gegeben, oder bis der Befehl zur 


gaͤnzlichen Einſtellung derſelben, nachdem die Reinigung vollbracht 17 
ertheilt wird. 
9. 5. 


Die Schulzen und Rathleute ſollen außerdem darauf halten, daß 
die Arbeit mit Ruhe vor ſich gehe, und daß nicht Zank und Streit un⸗ 


ter den arbeitenden Perſonen entſtehe, vielmehr ſollen alle diejenigen, 


welche ſich Widerſetzlichkeiten, Trotz und Schimpfworte zu Schulden 
faber laſſen, in die, in der Strafordnung feſtgeſetzten Strafen ver⸗ 
allen. f 

F. 6. 


Die Reinigung des Flußbettes muß bis auf die Grundpfaͤhle zu einer 


gleichen Tiefe und in der Breite, wie ſolche der Stadtbaurath nach den 


Ortsverhaͤltniſſen angeben wird, erfolgen. Die auszugrabende Erde muß 
nicht am Rande des Ufers liegen bleiben, ſondern fortgebracht werden. 
Uebrigens wird unter der Reinigung auch die nothwendige Auskrautung 
verſtanden. 

Keiner der Schulzen oder Rathleute darf die Arbeiter oder das An⸗ 
geſpann eher entlaſſen, bis ſolches von der Bau⸗ Deputation bei der 
Reviſion, die jedesmal einige Tage vor dem feſtgeſtellten Termin zur 
Wiederanlaſſung des Waſſers erfolgen ſoll, geſtattet wird. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von den Bauten und Arbeiten an dem Radaunen⸗ eiche waͤhrend 
der Schuͤtzzeit. 
9. 1. 

Es ſoll ſpaͤteſtens 4 Wochen vor eintretender Schuͤtzzeit eine Damm⸗ 
ſchau von der Kunſt ab, bis zur Prauſter Schleuſe, durch eine aus Mit⸗ 
gliedern der Bau⸗ Deputation, mit Zuziehung der Sachverſtaͤndigen, als 
auch des Herrn Polizei». Praͤſidenten zu Danzig und des Herrn Lands 
raths des Danziger Kreiſes, beſtehende Commiſſion, welchen vom dies⸗ 
fallſigen Termin zeitig Meldung zu machen iſt, veranlaßt werden, wobei 
folgende Beſtimmungen eintreten: g ö 


$.2. 
Der Oberſchulze der Höhe, oder der dazu beauftragte Hofbeſitzer 


fol von dem Dammſchau⸗Termin benachrichtiget werden, damit er nicht 
allein ſolchem vom Anfange bis zu Ende mit beiwohne, ſondern auch 


ſaͤmmtliche zum Oeichverbande gehoͤrige Dorfsſchulzen zu demſelben g 


vorlade. f 
N §. 3. . 
Die Dorfsſchulzen ſollen ſich alsdann zu dieſer Dammſchau und zur 


beſtimmten Stunde, jeder bei ſeinem Loofe, bei Vermeidung der im 
Straftarif angeſetzten Verpoͤnung, einſtellen. \ WC 


— 
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Die vorbenannte Dammſchau⸗Commiſſion wird die Eindeichung in 
genauen Augenſchein nehmen, und alle Reparaturen, welche an derſel⸗ 
ben in der Schuͤtzzeit vorzunehmen find, in das Dammſchau⸗ Protokoll 
verzeichnen und jedem Dorfsſchulzen dasjenige, was in ſeinem Looſe vor⸗ 
zunehmen ſeyn wird, bekannt machen. 


9. 5. 5 


Im Allgemeinen ſoll bei den anzuordnenden Arbeiten darauf gehal⸗ 
ten werden, daß der Deich zum wenigſten eine einfuͤßige Doſſirung habe, 
und die Krone des Deichs durchgängig 21 Zoll über den in Ohra bei 
der Dorfsbruͤcke Nro. 26. angebrachten Pegel — nach der Stromlinie 
gemeſſen — reiche. 8 

9. 6. 


Das Dammſchau⸗ Protokoll ſoll abſchriftlich dem Herrn Polizei⸗ 
Praͤſidenten und dem Herrn Landrathe mitgetheilt werden, desgleichen 
dem Dammverwalter und Oberſchulzen, ſo wie dem Roͤhrenmeiſter. Im⸗ 
gleichen ſind Extracte aus dieſer Verhandlung an die einzelnen hoͤheſchen 
Ortſchaften, inſoweit es jede derſelben angehet, vor Eintritt der Schuͤtz⸗ 
zeit zuzufertigen, damit 15 von der ihnen obliegenden Arbeit in Kennt⸗ 
niß geſetzt werden, um ſich zeitig in Betreff der zu geſtellenden Ange⸗ 
ſpanne vorzubereiten. „ 


Das zu den Deich⸗ oder Dammarbeiten erforderliche Material wird, 
inſofern es von der Ban: Deputation fuͤr tauglich erklaͤrt wird, aus dem 
auszugrabenden Flußbette hergenommen, inſofern es aber nicht ausrei⸗ 
chend, oder untauglich ſeyn ſollte, fo ſind die ſcharwerkspflichtigen Dorf⸗ 
ſchaften verbunden, brauchbares Material herbeizuſchaffen, oder das Ueber⸗ 
flüffige und Untaugliche nach der Anweiſung der Baus Deputation in 
Uebereinſtimmung mit der Polizei⸗Behoͤrde an ſchickliche Orte zu ſchaffen. 


} % 8. 


Die Verpflichtung zur Anfuhr des Lehms zu den Prauſter Schleu⸗ 
ſen haben die Doͤrfer Kowall, Loͤblau, Gute Herberge, Roſtau, Zipplau 
und Prauſt. 2 5 ya 

| . 9. 


Das zu den Ufer⸗ und Deichbauten und namentlich den Strauch⸗ 
werken erforderliche Material, beſtehend in Faſchinen, Bundweiden und 
Spickpfählen u. ſ. w. ſoll, nach wie vor, von Seiten der Bau⸗Depu⸗ 
tation aus der Kammerei⸗Caſſe angeſchafft werden. 

Es liegt aber den deichpflichtigen Ortſchaften ob, dieſes ſaͤmmtliche 
Material von der Stadt nach der Bauſtelle zu ſchaffen und es bei eige⸗ 
ner Verantwortlichkeit bis zur wirklichen Anwendung erforderlichen Falls 
zu verwahren, auch die noͤthige Mannſchaft zur Verarbeitung des Strau⸗ 
ches und zu den ſonſtigen dabei zu verrichtenden Handdienſten, es moͤgen 
ſolche Namen haben wie fie wollen, zu geſtellen; doch wird feſtgeſetzt, 
daß die bei dieſen Uferarbeiten noͤthigen kunſtverſtaͤndigen Perſonen, als 
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Buhnen Meiſter und Geſellen, bei den Straucharbeiten von der Baus 
Deputation für Rechnung der Kaͤmmerei⸗Caſſe anzunehmen find. > 


\ g. 10. 


Bei dem Eintritt der Schüßzeit iſt ein Termin anzuſetzen, bel wel⸗ 
chem zur Beſchauung, außer der unter mehrere Mitglieder der Bau⸗ 
Deputation zu vertheilenden Aufſicht waͤhrend der ganzen Dauer der Ar⸗ 
beiten, jeder Schulze bei ſeinem Looſe ſich einzufinden haben wird und 
verbunden iſt, waͤhrend der Arbeit den ferneren Anordnungen der die 
Aufſicht führenden Mitglieder der Bau⸗ Deputation und der Sachver⸗ 
ſtaͤndigen Folge zu leiſten, als auch dieſelben ermaͤchtigt ſind, die bis 
zu einem beſtimmten Termine vernachlaͤſſigten Arbeiten fuͤr Rechnung 
der verpflichteten Dorfſchaften ausfuͤhren zu laſſen, was beſonders in 


dem Fall geſchehen muß, wenn ſich abnehmen laͤßt, daß bis zu Ablauf 


der Schuͤtzzeit die ſaͤumige Dorfſchaft mit den Damm⸗ und Reinigungs⸗ 
Arbeiten nicht fertig werden kann. Fuͤr die ermittelte Saͤumniß und 
Nachlaͤſſigkeit verfällt die Dorfſchaft noch in die, nach dem beigefügten 
Straftarif feſtgeſetzte Strafe. ! 


F. 11. 

Es bleibt der Bau⸗Deputation überlaffen, den Termin zu beſtim⸗ 
men, bis zu welchem diejenigen Dammarbeiten, die etwa im Laufe der 
Schuͤtzzeit auszuführen nicht möglich find, beendet fein muͤſſen, doch foll 
dieſes niemals bis über den 15. October hinausgeſetzt werden. Eine 
Deputation aus Mitgliedern der Bau: Deputation ſoll dieſe nachträglichen 
Dammarbeiten abnehmen, auch den Befund dem Herrn Polizeipräfiden- 
ten und dem Herrn Lanbrathe mittheilen. Sollten Seitens der dienſt⸗ 
pflichtigen Ortſchaften dieſe Arbeiten dennoch nicht als voͤllig beendet ange⸗ 
ſehen werden konnen, fo ſollen dieſelben für Rechnung zer ſaͤumigen Ort⸗ 
ſchaften noch vor Eintritt des Winters ausgefuͤhet werden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von der Erhaltung und Sicherſtellung der Eindeichung beſonders 
während der Herbſt⸗ und Winterzeit. 
§. 1. 


Dem Dammverwalter und dem Oberſchulzen der Hoͤhe, oder dem 
dazu beauftragten Hofbeſitzer liegt eine fortwährende Aufſicht während 


der Herbſt⸗ und Winter ⸗Jahreszeit und bis der Fluß vom Eife befreit 


iſt, und zwar von Prauſt ab bis zum Petershagener Thor ganz beſon⸗ 
ders, ob. Zu ſeiner Aſſiſtenz in dieſer Beziehung werden ihm aber die 
Schulzen der dienſtpflichtigen Ortſchaften Prauſt, Gute Herberge und 
Ohra beigeordnet, dergeſtalt, daß der Prauſter Schulze den Deich 
von Prauſt ab bis zur Schweinbruͤcke, der Schulze von Gute Herberge 
von der Schweinebruͤcke bis zum ehemaligen Chauſſee⸗Zollhauſe in 
Ohra, und der Schulze von Ohra von dem ehemaligen Chauſſee⸗Zoll⸗ 
hauſe ab bis zum Petershagener Thor, beaufſichtigt. 
§. 2. N 

Der Dammverwalter und der Oberſchulze, auch der vorerwaͤhnte 

Hofbeſitzer und die drei gedachten Dorfsſchulzen, treten am 18. Novem⸗ 
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ber jeden Jahres zuſammen, wenn beſondere Umjtände es nicht Früher 
noͤthig machen ſollten, revidiren von dieſem Tage ab fleißig die Eindei⸗ 
chung und haben von den Ereigniſſen, die Beſorgniß erregen koͤnnten, 
ſich Mittheilung zu machen. Der Dammverwalter und der Oberſchulze 
ſetzt die Baudeputation davon in Kenntniß. 


9. 3. 


Spaͤteſtens bis zum 21. October jeden Jahres, es ſey denn, daß 
eine fruͤhzeitig eintretende Winterjahreszeit einen fruher anzuſetzenden 
Termin nothwendig machte, muͤſſen von ſaͤmmtlichen dienſtpflichtigen 
Ortſchaften die Deich⸗Utenſilien und zwar, ſo wie ſie in dem Anhange zu 
dieſer Ordnung nach Beſchaffenheit und Zahl beſtimmt ſind, zum Deiche 
gebracht ſeyn, wo ſie in Ermangelung von Wachtbuden nach Verſchie⸗ 
denheit der Looſe in der Naͤhe des Deiches in den dort gelegenen Woh⸗ 
nungen ſicher unterzubringen ſind, und iſt jedes Gelaß, wo die Deich⸗ 
geraͤthe aufbewahrt werden, von Außen als Aufbewahrungsort zu be⸗ 
zeichnen. Bis zu eben dieſem Termine iſt laͤngs den Looſen in einer 
Entfernung von 15 bis 20 Ruthen ein hinreichender Vorrath von lan⸗ 
fahr Pferdeduͤnger, Schwarten, Pfaͤhlen und Strauch zum Deich anzu⸗ 
uͤhren. 

Gleich nach Ablauf des vorbenannten Termins iſt es Sache der 
Baudeputation, ſich durch den Kunſt⸗ und Roͤhrenmeiſter die Ueberzeu⸗ 
gung zu verſchaffen, daß die Deichgeräthfchaften, fo wie der Duͤnger, 
zur Stelle gebracht ſind. Im Unterlaſſungsfalle ſollen jedoch, ohne wei⸗ 
tere Aufforderung, die fehlenden Deichgeraͤthe und der Dünger fuͤr Rech⸗ 
nung der ſaͤumigen Ortſchaften angeſchafft werden. Außerdem aber wer⸗ 
den dieſelben nach Maaßgabe des mehrerwaͤhnten Straftarifs in Strafe 
zu nehmen ſeyn. - ; 


§. 4. 


Zu jeder Jahreszeit, wenn etwa beſonders heftige Regenguͤſſe, und 
beſonders beim Eintritt des Herbſtes, wenn Grundeis und heftiges Schnee⸗ 
wetter, oder anhaltendes Thauwetter eine maͤchtige Anſchwellung des 
Fluſſes befuͤrchten laſſen, und wenn das Eis zu brechen droht, liegt es 
dem Dammverwalter und dem Oberſchulzen ob, mit Zuziehung der aſſi⸗ 
ſtirenden drei Dorfsſchulzen, ohne erſt die Anweiſung der Baudeputation 
abzuwarten, das Aufziehen der Dammwachen auszuſchreiben und darauf 
zu achten, daß, ſobald der Waſſerſtand irgendwo die Hoͤhe von 21 Zoll 
unter der Krone des Damms erreicht hat, bei dieſem Zeichen der einge⸗ 
tretenen Gefahr, nach den Umſtaͤnden mehr oder weniger Freiwaſſer auf 
der Schleuſe zu Prauſt gezogen und die Kornmuͤhle zu Prauſt abgeſchuͤtzt 
werden muß. Hiernäachſt aber find die an der alten Radaune belegenen 
Ortſchaften von dieſem Umſtande ohne Verzug zur aufmerkſamen Beob⸗ 
achtung ihrer Eindeichungen von dem Hberſchulzen zu benachrichtigen, - 
auch das Landräthliche Officium zu Prauſt hiervon in Kenntniß zu ſetzen, 
ſo wie nicht weniger in ſolchen Fallen mittelſt eines Eilboten der Roͤh⸗ 
N auf der Kunſt, der Vorſitzer der Baudeputation und der Stadt⸗ 

aurath. } 
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9. 5. a 
In dringenden Fällen iſt der Dammverwalter und der Oberſchulze 
befugt und verpflichtet, die Schulzen der deichpftichtigen Ortſchaften durch 
Eilboten zur Geſtellung der Waͤchter anzuweiſen. d 


9. 6. 


Von allen Verfügungen ohne Ausnahme, welche der Hberſchulze und 
der Dammverwalter erlaͤßt, muß ſofort der Baudeputation Anzeige ge⸗ 
macht werden. 

F. 7. \ 


„Jede dienſtpflichtige Ortſchaft hat, bei Vermeidung der in dem beir 
gefuͤgten Straftarife feſtgeſetzten Strafe, gleich nach Eingang der Ordre 
zur Eis⸗ und Waſſerwache einen tuͤchtigen Aufſeher, mit einer Forke und 
einem Spaten verſehen, auf dem Damme zur Aufſicht zu geſtellen. Es 
muͤſſen daher, nach der Anzahl der dienſtpflichtigen Ortſchaften, wenn die 
Deiche mit Wachen bezogen ſind, 13 Waͤchter daſelbſt angetroffen werden. 


8. 8. 


Wenn der Deich mit Wachen bezogen wird, ſo ſollen auch gleich⸗ 
zeitig drei berittene Wächter von den dienſtpflichtigen Ortſchaften geſtellt 
werden, die ſich in gleichmaͤßiger Entfernung an beſtimmten Orten auf⸗ 
ſtellen und von allen Vorfaͤllen am Deich dem Dammverwalter und dem 
Oberſchulzen ohne Verzug rapportiren. Auch ſollen durch dieſe beritte⸗ 
nen Waͤchter die von dem Dammverwalter und dem Oberſchulzen an die 
Baudepution und an den Roͤhrenmeiſter auf der Kunſt täglich zu machen 
den Rapporte befoͤrdert werden. f 


H. 9. 

Die Geſtellung der Eiswaͤchter ſelbſt, iſt nach dem Sinne des IIten 
Abſchnitts 5. 3. Sache der Hufenwirthe, außer wo, nach Abſchnitt II. 
g. 7., Ortsverhaͤltniſſe wegen, auch Kaͤthner hinzutreten muͤſſen, und find 
demnach auch die Dorfſchaften fir die Tuͤchtigkeit ihres Eiswaͤchters 
verantwortlich. i Dan 

$. 10. } 


Der Schulze jeder Dorfſchaft hat alſo bei der Wahl eines Eiswaͤch⸗ 
ters, er mag von den Hufenwirthen, Eigengaͤrtnern oder kleinen Leuten 
geſtellt, oder gewahlt, oder für Geld genommen werden, die größte Vor⸗ 


ſicht anzuwenden, denn, ſobald er nachlaͤſſig, betrunken, oder uͤberhaupt 


unfaͤhig befunden wird, ſo ſoll ohne Weiteres ein tuͤchtigerer Waͤchter 
fuͤr Rechnung der Ortſchaft von dem Oberſchulzen oder einem der drei 
Aufſicht führenden Schulzen angenommen werden. 


N F. 11. ’ 

Die Pflicht der drei Aufſicht führenden Schulzen zu Prauſt, Gute 
Herberge und Ohra iſt es, die Eiswaͤchter genau und umſtaͤndlich nach 
Anleitung des H. 12. dieſes Abſchnitts anzuweiſen, was von ihnen zu 
beobachten iſt, und, theils ſelbſt, theils durch ihre Rathleute nachzu⸗ 
ſehen, ob die Eiswächter ihre Schuldigkeit thun. Der Dammverwalter 
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und der Oberſchulze aber werden es ſich zur Pflicht machen, ſich von 
Zeit zu Zeit perſoͤnlich zu uͤberzeugen, ob auf der ganzen Strecke von 
Prauft bis zum Petershager Thor die Eis⸗Wachten in Ordnung find, 
ö $. 12. . v 
Der Endzweck des Eis⸗ und Damm⸗Waͤchters ift, ſowohl bei ho⸗ 
hem Waſſerſtande uͤberhaupt, als auch beim Aufloͤſen und Fortgange 
des Eiſes, dahin zu ſehen, daß jeder Durchbruch und Ueberlauf des 


Waſſers verhindert werde. Es haben demnach die Eis⸗Waͤchter das ih⸗ 


nen anvertraute Loos bei Tage und bei Nacht zu begehen, auch ihre 
Aufmerkſamkeit auf die etwa ſich zeigenden Maͤuſe⸗ oder Maulwurfloͤ⸗ 
cher zu richten, deren Daſein durch ein Durchſaͤugern des Waſſers ſich 


zu erkennen giebt. Sobald ſich hiervon eine Spur an dem Deiche zeigt, 


hat der Eiswaͤchter dem berittenen Waͤchter zur weitern Meldung, oder 
dem Schulzen des zunaͤchſt liegenden Dorfes davon Anzeige zu machen, 


und dieſer iſt gehalten, ſofort mit hinreichender Mannſchaft und Zufuhr 


von langem Miſt, Erde oder was ſonſt erforderlich ſeyn ſollte, ohne 
Zeitverluſt zu Hülfe zu eilen, und die Durchſaͤugerung wie auch einen 
etwanigen Ueberlauf zu hemmen, und zwar erſtere mittelſt eines an 
der innern Doſſirung, nemlich an der Waſſerſeite, vorzuſchlagenden 
Nothdammes, im anderen Falle aber mittelſt aufzuführender Miſtkaſten. 
Außerdem aber iſt von dem Dorfsſchulzen zu veranſtalten, daß ſogleich 


Freiwaſſer in Prauſt gezogen werde. 
$. 13. 


Desgleichen müſſen ſie darauf ſehen, ob ſich Stauungen in dem 
Radaunen⸗Canal zeigen, wodurch der Abfluß des Waſſers in demſelben 
gehemmt wird. In allen dieſen Faͤllen und wo ſonſt Gefahr zu beſor⸗ 
gen iſt, hat der Waͤchter dem zunaͤchſt ſtationirten berittenen Wächter 
Anzeige zu machen, der hiervon ſofort die zunaͤchſt gelegenen Dorfſchaften, 
ſo wie den Oberſchulzen in Kenntniß ſetzen muß. Inzwiſchen aber hat 
der Waͤchter die ihm zu Gebote ſtehenden Mittel zur Abwendung der Ge⸗ 
fahr augenblicklich in Anwendung zu bringen. 


9. 14. 


Sobald Anzeigen von vorhandener Gefahr an den Dammverwalter 
und den Oberſchulzen gelangen, hat derſelbe die Dorfſchaft, in deren 
Loos ſich dieſe zeigt, durch Eilboten zum Deiche zu beordern, der vor⸗ 
geſetzten Kreis⸗Polizeibehoͤrde, fo wie der Bau⸗ Deputation ſogleich An⸗ 
zeige zu machen, ſich aber perſoͤnlich an Ort und Stelle zu begeben, und 
dort, ohne die Ankunft der Behoͤrden abzuwarten, die noͤthigen Anſtalten 
zur Abwendung der Gefahr zu treffen, wobei ihm die zur Aufſicht be⸗ 
ſtellten Dorfſchulzen aſſiſtiren muͤſſen. 


9. 15. f 


Die Dorfſchaft, bei der zunaͤchſt die Anzeige von anſcheinender Ge⸗ 
fahr eingeht, hat ſich, ohne Beruͤckſichtigung des Looſes, wo die Ge⸗ 


fahr ſich beſorgen laßt, an den Deich zu verfügen, um mit aller ihr zu 


Gebot ſtehenden Kraft und Mannſchaft, wozu auch die Eigengaͤrtner 
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und Mieths⸗Einwohner gehoͤren, und nach Anweiſung des Dammver⸗ 
walters und des Oberſchulzen und der die Aufſicht führenden Dorfsſchul⸗ 
zen, die erforderliche Huͤlfe zu leiſten, auch wenn vorbenannte Dorfſchul⸗ 
zen oder der Oberſchulze noch nicht anweſend ſeyn ſollten, ſofort die ſchon 
im Voraus angeſchafften und ſchon am Damme ſich befindenden Mate⸗ 
rialien an Miſt und Bretern, wo ſie ſie finden, zur Abwendung und 
Minderung der Gefahr anzuwenden, auch wenn noch mehr derſelben er⸗ 
forderlich ſeyn ſollte, ſolche ohne Zeitverluſt herbeizufuͤhren. Mit welcher 
Strafe die Dorfſchaft, welche darin ſaͤumig befunden wird, belegt wer? 
den ſoll, beſtimmt der Straftarif. 2 
F. 16. 

„Iſt, aller angewendeten Mühe ungeachtet, ein Durchbruch erfolgt, 
ſo liegt es ſaͤmmtlichen zum Deichverbande gehoͤrigen Dorfſchaften ob, 
ſich gegenſeitig Huͤlfe zu leiſten, die ſich jedoch nur auf die Anfuhr der 
zur Ausfüllung des Durchbruchs erforderlichen Erde beſchraͤnkt, wogegen 
die vollſtaͤndige Regulirung des Deichs der Dorfſchaft obliegt, in deren 
Loos der Durchbruch erfolgt iſt. N 5 

N ’ 


Was dem Prauſter Schleuſenwaͤrter in Beziehung auf die Sicher⸗ 
ſtellung der Eindeichung, infoweit der Waſſerſtand darauf feinen Ein⸗ 
fluß äußert, obliegt, iſt in der demſelben beſonders ertheilten Inſtruction 
vorgeſchrieben, auf welche hier Bezug genommen wird; es wird indeſſen hier 
noch beſonders in Erinnerung gebracht, daß, wenn der Fall eintritt, daß 
der Schleuſenwaͤrter, um dem großen Waſſer Abfluß zu verſchaffen, die 
Schuͤtzen ziehen laſſen muß, es der Dorfſchaft Prauſt obliegt, die noͤ⸗ 
thige Mannſchaft zu dem Zweck zu geſtellen, um die Schleuſe und das Stack⸗ 
werk bei der Einmündung des Muͤhlengrabens von aller Verſtopfung durch 
Eis zu befreien und deshalb bei Tage und bei Nacht Wache zu halten, zu 
welchen Dienſtleiſtungen herkoͤmmlich zunaͤchſt diejenigen Eigen⸗Gaͤrtner 
verpflichtet ſind, die an die Dorfſchaft keinen Grundzins zahlen, es ſind 
aber auch zu dieſen Dienſten die uͤbrigen Eigengaͤrtner verpflichtet, wenn 
die Zahl der Erſteren nicht ausreicht. 

N 8.18. i 

Nach der bisherigen Uſance bleibt es Jedem, der ſich zu dieſer Ar⸗ 
beit einfinden muß, freigeſtellt, die Eisſtacheln und andere, zur Ver⸗ 
kleinerung und Wegſchaffung des Eiſes erforderliche Werkzeuge, welche 
von der gehoͤrigen Beſchaffenheit ſeyn muͤſſen, mitzubringen. Wer dieſes 
nicht kann, dem werden ſie von dem Schleuſenwaͤrter gereicht werden, 
welchem fie nach gemachtem Gebrauche wieder einzuhaͤndigen find. Sollte 
Jemand dieſelben muthwilliger Weiſe verderben, wegſchwemmen laſſen, 
oder wohl gar entwenden, der muß fie mit baarem Gelde bezahlen, oder 
wird im Unvermoͤgensfalle mit verhaͤltnißmaßiger Gefaͤngnißſtrafe belegt. 


9.49. 3 


Inſonderheit ſoll die Dorfſchaft Prauſt die Radaune innerhalb den 
Grenzen ihres Dorfs fuͤr ſich allein ohne Jemandes Beiſtand von aller 
Eisverſtopfung zu befreien ſchuldig und gehalten ſeyn. 
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F. 20. 


. Sollten ſich in der neuen Radaune Strömungen zeigen, fo muͤſſen 
die auf beiden Seiten der Radaune liegenden Dorfſchaften auf geſche⸗ 
hene Aufforderung des Damm⸗ Verwalters und des Oberſchulzen, oder 
des die Aufſicht führenden Dorfsſchulzen die zur Coupirung noͤthigen 
annſchaften mit Haken und Eis⸗Aexten verſehen, ſofort und unwei⸗ 
gerlich hinſenden. 
Siebenter Abſchnitt. 


Allgemeine polizeiliche Anordnungen und Beſtimmungen außerhalb 
der Stadt. 


9. 1. 


Mit Ausnahme der die Aufſicht fuͤhrenden Perſonen, darf Niemand 
auf dem Radaunen⸗ Deiche reiten oder fahren, keiner auf demſelben 
Vieh treiben oder weiden, bei Vermeidung der im Straf⸗Tarif dies⸗ 
falls beſtimmten Strafe. Die auf der Chauffee angeſtellten Wächter 
ſind inſtruirt, dieſes auf der Stelle zu verhindern und die Contrave⸗ 
nienten ſofort anzuzeigen. f 7 


; $. 2. 

Es iſt jedes Bürgers und Ländlichen Bewohners, fo wie insbeſon⸗ 
dere des Chaufjee-Wächters Pflicht, wenn er dergleichen Unordnun⸗ 
gen wahrnimmt, deren Abſtellung guͤtlich zu verſuchen, oder hiervon bei 
dem naͤchſten Polizeibeamten oder bei dem Schulzen Anzeige zu machen. 

uch wenn Jemand, waͤhrend des Vorbeifahrens oder Gehens an oder 
auf dem Damm, eine Durchſaͤugerung oder andere Gefahr drohende Er⸗ 
eigniſſe wahrnimmt, wird es ſeine Pflicht ſeyn, hievon dem naͤchſten 
Schulzenamte, und wenn ſein Weg ihn nach der Stadt fuͤhrt, auch dem 
Kunſtmeiſter oder dem Herrn Polizei- Präfidenten Anzeige zu machen. 


§. 3. 1 
Niemand darf ſich beikommen laſſen, am Radaunen⸗ Damm nach 
Sand zu graben, oder die Doſſirung zu beſchaͤdigen, bei Vermeidung 
der hierauf im Straf⸗Tarif feſtgeſetzten Strafe. 5 


„ I 
Es ſteht Niemand frei, ohne ausdruͤckliche Genehmigung der Bau⸗ 
Deputation auf, oder unmittelbar an dem Deiche Baͤume zu ſetzen, oder 
die vorhandenen wegzunehmen. (Conferat. Straf: Tarif.) 


§. 5. a 

Niemand darf ohne Vorwiſſen und Genehmigung der Deputation Ge⸗ 
baude an den Damm, Pfaͤhle in und an den Fluß ſetzen oder durch 
Einhaͤngen von fremdartigen Gegenftänden den Abfluß hemmen, eben fo 
wenig Waſſerſteige oder Ueberbaue uͤber den Fluß, ſie moͤgen auf Pfaͤh⸗ 
len ruhen oder ſchwimmend angebracht werden, anlegen. (Conferat. 
Straftarif.) 0 

Dr * 

Auch duͤrfen Appartements nicht neu angelegt und die mit Autori⸗ 
ſation der vorgeſetzten Behoͤrde ſchon vorhandenen, wenn ſie verfallen, 
nicht wieder hergeſtellt werden. (Conf. Straftarif.) a 
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5 F. 7. N 8 
Niemand darf es ſich erlauben, ſolche Anlagen zu machen, durch 


welche der neuen Radaune Waſſer entzogen oder ſonſtiger Nachtheil zu⸗ 


gefuͤgt wird. (Conferat. Straftarif.) 
i N $. 8. 5 
Niemand darf Schutt, Dünger oder ſonſtige Gegenftände, die den 
Fluß verunreinigen, in denſelben werfen, auch keine Abwaͤſſerungen aus 
Vieh Stallungen in denſelben ableiten. (Conferat. Straftarif.) 


Achter Abſchnitt. 


Von der Verwaltung und Beaufſichtigung des Radaunen⸗Canals mit 
0 ſeinen Nebenarmen, innerhalb der Stadt. i 


A. Von der Reinigung des Flußbettes der Canale. 
g. 1. ; 
Alle Arten von Verunreinigungen des Radaunen⸗Canals aus Staͤl⸗ 


len, Abtritten, Gaͤrbereien ꝛc. ſollen aufhoͤren, wenn die Berechtigung 
von dem Grundſtuͤcks⸗Eigenthuͤmer nicht ſtrenge bewieſen werden kann. 


. 8 2 

Die Stadtgemeinde iſt zur jährlichen Reinigung der Radaunen⸗Ca⸗ 
nale von der Kunſt ab durch die Riedewand u. f. w. bis zu ihren Aus⸗ 
flüffen, verpflichtet, lexcl. der Strecke auf dem Holzmarkt von der Toͤp⸗ 
fergaſſe bis zum altſtaͤdtſchen Graben, wo der Canal quer über die 
Straße nach der ſogenannten Polier⸗Muͤhle geht, welche, herkoͤmmlich 
und bis auf den vor zwei Jahren erhobenen Widerſpruch, ſonſt die Ei⸗ 
genthiimer, vor deren Grundſtuͤcken er Canal liegt, reinigen zu laſſen 
pflegen, und welcher Verpflichtung halber die rechtliche Eroͤrterung der 
vorwaltenden Streitigkeiten hierdurch ausdruͤcklich vorbehalten wird, wenn 
ſie nicht noch bei fortgeſetzter Unterſuchung und Behandlung guͤtlich zu 

beſeitigen ſeyn ſollten. 
i 9. 8. 
Das Grundbette des Haupt⸗Canals, als von der ſogenannten Sil⸗ 
berhütte ab bis an die beiden Vorgeſenke der großen Muͤhle, muß bis 


auf die eingegrabenen Grund Pfühle gereinigt werden. 

ü ö 9. 4. 

Da die Reinigung der Radaune durchgaͤngig nur durch das Auskar⸗ 
ren der in dem Flußbette berfelben ſich geſammelten Unreinigkeiten bewirkt 
wird, fo hat die Bau⸗Deputation dafur zu forgen, daß zeitig vor Ein⸗ 
tritt der Schuͤtzzeit die erforderliche Anzahl von wenigſtens 80 bis 100 
Stuͤck Schiebkarren auf der Kunſt in Bereitſchaft geſetzt werden. 

L 
5 8. Si 


2 Mit Reinigung der innern Ganäle der Radaune wird den 1ſten oder 
ſpaͤteſtens den ten Tag nach erfolgter Schuͤtzzeit vorgegangen. Die zur 
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Reinigung erforderliche Mannſchaft wird in Rotten getheilt und Di⸗ 
ſtrictsweiſe unter ſpecielle Aufſicht der Bau⸗Aufſeher, des Kunſt⸗ und 


Roͤhrenmeiſters, des Muͤhlen-Zimmermeiſters und des Muͤhlen⸗Admini⸗ 


ſtrators geſetzt. Deputirten aus der Mitte der Bau⸗Deputation ſoll die 
obere Leitung dieſes Gegenſtandes uͤbertragen werden. 


$. 6. 

Die Koͤnigl. Polizeibehoͤrde wird die Plaͤtze, jedoch ſo nahe als 
moglich, anweiſen, wohin die aus den Canaͤlen geſchaffte Erde geſchafft 
werden kann, welche ſodann um das Wegſchwemmen derſelben bei ein⸗ 
tretender Regenzeit zu verhuͤten, da wo es noͤthig iſt, in Dielen⸗Ver⸗ 
ſchlaͤge einzuſchließen iſt. ; 

Se 
Die aus den Radaunen⸗Canaͤlen geſchaffte Unreinigkeit iſt ſpaͤte⸗ 
ſtens innerhalb 4 Wochen nach beendigter Schuͤtzzeit, und die bei der 


großen Mühle, Halben- und Sandgaſſe aus dem Hauptfluſſe geſchaffte 


Erde bis zum 1. October ohnfehlbar fortzuſchaffen. 


9. 8. 


Bevor das Waſſer wieder angelaſſen wird, werden die von der 
Bau⸗ Deputation zu ernennenden Mitglieder und ein Deputatus der Po⸗ 
lizeibehoͤrde, ſich von der erfolgten zweckmaͤßigen Reinigung überzeugen, 
dieſe Unterſuchung iſt jedoch wenigſtens 24 Stunden vor dem Zulaſſen 
des Waſſers vorzunehmen, damit bei vorkommenden Mängeln, noch das 
Fehlende nachgeholt werden koͤnne. ; 


B. Von der Erhaltung der Ufer⸗ und Bohlwerke. 
F. 1. 5 


In Betreff der Erhaltung und Reparatur der Bohlwerke und Ufer⸗ 
befeſtigungen der Radaunen⸗Canäle wird, wenn nicht Vertrage, Docu⸗ 


mente oder andere geſetzliche Beſtimmungen etwas beſonderes beſtimmen, 


auf den Grund des bisher ſtattgehabten Herkommens auch fuͤr die Zu⸗ 
kunft feſtgeſetzt, daß jeder Eigenthuͤmer ſolcher Grundſtuͤcke, innerhalb 
deren Grenzen ein Arm der Radaune durchgehet oder an denſelben vor⸗ 
beifließt, verpflichtet iſt, die Uferwaͤnde zu unterhalten und zu erneuern. 

\ 2 


5.2, 


Dieſe Beſtimmung tritt auch alsdann ein, wenn ein Privat⸗Grund⸗ 
ſtuͤck eine Ueberfahrt oder eine Fußgängerbrücke Über den Canal hat, wo 
ſodann für die ganze Breite dieſer Brucke beide Uferbohlwerke von ihm 


unterhalten werden muͤſſen. 
9. 8. | 15 

So wie Abſchnitt V. 8. 1. angeordnet, ſo ſoll auch ſpaͤteſtens 4 
Wochen vor Eintritt der jedesmaligen Schüszeit eine Commiſſion aus 
der Mitte der Bau⸗ Deputation und ein Deputatus von der Poli⸗ 
zeibehoͤrde eine Reviſion der faͤmmtlichen Uferbefeſtigungen an den Ca⸗ 
nalen vornehmen, in eine Verhandlung genau verzeichnen und an die 
Baus Deputation diesfalls berichten, welche letztere dafur ſorgen wird, 
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daß die Verpflichteten zeitig von den ufer⸗ und Bohlwerks⸗Bauten, die 
ihnen obliegen, benachrichtigt werden, damit jede ſolche Reparatur UN? 
ausbleiblich in der Schüßzeit ausgefuͤhrt werde. 


; F. 4. Ba 
Wer ohnerachtet ſolcher zeitigen Aufforderung dennoch nicht die no 


thige Inſtandſetzung feiner Ufer⸗ und Bohlenwerke, gleich im Anfange 
der Schuͤtzzeit, bewirkt, für deſſen Rechnung ſoll dieſelbe ohne weiteres 
in Ausführung gebracht, und der Betrag durch Execution von ihm ein⸗ 
gezogen werden. 


$. 5. 

Die Commune unterhaͤlt denjenigen Theil der Bohlwerke, welche an 
keinem Privat⸗Grundſtuͤcke, ſondern an Kaͤmmerei-Grundſtuͤcke, un 
Straßen und Plaͤtze der Kaͤmmerei gehoͤrig belegen ſind, oder wo ſon 
Niemand anders nach 9. 1. zur Unterhaltung verpflichtet werden kann. 


C. Allgemeine polizeiliche Vorſchriften. 


a §. 1. \ 
Alles, was im ſiebenten Abſchnitt bei der Radaune außerhalb der 
Stadt geſagt iſt, gilt auch von den Canalen in der Stadt, und iſt Fol 
gendes nur noch hinzuzufügen. ö 8 


! a > . 
Die Polizei⸗Behoͤrde, ſo wie die Bau⸗Deputation wird dahin ſe⸗ 
hen, daß die bis jetzt in den Canaͤlen vorhandenen Waſſerſteege und 
er bei eintretendem Froſt zur Vermeidung der Stauungen geho⸗ 
en werden. ae 


I; 9. 8. 
Was die Aufeiſung des Canals unterhalb den Muͤhlen betrifft, um 
denſelben eine freie Vorfluth zu verſchaffen, daruͤber ſoll die Bau⸗De⸗ 


putation das Noͤthige jedesmal nach Lage der Umſtaͤnde entſcheiden und 
in Ausfuͤhrung bringen. ü 


9. 4. 5 N 
Alle öffentlihe Trummen, fo wie die der Privatleute, welche ir 


gendwo in einen der Radaunen⸗Canäle abwäſſern, muͤſſen von ihrem 


obern Ende mit eiſernen Roſten mit einzolligen Zwiſchenraͤumen verſe⸗ 
hen werden. 


i 9. 5. ö c 
Es iſt ein Hauptgegenſtand der verwaltenden Behoͤrde, darauf zu 


ſehen, daß das Flußbette uͤberall ſeine normalmaͤßige, hiernaͤchſt be⸗ 


ſtimmte, Breite erhalte, beſonders iſt dies der Fall bei den engern Ca⸗ 


nalen, und wird deshalb feſtgeſetzt: a 
a) daß die kleine Radaune von der Weizenmuͤhle ab, bis zum Aus⸗ 
fluß in die große Radaune, da wo ſie ſchon ein beengtes Grund⸗ 


bette hat, nicht weniger als 8 Fuß Rheinl. zur Strombreite ha- 


ben, dagegen auf anderen Stellen, wo ſie ſich mehr ausdehnt, 
auf keine Weiſe verengt werden darf. 


b) der kleine Radaunen⸗Arm von der Silberhuͤtte bis zum Haus 
thor, wo er ſich in 2 Arme theilt, die geringſte Breite 4 Fuß 


Rheinl. und 5 
c) die beiden erwähnten. Arme des Fluſſes vom Hausthor bis zur 


1 * 


„ 
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Wiedervereinigung am Fiſchmarkt fuͤr jeden die geringſte Breite 
3 Fuß, und . 
d) e wieder vereinigten und letzten Theil des Fluſſes bis zum 
braufenden Waſſer die geringſte Breite 4 Fuß Rheinl. enthalte⸗ 
Dieſe Radaunen⸗Ordnung und Anhang ſollen abgedruckt, publicirt, 
jeder dabei concurrenden Behoͤrde, dem Oberſchulzen der Hoͤhe, den 
Dorfsſchulzen der Höhe, dem Damm⸗Verwalter, dem Schleuſenwaͤrter, 
dem Prauſter Müller, dem Kunſt⸗ und Roͤhrenmeiſter, dem Muͤhlen⸗Ad⸗ 
miniſtrator ꝛc. Exemplare zugefertigt werden. g b 
Den Schulzen des Deichverbandes liegt es ob, die Dorfs-Angehöoͤ⸗ 
rigen mit den Beſtimmungen bekannt zu machen. 
Publicirt zu Danzig, den 1. December 1829. , 
- Ober» Bürgermeifter, Buͤrgermeiſter und Rath. 


Straf: Tarif 
als Anhang zur Ordnung für die neue Radaune, 


Soweit nicht ſchon die Strafe für vorſaͤtzliche oder fahrlaͤſſige Hands 
lungen oder Unterlaſſungen gegen die Beſtimmungen der neuen Radau⸗ 
nen» Ordnung, durch allgemeine Landesgeſetze feſtgeſtellt iſt, ſollen, ohne 
hierdurch in der geſetzlichen Verpflichtung etwas abzuaͤndern, noch in 
nachſtehenden ſpeziellen Fällen die hier beſtimmten Strafen eintreten: 
III. Abſchnitt. §. 3. 1) Wer mit idem Wagen bei der Arbeit ausbleibt, 

x oder eine Stunde nach dem Anfange der Ar⸗ 
beit erſt auf der Bauſtelle ſich einfindet, ver⸗ 
fallt n 13 Sgr. Strafe. 
außer der zu zahlenden Entſchaͤ⸗ 
digung fuͤr den fuͤr ſeine Ko⸗ 
ſten angenommenen Wagen. 

2) Jeder fehlende Handarbeiter, 

oder welcher ſich eine Stunde nach 

dem Anfange der Arbeit auf der 
Bauſtelle einfindet, erlegt 10 Sgr. Strafe. 
Iſt bereits der Wagen oder der Arbeiter 
für Rechnung angenommen, ſo bleibt es dem 
Verpflichteten uͤberlaſſen, deshalb ſich mit dem 
Eigenthuͤmer des Erſteren oder mit dem Letz⸗ 
teren zu vereinigen, in Entſtehung eines Ver⸗ 
gleichs wird der Koſten⸗Betrag eingezogen. 
3) Die obigen Strafen kommen reſp. in Anwen⸗ 
dung, wenn Angeſpann oder Arbeiter ſich von 
der Arbeit ohne Vorwiſſen und Erlaubniß des 

Schulzen oder Rathmannes entfernen. 

IV. Abſchnitt. $. 5. Wer Streit oder Unruhe bei der Arbeit macht, ver⸗ 
| fallt in eine Strafe von 10 Sgr., 
und ſoll derſelbe, wenn er auf keine Weiſe von 
ſeinen Vorgeſetzten zur Ruhe gebracht werden 
kann, in das nächte Dorfs ⸗Gefaͤngniß auf 

24 Stunden eingeſperrt werden 
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V. Abſchnitt. $ 3. Der Schulze, welcher bei denverſchiede⸗ 
nen amtlichen Beſchauungen nach 
vorangegangener Aufforderung 
a auf dem Deiche fehlt, erlegt 1 Kthlr. Strafe. 
V. Abſchnitt. 9. 10. Für Vernachlaͤſſigung und Saͤumni 
bei der Reinigungs⸗ und Deich 
Arbeit, verfällt die n 
Dorfſchaft in . 2 Kthlr. Strafe, 
und trägt außerdem die Koſten 
der etwa fuͤr ihre Rechnung in 
Ausführung gebrachten Arbeit. 
VI. Abschnitt. $. 3. 1) Wenn die Deich⸗Utenſilien bis zum 
angeſetzten Termine nicht zu Sta⸗ 
tion gebracht ſind, zahlt die 
fäumige Ortſchaft . 3 Kthlr. Strafe / 
und erlegt außerdem die Koſten, 
wenn die Beſchaffung der feh⸗ 
lenden Geräthe für ihre Rech⸗ 
nung geſchehen iſt. 
2) Eine gleiche Strafe erlegt die 
8 Dorfſchaft, welche die Deich⸗ 
geräthe nicht in vollſtaͤndiger An⸗ 
zahl und brauchbarer Beſchaf⸗ 
\ fenheit zur Station liefert. 
VI. e 9. 7. 1) Wenn die verpflichtete Dorfſchaft 
den Deichwaͤrter nicht geſtellt, 
ſo verfaͤllt dieſelbe jedesmal in 2 lthl. Strafe. 
a) Der Deichwaͤrter, welcher ſei⸗ 
nen Poſten verlaͤßt, ſich berauſcht, 
wird ſofort abgeloͤſet und mit 
Stägigem Arreſt belegt. 
3) Unterlaſſene Anzeigen von an⸗ 
ſcheinender Gefahr, es mag die⸗ 
ſelbe auch nicht eintreten, wird mit 
Entfernung des Waͤchters oder 
dreitagigem Gefaͤngniß beſtraft. 
4) Im Fall die Gefahr eintritt, 
und Schaden erfolgt, ſo wird 
gegen den Waͤchter nach den Vor⸗ 
en des Eriminalrechts ver⸗ 


f fahren 
E „ Abſchnitt 9. 47 Diejenige Borffſchaſt welche nachdem 

ihr von anſcheinender Gefahr 

Anzeige gemacht worden, nicht 7 
| N Lu bei dem Deich zur Huͤlfsleiſtung x 


ſich einfindet, verfällt, es mag 
/ die Gefahr auch nicht a 
ten, in 2 Kthlr. Strafe. 


Bei wirklich eingetretener Ge⸗ 


* 
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fahr, die Beſchaͤdigungen zur 
Folge hat, wird gegen die Dorf: 
ſchaft nach den Vorſchriften des 
Criminalrechts verfahren. 
VII. Kofgnitt 9. 1. Wer auf dem Damm reitet oder faͤhrt, 
oder auch auf und an demſelben 
f 1 5 treibet oder weidet, muß 1 Kthlr. Stef 
erlegen. 
8. 4 Wer es fr ih beikommen laßt, am Dei⸗ N 
* che nach Sand zu graben oder = 
die Doſſirung zu befchädigen zahlt Rthlr. Bae 
$. 4. Wer ohne Erlaubniß der Bau⸗Depu⸗ 
. tation Baume an den Deich ſetzt, 
SR oder die vorhandenen wegneh⸗ 8 
f men läßt, erlegt . .. 2 Kthlr. Strafe, 
und muß auf eigene Koſten die 
Bäume reſp. ausnehmen oder 
wieder hinpflanzen laſſen. 
§. 5. Wer ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
der Bau⸗ Deputation Gegen⸗ 
ſtaͤnde, die den Abfluß des Waſ⸗ 
ſers hindern, in den Fluß auf⸗ 
4 ſtellt, oder Steigebrücken über 
den Fluß oder in denſelben legt, 


verfaͤllt in 5 Kthlr. Strafe, 
und muß die Anlage ſofort fort: e 
ſchaffen. 


§. 6. Wer neue Appartements ohne vorange⸗ 
gangene Anfrage und erhaltene 
Erlaubniß anlegt, oder verfal⸗ 
lene wieder herſtellt, muß ſie auf 
ſeine Koſten fortſchaffen laſſen, 
und erlegt die ad $. 6, beſtimmte 
Strafe von „ 3 Rthlr. 
8, 7. Wer durch Anlage von Röhren. oder 
Pumpen dem Fluſſe Waſſer ent⸗ 
zieht, muß dieſelben fuͤr eigene 5 
1 e fortſchaffen, und er⸗ 
10 Rthlr. Strafe. 
8. 8. Wer der gz abſi, ichtlich oder Fahrtäf- 
ſiger Weiſe verunreinigt, ver⸗ 
füllt jedesmal in 2 Rthlr. Strafe. 
Alle dieſe Strafen werden im Unvermögensfalle der Contraventen⸗ 
ten in Gefaͤngniß verwandelt und wenn die Contravention auf der An⸗ 
zeige verpflichteter Perſonen beruht, von Seiten des Magiſtrats ſofort 
feſtgeſetzt und eingezogen. Hat eine nicht verpflichtete Perſon die Ans 
zeige von der Contravention gemacht, ſo erfolgt nach ſummariſcher Un⸗ 
terſuchung von Seiten des eee die Jeſtſetzung der Strafe und 
deren Einziehung. 


Weſtpreuß. Prov.⸗Recht. Bb. II. 42 
ä | 


7 
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8 Die Frankenſcheine betreffend. *) HZ 


Be. den im Berichte der Hauptverwaltung der Staatsſchulden vom 4. 
v. M. angezeigten Verhaͤltniſſen genehmige Ich nach Ihrem Antrage, daß 
der Magistrat zu Danzig von dem Betriebe des bisher geleiteten Ver⸗ 
fahrens zur Ermittelung und Feſtſtellung der Forderungen an den ehe⸗ 
maligen Freiſtaat aus Frankenſcheinen und für Vorſpannleiſtungen, ſo 
wie zur Einziehung der im vormaligen Gebiete des Freiſtaats ausſteh en⸗ 
den, zur Berichtigung jener Paſſivforderungen uͤberwieſenen Abgabenruͤck⸗ 
ftände gänzlich entbunden, die Angelegenheit dem Rechtsgange und der 
gerichtlichen Verhandlung entzogen, und an eine aus der dortigen Regie- 
rung zu bildende Commiſſion zur nachträglichen Regulirung als Kriegs⸗ 
ſchulden⸗Sache des ehemaligen Freiſtaats verwieſen werde, um hiernaͤch 
vermittelſt adminiſtrativer Feſtſtellung der Activ⸗ und Paſſivmaſſe zum 
definitiven Abſchluß zu gelangen. Ich uͤberlaſſe der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden, über den der Regierung in Danzig zu ertheilenden Auf⸗ 
trag mit dem Miniſter des Innern in weitere Communication zu treten, 
und das ſonſt Erforderliche zu verfügen, auch die Schulzen des Werders; 
deren in der nebſt den Prozeßliſten zuruͤckerfolgenden Eingabe uͤber das 
Verfahren des Magiſtrats erhobene Beſchwerde hierdurch erledigt wird, 
demgemaͤß zu beſcheiden. N 
Berlin, den 5. December 1329. 5 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 


An 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


Nr. 106. i 

An we inſung f 

für die Bewohner der ſaͤmmtlichen Niederungen und Werder, 
ſo wie der Nehrung im Danziger Regierungsbezirke zur Un⸗ 
terhaltung der Deiche, Stromufer, Abzugsgraͤben, Vor⸗ 
fluthscanaͤle, Schleuſen und Entwaͤſſerungsmuͤhlen.) 

; En | ee 
Die Eigenthuͤmer der unter dem Schutze der Damme und Deiche lie⸗ 


genden Ländereien find, ohne Unterſchied ihrer Qualität, nach F. 64. 
Tit. 15. Theil 2. des Allg. Landrechts zunaͤchſt verbunden, dieſe Deiche 


) Nicht gedruckt. 
*) Danzig, gedruckt bei Louis Botzon, 1830. 
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und Daͤmme zu unterhalten. Es bleiben jedoch auch alle diejenigen Per⸗ 
ſonen, Grundſtuͤcksbeſitzer und Gemeinden dazu verbunden, oder davon 
für gewöhnlich befreit, in Anſehung welcher eine diesfaͤllige Verpflichtung 
oder Befreiung durch Altere gültige Specialverordnungen, rechtsverjaͤhr⸗ 
liche Gebräuche und Gewohnheiten, rechtskraͤftige Erkenntniſſe, oder aus ir⸗ 
gend einem andern Rechtstitel nachgewieſen werden kann. 


g. 2. 


Die obere und ſpecielle Aufſicht uͤber alle Stroͤme, Deiche und Ca⸗ 
naͤle, fo wie über die Be- und Entwaͤſſerungsanſtalten führt in jedem 
Kreiſe unter unfrer allgemeinen Leitung der Landrath, dem als techniſcher 
Rathgeber der Deichinſpector zur Seite ſteht. Dieſer letzte beaufſichtigt 
in Abweſenheit des Landraths und in deſſen Auftrage die Deicharbeiten; 
ihm muß daher dieſelbe Folge geleiſtet werden, als dem von ihm ver⸗ 
tretenen Landrathe. 

Unter beiden Staatsbeamten fuͤhrt in jedem Reviere die Special⸗ 
aufſicht ein Communalbeamter, welcher den Titel eines Deichgeſchwor⸗ 
nen oder Dammverwalters fuͤhrt. Be x 

Alles, was in dieſer Verordnung vom Deichgeſchwornen gefagt wird, 

hat daher auch auf den Dammverwalter Anwendung. 
j Da, wo mehrere Reviere einen gemeinſchaftlichen Deichverband mit 
einander bilden, ſteht an der Spitze der Deichgeſchwornen und des gan⸗ 
zen Deichverbandes ein Deichgraͤf, der jedoch ebenfalls dem Landrathe 
des Kreiſes untergeordnet iſt. \ - 

Die Aufſicht über die Binnengewaͤſſer, Abzugscanaͤle, Vorfluthsgraͤ⸗ 
ben, Abmahlmuͤhlen, Schleuſen und die innern Verwallungen fuͤhren zwar 
nach Maaßgabe der beſondern Schlickordnungen die verſchiedenen Schllck⸗ 

eſchwornen: den Oeichgeſchwornen ſteht indeſſen in ihrem Reviere auch 
über ſelbige und über die Wege die Mitaufſicht zu, und haften fie uns 
und dem Landrathe des Kreiſes dafür, daß hierbei nichts verſaͤumt werde. 

Die innern Societaͤtsverhaͤltniſſe jedes Reviers oder jedes Deichver⸗ 
bandes werden beſondere Ordnungen regeln. 

Den genannten Kreis- und Communalbeamten find alle Bewohner 
des Reviers und Kreiſes Achtung und Gehorſam zu beweiſen ſchuldig: 
noͤthigenfalls find fie befugt, ſich durch Execution und andere geſetzliche 
Zwangsmittel von Jedermann den erforderlichen Gehorſam zu erzwingen, 
und die Schuldigen zu beſtrafen. Die Ortsvorſtände (die Schulzen, Schoͤp⸗ 
pen oder Rathmänner) haften zunaͤchſt dafuͤr, daß ihren Befehlen überall 
ſchleunige und genügende Folge geleiſtet werde, widrigenfalls ſie ſelbſt 
ſtraffaͤllig werden. Die Dominialbehoͤrden (d. h. die Domainenintendan⸗ 
ten in den Königl. Aemtern, die Magiſträte in ihren Territorien und die 
adeligen Gutsbeſitzer in ihren Gütern) find verbunden, die Ortsvorſtaͤnde 
zur Beobachtung ihrer Pflicht anzuhalten, und darauf zu ſehen, daß anch 
in deichpolizeilicher Hinſicht Jedermann ſeine Schuldigkeit thue. 

Die Verpflichtungen und Rechte der Deichgeſchwornen ſtellt eine heute 
von uns erlaſſene Dienſtanweiſung feſt. ö NER 

In jeder Wachbude führt zur Zeit der Dammwache ein Regent 
das Commando, welchem die Wachmannſchaft die genaueſte Folge zu 
leiſten verbunden iſt. Ihre Obliegenheiten und Rechte ergiebt eine fuͤr 
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fie heute ebenfalls von uns erlaffene Dienſtanweiſung, ſo wie die Pflich⸗ 
ten der Wachmannſchaft eine eigene Ordnung vom heutigen Tage 
regelt. N Ai ; 
Endlich ſollen die Deichſocietaͤten in jedem Deichreviere die noͤthigen 
vom Landrathe und Deichinſpector gepruͤften und beftätigten Buhnen⸗ 
meiſter, fo wie die erforderlichen Buſchwächter unterhalten, welche 
dem Deichgeſchwornen zunaͤchſt untergeordnet ſind. 


9. 3. 


Die Weichſel⸗ und Nogathdaͤmme ſind in Reviere und Looſe ein⸗ 
getheilt, welche einzelne Gemeinden, oder ganzen Societaͤten, oder ein⸗ 
zelnen Grundſtuͤcken zur Unterhaltung uͤberwieſen find, Dieſe Looſe find 
daher auch von den Verpflichteten zunaͤchſt unausgeſetzt und unweigerlich 
nach denjenigen Beſtimmungen zu unterhalten, welche die Deichſchau⸗ 
Commiſſion alljährlich angeben wird. Die Pfaͤhle, welche die Grenz, 
zen der einzelnen Looſe bezeichnen, Dürfen bei Strafe weder verruͤckt, 
noch herausgenommen oder undeutlich gemacht, ſie ſollen vielmehr unter⸗ 
halten, und wenn es noͤthig wird, unter Aufſicht der Deichbeamten er⸗ 
neuert werden. 1 e J 

F. 4. 


In dem zur Fruͤhjahrs⸗Deichſchau anzuſetzenden und vom Kreis⸗ 
Landrathe bekannt zu machenden Termine ſind die zur Unterhaltung der 
Deiche verpflichteten Gemeinden befugt, in den zur Herbſt⸗Deichſchau 
gleichmäßig anzuberaumenden Terminen aber v erpflichtet, den Schul⸗ 
zen oder ein anderes Mitglied des Ortsvorſtandes mit einem bis zweien 
angeſeſſenen Wirthen auf ihr Dammloos vor die Deichſchau⸗Commiſſion 
zu ſenden. Da aber, wo die Looſe unter einzelne Grundbeſitzer vertheilt 
find, Toll alsdann feder dieſer Grundbeſitzer auf feinem Loose ſelbſt er⸗ 
ſcheinen, und darf ſich dabei nur in Krankheits⸗ oder andern ſehr drin⸗ 
genden und als ſolche nachzuweiſenden Faͤllen durch Bevollmaͤchtigte ver⸗ 
treten laſſen. : ) 2 
Dieſe Gemeindeabgeordneten und Grundbeſitzer ſollen die Deichſchau⸗ 
Commiſſion auf ihrem ganzen Looſe begleiten, im Fruͤhjahre fie auf die 
Beſchaͤdigungen aufmerkſam machen, und dasjenige ſich genau merken, was 
ihnen etwa von derſelben am Deiche oder an den Stromufern zu machen 
aufgegeben wird; bei der Heroſt⸗Deichſchau ſollen fie dasjenige, was auf 
jene Anweifungen geſchehen iſt, anzeigen und nachweiſen. 5 % 
Wenn ein Intereſſent mit den Anordnungen der Deichſchau⸗Commiſ⸗ 
ſion nicht zufrieden tft, fo iſt er befugt, dies der gedachten Commiſſion 
anzugeben, welche die Gruͤnde und Gegengruͤnde im Deichſchau⸗Protokolle 
vermerken und die Entſcheidung der Koͤnigl. Regierung uͤberlaſſen ſoll. 
Wenn aber Gefahr im Verzuge obwalten ſollte, ſo muß jedermann un⸗ 
bedingt ſogleich dasjenige ausfuͤhren, was die Deichſchau⸗Commiſſion an⸗ 
ige jedoch bleibt ihm in dieſem Falle die nachträgliche Beſchwerde 
offen. i W : 
RE PORN . i 
Die Dammverpflichteten ſollen ungeſaͤumt die ihnen aufgegebenen Ar⸗ 
beiten anfangen und tuͤchtig und gut innerhalb der dazu beſtimmten Zeit 


W 
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bewerkſtelligen, auch die ausgeſchriebenen Arbeiter, Materialien, Beräth- 


ſchaften und Fuhren puͤnktlich ſtellen und liefern Der vorgeſetzte Deich⸗ 


geſchworne ſoll ſie bei dieſen Arbeiten beaufſichtigen, und ihnen die noͤ⸗ 
thige Anleitung geben, auch die geforderten Gegenſtaͤnde bei der Abliefe⸗ 
rung pruͤfen. Sie haben daher den Belehrungen, Anweiſungen und Be⸗ 
fehlen des Deichgeſchwornen ihres Reviers, als ihres Vorgeſetzten und 
Sbern, dem ſie Achtung und Gehorſam ſchuldſg ſind, die puͤnktlichſte 
Folge zu leiſten, oder die Anwendung von Zwangsmitteln und Strafen 
zu gewörtigen, welche die Deichbeamten anzuwenden angewieſen ſind. 
g. 6.5. ET e 
2 + 12 Las 2 


Die Deichgeſchwornen werden gleich nach der Deichſchau 


* 5 8 
19 


unter die verpflichteten Ortſchaften vertheilen: dieſe aber ſollen ſie puͤnkt⸗ 
lich in den bezeichneten Terminen auf den beſtimmten Punkten abliefern, 
widrigenfalls Zwangsmaaßregeln gegen fie in Anwendung gebracht werden. 
Die Ortsſchulzen ſollen mit den Schoͤppen oder Rathmaͤnnern ge⸗ 
meinſchaftlich die Geſtellung der von den Gemeinden geforderten Arbei⸗ 
ter, Arbeitsaufſeher (oder Rottenleute), Materialien und Utenfilien nach 
den geſetzlichen oder ublichen Maaßſtaͤben unter die Gemeindemitglieder 
vertheilen und haften zunaͤchſt dafür, daß alles Erforderliche gut, kuͤch⸗ 
tig und zur gehoͤrigen Zeit geleiſtet, geſtellt, geliefert und gefertigt werde. 
. Die Orksſchulzen oder ſtatt ihrer die Schoͤppen und Rathmaͤnnen 
leiten zunächſt die ihren Gemeinden zugetheilten Arbeiten, beaufſichtigen 
ihre Arbeiter theils in Perſon, theils durch Rottenmaͤnner, zu welchen 


nur allein angeſeſſene Wirthe (Mitnachbaren) oder deren erwachſene muͤn⸗ 


dige Söhne beſtellt werden dürfen, und halten die Verpflichteten zu ih⸗ 
rer Schuldigkeit puͤnktlich an. Sie ſollen dabei den Befehlen und Er⸗ 
innerungen des vorgeſetzten Deichgeſchwornen willige Folge leiſten, und 
ihnen die gebührende Achtung bezeigen, auch die Einſaſſen und alle Ein⸗ 
wohner gleichmaͤßig dazu anhalten. met 

g g. 7. 5 5 a 


Wenn gleich die Arbeiten, Lieferungen und Leiſtungen von den Orts⸗ 
vorſtehern unter die Mitglieder ihrer Gemeinden vertheilt werden, ſo haf⸗ 
ten dieſe dennoch ſolidariſch für das der Gemeinde Aufgelegte, To daß 
die Deichbeamten und der Landrath ſich nur an die Gemeinde im Gan⸗ 


die erfor⸗ 
derlichen Arbeiter, Fuhren, Materialien, Geraͤthſchaften und Utenſilien 


zen und zunächft an den Ortsvorſtand halten, und das Fehlende von 


der Gemeinde im Ganzen fordern, welcher auch noͤthigenfalls die Exe⸗ 
eution eingelegt werden wird. f 7 
2 ‘ 9.8. 


Die Erdarbeiten an Deichen und Waͤllen ſollen von den Verpflich⸗ 
teten ſpaͤteſtens bis zum 1. Juli jeden Jahres nach den von den Deich⸗ 
beamten ertheilten Anweiſungen gefertigt ſeyn. Die Uferwerke aber ſol⸗ 
len unter der Aufſicht vom Buhnenmeiſter gearbeitet werden und ſpaͤte⸗ 
ſtens am 15. October vollendet ſeyn. Auch ſollen alle Deiche zweimal 
im Jahre, nämlich zu Johanni und zu Michaeli gekrautet und gereinigt 
werden. Die Ueberfaͤlle ſollen bis zum 1. Mai voͤllig geſchloſſen und in 
Stand geſetzt ſeyn, am 1. November aber wieder geöffnet werden. 


\ 
# 
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Wer hierbei ſaumſelig iſt, oder nicht fo arbeitet wie es befohlen 
iſt, hat zu gewärtigen, daß entweder das Fehlende, oder untüchtig, oder 
ſonſt wider die gegebenen Vorſchriften Gemachte auf ſeine Koſten ander⸗ 
weitig gemacht, oder daß er durch Execution zur Nachlieferung oder Aus⸗ 
beſſerung angehalten, und noch außerdem beſtraft werden wird. Die 
Koſten dafür und Geldſtrafen werden ungefäumt auf dem kuͤrzeſten Wege, 
noͤthigenfalls mit Execution eingezogen. . 

9. 9. N 1 

Die erforderliche Erde zu den Deicharbeiten ſoll ſtets zuerſt aus dem 
Vorlande oder Außendeich genommen werden. Wo bisher dieſe Erde aus 
dem Vorlande hat unentgeltlich verabfolgt werden muͤſſen, da fol fie 
auch fernerhin unentgeltlich genommen werden duͤrfen. Wo es aber im 
Vorlande an tauglicher Erde zu den Dammarbeiten fehlt, und wo auch 
keine zum Damme gehörigen, zum Erdſtiche beſtimmten Laͤndereien vor⸗ 
handen ſind, da iſt ein Jeder verbunden das erforderliche Binnenland 
auf Anweiſung des Landraths dazu herzugeben; er wird aber in dem 
Falle, wenn er zur unentgeltlichen Hergabe des Landes nicht aus einem 
Special⸗Rechtstitel verpflichtet ſeyn ſollte, dafuͤr von der Gemeinde oder 
der Deichſoctetaͤt, nach J. 3. 8. 9. 11. Tit. 1. Theil 1. und 8. 64. 65, 
Tit. 15. Theil 2. des Allg. Landrechts entfchädigt werden, 

5. 10, f 

Mit Bezug auf die 88. 69. und 97. Tit. 8. Th. 1. des Allg. Land⸗ 
rechts und geſtuͤtzt auf kechniſche Erfahrungen und Gebräuche werden 
nachfolgende Beſtimmungen erlaffen: f 5 

Neue Gebäude dürfen nur in einer Entfernung von 5 Ruthen vom 
Sufe des Dammes aufgefuͤhrt werden. Wird bei einem ſchon zu nahe 
am Damme beſtehenden Gebaͤude ein Bau noͤthig, der einem Neubaue 
gleich geachtet werden kann, ſo ſoll es ebenfalls bis auf 5 Ruthen vom 
Fuße des Dammes zuruͤckgelegt werden. ö 

Es ſollen keine Baͤume auf oder an dem Damme gepflanzt werden. 

Befriedigungen der Hofſtellen und Gaͤrten ſollen mindeſtens 2 
Ruthen vom Fuße des Dammes entfernt bleiben. 

Alle dieſe Entfernungen gelten von dem Profile, welches die Deiche 
und Daͤmme nach den Beſtimmungen des g. 12. erhalten ſollen. 


9. 11. 


Wer den Damm auf irgend eine Weiſe beſchaͤdigt, abgraͤbt, oder 
ohne ſchriftliche Erlaubniß des Deichgeſchwornen Abwege von demſelben 
anlegt, hat ſtrenge Strafe zu gewaͤrtigen. 

Die Dorfſchaft, welche ihr Vieh zur Weide oder Traͤnke in die Au⸗ 
ßendeiche uͤber die Daͤmme treiben laͤßt, ſoll den mit Genehmigung des 
Deichgeſchwornen zur Viehtrift gewählten Auf⸗ und Abweg vollſtändig 
befriedigen und einhegen, und die dadurch entſtandenen Verunſtaltungen 
und Beſchaͤdigungen des Deichs und des Abweges im Herbſte, auf eigene 
Koſten wiederherſtellen. Das Vieh darf nur allein auf dieſem befriedigten 
Auf⸗ und Abwege, niemals aber auf oder über andere Deichtheile ge⸗ 
trieben werden. 8 a . 
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; d 1 5 15 

Die Weichſel« und Nogathdeiche follen durchweg mindeſtens eine 
Kronenbreite von 15 Fuß, waſſerwaͤrts eine Sfüßige, landwäͤrts eine 
2fußige Doſſirung, und eine Hoͤhe erhalten, welche 2 Fuß über den 
hoͤchſten bekannten Waſſerſtand betragt. 8 5 

Zur Dammſchuͤttung und Verbeſſerung darf nicht Sand, fondern 
fol ſtets gute, fette Lehm⸗ oder Thonerde, mindeſtens aber von der in 
der Gegend vorhandenen beſten Erdart genommen werden. 

Wenn zum Deichbau wegen unbefiegbarer Localhinderniſſe eine mins 
der gute Erdart angewendet werden muß, dann ſoll der Damm nach 
Umſtänden bis zu einer Kronenbreite von 20 Fuß mit einer Afuͤßigen 
Doſſirung waſſerwaͤrts und einer 3fuͤßigen Doſſirung landwaͤrts verftärkt 


werden. 5 


Da wo die Deiche aus fetter Erde beſtehen, ſoll ihre Krone, ſobald 
ſie die vorhin beſtimmte Hoͤhe erlangt hat, noch um 9 bis 12 Zoll mit 
Sand uͤberſchuͤttet werden. e f 

f $. 13. 


Die dammpflichtigen Gemeinden und Grundbeſitzer ſind verbunden, 
nach Maaßgabe der Anweiſung des vorgeſetzten Deichbeamten oder des 
Kreis⸗Landraths auf Gemeindegründe, die, wenn fie fehlen, noͤthigen⸗ 
falls angekauft werden muͤſſen, ſowohl Kopfweiden in hinreichender 
Zahl zu ſetzen, als auch Weidenſtrauchpflanzungen anzulegen und 
zu unterhalten, damit es niemals an dem zur Unterhaltung der Deiche 
ſo nothwendigen Strauche fehle. 55 

Ebenſo find überall am Fuße der Deiche land warts Bankette 
von 18 bis 20 Fuß Breite anzulegen und zu unterhalten, auch auf der 
Landſeite mit Kopfweiden zu bepflanzen. Sie ſollen ſo eingerichtet wer⸗ 
den, daß fie als Wege benutzt werden können. Da, wo hierzu Privat⸗ 
Ländereien. genommen werden mitffen, ſollen ihre Eigner nach §. 3. 8. 9. 
11. Tit. 11. Th. 1. des Allg. Landrechts von derjenigen Gemeinde voll⸗ 
ſtaͤndig entſchaͤdiget werden, welche die Deichſtrecke unterhält, vorlängs 
welcher das Bankett laufen ſoll. el 

Wafferwärts fol vorlaͤngs den Dämmen zu ihrer Sicherheit an 
deren Fuße ein Streifen Landes in einer Breite von mindeſtens 5 
Ruthen unbeackert liegen bleiben und theilweiſe mit Weidenſtrauch be⸗ 
pflanzt werden. f 

Durch alle dieſe Strauchpflanzungen dürfen Unbefugte weder reiten, 
noch fahren, noch darf darin Vieh geduldet werden; vielmehr ſind ſie 
ſorgfaͤltig zu ſchonen und zu erhalten. 


$. 14. 


Die Uferbeſitzer find ſchuldig, längs den Ufern der öffentlichen Stroͤme, 
Leinpfade oder Treidelwege von mindeſtens 15 Fuß Breite einzu⸗ 
richten, zu unterhalten und von Baͤumen oder hohem Geſtraͤuche zu 
reinigen. N 
Da die Benutzung und Bewirthſchaftung der Ufer⸗Anhaͤgerungen, 
Sandbaͤnke und Inſeln in den Strömen und Fluͤſſen unter Umftänden 
die nachtheiligſte Wirkung auf den Abfluß des Waſſers, auf die Ufer 
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und auf die Deiche haben kann, ſo darf jeder, welcher ſolche Anhäge⸗ 
rungen, Sandbänke und Inſeln, inſoweit ihm ein Recht darauf zuſteht, 
benutzen will, dies nur nach denjenigen Regeln thun, welche der Land⸗ 
rath oder Deichinſpector nach vorgaͤngiger Anfrage feſtſetzen werden. Je⸗ 
denfalls dürfen ohne ausdruͤckliche Zuſtimmung der Koͤnigl. Regierung 
keine neuen Verwallungen irgend einer Art auf Vorländern oder Inſeln 
angelegt werden. 1 R 
§. 15. 0 


* 


Niemand darf ohne Genehmigung der Deichbeamten und des Land⸗ : 


raths Einbaue in die Ströme anlegen, oder die Fluͤſſe, Abzuggraͤben und 

Vorfluthscanaͤle mit Fifchergeräthen verſetzen, oder an ſolchen Orten Holz 

vorlegen, an welchen durch daſſelbe ſchaͤdliche Verſandungen erfolgen 
* . SE 


würden. 
ben fo darf Niemand ohne Erlaubviß der- Behörden aus den Strös 


men Waſſerleitungen abfuͤhren oder an dem Ufer etwas anlegen, wodurch 


“2 Lauf des Waſſers gehemmt, eingeſchraͤnkt oder veraͤndert werden 
koͤnnte. 5 ö 

Wo zur Sicherung der ufer Deckwerke, Buhnen und andere Anla⸗ 
gen gemacht werden ſollen, beſtimmt die Deichſchau⸗Commiſſion, welche 
über ihre Zulaͤſſigkeit und das Beduͤrfniß entſcheidet; ihre Couſtruction 
ſetzt der zu ihr gehörige Deichinſpector feſt. Dieſen Feſtſetzungen ſoll 
ſich Jeder unterwerfen, und darnach das Noͤthige leiſten. 

Die gewoͤhnlichen Uferbefeſtigungen hat zunachft der Eigner des an 
den Strom ſtoßenden Grundſtuͤcks zu machen; wogegen ſolche Uferbaue, 
durch welche die Deiche geſchuͤtzt werden follen, diejenigen zu bewerkſtel⸗ 
ligen haben, welche die Deiche unterhalten, inſofern nicht etwas anderes 
durch beſtehende Rechtsverhäͤltniſſe feſtgeſetzt ſeyn ſollte. (o. Allg. Land: 
recht, Ih. 2. Tit. 15.-8. 63 ꝛc. 2c.) N 

Uferbaue, die lediglich zur Sicherung und Regulirung der Schiff 
fahrt in der Weichſel und Nogat vorgenommen werden, fallen dem 
Staate zur Laſt, inſofern nicht abweichende geſetzliche Beſtimmungen 
eintreten. 
$. 16. 


Die Daͤmme ſollen von Maͤuſen, Maulpwüuͤrfen 2e. moͤglichſt gerei⸗ 


niget werden; alle darin befindliche Baͤume, Stobhen und Wurzeln ſol⸗ 


len ausgegraben werden. 8 8 
Die Deiche ſowohl als die Weidenpflanzungen und angelegten Buh⸗ 
nen und Uferbeckwerke ſollen aufs ſorgfaͤltigſte geſchont, daher as 
niemals mit Vieh betrieben werden, widrigenfalls das Vieh gepfaͤndet 
werden fol. Schweine und Gaͤnſe dürfen, wenn ſie ſich nicht pfänden 
laſſen, todtgeſchoſſen werden. 4 Sr 
Den Deichbeamten, Buſchwaͤrtern, Gensd'armes und Amtsdlenern 
ſoll hierbei von den Schulzen, Schoͤppen und Rathmaͤnnern, ſo wie von 


allen Einſaſſen der nöthige Beiſtand geleiſtet werden. Auch find alle 
Einſaſſen verpflichtet, das in dieſen Anlagen und auf den Deichen ge⸗ 


pfaͤndete Vieh oder ſonſtige Pfandſtuͤck bei ſich aufzunehmen und fo lange 
zu behalten und reſp. zu erhalten, bis der Eigenthuͤmer einen ſchriftli⸗ 
chen Befehl zur Herausgabe vom Deichbeamten, Schulzen oder Landrath 
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beibringt. Dieſe Behoͤrden werden fuͤr die Entrichtung des fees 
und der Futterungskoſten ſorgen. ö 
Die Beſtrafung ſolcher Beſchaͤdiger der Deiche und Strauc pflan⸗ 
zungen ſteht zunaͤchſt den Ortsgerichten und den. Deichgeſchwornen zu, 
gegen deren Nußſpruch an den Landrath er die 3 recurrirt 
werden darf. 5 
474 


Die Wagen, auf welchen die Erde bei den Deicharbeiten angefah⸗ 
ren wird, ſollen wenigſtens 10 Fuß lange und 16 Zoll breite Seitenbret⸗ 
ter und ein 12 Zoll breites Bodenbrett haben, auch ſo eingerichtet ſeyn, 
daß fie, zwiſchen den Brettern gemeſſen, unten 12 Zoll und oben 18 Zoll 
Weite haben. 

Den Pferden der Dammarbeiter ſollen da, wo dies bisher üblich 
geweſen iſt, die Quellungsländereien zwar zur Weide angewieſen werden, 
die Rottenleute aber haben ſtrenge darauf zu ſehen, daß weder den Strauch⸗ 
pflanzungen, noch den Daͤmmen oder den benachbarten Feldern irgend 
ein Schaden zugefügt werde. Sie ſollen daher die Pferdeknechte in die 
genaueſte Aufſicht nehmen und werden ſelbſt in e verfallen, wenn 
I ie irgend etwas 8 ; 


Die dammpflichtigen Ginfoffen find verbunden, auf Befehl des 
Landraths und der Deichbeamten die erforderlichen in der Beilage X. 
verzeichneten Dammwach⸗ Materialien und Geraͤthſchaften an die Daͤmme 
in Depots ungeſaͤumt zu liefern, Die Deichgeſchwornen repartiren Dies 
ſelben auf die Gemeinden, die Ortsſchulzen aber in Gemeinſchaft mit 
den Schoͤppen auf die Gemkindemitglieder. Jene fegen den Termin feſt, 
an welchem ſie abgeliefert werden muͤſſen. 


Die Faſchinen, Wuͤrſte und die Bindeweiden ſollen i im Spaͤtherbſt g 


von jeder Dorfſchaft an ihre Eiswachſtelle gebracht, in einen Haufen 
geſtellt und mit den an Buhnenpfaͤhle befeſtigten Würften umfaßt wer⸗ 
den. Der Miſt und das Wehrholz ſollen im Winter bei eingetre⸗ 
tenem Froſtwetter herbeigefühot werden. Der Miſt fol alle 250 Ruthen 
in regelmäßige Haufen, von jeder Dorfſchaft abgeſondert, niedergelegt 
werden. Die Eiswachwagen ſollen mit dem Zubehör heranruͤcken, 
wenn die ſogenannte ganze Wachmannſchaft berufen wird. 

An dem Tage nach dem Lieferungstermine wird jeder Deichgeſchworne 
in feinem Reviere eine Reviſion der gelieferten Gegenftände abhalten, 
wobei aus jedem Dorfe ein angeſeſſener Wirth als Deputirter zugegen 
ſeyn fol; jener ordnet auf der Stelle die Herbeiſchaffung des Fehlenden 
oder die Ergänzung der untuͤchtig befundenen Gegenſtaͤnde an. Es ſol⸗ 
len feine diesfaͤlligen Anordnungen aufs Puͤnktlichſte und Schnellſte voll: 
zogen werden. £ 

Wer ſich bei Lieferung dieſer Materialien und Geraͤthſchaften ſaͤu⸗ 
mig oder nachläßig zeigen ſollte, hat zu gewaͤrtigen, daß er ernſtlich ge⸗ 
ſtraft und dennoch entweder zur Nachlieferung angehalten wird, oder 
daß die fehlenden oder ſchlecht befundenen Gegenſtaͤnde ohne weitern 
Zeitverluſt angeſchafft, die Koſten dafur aber von ihm erecutiviſch bei⸗ 
getrieben werden. 


er f 
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0 Bei dringender Gefahr ſollen die noͤthigen Materialien und 
Geräthe jeder Art auf Befehl der Deichbeamten, insbeſondere Strauch, 
Stroh, Miſt und Bretter von da genommen werden, wo ſie am naͤch⸗ 
fen und in zureichender Menge vorhanden find, Ein jeder iſt ohne Uns 
terſchied verbunden, nicht nur ſie herzugeben, ſondern ſie auch an den 
Ort, an welchem ſie gebraucht werden, ſelbſt hinzuſchaffen, wenn dies 
gefordert wird, und auch ſelbſt bei der Arbeit behuͤlflich zu ſeyn. Wer 
ſich im geringſten dabei unwillfährig oder gar widerſpenſtig zeigt, ſo 
dazu mit Zwang, noͤthigenfalls durch Gensd'armes und militairiſche Huͤlfe, 
angehalten werden, und uͤberdem noch aufs Nachdruͤcklichſte beſtraft wer⸗ 
den. Dagegen werden, wenn die Gefahr voruͤber iſt, die Deichbeamten 
dafuͤr ſorgen, daß die Materialien demjenigen, von dem ſie auf ſolche 
Weiſe genommen ſind, entweder gleich zur Stelle in derſelben Art und 
Menge zuruͤckgegeben, oder nach dem vollen Werthe verguͤtigt werden. 

| $. 19. 

Die zum Deiche Verpflichteten find ſchuldig, die zur Beherbergung 

der Wachmannſchaft nöthigen Wachbuden zu unterhalten, zweckmaͤßig 
einzurichten und da, wo dies fuͤr nothwendig befunden wird, auch neue 
an den vom Landrathe zu beſtimmenden Orten anzulegen. 

Ein jedes Wächhaus ſoll mindeſtens 2 heitzbare Zimmer enthalten, 
die ſo groß ſeyn muͤſſen, daß die geſammte Damm⸗ und Eiswach⸗Mann⸗ 
ſchaft darin ihr Unterkommen findet. Auch ſoll dabei die nöthige Stal⸗ 
lung für die Pferde der Waͤchter und für die Beſpannung der Wach 
wagen, desgleichen ein Schoppen errichtet werden, in welchem diejenigen 
Wachgeraͤthe, welche nicht unter freiem Himmel bleiben koͤnnen, ver⸗ 
wahrt werden. 5 : N 

ö In denjenigen Wachbuden, welche zum Standquartiere der Deich⸗ 
graͤfen, Deichgeſchwornen oder Dammverwalter oder zum Hauptquartier 
der Deichinſpectoren und Landraͤthe beſtimmt find, ſoll Für dieſe⸗ noch das 
noͤthige beſondere Zimmer von den Dammſocietaͤten eingerichtet werden. 


§. 20. 

Zu den Damm⸗ und Eiswachen ſollen die verpflichteten Gemeinden 
ſo viele Leute geſtellen, als die Deichbeamten nach Maaßgabe der ihnen 
heute ertheilten Inſtruction fir noͤthig finden, Die Ortsſchulzen ſollen 
mit den Schoppen und Rathmaͤnnern die von den Gemeinden geforderten 
Leute nach einem billigen Maaßſtabe Reiheum beordern, ſie unter Fuͤh⸗ 

rung eines Schoͤppen oder Rathmannes zur Wachbude abſenden, und ſie 

dem dort befehlenden Regenten mit einem namentlichen Verzeichniſſe 
uͤbergeben laſſen. N 8 
Die Ortsgerichte (Schulzen und Schöppen) ſollen in Zeiten die 
ſaͤmmtliche zur Dammwache verpflichtete und brauchbare Mannſchaft ver⸗ 
zeichnen, im voraus die Reihenfolge zur Wache beſtimmen, und eine voll⸗ 
ftändige Dammwach⸗Rolle anfertigen, welche alljährlich in den er⸗ 
ſten Tagen des Januars dem Revier⸗Deichgeſchwornen und von dieſem 
dem Landrathe zur Reviſion vorzulegen iſt. . 

Die Schulzen ſorgen ferner dafuͤr, daß die Wache alle acht und 
vierzig Stunden durch andere Mannſchaft abgeloͤſt werde. Die Abloͤſung 
erfolgt in der Regel des Mittags um 12 Uhr. f 
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Die Eiswach ⸗ Mannſchaft fol ſtets zur Hälfte aus angeſeſſenen 
Wirthen oder Wirths⸗Soͤhnen, zur Hälfte aus Knechten oder Arbeits⸗ 
leuten beſtehen. * 

Die noͤthigen Eiswach⸗Wagen ſollen mit der erforderlichen Be⸗ 
ſpannung und Ladung von Miſt, Brettern, Pfaͤhlen ꝛc. in gutem Zus 
ſtande an den Damm ſchnell abgeſendet werden, ſobald dies die Deichz 
beamten anordnen. Sie ſollen an die Wachbuden anruͤcken, auch wenn 
ihre Eigner in der Naͤhe der Daͤmme wohnen. Zu jedem Eiswachwagen 
fol ein Geſpann von 4 tüchtigen Pferden, ein Fuhrmann und 2 Arbeits⸗ 
leute, mit Spaten oder Miſtgabeln verſehen, geſtellt werden. 

Dem Landrathe, dem Deichinſpector und dem Deichgräf ſoll zur Zeit 


der Dammwachen der noͤthige Vorſpann von Wachbude zu Wachbude 


unentgeltlich gegeben werden. Der Oeichgeſchworne ſorgt fur fein Fort⸗ 
kommen ſelbſt und ſoll in der Regel beritten ſeyn. 8 
Wenn die ſogenannte ganze Dammwache aufgeboten wird, ſo ſind 


auch die Profeſſioniſten, Eigenkathner und Einwohner auf 


die Anweiſung der Ortsvorſteher nach einer Reihenfolge am Damme zu 
erſcheinen verbunden, welche in der Dammwach⸗Rolle näher feſtgeſetzt 
werden ſoll. 

Auch ſollen alsdann aus jedem Dorfe abwechſelnd ein Schoppe 
oder Rathmann in der Wachbude bleiben. Dagegen ſollen die Schulzen 
ihre Doͤrfer alsdann nicht verlaſſen; ſie ſollen vielmehr dort Ordnung 
erhalten, für die regelmäßige Ablöfung der Dammwache ſorgen, und 
die noͤthige Reſervemannſchaft und ſonſtige Huͤlfe auf Erfordern nach⸗ 
ſenden. 2 
Desgleichen fol alsdann am Tage wie des Nachts bei jedem Dorfe 
ein Wächter ausgeſtellt werden, welcher die Noth⸗ und Laͤrmzeichen 
auf den Dämmen beobachtet, und ſobald ſolche gegeben werden, ez dem 
Schulzen anzeigen und die Sturmglocken ziehen. Dieſe Waͤchter ſind 
außer den gewöhnlichen Nachtwäachtern anzuſtellen, und im Tage alle 2 
Stunden, des Nachts alle Stunde abzuloͤſen. / 

Als Nothzeichen bei großer Gefahr fol im Tage eine große 
rothe Flagge an einem Maſtbaume, der in der Naͤhe jeder Wachbude 
aufzustellen iſt, aufgezogen werden. Bei der Nacht aber ſollen 2 übers 
einanderhaͤngende ſtark leuchtende Laternen (die von 3 Seiten Glasfenſter, 
hinten gegen das Waſſer zu aber ein Blech haben) fortgeſetzt auf⸗ und 


abgezogen werden. 


Bei einem wirklichen Bruche ſoll bei Nacht durch das Anzuͤnden 
der Laͤrmſtangen (Fanale) und bei Tage durch das Anzuͤnden der Rauch⸗ 
Täulen, die bei jeder Wachbude und ſonſt noch an paſſenden Stellen auf 
den Daͤmmen in Bereitſchaft zu halten ſind, das Zeichen gegeben werden. 

Zu den Dammwachon dürfen nur gefunde und ſtarke Leute abs 

eſendet werden, niemals aber Kinder, Weiber, alte, ſchwache und kranke 
erſonen. Diejenigen Schulzen ſollen ſtrenge beſtraft werden, welche 
ſich hiebei irgend eine Unregelmaͤßigkeit, Fahrläßigkeit oder Saͤumniß zu 
Schulden kommen laſſen. ’ i 
Die Regentſchaft in den Wachbuden ſoll ſtets ein in dem zur 


2 Wachbude gehoͤrigen Reviere angeſeſſener Wirth (Mitnachbar) fuͤhren, der 


ſich durch Gewandtheit, Verlaßbarkeit und Anſtand beſonders auszeichnet. 


1 
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Der Deichgeſchworne des Reviers er wahlt ihn und feinen Stellvertre⸗ 
ter, und bezeichnet beide dem Deichgraͤfen und dem Kreis⸗Landrathe. 
Wenn nichts Weſentliches gegen die Wahl zu erinnern iſt, fo beſtaͤtiget 


und vereidiget der letzte ihn. ä 4 75 
Niemand darf die auf ihn zum Regenten gefallene Wahl ablehnen, 
der nicht ſolche Gründe anzufuͤhren vermag, welche ihn von Uebernahme 
einer Vormundſchaft entbinden wuͤrden. Doch ſteht es jedem Regenten 
und Stellvertreter frei, nach 3 Jahren ſein Amt niederzulegen. 
Die Oeichgeſchwornen ſollen hauptſaͤchlich aus denjenigen Hofbeſitzern 
erwählt werden, welche ſich als Regenten ausgezeichnet haben. f 
3 „ 


Die zur Dammwache abgeſendeten Leute ſollen von den Ortsſchulzen 
mit dem Inhalte der Dammwach⸗Ordnung bekannt gemacht, und 
zur Wachſamkeit angewieſen werden. : 1 
’ Wenn ein Regent oder Deichoberer ſich genoͤthigt ſehen follte, Leute 

der Dammwache arretiren zu laſſen; ſo iſt diejenige Gemeinde, zu wel⸗ 
cher die Arreſtanten gehoͤren, verbunden, ſtatt ihrer unverzuͤglich den noͤ⸗ 
thigen Erſatz an den Damm zu ſenden: dem Arreſtaten aber ſoll die Wache, 
auf welcher er arretirt wurde, als gar nicht abgeleiſtet angerechnet werden. 
ee J. 22. | | 

Wenn Gefahr eintritt, jo iſt auf die vom Damme erfolgte Auf 
forderung, oder wenn die Noth⸗ und Laͤrmzeichen gegeben und die Sturm⸗ 
glocken gezogen werden, Jedermann bei unausbleiblicher ſtrenger Strafe 
verbunden, unverzuͤglich an dem Damme zu erſcheinen, welchen die Orts⸗ 
behoͤrden dies aufgeben, und zwar, je nachdem dies verlangt wird, zu 
Fuß oder zu Pferde, oder mit Wagen, Geraͤthſchaften und Materialien. 
Die Ortsſchulzen haften dafuͤr bei der ſchwerſten Verantwortung, daß 
den Dammwachen in ſolchen Nothfaͤllen die vollſtaͤndigſte Unterſtuͤtzung und 
Hülfe unverzüglich zugeführt werde, und daß diejenigen an den Damm 
zuruͤckgebracht werden, welche alsdann von ihm ohne Erlaubniß und Aus⸗ 
weis zuruͤckkehren. ; 

In ſolchen Nothfaͤllen iſt Jedermann ohne Unterſchied des Stans 
des und ſeiner Beſitzungen verbunden, mit allen ihm zu Gebote ſtehen⸗ 
den Mitteln Huͤlfe zu leiſten und ſelbſt mitzuarbeiten. Auch 
die von den gewoͤhnlichen Deicharbeiten und Leiſtungen aus irgend einem 
Rechtstitel befreiten, im Schutze der Deiche befindlichen Grundſtuͤcksbeſitzer 
und Bewohner ſind zur Zeit ſolcher gemeinen Gefahr und Noth zur Huͤl⸗ 
feleiſtung verbunden. Insbeſondere find die unterhalb liegenden 
Wachbuden⸗Beſatzungen und Einſaſſen zunaͤchſt verbunden, die oberhalb 
liegenden in Gefahr gerathenen Wachen nach Maaßgabe der erfolgenden 
Anordnung der Deichbeamten zu verſtaͤrken und ihnen Huͤlfe zu leiſten. 

Sollte, was Gott verhuͤten wolle, der Damm wirklich brechen, ſo 
darf dennoch ohne Erlaubniß der Deichbeamten Niemand den Damm ver⸗ 
laſſenz vielmehr ſollen die Enden des ſtehen gebliebenen Theils des Dam⸗ 
mes vor weiterm Abbrechen, und dieſer ſelbſt auf den übrigen Strecken 
vor gleicher Beſchaͤdigung nach den Regeln der Erfahrung und Technik 
unter Leitung der Deichbeamten moͤglichſt geſichert werden. Wer ſich un⸗ 


— 


— 
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terſtehen ſollte, in ſolcher gemeinen Gefahr feinen Posten ohne Erlaub⸗ 
niß zu verlaſſen, oder nicht dahin ſich zu verfügen und zu arbeiten wo er 
hingewieſen iſt oder wird, der hat zu gewaͤrtigen, daß er zur Criminal: 
unterſuchung gezogen und nach $. 1495. Tit. 20. Thl. 2. des Allg. Land⸗ 
rechts nach Umſtaͤnden mit Feſtungsſtrafe belegt werden wird. Wer aber 
gar vorfäßlich durch Beſchaͤdigung der Daͤmme oder auf andere Weiſe 
eine Ueberſchwemmung veranlaßt, der hat nach Umſtaͤnden zeitliche oder 
lebenswierige Gefaͤngnißſtrafe und ſogar bei erſchwerten Umſtaͤnden die 
Todesſtrafe zu gewärtigen, wie die nachſtehende Stelle des Allg. Land- 
rechts es näher beftimin: 


(confer. Allg. Landı, Th. 2. Tit. 20. $..1571 bis 1577.) 


„Wer Daͤmme, Deiche, Schleuſen oder andere Waſſerbaue, wodurch 
„ganze Gegenden und Feldmarken wider die Gewalt des Waſſers geſchuͤtzt 
„werden ſollen, vorſaͤtzlich durchſticht, wegreißt oder ſonſt dergeſtalt be⸗ 
„ſchaͤdigt, daß dadurch ein gewaltſamer Durchbruch oder Ueberſtroͤmung 
des Waſſers verurſacht wird, der hat die Todesſtrafe verwirkt.“ 


„Iſt durch eine boshaft verurſachte Ueberſchwemmung nur in Waͤl⸗ 8 


„dern oder an Aeckern und Wieſen ein Schaden geſchehen, ſo ſoll der 
„Thaͤter dennoch mehrjährige bis lebenswierige geſchaͤrfte Feſtungs⸗ 
„ſtrafe leiden.“ 


„Wer Daͤmme oder Sgleuſen an Piibatgewöſſern Gräben oder 
„Teichen durchſticht oder ſonſt beſchaͤdigt, und dadurch ein gefährliches Ue⸗ 
„bertreten ſolcher Waͤſſer vorſaͤtzlich verurſacht; der ſoll nach Verhaͤltniß 
„des entſtandenen Schadens, mit zwei⸗ bis zehnjähriger Feſtungs⸗ 2 5 
„Zuchthausſtrafe belegt werden.“ 


„Iſt die boshafte ue berſchwemmung in der Abſicht, Den 


„ſchen zu toͤdten, verurſacht, und dieſe Abſicht wirklich N worden, fo 


„ſoll die geſchaͤrfte Strafe des Rades ſtattfinden.“ 


„Wenn auch noch kein Schade geſchehen iſt: ſo hat doch der, wel⸗ 
„cher in der Abſicht zu toͤdten ein dergleichen Verbrechen unternommen 
„hat, lebenswierige Zuchthausſtrafe nebſt Staupenſchlag verwirkt.“ 


„Auch derjenige, welcher eigenmächtig ohne vorhergegangene Unter⸗ 
„ſuchung oder Warnung der unterhalb Liegenden, Daͤmme durchſticht oder 
„Schleuſen beſchaͤdigt, um ſich von dem andringenden Waſſer zu befreien, 
ol, wenn nicht die äußerſte Noth vorhanden geweſen, mit Gefaͤngniß⸗ 
„ſtrafe von ſechs Monaten bis zu drei Jahren belegt werden.“ 


„Wie diejenigen, welchen die Unterhaltung der Daͤmme, Deiche und 
„Schleuſen, und die Aufſicht daruͤber obliegt, bei Vernachlaſſigung ihrer 
„Pflichten und daraus entſtandenem Schaden geſtraft werden ſollen, iſt 
in den beſondern Strom⸗, Deich⸗ und Uferordnungen ee 7 

9. 23. 


Diejenigen Koften, welche die Anlegung und die Unterhaltung der 


Deiche, der Uferdeckwerke, der Buhnen, Waſſergaͤnge, Abmahlmuͤhlen, 


der Wachbuden und der Strauchpflanzungen, die Remuneration der Deich⸗ 
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graͤfen, Deichgeſchwornen, die Unterhaltung der Buhnenmeiſter, Buſch⸗ 
waͤrter, Dammboten ꝛc. verurſachen, ſollen die zu Societaͤten verbundenen 
dammpflichtigen Gemeinden und reſp. die einzelnen verpflichteten Grund⸗ 
beſitzer und Bewohner der Werder und der Niederungen, ſowie der Neh⸗ 
rung zu tragen verpflichtet feyn. Wo aber nach irgend einem gültigen 
Special⸗Rechtstitel auch noch andre Perſonen, Gemeinden und Domi⸗ 
nien hierbei mit zuzutreten verbunden ſeyn ſollten, da behaͤlt auch ferner 
dieſe Mitverpflichtung ihre Guͤltigkeit. 

Die Vertheilung der diesfaͤlligen Koſten auf die verſchiedenen Ger 
meinden beſorgt der vorgeſetzte Revier-Deichbeamte, auf die einzelnen 
Gemeindemitglieder aber der Ortsſchulze mit den Schoͤppen oder Rath⸗ 
maͤnnern gemeinſchaftlich. Der Schulze erhebt den Beitrag und uͤbergiebt 
ihn dem Revier⸗Caſſenverwalter. In den Deichcaſſen ſoll ſtets ein klei⸗ 
ner Geldbeſtand vorraͤthig gehalten werden, um unvorhergeſehene drin⸗ 
gende Ausgaben daraus ſchnell beſtreiten zu koͤnnen. 

Ueber die baaren Koſten und Auslagen hat der Deichbeamte von 
dem Caſſenverwalter des Deichverbandes, den die Hubenwirthe auf drei 
Jahre waͤhlen, eine von ihm zu beſcheinigende Rechnung legen zu laſſen, 
welche alljaͤhrlich einer Verſammlung der Ortsſchulzen und Deputirten 
der verpflichteten Gemeinden zur Pruͤfung vorgelegt werden ſoll. Dieſe 
revidiren fie, laſſen die etwanigen Erinnerungen vom Nechnungsführer 
heben und ertheilen demnaͤchſt die Decharge. ) ; 

Wo befondere Deichgraͤfen⸗Collegia beftehen, da haben dieſe für 
die Rechnungslegung gleichmäßig zu ſorgen, und die Reviſion der Rech⸗ 
nungen nach Maaßgabe der diesfalligen beſtehenden oder noch anzuord⸗ 
nenden Einrichtungen von Deputirten der Societaͤten bewirken zu laſſen. 
Die Kreis⸗Landraͤthe werden darauf genau ſehen, daß dieſe Rechnungen 
regelmaͤßig in jedem Jahre gelegt und revidirt, auch dechargirt werden. 


§. 24. 


Jeder Grundbeſitzer iſt in der Regel verbunden, die uͤber ſein Ei⸗ 
genthum gehenden Abzugsgraͤben und Vorfluthscanaͤle zu unterhalten 
und zu reinigen. Da aber, wo dieſe bereits in Looſe getheilt ſind und 
die Verpflichtung zu deren Unterhaltung anderweitig rechtsbeſtäͤndig feſt⸗ 
ſteht, da ſoll es dabei und bei den diesfaͤlligen ſchon beſtehenden Schlick⸗ 
ordnungen auch kuͤnftig ſein Bewenden behalten. Da aber, wo Schlick⸗ 
ordnungen noch nicht beſtehen oder wo ſie veraltet find, ſollen ſie bal⸗ 
digſt vom Landrath mit Zuziehung der Intereſſenten angefertigt und uns 
zur Feſtſetzung eingereicht werden. 
§. 25. 


Die Verpflichteten ſollen ſaͤmmtliche Gräben und Candle kurz vor 
Johannis und vor Michaelis auskrauten, auch wenn es nothwendig wird, 
in der trockenen Jahreszeit vertiefen und verbreiten. Beim Krauten fo 
alles am Ufer, auf dem Walle und im Graben befindliche Kraut, Schilf 
und Rohr tief abgehauen und auf das Land gezogen werden; auch ſollen 
die Grabenrände und deren Verwallungen fo eingerichtet werden, daß 
die Erde nicht in das Waſſer fallen kann. 1 

Beim Krauten fol jeder Inhaber eines Looſes am untern Ende deſ⸗ 
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ſelben, queer über den Graben oder Canal oder Fluß, eine Leine oder 
Bohle ſo ziehen, daß das abgehauene Kraut nicht auf die benachbarten 
Looſe getrieben werde. Die Ufer der Abzugsgraͤben ſollen wenigſtens mit 
eines halben Fußes Doſſirung auf jeden Fußes Tiefe abgeſtochen werden. 

Wo neben den Gräben kleine Verwallungen beſtehen oder angelegt 
werden muͤſſen, ſoll die bei Raͤumung derſelben herausgeworfene Erde 
ſofort von dem Ufer ganz weggebracht oder ſo verbreitet werden, daß 
das Waſſer von den benachbarten Aeckern einen ungeſtoͤrten Abfluß bes 
halte. Wenn aber die Abzugsgraͤben und Vorfluthscanaͤle eingewallt 
ſind, ſo ſoll die aus ſelbigen geraͤumte Erde zwar zur Verſtaͤrkung die⸗ 
fer Verwallungen gebraucht werden dürfen, die dazu verbrauchte Erde 
ſoll jedoch wenigſtens 3 Fuß vom Ufer der Graͤben abgelegt werden. 

Mit Aufgrabung und Reinigung aller Waſſerleitungen ſoll unten bei 
dem Abfluß derſelben zuerſt angefangen werden. es 


$. 25. 


Gleich nach Johannis und Michaelis fol eine Graben ſchau von 
den vorgeſetzten Deich- und Schlickbeamten gehalten werden, wobei jeder 
Verpflichtete auf ſeinem Looſe erſcheinen ſoll. Wer ſeine Verpflichtung 
nicht erfuͤllt hat, ſoll ernſtlich geſtraft und mit Execution angehalten 
werden, das Fehlende nachzuholen, oder es ſoll dies auf ſeine Koſten 
ſofort gemacht, und die Koſten executiv von ihm eingezogen werden. 

Bei der Grabenſchau ſollen auch die kleinen Verwallungen gegen Ue⸗ 
berſchwemmungen und Beſtauungen der Binnengewaͤſſer beſichtiget und 
die Verpflichteten mit den nöthigen Anweiſungen verſehen werden, 

Insbeſondere darf ſich Niemand unterſtehen, einen vorhandenen 
Graben willkuͤhrlich zu verſchuͤtten, oder die über felbigen führende Brücken 
eingehen zu laſſen. € : 

2 - 


Eben fo find die Entwäfferungsmühlen und Schleuſen 
von den Verpflichteten unausgeſetzt in gehoͤrigem Stande zu erhalten. 
Auch ſollen die Gemeinden da neue anlegen, wo dies fuͤr nothwendig be⸗ 
funden wird. | 

Die Entwaͤſſerungsmuͤhlen dürfen nur nach den beſtehenden Regeln 
in Gang geſetzt oder gehemmt, und die Schleuſen desgleichen geoͤffnet 
oder geſchloſſen werden, fo daß die oberhalb liegenden erſt dann reſpective 
in Gang geſetzt und geöffnet werden dürfen, wenn das hohe Vorwaſſer 
gefallen iſt, und die diesfaͤlligen Signale zum Abmahlen und zum Heff⸗ 
nen der Schleuſe gegeben ſind; auch ſollen ſie dann reſpective wieder 
gehemmt und geſchloſſen werden muͤſſen, wenn unterhalb durch Aufſtau⸗ 
ung der Abfluß gehindert wird. 

In die Nähe der Abmahlmuͤhle duͤrfen keine Gebäude oder Bäume 
geſetzt werden; die letztern ſollen in einer Entfernung von 30 Ruthen 
von jenen Mühlen fo tief abgekappt werden, daß fie ihnen den noͤthi⸗ 


gen Wind nicht benehmen koͤnnen. 


8 x 9. 28. 
Damit den Niederungsbewohnern alle ihre diesfaͤlligen Verpflichtun⸗ 
gen gehörig in Erinnerung bleiben, ſollen alljaͤhrlich im Winter vor dem 


. 


„ 
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Eisgange in jedem Dorfe die Wirthe und kleinen Leute im Schulzenamte 
verfammelt werden, wo ihnen dieſe Anweiſung vorgeleſen, erklärt und 
vom Schulzen eine ernſtliche Ermahnung zu deren genauer Befolgung 


mit der Warnung ertheilt werden ſoll, daß diejenigen, welche ſie nicht 


befolgen, ſtrenge beſtraft werden ſollen, zu welchem Ende ihnen auch 
das in der Beilage befindliche Strafverzeichniß vorzuhalten iſt. 25 


Danzig, den 25. Januar 1830. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Verzeichniß 
derjenigen Materialien, welche für die Damm- und Eis⸗ 
wachen an die Daͤmme geſchafft werden ſollen. 
b 8 (Beilage zu 8. 18.) ! 


Di dammpflichtigen Einſaſſen find verbunden, fuͤr den Eisgang minde⸗ 
ſtens folgende Materialien und Geräthfchaften an die Deiche für jede 
Deichſtrecke von 500 laufenden Ruthen in Zeiten zu ſchaffen, und ſie 
bei befondern Umftänden nach den Anweiſungen, welche der Deichgeſchworne 
oder der Landrath ertheilen wird, noch zu vermehren. 


10 Stuͤck de von 30 Fuß Laͤnge, 8 bis 10 Zoll Stärke am 
Wipfel, ) E 
100 Stud Diehlen von 30 Fuß Länge, 13 Zoll Stärke, 15 Zoll Breite, 
10 Stuͤck Hartpfaͤhle mit Eiſen beſchlagen, 
400 Stuͤck Kaſtenpfaͤhle von 5 Fuß Laͤnge, 
20 Stuck ſtarke Pfaͤhle von 7 Fuß Länge, 
15 Stuͤck Schlaͤgel, f 5 
4 Handrammen, 5 . 
10 Stuͤck Laternen mit Horn, und 2 bis 3 Glaslaternen, letztere 
zu Nothzeichen, nach g. 20. ; 
30 Schock Faſchinen von 8 Fuß Länge, 1 Fuß im Durchmeſſer, 
zweimal mit Bindweiden gebunden, | : 
15 Bunde Bindweiden, - . : 
20 Stuͤck Buhnenwuͤrſte von 5 Fuß Laͤnge, oder das dazu erforder⸗ 


liche Material, das die Eiswächter unter den Augen der Deich? 


beamten am Damme 
30 Schock Buhnenpfaͤhle, ; f 
200 Fuder Pferdemiſt zu 25 Kubikfuß; wenn in Höfen, welche in⸗ 
nerhalb einer viertel Meile vom Damme liegen, Düngervorräth® 
ſich befinden, ſo darf ſo viel weniger an den Damm gebracht 


zu verarbeiten haben, 


werden: doch ſollen mindeſtens 100 Fuder in die Duͤngerdepots a 


an den Damm jedenſalls angefahren werden. 


. 


* 
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6 Stig Holzaͤrte, 
7 5 Stuͤck Eisaͤrte, : 
6 Stuͤck Biden oder Hacken, 
6 Stuͤck Bootshaken an tuͤchtigen Stangen, 
20 Stuͤck Miſtforken, 
20 Stuͤck Spaten, 
8 Holzketten, 
30 Stuͤck Straͤnge, 
10 Miſtſchleifen, 
7 Handkarren, 
8 Miſttragen, 
10 mit 4 80 Pferden beſpannte Eiswachtwagen, 
3 Stuͤck Holzſaͤgen. : 
In jeder Wachbude fou außerdem noch vorhanden ſeyn: 
ein zureichender Vorrath von Lichten, das erforderliche Heizungs⸗ 
Material, ein Paar Koͤrbe mit Heede und Werg, “ 
Zwei bis drei Fanale oder Laͤrmſtangen von 25 Fuß Länge, das dazu 
erforderliche Pech oder Theer nebſt 4 bis 6 Theertonnen, und ei⸗ 
nige Bunde Stroh, desgleichen ein Maſtbaum mit einer großen ro⸗ 
then Flagge, und das erforderliche Material zu Rauchſaͤulen, 
4 lederne Taſchen mit Umhaͤngeriemen zum Fortſchaffen der Rapporte, 
ein Sprachrohr, 
das noͤthige Schreibmaterial, a 5 
ein Notizen⸗ und Wachrapport⸗ Buch 
ein zureichender Vorrath von gedruckten Blankets zu Wachrapporten 
und Empfangſcheinen, a 
ein Buch zum Verzeichnen der Wächter, 
Auch ſoll vor jeder Wachbude zur Zeit der Dammwache t einem Pfahle 
eine Laterne ſtecken und des Nachts brennen, wenn ihr Anzünden 
nicht durch Mondſchein überflüffig wird. 


Wenn Localverhaͤltniſſe eine weſentliche Verminderung oder Vermeh⸗ 
rung dieſer Dammwach-Materialien und Geraͤthſchaften nothwendig ma⸗ 
chen, fo find die Landräthe verbunden, uns dies anzuzeigen, und unfre 
weitern Feſtſetzungen von uns zu erwarten. 

Danzig, den 25. Januar 1830. 


Koöuͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Verzeichniß der Strafen. 
Beilage zu h. 28. 5 f 


J. Strafſaͤtze in Contraventionsfaͤllen. 


a. bei den Dammwachen. 


Wer bei der Damm⸗ und Eiswache ausbleibt, hat 
zu gewaͤrtigen, daß er durch Executoren auf ſeine 
Koſten eingeholt und als Ungehorſamer zur fisca⸗ 
liſchen Unterſuchung und Strafe, gezogen wird. 

Fuͤr die unterlaſſene Meldung guͤltiger Entſchuldi⸗ 
gungsgruͤnde ſoll noch außerdem zahlen: 

A. der Re geen nee A 

b. der Wächter, wenn er ein Einſaſſe iſt. 
wenn er ein Eigenkaͤthner oder Profeffionift iſt 

wenn er ein Miethsmann, Tagelöhner, 
Knecht e. ſſt 

Wenn die Poſten auf dem Deiche nicht ausgestellt 
ſind, zahlt der Regen 

der ausgeſtellt geweſene aber weggegangene 
Wächte :!:! a ee 

Wenn auf der Wache betrunkene oder nicht arbeits⸗ 
faͤhige Wächter angetroffen werden, zahlt der Re⸗ 
gent fuͤr jeden Mann, der in dieſem r von 
ihm angenommen oder geduldet worden ift . 


Wenn kleine, lahme oder uͤberhaupt unbraudjbare 
Pferde geſtellt werden, zahlt der Eigenthuͤmer der⸗ 
ſelben für fees zzz: Ze 
und muß noch außerdem andere beſſere Pferde ſtel⸗ 
len, oder fie werden auf feine Koſten gemiethet. 

Fur jeden fehlenden Miſtwagen zahlt der Schuldige 

Für jeden ſchadhaft oder nicht gehoͤrig beladen ge⸗ 


Fuͤr jede fehlende Art, Laterne, Spaten, Safen, 
Schlaͤgel, Brett oder Pfahl... ...... 


Für jedes mangelhaft befundene d aus 


Fuͤr jeden fehlenden Hartpfahl .... ..... 
Alle diefe fehlerhaft befundenen oder gar nicht ge: 
lieferten Gegenftände muͤſſen außerdem noch fofort 
. werden. 
Wer ſich ohne Erlaubniß, oder, ohne die Abloͤſung 
abzuwarten, von der Wache entfernt, zahlt: 
a. der Regent 


11 


1-8 1- 


„der Wachteeee gag 1 D eeen beben fo viel. — 


1 


fundenen Miftwagen. . cu nes eeene: die Hälfte. | — 


bis 


bis 15 
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N Rthlr. Die. 
b. der Wächter, wenn er ein Einfafje iR. . 1 8 bis 6(— 
wenn er ein Eigenkaͤthner oder Profeffionift ift 12° 383 — 
x die ÜBEN ee an are 2 — 2 — 
oder erdulden verhältnißmäßige Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafe. ö 
12] Unordnungen beim Rapportweſen werden beſtraft mit | x — 6 — 
13] Wer den Deichbeamten, Regenten oder überhaupt den 
Vorgeſetzten nicht unbedingt in Befolgung ihrer 
amtlichen Anordnungen gehorſam iſt e 1 — 6 — 
Groͤbere Vergehungen ſollen nachdruͤcklicher beſtraft 5 
werden. 8 


14] Wer zur Zeit der Gefahr feiner Pflicht vorſaͤtzlich 
zuwider handelt, wer dann nicht auf Befehl am 
Damme erſcheint, oder dieſen ohne Erlaubniß oder 
wider Befehl verläßt, wird, wenn ihn nach Be⸗ 
ſchaffenheit ſeines Vergehens keine haͤrtere Strafe 
trifft, als ein ſolcher, welcher fi ch den Befehlen 
der Obrigkeit widerſetzt, mit Gefaͤngniß⸗, Zucht⸗ 
haus⸗ oder Feſtungsſtrafe nach den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen beſtraft. ; 


b. Bei den gewöhnlichen Deich⸗ und Waf⸗ 
ferbauten und bei den Krautungs⸗An⸗ 
gelegenheiten. 


11 Wer zur Deichſchau oder Grabenſchau beordert iſt und 

nicht erſcheinnnx? knn 2 — 2 — 
2]J Wer bei der Ausfuhr der Faſchinen oder der Deich- 

arbeit als Rottenmann beordert worden iſt und 

nicht erſchein tt | 1.8 I— 
3] Wer bei den Deicharbeiten bekannte oder ausdrücklich 
: ertheilte Vorſchriften nicht befolgt oder uͤberhaupt 


fehlerhaft und ſchlecht arbeitet, zahlt im ee bis 10 
Falle pro Ruthe Strafe 8 29 
und muß das Fehlerhafte ungeſaͤumt nachbeſſern. 

4] Im Wiederholungsfalle pro Ruthne 2 — 12 — 


auch ſoll dann auf ſeine Koſten das Fehlerhafte ge⸗ 
macht werden. l 
5] Wer den Deich gar nicht oder nicht bur feſtgeſetzten . 
Zeit krautet, zahlt pro Ruthlee bis | 
und das Fehlende fol auf ſeine Koſten gemacht 
werden. 
60 Wer den Deich fehlerhaft krautet, oder das Kraut bis 
nicht von der Deich⸗ Doffirung harkt, pro Ruthe | 
Wer eine angeordnete Deich oder Faſchinenfuhre in \ 
dem anberaumten Termine nicht geſtellt: 
a, im erſten Falle „ 20 


row 


00 
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b. im Wiederholungsfalle. . . 1 bis 4 
auch ſollen nach Umſtaͤnden außerdem noch die Fuh⸗ 
ren anderweitig auf feine Koſten angenommen werden. 10 

8 Wer einen Handarbeiter zu ſtellen unterläßt . 2 bis 1 25 
auch ſoll dann fuͤr ſeine Rechnung ein anderer Ar⸗ 
beiter angenommen werden. 

9 Wer einen Handarbeiter zu ſpaͤt BR für jede . 
Stunde . % , b ß 2 

10) Wer aber uͤberhaupt bei den Damm⸗ u „Grabenarbei⸗ 
ten ſich ungehorſam zeigt, und nicht durch Execution 
zu ſeiner Schuldigkeit bewogen wird, ſoll zur Un⸗ 
terſuchung gezogen und mit einer Geldſtrafe bis 50 
Rthlr. und einer Gefaͤngnißſtrafe bis 6 Wochen be⸗ 
legt werden; zeigte ſich aber der Ungehorſam zur 
Zeit der Gefahr, ſo wird der Schuldige nach den 
Criminalgeſetzen beſtraft werden. 

111 Wer am Damme naher, als vorgeſchrieben, einen 5 
Baum pflanzt, zahlt an Strafe. ser oe 10 
und muß denſelben ſofort wegſchaffen. 

12) Wer einen Zaun naher am Damme ſetzt, als erlaubt 
ty zahlt fur jeden Pfahl! 5 10 

außerdem muß der Zaun fortgenommen werden. 

13] Wer ein Gebäude, welches näher als 5 Ruthen vom 5 
Deiche entfernt liegt, ohne Conſens reparirt, zahlt 5 — 200— 

141 Wer neue Gebäude dem Deiche zu nahe fest, muß 
ſie unbedingt fortruͤcken oder fortſchaffen, und zahlt f 


noch an Strafe are 10 — 50 — 
15 Wer dom Damme ohne Erlaubniß Abwege macht. 5 — 20 — 
16] Wer den Damm beſchaͤdigt, oder die Erde zu nahe 

an ihm abgraͤbt oder beackert. 122 15 
17] Wer die auf den Daͤmmen zur Bezeichnung der cooſe { 

befindlichen Pfaͤhle beſchaͤdigt oder auszieht. 5 — 151 — 
18] Für jede am Damme nicht gepflanzte Konfwede 2 10 
19, Fuͤr unterlaſſene Strauchpflanzung pro [Fuß. 2 


An Pfandgeld wird entrichtet: 


1] Fuͤr jedes auf dem Deiche und deſſen Doſſirungen 
oder in den Strauchlaͤndereien gepfändete Diet 


Rindvieh oder Schwein 5 * 8 
2J Für jedes Kalb, Schaaf oder Ferkel. bis | 50 


Fuͤr jede Gansss3ss3gss.. | 1.2 
Schweine, Ferkel und Gaͤnſe ſollen todtgeſchoſfen wer⸗ ö 
den, wenn die Pfändung ſchwierig wird; alsdann 27 
zahlt der Eigenthuͤmer ein Schußgeld van 6 
Es haftet nach 8. 6. des Edicts vom 1. Mai 1803 


— 
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Rthlr. ſg. 
der Ortsvorſtand und die betreffende ganze Ge⸗ 
meinde fuͤr das Pfandgeld. 

Wer Spreutlagen, Rauchwehre oder Strauchpflan⸗ 
zungen beſchaͤdigt oder Zerstört: 1 bis 15) — 
Wer einen Weg oder Fußſteig dadurch macht. 1 — 51 — 
Wer einen Anker darein wirft, oder einen Hartpfahl 
in Faſchinenwerke ſchlaͤgt, oder Feuer darauf macht 1 — 3— 
Wer Fiſchergeraͤthe darin aufſtellllt.. 9 
Wer als Rottmann nicht die Arbeiter und die Pfer⸗ 
deknechte in gehörige Aufſicht nimmt, und insbe⸗ 
ſondere die Beſchaͤdigung der Strauchpflanzungen, 
Felder und Deiche durch die Dammpferde 5 85 
/ RT nn 4 — 51— 
Der Knecht, deffen Pferde bei der Dammarbeit im 
Tage oder des Nachts die Strauchpflanzungen, Ge⸗ 
treidefelder oder Wieſen, und den Damm beſchaͤ⸗ 
ME EL I c ( 4 31 — 
Wer ohne Befugniß den Deich befaͤhrt, zahlt an je⸗ 
der Barriere pro Pferd, wenn Nebenwege am 
Damme vorhanden ſ ind 5 
121 Für jede fehlende Ruthe Wrabenkrautung werden ge⸗ 


ahn TEN 18 005 
5 das Fehlende ſoll auf ſeine Koſten gemacht u | 10 
werden. 
13% Fur jede Ruthe fehlerhafte Krautung bis | 2 
a und das Fehlende ſoll auf ſeine Koſten gemacht 5 
werben, ! 
14 Für jede Ruthe unterlaffene Reinigung der Graben⸗ 
borten von Kraut, Strauch und Baͤumen bis | 2 
und das Fehlerhafte fol auf feine a beſchafft . 5 
werden. 
15 Für jede fehlende Bruͤckeee R 11-10 — 
161 Fuͤr jeden bei der Grabenſchau fehlenden Steg bis | 50 
171 Fuͤr jede unbegrenzte Viehtraͤnke oder nicht eingehegte 
Viehtrift, die über den Deich fuͤhrttt 1 — 15— 
18 Für jede willkuͤhrlich angelegte Durchtift oder Durch⸗ 
fahrt durch Pflanzung, Gräben, Canale und Fluͤſſe 1 — 6— 
19 Fuͤr jede Verfetzung eines Abzugsgrabens durch Fi⸗ 
| ſchergeraͤthe . 2 — 104 
20 Fur jede fehlende Verdaͤmmung der Quell und ; ; 
Schlitzgraben n . . een. 1 — 10 — 
21 Für die Beſchaͤdigung einer Schleuſe oder une 
mühle bei Vorbehalt des Schadenerſatzes. 1 — 10.— 


22 Fuͤr das den beſtehenden Regeln und Anordnungen zu⸗ 
wider ER Oeffnen oder Schließen der Schleu⸗ 


1 7 
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Rthlr. ſſg. 


4 bis 100 — 


— 3 


‚G H- „„ „666 „„ „ „* 


Wer das Kraut aus ſeinen Grenzen chte laͤßt 

Wenn eine angeordnete Vertiefung oder Verbreitung 
en Vorfluthsgrabens nicht ausgeführt wird, Br 

Über an ee RER IEEITN 8 

Wenn ſolches mangelhaft geſchehen / pro Ruthe 2 
In beiden Fällen ſoll das Fehlende außerdem nach⸗ 
gearbeitet werden. 

Fuͤr das Roͤthen des Flachſes in Flüssen, Ahguggeh- 
ben oder Vorfluthscanaͤlenn. A 


II. Strafſaͤtze in Defraudationsfällen. 


Alle nachfolgenden Straffäge enthalten blos polizei⸗ 
liche Strafen, und wird dabei dem beſchaͤdigten 
Eigenthuͤmer ſein Recht auf Schadenerſatz vorbe⸗ 
halten: auch bleibt es vorbehalten, nach Umſtaͤn⸗ 
den die Beſchaͤdiger als Diebe dem ite 
zu uͤberweiſen. 

Wer ein Bund Weidenſtrauch aus ben Strauchlaͤnde⸗ 
reien ohne Befugniß ſchneidet, abt eine Poe 
ſtrafe von r 8 

Für ein Bund Korbweiden een 

Für ein Bund Dedweiden. „2... 0. nes 

Fuͤr einen Bandſtock „ 

Für einen Knuͤppel⸗ oder Faſchinen⸗, Buhnen⸗ oder 
Spickpfa hl C 

Fur eine Satzweide nne nn 

Fuͤr eine gebundene Faſchinnuas 

Im Wiederholungsfalle der ad posit. 1 bis 7 bemerk⸗ 
ten Gegenſtaͤnde ſoll das Doppelte und Dreifache 
gezahlt werden. 

Wer die vorgenannten Sachen auf der Bauſtelle ver⸗ 

nichtet oder von ihr fortſchafft, zahlt in jedem 
Falle das Doppelte dieſer Strafſaͤtze. 

Wer dies waͤhrend der Eis- und Waſſerwache thut, 
das Dreifache. 


111 Wer während der Eis⸗ oder . eine ne mi. N 

kaſtendiehle beſchaͤdigt oder hen 41 — A 
128 Einen Pfahl! 5 — 42 — 14 — 
13] Einen Hartpfa hh. . 31 — 
14 Einen Schlaͤgee l.. 1.— 
151 Einen Spaten. N 9857 21 — 
161 Eine Art nenn — 42 4 
17 Eine Laterne EEE, 11— 

Wer am Miſtwagen eine Diehle, einen Spannnagel, ; 
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zur Eriminalunterſuchung gezogen werden. 
20] Wer eine am Deiche befindliche oder ſonſt der Deich⸗ a 

focietät gehörige Weide ohne Erlaubniß befappt . | 1 — 3. 
21] Wer einen ſolchen Baum ab haut 3 — 6 — 
22] Wenn eine am Damme gepflanzte Kopfweide ausge⸗ 

gangen iſt, und vom Inhaber des Looſes der Stob⸗ 

ben nicht ausgerodet und eine neue taugliche Weide 2 

(// a a RN 10 


Es ſoll der Geldſtrafe in allen Füllen Gefaͤngnißſtrafe zu dem ge⸗ 
ſetzlichen Belauf ſubſtituirt und dahin alternativ erkannt werden. Nach 
8.63. Tit. 17. des Allg. Landrechts werden 5 Thaler Geldſtrafe einer 
Gefaͤngnißſtrafe von Vierzehn Tagen gleich geachtet. 

Danzig, den 25. Januar 1830. 


Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


—— ———— —äp 


Dienft-Anweifung für die Deichgeſchwornen und Dammver⸗ 
walter im Bezirke der Koͤnigl. Regierung zu Danzig. 


I Communalbeamten, welchen die Aufſicht über Deichreviere an der 


Weichſel und Nogath im Danziger Regierungsbezirke übertragen iſt, ſol⸗ 


len ſich nach den nachſtehenden Beſtimmungen richten. Es macht dabei 
keinen Unterſchied, ob ſie den Titel eines Deichgeſchwornen, oder Damm⸗ 
verwalters, oder Deichaufſehers, oder ſonſt eine andere Benennung bis⸗ 
her gefuͤhrt haben. Eben ſo wenig kann es hierbei darauf ankommen, 
ob ſie von einem Gutsherren, oder von Gemeinden, oder von Magiſtraͤ⸗ 
ten, oder von Staatsbehoͤrden dazu berufen ſind. Alle dieſe Aufſichts⸗ 
beamten find in der nachfolgenden Dienſt⸗Anweiſung unter der gemein 
ſchaftlichen Benennung der Deichgeſchwornen begriffen. ; 
Erſter Abſchnitt. 
Was die Deichgeſchwornen im Allgemeinen zu beobachten haben. 


9. 1. = 

Den Deichgeſchwornen find hoͤchſt wichtige, großes Vertrauen vor⸗ 
ausſetzende und daher ehrenvolle Amtsgeſchaͤfte übertragen. Ihren amt⸗ 
lichen Anordnungen und Befehlen ſoll die willigſte und puͤnctlichſte Folge 
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geleiftet werden, wobei ihnen von Seiten der Koͤnigl. Behörden die kräͤf⸗ 
tigſte Unterſtuͤtzung zugeſichert wird. RE | 

Deshalb ſollen fie aber auch ſich wuͤrdevoll und anftändig betragen, 
alle ihre Pflichten gewiſſenhaft erfuͤllen, ihre Anordnungen mit Beſon⸗ 
nenheit, Ueberlegung und Ruhe treffen, die Aufträge und Befehle ihrer 
Vorgeſetzten puͤnctlich ausfuͤhren, gegen dieſe ſtets die noͤthige Beſchei⸗ 
denheit, Ehrerbietung und Folgſamkeit zeigen, gegen ihre Amtsgenoſſen 
Friedfertigkeit ausüben, und gegen ihre Untergebenen mit einer unerlaͤß⸗ 
lichen Feſtigkeit und Beſtimmtheit auch Gerechtigkeitsliebe, Unparthei⸗ 
lichkeit und Leutſeligkeit verbinden, und ſich weder durch das Anſehen 
der Perſonen, noch durch Geſchenke oder Gaben, oder durch andere Um⸗ 
ſtaͤnde vom geraden Wege abwendig machen laſſen. 5 5 

Sie ſollen ſtets vorzuͤglich thaͤtig und aufmerkſam in den ihnen an⸗ 
vertrauten Geſchaͤften ſeyn, und zu allen Zeiten mit gutem Beiſpiele in 
Pflichttreue, Ehrbarkeit und Anſtaͤndigkeit vorleuchten. 

Ganz insbeſondere aber ſollen ſie zur Zeit der Gefahr mit raſtloſer 
Thaͤtigkeit, mit großer Feſtigkeit, Ausdauer und Beſonnenheit, mit uns 


erſchuͤtterlichem Muthe und mit Selbſtaufopferung die alsdann noͤthigen 


Auſtalten treffen, die erforderlichen Befehle ertheilen, auf ihre Ausfüh- 
rung mit Ernſt und Strenge halten, und nach allen ihren Kräften jedes 
Ungluͤck in dem ihnen anvertrauten Wirkungskreiſe zu verhindern ſich 
beſtreben: wenn es aber dennoch, aller Anſtrengungen ungeachtet, nicht 
abgewendet werden kann, durch fortgeſetzte muthige und kraͤftige Arbeit 
die Wirkungen eines unvermeidlichen Ungluͤckes zu vermindern ſuchen. 
Sie ſollen dabei ihres geleiſteten Dienſteides ſtets eingedenk und 
uͤberzeugt ſeyn, daß die Achtung ihrer Standesgenoſſen, der Dank der 
Einwohner, das Vertrauen der Vorgeſetzten und ein erfreuendes Selbſt⸗ 
bewußtſeyn ihrer treuen Pflichterfuͤllung folgen, und daß ganz beſondere 
Anſtrengungen und Auszeichnungen im Dienſte auch noch anderweitig 


von den hoͤchſten Staatsbehoͤrden werden ehrend anerkannt werden. 


9. 2. 


Der Deichgeſchworne fuͤhrt uͤber die ihm angewieſene Deichſtrecke die 
ſpecielle Aufſicht und iſt dafuͤr verantwortlich, daß ſelbige von den zu 
ihrer Unterhaltung Verpflichteten in gehoͤrigen Stand geſetzt und erhalten 
werde. Er iſt dabei verbunden, den Anordnungen des vorgeſetzten Deich⸗ 
graͤfen (wo ein ſolcher angeſtellt ift), und den Befehlen des Koͤnigl. Kreis⸗ 
Landraths, ſo wie den techniſchen Anweiſungen des Koͤnigl. Kreis⸗Deich⸗ 
inſpectors die gemeſſenſte Folge zu leiſten. Er hat auch darauf mit 
Nachdruck zu halten, daß ſie von jedem zum Damme Verpflichteten ge⸗ 
nau befolgt werden. 3 ; 


Der Deichgeſchworne hat fich zuvoͤrderſt mit den vorhandenen Dam m⸗ 
looſen und ihren Grenzen, fo wie damit genau bekannt zu machen, 
von wem und nach welchen geſetzlichen und uͤblichen Grundſaͤtzen die er⸗ 
forderlichen Arbeiten am Damme zu leiſten ſind. Er wird zu dieſem 
Eude eine vollſtaͤndige Dammrolle, d. h. ein Verzeichniß aller, zum 
Damme verpflichteten Perſonen, Grundſtuͤcke und Ländereien, und einen 
vollſtaͤndigen Nachweis aller ihrer diesfaͤlligen Verpflichtungen und Rechte, 
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nach der vom Kreis⸗Landrath zu gebenden näheren Anweiſung anferti⸗ 
gen und fuͤhren. 5 8 
Auch fol er ein vollſtaͤndiges Dienſt⸗Tagebuch führen, worin er 
alle, den Dienſt betreffende Gegenſtaͤnde, alle von ihm gemachte Be⸗ 
merkungen und Erfahrungen, ſo wie alle Anordnungen kuͤrzlich vermerkt, 
auch die fuͤr ſein Geſchaͤft erforderlichen Notizen und von ihm gemachten 
Vorſchlaͤge verzeichnet. Dies Tagebuch und jene Dammrolle ſollen vom 
Deichgraͤfen, vom Deichinſpector und vom Landrathe von Zeit zu Zeit 
nachgeſehen und gepruͤft werden. 4 i a 
g. 8 „ „ 
Bei allen an den Daͤmmen ſeines Reviers zu verrichtenden Arbeiten 
ſoll er zugegen ſeyn, ſie leiten und ſich dabei nach den Belehrungen des 
vorgeſetzten Koͤnigl. Deichinſpectors richten. 5 
5 u u 
In denjenigen Deichrevieren, in welchen bisher zwei Deichgeſchworne 
angeſtellt geweſen ſind, iſt derjenige von ihnen, welcher am laͤngſten im 
Dienſte fteht, zunaͤchſt fir Alles im Reviere verantwortlich. Der jüngere 
wird als Stellvertreter und geſetzlicher Gehuͤlfe des älteren dienſtlich ans 
geſehen, er fol jedoch vom aͤltern zu allen Amtsgeſchaͤften zugezogen 
werden, und mit ihm uberall gemeinſchaftlich handeln. Indeſſen fol 
darauf Bedacht genommen werden, ſolche Reviere nach Maaßgabe der 
Umſtaͤnde bald zu theilen. i 0 a 


2 Zweiter Abſchnitt. 


Was der Deichgeſchworne und Dammverwalter bei offenem Waſſer zu 
f beobachten hat. a 


9 8. i N 

Wenn nach dem Eisgange das Waſſer gefallen iſt, ſoll der Deich⸗ 
geſchworne die Deiche und Stauwaͤlle feines Reviers fo bald als möglich 
bereiſen, den vom Eiſe, Strome und Waſſer daran und an den Doſſi⸗ 
rungen, Ufer⸗Deckwerken, Buhnen u. f. w. gemachten Schaden unterſu⸗ 
chen, und die noͤthigen Arbeiten ſich notiren. Etwanige ſehr dringende, 
keinen Aufſchub erleidende Arbeiten ſoll er nach vorgaͤngiger kurzer An⸗ 
zeige reſp. beim Deichgraͤf und Landrathe ſogleich einleiten, auch die 
Schließung der Ueberfaͤlle und die Inſtandſetzung der Stauwaͤlle unver⸗ 
zuͤglich bewirken laſſen. ü N s 

8 7. N 

Naͤchſtdem fol er mit der Deichſchau⸗Commiſſion ſich der ſpeciellen 
Fruhjahrs⸗Deichſchau in feinem Reviere, und wenn es von ſelbiger für 
nothwendig befunden werden, oder bisher uͤblich geweſen ſeyn ſollte, auch 
in den benachbarten Deichrevieren, unterziehen. 5 

Dabei fol er in ſeinem Reviere die Schau⸗Commiſſion auf alle Be: 
ſchaͤdigungen und auf alle ihm nothwendig ſcheinenden Arbeiten und Ver⸗ 
beſſerungen aufmerkſam machen, und Vorſchlaͤge zur Abhuͤlfe der Nebel: 
ftände abgeben, ihren Beſchluͤſſen und Anweifungen aber demnaͤchſt ſich 
willig und folgſam unterwerfen. 


F. 8. a 
Gleich nach erfolgter Deichſchau find die, von der Schau⸗Commiſ⸗ 


N 
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ſion angeordneten Deich⸗ und Uferarbeiten vom Deichgeſchwornen unverzuͤg⸗ 
lich einzuleiten. Die zu fertigenden Arbeiten, die Lieferung der erforderli⸗ 
chen Geraͤthſchaften und Materialien, die Geſtellung der Arbeiter und 
Aufſeher, und alle uͤbrigen, zur Inſtandſetzung und Unterhaltung des 
Deiches erforderlichen Beduͤrfniſſe find von ihm mit aller Unpartheilich⸗ 
keit und Gewiſſenhaftigkeit unter die, zu feinem Deichreviere gehörigen 
verpflichteten Gemeinden nach den beſtehenden oder noch vorzuſchreiben⸗ 
den Grundſaͤtzen ſchleunigſt ſo zu vertheilen und auszuſchreiben, daß die 
Laſt fo viel als möglich gleichfoͤrmig getragen werde, und Niemand über 
unverhaͤltnißmäßige Belaſtung oder Beguͤnſtigung oder Zuruͤckſetzung ſich 
mit Grunde zu beſchweren Veranlaſſung erhalte. 

„Die diesfaͤlligen Repartitionen find den ſaͤmmtlichen, zum Reviere 
gehörigen Gemeinden ganz vollſtaͤndig mitzutheilen, ſo daß jede Ge⸗ 
meinde daraus entnehmen kann, was und nach welchem Maaßſtabe ſie ſelbſt 
ſelbſt ſowohl, als auch die uͤbrigen verbundenen Gemeinden zu leiſten haben. 

Da, wo die Deichgeſchwornen in Deichgraͤfen-Collegien verbunden 
ind, werden alle ſolche Repartitionen von dieſen gemeinfchaftlich ange⸗ 
legt, berathen und vollzogen. f 

Baares Geld ſoll ſo wenig als moͤglich von den Verpflichteten ge⸗ 
fordert, vielmehr ſollen in der Regel Naturalleiſtungen und Lieferungen 
verlangt werden, und es ſoll den Verpflichteten uͤberlaſſen bleiben, das 
dazu Noͤthige ſich ſelbſt anzuſchaffen. 

d. 9. 

Das erforderliche Strauch⸗ Holz und ſonſtige Material wird zu⸗ 
naͤchſt aus den, der Dammſocietaͤt gehörigen Strauchlaͤndereien und Ge⸗ 
meingruͤnden entnommen; das dann noch Fehlende wird von den Special⸗ 
gemeinden in den ihnen vom Deichgeſchwornen zu ſetzenden Terminen be⸗ 
ſchafft. Werden die Materialien, die er zu jeder Tageszeit abzunehmen 
hat, nicht innerhalb der beſtimmten Zeit, oder nicht in der erforderlichen 
Menge und Beſchaffenheit geliefert, fo wird es dem Landrathe angezeigt, 
der ſofort die betreffende Gemeinde und zunaͤchſt ihren Vorſtand mit Zwang 
anhalt, ihre Schuldigkeit zu thun, oder den Deichgeſchwornen veranlaßt, 
für Rechnung der betreffenden Gemeinde auf dem kuͤrzeſten Wege das 
Erforderliche zu liefern, und die Koften von der im Ruͤckſtande geblie⸗ 
benen Gemeinde einziehen zu laſſen. Iſt irgend ein erheblicher Nachtheil 
beim Verzuge zu befuͤrchten, ſo leitet der Deichgeſchworne das letzte Ver⸗ 
fahren ſogleich ſelbſt ein, und macht daruͤber eine Anzeige. Die einzelnen 

nachlaͤßigen Verpflichteten ſollen jedenfalls noch beſonders beſtraft werden. 


; 9. 10, 


Wo die zu den Deichen erforderliche Erde herzunehmen ſey, bes 
ſtimmt der §. 9. der Anweiſung fuͤr die Niederungsbewohner vom heuti⸗ 
“gen Tage. Das Ausſtechen des Landes fol fo bewirkt werden, daß noch 
Fahrwege zwiſchen den einzelnen Gruben, und dieſe ſelbſt ſtets noch min⸗ 
deſtens ſechs Ruthen vom Damme entfernt bleiben. Iſt aber das Aus⸗ 
ſtechen des Binnenlandes nothwendig, dann iſt nicht nur, wo möglich, 
dieſelbe Entfernung vom Fuße der Deiche und der Bankette zu beobach⸗ 
ten, ſondern es ſoll auch darauf geſehen werden, daß die Erde ſo viel 
als möglich blos von oben abgegraben werde. 
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Bei einer augenſcheinlich drohenden Gefahr eines Deichbruches, oder 
bei ſonſtiger Gefahr im Verzuge darf die erforderliche Erde ohne Weit⸗ 
läuftigkeiten und ohne die fonft vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten da ge⸗ 
nommen werden, wo ſie am naͤchſten, beſten und leichteſten zu haben iſt. 
Doch ſoll auch in dieſem Falle der Deichgeſchworne dafuͤr ſorgen, daß 
der Eigner des betreffenden Landes baldigſt vollſtaͤndig von der Deich- 


Commune entſchaͤdigt werde, inſofern er nicht zur unentgeltlichen Her⸗ 


0 


gabe der Erde verpflichtet ſeyn ſollte. 
. 11. 

Den zum Deichreviere gehoͤrigen Gemeinden und insbeſondere ihren 
Vorſtehern iſt vom Deichgeſchwornen bei Zufertigung der Repartition die 
von ihnen zu leiſtende Arbeit genau, und zwar an Ort und Stelle zu 
bezeichnen, und iſt ihnen dabei der Termin zu ſetzen, an welchem die 
Materialien und Geraͤthſchaften abgeliefert, die Erdarbeiten beendiget 
und die Uferwerke gemacht ſeyn muͤſſen. In der Regel ſollen die Erd⸗ 
arbeiten an den Hauptdeichen ſpaͤteſtens am 1. Juli, die Uferbauten und 
Waſſerwerke aber am 15. October ausgefuͤhrt ſeyn, wogegen die Stau⸗ 
waͤlle und innern Verwallungen ſpaͤteſtens bis zum 15. Mai ganz in ge⸗ 
hoͤrigen Stand geſetzt ſeyn a 5 

412. 8 

Er hat darauf zu ſehen, daß die Deicharbeiten anſchlagsmaͤßig und 
gut ausgefuhrt werden. Schlechte Arbeit ſoll er gar nicht gelten laſſen, 
ſondern fie nöthigenfalls durch Zwangsmittel von den Gemeinden ſelbſt 
ſchleunigſt beſſer machen laſſen; wenn aber dieſer Weg nicht gehoͤrig 
zum Ziele führen, oder zu zeitraubend ſeyn ſollte, fo fol er fie auf Ko⸗ 
ſten der betreffenden Gemeinde ausbeſſern, oder nach Umftänden noch 
einmal machen laſſen. i a i 

k . 

Wenn die Arbeit von der Gemeinde ſaͤumig betrieben wird, oder die 
geforderten Arbeiter nicht in zureichender Anzahl, oder nicht zur gehoͤri⸗ 
gen Zeit geſtellt werden; ſo ſoll der Deichgeſchworne zur Annahme von 
andern Arbeitern auf Koſten der betreffenden Gemeinde ſchreiten, und 
den Arbeitslohn, ſo wie die etwa ſonſt noͤthig gewordenen Gelder nach 
erfolgter Anzeige beim Deichgraͤfen und Landrathe ſchnell von der Ge⸗ 
meinde beitreiben laſſen, indem jede Gemeinde fuͤr alle ihr zugetheilte 
Deicharbeiten im Ganzen aufkommt und alle ihre Mitglieder dabei einer 
für alle und alle für einen haften. 4 

8.14. f 

Zu den Uferbauten und Buhnenwerken hat der Deichgeſchworne, nach 
der nähern Anweiſung des Deichgraͤfen und Deichinſpectors, die erforder⸗ 
lichen Buhnenmeiſter auf Koſten der verpflichteten Gemeinden anzunehmen, 
dieſe davon zu unterrichten und dafür zu forgen, daß die Arbeiter ſowohl, 
als auch die Aufſeher und Rottenmaͤnner den Anweiſungen des Buhnen⸗ 


meiſters Folge leiſten. 5 ; 


$. 15. ; 
Während der Arbeitszeit erſtattet der Deichgeſchworne am Schluffe 
jeder Woche dem Deichgräfen und Deichinſpector einen ſpeciellen Rapport 
uͤber dasjenige, was im Laufe der Woche gearbeitet und ſonſt vorge⸗ 
fallen ift, auch was in der folgenden Woche vorgenommen werden ſoll. 
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Dieſer Rapport iſt ſtets durch Boten fo abzuſenden, daß er am Sonn⸗ 
tage fruͤh dem Deichgraͤfen und Deichinſpector abgeliefert werde, wel⸗ 
cher letztere an dieſem Tage mit dem Kreis-Landrathe über die Deich⸗ 
arbeiten conferirt. 5 2 

Wenn in dem Reviere eines Deichgeſchwornen ſich Looſe befinden, 
welche dem Fisco, als Gutseigner, zur Laſt fallen, ſo hat derſelbe die 
Aae ſpeciellen Beſtimmungen des Koͤnigl. Deichinſpectors uͤber die 
Arbeiten in dieſem Looſe einzuholen, der das Noͤthige für Rechnung der 
Staatscaſſen beſorgen laſſen wird. 

Wo dergleichen gutsherrliche Looſe ſtaͤdtiſcher Gemeinden vorkom⸗ 
men, da wird der betreffende Gutsherr und Magiſtrat das Noͤthige durch 
ſeine Beamten fuͤr ſeine und fuͤr ſtaͤdtiſche Rechnung nach Maaßgabe der 
Beſtimmung der Deichſchau⸗Commiſſion bewirken laſſen. Der Deichge⸗ 
ſchworne, in deſſen Reviere ſolche gutsherrliche Deichſtrecken ſich befin⸗ 
den, hat jedoch dem Deichinſpector in dem wöchentlichen Rapporte eine 
Anzeige auch daruͤber zukommen zu laſſen, wie weit die Arbeiten in ſol⸗ 
chen Looſen gediehen ſind. 

a 9. 16. 


Der Deichgeſchworne hat ferner dafür zu ſorgen, daß die Haupt⸗ 
ſtrom⸗Deiche fortgeſetzt ſo verſtaͤrkt, erhoͤhet und eingerichtet, auch land⸗ 
warts mit Banketten, und waſſerwaͤrts mit einem nicht zu beackernden, 
wohl aber mit Weidenſtrauch zu beſetzenden Landſtreifen ſo umgeben wer⸗ 
den, wie es die 88. 12. und 18. der Anweiſung für die Niederungsbe⸗ 
wohner vorſchreiben. ur 8 
ö Desgleichen iſt von ihm dafür zu ſorgen, daß Gebaͤude und Zaͤune, 
wenn fie neu errichtet werden oder eine Haupt⸗Reparatur erleiden, in 
der gehoͤrigen Entfernung vom Damme aufgeſtellt werden. 

Eben ſo iſt darauf zu halten, daß alle in, auf und an den Daͤm⸗ 
men ſtehenden Baͤume und Stobben ausgerodet, die Wurzeln ſorgfaͤltig 
heraus genommen, und die Löcher wieder zugefuͤllt und zugeſtampft wer⸗ 
den; daß zu allen Anſchuͤttungen und Neuſchuͤttungen von Deichen und 
Dämmen kein Sand, ſondern nur gute Lehm⸗ und Thonerde, mindeſtens 
aber ſtets die beſte in der Gegend vorhandene Erde angewendet werde; 
daß die, in den Deichen von Maͤuſen, Maukwuͤrfen und andern Thieren 
gemachten Gänge aufgegraben, feſt verſtopft und ausgefüllt werden; daß 
vorlaͤngs den Stromufern ein gehoͤriger Leinpfad oder Treidelweg ein⸗ 
gerichtet und erhalten werde; daß die Daͤmme gehörig benarben, und 
zu Johannis und Michaelis jeden Jahres gekrautet werden. ö 


9.17. 


Jeder Deichgeſchworne hat ſein beſonderes Augenmerk darauf zu 
richten, daß in allen zum Revier gehoͤrigen Ortſchaften, auf allen Ge⸗ 
meinplaͤtzen, Weiden geſetzt und gehegt, auch Weidenſtrauch ange: 
pflanzt werde. Zunächſt ſind die Außendeiche dazu zu benutzen, wenn 
aber dieſe Privateigenthum ſeyn ſollten, ſo ſind paſſende Plaͤtze darin 
für Rechnung der Deichſocietaͤt zu erſtehen und zu bepflanzen. Für die 
Anlegung und Vermehrung ſolcher Weidenpflanzungen iſt recht ernſtlich 
zu forgen, damit der Bedarf an Weiden und Weidenſtrauch in jedem 
Reviere fo viel als möglich vorgefunden, und Baarzahlungen fir den 
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Ankauf von Faſchinen den Societaͤtsgliedern moͤglichſt erſpart werden. 
Dieſe Strauchpflanzungen find unter gehörige Aufſicht von Communal⸗ 
Buſchwachtern zu ſtellen. 0 

i 8. 18. 


Es ift des Deichgeſchwornen Pflicht, das Betreiben der Daͤmme, 
Strauchpflanzungen, Uferwerke ꝛc. mit Vieh auf alle Art zu verhüten 
und zu verhindern, und die Beſchaͤdiger nach 9. 16, der Anweiſung fir 
die Niederungsbewohner und nach dem ihr angehaͤngten Straftarife zu 
beſtrafen, oder durch die betreffenden Ortsgerichte (Schulzen und Schoͤp⸗ 
pen) mit Ruͤckſicht auf das Edict vom 1. Maͤrz 1808, wegen des Aus⸗ 
treibens des Viehes ohne Hirten, beſtrafen zu laſſen. a 


9. 19. 


Auf den Grund der Fruͤhjahrs⸗Deichſchau erfolgt in den letzten Ta⸗ 
gen des Oetöbers die Herbſtſchau, welcher der Deichgeſchworne ebenfalls 
perſoͤnlich beizuwohnen und dabei anzuzeigen hat, was und wie im Laufe 
des Sommers nach den Beſtimmungen der Fruͤhjahrsſchau in ſeinem Re⸗ 
viere gearbeitet ſey. Es wird erwartet, daß jeder Deichgeſchworne aus 
allen Kräften mit der ihm verliehenen ausgedehnten Amtsgewalt darauf 
gehalten haben werde, daß alles, was zu machen angeordnet war, auch 
wirklich in der beſtimmten Art ausgeführt ſey. Derſelbe wird ſich gro⸗ 
ßer Verantwortlichkeft und ſogar Strafe aus ſetzen, wenn er hierbei ſelbſt 
etwas verſaͤumt, oder aus Nachſicht oder Partheilichkeit oder aus irgend 
einem andern unziemlichen Grunde nicht mit dem erforderlichen Ernſte 
die Verpflichteten zu ihrer Schuldigkeit ermahnt und angehalten hätte, 


$. 20, 


Die ueberfaͤlle muͤſſen ſpaͤteſtens bis zum 1. November abgeworfen 
ſeyn, wofür der Deichgeſchworne in ſeinem Reviere zu ſorgen hat. i 


Dritter Abſchnitt. 


Was der Deichgeſchworne beim Eisgange und bei der Dammwache zu 
beobachten hat. ha) e 
5 8, aan ER 5 
Der Deichgeſchworne fol darauf halten, daß in der Nähe der Haupt: 
deiche die vorhandenen Wachbuden von den betreffenden Gemeinden in 
gutem Stande erhalten, und daß diejenigen unverzuͤglich erweitert wer⸗ 
den, welche nach dem Ausſpruche des Landraths nicht den noͤthigen Raum 
enthalten, auch daß da, wo es noch uͤberhaupt an den noͤthigen Wach⸗ 
buden fehlen ſollte, baldigſt ſolche errichtet werden. 875 
: 8. 22. 

Die zur Eis⸗ und Dammwache erforderlichen Materialien und Ge⸗ 
raͤthſchaften, welche ſich am Damme, in und bei den Wachbuden (nach 
§. 18. der Anweifung für die Niederungsbewohner vom heutigen Tage) 
befinden ſollen, find fo zeitig als möglich von den pflichtigen Gemeinden 
herbeizuſchaffen und zu ergaͤnzen. Dies iſt eine Hauptſorge des Deichge⸗ 
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ſchwornen. Die geringſte Nachlaͤſſigkeit oder Nachſicht deſſelben hierbei, 
ſoll, ihrer nachtheiligen Folgen wegen, ſehr ernſtlich geruͤgt werden. 
Er hat daher mit aller Strenge und noͤthigenfalls unter Anrufung 
der Huͤlfe des Landraths dahin zu wirken, daß von den dammpflichtigen 
Einſaſſen die erforderlichen Quantitaͤten von Materialien und Geraͤth⸗ 
ſchaften in Zeiten geliefert und die nöthigen Reſervedepots an den, dem 
Angriffe des Stroms ſtark ausgeſetzten Orten, oder da, wo es ſonſt noͤ⸗ 
thig wird, errichtet werden. 
5 An dem, auf den geſetzten Ablieferungstermin folgenden Tage fol - 
der Deichgeſchworne mit einem Deputirten aus jeder dammpflichtigen Ort: 
ſchaft und dem betreffenden Regenten die Depots revidiren, die fehlenden 
Gegenſtaͤnde oder die Maͤngel ſich anmerken, auf der Stelle deren Her⸗ 
beiſchaffung oder Vervollſtaͤndigung anordnen, und durch den Deichgraͤfen 
dem Landrathe Bericht erſtatten, der nun das Fehlende oder Mangel⸗ 
hafte durch Execution unverzuͤglich beſchaffen laſſen wird. 


9. 23. 


Der Deichgeſchworne ſoll den Strom unausgeſetzt beobachten laſſen, 
und insbeſondere fortwaͤhrend vom Steigen und Fallen des Waſſers un⸗ 
terrichtet ſeyn und bleiben. Zu dieſem Ende ſoll bei jedem Wachhauſe 
ein Waſſermarkeur ſich befinden, an welchem die noͤthigen ſichern Beob⸗ 
achtungen gemacht werden koͤnnen. Sobald das Waſſer im Strome an⸗ 
ſchwillt, oder ſich ſonſt Gefahr an den Daͤmmen zeigt, ſoll der Deich⸗ 
geſchworne dem Deichgraͤfen, Deichinſpector und Landrath ohne Zeitver⸗ 
luſt davon Nachricht geben, auch Vorſchlaͤge zu den nach Lage der Dinge 
etwa zu erlaſſenden Anordnungen machen. , 


$. 24. 


In jeder Wachbude foll, ſobald die Eiswachen aufziehen, ein Hu⸗ 
fenwirth (Mitnachbar, Einſaſſe) als Regent die Aufſicht und den Be⸗ 
fehl führen. Der Deichgeſchworne hat ihn und ſeinen Stellvertreter nach 
§. 21. der Anweiſung für die Niederungen zu erwaͤhlen, zu inſtruiren, zu 
revidiren und zu controlliren. Es wird erwartet, daß jeder Deichge⸗ 
ſchworne bei dieſer Wahl mit der hoͤchſten Gewiſſenhaftigkeit zu Werke 
gehen, und ſtets die tuͤchtigſten und zuverlaͤſſigſten Einſaſſen zu dieſen 
Ehrenaͤmtern ohne alle Nebenruͤckſichten ausſuchen werde. 

Der Stellvertreter des Regenten tritt in deſſen Stelle, wenn dieſer 
krank oder aus andern dringenden Gruͤnden, uͤber welche der Deichge⸗ 
ſchworne entſcheidet, verhindert wird, den Dienſt ſelbſt zu verrichten. 
Es iſt Sache der Deichgeſchwornen, in ſolchen Faͤllen den Stellvertreter 
einzuberufen. 

+ §. 25. 


Sobald der Landrath es bei ſteigendem Waſſer fuͤr noͤthig findet, 
die Deiche mit Mannſchaft zur Waſſerwache zu beſetzen, oder wenn dies 
in beſonders dringenden Fallen dem Deichgraͤfen oder dem Deichgeſchwor⸗ 
nen ſelbſt nothwendig erſcheint, ſoll der Deichgeſchworne die Dammwache 
ſeines Reviers durch die Ortsſchulzen an den Damm berufen, ſich ſelbſt 
unverzuͤglich zu Pferde an den Damm begeben, ſein Standquartier in 


gen, und von dort das Geſchehene feinen Vorgeſetzten anzeigen. 
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der ein für allemal dazu vom Landrathe beſtimmten Wachbude aufſchla⸗ 


In der Regel iſt Anfangs erſt die ſogenannte halbe Wachmann⸗ 


ſchaft, bei zunehmender Gefahr aber die ganze Wachmannſchaft zu be⸗ 


ſtellen. Die Einberufung der ſogenannten ganzen Wachmannſchaft darf 
aber bei ſchwerer Verantwortung niemals bis auf den letzten Augenblick 
verſchoben werden, ſondern fol unverzuͤglich erfolgen, ſobald nur irgend 
die Gefahr zuzunehmen ſcheint. 5 

Tritt ein wirklicher Nothſtand ein, ſo ſoll der Deichgeſchworne dies 
nicht nur unverzüglich dem Oeichgraͤfen, Deichinſpector und Landrathe 
melden, ſondern auch die Reſervemannſchaft und ſonſtige Huͤlfe einberufen. 

Den Deichgefhwornen fol die ſchwerſte Verantwortung und ſtrengſte 
Beſtrafung treffen, wenn er in Gefahr und Noth irgend etwas, das in 
feinen Kräften und den Kräften der Einwohner geftanden hätte, anzu⸗ 
wenden verfäumt oder unterlaͤßt. 5 

In ſolchem Nothfalle hat der Deichgeſchworne auch alle zum Zweck 
dienlichen Materialien, wo ſie ſich in der Nachbarſchaft irgend finden, 
fortnehmen, an den Deich bringen und dort verwenden zu laſſen. Der⸗ 
ſelbe hat aber auch nach uͤberſtandener Gefahr dafuͤr zu ſorgen, daß Die⸗ 
jenigen, deren Eigenthum in der Noth angegriffen iſt, entweder die Sa⸗ 
chen zuruͤck erhalten, in ſo weit dies noch angeht, oder daß ſie von der 
Deichgemeinde oder verpflichteten Specialgemeinde vollftändig entfchäe 
diget werden. f Fe 


$. 26. ! 


Bei einem bevorſtehenden Eisgange ſoll in der Regel die ſogenannte 
halbe Eiswachmannſchaft einberufen werden, fobald der Strom die Eis⸗ 


decke wieder zu derjenigen Höhe hebt, in welcher er eingefroren war; 


die ſogenannte ganze Eiswachmannſchaft aber, wenn wahrgenommen 
wird, daß der Eisgang nahe ſey, ſpaͤteſtens ſobald das Waſſer auf die 
Außendeiche Übertritt, 3 

Zur fogenannten ganzen Wache ſollen auf 500 Ruthen des Deichs 
mindeſtens 14 Mann beordert werden, von denen wo moglich die Hälfte 
aus angeſeſſenen Wirthen (Mitnachbaren) oder deren großfaͤhrigen Soͤhnen 
beſtehen ſoll. Die Vertheilung der zu geſtellenden Mannſchaft auf Hufen 
und Gemeinden iſt ſowohl bei der Waſſerwache als auch bei der Eis⸗ 
wache nach den beſtehenden Grundſaͤtzen vom Oeichgeſchwornen zu be⸗ 
wirken. rg: \ 2 i 

, ? 
Sobald die Wachen aufgezogen find, fol der Deichgeſchworne den 


ganzen Damm ſeines Reviers zu Pferde bereiſen, die Wachbuden und 


deren Mannſchaft revidiren, alles fehlerhaft oder mangelhaft Befundene 
ergaͤnzen laſſen, die Regenten und die Mannſchaft zu ihrer Pflicht er⸗ 


mahnen, insbeſondere die erſteren zur Handhabung einer ſtrengen Manns⸗ 


zucht anweiſen, ihnen bei der Eintheilung der Mannſchaft, Ausſtellung 
der Wachtpoſten, Inſtruirung der Kundſchafter (Patrouillen) behüͤlf⸗ 
lich ſeyn, und ſie auf alles dasjenige aufmerkſam machen, was ſie auf 


ihrem Poſten theils im Allgemeinen nach der fin die Regenten heute ers 


* 
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laſſenen Dienſtanweiſung, theils aber nach den e ee und 
Zeitumſtaͤnden zu beobachten haben. 

ö Gleich nach der erſten Reviſion der einberufenen Wachmannſchaften 
ſoll der Deichgeſchworne dem Landrathe ſo wie dem vorgeſetzten Deich⸗ 
graͤfen, über den Ausfall der Reviſion Anzeige machen. 

Auch ſoll er den Landrath und Deichinſpector bei der von dieſen ab⸗ 
zuhaltenden Bereiſung der Daͤmme in ſeinem Reviere begleiten und de⸗ 
ren Anweiſungen auf der Stelle zur Ausfuͤhrung bringen laſſen. 

Imgleichen ſoll er waͤhrend der ganzen Zeit der Eiswache den Damm 
ſeines Reviers alle 24 Stunden mindeſtens einmal bereiten und alle 
Wachbuden und deren Beſatzung revidiren, um ſich davon zu uͤberzeugen, 
daß uͤberall die noͤthige e und Sorgfalt unausgeſetzt ange⸗ 
wendet werde. 

g. 28. 


Die Stellvertreter der Dominien (d. h. in den Königl. Aemtern die 
Domainenintendanten, in den ſtaͤdtiſchen Territoriallaͤndereien die Abge⸗ 
ordneten der Magiſtraͤte ꝛc.) ſind verpflichtet, zur Zeit der Waſſer⸗ und 
Eiswachen ſich auch auf den Damm zu begeben, dort uͤber ihre Einſaſſen 
die Dominialspolizeiliche Aufſicht zu führen, und fie zu ihrer Schuldigkeit 
anzuhalten. Die Deichgeſchwornen und Deichgraͤfen haben ihnen die er⸗ 
forderliche Achtung und Ehrerbietung zu bezeigen, und ihre den hoͤhern 
Anordnungen des N gemaͤs erfolgenden Anweiſungen ausführen 
zu laſſen. . 

8. 29. 
Der Landrath und Deichinſpector begeben ſich gleich an Einberu⸗ 
fung der halben Mannſchaft ebenfalls an den Damm in die fuͤr ſie be⸗ 
ſtimmten Hauptquartiere, revidiren fleißig die Deiche, Wachbuden, Vor⸗ 
raͤthe, Mannſchaften, Poſten und ſonſtigen Anſtalten der Deichgeſchwor⸗ 
nen und erlaſſen die etwa noͤthigen ergänzenden Befehle. 

Damit jeder Deichgeſchworne wiſſe, in welcher Gegend die Deich⸗ 
vorgeſetzten während der Eiswachen angetroffen werden koͤnnen, fg iſt 
das Hauptquartier derſelben in der Beilage naͤher bezeichnet. 


1 $. 30. 


Sobald die Wachen bezogen ſind, hat der Deichgeſchworne ferner 
dafuͤr zu ſorgen, daß bei jeder Wachbude, auf dem Damme die Stan⸗ 
gen und Brennmaterialiens Haufen für die Noth⸗ und Laͤrmzeichen, und 
da, wo dieſe Zeichen nicht von Wachbude zu Wachbude wahrgenommen 
werden koͤnnen, auch noch an andern paſſenden ein fuͤr allemal feſtzu⸗ 
ſetzenden und zu bezeichnenden Stellen zwiſchen ſelbigen aufgeſtellt und 
eingerichtet werden. 

Die Maſtbaͤume fuͤr die Nothzeichen ſollen mindeſtens 25 bis 30 
Fuß lang ſeyn, und ſo eingerichtet werden, daß mit Leichtigkeit im Tage 
die große rothe Nothflagge, des Nachts zwei hell brennende, uͤber ein⸗ 
ander geſtellte, hinten gegen das Waſſer verſchloſſene Laternen an ihnen 
aufgezogen und herabgelaſſen werden koͤnnen. 

Die Fanale oder die Lärmſtangen ſollen aus mindeſtens 25 
Fuß langen Stangen beſtahen welche Wait mit loſem Stroh um⸗ 
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wickelt, mit Pech oder Theer uͤbergoſſen und auf der Spitze eine Theer⸗ 
tonne enthalten. Die Rauch⸗Säulen aber find dadurch hervorzubrin⸗ 
gen, daß auf dem Damme große Feuer angemacht werden, in welche 
a a feuchter Torf oder grünes naſſes Reiſerholz gewor⸗ 
en wird. 

Auf der Nogath⸗Inſel ſollen uͤberall zum Unterſchiede, und zur 
Vermeidung jeder Verwechſelung doppelte Maſtbaͤume, Fanale, Rauch⸗ 
ſaͤulen und Nothzeichen errichtet werden. 

Die Nothzeichen ſollen vom Regenten gegeben werden, ſobald 
eine ſehr bedeutende und dringliche Gefahr im Bereiche ſeines Wachbu⸗ 
denbezirks ſich zeigt, z. B. wenn das Waſſer die Krone des Dammes er⸗ 
reicht und zu uͤberſteigen droht, oder wenn ſich ſehr ſtarke Quellungen 
zeigen, die nicht mehr ohne ſchnelle bedeutende Huͤlfe uͤberwaͤltigt wer: 
den koͤnnen. J f 

Der Fanal aber iſt auf Befehl des Regenten zur Nachtzeit und 
die Rauchfſaͤule bei Tage nur dann anzuzuͤnden, wenn an der zum 
Bereiche der Wachbude gehoͤrigen Dammſtrecke ein Bruch wirklich 
ſchon entſtanden iſt. 

Sobald ein Fanal oder eine Rauch⸗Saͤule angezuͤndet wird, ſollen 
alle übrigen auf derſelben Strom⸗Seite vorlaͤngs dem ganzen unterhalb 
liegenden Damme befindlichen Laͤrmzeichen gleichfalls angezündet werden 

Der Deichgeſchworne hat dafür zu ſorgen, daß dieſe Roth: und 
Laͤrmzeichen ſtets in Bereitſchaft und in gutem Stande erhalten werden; 
daß ſie aber auch nur im wirklichen Nothfalle gebraucht und bis dahin 
gegen Befchädigung oder Muthwillen gehörig bewacht und geſichert 
werden. 5 

Außer dieſen Noth⸗ und Laͤrmzeichen iſt indeſſen die nöthige Hilfe 
auch noch durch reitende Boten von der hinter dem Damme liegenden 
Gegend und den naͤchſten unterhalb liegenden Wachbuden zu erfordern; 
und eben ſo iſt die Nachricht vom erfolgten Bruche ebenfalls durch rei⸗ 
tende Boten nach allen Richtungen zu verbreiten, wofuͤr der Deich⸗Ge⸗ 
ſchworne zu ſorgen hat. 8 

g. 31. 


Wenn die Daͤmme mit Mannſchaft beſetzt ſind, ſoll ferner jeder 
Deichgeſchworne nach dem im der Anweiſung für die Regenten gegebenen 
Schema an jedem Morgen präcife um 8 Uhr und an jedem Abende um 
6 Uhr einen doppelten fehriftlichen Rapport über den Zuſtand des Waſ⸗ 
ſers, des Eiſes, und über die Vorfaͤlle in feinem Reviere fertigen. Ein 
Exemplar hat er in das Hauptquartier des Landraths und des Deich: 
graͤfen mit den Special⸗Rapporten feiner Wachbuden⸗ Regenten unver⸗ 
ſiegelt durch reitende Boten von Wachbude zu Wachbude abzusenden. 
Das 2te Exemplar ſchickt er ohne Beilagen ſtromabwaͤrts von Wach⸗ 
bude zu Wachbude, wenn das Hauptquartier oberhalb ſtromaufwaͤrts 
aber, wenn das Hauptquartier unterhalb liegt, damit laͤngs den Dei⸗ 
chen uͤberall Kunde vom Stande der Dinge hinkomme. Dabei ſoll auf 
die Ankunft der durchgehenden Rapporte benachbarter Deichgeſchwornen 
niemals gewartet werden. Sa; 

Den Lauf der Rapporte regelt im Einzelnen jeder Landrath in fei- 
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nem Kreiſe, doch dient dabei die Beilage zum allgemeinen Anhalt. In 
keinem Stand⸗Quartiere eines Deichgeſchwornen darf ein durchgehender 
Rapport uͤber 10 Minuten aufgehalten werden. ; 

Wenn das Waſſer hoch geſtiegen iſt, und irgend eine Gefahr droht, 
ſoll der Deichgeſchworne alle 2 Stunden den Rapport abſenden. Wenn 
die Gefahr aber noch größer, wird, und augenſcheinlich wächft, ſoll er, fo 
oft eine weſentliche Veraͤnderung im Stande des Waſſers oder des Eiſes 

bemerkt wird, oder ſobald ein anderer Umſtand von erheblicher Wich⸗ 
tigkeit ſich ereignet, an den Landrath und Deichgraͤfen auf dem kuͤrze⸗ 
ſten Wege befondere zuverlaͤſſige reitende Boten mit mündlichen Mel⸗ 
dungen abſenden, wenn zu ſchriftlichen Anzeigen nicht mehr Zeit vorhan⸗ 
den ſeyn ſollte. r ; . 

Für die vollſtaͤndige Abfaſſung, fo wie fir die regelmäßige und zei⸗ 
tige Abſendung und für den richtigen und ſchnellen Gang der Rapporte, 
it jeder Deichgeſchworne in ſeinem Reviere ganz beſonders verant⸗ 
wortlich. 


9. 32. 


Sobald dem Deichgeſchwornen von einer Wachbude ein bemerkter 
Uebelſtand oder ein Gefahr drohendes Anzeichen gemeldet wird, ſoll er, 
gleichviel ob dies bei Tage oder bei Nacht erfolgt, ſich ohne allen Ver⸗ 
zug an den bezeichneten Ort begeben, die Sache genau unterſuchen, die 
erforderlichen Arbeiten anordnen, in Perſon leiten, und dem Oeichgraͤ⸗ 
fen und Landrathe vom Ereigniſſe, von der Gefahr und von den ein⸗ 
geleiteten Anſtalten ungeſaͤumt eine Anzeige auf dem kuͤrzeſten Wege zu⸗ 
kommen laſſen. 


§. 33. 


Diejenigen Mittel, welcher zur Abwendung eines Bruchs bei ent⸗ 
ſtehender Quellung, Durchſaͤugerung, Ueberfluthung und Damme Abbrü⸗ 
chen anwendbar find, enthält der $. 23 der Dienſtanweiſung fuͤr die 
Regenten, welche der Deichgeſchworne nach Umſtaͤnden und unter Be⸗ 
ruͤckſichtigung aller ſonſt noch gegebenen und anwendbaren Mittel ges 
brauchen ſoll. g 

In ſolchen mißlichen gefahrvollen Augenblicken kann und ſoll der 
Deichgeſchworne durch beſonnene und uͤberlegte Anordnungen, durch ſchnelle 
verſtaͤndige Anwendungen der für den Augenblick zweckmaͤßigſten und durch 
greifendſten Mittel, durch perſönlichen Muth und Beharrlichkeit unter Umſtaͤn⸗ 
den ein großes Ungluͤck abwenden, und ſich die Liebe und Dankbarkeit vie⸗ 
ler tauſend Menſchen erwerben. In ſolchem Augenblick ſoll er ſich erinnern, 
welch ein wichtiges Amt ihm von ſeinen Standesgenoſſen und von der 

Obrigkeit anvertraut ſey, und welche ſchwere Verantwortung ihn nicht 

allein vor der Obrigkeit, ſondern auch vor Gott und ſeinem Gewiſſen 
treffe, wenn er irgend etwas verabſaͤumt haͤtte, was anzuwenden in 
ſeinen Kraͤften ſtand. 

Wenn alle erdenklichen Mittel erſchoͤpft zu ſeyn ſcheinen, und nun 
ein Bruch erfolgt, dann ſoll der Deichgeſchworne bei der ſchwerſten Ver⸗ 
antwortung doch nicht den Damm verlaſſen, auch es nicht dulden, daß 
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die Dammmannſchaft ſich gleich fortbegebe. Vielmehr ſoll er ſie nach 
Umſtaͤnden zur fortgeſetzten angeſtrengten Arbeit anhalten und dahin 
wirken, daß der Damm ober⸗ und unterhalb des Bruches wenigſtens vor 
weiterem Abbrechen moͤglichſt geſichert werde, und daß auch nicht an an⸗ 
dern Stellen noch mehr Brüche entſtehen. Die dazu noͤthigen und ſonſt 
noch etwa anwendbaren Mittel wird der inzwiſchen herbeigeeilte Land⸗ 
rath mit dem Deichinſpector vorkommenden Falles anordnen. 


9. 34. 


Wenn der Eisgang erfolgt iſt und das Waſſer wieder zu fallen an⸗ 
faͤngt, dann wird der Deichgeſchworne auf Befehl des Landraths und 
Deichinſpectors, in keinem Falle aber fruͤher die halbe Wache, und wenn 
die Gefahr ganz voruͤber ſeyn wird, auch die zuruͤckgebliebene halbe 
Mannſchaft entlaſſen; doch ſollen in jeder Wachbude noch einige Tage 
hindurch zwei bis drei Mann zur Beobachtung des Stroms und zur Mel⸗ 
dung zurückbleiben, welche indeſſen auch abgehen Dürfen, ſobald der 
Strom wieder in ſeine gewöhnlichen Ufer zuruͤckgetreten iſt. Alsdann 
hat der Deichgeſchworne die vorhandenen und nicht verbrauchten Mate⸗ 
rialien und Geräthichaften gehörig verwahren und zum Gebrauch fuͤr 

die Zukunft aufheben oder zuruͤckgeben zu laſſen. Auch ſoll er die Re⸗ 
genten dann anhalten, uͤber die, in die Depots gelieferten Materialien 
vollſtaͤndige Rechnung zu legen; er ſelbſt aber hat über die, wahrend 
den Sommerarbeiten gelieferten und verbrauchten Materialien alljährlich 
eine ſpecielle Materialien» Rechnung zu legen, welche, fo wie die 
Deich⸗Geldrechnungen, von Societaͤts⸗Deputirten zu vevidiven iſt. 


Vierter Abſchnitt. 4125 
Was die Deichgeſchwornen und Dammverwalter hinſichtlich der Abzugs⸗ 


graͤben, Abmahlmuͤhlen und Wege zu thun haben. 
9. 35. 


Die Deichgeſchwornen ſollen die Grundbeſitzer ihres Bezirks auch anhal⸗ 
ten, ihre Abzugs Gräben und Vorfluths⸗Kanaͤle zu unterhalten und zu rei⸗ 
nigen. Wenn aber fuͤr dergleichen Kanäle und Gräben beſondere Schlick⸗Be⸗ 
amten angeordnet ſind, fo haben fie zwar die ſpecielle Aufſicht und diesfaͤlli⸗ 
gen Anordnungen dieſen zu uͤberlaſſen; jedoch ſollen fie auch in ſolchem 
Falle im Allgemeinen darauf ein wachſames Auge haben, daß das Noͤ⸗ 
thige nach den diesfaͤlligen Schlick⸗Ordnungen geſchehe. Die ſich etwa 
zeigenden Uebelſtaͤnde haben fie dem Landrathe zur weitern Veranlaſſung 
anzuzeigen. 


1 
* 


$. 56, 

Sie ſollen insbeſondere darauf halten, daß ſaͤmmtliche Graͤben und 

Canäle in den Niederungen zweimal im Jahre (zu Johanni und Mi⸗ 

chael) gekrautet, gereiniget, und da, wo es noͤthig iſt, gehoͤrig vertieft 

und verbreitet werden; daß den Verpflichteten ſtets 14 Cage vor dieſen 

FTerminen die Krautung und Reinigung angeſagt, daß 8 Tage nach den⸗ 

ſelben die Grabenſchau gehalten, und daß das fehlerhaft Befundene un⸗ 
verzuͤglich nachtraͤglich verbeſſert werde. 


44 * 
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F. 87. 


Eben fo hat der Deichgeſchworne darauf zu halten, daß zur gehoͤ⸗ 
rigen Zeit auch alle kleinen Verwallungen gegen die Ueberſchwemmung 
und Beſtauung der Binnengewaͤſſer beſichtiget und die Verpflichteten 
deshalb mit der noͤthigen Anweiſung verfehen werden. 

5 9. 38. 


Die Entwaͤſſerungsmuͤhlen und Schleuſen werden der beſondern Auf⸗ 
ſicht und Fuͤrſorge der Deichgeſchwornen innerhalb ihrer Reviere drin⸗ 
gend empfohlen. Sie haben die Verwalter dieſer Muͤhlen und Schleusen, fo 
wie alle Diejenigen, welche zu ihrer Unterhaltung verpflichtet ſind, zu 
ihrer Schuldigkeit zu ermuntern und anzuhalten, etwanige bedeutende 
Uebelſtaͤnde aber dem Landrathe ohne Verzug anzuzeigen, der von ihnen 
auch darauf aufmerkſam zu machen iſt, wenn etwa noch mehr derglei⸗ 
chen Mühlen anzulegen noͤthig werden. 

Nach bisheriger Uſance führen die Deichgeſchwornen auch die Auf- 
ſicht auf die Wege in ihren Revieren. Sie behalten dieſe Verpflich⸗ 
tung auch fernerhin und ſollen gehalten ſeyn, den diesfaͤlligen Anord⸗ 
nungen des Landraths puͤnktlich zu genuͤgen. E 

Der Deichgeſchworne darf niemals Lieferungen von Deichbauma⸗ 
terialen und Geraͤthſchaften irgend einer Art, welche an den, feiner Auf⸗ 
ſicht anvertrauten Deichen, Schleuſen, Muͤhlen ꝛc. gebraucht werden, 
uͤbernehmen, noch durch andre, fuͤr ſeine Rechnung uͤbernehmen laſſen. 
Ein ſolches eigennuͤtziges Verfahren iſt der Wuͤrde jedes Beamten zuwi⸗ 
der; es würde ihn nothwendig des erforderlichen Vertrauens und Anſe⸗ 
hens berauben, auch ihm Mach den Umſtaͤnden empfindliche Strafen zu⸗ 


ziehen. 0 Ä 
Fuͤnfter Abſchnitt. N 
Vom Strafrechte der Deichgeſchwornen und Dammverwalter. 


g. 38. 

Die Deichgeſchwornen ſind unter der Aufſicht des Kreisland⸗ 
raths mit der Ausuͤbung einer Polizeigewalt hinſichtlich der Deich⸗ 
Strom⸗Ufer⸗ und Graben-Unterhaltungsangelegenheiten ihres Reviers be⸗ 
auftragt, und haben daher auch das Recht und die Verpflichtung, Diejeni⸗ 
gen zu beſtrafen, welche den diesfaͤlligen allgemeinen oder ſpeciellen An⸗ 
ordnungen zuwider handeln. 


9. 40. 


Jedoch duͤrfen fie nur hoͤchſtens eine Strafe von zwei Thalern oder 
eine verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe und gegen beharrlich widerſpen⸗ 
ſtige, in der Dammarbeit oder auf der Dammwache befindliche Knechte 
und Tagelöhner im aͤußerſten Nothfalle eine koͤrperliche Zuͤchtigung von 
zwoͤlf Peitſchenhieben verfuͤgen. Alle, zum ſtehenden Heere, zur Kriegs⸗ 
reſerve und zur Landwehr wirklich gehoͤrigen Leute ſollen, inſofern ſie 
nicht vom Regimente notoriſch in die 2te Claſſe des Soldatenſtandes 
verſetzt find, mit aller koͤrperlichen Zuͤchtigung verſchont werden; fie duͤr⸗ 
fen vielmehr nur mit Geld- oder Gefaͤngnißſtrafe belegt werden. 


— 
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8 9. 41. 


Wenn ein Deichgeſchworner ſich zur Anwendung der koͤrperlichen 
Zuͤchtigung genoͤthigt ſieht, fol zuvor mit Zuziehung zweier Schoppen 
oder Rathmaͤnner, oder, wenn ſolche Communalbeamten nicht in der 
Nähe find, zweier anſaͤſſigen Wirthe, von ihm eine kurze, aber — 
liche und unpartheiiſche Unterſuchung des Vorfalls bewirkt, und nach 
Maaßgabe der Umſtaͤnde und des Beſchluſſes dieſer drei Perſonen ein 
ganz kurzes Strafreſolut ſchriftlich abgefaßt, von allen dreien unterzeich⸗ 
net, dem Schuldigen bekannt gemacht, und ſofort vollſtreckt werden. 


9. 42. 


Eine ſolche gleich zu vollziehende körperliche Zuͤchtigung darf indeſ⸗ 
ſen nur dann angewendet werden, wenn ein Knecht oder Tageloͤhner ſich 
einem Aufſeher, oder Rathmanne, oder Rottenfuͤhrer, oder hoͤhern 

Deichbeamten auf der Dammwache oder bei der Deicharbeit thaͤtlich 
widerſetzt, oder die ihm aufgetragene Deicharbeit oder ſonſtige Leiſtung 
für die Abwendung einer Gefahr beharrlich verweigert, oder die Vorge⸗ 
ſetzten in ihrem Dienſte groͤblich beleidigt hat. 

Sollten angeſeſſene Wirthe ſich aͤhnliche Widerſetzlichkeiten und Ex⸗ 
ceſſe zu Schulden kommen laſſen, ſo ſind ſie, wie die zur erſten Claſſe 
des Soldatenſtandes gehoͤrigen Leute zu arretiren, und ſofort an den 
Landrath zu ſenden. 7 Ko 

Es wird jedoch dabei erwartet, daß kein Deichgeſchworner hierbei 
eines Mißbrauchs ſeiner Amtsgewalt ſich werde zu Schulden kommen 
laſſen, oder daß er gar ſich ſo weit vergeſſen ſollte, ſelbſt zu ſchlagen. 
Es fol vielmehr jederzeit mit der Vollſtreckung der koͤrperlichen Zuͤchti⸗ 
gung ein Gemeindediener oder ſonſt Jemand anders beauftragt werden. 
Im Augenblicke der Gefahr hat der Deichgeſchworne und der Deichgraͤf 
das Recht und die Verpflichtung, ſich den nothwendigen Gehorſam auf 
jede Art und Weiſe, (jedoch unbeſchadet der Geſundheit und des Lebens 
der Betheiligten) zu verſchaffen, welche er vor Gott, ſeinem Gewiſſe 
Hund der Obrigkeit zu verantworten ſich getraut. 


9. 48. 
Das, der Anweſſung für die Einwohner der Niederungen, vom heu⸗ 


tigen Tage amgepängte Verzeichniß der Strafen fol den Deichbeamten 
bei allen ihren diesfaͤlligen Strafbeſtimmungen zur Richtſchnur dienen. 


Sechster Abſchnitt!. 


Wie es mit Vertheilung der baaren Geldbeitraͤge, und mit Verwaltung 
der Deich⸗Communaleaſſen gehalten werden ſoll. b 


F. 45. ; 


Die unerlaͤßlichen baaren Koſten, welche die Inſtandſetzung und Uns 
terhaltung der Deiche nothwendig macht, hat der Deichgeſchworne, nach 
Maaßgabe der Beſtimmung des g. 8. auf die zum Deichreviere gehörigen Ort⸗ 
ſchaften nach dem uͤblichen und geſetzlichen Maaßſtabe zu vertheilen und 
einziehen zu laſſen. r 


694 \ Den 25. Januar 1830. 


9. 45. 


Er darf ſich jedoch mit der Einnahme und Verwaltung der baaren 
Beiträge, der Strafgelder, der baaren Ertraͤge derjenigen Grundſtücke, 
welche Gemeindegut des Deichverbandes find, und aller ſonſtigen Eins 
nahmen gar nicht ſelbſt befaſſen. Es ſoll vielmehr jeder Deichverband 
einen eigenen Verwalter der Communal⸗Deichcaſſe beſtellen, den der 
Deichgeſchworne zu controlliren hat. 


a 9. 46. 


Die Uebernahme dieſer Communalcaſſen⸗Verwaltung darf kein im 
Deichverbande angeſeſſener und wohnender Wirth verweigern; doch darf 
ſie auch Keinem laͤnger als drei Jahre hindurch zugemuthet werden, Die 
angeſeſſenen Hufenwirthe des Deichverbandes wählen ihn unter Leitung 
des Deichgeſchwornen des Reviers und der Orts⸗Schulzen. 


H. 47. 


Die Deichgeſchwornen und die Deichgraͤfen ſollen darauf ſehen, daß 
der Verwalter der Deichrommunalcaſſe die ausgeſchriebenen baaren Bei⸗ 
‚träge, die feſtgeſetzten Strafgelder, die baaren Erträge der Gemeinde⸗ 
grundſtuͤcke und die ſonſtigen Einnahmen gehoͤrig einziehe und veraus⸗ 
gabe, auch darüber Buch und Rechnung führe. Die Rechnungen ſollen 
die Deichgeſchwornen durchgehen und beſcheinigen. 

5 ö $. 48. 

Alsdann iſt fie den zum Verbande gehörigen Ortsvorſtehern mit als 
len Belegen und mit der vom Deichgeſchwornen nach §. 34 zu fertigenden 
Materialienrechnung vorzulegen, welche mit Deputirten der Gemeinden 
zu ihrer Prüfung jaͤhrlich einmal unter dem Vorſitze des Revier⸗Deich⸗ 
geſchwornen, oder da, wo mehrere Reviere in einem Deich⸗Societaͤts⸗ 
verbande ſtehen, unter dem Vorſitze des Deichgraͤfen im vollen Deich⸗ 
grafencollegio ſich verſammeln ſollen. nt 


. 4 ER 
Dem Landrathe und dem Grundherren iſt eine Abſchrift dieſer Rech⸗ 


nung einzureichen, und nachzuweiſen, daß, oder 1 weit die bei ihrer 
Reviſton etwa gemachten Einwendungen gehoben ſind, und in wie weit 


Verwalter der Deichcommunalcaſſe Decharge ertheilt ſey. 


Schluß. 
F. 50. a 


Die Deichgeſchwornen ſollen die Bewohner ihrer Reviere darauf 
aufmerkſam machen, daß es fuͤr ſie ſehr rathſam ſey, aller Orten ſtets 
Kaͤhne fuͤr den Fall einer Ueberſchwemmung in Bereitſchaft zu halten. 
Auch haben ſie dafuͤr zu ſorgen, daß bei jeder Wachbude zur Zeit des 
Eisganges ein Kahn vorhanden ſey. e Ri 

Endlich follen fie ſich mit dieſer Dienſtanweiſung völlig vertraut 
machen, insbeſondere aber kurz vor jedem Eisgange ſie ſorgfaͤltig durch⸗ 
gehen, ſtets darnach verfahren, und bedenken, daß von Ihrer Pflicht⸗ 


er 
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treue, Wachſamkeit, Sorgfalt, Feſtigkelt und Beharrlichkeit das Wohl 
und Wehe vieler tauſend Menſchen abhaͤnge, daß ſie daher der, ihnen 
obliegenden Verantwortlichkeit auch nur durch große Anſtrengung und 
Sorgfalt wuͤrdig entſprechen koͤnnen. \ 


Danzig, den 25. Januar 1830. ; 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Beilage zu F. 29. 


Nachweiſung des Hauptquartiers der Landräthe, Deich⸗Inſpectoren, 
Deichgräfen, und der Stellvertreter der Grundherren zur Zeit der 
Dammwache. 


1) Der Landrath und der Deich-Inſpector des Danziger Kreiſes ſollen 
zur Zeit der Dammwachen ihr Hauptquartier in Kaͤſemark nehmen, 
2) der Landrath und der Deicy- Infpector des Marienburgſchen Kreiſes 
im Montauſchen Koͤnigl. Forſthauſe, 8 
3) der Landrath und Deich⸗Inſpector des Elbinger Kreiſes in Clement⸗ 


fahre, * WE 

4) eine Deputation der Elbingſchen Stadtbehoͤrde in der Vorſteher⸗Wach⸗ 
bude im Ellerwalde, 

5) der Domainens Intendant des Koͤnigl. Amts Elbing im Schleuſen⸗ 
hauſe des Kraffuhlcanals, i . 

6) der Domainen⸗Intendant des Koͤnigl. Amts Marienburg in Jonas⸗ 
dorf, l = . 

7) der Domainen - Intendant des Koͤnigl. Amts Tiegenhof in Rothe⸗ 
Bude, Kaͤſemark ‚gegenüber, = 

8) ein Abgeordneter des Magiſtrats zu Danzig in der Wachbude von 
Ruͤckfort, 8 5 ! 

9). ein Mitglied des Magiſtrats zu Danzig für die Nehrung in Siedlers⸗ 


führe, 
10) 55 Abgeordneter des Magiſtrats zu Danzig fuͤr das Stuͤblauſche 
Werder in Vogelgreif, 
11) der Deichgraͤf des Stuͤblauſchen Werders in Kaͤſemark, 
12) der Deichgräf des großen Marienburgſchen Werders im Forſthauſe 
zu Montau, f 
13) der Deichgraͤf des kleinen Marienburgiſchen Werders in Jonasdorf, 
14) der in der Elbingſchen Einlage angeſtellte Koͤnigl. Waſſerbaumei⸗ 
ſter im Commiſſionshauſe zu Robach. 3 
Keiner dieſer Beamten darf fein Hauptquartier ohne vorgaͤngige all: 
gemeine öffentliche Anzeige und ohne Genehmigung der Koͤnigl. Regierung 
verändern. — Sie werden während der Dammwache die Daͤmme ihrer 
Bezirke bereiſen, und ſich zur Zeit der Gefahr innerhalb ihres Kreiſes 
oder Bezirks dahin begeben, wo ihre Gegenwart am nothwendigſten 
und nuͤtzlichſten ſeyn kann! fie werden jedoch ſtets im Hauptquartiere 
die Nachricht zuruͤcklaſſen, auch ſonſt von Wachbude zu Wachbude davon 
allgemeine Kunde geben, wo ſie anzutreffen ſind. 3 
Fuͤr die Zeit der Dammwache iſt dem Landrathe des Elbingſchen 
Kreiſes auch die Aufſicht uͤber den, auf dem rechten Ufer der Nogath 
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5 7 
velegenen Theil des Marienburgſchen Kreiſes, und über die dazu gehoͤ⸗ 
rigen Deiche, dem Landrathe des Marienburgſchen Kreiſes aber die 
Aufſicht über den auf dem linken Ufer der Nogath belegenen Theil des 
Elbingſchen Kreiſes und die dortigen Deiche mit uͤbertragen. Die In⸗ 


tendanten des Marienburgſchen und des Elbingſchen Amts bleiben waͤh⸗ 


rend der Dammwache allein auf das rechte Ufer der Nogath in ihrem 
Amtsbezirke beſchraͤnkt, und ſtehen dann beide unter dem Landrathe des 
Elbingſchen Kreiſes. 3 


Danzig, den 25. Januar 1830. 5 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Beilage zu 9. 31. 5 . 
Gang der Dammwach⸗ Rapporte. - 
Dev Hafenbauinſpector des Elbingſchen Hafens ſchickt taͤglich zwei 


Mal, nämlich des Morgens um 8 Uhr und des Abends um 6 Uhr, feine 
ſchriftlich abzufaſſenden Bemerkungen über den dortigen Eis- und Waf- 


ſerſtand nach der Wachbude von Fiſchers-Kampe, von wo der Bericht 


ſtromaufwaͤrts auf dem rechten Nogathufer von Wachbude zu Wachbude 
mit den Rapports der Regenten dem Landrathe nach Clementfaͤhre und 


von da weiter bis nach Marienburg geſendet werden ſoll, wo ſie im In⸗ 


tendantur⸗Bureau geſammelt und nach dem Eisgange dem Landrathe des 
Elbingſchen Kreiſes zum Aufbewahren übergeben werden follen. 

Auf gleiche Weife gehen die Rapporte von Marienburg ſtromab⸗ 
wärts über Glementfähre und Fiſcherkampe bis zum Elbingſchen Hafen, 
wo ſie ebenfalls geſammelt und nachher dem Landrathe des Elbingſchen 
Kreiſes übergeben werden. 1 

In der Elbingſchen Einlage gehen am linken Nogathufer die Rap⸗ 
porte vom Neureihſchen Ueberfalle bis zum Rodenackerſchen Ueberfalle 
und ebenſo zuruͤck. Der in der Einlage ſtationirte ꝛc. Waſſerbaumeiſter ſorgt 
für die ſichere Aufbewahrung und Ablieferung dieſer Rapporte an beiden En⸗ 
den dieſer Deichlinie, und unterhält über Clementfaͤhre mit dem Landrathe und 
Deichinſpector des Elbingſchen Kreiſes ſo lange als moͤglich eine Verbin⸗ 
dung, an welche er ſeinen Rapport mindeſtens zwei Mal des Tages abſenden 
Toll: ebenſo erhaͤlt er ſich mit dem Landrathe des Marienburgiſchen Kreiſes über 
Horſterbuſch To lange als möglich in Verbindung, und erſtattet auch dies 
ſem gleichmäßig Rapporte. 

Der Dammverwalter in Jungfer ſendet ſeine Rapporte nach dem 
Koll, von wo fie ſtromaufwaͤrts längs dem Großwerder⸗Damme mit 


den übrigen Rapporten uͤber Kalthof nach dem Montauſchen Forſthauſe 


und von da an dem rechten Ufer der Weichſel ſtromabwaͤrts von Wach⸗ 


bude zu Wachbude bis zum Quartier des Intendanten vom Amte Tie⸗ 
genhof gehen, der fie ſammelt und nach dem Eisgange dem Landrath 


des Marienburgſchen Kreiſes uͤbergiebt. 


Die Rapporte von Groß⸗Brunau gehen auf dem linken Weichſel⸗ 


ufer ſtromaufwarts über Rothebude von Wachbude zu Wachbude über 
den Dirſchauer Faͤhrkrug nach der Milenzer Wachbude und von da nach 
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dem Montauſchen Forſthauſe. Von hier gehen ſie auf dem großen No⸗ 
gathdeiche ftromabwärts bis zum Koll, wo fie geſammelt und nach dem 
Eisgange dem Landrathe des Marienburgiſchen Kreiſes zur Aufbewah⸗ 
rung uͤbergeben werden. 

Der auf der Montauſchen Spitze ſtationirte Conducteur ſendet ſeine 
Rapporte directe ins Hauptquartier des Landraths des Marienburgiſchen 
Kreiſes. ; iR | 

Die Rapporte der Wachbuden des linken Weichſelufers gehen von 
Vogelgreif ſtromabwaͤrts bis zum Hauptquartiere des Landraths des 
Danzigſchen Kreiſes in Kaͤſemark und von da über Ruͤkfort nach Dan⸗ 
zig an das Koͤnigl. Polizeipräſidium, das ſie ſammelt, der Koͤniglichen 
Regierung und dem Magiſtratrs⸗Dirigenten davon Mittheilung macht, 
und ſie nach erfolgtem Eisgange dem Landrathe des Danzigſchen Krei⸗ 
ſes zum Aufbewahren uͤbergtebt. ' 

Der Hafenbau-Inſpector in Fahrwaſſer ſendet täglich zwei Mal, 
nämlich Morgens um 8 Uhr und Abends um 6 Uhr der Königl, Regie⸗ 
rung und auch dem Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidio Berichte über den Stand 
des Waſſers und Eiſes am Ausfluſſe der Weichſel. Die letzten werden 
vom Koͤnigl. Polizei » Präfidio ungefaͤumt über die Langgarter Wachbude 
nach der Ruͤkforter Wachbude und fo weiter von Wachbude zu Wach⸗ 
bude an dem rechten Weichſelufer mit den uͤbrigen Rapports ſtromauf⸗ 
warts nach Kaͤſemark und von da bis Vogelgreif geſendet, wo fie ge⸗ 
ſammelt und nach dem Eisgange dem Landrathe des Danzigſchen Krei⸗ 
ſes uͤbergeben werden ſollen. a 

Die Rapporte der Wachbuden der Nehrung ſollen reſpective ſtrom⸗ 
aufwärts und ſtromabwaͤrts nach Siedlersfaͤhre an den dort ſtationirten 
Magiſtratsdeputirten geſendet werden, der ſie bei der Eulen⸗Kathe uͤber 
den Strom durch die dort anzubringende Communications⸗Anſtalt nach 
dem Eſchen⸗Kruge ſendet, wo fie nach Kaͤſemark gehen, und von dort 
nach Danzig an das Polizei⸗Praͤſidium zur Sammlung geſchickt werden 
ſollen. . 2 

Die drei vorſtehend bezeichneten Landraͤthe der Niederungen werden 
zur Zeit der Damm = und Eiswache bei Schadewalde und Jonasdorf 
oder Marienburg, ferner bei Rothebude und Kaͤſemark, nach Umſtaͤnden 
auch bei Dirſchau und endlich bei der Eulen⸗Kathe auf der Nehrung 
und dem Eſchen⸗Kruge ſolche Veranſtaltungen treffen, daß die Verbin⸗ 
dung der beiderſeitigen Ufer der Weichſel und Nogath wenigſtens für 
Briefe wo möglich zu keiner Zeit ganz unterbrochen werde. Sie wer: 
den ſich zur Zeit der Dammwachen unter einander unausgeſetzt vom Zu⸗ 
ſtande der Stroͤme Nachricht geben, und der Regierung ohne Unterbre⸗ 
chung darüber tägliche Anzeige machen. Ba 


Danzig, den 25. Januar 1830. f 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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C. 


Dienſtanweiſung fuͤr die Regenten der Wachbuden an der 
Weichſel und Nogath im Danzigſchen Regierungsbezirke. 
F. 1. 

Zur Zeit 5 Eiswache fuͤhrt in jeder Wachbude ein Einſaſſe unter 


dem Namen eines Regenten den Befehl. Er traͤgt zum Zeichen ſeiner 
Wuͤrde um den Hals eine Medaille an einem breiten dunkelrothen Bande. 


§. 2. ) 


Dies Ehrenamt ſetzt ein beſonderes Vertrauen der . in 
den Erwaͤhlten voraus; jeder dazu berufene Einſaße ſoll daher durch 
Eifer, Wachſamkeit, Muth, Entſchloſſenheit und durch ein ſehr anſtän⸗ 
diges ne ſich deſſen würdig zeigen. 

d. 3. 

Er ſoll dem vorgeſetzten Deichgeſchwornen, e und 
Deichgraͤfen die ſchuldige Achtung und Ehrerbietung im Dienſte erzeigen 
und deſſen Befehle aufs puͤnctlichſte befolgen, kaud) von der ihm unter⸗ 
gebenen Mannſchaft vollziehen laſſen. 

Auch ſoll er die Befehle des Landraths und Deichinſpectors, wenn 
ſelbige ihm etwa geraden Weges zukommen ſollten, ungeſaͤumt und 
ſchnell zur Ausfuhrung bringen und auch dieſen obern Kreisbeamten die 
ſchuldige Ehrerbietung beweiſen. 

H. 4. 


Sobald der Regent in der Wachbude anlangt, ſoll er die in den 
Depots befindlichen Materialien und Geraͤthſchaften unterſuchen und uͤber⸗ 
nehmen, dem Deichgeſchwornen vom Beſtande Anzeige machen und beim 
Schluſſe der Wache daruͤber Rechenſchaft ablegen. 

No 

Derfelbe hat ferner fogleich die Noth- und Laͤrmſtangen einrichten, 
auch die Materialien zu den Rauchſaͤulen zuſammenbringen, auf denje⸗ 
nigen Stellen auf dem Damme aufftellen zu laſſen, welche der Deichge⸗ 
ſchworne dazu bezeichnen wird, und ſie bewachen zu laſſen. 

9. 6. ö 

Ferner ſoll der Regent die Wachmannſchaft muftern und in Rot 
ten abtheilen. Jeder derſelben ift von ihm ein Rottenführer aus 
der Wachmannſchaft vorzuſetzen, welcher als Erkennungszeichen ein brei⸗ 
tes dunkelrothes Band um u rechten Arm tragen fol, 


) Alle diejenigen Deich⸗ Sommmalbeamten, welchen die Auffi cht uͤber 
Deichreviere anvertraut iſt, werden in dieſer Anweiſung unter der ge⸗ 
meinſchaftlichen Benennung des Deichgeſchwornen verſtanden, gleichviel, 
ob ſie wirklich ſo, oder Dammverwalter, oder Deichaufſeher, oder an⸗ 
ders genannt werden. 
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Die gewandteſten und zuverläſſigſten Maͤnner find zu Rottenfüh⸗ 
rern zu beſtimmen. Sie ſind zur genauen Beaufſichtigung ihrer Rotten⸗ 
leute anzuweiſen. ; 

Die Brdnung für die Dammwache iſt der Wache vorzulefen und 
zu erklaͤren. 3 

Die Namen der auf der Wache befindlichen Leute, ihre Einthei⸗ 
lung und die Namen der Rottenfuͤhrer find in das Dammwaͤchter⸗Buch 
einzutragen, zu welchem das Schema beiliegt. 


9. 7. 


> Die alte Wache darf nicht eher entlaſſen werden, als bis die Ab⸗ 
Löfung eingetroffen und eingetheilt iſt. | 

Sollten im Strome bedenkliche Umftände ſich zeigen, oder gar 

ſchon Gefahr eingetreten ſeyn; ſo darf die alte Wache nicht ohne aus⸗ 
druͤcklichen Befehl des Revier⸗Deichgeſchwornen entlaſſen werden. 


9. 8. 


Er fol dafür ſorgen, daß die Reitpferde der Dammmächter und 
die Zugpferde der Eiswagen gehoͤrig untergebracht und verſorgt werden. 


9. 9. 


Er ſoll die nöthigen Poſten nach der Anweifung des Deichgeſchwor⸗ 
nen ausſetzen und ſie davon unterrichten, was ſie zu beobachten und wie 
ſie ſich zu verhalten haben. 

Mindeſtens ſoll ein Doppelpoſten vor der Wachbude auf dem Damme 
zur Beobachtung des Stroms und der ſonſtigen Ergebniſſe ausgeſtellt 
werden. 

Sind die Noth⸗ und Larmzeichen nahe bei der Wachbude erichtet, 
ſo iſt dieſem Poſten in der Regel der Platz bei denſelben anzuweiſen, 
und ihm die Auſfſicht uͤber ſie mit zu übertragen; ſonſt aber iſt bei den 
Noth ⸗ und Laͤrmzeichen ein anderer einfacher Poſten auszuſetzen. 

Für die gehoͤrige Abloͤſung der Poſten iſt von ihm zu ſorgen. Auch 
hat er fie öfters perſoͤnlich und durch Rottenfuͤhrer zu revidiren. 


8. 10. ” 


Er ſoll in der Wachbude ſtrenge auf Ruhe und Ordnung halten. 

Leichte Vergehen ſind durch Ermahnung und Zurechtweiſung zu ruͤ⸗ 
gen; ſchwere Vergehen aber ſind dem Deichgeſchwornen anzuzeigen. 

Derjenige, welcher ſich dieſe hat zu Schulden kommen laſſen, iſt 
bis zur Ankunft des Deichgeſchwornen als Hausarreſtat zu behandeln. 

Fortgeſetzt widerſpenſtige und ungehorſame Leute, welche gar nicht 
zur Ruhe zu bringen ſeyn follten, find als Arreſtaten an den Deichge- 
ſchwornen des Reviers mit einer Anzeige ihres Vergehens unter ſicherer 
Begleitung abzuſenden. 


x 


$. 11. 


Wenn ein Knecht oder Tageloͤhner fich ſo vergeſſen ſollte, daß er 
ſich einem Rottenfuͤhrer, Rathmanne oder gar dem Regenten ſelbſt thaͤt⸗ 
lich widerſetzen oder ſonſt einen ſehr groben Exceß begehen, oder ei⸗ 
nen vom Regenten ausgeſprochenen Befehl beharrlich und unter ſolchen 
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„ 

erſchwerenden Umſtaͤnden, welche auf die uͤbrigen Mannſchaften einen 
uͤbeln Eindruck machen koͤnnten, oder zur Zeit einer Gefahr den Gehor⸗ 
ſam verweigern ſollte: dann ſoll der Regent befugt und verpflichtet ſeyn, 
über einen ſolchen Straffaͤlligen auf der Stelle mit Zuziehung zweier auf 
der Wache befindlichen Rathmaͤnner oder Einſaſſen Gericht zu halten, 
eine Zuͤchtigung bis zu ſechs Peitſchenhieben anzuordnen, und durch Leute 
der Wachmannſchaft oder durch einen benachbarten Gemeindediener execu⸗ 

tiren zu laſſen. \ l 

Ueber den Vorfall und die geſchehene Zuͤchtigung ſoll ſofort in das 
Wach > Rapport⸗ und Notizbuch ein kurzer Vermerk gemacht werden, 
welchen die zur Haltung des Gerichts zugezogenen beiden Maͤnner mit 
zu unterzeichnen haben. \ 

Der auf ſolche Weiſe Beſtrafte aber ſoll nach erhaltener Strafe 
unter ſicherer Begleitung als Arreſtat an den Schulzen ſeines Wohnorts 
mit der Aufforderung zuruͤckgeſendet werden, ſtatt ſeiner einen andern 
Mann zur Wachbude zu commandiren. 

. k g. 12. 

Jeder Regent ſoll ſich aber vor Uebereilung ſehr huͤten, und insbe⸗ 
ſondere von dem verliehenen Zuͤchtigungsrechte nur im aͤußerſten Noth⸗ 
falle Gebrauch machen; jedenfalls ſoll er keine Zwangsmaaßregel oder 
Zuͤchtigung eigenhändig vollſtrecken dürfen. f 


$. 18, 


Gehören die Schuldigen zum ſtehenden Heere, oder zur Kriegsre⸗ 
ſerve oder zur Landwehr, und ſind fie nicht in die 2te Dienſtelaſſe ge⸗ 
ſtellt, dann darf eine ſolche Zuͤchtigung nicht erfolgen; ſolche fraffällige 
Leute ſollen vielmehr als Arreſtaten an den Deichgeſchwornen, und von 
dieſem an den Landrath abgeſendet werden. 


$. 14. 


Der Regent ſoll hauptſaͤchlich das Betrinken der Leute zu verhin⸗ 
dern ſuchen, was durch Aufmerkſamkeit deſſelben und der Rottenfuͤhrer 
ſehr wohl geſchehen kann und müß. a 

Es wird fuͤr Mangel an Aufmerkſamkeit und Dienſteifer des Re⸗ 
genten angeſehen werden, wenn dieſer Uebelſtand in der Wachbude oder 
gar auf dem Poſten vorkommt. a 

Er fol den Wachbuden⸗ Wirth verpflichten, an einzelne Leute nicht 
im Uebermaaß hitzige Getraͤnke verabfolgen zu laſſen; ihm es zu melden, 
wenn jemand mehr davon verlangt und zu ſich nimmt, als er vertragen 
kann; auch ihn zur Verantwortung ziehen und beſtrafen, wenn er dieſen 
Befehl uͤberſchreitet. 5 ’ 

K 1. 


Wenn ſich aber, ohnerachtet aller vom Regenten angewendeten Auf⸗ 
merkſamkeit, dennoch ein einzelner zur Wache gehoͤriger Mann betrin⸗ 
ken ſollte, ſo hat der Regent ihn als Arreſtat an den Schulzen ſeines 
Wohnorts mit der Aufforderung zu ſenden, ihn bis dahin, daß er nuͤch⸗ 
tern geworden ſeyn wird, unter Aufſicht zu ſtellen, und ihn demnaͤchſt N 
ernſtlich zu beſtrafen, ſtatt feiner aber ſofort einen andern Mann für 
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ſeine Rechnung zur Wache zu ſenden. Ein ſolcher Fall iſt auch dem 
Deichgeſchwornen anzuzeigen, damit dieſer für die wirkliche Vollziehung 
der Strafe forgen koͤnne. N 

9. 16. { 


Der Regent fol den Strom, das Eis und den Deich ſowohl feldft 
beobachten, als auch durch ſichere Leute genau beobachten laſſen, und 
den am Markeur beobachteten Waſſerſtand allſtuͤndlich in das Wachbuch 
in die dazu beſtimmte Abtheilung, welche nach dem anliegenden Schema 
einzurichten iſt, eintragen. Die an ſelbigen bemerkten weſentlichen Ver⸗ 
aͤnderungen ſind unverzuͤglich dem Deichgeſchwornen des Reviers anzu⸗ 
zeigen. 

- $. 17. 


An jedem Morgen und Abende ſoll der Regent dem Deichgeſchwor⸗ 
nen vom Zuſtande des Stroms, der Deiche und von dem, was auf der 
Wache vorgefallen iſt, eine kurze ſchriftliche Anzeige (Rapport) machen. 

Dieſer Rapport iſt ſo abzuſenden, daß er des Morgens zeitig vor 
8 Uhr, des Abends zeitig vor 6 Uhr beim Deichgeſchwornen anlangt. 

Wenn das Waſſer den Fuß des Deichs erreicht hat oder ihn übers 
ſchreitet, iſt ſtuͤndlich ein ſolcher Rapport abzuſenden. 

Jeder Rapport (ſey es der eigne, oder ſey es ein durchgehender) 
ſoll durch einen Reiter in einer ledernen, mit einem Umhaͤngeriemen ver⸗ 
ſehenen Taſche zur naͤchſten Wachbude ſchnell abgeſendet werden. 

Kein zur Weiterbefoͤrderung empfangener Rapport darf Länger als 
5 Minuten in einer Wachbude aufgehalten werden. f 

Jeder von einem Regenten ſelbſt erſtattete Rapport iſt woͤrt⸗ 
lich in das Wach⸗Notizen⸗ und Rapportbuch einzutragen. Alle eigenen 
Rapporte ſollen genau numerirt und auch im Rapportbuche mit dieſer 
Nummer eingetragen werden. f 

Jeder durchgehende fremde Rapport fol vom Regenten 
durchgeleſen, im Rapportbuche blos mit dem Namen der Wachbude, von 
wo er abgeſendet iſt, und mit der Nummer, welche er fuͤhrt, verzeich⸗ 
net, und dabei genau die Zeit, wann er angekommen und weiter befoͤr⸗ 
dert iſt, vermerkt werden. ; 

Die in ſolchen fremden Rapporten gemeldeten beſonders wichtigen 
Ereigniſſe ſollen mit kurzen Worten zur Erinnerung auch im Rapport⸗ 
buche vermerkt werden. Den 

Das beiliegende Schema für die Rapporte und fir das Wachrap⸗ 
portbuch ſoll uͤberall angewendet werden und in jeder Wachbude zu den 
erſten die noͤthige Anzahl gedruckter Blankets vorhanden feyn. 

Jedem Boten, welcher einen Rapport oder fonft ein Schreiben über 
bringt, ſoll ein Empfangſchein nach dem anliegenden Schema zu⸗ 
geſtellt werden, wozu auch ein Vorrath gedruckter Blankets in jeder 
Wachbude vorhanden ſeyn ſoll. Dieſe Empfangſcheine ſollen den zuruͤck⸗ 
kehrenden Boten vom Regenten abgenommen und aufbewahrt werden. 


$. 18. 


Wenn der Strom bis an den Fuß des Deiches geſtiegen iſt, ſoll je⸗ 
der Regent durch Tag und Nacht alle 2 Stunden, wenn das Waſſer 
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aber mehr wächst, alle Stunden, und wenn es noch bedeutend ‚höher ſteigt 
und ſchnell waͤchſt und die Gefahr drohender wird, noch oͤfters einen 
Kundſchafterpoſten (Patrouillen) bis zu der naͤchſten Wachbude ſtromauf⸗, 
und einen zweiten zur naͤchſten Wachbude ſtromabwaͤrts abſenden. 

Jede ſolche Patrouille ſoll in der Regel aus 2 Mann zu Pferde be⸗ 
ſtehen, von denen mindeſtens einer ein Einfaffe feyn fol. Der Regent 
fol fie mit den Beſtimmungen der folgenden 3 88. ee vertraut 
machen. 

$. 19. 


Jeder Führer einer Patrouille ſoll ſowohl als Zeſchen ſeines Ges 
ſchaͤfts, als auch zum Gebrauche in vorkommenden Fällen, eine Eisaxt 
mit ſich fuͤhren, in dunkeln Naͤchten auch eine Laterne mitnehmen. 

Er ſoll den Zuſtand des Stroms, des Eiſes und des Deiches genau 
beobachten, insbeſondere aber unterſuchen, ob das Eis ſich hebe oder 
breche, ob der Damm irgendwo durch Wellenſchlag oder Eisſchollen ab⸗ 

gebrochen oder unterwaſchen werde, oder ob er erweiche, oder ob ſich 
landwürte Quellungen und Durchſickerungen, oder ob ſich ſonſt irgend 
Veränderungen oder bedenkliche Umſtaͤnde zeigen. 


$ 20. 


Zu dieſem Ende reitet die Patrouille bis zur naͤchſten Wachbude auf 
dem Damme, meldet ſich dort bei dem Regenten, und theilt ihm ihre 
Bemerkungen mit. Sie darf ſich dort aber nicht Länger aufhalten, als zu 
dieſer Mittheilung, zur Ausrichtung etwa erhaltener Beſtellungen und 
zur Empfangnahme etwaniger Mittheilungen und Auftraͤge an den Re⸗ 
genten ihrer eigenen Wachbude nöthig iſt. 

Dann kehrt fie landwaͤrts langs dem Fuße des Deiches zu ihrer 
Wachbude zuruͤck, meldet ſich bei dem eigenen Regenten und giebt Aus⸗ 
kunft uͤber die gemachten Bemerkungen und Unterfuchungen,. fo wie uͤber 
die ig oder empfangenen Beſtellungen. 


8. 21. 


Entdeckt die Patrouille einen Abbruch, oder eine Unterwaſchung des 
Dammes, oder einen Einſturz, oder Quellungen und Sickerungen, oder 
eine Eisſtopfung, oder ſonſt irgend etwas Gefahr- Drohendes oder auch 
nur Verdaͤchtiges, und liegt die verdaͤchtige oder bedrohte Stelle der 
fremden Wachbude näher als der eigenen, To fol ein Mann ſchnell zur 
naͤchſten Wachbude reiten und dort das Bemerkte anzeigen. Der zweite 
Mann aber ſoll zum Regenten der eigenen Wachbude eilen und dieſem 
das Wahrgenommene melden. Beſteht die Patrouille aus mehr als 2 
Mann, fo Hält die übrige Mannſchaft am verdächtigen Orte fo lange, 
bis Huͤlfe kommt. 

Liegt der verdaͤchtige oder gefaͤhrliche Ort aber der eigenen Wach⸗ 
bude naͤher als der fremden, dann kehrt ein Mann ſchnell zu jener zur 
Meldung zuruͤck die übrige Mannſchaft aber bleibt auf der Stelle und 
ſucht nach Umſtaͤnden und ſoweit ihre Kraͤfte reichen, dem andringenden 
Uebel ſo lange moͤglichſt entgegen zu wirken, bis N kommt. 
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$. 22. \ 


Sobald in einer Wachbude eine ſolche Meldung anlangt, p fo 
der Regent unverzüglich ſich an den Ort der Gefahr mit der noͤthigen 
Mannſchaft und den erforderlichen Geraͤthſchaften hinbegeben, den be⸗ 
merkten Uebelſtand genau unterſuchen und ihm mit allen in feinen Kraͤf⸗ 
ten ſtehenden Mitteln entgegen wirken, auch ſogleich dem Deichgeſchwornen 
Nachricht geben, der ihm aufs Schleunigſte zur Huͤlfe kommen und dann 
den Befehl uͤbernehmen wird. 

8 5. 28. 


Zur Richtſchnur feines Verfahrens für fo lange, bis der Deichge⸗ 
ſchworne anlangt und den Befehl uͤbernimmt, dienen dem Regenten 
folgende Regeln: 

Wenn das Waſſer durch den Deich durchſeigert, ſoll die Stelle 
in der groͤßtmoͤglichſten Geſchwindigkeit mit Miſt und guter fetter Erde 
an der Landſeite des Dammes ſo lange belegt werden, bis derſelbe da⸗ 
durch gehörig verſtaͤrkt iſt und das Durchſeigern aufhoͤrt. ; 

Wenn das Waſſer an einzelnen Stellen des Dammes durchlaͤuft, 
muß man zuvoͤrderſt die Oeffnungen an der Außenſeite des Dammes aufs 
ſuchen und ſie mit ſchraͤge vorgeſchlagenen Brettern und dahinter ge⸗ 
ſtampftem Miſte zu verſchließen bemüht ſeyn. Wird die Oeffnung nicht 
entdeckt, oder iſt das eben beſchriebene Verfahren anderer Umftände wer 
gen nicht anwendbar; ſo werden auf der Binnenſeite in einiger Entfer⸗ 

nung Pfaͤhle um die Oeffnangen geſchlagen und das Loch mit Miſt, Stroh 

und dergleichen verſtopft und mit Erde ſo hoch beſchuͤttet, daß die auf⸗ 
geworfene Erde beim Drucke des Waſſers widerſtehe. Die Pfaͤhle koͤn⸗ 
nen dabei mit Strohſeilen und Miſt verflochten werden, damit die Erde 
nicht dazwiſchen wegfalle oder von dem Anfangs noch durchlaufenden 
Waſſer weggeſpuͤlt werde. f 

Wenn der Damm anfängt, abzubrechen, muß man ihn mit Fa⸗ 
ſchinen dicht uͤbereinander benageln. Iſt aber ſchon ein betraͤchtliches 
Stuͤck weggebrochen, dann iſt mit der groͤßtmoͤglichſten Eile ein Deckwerk 
von Faſchinen vorzubauen. Sollte es hierzu an Faſchinen fehlen, dann 
koͤnnen waſſerwaͤrts Pfaͤhle und Bretter vorgeſchlagen, Stroh, Mift, 
Erde dahinter geſtampft und die ausgeſchlagenen Löcher mit Erde gefuͤllt 
1 außerdem aber muß der Damm landwaͤrts mit Erde verſtaͤrkt 
werden. 

Wenn das Waſſer bei Eisſtopfungen, oder durch andere Veranlaſ⸗ 
ſung über den Wall zu gehen droht, dann muß derſelbe mit Erde 
und Miſt beſchuͤttet werden; im Nothfalle muͤſſen Faſchinen vorgelegt 
und angenagelt, oder Bretter und Holz angeſchlagen und auch foͤrmliche 
Miſt⸗ und Erdkaſten aufgelegt werden; kurz der Deich muß wo moͤglich 
fo erhöht werden, daß das Waſſer nicht übergehen kann. 

Jedoch bleiben die nähern Anordnungen in allen ſolchen Nothfaͤllen 
den hinzugekommenen Deichbeamten uͤberlaſſen, die daher von jedem 
Nothſtande unverzuͤglich von dem Regenten zu benachrichtigen ſind. 


5 $. 24. 
Glaubt ein Regent, das entdeckte Uebel nicht mit feiner Mannſchaft 
* 
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allein uͤberwaͤltigen zu koͤnnen, ſo hat er in Zeiten die Nothzeichen 
mit der rothen Flagge oder mit den Doppelt⸗Laternen vom Damme zu 
geben, auch ſchleunige Huͤlfe von den benachbarten Wachbuden durch Bi: 
ten zu erfordern, und die naͤchſten Ortſchaften am Damme aufzubieten 

Wenn aber ein wirklicher Bruch entſtanden iſt, dann ſoll der Re: 
gent zur Nachtzeit die Laͤrmſtange und Theertonnen anzuͤnden, bei Tage 
aber eine Rauchſaͤule aufſteigen laſſen. ’ 5 

Der Regent, der in dieſe traurige Lage kommt, bleibt dafür verant⸗ 
wortlich, daß dieſe aͤußerſten Laͤrmzeichen nicht zu früh, aber in keinem 
Falle auch nicht zu ſpaͤt gegeben werden. 

Sobald ein Fanal oder eine Rauchfaͤule an einer Wachbude ange⸗ 
zuͤndet wird, ſollen alle übrigen auf derſelben Stromſeite, unterhalb be: 
legenen Wachbuden ihre Laͤrmzeichen gleichfalls anzuͤnden laſſen. 


9. 25. 


Nichts deſto weniger ſoll mit der Arbeit zur Ueberwaͤltigung des 
Uebels und bei wirklich erfolgtem Bruche zur Sicherung des uͤbrigen un⸗ 
durchbrochenen Dammes aus allen Kräften gearbeitet werden, wozu die 
herbeigekommene Mannſchaft aufs beſte und kraͤftigſte zu ermuntern iſt. 

Der Regent ſoll jedoch in keinem Falle ſelbſt mitarbeiten, ſondern 
nur allein fuͤr Aufrechthaltung der Ordnung ſorgen und es nicht dulden, 
daß irgend jemand ſich der Arbeit und dem ihm angewieſenen Geſchaͤfte 
entziehe, oder den Damm eher verlaſſe, bevor er dazu von 
den Deichobern die Erlaubniß erhalten hat. e 

Die ſchwerſten Strafen ſollen denjenigen treffen, der dies dennoch 
ohne Befehl oder ohne Erlaubniß chut. Denjenigen Regenten, der ſich 
eines ſolchen Vergehens zu Schulden kommen laſſen ſollte, oder nicht 
alles anwenden wuͤrde, was in ſeinen Kraͤften, oder in den Kraͤften ſei⸗ 
ner Mannſchaft ſteht, ſoll die diesfaͤllige Strafe in geſchaͤrftem Grade 
treffen. 

5. 26. 


Dieſe Dienſtanweiſung ſoll jedem Einſaſſen, welcher zum Regenten 
beſtimmt wird, vor der Eiswache vom Revier⸗Deichgeſchwornen einge: 
ſchaͤrft werden. Auch ſoll in jeder Wachbude ein Era nplar davon zum 
Gebrauche des Regenten aufbewahrt werden. | | 


Danzig, den 25. Jauuar 1830. and |: 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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